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Einleitung. 

Unter  dem  Namen  Landeskreditkassen  faßt  man  die  vom 
Staate  und  von  andern  öffentlichen  Gemeinwesen  errichteten 
Anstalten  zur  Förderung  des  Grundkredits  zusammen.  Ihre  An- 
fänge reichen  in  den  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  zurück,  in  die 
Zeit  lebhafter  Agrargesetzgebung,  die  zur  Durchführung  der  so- 
genannten Bauernbefreiung  staatlichen  Anstalten  die  Aufgabe  zu- 
wies, Darlehen  gegen  Hypothek  auszugeben  und  auf  diese  Weise 
die  Ablösung  gutsherrlicher  Lasten  zu  ermöglichen. 

In  Hessen-Kassel  (1832),  Nassau  (1840),  Hannover  (1840), 
Sachsen-Meiningen  (1849),  Gotha  (1853),  Schwarzburg-Rudol- 
stadt  (1855)  wurden  solche  Anstalten  ins  Leben  gerufen.  Noch 
älter  sind  die  Herzogliche  Leihhausanstalt  in  Braunschweig 
und  die  Herzogliche  Landesbank  in  Altenburg,  doch  waren 
sie  beide  zur  Zeit  ihrer  Gründung  (1765  und  1792)  noch 
keine  Staatsanstalten  ;  über  die  erste  übte  der  Staat  nur  die 
Aufsicht  aus,  die  andere  war  unter  dem  Namen  »Kammerleih- 
bank« der  Herzoglichen  Kammer  angegliedert.  Der  Zweck  der 
braunschweigischen  Anstalt  war  zunächst  die  Pflege  des  Pfand- 
leihgeschäftes zur  Bekämpfung  des  Wuchers,  der  der  altenbur- 
gischen  Kammerleihbank  das  Ausleihen  von  Beträgen  gegen  Hypo- 
thek an  Vasallen,  Diener  und  Untertanen  und  die  Annahme  ver- 
zinslicher Gelder.  Bei  der  Leihhausanstalt  in  Braunschweig  wur- 
den bald  die  Darlehen  gegen  Hypothek  neben  Vorschüssen  an 
den  Staat  zum  Hauptgeschäft;  im  Jahre  1832  wurde  die  Anstalt 
vom  Staate  übernommen.  Die  Kammerleihbank  in  Altenburg 
wurde   18 18  in  eine  Landesanstalt  umgewandelt. 

Jetzt  bestehen  in  Deutschland  folgende  15  Landeskredit- 
kassen : 

das    Herzogliche  Leihhaus  in  Braunschweig, 
die    Herzogliche  Landesbank  in  Altenburg, 
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die    Landeskreditkasse  in  Kassel, 

die    Nassauische  Landesbank  in  Wiesbaden, 

die    Hannoversche  Landeskreditanstalt  in  Hannover, 

die    Landständische   Bank    des    Königlich  Sächsischen  Markgraf- 

tums  Oberlausitz  in  Bautzen, 
die    Herzogliche  Landeskreditanstalt  in  Meiningen, 
die    Herzogliche  Landeskreditanstalt  in  Gotha, 
die    Fürstliche  Landeskreditkasse  in  Rudolstadt, 
die    Großherzogliche  Landeskreditkasse  in  Weimar, 
die    Staatliche  Kreditanstalt  des  Herzogtums  Oldenburg  in  Olden- 
burg, 
die    Fürstliche  Landeskreditanstalt  in  Sondershausen, 
die    Landesbank  der  Rheinprovinz  in  Düsseldorf, 
die    Hessische  Landeshypothekenbank  Aktiengesellschaft  in  Darm- 
stadt, 
die    Landesbank  der  Provinz  Westfalen  in  Münster. 

Sie  alle  (in  gewisser  Hinsicht  ausgenommen  die  Hessische 
Landeshypothekenbank)  haben  das  Gemeinsame,  daß  die  Staaten 
oder  die  kommunalen  Verbände,  denen  sie  angehören,  für  sie 
finanziell  haften  und  ferner,  daß  die  Gewährung  von  Darlehen 
gegen  hypothekarische  Sicherheit  im  Vordergrund  ihrer  Ge- 
schäfte steht.  Im  einzelnen  ist  die  Beteiligung  des  haftenden 
Gemeinwesens  verschieden.  Die  Behörde  übt  teils  nur  die  Auf- 
sicht, teils  leitet  sie  die  Anstalt  unmittelbar.  Mit  Ausnahme  der 
Landesbank  in  Altenburg,  der  Landeskreditkasse  zu  Gotha  und 
der  Landständischen  Bank  in  Bautzen  ist  die  Geschäftstätigkeit 
überall  auf  das  Gebiet  des  haftenden  Gemeinwesens  beschränkt. 
Der  materielle  Geschäftsumfang  ist  verschieden.  Neben  den 
Hypothekendarlehen  gewähren  die  Landeskreditkassen  bestimm- 
ten öffentlich-rechtlichen  Verbänden,  vor  allem  politischen  Ge- 
meinden, Kredit  ohne  dingliche  Sicherheit.  Fügt  man  dieser 
Ausgestaltung  der  Aktivtätigkeit  als  Passivgeschäft  die  Ausgabe 
von  verzinslichen  Schuldverschreibungen  und  die  Aufnahme  von 
Vorschüssen  aus  staatlichen  Mitteln  hinzu,  so  hat  man  die  ein- 
fachst-mögliche  Grundstruktur  des  sachlichen  Geschäftskreises, 
wie  sie  heute  die  Hannoversche  Landeskreditanstalt,  die  Groß- 
herzogliche Landeskreditkasse  in  Weimar,  die  Fürstliche  Landes- 
kreditanstalt in  Schwarzburg-Sondershausen  und  die  Staatliche 
Kreditanstalt  des  Herzogtums  Oldenburg  aufweisen.  WTelch  eine 
Fülle  von  Gestaltungsmöglichkeiten  aber  diese  einfachste  Bildung 
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in  sich  trägt,  legen  die  späteren  Ausführungen  an  dem  Beispiele 
der  oldenburgischen  Anstalt  dar.  Bei  den  übrigen  Landeskredit- 
kassen  finden  sich  sowohl  auf  der  Aktiv-  wie  auf  der  Passivseite 
Erweiterungen  des  Tätigkeitsfeldes. 

Ein  Blick  auf  die  Verbreitung  der  Anstalten  zeigt,  daß  die- 
jenigen mit  staatlicher  Haftung  sich  nur  in  den  kleineren  nord- 
und  mitteldeutschen  Bundesstaaten  finden.  Die  übrigen  Staaten, 
unter  ihnen  die  Königreiche  Preußen  und  Sachsen,  sowie  die 
süddeutschen  Staaten,  haben  es  vermieden,  die  Bürgschaft  des 
Staates  für  die  Kreditbedürfnisse  des  Grundbesitzes  einzusetzen. 
Die  in  Preußen  bestehenden  Landeskreditkassen  in  Hannover, 
Wiesbaden,  Kassel,  Münster  und  Düsseldorf  sind  Einrichtungen 
der  betreffenden  Provinzen  oder  Kommunalverbände,  nur  diese 
haften;  die  drei  zuerst  genannten  sind  vor  1866  als  Anstalten 
der  von  Preußen  annektierten  Staaten  gegründet  worden,  die 
übrigen  zwei  sind  durch  Ausbau  von  Provinzialhilfskassen  ent- 
standen. Die  einzige  sächsische  Anstalt  dieser  Art  ist  die  in 
Bautzen,  für  deren  Verbindlichkeiten  die  Landstände  des  Mark- 
grafentums  haften. 

Die  Staaten,  deren  fiskalische  und  wirtschaftspolitische  An- 
schauungen einer  engen  Interessengemeinschaft  mit  dem  Grund- 
kreditbedürfnis ablehnend  gegenüberstehen,  weisen  andere  Formen 
der  Kreditbefriedigung  auf,  bei  denen  sie  nur  die  Rolle  fördern- 
der Faktoren  übernommen  haben.  Zwei  Gruppen  solcher  Ein- 
richtungen lassen  sich  erkennen,  die  Landschaften  und  die  Hypo- 
thekenbanken. 

Die  Landschaften  sind  öffentliche  genossenschaftliche  Ver- 
bände von  Grundeigentümern  eines  bestimmten  Gebietes,  die 
unter  Solidarhaft  sich  die  Mittel  verschaffen,  um  ihren  Mitglie- 
dern Darlehen  gegen  hypothekarische  Sicherheit  zu  gewähren. 
Sie  finden  sich  vornehmlich  in  Preußen  ;  von  den  übrigen  deut- 
schen Bundesstaaten  weisen  nur  Mecklenburg,  Braunschweig, 
Sachsen  und  Württemberg  je  eine  Landschaft  auf.  Schon 
unter  Friedrich  II.,  im  Jahre  1770,  entstand  in  Preußen  die  erste 
Landschaft,  die  schlesische,  der  bald  andere  folgten.  Jetzt  sind 
mit  Ausnahme  der  Rheinprovinz  und  Hessen-Nassaus  alle  preu- 
ßischen Provinzen  mit  solchen  Anstalten  ausgestattet.  Sie  schlös- 
sen ursprünglich  nur  die  Großgrundbesitzer  zusammen,  erst 
später  sind  einige  dazu  übergegangen,  auch  mittlere  und  kleinere 
Grundbesitzer  aufzunehmen;  in  einzelnen  Provinzen  sind  für  den 
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bäuerlichen  Besitz  besondere  Landschaften  gegründet.  Der  Staat 
steht  —  soweit  er  nicht  selbst  mit  seinem  Grundbesitz  dazu  ge- 
hört —  nur  in  einem  lockeren  Verhältnis  zu  diesen  Einrichtungen ; 
sie  sind  seiner  Aufsicht  unterworfen,  von  ihm  mit  einigen  Privi- 
legien versehen  und  genießen  z.  T.  für  ihre  Pfandbriefe  Garantie 
aber  erst  in  zweiter  Linie. 

Die  dritte  und  jüngste  Gruppe,  die  der  Hypothekenbanken, 
umfaßt  die  meist  in  Form  von  Aktiengesellschaften  bestehenden 
Erwerbsunternehmungen,  deren  Hauptzweck  die  Gewährung  von 
Bodenkredit  ist.  Sie  kommen  vornehmlich  für  die  Beleihung 
städtischer  Liegenschaften  in  Betracht,  während  die  Landeskredit- 
kassen  und  die  Landschaften  vorwiegend,  z.  T.  sogar  ausschließ- 
lich, ländliche  Grundstücke  beleihen.  Ihre  grüßte  Bedeutung 
haben  sie  in  Süddeutschland.  Auch  zu  den  Hypotheken- 
banken hat  der  Staat  Stellung  genommen.  Das  für  das  Deutsche 
Reich  am  13.  Juli  1899  erlassene  Hypothekenbankgesetz  ent- 
hält beschränkende  Vorschriften  über  den  sachlichen  In- 
halt der  Geschäftstätigkeit  dieser  Unternehmungen  und  unter- 
wirft sie  der  Konzessionspflicht  sowie  staatlicher  Beaufsich- 
tigung. 

Die  Grenzen  zwischen  den  drei  Gruppen  sind  keineswegs 
immer  so  scharf  zu  erkennen,  wie  es  nach  dieser  kurzen  Skizze 
scheinen  mag.  Die  Mannigfaltigkeit  der  Formen,  die  besonders 
den  Gruppen  der  Landeskreditkassen  und  der  Landschaften  eigen 
ist,  läßt  auch  das  Verhältnis  zum  Staats-  oder  Kommunalverband 
nicht  unberührt.  Eine  Mischform  zwischen  Landeskreditkasse 
und  Hypothekenbank  stellt  z.  B.  die  im  Jahre  1902  errichtete 
Hessische  Landes-Hypothekenbank J)  dar.  Sie  besteht  in  der 
Form  einer  Aktiengesellschaft,  deren  Aktien  sich  in  den  Händen 
des  hessischen  Staates,  der  öffentlichen  Sparkassen,  Gemeinden 
und  Kommunalverbände  befinden.  Der  Staat  führt  die  Leitung 
der  Anstalt,  gewährt  ihr  Steuerfreiheit  und  haftet  für  ihre  Zins- 
verpflichtungen, ihre  Geschäftstätigkeit  unterliegt  aber  den  Be- 
stimmungen des  Hypothekenbankgesetzes.     Die  Bank  ist  gegrün- 


1)  Felix  Hecht,  Die  hessische  Landeshypothekenbank  in  Darmstadt  (Jahrb.  des 
Europäischen  Bodenkredits  I.  Bd.  1.  Hälfte  1909  S.  43  ff.).  Ewald  Troch,  Die 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  staatlichen  und  provinziellen  Bodenkreditinstitute  in 
Deutschland  für  den  bäuerlichen  Besitz.  Jena  1905  S.  139  ff.  Heinr.  Flachsbarth, 
Die  hessische  Landeshypothekenbank  und  ihre  bisherige  Entwicklung.  (Finanz- 
Archiv,  herausg.  von  Schanz,   25.  Jahrg.    1908  S.   199  ff. 
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det  worden,  um  der  hessischen  Landeskreditkasse  in  Darmstadt 
einen  Teil  ihrer  Aufgaben  abzunehmen,  nämlich  die  Gewährung 
hypothekarischer  und  kommunaler  Darlehen;  der  Landeskredit- 
kasse wurde  so  die  Funktion  eines  Bodenkreditinstitutes  genom- 
men, sie  wurde  jedoch  für  die  Zwecke  von  allgemeinem  Interesse 
und  für  die  Landeskultur  beibehalten. 
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Die  Errichtung  der  oldenburgischen  Anstalt. 

Später  als  in  den  meisten  kleinen  deutschen  Bundesstaaten 
hat  sich  in  Oldenburg  der  Staat  der  Regelung  des  Kreditwesens 
angenommen.  Zwar  war  schon  in  den  60 er  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts vorübergehend  das  Projekt  aufgetaucht,  eine  Notenbank 
zu  errichten  und  diese  mit  der  Gewährung  zweckmäßigen  Kredits 
zu  beauftragen,  doch  verschwand  dieser  Plan  bald  wieder  infolge 
der  ablehnenden  Haltung  der  Regierung,  und  erst  mit  Beginn  der 
80  er  Jahre  setzte  die  Bewegung,  eine  Kreditorganisation  zu 
schaffen,  von  neuem  ein  und  führte  im  Jahre  1883  zu  der  Grün- 
dung der  Oldenburgischen  Bodenkredit-Anstalt. 

Ihr  Geschäftsbereich  wurde  auf  das  Herzogtum  Oldenburg 
beschränkt,  da  die  vom  Stammland  entfernt  liegenden  Fürsten- 
tümer Lübeck  und  Birkenfeld  infolge  ihrer  Lage  und  ihrer  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  ganz  andere  Verhältnisse  aufwiesen,  und 
eine  einheitliche  Regelung  von  Oldenburg  aus  unmöglich  er- 
schien. 

Das  Gesetz  über  die  Errichtung  der  Anstalt  wurde  am 
14.  Februar  1883  veröffentlicht.     Sein  erster  Artikel  lautete: 

»§  I.  Zur  Beförderung  des  Real-Credits  und  der  Bodenkul- 
tur wird  für  das  Herzogtum  Oldenburg  eine  Bodencredit-Anstalt 
errichtet,  welche  ihren  Sitz  in  Oldenburg  hat, 

§  2.  Die  Bodencredit-Anstalt  hat  die  Aufgabe,  zu  solchem 
Zwecke  verzinsliche  Kapitalien  auszuleihen  und  zur  Beschaffung 
der  hierzu  erforderlichen  Mittel  verzinsliche  Kapitalien  anzu- 
leinen«. 

Ueber  die  Grundlagen  der  zu  gewährenden  Darlehen  bestimmt 
der  Artikel  4  in  §  1 : 

»Die  Bodencredit-Anstalt  gewährt  Darlehen  gegen  Bestellung 


genügender  hypothekarischer  Sicherheit  durch  im  Herzogtum  be- 
legene Grundstücke. 

Den  politischen  Gemeinden  und  sonstigen  Kommunalver- 
bänden, desgleichen  den  staatlich  geregelten  Genossenschaften 
des  Herzogtums  können  Darlehen  ohne  solche  hypothekarische 
Sicherheit  gewährt  werden.« 

Die  Anstalt  erhielt  den  Charakter  einer  Staatsanstalt  und 
wurde  dem  Staatsministerium,  Departement  des  Innern  unter- 
stellt.   Für  ihre  Verbindlichkeiten  haftet  das   Herzogtum  (Art.  2). 

Das  Herzogtum  Oldenburg  ist  der  im  Norden  von  der  Nord- 
see begrenzte,  im  Osten  an  Bremen  anstoßende  und  im  übrigen 
von  der  preußischen  Provinz  Hannover  umschlossene  Stammteil 
des  gleichnamigen  Großherzogtums.  Seine  geographische  Lage  und 
seine  Bodenbeschaffenheit  haben  ihm  bis  in  die  Gegenwart 
einen  vorwiegend  landwirtschaftlichen  Charakter  bewahrt.  Die 
5379,44  qkm  umfassende  Fläche  gliedert  sich  in  Ansehung  ihrer 
natürlichen  Eigenschaften  in  Marsch  und  Geest.  Die  erstere  ist 
schwerer,  vom  Meere  oder  von  Flüssen  angeschwemmter  allu- 
vialer Kleiboden,  der,  durch  Deiche  gegen  die  Flut  gesichert, 
meist  als  Fettweide,  aber  auch  als  Ackerland  benutzt  wird.  Die 
Marsch  lagert  im  nördlichen  und  östlichen  Teil  des  Herzogtums, 
an  dem  Meere  und  der  Weser,  und  umfaßt  11 54,4  qkm1).  Das 
übrige  Gebiet  wird  von  der  Geest  eingenommen,  einem  Boden 
diluvialer  Bildung,  der  sich  als  sanft  gewelltes,  fast  durchweg 
sandiges  Hügelland  zwischen  Ems  und  Weser  hinzieht.  Die  tief- 
greifende Verschiedenheit  des  Marsch-  und  Geestbodens  spiegelt 
sich  auch  in  den  Unterschieden  der  Bodennutzung  und  der  Vieh- 
haltung, der  Landwirtschaft  überhaupt  ab.  Die  Marsch  bestand 
1883  zu  44%  aus  Weiden,  dazu  kamen  noch  20%  Wiesen;  das 
sind  Zahlen,  die  allein  schon  genügen,  das  Vorherrschen  der 
Viehhaltung  in  der  Marschwirtschaft  anzuzeigen.  Besonders  Rind- 
vieh und  Pferde  werden  gezüchtet;  die  Viehzählung  von  1883 
ermittelte  auf  I  qkm  70,8  Stück  Rindvieh  und  11,5  Pferde,  wäh- 
rend im  Durchschnitt  des  Herzogtums  32,6  bez.  5,6  und  im 
Durchschnitt  des  Deutschen  Reiches  29,2  bez.  6,5  gezählt  wur- 
den.    Im   Geestbezirke  ist  die  Zucht  des  Großviehs  erheblich  sre- 


1)  Diese  und  die  meisten  folgenden  Angaben  sind,  wenn  nichts  anderes  be- 
merkt ist,  dem  Werke  von  Kollmann  :  »Das  Herzogtum  Oldenburg  in  seiner  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  während  der  letzten  40  Jahre«   entnommen. 


ringer,  die  Zahl  der  Schweine  und  der  Schafe  jedoch  größer. 
Im  ganzen  wird  in  der  Geest  mehr  Ackerbau  getrieben. 

Die  Hauptfrucht  im  Herzogtum  überhaupt  ist  Roggen,  sein 
Anbau  beanspruchte  1883  46,1  %  des  Ackerlandes.  Es  folgte 
dann  der  Hafer  mit  21,3  %  der  Fläche,  Buchweizen  mit  7,3  % 
und  die  Kartoffel  mit  J,?  %.  Nur  in  der  Marsch  wurde  etwas 
Weizen  angebaut.  Eine  Eigenart  der  oldenburgischen  Boden- 
verhältnisse und  damit  auch  der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse 
bildet  der  große  Bestand  der  unkultivierten,  zum  Teil  nicht 
kultivierbaren  Moor-  und  Heideflächen.  Kollmann  berechnet  den 
Anteil  des  unkultivierten  Landes,  der  Oeden,  Wasserstücke, 
öffentlichen  Wege  an  der  Gesamtfläche  für  1887  mit  44,53%. 
Dieses  Unland  war  in  der  Marsch  von  nur  geringer  Ausdehnung; 
es  machte  hier  nur  8,1  %  der  Fläche  aus,  während  die  Geest  mit 
5°>3  %  belastet  war.  Die  Verteilung  dieser  Flächen  war  nicht 
gleichmäßig,  und  im  Hinblick  auf  diese  Tatsache  wie  auch  auf 
die  Unterschiede  in  geschichtlicher  und  wirtschaftlicher  Beziehung 
empfiehlt  es  sich,  die  Geest  in  die  oldenburgische  Geest  (nördlicher 
Teil;  1887:  2273,7  qkm)  und  die  münstersche  Geest  (südlicher 
Teil;  1887:  2306,7  qkm)  zu  zerlegen.  Der  Anteil  des  Unlandes 
in  diesen  Gebieten  gestaltete  sich  1887  folgendermaßen  :  olden- 
burgische Geest  46,8%,  münstersche  Geest  61,8%. 

Dieses  erhebliche  Vorkommen  unkultivierten  Bodens  übte 
natürlich  einen  bedeutenden  Einfluß  auf  das  wirtschaftliche  und 
soziale  Bild  des  Herzogtums  aus.  Aus  ihm  entsprangen  die  Fra- 
gen der  inneren  Kolonisation  und  erklären  sich  manche  Eigen- 
tümlichkeiten der  Besitzgrößen  und  der  Bevölkerungsdichte. 

Die  Bevölkerung  war  1880  263  648 x)  Köpfe  stark  und  in 
lockerer  Besiedelung  über  das  Land  verteilt;  im  Durchschnitt 
entfielen  im  Herzogtum  auf  I  qkm  49  Einwohner,  während  die 
entsprechende  Ziffer  für  das  Deutsche  Reich  84 2)  war.  Dabei 
waren  die  Dichtigkeitsunterschiede  in  den  einzelnen  Gebieten 
Oldenburgs  recht  beträchtlich.  Die  Marsch  beherbergte  auf  I  km 
66  Menschen,  die  oldenburgische  Geest  59,  die  münstersche  Geest 
nur  30.  Der  unfruchtbarere  südliche  und  mittlere  Teil  wies  also  eine 
Besiedlungsdichte  auf,  die  vom  fruchtbaren  Norden  um  etwa  das 
Doppelte  übertroffen  wurde.     Zu  berücksichtigen  ist  dabei  noch, 

1)  Statistische  Nachrichten  über  das  Großherzogtum  Oldenburg,  herausg.  vom 
statistischen  Büro,   19.  Heft  S.   15. 

2)  Statistik  d.  Deutschen  Reichs  Bd.  VII   1883  S.  28. 
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daß  die  oldenburgische  Geest  die  einzige  Stadt  über  ioooo  Ein- 
wohner hat,  die  Haupt-  und  Residenzstadt  Oldenburg  mit  20575 
Menschen.  Die  übrigen  10  Orte,  die  man  als  Städte  bezeichnen 
kann  (mit  mehr  als  2000  Einwohnern),  blieben  im  einzelnen 
fast  alle  unter  5000  Köpfen.  Der  weitaus  größte  Teil  der  olden- 
burgischen Bevölkerung,  nämlich  79,98  %,  wohnte  auf  dem  plat- 
ten Lande.  Wie  nach  diesen  Agglomerationsverhältnissen  schon 
zu  vermuten  ist,  zeigte  die  Berufsgliederung  ein  Ueberwiegen 
der  landwirtschafttreibenden  Bevölkerung.  Die  Zählungsergeb- 
nisse von  1880  rechnen  der  Landwirtschaft,  Tierzucht  und  dem 
Obst-  und  Gemüsebau  138243  Berufszugehörige  zu,  das  sind 
52,43%  der  Bevölkerung.  Die  übrigen  47,57  %  verteilen  sich 
auf  folgende  Berufsarten1): 

Gärtnerei,  Forstwirtschaft,  Jagd  und  Fischerei 0,63% 

Industrie 25,81  % 

Handel  und  Verkehr 10,29% 

Sonstige  Zweige  (Beamte,   Lehrer,  Rentner,  freie  Berufe  etc.)      ....  10,84% 

Traten  demnach  diese  Gruppen,  auch  die  anderswo  so  mächtige 
Rivalin  Industrie,  im  ganzen  nach  der  von  ihnen  beschäftigten 
Menschenzahl  weit  hinter  die  Landwirtschaft  zurück,  so  trugen 
sie  im  besonderen  noch  ein  Gepräge  an  sich,  das  sie  in  Olden- 
burg nur  eine  bescheidene  Rolle  neben  der  Landwirtschaft  spie- 
len ließ:  es  waren  durchweg  Kleinbetriebe.  Das  zeigt  sich  in 
dem  Verhältnis,  in  dem  die  Zahl  der  Selbständigen  zu  derjenigen 
der  von  ihnen  beschäftigten  Gehilfen  stand.  Auf  IOO  Selbständige 
entfielen  1880  in  der  Industrie  115,79,  mi  Handel  62,96  Hilfs- 
personen. Nur  in  geringem  Maße  also  bedurfte  der  Selb- 
ständige der  Unterstützung  durch  fremde  Kräfte.  Das  hauptberuf- 
lich betriebene  Gewerbe  beschäftigte  in  Oldenburg  durchschnittlich 
(1882)  2  Menschen  in  jedem  Betriebe;  sieht  man  von  den  Allein- 
betrieben ab,  so  entfielen  auf  einen  Betrieb  3,8  Menschen.  Im 
Durchschnitt  des  Deutschen  Reichs  waren  die  entsprechenden 
Ziffern  damals  2,5  und  5.  Unter  den  Gehilfenbetrieben  waren 
nur  15  im  Besitze  von  Gesellschaften  oder  Genossenschaften. 
Die  Handelsgeschäfte  waren  zu  einem  reichlichen  Drittel  Neben- 
betriebe. Von  den  Hauptbetrieben  waren  61  %  ohne  fremde 
Hilfskräfte;  wo  solche  vorhanden,  waren  es  in  kaum  7  %  der 
Fälle  mehr  als  eine. 

Auch  in    der  Landwirtschaft   wurden    fremde    Personen    nur 

1)  Statistische  Nachrichten  über  das  Großherzogtum  Oldenburg  Heft  19  S.  So. 
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in  mäßigem  Umfange  beschäftigt,  im  Durchschnitt  kamen  1880 
im  Herzogtum  auf  IOO  Selbständige  in  der  Landwirtschaft  191,68 
Unselbständige.  In  den  einzelnen  Gebieten  ist  aber  das  Verhält- 
nis recht  verschieden.  Während  für  die  Marsch  die  Zahl  328,70 
gilt,  sind  die  entsprechenden  Ziffern  für  die  oldenburgische  Geest 
173,27  und  für  die  münstersche  Geest  149,38.  Der  Grund  hierfür 
liegt  nach  den  Erläuterungen  zu  der  Volkszählung  von  1880  im 
wesentlichen  darin,  daß  einerseits  die  Marsch  mehr  Güter  von 
etwas  größerem  Umfange,  schwererem  Boden  und  wertvollem  Vieh- 
bestand aufwies,  während  auf  der  anderen  Seite  der  Grundbesitz 
der  Geest  wenig  intensiv  bewirtschaftet  wurde.  Für  die  mün- 
stersche Geest  kommt  noch  die  Einwirkung  der  bestehenden  Heuer- 
verhältnisse hinzu,  insofern  als  die  Pächter,  die  sog.  Heuerleute, 
sich  in  der  Regel  zu  gewissen  Dienstleistungen  für  die  Grund- 
eigentümer verpflichten,  wodurch  diese  an  Dienstpersonal  sparen. 
Bisher  haben  wir  nur  die  Größenverhältnisse  in  den  einzel- 
nen Berufsgruppen  zur  Anschauung  gebracht.  Auf  die  Wechsel- 
beziehungen zwischen  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  und  Ver- 
kehr kann  hier  nur  kurz  eingegangen  und  angedeutet  werden, 
wie  die  quantitativen  Verhältnisse  dieser  Gruppen,  d.  h.  die 
Größenverhältnisse  in  ihnen  und  zwischen  ihnen,  einen  inneren 
Zusammenhang  zeigen,  und  wie  auch  die  Art  der  Handels-  und 
Gewerbebetriebe,  also  die  qualitativen  Eigentümlichkeiten,  viel- 
fach den  landwirtschaftlichen  Grundcharakter  des  Herzogtums 
widerspiegeln.  Die  gewerblichen  Betriebe  auf  dem  platten 
Lande  waren  besonders  klein,  aber  zahlreich.  Im  Durchschnitt 
verfügte  dort  ein  Betrieb  rechnungsmäßig  über  1,8  Köpfe,  wäh- 
rend in  der  Stadt  4,2  Köpfe  auf  einen  Gewerbebetrieb  entfielen. 
Sie  dienten  fast  ausschließlich  einem  engen  örtlichen  Kreise  zur 
Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  und  wurden  z.  B.  im  Münster- 
lande zu  mehr  als  einem  Drittel  nebenberuflich  geführt.  Dabei 
ist  zu  beachten,  daß  als  hauptberuflich  ausgeübt  die  Gewerbebe- 
triebe gelten,  die  dem  Ausübenden  den  größten  Teil  seines  Ein- 
kommens liefern.  Es  können  also  auch  die  »Gewerbetreibenden 
im  Hauptberuf«  noch  nebenbei  Landwirtschaft  treiben,  und  tat- 
sächlich geschah  das  auch  meistens.  Dieses  erklärt  z.  T.  die 
Tatsache,  daß  auf  dem  Lande  auf  10  000  Einwohner  597  gewerb- 
liche Betriebe  entfielen,  während  in  der  Stadt  der  gleichen 
Zahl  nur  243  Betriebe  gegenüberstanden.  Allerdings  spielt 
auch   die  in  wenigen  Gebieten    ausgeübte    Hausindustrie    in    der 
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Zahl  eine  Rolle.  Die  Erhebung  von  1882  zählte  999  Personen, 
die  im  Verlagssystem  tätig  waren.  Sie  befanden  sich  fast  alle  in 
und  bei  der  Stadt  Delmenhorst  und  in  den  Gemeinden  Lohne 
und  Zetel ;  ihr  Beschäftigung  fanden  sie  vor  allen  Dingen  in 
der  Korkschneiderei  (Delmenhorst),  ferner  in  der  Baumwoll- 
weberei, Tabakfabrikation  und  Näherei.  Die  Gewerbebetriebe 
waren  in  der  Marsch  und  in  der  oldenburgischen  Geest  verhält- 
nismäßig in  annähernd  gleicher  Anzahl  vorhanden,  aber  sie  waren 
hier  größer  als  dort;  berechneten  sich  in  der  Marsch  auf  1  Be- 
trieb 1,7  Menschen,  so  waren  es  in  der  oldenburgischen  Geest 
2,4.  Die  oldenburgische  Geest  war  nicht  so  dicht  bevölkert 
wie  die  Marsch,  aber  sie  zeigte  mehr  Städte  und  beschäftigte 
auf  ihrem  mageren  Boden  nicht  so  viel  Menschen  in  der  Land- 
wirtschaft ;  die  dadurch  freibleibenden  Hände  fanden  ihre  Ver- 
wendung im  Gewerbe,  dem  der  mannigfaltigere  Boden  Rohstoffe 
in  Form  von  Holz,  Torf  und  Ton  lieferte.  Die  Marsch  ist  arm 
an  solchen  Produkten  und  bot  daher  von  jeher  der  Geest  ein 
dankbares  und  zahlungskräftiges  Absatzgebiet.  Von  einem  eigent- 
lich industriellen  Gepräge  konnte  man  nur  bei  wenigen  Orten  in 
Oldenburg  reden.  Delmenhorst  —  in  der  Nähe  von  Bremen 
—  stand  hierin  an  der  Spitze.  Dort  befanden  sich  u.  a.  Kork- 
fabriken, eine  Jutespinnerei,  ein  Linoleumwerk  und  besonders 
eine  blühende  Zigarren-Industrie,  die  von  der  vom  Zollgebiet 
ausgeschlossenen  Hansestadt  Bremen  ins  Leben  gerufen  war. 
Tabak-  und  Korkfabrikation  fanden  sich  auch  in  der  münster- 
ländischen  Gemeinde  Lohne.  Dann  ist  in  industrieller  Hinsicht 
noch  die  Hauptstadt  Oldenburg  zu  erwähnen,  ferner  wegen  Schiff- 
baues einige  Weserorte,  wie  Brake  und  Elsfleth,  und  schließlich 
noch  einzelne  tonreiche  Gegenden,  in  denen  sich  Ziegeleien 
befanden.  Ueberall  hielten  sich  aber  auch  diese  Betriebe  in  mäßigen 
Grenzen. 

Der  Handel  zeigte  durchweg  ein  lokales  Gepräge,  er  sorgte 
fast  nur  für  die  Bedürfnisse  des  Herzogtums  und  führte  dessen 
überschüssige  Produkte  aus.  Einen  nennenswerten  Zwischen- 
handel, der  Erzeugnisse  von  außerhalb  des  Herzogtums  wieder  über 
dessen  Grenzen  hinausführte,  erwähnt  Kollmann  nur  für  Drogen 
und  Farbwaren,  für  Wein  und  inbetreff  der  Handelsvermittlung, 
der  Spedition.  Der  letztere  Handelszweig  hat  seinen  Sitz  vor 
allem  in  den  Weserhäfen  Nordenham  und  Brake.  Er  vermittelt 
den  Verkehr  zwischen  den  Seeschiffen  und  der  Bahn    und  spielt 
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besonders  als  Kommissionär  Bremer  Kaufleute  eine  Rolle.  Am 
bedeutsamsten  waren  in  Oldenburg  die  Handelszweige,  die  in 
unmittelbarer  Beziehung  zur  Landwirtschaft  standen.  So  hatte 
sich  der  Getreidehandel  am  Ende  der  70er  Jahre,  seit  Einführung 
der  Zölle,  bemerkenswert  entwickelt;  er  vertrieb  besonders  Hafer 
und  Weizen,  meist  nach  Preußen,  und  versorgte  dagegen  das 
Land  mit  Futtermitteln,  wie  Gerste  und  Mais,  die  er  aus  Ruß- 
land, Amerika  und  vom  Balkan  einführte.  Eine  große  und  wach- 
sende Bedeutung  hatte  auch  der  Viehhandel.  Besonders  aus 
den  Marschgebieten  mit  ihren  ausgedehnten  Grünländereien  führ- 
ten Großhändler  das  geschätzte  Oldenburger  Vieh  zu  Zucht- 
zwecken und  zur  Schlachtung  aus.  Mit  der  Steigerung  der  Vieh- 
ausfuhr ist  der  Handel  mit  tierischen  Produkten,  besonders  der 
Schinkenhandel,  etwas  zurückgegangen.  Im  Jahre  1870  wurde 
noch  der  Wert  dieser  Ware  auf  rund  I  Million  Mark  geschätzt, 
Erwähnenswert  war  auch  der  Honighandel  der  Geestbezirke. 
Dem  gewerblichen  Bedarfe  entsprach  die  Einfuhr  von  Eisenwaren, 
insbesondere  solcher,  die  für  den  Schiffsbau  der  Weserorte  Ver- 
wendung fanden,  ferner  der  Kohlenhandel  und  der  Holzhandel. 
Letzterer  hatte  seit  dem  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  einen  grö- 
ßeren Umfang  angenommen.  Das  im  Lande  gewachsene  Holz 
wurde  zum  Schiffsbau  oder  als  Grubenholz  ausgeführt;  die  Ein- 
fuhr brachte  gesägte  Bretter  und  Bauholz. 

Das  Bankwesen  hatte  sich  in  Oldenburg  entsprechend  der 
wirtschaftlichen  Eigenart  des  Landes  und  dem  vorsichtigen  und 
einfachen  Charakter  seiner  Bewohner  in  einer  ganz  bestimmten 
Richtung  entwickelt.  Die  Banken  waren  fast  reine  Depositen- 
banken, d.  h.,  den  weitaus  größten  Teil  ihrer  Passiva  machten 
Einlagen  aus,  die  ihnen  für  mehr  oder  minder  lange  Fristen, 
größtenteils  auf  ein  halbes  Jahr,  zur  Verzinsung  übergeben  waren. 
In  dieser  Form  hatte  das  Bankwesen  schon  Anfang  der  80er 
Jahre  eine  beachtenswerte  Höhe  erreicht;  die  beiden  größten 
oldenburgischen  Banken  —  die  schon  seit  1845  bestehende 
Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank,  seit  1871  Aktiengesellschaft 
mit  1  200000  M  eingezahltem  Kapital  (1880),  und  die  im  Jahre 
1868  als  Aktiengesellschaft  gegründete  Oldenburgische  Landesbank 
(1880:  eingezahltes  Kapital  1  200 OOO  M)  —  weisen  in  ihren  Be- 
richten über  das  Geschäftsjahr   1880  folgende  Ziffern  auf: 

Gesamtsumme  der  Passiva  bez.  Aktiva  (eine  Seite  der 
Bilanz): 
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Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank  M  1SS6582156 

Oldenburgische   Landesbank  M  16  655  504  56 
Einlagen: 

Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank  M  15  341  47S31 

(Scheck-Konto)  M         529317  18 

Oldenburgische  Landesbank  M  14  555  714. 

Neben  diesen  beiden  Banken ,  deren  Sparkassencharakter 
augenfällig  hervortritt,  bestanden  im  Herzogtum  einzelne  bedeutend 
kleinere  Banken,  die  meistens  als  Genossenschaftsbanken  auf  der 
Grundlage  des  Genossenschafts  -  Gesetzes  vom  4.  Juli  1868  er- 
richtet worden  waren  und  vor  allem  den  Zwecken  der  Klein- 
kautleute  und  Handwerker  dienten.  Als  staatliche  Einrichtungen 
waren  schließlich  zwei  Ersparungskassen  vorhanden,  von  denen 
eine  in  der  Stadt  Jever  ihren  Sitz  hatte  und  für  einen  kleinen 
Gebietsteil  im  Nordwesten  des  Herzogtums  bestimmt  war,  wäh- 
rend die  andere  die  Bezeichnung  Oldenburgische  Ersparungskasse 
trug,  ihren  Sitz  in  Oldenburg  hatte  und  für  das  übrige  Gebiet 
galt.  Die  Einleger  gehörten  durchweg  den  im  kleinen  erwerbenden 
Klassen  an,  es  waren  Arbeiter,  Gesellen  und  Dienstboten.  Im 
Jahre  1880  war  der  Bestand  der  Einlagen  bei  den  Ersparungskassen 

in  Oldenburg:  M  7  S41  035 
in  Jever:      M   383  250. 

Die  in  den  Banken  und  Sparkassen  zusammengezogenen  Ka- 
pitalien wurden  zum  größten  Teil  dem  Kreditbedürfnis  des  Landes 
zur  Verfügung  gestellt.  In  der  von  der  Oldenburgischen  Spar-  und 
Leih-Bank  anläßlich  des  50-jährigen  Bestehens  herausgegebenen 
Schrift  »Die  Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank  vom  6.  Januar 
1845   bis  6.  Januar   1895     heißt  es  auf  Seite  13: 

»Die  Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank  hat  von  den  bei 
ihr  belegten  Geldern  seit  Jahren  zwischen  9 — 11  Millionen  Mark 
im  eigenen  Lande  untergebracht.  Wäre  das  Depositenwesen  bei 
uns  nicht  in  so  erheblichem  Umfange  entwickelt,  so  würden  diese 
Millionen  zumeist  in  Effekten  aller  Art  angelegt  worden  sein,  und 
auch  die  berechtigtsten  Kreditansprüche  hätten  dann  nur  schwer 
und  unter  Opfern  Befriedigung  finden  können.  Daß  der  Wucher, 
über  den  in  anderen  deutschen  Staaten  so  viel  geklagt  wird,  in 
unserem  Lande  zu  den  selteneren  Erscheinungen  gehört,  ist  der 
eigenartigen  und  gesunden  Gestaltung  unseres  Bankwesens  zuzu- 
schreiben.« 

Der  Jahresbericht  dieser  Bank  über  1880  gibt  die  im  Herzog- 
tum Oldenburg  werbenden  Gelder«  mit  M  9694117,99  (1.  Ja- 
nuar   1881)  an  (S.  6).     Auf  Hypothek  waren  M   j  4^0  966,83  aus- 


—     14     — 

geliehen.  Die  Oldenburgische  Landesbank  blieb  der  hypotheka- 
rischen Beleihung  fern,  aus  ihrer  Bilanz  ist  auch  nicht  zu  ersehen, 
wieviel  Kapitalien  sie  überhaupt  im  Herzogtum  ausgeliehen  hat. 
Das  »Belehnungs-Konto«  (Lombarddarlehen)  gibt  M  5  034400,30 
als  Gesamtdarlehenssumme  an ;  doch  handelt  es  sich  hierbei  über- 
wiegend um  Vorschüsse  nach  auswärts  für  Börsengeschäfte  unter 
Verpfändung  von  Wertpapieren  1).  Die  Bestände  der  beiden  Er- 
sparungskassen  waren  1890  2)  zu  mehr  als  der  Hälfte  auf  Hypo- 
thek und  an  Kommunen  ausgeliehen;  von  13  188  322  M  der 
Aktiven  entfielen  M  4983072  (=37,7%)  auf  hypothekarische 
Darlehen,  3  217  085  M  (=  24,4  %)  auf  Beleihung  oldenburgischer 
Gemeinden.     Der  Rest  dieser  Aktiva  war  kurzfristig  angelegt. 

Es  erübrigt  schließlich  noch,  auf  die  Verkehrsverhältnisse  ein- 
zugehen, weil  sie  recht  eigentlich  ein  Ausdruck  sind  für  den  Cha- 
rakter des  Wirtschaftslebens.  Zu  den  ältesten  Verkehrseinrich- 
tungen gehört  hier  die  Schiffahrt.  Die  Handelsflotte  verteilte  sich 
auf  drei  Stromgebiete,  auf  das  der  Weser,  der  Jade  und  der  Ems. 
Sie  bestand  fast  nur  aus  Segelschiffen  und  zählte  im  Jahre  1876 
585  Schiffe  mit  171  602  cbm  Rauminhalt  und  einer  Besatzung  von 
2441  Köpfen.  Was  den  Güterverkehr  in  der  Schiffahrt  anbelangt, 
so  bestand  die  Ausfuhr  meist  aus  Vieh,  leeren  Flaschen  (aus 
Oldenburg  und  Bremen),  Grubenholz  und  Torfstreu.  Zu  bemerken 
ist,  daß  1881  —  85  weniger  als  die  Hälfte  der  Schiffe  im  See- 
verkehr die  oldenburgischen  Häfen  mit  Ladung  verlassen  hat,  von 
2529  waren  133 1  leer.  Dagegen  war  die  Einfuhr  beträchtlicher. 
Kohlen  und  Holz  waren  die  hauptsächlichsten  Artikel,  die  dem 
Herzogtum  auf  dem  Wasserwege  zugingen,  dann  Eisen,  Ton, 
Getreide ,  Petroleum ,  Naphtha  und  einige  Warengruppen  für 
Bremer  Rechnung.  Der  Landverkehr  war  bis  in  die  neueste  Zeit 
nur  wenig  entwickelt. 

Kunststraßen  bestehen  in  Oldenburg  erst  seit  1829.  Im  Jahre 
1876  waren  48  Chausseen  vorhanden  in  einer  Gesamtlänge  von 
766,79  km.  Spät  sind  erst  Eisenbahnen  eingeführt  worden.  Die 
ersten  Linien,  Bremen-Oldenburg  und  Oldenburg-Heppens  (Wil- 
helmshaven), wurden  1867  in  Betrieb  genommen.  Immerhin  hatten 
die  im  oldenburgischen  Betrieb  stehenden  Strecken  im  Jahre  1882 
eine    Länge    von    346  km.     Der    Personenverkehr    ging    aber    im 

1)  Geschäftsbericht  der  Direktion  der  Oldenburgischen  Landesbank  über  das 
Verwaltungsjahr   1880  S.  6. 

2)  Ziffern  aus   1880  waren  nicht  zur  Verfügung. 
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großen  und  ganzen  nicht  über  die  Grenzen  des  Herzogtums 
hinaus.  Von  487280  im  Durchschnitt  der  Jahre  1867  bis  1891 
ausgegebenen  Fahrkarten  waren  95,03  %  nur  für  den  Verkehr 
zwischen  Stationen  der  oldenburgischen  Eisenbahnen  gültig.  Aller- 
dings ist  hierbei  zu  bedenken,  daß  viele  weiterreisenden  Personen 
wegen  der  billigeren  Preise  zunächst  nur  Fahrkarten  für  kleinere 
Strecken  anstatt  direkter  Karten  lösten.  In  Oldenburg  war  früher 
der  Einheitskilometerpreis  für  einfache  Fahrt  niedriger  als  in 
Preußen,  und  zwar  entsprach  er  dem  dort  gültigen  Satz  für  Rück- 
fahrkarten; solche  hatten  in  Oldenburg  einen  anderen  Charakter. 
Ueber  den  Güterverkehr  ist  zu  sagen,  daß  das  Vieh  eine  hervor- 
ragende Rolle  hierin  spielte.  Im  Jahre  1880  betrug  die  Zahl  der 
versandten  Tiere  110  254  Stück,  das  Gewicht  der  verfrachteten 
toten  Güter  war  in  demselben  Jahre  556288  T. 

Zeigt  dieser  Blick  auf  die  Berufs-  und  Verkehrsverhältnisse 
nur  in  großen  Zügen  ein  Bild  von  der  wirtschaftlichen  Natur  des 
Herzogtums,  so  soll  die  folgende  Darstellung  der  Grundbesitz- 
verhältnisse die  Ergänzung  bilden  und  uns  der  uns  besonders 
interessierenden  Frage  des  Bodenkredits  näher  bringen. 

Im  Jahre  1881  betrug  die  Anzahl  der  Besitzungen,  d.  h.  der 
»von  ihrem  Inhaber  zu  einem  wirtschaftlichen  Ganzen  vereinigten 
und  als  ein  »Artikel«  katastrierten  Grundstücke«,  46604,  die  ab- 
geschätzte Fläche  bedeckte  5 19  413  ha,  die  mittlere  Größe  einer 
Besitzung  war  11,15  ha-  Die  Durchschnittsgröße  war  in  den  drei 
Landesteilen  ziemlich  verschieden;  der  dichteren  Bevölkerung  in 
der  Marsch  entsprach  eine  geringere  durchschnittliche  Größe  des 
dortigen  Einzelbesitzes,  während  im  Münsterland,  das  etwa  halb 
so  dicht  besiedelt  war,  die  mittlere  Größe  einer  Besitzung  an- 
nähernd das  Doppelte  der  Marschbesitzung  ausmachte.  Die  Be- 
sitzungen waren  z.  T.  in  Händen  von  Privaten,  z.  T.  von  öffentlich- 
rechtlichen Verbänden.  Sondern  wir  aus  den  letzteren  Staat  und 
Krone  aus,  so  zeigen  die  Besitzverhältnisse  das  folgende  Bild, 
dem  wir  eine  Schilderung  der  Nutzungsarten  eingegliedert  haben, 
zumal  da  diese  in  den  Gruppen  recht  verschieden  waren.  Es 
kamen   1869  auf  den  Grundbesitz  der 


Hofräume  u.  Gärten: 
Marsch-   u.   Ackerland 
Wiesen : 
Holzboden: 
Uebrige  Ländereien: 


Privaten 

Krone  u. 

des 

sonst.  Körper- 

Staats: 

schaften  : 

ha 

/o 

ha 

0/ 
/o 

In               0/ 
na               /0 

12883 

3,4 

196 

0,4 

341             0,4 

190  640 

5°,4 

10  425 

21,6 

6  353            6,5 

44  798 

11,8 

840 

1,8 

I  155             t,J 

20  665 

5,5 

9  290 

19,5 

1556            1.6 

109623 

29,0 

26974 

56,7 

85  742          90,3 
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Die  Besitzungen  der  Privaten  wiesen  darnach  einen  über- 
wiegenden Anteil  an  landwirtschaftlich  genutztem  Boden,  d.  h.  an 
Marsch-  und  Geest- Ackerland  und  Wiesen  auf;  groß  im  Verhält- 
nis zu  den  anderen  beiden  Gruppen  war  die  Prozentzahl  der  Hof- 
räume und  Gärten;  dagegen  war  die  forstwirtschaftlich  genutzte 
Fläche  verhältnismäßig  am  größten  bei  den  Krongütern  und  den 
Staatsbesitzungen ,  während  sie  einen  sehr  geringen  Raum  in 
den  Liegenschaften  der  sonstigen  Körperschaften  einnahm.  Hier 
herrschte  das  unkultivierte  oder  halbkultivierte  Land  mit  90,3  % 
durchaus  vor,  auch  von  den  Krön-  und  Staatsbesitzungen  machte 
es  mehr  als  die  Hälfte  aus.  Für  unsere  Untersuchung  interessiert 
uns  vor  allem  der  Privatgrundbesitz.  Er  setzte  sich  nach  Größe 
und  Reinertrag  folgendermaßen  zusammen  (1885): 

trag  in  M 

ha 


Größe 

Anzahl 

0/ 

Fläche 

0/ 

Reinertrag  in  M 

absolut 

/o 

ha 

/o 

absolut 

/o 

f.  1  Besitzg. 

f.  1  1 

unter  0,5   ha 

12  463 

28,4 

2  058,4 

o,5 

88  191 

1,1 

7,i 

42,9 

0,5—1 

2  800 

6,4 

2  192,6 

o,5 

54046 

0,6 

19,3 

24,7 

1  — 2        » 

4  370 

9.9 

6  453.2 

1.5 

'46  555 

i,7 

33,5 

22J 

2—5       » 

7  374 

16,8 

24  619,9 

5,8 

458837 

5,5 

62,2 

18,6 

5  —  10     „ 

6718 

15.3 

48219,3 

ii,3 

652  881 

7,8 

97,2 

13,5 

10 — 20     » 

4234 

9.6 

59  837.7 

14,1 

988  006 

11,8 

233,4 

i6,5 

20 — -40     » 

3  299 

7.5 

95  679,6 

22,5 

2  553  679 

30,4 

774,i 

26,7 

40—75     " 

1  972 

4,5 

100  309,9 

23.6 

2  390  682 

28,5 

1212,3 

22,9 

75—100  » 

39i 

0.9 

34  313.8 

8,1 

539  675 

6,4 

1380,2 

i5,7 

100 -200      K> 

257 

0,6 

35  086,3 

8,3 

399  046 

4.8 

'552,7 

11,4 

über  200   » 

5o 

0,1 

16253,5 

3,8 

121  624 

1,4 

2432,5 

7,5 

Die  erste  Stufe  steht  bezüglich  der  Anzahl  ihrer  Besitzungen 
an  der  Spitze,  sie  umfaßt  die  bloßen  Hausgrundstücke,  eventuell 
mit  etwas  Gartenland,  also  die  Mehrzahl  der  städtischen  Grund- 
stücke. An  zweiter  und  dritter  Stelle  folgen  dann  die  Stufen  der 
kleinbäuerlichen  Besitzungen  von  2 — 5  ha  und  von  5  — 10  ha;  sie 
stellten  32,1%  sämtlicher  Privatliegenschaften.  Die  Anzahl  nimmt 
dann  in  den  nächsten  Stufen  rasch  ab,  Besitzungen  über  75  ha 
waren  nur  1,6  %  vorhanden,  von  der  Fläche  machten  sie  20,2  % 
aus.  In  ihnen,  besonders  in  den  größten  Stufen,  waren  beträcht- 
liche Mengen  unkultivierten  und  halbkultivierten  Bodens  enthalten, 
wie  man  an  dem  geringen  Reinertrag  sehen  kann.  Zieht  man  nur 
die  landwirtschaftlichen  Betriebe  heran  und  berücksichtigt  in  ihnen 
nur  die  landwirtschaftlich  nutzbaren  Flächen,  so  zeigt  der  Ver- 
gleich ein  noch  stärkeres  Ueberwiegen  der  kleineren  und  mitt- 
leren Größen1).     Die   Betriebe    bis    zu    5   ha    stellten  75,5%    der 

1)  Kollmann,    Die  Kaufpreise    des  Grundeigentums    im  Großherzogtum  Olden- 
burg von    1866  bis   1893  S.  31  f. 
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Anzahl  aller  betrachteten  dar,  die  von  5 — 10  ha  zählten  9,9%, 
von  10 — 20  ha  6,7%,  von  20  —  50  ha  6,6%,  und  die  über  50  ha 
nur  1,3  %.  Von  den  letzteren  umfaßten  lediglich  66  Betriebe 
75 — 100  ha,  21  Betriebe  100 — 200  ha  und  gar  nur  5  über  200  ha. 
Dies  läßt  zur  Genüge  den  Charakter  der  Landwirtschaft  in  Olden- 
burg erkennen,  sie  trug  im  allgemeinen  durchaus  die  Züge  des 
Kleinbetriebes. 

Allerdings  waren  auch  hierin  zwischen  den  einzelnen  Bezirken 
nicht  unerhebliche  Unterschiede;  die  Marsch  zeigte  z.  B.  verhältnis- 
mäßig mehr  Betriebe  über  20  ha  Größe  (14,2%)  als  die  beiden 
Geestgebiete  (oldenburgische  Geest:  5,6,  münstersche  Geest:  5,1%). 
Besonders  groß  war  die  Verschiedenheit  zwischen  der  Marsch 
und  der  münsterschen  Geest.  Die  ganz  kleinen  Betriebe,  unter 
1  ha  Größe,  bildeten  dort  mehr  als  die  Hälfte  (52,1  %)  der  Ge- 
samtzahl, hier  nur  15,1%;  fast  umgekehrt  war  das  Verhältnis  in 
der  Klasse  der  Betriebsgrößen  von  1  —  5  ha,  sie  waren  in  der 
Marsch  mit  der  Prozentzahl  22,3  vertreten,  in  der  münsterschen 
Geest  dagegen  mit  57,9%.  Der  fette,  überaus  fruchtbare  Boden 
der  Marsch  machte  Zwergwirtschaften  möglich,  denen  in  der 
münsterschen  Geest  der  kärgliche  Boden  natürliche  Schranken 
setzte.  Einen  Einblick  in  die  Frage,  wieviel  landwirtschaftliche 
Betriebe  in  Selbstbewirtschaftung  des  Eigentümers  standen  und 
wieviel  Pachtbetriebe  waren,  gewährt  die  folgende  Aufstellung 
für  das  Jahr  1882  1).  Damals  bestanden  von  100  landwirtschaft- 
lichen Betrieben  aus 

bloß  eigenem  bloß  Pacht-  eigenem  und 

Land  land  Pachtland 

im  Herzogtum       ....  36,6  38,0  25,4 

und  zwar 

in  der  Marsch       ....  25,7  48,6  25,7 

»      »     old.  Gest  ....  40,7  34,4  24,9 

»      »     münst.   Gec.it       .     .  41,5  32,7  25,8. 

Auch  hier  sind  die  Extreme  wieder  die  Marsch  und  die 
münstersche  Geest.  Nebst  dem  Wertunterschiede  des  Bodens,  der 
Marschländereien  begehrenswerter  macht  als  Geestgrundstücke, 
wirken  in  diesem  Falle  vor  allem  Sitten  der  Bevölkerung  mit.  Der 
Münsterländer  haftet  viel  zäher  an  seiner  ererbten  »Stelle«  als  der 
Marschbauer,  und  muß  er  im  Besitz  der  Stelle  nach  Erbgewohn- 
heit vor  dem   begünstigten  Bruder  zurücktreten,  so  scheut  er  sich 

1)  Kollmann,  Statistische  Beschreibung  der  Gemeinden  des  Herzogtums  Olden- 
burg s.  192/93. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungshcft  45.  2 


—      18     — 

in  vielen  Fällen  nicht,  diesem  auf  dem  Hofe  als  Knecht  zu  dienen  J). 
Die  Anzahl  der  im  Herzogtum  Oldenburg  ansässigen  Grund- 
eigentümer belief  sich  1885  auf  30  670,  das  sind  etwa  n'/a  %  der 
Bevölkerung,  und  zwar  befanden  sich  4803  in  den  Städten  und 
25  867  auf  dem  platten  Lande.  Unter  der  städtischen  Bevölke- 
rung waren  darnach  9,1%,  unter  der  ländlichen  12,3%  Grund- 
eigner. Die  ganze  ansässige  Bevölkerung,  d.  h.  die  Grundeigen- 
tümer mit  ihren  Angehörigen,  erreichte  im  Herzogtum  1885  48% 
der  Gesamtbevölkerung,  in  der  Marsch  37  %,  in  der  oldenburgi- 
schen Geest  50%,  im  Münsterlande  57%.  Durchschnittlich  hatte 
die  Besitzung  jedes  im  Lande  ansässigen  Grundeigentümers  eine 
Größe  von 

12.5  ha  in  der  Marsch 

11,2    »     »      y>     oldenburgischen  Geest 
18,7     »     »      »     münsterschen  Geest 

13.6  »  im  Herzogtum. 

Nur  Hauseigentum  mit  Hof  und  Hausgarten  hatten  7556 
(2,9  %)  Grundbesitzer,  nur  Landeigentum  820  (0,3  %)  und  beides 
besaßen  22  294  (8,5  %).  Die  beigefügten  Prozentzahlen  geben  das 
Verhältnis  zur  Bevölkerung  an. 

Auf  folgende    Berufe    verteilten    sich    die    Grundeigentümer 

(1885): 

Selbständige  Hilfspersonen         Zusammen 

0/ 
absolute         %         absolute        %         absolute    ,     '2. 

Zahl      derselben      Zahl      derselben     Zahl        „,..  . 

1  atigen 

Land- und  Forstwirtschaft    .  15414  77,63  2578  10,40  17992  40,31 

Gärtnerei 57  67,06  17  13,93  74  35-75 

Fischerei 60  49,59  1  3,33  61  40,40 

Industrie 5359  47,42  1215  8,28  6574  25,31 

Handel I  264  55,54  64  4,71  1  328  36,52 

Verkehr 809  42,80  141  15,54  950  34,10 

Gast- und  Schankwirtschaft  .  759  71,40  4  1,32  763  55,90 

Lohnarbeit 246  13,90  —  246  13,90 

Gesinde —  158  0,74  158  0,74 

Sonstige  Berufsarten   ...  2  482  20,40  —  —  2  482  20,40 

Ohne  Beruf 42  14,48  —  42  14,48 

Natürlich  waren  die  Unselbständigen  in  viel  geringerem  Maße 
am  Bodenbesitz  beteiligt  als  die  Selbständigen.  Von  diesen  standen 
die  der  Land-  und  Forstwirtschaft  zugehörigen  an  der  Spitze, 
auch  war  in  dieser  Gruppe  das  Zahlenverhältnis  der  Grundbesitzer 
zu  sämtlichen  Berufsgenossen  am  höchsten.    Es  sei  noch  erwähnt, 


1)  Kollmann,     Die    landwirtschaftliche    Verschuldung    im    Großh.    Oldenburg 

s.  31/32. 
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daß  in  den  anderen  Berufsgruppen  5071  Grundeigentümer  im 
Nebenberuf  noch  landwirtschaftlich  tätig  waren;  dies  traf  für  40% 
aller  Erwerbtätigen  zu,  die  nicht  schon  Land-  oder  Forstwirt- 
schaft im  Hauptberuf  trieben. 

Ueberblicken  wir  noch  einmal  den  geschilderten  Wirtschafts- 
zustand des  Beginns  der  80er  Jahre  zusammenfassend,  so  tritt  die 
Landwirtschaft  dominierend  hervor.  Handel  und  Gewerbe  ordnen 
sich  ihr  unter.  Es  fehlen  große  Städte,  es  fehlt  aber  auch  der 
Großgrundbesitz.  Der  Besitzer  kleiner  und  mittlerer  landwirt- 
schaftlich genutzter  Flächen  ist  es,  der  dem  Bilde  die  bestimmende 
Färbung  gibt.  In  der  Marsch  ist  er  wohlhabender  als  in  den 
meisten  Geestteilen;  überall  aber  lebt  er  in  ganz  behaglichen, 
wenn  auch  —  besonders  im  Münsterlande  —  häufig  recht  ein- 
fachen Verhältnissen.  Der  Betrieb  ist  noch  vorwiegend  auf  die 
Befriedigung  des  Eigenbedarfs  gerichtet,  soweit  nicht,  wie  in  der 
Marsch,  die  Viehproduktion  durchaus  im  Vordergrunde  steht. 
Produktion  für  den  Absatz  findet  somit  auch  vor  allem  erst  in 
der  Marsch  eine  Stätte;  der  Viehhandel  übertrifft  den  Getreide- 
handel bei  weitem.  Die  Wellen  der  Marktkonjunktur  berühren 
diesen  am  nordwestlichen  Rande  des  Deutschen  Reiches  befind- 
lichen Staat  nur  wenig  1). 

Aus  landwirtschaftlichen  Kreisen  wurde  auch  zuerst  der  Ruf 
erhoben  nach  einer  staatlichen  Einrichtung  zur  Förderung  des 
Grundkredits,  nach  einer  »Landeskulturrentenbank«.  Die  Olden- 
burgische Landwirtschafts-Gesellschaft,  eine  Vereinigung  zur  För- 
derung der  Landwirtschaft,  die  1882  in  28  Abteilungen  1795  Mit- 
glieder zählte,  machte  sich  zum  Träger  dieses  Wunsches.  Sie 
richtete  1881  ein  entsprechendes  Gesuch  an  das  Staatsministerium 
und  stützte  sich  in  nationalökonomisch  -  theoretischer  Hinsicht 
auf  eine  von  Dr.  Paul  Kollmann  verfaßte  Broschüre:  »Die  Er- 
richtung einer  Landeskultur -Rentenbank.  Kommissarischer  Be- 
richt an  den  Zentralausschuß  der  Oldenburgischen  Landwirt- 
schafts-Gesellschaft«. Die  Eingabe  wies  einerseits  darauf  hin, 
daß  die  Kreditbedürfnisse  der  Landwirtschaft  gestiegen  wären 
durch    die    Notwendigkeit,    die    Betriebe    intensiver    zu    gestalten, 


1  i  Line  gute  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Zustände  im  Herzogtum  Olden- 
burg um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  gibt  Piafe,  Volkswirtschaftliche  Zustände 
des  Großherzogtums  Oldenburg,  im  Archiv  der  politischen  Oekonomie  und  Polizei- 
wissenschaft, herausg.  von  Rau  und  Haussen.  Neue  Folge  6.  Bd.  (1S47),  S.  189  ff. 
und   7.   Bd.  (1848),   S.    149  ff- 

2  * 
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damit  die  oldenburgische  Landwirtschaft  der  durch  die  verbesser- 
ten Verkehrsverhältnisse  immer  wachsenden  ausländischen  Kon- 
kurrenz begegnen  könnte,  damit  sie  Lasten,  besonders  aus  Erb- 
abfindungen, leichter  tragen,  Betriebsverbesserungen,  wie  Bauten, 
Maschinenanschaffungen  und  Veredlung  des  Viehbestandes,  vor- 
nehmen und  besonders  Meliorationen,  d.  h.  vor  allem  Ent-  und 
Bewässerungen  und  Moorkulturen,  durchführen  könnte.  Auf  der 
anderen  Seite  behauptete  sie ,  daß  diese  berechtigten  Kredit- 
bedürfnisse jetzt  schwieriger  zu  befriedigen  seien  als  vorher.  Der 
Bauer  habe  früher  gerne  seinem  bedürftigen  Nachbarn  ausgeholfen, 
in  jüngster  Zeit  aber  werde  das  Kapital  zum  größten  Teil  in 
andere  Kanäle  geleitet,  indem  das  in  Oldenburg  besonders  gut 
entwickelte  Bankwesen  vorhandene  Gelder  als  Depositen  an  sich 
ziehe.  Und  in  der  Tat  ist  das  Anschwellen  der  Depositen  in  den 
oldenburgischen  Banken  etwa  von  1855  bis  1875  ganz  erstaunlich. 
Im  letztgenannten  Jahr  war  der  Betrag  der  Bankdepositen,  be- 
rechnet auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  zehnmal  so  hoch  wie 
20  Jahre  vorher.  Zwar  seien  die  Banken  gern  gewillt,  Geld  auf 
Hypothek  auszugeben,  aber  zu  Bedingungen,  welche  die  Land- 
wirtschaft nicht  befriedigen  könnten,  vor  allem  sei  es  zu  teuer 
und  zudem  kündbar.  Die  staatlichen  Kassen  aber,  die  zu  günsti- 
geren Bedingungen  ausliehen,  hätten  nicht  genügend  Mittel  zur 
Verfügung.  Kollmann  untersucht,  welche  Form  für  die  notwendige 
Einrichtung  der  Kreditvermittelung  am  zweckmäßigsten  zu  wählen 
sei.  Verdient  eine  Organisation  der  Kapitalgeber,  also  eine  Hypo- 
thekenbank, oder  der  Kapitalnehmer,  also  eine  landschaftliche 
Bildung,  oder  schließlich  die  Vermittlung  eines  neutralen  Faktors, 
wie  Staat  und  Gemeinde,  den  Vorzug?  Auf  Grund  der  Erwägung, 
daß  die  Einrichtung  allen  Grundbesitzern  entgegenkommen  müsse 
und  diese  vor  allem  unkündbare  und  in  kleinen  Raten  rückzahl- 
bare Darlehen  brauchten,  kommt  die  Schrift  zu  dem  Ergebnis, 
daß  die  Errichtung  einer  Landeskulturrentenbank  anzustreben  sei. 
Ihre  Vorschläge  faßt  sie  in  drei  Punkten  zusammen  : 

r.  Eine  Landeskulturrentenbank  für  das  Herzogtum  Olden- 
burg ist  zu  gründen  als  Staatsanstalt  unter  Aufsicht  des  Land- 
tages und  unter  Verbürgung  ihrer  Verpflichtungen  durch  den  Staat. 

2.  Die  Landeskulturrentenbank  soll  zur  Förderung  des  Real- 
kredits Darlehen  gewähren.  Die  Mittel  sind  durch  Ausgabe  von 
Rentenbriefen  und  durch  Annahme  von  Depositen,  besonders 
Mündelgeldern,  zu  beschaffen. 
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3-  Die  Darlehen  sind  in  barem  Gelde  oder  in  Rentenbriefen 
nach  dem  Nennwerte  auszuzahlen;  sie  sind  zu  sichern  durch 
Hypothek  oder  Grundschuld  auf  land-  oder  forstwirtschaftlich 
nutzbaren  Grundstücken.  Der  Betrag  des  Darlehens  soll  in  der 
ersten  Hälfte  des  für  das  betreffende  Grundstück  ermittelten  Wertes 
liegen.  Bei  Darlehen  zum  Zwecke  von  Meliorationen  ist  die  durch 
diese  hervorgebrachte  Wertsteigerung  zu  berücksichtigen.  Von 
der  Sicherheitsleistung  kann  bei  Darlehen  an  politische  Gemeinden, 
sonstige  Kommunalverbände  und  staatlich  geregelte  Genossen- 
schaften abgesehen  werden. 

Diese  Bestrebungen  stießen  auf  harten  Widerstand ,  beson- 
ders von  seiten  der  an  der  Frage  interessierten  Banken.  Der 
Direktor  Thorade  der  Oldenburgischen  Spar-  und  Leih-Bank,  der 
ältesten  und  größten  oldenburgischen  Bank,  griff  in  Zeitungsartikeln 
und  in  einer  Broschüre:  »Gegen  die  Landeskultur-Rentenbank« 
den  Plan  heftig  an.  Er  bestritt  zunächst,  daß  für  die  olden- 
burgische Landwirtschaft  eine  Kreditnot  bestände,  und  machte 
darauf  aufmerksam,  daß  beispielsweise  der  Oldenburgischen  Spar- 
und  Leih-Bank  von  Privaten  zum  Zwecke  der  Ausleihung  auf 
Hypothek  mehr  Kapital  zur  Verfügung  gestellt  wäre,  als  sie  hätte 
unterbringen  können.  Die  Bedingungen  wären  auch  keineswegs 
hart:  4%  Zins,  l/.2  %  Provision  der  Bank  und  1  "/oo  Prüfungsge- 
bühr. Auch  Darlehen  an  Kommunen  und  Genossenschaften  hätte 
sie  im  Gesamtbetrage  von  1 1/2  Millionen  Mark  ausgegeben,  und 
zwar  »um  mindestens  5 — 6%  günstiger  für  die  Anleiher«  als  die 
Notiz  gleichartiger  Werte  in  Preußen.  Zu  der  Forderung  der 
Unkündbarkeit  und  der  Amortisation  bemerkte  Thorade,  daß  diese 
Bedingungen  bei  der  Oldenburgischen  Spar-  und  Leih-Bank  nie- 
mals verlangt  worden  wären,  daß  aus  der  beiderseits  halbjähri- 
gen Kündigung  sich  bislang  keine  nennenswerten  Unzuträglich- 
keiten ergeben  hätten,  und  daß  die  erstrebten  »Vorzüge«  dem 
Schuldner  unter  Umständen  recht  lästig  werden  könnten. 
Dann  wandte  er  sich  dem  schwächsten  Punkt  der  Vorschläge  zu 
und  warnte  davor,  der  Landeskultur-Rentenbank  die  Annahme 
von  Depositen  zu  gestatten;  »denn  es  ist  einer  der  ersten  Grund- 
sätze in  der  Bankwissenschaft,  daß  man  keinen  längeren  Kredit 
gewähren  kann  und  soll,  als  man  ihn  selbst  erhält«.  Aus  dieser 
Erlaubnis  könnte  eine  große  Gefahr  für  den  bürgenden  Staat 
entstehen.  Ueberdies  würden  die  Depositen  in  so  großer  Summe 
zufließen,  daß  eine  Unterbringung  durch  die  geplanten  Darlehen 
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allein  nicht  ausreichte,  die  Anstalt  wäre  gezwungen,  um  nicht  mit 
Verlusten  zu  arbeiten,  sich  anderen  Zweigen  bankmäßiger  Be- 
tätigung zuzuwenden,  und  das  würde  den  Betrieb  so  verwickelt 
machen,  daß  ihn  die  bürokratische  Behörde  kaum  würde  führen 
können.  Zum  Schluß  berührte  Thorade  eine  grundsätzliche 
Frage,  zu  der  auch  Kollmann  Stellung  genommen  hatte,  näm- 
lich die  Frage,  ob  es  überhaupt  Aufgabe  des  Staates  wäre, 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  tätig  zu  sein.  Im  Sinne  der  altlibe- 
ralen Auffassung  warnte  er  davor,  die  Allmacht  des  Staates  »in 
bedauerlicher  Unterschätzung  der  privaten  Tätigkeit«  auch  auf 
wirtschaftlichem  Boden  zu  fördern.  Auch  Kollmann  stimmte  im 
Prinzip  damit  überein,  daß  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  Staats- 
hilfe zu  verwerfen  wäre,  doch  forderte  er  in  diesem  Falle  eine 
Ausnahme,  einmal,  weil  doch  nicht  direkte  Staatshilfe,  sondern 
nur  Bürgschaft  des  Staates  in  Frage  käme,  und  dann,  weil  nur 
so  dem  Bauern  geholfen  werden  könnte,  und  die  Landwirtschaft 
doch  »mit  dem  Staate  in  allen  seinen  Lebensäußerungen  und  wie 
kein  anderer  Erwerbszweig  aufs  engste  verknüpft«  wäre. 

Trotz  der  zum  Teil  sehr  gut  begründeten  Bedenken  Thora- 
des entschloß  sich  die  oldenburgische  Regierung  nach  eingehen- 
der Prüfung,  dem  Antrage  der  Oldenburgischen  Landwirtschafts- 
Gesellschaft  zu  entsprechen.  So  entstand  durch  das  Gesetz  vom 
14.  Februar  1883  die  Bodenkredit-Anstalt.  Am  1.  November  1883 
eröffnete  sie  ihre  Tätigkeit. 
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II. 

Die  erste  Einrichtung  der  Anstalt. 

Als  Muster  für  die  erste  Fassung  der  Einrichtung,  die  im 
folgenden  genauer  beschrieben  ist,  diente  die  weimarische  Lan- 
deskreditkasse,  über  die  sich  ein  dazu  ernannter  Kommissar  an 
Ort  und  Stelle  im  Auftrage  der  oldenburgischen  Regierung  unter- 
richtete. Im  einzelnen  versuchte  man,  sich  den  Besonderheiten 
der  oldenburgischen  Verhältnisse  anzupassen,  und  zog  auch  das 
preußische  Gesetz  vom  13.  Mai  1879  betreffend  Einrichtung  von 
Landeskulturrentenbanken  heran.  Die  bei  dem  Mangel  an  Ver- 
öffentlichungen damals  allgemein  herrschende  Unkenntnis  auf 
dem  Gebiete  der  Bodenkreditpraxis  x)  ließ  im  übrigen  nur  für 
einzelne  Punkte  (z.  B.  die  Feststellung  des  Grundstückvvertes)  die 
Bestimmungen  einiger  anderer  Anstalten  (Hannoversche  Landes- 
kreditkasse,  Landschaften)  zur  Berücksichtigung  kommen.  Manche 
Fehler  und  Mängel  dieser  ersten  Form,  die  sich  in  der  Ent- 
wicklung herausstellten,  wären  sonst  vielleicht  vermieden  worden. 

Als  Aufgabe  wird  angesehen  die  »Beförderung  des  Real- 
Kredits  und  der  Bodenkultur«  (Art.  I  §  I  des  Gesetzes).  Zu  die- 
sem Zwecke  sollen  verzinsliche  Darlehen  ausgeliehen  und  zur 
Beschaffung  der  hierzu  erforderlichen  Mittel  verzinsliche  Kapita- 
lien ausgeliehen  werden  (Artikel  I  §  2).  Die  Verwaltung  ist 
einer  besonderen,  aus  drei  Mitgliedern  bestehenden  Direktion 
übertragen  ;  doch  ist  vorgesehen,  sie  mit  einer  anderen  Anstalt 
in  Verbindung  zu  bringen  (Art.  3),  und  dementsprechend  ist  sie 
zunächst  der  schon  bestehenden  Ersparungskasse  angegliedert 
worden  (Ausführungsbestimmungen  §  1).  Die  Kosten  ihrer  Ver- 
waltung   trägt    die  Anstalt    selbst    (Art.   25).      Ihre    Ueberschüsse 


I)  Hecht,  a.  a.  O.  I.  Abt.    1.  Band  S.   13. 
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dienen  zur  Ansammlung  eines  Reservefonds,  bis  dieser  auf  5  % 
des  gesamten  Darlehens-Kapitals  angewachsen  ist;  dann  be- 
stimmt der  Landtag  die  Verwendung  der  Ueberschüsse  (Art.  26). 
Die  Direktion  hat  einmal  jährlich  einen  Bericht  über  den  Ver- 
mögensstand  und  die  Geschäftsführung  der  Anstalt  zu  veröffent- 
lichen (Art.  28).  Ferner  ist  jedem  versammelten  ordentlichen 
Landtage  ein  ausführlicher  Bericht  über  den  Geschäftsumfang, 
den  Vermögensbestand  und  die  Geschäftsführung  vorzulegen 
(Art.  29).  Um  in  der  Ausführung  ihrer  Geschäftstätigkeit 
möglichst  eingehend  lokale  Verhältnisse  berücksichtigen  zu 
können,  und  um  die  Aufnahme  der  Darlehen  und  den  Verkehr 
mit  den  Schuldnern  möglichst  bequem  zu  gestalten,  greift  die 
Bodenkredit-Anstalt  auf  die  unteren  Verwaltungsbehörden  zurück 
und  bedient  sich  besonders  der  großherzoglichen  Aemter  und 
der  Stadtmagistrate  der  Städte  I.  Klasse  als  Agenten.  Wie  in 
Weimar  die  Rechnungsämter,  werden  in  Oldenburg  die  Amts- 
rezepturen mit  der  Abwicklung  der  Ein-  und  Auszahlungs- 
geschäfte betraut.  Die  Formen  der  Geschäftsführung,  sowohl  bei 
den  Anstalten  selbst,  wie  auch  bei  den  Aemtern  und  Amtsrezep- 
turen ordnet  das  Geschäftsregulativ  vom  26.  September  1883. 
Die  Bodenkredit-Anstalt  selbst  bearbeitet  unmittelbar  alle  Ge- 
schäfte in  Stadt  und  Amt  Oldenburg,  für  die  übrigen  Amtsbe- 
zirke haben  die  betr.  Aemter  oder  die  Stadtmagistrate  der  Städte 
I.  Kl.  Anträge  auf  Darlehen  anzunehmen  und  zu  begutachten 
und  die  formal-rechtliche  Seite  zu  besorgen;  den  Amtsrezepturen 
liegt  die  Erledigung  der  erwähnten  geschäftlich-technischen  Ar- 
beiten ob.  Die  Bodenkredit-Anstalt  steht  als  zusammenfassende 
Zentralstelle  darüber ;  bei  ihr  liegt  auch  stets  die  Entscheidung 
über  die  Bewilligung  der  Darlehen,  sie  hat  die  Anordnungen  zu 
erteilen  und  die  Mittel  zu  überweisen,  außerdem  sagt  der  §  2 
der  Ausführungsbestimmungen:  »Sämtliche  Behörden,  sowie  die 
Gemeindevorstände  sind  verpflichtet,  der  Verwaltung  der  Boden- 
kredit-Anstalt oder  den  in  ihrem  Auftrage  fungierenden  Stellen 
jede  für  nötig  erachtete  Auskunft  über  die  persönlichen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  eines  Darlehensuchenden,  über  die 
Beschaffenheit  und  die  Hypothekarverhältnisse  der  zum  Unter- 
pfand angebotenen  Grundstücke,  über  die  Einrichtung  und  den 
Fortgang  von  Meliorationsarbeiten  usw.  von  Amtwegen  zu  er- 
teilen.« 

Kann   sich    so    die  Bodenkredit-Anstalt  als  Staatseinrichtungr 
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in  Anlehnung  an  den  bestehenden  Verwaltungsapparat  eine  weit- 
gehende Arbeitsteilung  schaffen  und  außerdem  die  eingehende 
Kenntnis  der  Lokalbehörden  für  ihre  Zwecke  nutzbar  machen,  so 
wird  ihr  als  weitere  Unterstützung  für  ihre  Aufgabe  die  dem  Fis- 
kus zustehende  Stempelfreiheit  eingeräumt  (Art.  27).  Der  sach- 
liche Inhalt  ihrer  Geschäftstätigkeit  wird  bestimmt  durch  ihren 
Zweck,  die  Gewährung  von  Darlehen;  die  hierfür  und  für  die 
Mittelbeschaffung  im  einzelnen  festgesetzten  Grundsätze  sollen  im 
folgenden  dargestellt  werden. 

A.   Die  Darlehen. 

Der  Artikel  4  bestimmt:  »§  I.  Die  Bodenkredit-Anstalt 
gewährt  Darlehen  gegen  Bestellung  genügender  hypothekari- 
scher   Sicherheit     durch    im    Herzogtum    belegene    Grundstücke. 

Den  politischen  Gemeinden  und  sonstigen  Kommunalverbän- 
den, desgleichen  den  staatlich  geregelten  Genossenschaften  des 
Herzogtums  können  Darlehen  ohne  solche  hypothekarische  Sicher- 
stellung gewährt  werden. 

ij  2.  Die  Eintragungen  und  Löschungen  in  den  Hypotheken- 
bzw. Grundbüchern  erfolgen  gebührenfrei.« 

Die  Darlehen  werden  in  durch  100  teilbaren  Summen  bar 
ausgegeben  (Ausf.  Best.  §§  3,7)  —  ihr  Mindestbetrag  ist  dem- 
nach 100  M  —  sie  sind  in  der  Regel  von  Seiten  der  Boden- 
kredit-Anstalt unkündbar,  wenn  nicht  unter  bestimmten  Umstän- 
den das  Darlehen  oder  das  Pfand  gefärhrdet  erscheint  (Art.  7). 
Der  Schuldner  dagegen  hat  das  Recht,  die  Schuldsumme  nach 
halbjähriger  Kündigung,  die  nur  zu  bestimmten  Terminen  zulässig 
ist,  zurückzuzahlen.  Er  muß  das  Darlehen  verzinsen  und  in 
festen  Raten  tilgen,  deren  Höhe  von  ihm  selbst  gewählt  wird, 
aber  nicht  weniger  als  x/a  %»  bei  Darlehen  auf  Gebäude  ohne 
landwirtschaftliche  Grundstücke  mindestens  i!,e%  des  ursprüng- 
lichen Kapitals  betragen  darf  (Art.  5).  Dem  Schuldner  steht  es 
frei,  außerordentliche  Abzahlungen  nach  6  monatiger  Anmelde- 
frist zu  leisten  (Art.  7).  Der  Zinsfuß  wird  durch  Ministerial- 
bekanntmachung festgesetzt,  er  ist  regelmäßig  bis  zu  7a  %  höher 
als  der  Zins,  den  die  Anstalt  für  die  von  ihr  aufgenommenen  Kapi- 
talien selbst  zu  zahlen  hat.  Eine  Aenderung  des  Zinsfußes  kann  auch 
auf  schon  bestehende  Darlehen  ausgedehnt  werden ;  bei  einer  Er- 
höhung ist  es  erlaubt,  daß  eine  etwa  vereinbarte  höhere  Tilgungs- 
rate bis  auf  den  gesetzlichen  Mindestbetrag  ermäßigt  wird  (Art.  6 


—       26      — 

§  4)-  Zins  und  Abtragsrate,  beide  berechnet  vom  ursprünglichen 
Darlehenskapital,  bilden  zusammen  die  sogenannte  Annuität,  das 
ist  die  Jahressumme,  die  stets  in  gleicher  Höhe  an  bestimmten 
halbjährigen  Zahlungsterminen,  nämlich  am  I.  April  und  I.  Okto- 
ber, zu  entrichten  ist  und  alljährlich  einmal  vom  Kapitalbetrage 
abgerechnet  wird.  Da  die  Zinsquote  dieser  Gesamtjahressumme 
nur  für  das  erste  Jahr,  wo  der  Schuldbetrag  noch  unvermindert 
ist,  dem  wirklich  zu  berechnenden  Zins  entspricht,  nimmt  sie  in 
den  späteren  Jahren  an  der  Tilgung  des  Kapitals  teil  und  be- 
wirkt eine  umso  stärkere  und  raschere  Tilgung,  je  größer  sie  ist, 
je  höher  also  der  zugrunde  gelegte  Zinsfuß  bemessen  ist.  Die 
Schnelligkeit  der  Tilgung  hängt  natürlich  besonders  von  der  Höhe 
der  Abtragsrate  ab.  Es  ist  z.  B.  die  Dauer  eines  Darlehens  bei 
4%  Zins  und 

Abtrag  jährlich      Va  % 5^  Jahre 

»  1% 41 

»•        ix/*% 33       » 

2% 28  > 

3% 22       » 

4% 18       » 

Wie  beträchtlich  die  Zinsquote  an  der  Tilgung  beteiligt  ist, 
zeigt  die  Tatsache,  daß  ein  Darlehen,  das  ohne  ihre  Mitwirkung 
nur  durch  eine  jährliche  Rate  von  1/2  %  getilgt  wird,  erst  in 
200  Jahren  ganz  zurückgezahlt  ist.  Je  schneller  ein  Darlehen  ge- 
tilgt wird,  umso  größer  ist  aber  auch  die  Ersparnis  an  Zins  und 
Zinseszins.  Ein  Kapital  von  iooo  M  erfordert  bei  einer  Ver- 
zinsung von  4  %  und 

V'- %  Abtrag eine  Rückzahlungssumme  von   45X56  =  2520  M 

1%         »          »                                                 »      50X41=2050   » 

i7'-'%     ■  >         »                     »                     »55X33=  1815  » 

2%       »         »                                          »     60x28=1680» 

3%       *         »                                          »     70X22=  1540  » 

4%        »         »                      »                      »     8oX'8=  1440  » 

Hierbei  ist  abgesehen  von  dem  Zinserträgnis,  das  der  Schuld- 
ner erhält,  wenn  er  sein  Geld  verzinslich  angelegt  hat.  In  dem 
Falle  wird  der  Nachteil  für  ihn  natürlich  bei  weitem  nicht  so 
groß  sein,  wenn  er  eine  geringere  Abtragsquote  statt  einer  höhe- 
ren wählt.  Sobald  vom  ursprünglichen  Kapital  wenigstens  der 
fünfte  Teil  amortisiert  oder  zurückgezahlt  ist,  kann  der  Schuldner 
die  Löschung  dieses  Betrages  verlangen  (Ausf.  Best.  §  14). 

Die  Vorzüge  dieses  Annuitätensystems  liegen  auf  der  Hand. 
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Wenn  dadurch  allein,  wie  Felix  Hecht l )  nachweist,  in  der  Regel 
auch  nicht  eine  Entschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes  her- 
beigeführt werden  kann,  so  ist  dieses  Verfahren  doch  ein  wesent- 
licher Teil  einer  vernünftigen  Verschuldungsform,  dem  die  grund- 
sätzliche Unkündbarkeit  des  Darlehens  von  Seiten  des  Gläubigers 
zu  Hilfe  kommen  muß.  In  Oldenburg  handelt  es  sich  für  die 
Bodenkredit-Anstalt,  wie  aus  Kolhinrinis  Darlegungen  hervorgeht, 
auch  nicht  so  sehr  um  Entschuldung,  als  vielmehr  um  eine  ge- 
eignete Eorm  für  neuen  Realkredit.  Eine  Gefahr  haftet  dem 
Annuitätenzwang  dann  an,  wenn  die  Raten  zu  hoch  gewählt 
werden,  und  wenn  das  gebende  Institut  keine  Bestimmungen  ge- 
troffen hat,  um  aus  Notständen  entspringender  zeitweiser  Zahlungs- 
unfähigkeit ihres  Schuldners  sich  anzupassen.  Solche  Zahlungs- 
nachsicht, und  zwar  auf  längstens  ein  Jahr,  ist  vorgesehen,  wenn 
der  Schuldner  von  elementaren  Unglücksfällen,  wie  Brandschaden, 
Hagelschlag,  Ueberschwemmung,  Viehseuche,  Mißwachs,  betrof- 
fen ist.  Er  hat  aber  den  Rückstand  vom  Tage  der  Fälligkeit  an 
mit  5  %  zu  verzinsen  (Ausf.  Best.  §  u)  —  zweifellos  eine  Härte. 
Der  Vorzug,  der  in  dieser  Art  der  Kreditgewährung  liegt, 
rechtfertigt  gewisse  Bestimmungen  über  Kontrolle  und  Zahlungs- 
bedingungen, die  in  Art.  15  und  16  und  den  §§  10  und  12  der 
Ausführungsbestimmungen  gegeben  sind.  Darnach  hat  die  Boden- 
kredit-Anstalt das  Recht,  sich  von  der  ordnungsmäßigen  Erhaltung 
der  Unterpfandstücke  zu  überzeugen  ;  geschieht  die  Zahlung  der 
Annuitäten  nicht  rechtzeitig,  so  erhebt  sie  5  %  Verzugszinsen 
vom  Betrage  der  Tilgungsrente  bis  zur  Zahlung.  In  allen  Fällen 
der  Versäumnis  erhöht  sich  der  halbjährige  Zinsenbetrag  für  den 
Rückstand  um  einen  Zuschlag  von  V2  %  jährlich  seit  dem  vorigen 
Fälligkeitstermin,  mindestens  aber  um  den  Betrag  einer  halben 
Mark.  Die  Erfüllung  von  Verpflichtungen  kann  im  Wege  der 
Verwaltungsexekution  erzwungen  werden.  Das  Darlehen  mit 
Zinsen  und  Tilgungsbeitrag  ist  durch  Eintragung  von  Hypothek 
oder  Grundschuld  auf  Grundstücken  oder  Gebäuden  zu  sichern, 
und  zwar  ist  die  Sicherheit  »in  der  Regel  nur  dann  als  vor- 
handen anzusehen,  wenn  der  ermittelte  Wert  der  Liegenschaften 
mindestens  den  doppelten  Betrag  des  Darlehens  ei  reicht«  (Art.  8). 
Bei  Aenderung  im  Eigentum  der  Pfandgrundstücke  muß  der  neue 
Erwerber  die  Schuldverpflichtung  in  öffentlicher  Urkunde  über- 
nehmen. Der  Anstalt  ist  innerhalb  dreier  Monate  seit  Eintritt 
1)  Felix  Hecht,  Der  Europäische  Bodenkredit   1.  Bd.  Leipzig   1900  S.  6  ff. 
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des  Eigentumsüberganges  Anzeige  zu  machen.  Besondere  Be- 
stimmungen sind  für  Darlehen  getroffen,  die  »die  Förderung  der 
Bodenkultur  der  in  Betracht  kommenden  Liegenschaften«  be- 
zwecken, also  Entwässerungen,  Bewässerungen,  Drainagen,  Wege- 
anlagen, Waldkulturen,  Urbarmachungen  usw.  Bei  solchen  Darlehen 
kann  der  durch  das  Unternehmen  nachweislich  zu  erzielende 
Mehrwert  der  Liegenschaften  berücksichtigt  werden  (Art.  9).  Nur 
die  Hälfte  des  Mehrwertes  findet  Berücksichtigung,  wenn  die 
Werterhöhung  voraussichtlich  nicht  längere  Zeit  anhält  oder  die 
Meliorationen  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  erneuerungsbedürftig 
sein  werden.  Außerdem  ist  in  diesen  Fällen  auch  eine  höhere 
Tilgungsrate  zu  zahlen,  »welche  entsprechend  der  Zeit  der  zu  er- 
wartenden Abnutzung  bzw.  der  Erneuerung  oder  Vervollständigung 
der  Meliorationsanlagen  zu  bestimmen  ist.  Insbesondere  soll  der 
Tilgungsbeitrag  bei  Drainage-Anlagen  nicht  unter  4  %  betragen« 
(Art.  10).  Die  Auszahlung  desjenigen  Teiles  des  Darlehens,  der 
durch  die  Melioration  begründet  wird,  erfolgt  nur  entsprechend 
dem  Fortschritte  der  Melioration  (Art.  11).  »Reicht  das  Darlehen 
über  die  Hälfte  des  Wertes  der  Liegenschaften  in  deren  bis- 
herigem Zustande  hinaus,  so  soll  ein  höherer  Tilgungsbeitrag  als 
Va%  bedungen  werden«   (Art.  9  §  4). 

Eine  der  schwierigsten  und  gleichzeitig  wichtigsten  grund- 
sätzlichen Fragen  für  die  Beleihung  von  Liegenschaften  ist  die 
Festsetzung  der  Beleihungsgrenze.  Sie  schließt  die  Aufgabe  in 
sich,  den  Wert  des  Beleihungsobjekts  möglichst  genau  in  allge- 
mein geltenden  Grundsätzen  festzustellen.  Eine  staatliche  An- 
stalt, wie  die  oldenburgische,  muß  in  erster  Linie  darauf  bedacht 
sein,  einen  möglichst  ausgiebigen  Kredit  zu  gewähren;  ihr  ge- 
meinnütziger Charakter  verlangt,  daß  der  Darlehensbedürftige 
nicht  darauf  angewiesen  ist,  zur  Ergänzung  außer  dem  Darlehen 
der  Anstalt  eine  weitere  Hypothek  zu  ungünstigeren  Bedin- 
gungen bei  privaten  Geldgebern  aufzunehmen.  Es  würde  zu- 
dem durch  einen  zu  niedrigen  Beleihungsgrad  möglicherweise 
die  Benutzung  der  Anstalt  überhaupt  beeinträchtigt  und  so  der 
gemeinnützige  Zweck  verfehlt  sein.  Denn  es  ist  in  der  Regel 
eine  Summe  durch  eine  größere  Hypothek  leichter  und  zu  gün- 
stigeren Bedingungen  zu  erhalten  als  durch  zwei  kleinere.  Die- 
sem Bestreben,  den  Darlehensbedürftigen  möglichst  weit  entgegen- 
zukommen, steht  die  Notwendigkeit  gegenüber,  auf  unbedingte 
Sicherung  der  Anstalt  Bedacht  zu  nehmen.     Die    allgemein    fest- 
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gesetzte  Beleihungsgrenze  muß  so  gewählt  werden,  daß  aller  Vor- 
aussicht nach  Verluste  überhaupt  nicht  möglich  sind.  Das  liegt 
nicht  nur  im  Interesse  des  Staates,  sondern  aller  derer,  für  welche 
die  Anstalt  zu  wirken  bestimmt  ist.  Die  Gefahr  war  als  beson- 
ders groß  in  den  ersten  Jahren  des  Bestehens  der  Anstalt  anzu- 
sehen, weil  dann  etwaigen  Ausfällen  noch  gar  kein  oder  kein 
hinreichender  Reservefonds  gegenüberstehen  würde.  Da  die 
Regierung  den  Grundsatz  aufstellte,  daß  die  Anstalt  sich  durch- 
aus selbst  erhalten  müsse  und  Staatszuschüsse  nicht  zu  erwarten 
hätte,  so  war  auf  einen  Reingewinn  erst  nach  Verlauf  mehrerer 
Jahre  zu  rechnen,  nachdem  nämlich  die  Einrichtungskosten  ab- 
verdient und  das  werbende  Kapital  angewachsen  sein  würde. 

Die  erste  Frage  war  nun,  nach  welchem  Maßstabe  der  Wert 
der  Beleihungsobjekte  festzusetzen  war.  Nach  dem  Beispiel 
ähnlicher  Institute  in  anderen  Bundesstaaten  und  vor  allem  der- 
jenigen oldenburgischen  Kassen,  die  schon  vorher  Hypotheken- 
ausleihungen betrieben  hatten,  griff  man  für  die  Beleihung  von 
Gebäuden  auf  den  Gebäudesteuer-Mietwert  und  den  Brandkassen- 
Wert  zurück.  Eine  Multiplikation  des  Reinertrages  und  Teilung 
des  Brandkassentaxates  hielt  man  für  eine  einfache  Formel,  die 
auch  populär  war,  weil  sie,  wie  schon  erwähnt,  von  anderen  olden- 
burgischen Anstalten,  wie  besonders  der  oldenburgischen  Er- 
sparungskasse,  der  Witwen-  und  Waisenkasse  und  anderen  Fonds 
und  Stiftungen,  ebenfalls  angewendet  wurde.  Daneben  sollten, 
mehr  als  bei  den  anderen  Instituten,  besondere  Abschätzungen 
von  Pfandobjekten  eintreten.  Es  galt  also  zunächst  für  die  Schät- 
zungen der  Grundstücke  einen  Multiplikator  zu  finden,  der  die 
schwere  Bedingung  erfüllte,  den  Reinertrag  so  zu  kapitalisieren, 
daß  das  resultierende  Kapital  möglichst  dem  wahren  Werte  des 
Grundstückes  nahe  kam,  ohne  ihn  jedoch  zu  überschreiten.  Man 
erwog,  ob  man  nicht  über  den  Satz  der  übrigen  ausleihenden 
hinausgehen  und  statt  des  22l/2  fachen  des  Reinertrags  das  25- 
fache  als  Grundstückswert  im  allgemeinen  festlegen  sollte. 

Dem  standen  aber  nicht  geringe  Bedenken  gegenüber.  Die 
Grundsteuerreinertrags-Schätzungen,  die  größtenteils  auf  den  nie- 
drigen Frucht-,  Landkauf-  und  Pachtpreisen  von  1S18  bis  1848 
beruhten,  standen  in  den  verschiedenen  Gebieten  des  I  Icrzog- 
tums,  in  der  Marsch,  der  oldenburgischen  Geest  und  der  münster- 
schen  Geest,  nicht  mehr  in  demselben  Verhältnis  zu  dem  wirk- 
lichen Ertragswerte    oder  Verkaufswerte  des  Grundbesitzes.     Ein 
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Vergleich  der  Verkäufspreise  der  Grundstücke  mit  Grundsteuer- 
Reinertrag  zeigte,  daß  der  gemeine  Wert  der  Grundstücke  in  der 
Marsch  zwar  solche  Erhöhung  rechtfertigte,  daß  aber  in  den  anderen 
Bezirken,  besonders  der  münsterschen  Geest,  das  als  das  22^2  fache 
des  Reinertrages  angesetzte  Steuerkapital  sich  durchaus  nicht 
immer  unter  dem  Verkaufspreise  hielt1).  Ja,  in  der  Geest  war 
sogar  eine  durchgängige  Erniedrigung  des  Steuerkapitals  gefordert 
und  darauf  aufmerksam  gemacht  worden,  daß  die  neuere  Pro- 
duktionsrichtung in  der  Landwirtschaft  der  Geest  nicht  in  dem 
gleichen  Maße  zugute  gekommen  sei  wie  der  Marsch.  Im  Ent- 
wurf der  Begründung  der  Ausführungsbestimmungen  des  Gesetzes 
vom  14.  Februar  1883  finden  sich  über  diesen  Punkt  die  folgen- 
den interessanten  Angaben.  Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
wurde  der  Körnerbau  in  der  Marsch  vorherrschend  und  galt 
lange  als  der  einträglichste  Zweig  der  Landwirtschaft  trotz  der 
Rückschläge,  die  in  den  20  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  durch 
die  allgemeine  Ueberproduktion  in  Verbindung  mit  den  lokalen 
Ursachen  der  Deichschäden  sich  geltend  machten.  Als  zu  An- 
fang der  60  er  Jahre  infolge  der  Lungenseuche  in  Holland,  der 
gesteigerten  Nachfrage  nach  Zuchtvieh  auf  dem  oberländischen 
Markte  und  aus  anderen  Gründen  die  Preiskonjunkturen  sich 
wiederum  zugunsten  der  Viehhaltung  verschoben,  konnte  die 
Marsch  hieraus  mehr  Nutzen  ziehen  als  die  Geest,  wo  das  Vieh 
lange  Zeit  nur  als  ein  notwendiges  Uebel  für  die  Düngerpro- 
duktion betrachtet  worden  war.  Jetzt  legte  sich  die  Geest  zwar 
mit  größerem  Eifer  auf  Schweineaufzucht,  Kälbermast  und  Milch- 
wirtschaft, sie  war  aber  wegen  ihrer  Bodenverhältnisse  der  Mas- 
senerzeugung der  Marsch  bei  weitem  nicht  angewachsen.  Neben 
der  größeren  Wertsteigerung  des  Marschbodens  war  für  die  gleich- 
mäßige Ordnung  der  Kreditgewährung  ein  weiteres  Moment  zu 
beachten,  nämlich  die  größere  Abhängigkeit  des  Grundstücks- 
wertes auf  der  Geest  von  der  Persönlichkeit  des  Wirtschaftenden. 
In  einer  Marschbesitzung  herrschte  meist  Weidewirtschaft,  eine 
viel  einfachere  Betriebsform  als  auf  der  Geest.  Den  hier  in  der 
größeren  Mannigfaltigkeit  der  Kulturen  erzielten  Reingewinn 
mußte    man    vorwiegend    der    Arbeit    des    Inhabers    zuschreiben, 


1)  Hierzu  s.  auch:  Dr.  Hugo  Ephraim,  Zur  Einführung  der  »Steuer  nach  dem 
gemeinen  Wert«  in  Oldenburg.  (Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft, 
Jahrg.   19 10,  Heft   i,  S.   144  ff.). 


™|vährend  der  Ertrag  der  Marsch  mehr  der  ursprünglichen   Boden- 
craft   zu  verdanken  war. 

Für    den  Hypothekarkredit  gewährte    also    eine    Marschwirt- 
;chaft  eine  sicherere  und  weniger  schwankende   Grundlage  als  eine 
jeeststelle,    deren    mäßige    Bodenrente     tatsächlich    von  der  an- 
■■dauernden    Tüchtigkeit    des    Bauern   abhängig  war,    und    bei    der 
H|die  Gefahr  eine  Wertminderung    durch  schlechte  Wirtschaft    viel 
Hläher  lag,    als  bei  einer  Marschstelle.     Man  wollte    es    aber    ver- 
ttneiden,    für  die   regelmäßige  Wertermittlung   mehr  als  eine  For- 
mel für  den  Grundbesitz  im  Herzogtum  aufzustellen,  konnte  auch 
(Marsch  und  Geest  hierzu  nicht  scharf  trennen,    weil  viele  Stellen 
gemischten  Boden  aufwiesen.     Außerdem  war  ja  zur  Vermeidung 
.von  Härten  die  Möglichkeit    einer    besonderen    Schätzung    vorge- 
sehen.     Die    Grundsätze    der    Wertbestimmung    sind    aus    diesen 
Ursachen    den  Verhältnissen    des    Geest    entnommen  ;    als    regel- 
mäßiger Beleihungswert  der  Grundstücke    ist    das    22]/2  fache  des 
(Grundsteuerreinertrags  fixiert.    Für  die  Bewertung   von  Gebäuden 
sind   zwei  Grundlagen    gegeben,    das  Brandkassentaxat    und    der 
Gebäudesteuermietwert.     Der  letztere  wird  für  die  ländlichen  Ge- 
biete zugrunde  gelegt,   das  Brandkassentaxat    nur  für  die  Städte. 
Man  hatte  Ursache   anzunehmen,    daß    das  Brandkassentaxat 
in    den    einzelnen  Gebieten  ungleich    zu    bewerten    und    teilweise 

I recht  hoch  war  ;  daher  ließ  man  es  nur  für  städtische  Darlehen  als 
Grundlage  gelten,  wo  Gebäude  allein  in  der  Regel  höheren  Wert 
besitzen  als  auf  dem  Lande.  Uebrigens  trat  für  die  Bodenkredit- 
Anstalt  die  Aufgabe,  reine  Hausdarlehen  zu  gewähren,  stark  in 
den  Hintergrund ;  ihr  selbst  erschien  die  Ausgabe  städtischer 
Darlehen    nicht    erwünscht     wegen     des    durch    die    Möglichkeit 

(rascherer  und  größerer  Wertschwankungen    erhöhten  Risikos,    es 
war    aber  auch  zweifelhaft,    ob  dem  städtischen  Hausbesitzer  die 
Verpflichtung  zur  Amortisation  angenehm  war.     Die    Sicherheits- 
*  grenze  dieser  Darlehen    auf  Gebäude  erblickt  man  in  der  Summe, 
mit  der  die  Häuser  in  der  staatlichen  Brandkasse  versichert  sind. 
Diese  Zwangsversicherung  umfaßte  jedoch  nicht  das  ganze  Herzog- 
■  tum ;  für  den  nordwestlichen  Teil,   das  Jeverland,  hatte  sie  keine 
*  Geltung.     Hier    bestand    zwar    eine    andere   Einrichtung,    die  Je- 
versche    Brandkasse,     doch    gab    es    keinen    Versicherungszwang 
für  die  Gebäude  wie  im  übrigen  Teil  Oldenburgs,    und  dazu  gal- 
ten   allerlei  einschränkende    Bestimmungen,    unter    anderen  z.   B., 
.  daß  im  Falle  von  Brandstiftung  die   Versicherung   nicht  einträte. 
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und  daß  Häuser,  in  deren  Nähe  feuergefährliche  Betriebe  stan- 
den, ausgeschlossen  wären.  Die  Haftung  war  daher  im  allge- 
meinen als  recht  unsicher  anzusehen.  Trotzdem  sollte  das  Jever- 
land  nicht  von  der  Darlehensgewährung  ausgeschlossen  sein;  im 
Einzelfall  war  vorsichtig  zu  Werke  zu  gehen,  immerhin  war  das 
Risiko  nicht  allzugroß,  denn  bei  Landstellen  fiel  die  Veranschlagung 
nach  dem  Gebäudesteuermietwerte  gegenüber  dem  sonstigen 
Werte  der  Stelle  nicht  sehr  erheblich  ins  Gewicht,  und  daß  nach 
der  Stadt  Jever  und  den  größeren  Ortschaften  im  Jeverland  Dar- 
lehen in  größerer  Zahl  zu  gewähren  sein  würden,  war  nicht  wahr- 
scheinlich. 

Die  Beleihungsgrundsätze  sind  zusammengefaßt  im  §  5  der 
Ausführungsbestimmungen;  er  lautet:  »Die  Bodenkredit -Anstalt 
gewährt  in  der  Regel  Darlehen  bei  liegenden  Gründen  bis  zum 
221/2fachen  des  Grundsteuerreinertrages,  unter  Einschluß  des 
Gebäudesteuermietwertes  der  vorhandenen  Gebäude; 

bei  Gebäuden  in  Städten  I.  Klasse  und  in  deren  nächsten 
Umgebungen  bei  guter  Lage  bis  zu  2/s<  bei  anderen  städtischen 
Gebäuden  zu  '/a  der  Summe,  zu  welcher  sie  in  der  staatlichen 
Brandkasse  versichert  sind. 

Ob  bzw.  in  welchem  beschränkten  Umfange  bei  liegenden 
Gründen  neben  dem  Vielfachen  des  Grundsteuerreinertrages  statt 
des  Gebäudesteuermietwertes  auch  das  Brandkassentaxat  der  auf 
denselben  vorhandenen  Gebäude  zu  berücksichtigen  ist,  bleibt  dem 
Ermessen  der  Direktion  nach  ihrer  Beurteilung  des  einzelnen 
Falles  überlassen. 

Die  auf  dem  Grund  und  Boden  ruhenden,  nicht  ganz  un- 
erheblichen privatrechtlichen  Verpflichtungen  sind  von  dem  Werte 
in  Abzug  zu  bringen. 

An  Stelle  der  vorstehenden  Wertermittlung  kann  der  etwa 
bekannte  letzte  Erwerbspreis  als  Anhalt  dienen  und  ist  auf  den- 
selben überall  dann  Rücksicht  zu  nehmen,  wrenn  dieser  die  obige 
Wertschätzung  nicht  erreicht.  Im  letzteren  Falle  darf  das  Dar- 
lehen 2/.j  dieses  Erwerbspreises  nicht  übersteigen,  es  sei  denn, 
daß  das  Grundstück  schon  vor  längeren  Jahren  gekauft  wäre. 

Für  größere  Landkomplexe  in  guter  Lage  und  von  besserer 
Bonität,  bei  welchen  eine  jederzeitige  leichte  Verwertbarkeit  ge- 
sichert erscheint,  ist  die  Direktion  ausnahmsweise  eine  Ueber- 
schreitung  der  Beleihungsgrenze  bis  zum  271/2  fachen  des  Grund- 
steuerreinertrags bzw.  Gebäudesteuermietwertes  zu  bewilligen  er- 
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mächtigt,  wenn  das  Darlehen  an  erster  Stelle  zu  stehen  kommt, 
oder  der  Darlehensempfänger  zu  einer  Steigerung  der  Amorti- 
sation in  dem  Maße,  daß  die  Quote  dafür  aus  dem  Darlehen  der 
Bodenkredit-Anstalt  und  dem  Betrage  aller  vorhergehenden  in- 
grossierten Posten  berechnet  wird,  wenigstens  so  lange  sich  ver- 
pflichtet, bis  die  gedachte  normale  Grenze  erreicht  ist.  Außer- 
dem sind  hier  bei  Voringrossaten  die  privilegierten  Zinsen  neben 
den  Kapitalien  bei  Ermittlung  der  gestatteten  hypothekarischen 
Belastung  zu  berücksichtigen. 

Wo  ein  Zwang  zur  Versicherung  der  Gebäude  in  der  staat- 
lichen Brandkasse  nicht  existiert,  kann  ein  Darlehen  auf  Gebäude 
nur  bewilligt  werden,  wenn  der  Darlehensnehmer  dieselben  mit 
dem  zulässigen  höchsten  Betrage  bei  einer  von  der  Direktion  als 
solid  anerkannten  Gesellschaft  gegen  Feuersgefahr  versichert,  und 
diese  Versicherung  ohne  Genehmigung  der  Direktion  weder  auf- 
gehoben, noch  in  ihrem  Gesamtbetrage  verringert  werden  kann. 
Es  bleibt  der  Direktion  überlassen,  die  zur  Garantie  der  Anstalt 
erforderlichen  Maßnahmen  im  einzelnen  Falle  durch  Vereinbarung 
mit  dem  Darlehensnehmer  und  der  betreffenden  Versicherungs- 
gesellschaft zu  treffen.  <; 

Diese  Bestimmungen  werden  ergänzt  durch  £  6  der  Aus- 
führungsbestimmungen, wonach  sowohl  die  Direktion  der  Anstalt 
als  auch  der  Darlehensuchende  eine  besondere  Schätzung  der 
zum  Unterpfand  angebotenen  Gegenstände  verlangen  können. 
Hierdurch  soll  ermöglicht  werden,  daß  Wertunterschiede  gegen- 
über dem  katastralen  Reinertrage,  hervorgerufen  durch  Tüchtig- 
keit oder  Unfähigkeit  des  Inhabers,  durch  neue  Verkehrseinrich- 
tungen, durch  Zusammensetzung  des  ganzen  Wirtschaftskomplexes 
aus  verschiedenen  Bodengattungen  usw.,  Berücksichtigung  finden. 
Die  Abschätzung  erfolgt  regelmäßig  durch  die  Gemeindeabschätzer 
bez.  Brandkassentaxatoren,  jedoch  hat  die  Direktion  das  Recht, 
andere  Personen  hiermit  zu  betrauen  (Art.    12). 

Eine  eingehende  Instruktion  für  das  Schätzen  bietet  das 
Geschäftsregulativ  in  den  Ziffern  31  und  32;  sie  bezweckt  Gleich- 
mäßigkeit und  durch  einschränkende  Bestimmungen  Sicherheit 
für  die  Anstalt.  Während  das  Gesetz  zur  Abschätzung  nur  die 
Gemeindeabschätzer  bez.  Brandkassentaxatoren  bestimmt,  zieht 
das  Regulativ  auch  den  Fortschreibungsbeamten  heran;  stets  sollen 
drei  Personen  bei  der  Schätzung  mitwirken.  Diese  ist  schriftlich 
mit  genauer  Angabe  des  Verfahrens  und  der  einzelnen  Erwägungen 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswisscnsch.     Ergänzungsheft  45.  Z 
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aufzusetzen;  die  Punkte,  auf  die  besonders  zu  achten  ist,  werden 
in  der  Instruktion  genannt.  Als  Grundlage  dienen  entweder  der 
Pachtwert  oder,  in  Bezirken,  wo  Verpachtung  seltener  ist,  die 
Reinerträge  nach  -der  im  Bezirke  üblichen  und  erfahrungsgemäß 
durchführbaren  Wirtschaftsmethode«.  Die  Schätzung  nach  dem 
Pachtwerte  kommt  am  meisten  für  die  Marsch  in  Frage,  für  die 
Geest  häufiger  die  Schätzung  nach  Reinerträgen.  Mögliche  Kauf- 
preise sind  in  der  Regel  nicht  zur  Grundlage  der  Schätzung  zu 
wählen,  weil  bei  ihrer  Feststellung  leicht  Einflüsse  persönlicher 
Ansichten,  wie  Spekulation  auf  die  Zukunft  und  Liebhaberwerte, 
unterlaufen.  Die  Kaufpreise  ähnlicher  Stellen  sollen  zum  Ver- 
gleich bei  der  Schätzung  herangezogen  werden.  Eigenartig  ist 
die  Stellungnahme  gegenüber  gewerblichen  Anlagen  und  gegenüber 
Waldungen.     Ueber  erstere  sagt  Ziffer  31    lit.  f: 

»Der  durch  landwirtschaftliche  Nebennutzungen,  Brennereien, 
Brauereien,  Ziegeleien,  Mühlen,  Torfstreufabriken  etc.  zu  erzielende 
Gewinn  und  der  WTert  der  diesen  Zwecken  dienenden  Anstalten 
ist  bei  der  Taxation  außer  Acht  zu  lassen.« 

Das  entsprach  der  bisherigen  Praxis  der  größeren  öffent- 
lichen Kassen,  auch  hielt  man  es  für  nicht  vereinbar  mit  dem 
besonderen  Zweck  der  Bodenkredit- Anstalt,  gewerbliche  Unter- 
nehmungen zu  unterstützen. 

Bei  Holzbeständen  soll  nur  der  Ertrag  in  Rechnung  genom- 
men werden,  »den  die  fraglichen  Grundstücke  ohne  Holz  als 
Weide  oder  Ackerland  geben  würden«.  Nur  für  größere  Holz- 
anlagen sollen  eventuell  Ausnahmen  gemacht  werden,  »wenn 
genügende  Garantie  gegeben  wird,  daß  sie  unter  fortgesetzter 
sachverständiger  Leitung  gehalten  und  durch  hinreichende  Be- 
aufsichtigung gegen  Beeinträchtigungen  abseiten  Dritter  geschützt 
werden«  (30  h).  Diese  Bewertung  privater  Waldungen  ist  ver- 
ständlich, wenn  man  berücksichtigt,  daß  seit  dem  Erlaß  des 
Staatsgrundgesetzes  von  1849  keinerlei  staatliche  Aufsicht  über 
die  Bewirtschaftung  der  Privatforsten  wacht,  auch  niemand  eine 
vollständige   Abholzung  hindern  kann. 

Mit  der  in  Ziffer  32  gegebenen  Anweisung  für  die  Schätzung 
geplanter  Meliorationen  betrat  man  ein  Gebiet,  auf  dem  noch 
keine  Erfahrungen  von  Seiten  anderer  ähnlicher  Anstalten  gemacht 
worden  waren.  Das  preußische  Gesetz  betreffend  die  Errichtung 
von  Landeskultur-Rentenbanken  vom  13.  Mai  1879,  das  hinsicht- 
lich der  Bestimmungen  über  Meliorationsdarlehen  der  oldenburgi- 
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sehen  Anstalt  im  übrigen  als  Vorbild  diente,  war  noch  nicht  zur 
Anwendung  gekommen,  es  waren  noch  keine  Landeskultur-Renten- 
banken gegründet  worden;  daher  fehlten  irgendwelche  Muster  für 
das  anzuordnende  Schätzungsverfahren.  Aus  diesem  Grunde  ist 
das  Verfahren  so  umständlich  und  vorsichtig  geregelt,  daß  es  von 
vornherein  zweifelhaft  war,  ob  der  Landwirt  von  diesen  Melio- 
rationsdarlehen  Gebrauch  machen  würde. 

Die  baren  Kosten,  sowohl  der  Abschätzung  wie  überhaupt 
der  Prüfung  der  Darlehensgesuche,  trägt  immer  der  Darlehens- 
nehmer,   auch  wenn  das  Darlehen  nicht    gewährt  wird    (Art.    13). 

Die  Formalitäten  des  Darlehensgesuches,  der  Bewilligung, 
der  Kündigung  und  Rückzahlung  regeln  die  Ausführungsbestim- 
mungen in  §§  4,  7,  8,  15  und  16.  Der  Antragsteller  hat  sein 
Gesuch  beim  Amt  seines  Wohnortes  oder  beim  Stadtmagistrat 
mit  den  erforderlichen  Urkunden  mündlich  oder  schriftlich  ein- 
zureichen. Gleichzeitig  muß  er  angeben,  zu  welchem  Betrage  er 
amortisieren,  bei  welcher  Stelle  er  im  Falle  der  Bewilligung  das 
Kapital  empfangen  und  die  Zinsen  und  Tilgungsraten  entrichten 
will.  Das  Gesuch  ist  von  dem  betreffenden  Amt  oder  Stadt- 
magistrat mit  einem  Gutachten  an  die  Bodenkredit-Anstalt  ein- 
zusenden. Die  gutachtliche  Erklärung  soll  sich  darüber  äußern, 
ob  der  Antragsteller  als  guter  Wirt  und  Zahler  gilt,  ferner,  bei 
Schätzung  des  Wertes  nach  dem  katastralen  Reinertrag,  ob  dieser 
noch  als  zutreffend  anzusehen  ist,  und  schließlich  bei  Verpfändung" 
von  Gebäuden  nach  dem  Brandkassentaxate,  ob  eventuell  eine 
Verwertung  in  der  Höhe  dieses  Taxates  zu  erwarten  ist  (Gesch. 
Regul.  Ziff.  30).  Die  Anstalt  ist  berechtigt,  Darlehensgesuche 
ohne  Angabe  von  Gründen  abzulehnen  (Art.  14).  Bei  Bewilligung 
des  Darlehens  erhält  der  Antragsteller  den  Entwurf  der  Schuld- 
urkunde, die  er  innerhalb  einer  Woche  vollzogen  und  beglaubigt 
an  die  Anstalt  oder  das  betreffende  Amt  oder  den  Stadtmagistrat 
zurückzugeben  hat.  An  der  von  ihm  gewünschten  Stelle  wird 
dann  nach  Eintragung  der  Hypothek  dem  Antragsteller  das  Dar- 
lehen ausgezahlt.  Bei  derselben  Stelle  sind  die  Zinsen  und  Ab- 
tragsraten zu  bezahlen  und  ist  auch  nach  Kündigung  des  Kapitals 
die  Rückzahlung  zu  leisten.  Die  Kündigung  kann  mit  halb- 
jähriger Frist  auf  den  I.  April  oder  den  I.  Oktober  erfolgen.  Für 
Darlehen  ohne  hypothekarische  Sicherheit,  also  für  Darlehen  an 
politische  Gemeinden,  sonstige  Kommunalverbände  und  staatlich 
geregelte  Genossenschaften,  sind  keine  besonderen  Bestimmungen 
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getroffen;   die  vorhandenen  gelten  sinnentsprechend  auch  für  diese 
Art  Darlehen. 

B.  Die  Betriebsmittel. 

»Die  Bodenkredit-Anstalt  nimmt  zur  Gewinnung  der  Mittel 
für  ihre  Ausleihungen  mit  ioo  teilbare  Kapitalien  gegen  Schuld- 
verschreibungen anleiheweise  auf.«     (Art.  ij  §  I ). 

Die  Schuldverschreibungen  sollen  im  einzelnen  die  übliche 
Form  erhalten,  sie  sollen  verzinslich  sein  und  nach  Wunsch  auf 
Namen  oder  Inhaber  lauten.  Sie  dürfen  zur  Anlage  von  Mündel- 
geld benutzt  werden.  Zessionen  der  Schuldverschreibungen  sind 
stempelfrei  (Art.  17  §  5).  Den  Zinsfuß  und  die  Termine  der 
Zinszahlung  bestimmt  das  Staatsministerium  (Art.  17  S  2).  Die 
Vorschriften  über  das  Verfahren  bei  Einlösung  der  Zinsscheine, 
Rückzahlungen  der  Schuldverschreibungen,  Verlust  von  Zins- 
scheinen und  über  Verjährung  von  Zinsscheinen  und  gekündigten 
Stücken  sind  in  den  Artikeln  19 — 23  des  Gesetzes  gegeben.  Sie 
halten  sich,  ebenso  wie  die  entsprechenden  Ausführungsbestim- 
mungen, durchaus  an  die  allgemein  gebräuchlichen  Formen.  Die 
Schuldverschreibungen  sollen  in  Stücken  von  5000,  2000,  1 500 
und  1000  M  ausgegeben  werden.  Die  Ausgabe  kleinerer  Stücke 
hielt  man  nicht  für  nötig,  auch  fürchtete  man  davon  eine  Ver- 
mehrung der  Geschäftskosten.  Da  die  Darlehen  in  bar  und  nicht 
in  Obligationen  ausbezahlt  werden  sollen,  entstand  auch  von  dieser 
Seite  kein  Bedürfnis  nach  kleineren  Abschnitten.  Schließlich  kam 
für  diesen  Punkt  noch  die  Rücksicht  auf  die  staatliche  Ersparungs- 
kasse  hinzu.  Da  die  Schuldverschreibungen  vielleicht  höher  zu 
verzinsen  waren  als  die  Einlagen  dieser  Kasse,  war  zu  befürchten, 
daß  viele  Sparer  der  Anlage  ihrer  Kapitalien  in  Schuldverschrei- 
bungen den  Vorzug  geben  würden ;  die  kleinen  Sparer,  d.  h.  die- 
jenigen mit  Guthaben  bis  999  M,  machten  aber  am  31.  Dezember 
1882  93,64%  sämtlicher  Einleger  aus,  ihre  Einlagen  62,54%  der 
Gesamtsumme.  Wenn  viele  kleine  Sparer  abwanderten  —  so 
überlegte  man  —  würde  die  Ersparungskasse  gezwungen  sein, 
Hypothekengelder  zu  kündigen.  Es  würde  aber  in  ländlichen 
Kreisen  schwerlich  als  eine  von  Seiten  des  Staates  dem  Hypothekar- 
kredit gewidmete  Fürsorge  begrüßt  werden,  wenn  plötzlich  alte 
Forderungen,  auf  deren  faktische  Unkündbarkeit  man  bei  der 
Verfassung  der  Ersparungskasse  vertraute,  eingezogen  und  die 
Schuldner  der  neuen  Anstalt  zugetrieben  werden  sollten,   die  zwar 


rechtlich  unkündbar,  aber  ciafür  zu  einem  höheren  Zinsfuß  und 
mit  der  Pflicht  zur  Amortisation  ausleiht.  Für  die  Ausgabe  der 
Schuldverschreibungen  werden,  wie  in  Weimar,  die  Amtsrezepturen 
herangezogen.  Bei  ihnen  können  der  Anstalt  zur  Verfügung  ge- 
stellte Kapitalien  eingezahlt,  die  Obligationen  in  Empfang  ge- 
nommen und  bei  Erschöpfung  der  Zinsscheine  gegen  Einreichung 
der  Talons  neue  Bogen  erhoben  werden.  Allerdings  hat  der  In- 
haber im  allgemeinen  die  Portokosten  zu  tragen.  Als  Einlösungs- 
stelle für  Kupons  ist  eine  oldenburgische  Bank  bezeichnet,  außer- 
dem werden  diese  von  allen  staatlichen  Kassen  in  Zahlung  ge- 
nommen und  auch  von  den  Amtsrezepturen,  soweit  deren  Bar- 
stände es  gestatten,  eingelöst  (Art.  20). 

Ueber  die  Art  des  Vertriebes  der  Schuldverschreibungen  sind 
außer  Bestimmungen  über  Anmeldungen  zur  Darleihung  von  Ka- 
pitalien keine  Vorschriften  gegeben,  sodaß  es  der  Direktion  frei- 
gestellt ist,  im  Falle  des  Bedarfes  in  der  ihr  am  zweckmäßigsten 
erscheinenden  Weise  auf  den  Markt  zu  treten.  Es  ist  auch  vor- 
gesehen, daß  die  Bodenkredit- Anstalt  von  öffentlichen  Kassen 
Vorschüsse  aufnimmt;  Artikel  24  bestimmt,  daß  solche  wie  die 
von  Privaten  angeliehenen  Kapitalien  zu  verzinsen  sind. 

Alle  diese  Bestimmungen  bringen  nur  die  rein  formale  Ord- 
nung der  Mittelbeschaffung  und  unterscheiden  sich  in  keinem 
Punkte  wesentlich  von  der  Regelung  in  anderen  privaten  und 
öffentlichen  Anstalten.  Sieht  man  von  der  Bürgschaft  des  Herzog- 
tums für  die  Verbindlichkeiten  der  Anstalt  ab,  da  diese  nur  ein 
notwendiger  Ausfluß  ihres  Charakters  als  Staatsanstalt  ist,  so 
bleibt  nur  noch  eine  Bestimmung  von  erheblicher  Wichtigkeit 
hervorzuheben,  nämlich  die  Kündbarkeit  der  Schuldverschreibungen 
von  Seiten  der  Inhaber.  Bei  der  sehr  einfachen  Aktivaufgabe  der 
Anstalt,  von  ihrer  Seite  regelmäßig  unkündbare  Darlehen  zu  ge- 
währen, scheint  es  eine  selbstverständliche  Folge  zu  sein,  daß 
auch  die  Passiva,  ihre  Betriebsmittel,  nicht  kündbar  sind.  Und  in 
der  Tat  ist  auch  dieser  Punkt  im  Eandtag  bei  Besprechung  der 
Vorlage  am  meisten  umstritten  worden  l ). 

Eine  kleine  Minderheit  war  überhaupt  gegen  die  Errichtung 
der  Anstalt.  Sie  bediente  sich  im  allgemeinen  der  Argumente 
Thorades,  bestritt  also  das  Vorhandensein  eines  Bedürfnisses, 
betonte  die  Schattenseiten  der  Zwangsamortisation   und  wies  auf 


1)  Bericht   über  die   Verbandlungen  des  XXI.  oldenburgischcn  Landtags    inS-' 
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die  Gefahr  der  Garantie  für  den  Staat  hin ;  auch  kehrte  die  Be- 
hauptung wieder,  der  Staat  habe  nicht  die  Aufgabe,  sich  in  die 
Geld-  und  Kreditverhältnisse  einzumischen,  ein  staatliches  Institut 
sei  zur  Lösung  solcher  Aufgaben  garnicht  geeignet,  da  es,  durch 
mannigfache  Bestimmungen  gebunden ,  den  Veränderungen  der 
Wirtschaftslage  nicht  so  schnell  wie  ein  geschickter  Kaufmann 
folgen  könne.  Dazu  wurde  behauptet,  die  Bodenkredit-Anstalt 
verteuere  den  Kredit;  sie  selbst  werde  höhere  Zinsen  nehmen  als 
der  Privatkapitalist  und  außerdem  diesen  veranlassen,  sein  Kapital 
nicht  mehr  direkt  dem  Grundbesitz  zur  Verfügung  zu  stellen, 
sondern  die  bequemere  und  sicherere  Anlage  in  Obligationen  der 
Anstalt  zu  wählen.  Die  Ausgabe  kündbarer  Schuldverschreibungen 
jedoch  zur  Gewinnung  der  Mittel  für  die  unkündbaren  Darlehen 
sei  zweifellos  zu  verwerfen,  und  auch  das  Beispiel  der  Weimari- 
schen Anstalt,  nach  deren  Muster  auch  diese  Form  gewählt  war, 
könne  durchaus  nicht  die  Bedenken  zerstreuen,  da  dieses  Institut 
noch  keine  Zeiten  schwieriger  Wirtschaftsverhältnisse  durchgemacht 
hätte. 

Die  Mehrheit  des  Landtags  jedoch  fand  sich  über  diesen 
Punkt  beruhigt,  zumal  da  eine  Bestimmung  vorgesehen  war,  daß 
die  Direktion  die  Rückzahlung  gekündigter  Schuldverschreibungen 
einschränken  dürfe,  falls  deren  Gesamtsumme  nach  ihrem  Ermessen 
die  zum  Kündigungstermin  verfügbaren  Geldmittel  übersteige. 
Ferner  erklärte  der  Regierungs-Kommissar,  daß  die  Regierung 
die  Kündbarkeit  deshalb  für  richtiger  halte,  weil  nur  kündbare 
Schuldverschreibungen  auf  dem  Parikurs  zu  halten  seien,  unkünd- 
bare dagegen  seien  im  Kurse  stark  schwankend,  ihre  Ausgabe 
bringe  daher  Unsicherheit  in  das  Geschäft.  So  wurde  die  vor- 
geschlagene Regelung  angenommen;  sie  findet  sich  im  Artikel  17 
§§  6  und  7,  ergänzende  Anordnungen  sind  im  Artikel  21  und 
in  den  §§  25 — 27  der  Ausführungsbestimmungen  gegeben.  Die 
Schuldverschreibungen  unterliegen  einer  beiden  Teilen  freistehen- 
den halbjährigen  Kündigung,  die  auf  den  I.  April  oder  den 
1.  Oktober  zu  erfolgen  hat.  Jedoch  steht  es  dem  Vorstand  der 
Anstalt  frei,  bei  Ausgabe  der  Obligationen  die  Unkündbarkeit 
vonseiten  des  Gläubigers  für  die  nächsten  2  Jahre  zu  bedingen. 
Sollte  der  Fall  eintreten,  daß  der  Gesamtbetrag  der  zu  einem 
Termin  bei  der  Anstalt  gekündigten  Schuldverschreibungen  die 
verfügbaren  Geldbeträge  überschreitet,  so  darf  die  Direktion  mit 
Genehmigung  des  Staatsministeriums  die  Rückzahlungen   auf  das 
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Maß  der  vorhandenen  Mittel  beschränken.  Dabei  sind  frühere 
Kündigungen  vor  späteren  zu  berücksichtigen  und  gleichzeitig 
ausgesprochene  durch  das  Los  auszuwählen.  Diejenigen  Gläubiger, 
deren  Kündigung  nicht  entsprochen  werden  kann,  sind  sobald 
als  möglich  zu  benachrichtigen,  und  ihre  Kündigung  ist  auf  den 
nächsten  Termin  vorzumerken.  Solange  solche  Beschränkung  der 
Rückzahlungen  nötig  ist,  sind  die  Ausleihungen  auszusetzen.  Die 
Beträge  derjenigen  gekündigten  Schuldverschreibungen,  die  nicht 
rechtzeitig  oder  in  nicht  kursfähigem  Zustande  zur  Einlösung  ein- 
gereicht werden,  bleiben  vom  Fälligkeitstermin  an  zinslos,  bis  zur 
Entscheidung  der  Direktion  über  die  Auszahlung. 

Wirft  man  zusammenfassend  einen  Blick  auf  diese  erste  Ein- 
richtung der  Anstalt,  um  schon  aus  ihrer  Anschauung  und  dem 
Vergleich  mit  anderen  gleichartigen  öffentlichen  Instituten  das 
Wesen  der  oldenburgischen  Bodenkredit-Anstalt  zu  erkennen  und 
eine  Grundlage  für  das  Verständnis  ihrer  Entwicklung  zu  ge- 
winnen, so  muß  man  von  der  Frage  ausgehen,  in  welchem  Maße 
die  Anstalt  bei  ihrer  Entwicklung  für  den  ihr  gesetzten  Zweck 
ausgerüstet  war.  Der  im  Artikel  i  angegebene  Zweck,  Förderung 
des  Realkredits  und  der  Bodenkultur,  erfuhr  durch  die  weiteren 
Bestimmungen  ganz  erhebliche  Einschränkungen,  indem  nämlich, 
wie  gezeigt,  besonders  der  ländliche  Realkredit  gemeint  war  und 
auch  hiervon  besonders  der  Kredit  auf  landwirtschaftliche  Grund- 
stücke. Das  entsprach  dem  Ausgangspunkte  der  Anregung  zu 
ihrer  Begründung.  Man  wollte  der  Landwirtschaft  helfen.  Während 
aber  bei  den  meisten  in  Deutschland  bestehenden  staatlichen  und 
provinziellen  Bodenkredit- Anstalten  ein  greifbares  Bedürfnis  zur 
Gründung  geführt  hatte,  indem  sie  entweder  Hand  in  Hand  mit 
einer  Agrargesetzgebung  ging  und  den  Uebergang  in  die  rechtliche 
Freiheit  des  kleineren  Grundbesitzes  erleichtern  oder  aber  über- 
haupt einen  Mangel  an  Bankorganisationen  abstellen  sollte,  lag 
bei  der  oldenburgischen  Bodenkredit-Anstalt  die  Aufgabe  schon 
eine  Stufe  weiter  in  der  wirtschaftlichen  Entwicklung;  die  Ab- 
lösung von  Grundlasten  war  keine  brennende  Frage  mehr,  sie 
hatten  überhaupt  den  oldenburgischen  Landwirt  nie  so  gedrückt 
wie  die  Bauern  in  vielen  anderen  Teilen  Deutschlands  l).  Das 
Bankwesen  aber  war  in  Oldenburg,  besonders  in  betreff  der  Spar- 
und    Ausleiheinrichtungcn  ,    schon    seit    einer    Reihe    von    Jahren 

i  S.  hierzu:  Koümanv,  Wirtschaftl.  Entwicklung  S.  iii  ff.  iiöff.  Ders.,  Das 
bevorzugte  Erbrecht  am  Grundeigentum  im  Herzogtum  Oldenburg  S.    i  f. 


—     4Q     — 

mustergültig.  So  blieb  im  allgemeinen  nur  die  Aufgabe,  die 
Intensivierung  des  landwirtschaftlichen  Betriebs  zu  fördern,  be- 
sonders dem  kleinen,  in  Geldgeschäften  schwerfälligen  Landmann 
zu  helfen  und  dem  Grundbesitzer  ganz  allgemein  die  Möglichkeit 
zu  geben,  statt  unbequemer  und  wirtschaftlich  gefährlicher  Ver- 
schuldungsformen zweckmäßigere  zu  wählen.  Hier  ist  auf  die 
Annuitätenform,  die  Unkündbarkeit  von  seiten  der  Anstalt,  den 
niedrigen  Mindestbetrag  des  Darlehens,  ferner  auf  die  Erleichte- 
rung des  Verkehrs  durch  die  Vermittlung  der  Behörden  und  auf 
die  Gebührenfreiheit  hinzuweisen.  Auf  der  engbegrenzten  Aktiv- 
seite war  kein  Nebengeschäft  möglich,  das  besonderen  Gewinn 
versprechen  und  so  eine  Ausgleichsmöglichkeit  für  das  einseitige 
Risiko  bieten  könnte.  Das  Risiko  aber  hatte  man  durch  sorgsam 
überlegte  und  genau  gefaßte  Bestimmungen  aufzuheben  versucht. 
Auf  der  Passivseite  dagegen  stand  als  regelmäßiges  Geschäft  eine 
ebenso  einfache  Form,  die  Mittelbeschaffung  durch  Ausgabe  von 
Schuldverschreibungen.  Diese  waren  jedoch  in  der  Regel  künd- 
bar und  widersprachen  somit  der  theoretischen  Forderung  von 
der  Gleichartigkeit  der  Aktiv-  und  Passivgeschäfte,  wenn  auch 
durch  den  Vorbehalt  der  Auszahlungsbeschränkung  die  Gefahr 
gemildert  war.  Doch  mag  hier  bemerkt  werden,  daß  dieser  Mangel 
nicht  der  oldenburgischen  Anstalt  allein  anhaftete.  Felix  Heclit 
sagt  darüber *)  :  »Nirgends  findet  das  vielfach  als  Dogma  auf- 
gestellte Prinzip,  daß  man  keinen  anderen  Kredit  gewähre  als 
man  selbst  habe,  das  Prinzip  der  absoluten  Konformität  des  er- 
haltenen und  gewährten  Kredits,  weniger  Anwendung  als  bei  den 
hier  in  Rede  stehenden  Instituten.«  Allerdings  ist  auch  bei  den 
meisten  Anstalten  der  materielle  Geschäftskreis  weiter  als  bei  dem 
oldenburgischen  Institut  und  infolgedessen  die  Durchführung  des 
Prinzips  schwieriger.  Darlehen  wurden  zur  Zeit  der  Gründung 
der  oldenburgischen  Anstalt  häufig  auch  gegen  andere  Sicher- 
heiten als  Hypotheken  gegeben,  so  von  der  Herzoglichen  Leih- 
haus-Anstalt in  Braunschweig,  der  Herzoglichen  Landesbank  in 
Altenburg,  der  Landesbank  in  Wiesbaden,  der  Landständischen 
Bank  des  Königlich  Sächsischen  Markgraftums  Oberlausitz,  den 
Landes -Kreditanstalten  in  Gotha  und  Meiningen.  Auch  waren 
die  hypothekarischen  Darlehen  nicht  überall  unkündbar.  Bei  der 
Landes-Kreditanstalt  in  Meiningen  und  der  Landes-Kreditkasse  in 

i)  Felix  Hecht,  Die  staatlichen  und  provinziellen  Bodenkreditinstitute  in  Deutsch- 
land   i.  Bd.  S.  24. 


—     4i      — 

Rudolstadt  waren  nur  diejenigen  Darlehen  von  Seiten  der  Anstalt 
unkündbar,  die  mit  Verpflichtung  zur  regelmäßigen  Tilgung  aus- 
gegeben waren,  während  die  übrigen  kündbar  blieben.  Regel- 
mäßig nur  kündbare  Darlehen  gaben  die  Anstalten  in  Altenburg, 
Kassel  und  Gotha  aus.  Die  Passivgeschäfte  waren  ebenfalls  ver- 
schieden. Die  Mittel  bestanden  aus  privaten  Depositen,  Spar- 
kassenbeständen ,  Staatszuwendungen,  Vermögensbeständen  und 
Anleihen  von  Privaten  gegen  kündbare  oder  unkündbare  Schuld- 
verschreibungen. Sogenannte  indifferente  Bankgeschäfte,  wie  An- 
und  Verkauf  von  Effekten  und  Wechseln,  betrieben  die  Institute 
in  Braunschweig,  Altenburg  und  Bautzen.  Soweit  die  Mittel  durch 
Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  beschafft  wurden,  waren  sie 
fast  überall  im  Anfang  der  Institute  vom  Inhaber  kündbar,  erst 
nach  und  nach  erlangte  die  Form  der  unkündbaren  Schuld- 
verschreibungen weitere  Verbreitung.  Anfang  des  Jahres  1883 
gaben  aus 

nur  kündbare  Schuldverschreibungen  :   die  Anstalten  in  Hanno- 
ver, Gotha,  Weimar  und  Wiesbaden, 

kündbare  und  unkündbare  Schuldverschreibungen  :  die  Anstalten 
in  Altenburg,  Braunschweig  und  Bautzen, 

nur  unkündbare  Schuldverschreibungen :  die  Anstalten  in  Kassel, 
Meiningen,  Rudolstadt  und  Sondershausen. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  Entwicklung  der  Mittel- 
beschaffung einzugehen,  doch  darf  kurz  darauf  hingewiesen  wer- 
den, daß  alle  älteren  Institute  allmählich  zu  der  Form  der 
Schuldverschreibungen  als  hauptsächlichste  Art  der  Mittelbeschaf- 
fung übergegangen  sind.  Der  Grund  hierfür  liegt  einmal  in  der 
fortschreitenden  Technik  des  Emissionswesens,  dann  auch  in 
dem  Umstände,  daß  die  Anstalt  so  am  besten  imstande  ist,  die 
Mittel  auf  das  nötige  Maß  zu  beschränken  und  bei  der  Beschaf- 
fung die  Läse  des  Geldmarktes  auszunutzen. 
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III. 

Die  Entwicklung  der  Anstalt. 

I. 

Bis  igoi. 

Noch  bevor  die  Bodenkredit-Anstalt  ihre  Tätigkeit  begann, 
entfachte  sich,  ausgehend  von  einer  redaktionellen  Notiz  der 
Weserzeitung  in  Bremen,  der  Streit  über  die  Zweckmäßigkeit  des 
jungen  Instituts  in  den  für  Oldenburg  wichtigsten  Zeitungen  aufs 
neue1).  Andere  Gesichtspunkte  wurden  dabei  nicht  gewonnen, 
alles  ging  im  Grunde  auf  die  alte  Streitfrage  zurück,  ob  in  der 
oldenburgischen  Landwirtschaft  eine  Kreditnot  vorhanden  sei 
oder  nicht.  Ihren  Höhepunkt  erreichte  die  Debatte  in  einem 
Artikel  des  »Deutschen  Oekonomisten«  (Nr.  66  von  1884  S.  138), 
der,  an  die  sehr  bescheidenen  Ergebnisse  der  ersten  Monate  des 
Bestehens  anknüpfend,  die  Anstalt  sehr  heftig  angriff  und  nicht 
nur  ihre  sachliche  Daseinsberechtigung,  sondern  überhaupt  die 
Befähigung  des  Beamtentums  für  wirtschaftliche  Tätigkeit  bestritt. 
Schließlich  mußte  zugegeben  werden,  daß  eine  Kreditnot  nicht 
bestand,  und  daß  bei  der  Gründung  auch  die  Anziehungskraft 
überschätzt  worden  war,  die  man  den  Vorteilen  der  neuen  An- 
stalt, besonders  der  Unkündbarkeit  der  Darlehen,  zugeschrieben 
hätte2).  Der  Beginn  der  Tätigkeit  fiel  in  eine  für  die  Entfaltung 
des  Darlehensverkehrs  ungünstige  Zeit.  Das  Jahr  1884  zeichnete 
sich  durch  flüssigen  Geldstand  und  niedrigen  Zinsfuß  aus,  sodaß 
die  oldenburgischen  Banken  Mühe  hatten,  alle  Mittel  einigerma- 
ßen nutzbringend  unterzubringen.  Die  Oldenburgische  Spar-  und 
Leih-Bank    lieh    auf   erste  Hypotheken  Geld    zu   4  %    aus  3) ;    die 


1)  S.  Weserzeitung  v.    16.  u.    17.  Okt.   1883  Nr.    13  217/18,   Landwirtsch.  Blatt 
f.  d.  Herz.  O.  v.  6.  u.  20.  Dez.  1883.    Nachr.  f.  Stadt  u.  Land  Old.  v.  23.  Okt.  1883. 

2)  S.  dieselben  Nr.  42   v.   5.  April   1884. 

3)  S.  Bericht  der  O.  Sp.  u.   L.-Bk.  über   18S4  S.   3. 
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Bodenkredit-Anstalt  nahm  472  %■  Sie  erhielt  ihre  Mittel  aus 
Vorschüssen  der  Krsparungskasse  und  mußte  diese  mit  4  %  ver- 
zinsen. Schon  im  Jahre  1884  richtete  die  Oldenburgische  Land- 
wirtschaftsgesellschaft ein  Gesuch  an  das  Staatsministerium  um 
Ermäßigung  des  Zinsfußes,  weil  dessen  Höhe  die  Inanspruch- 
nahme der  Anstalt  erschwere.  Die  Regierung  lehnte  jedoch  eine 
Ermäßigung  ab  und  gab  auch  nicht  nach,  als  dasselbe  Verlangen 
im  Landtag  ausgesprochen  wurde  l).  Die  Folge  war,  daß  die 
größeren  Grundbesitzer,  besonders  der  Marsch,  der  Anstalt  fern 
blieben.  Am  1.  Januar  1885  waren  nur  79  Darlehen  im  Gesamt- 
betrage von  297  900  M  ausgegeben,  davon  nach  den  Marsch- 
bezirken  nur  4  (in  den  Aemtern  Jever,  Butjadingen,  Brake  und 
Elsfleth  je    I)  im  Gesamtbetrage  von   17200  M. 

Wegen  dieser  schwachen  Entwicklung  zog  sich  das  Provi- 
sorium der  Mittelbeschaffung  aus  Vorschüssen  der  Ersparungs- 
kasse  länger  hinaus,  als  ursprünglich  beabsichtigt  worden  war ; 
die  Aufnahme  von  Anleihen  erschien  nicht  ratsam,  weil  die  Be- 
träge zum  größten  Teil  hätten  lange  liegen  müssen  und  in  der 
Zeit  nur  die  Bankzinsen  erbracht  hätten.  Die  Vorschüsse  der 
Ersparungskasse  waren  von  der  Bodenkredit-Anstalt  mit  dem- 
selben Satz  zu  verzinsen,  den  diese  Kasse  von  ihren  Hypothe- 
kenschuldnern erhielt.  Dadurch  wurde  der  Zinsfuß  für  die  Dar- 
lehen immer  noch  auf  472  %  gehalten,  während  auf  dem  offenen 
Markte  das  Geld  immer  billiger  wurde  und  am  I.  Januar  1886 
auch  die  oldenburgischen  Banken  ihren  Depositenzinsfuß  herab- 
setzten. Die  Oldenburgische  Landwirtschafts-Gesellschaft  wieder- 
holte in  demselben  Jahre  ihr  Gesuch  um  Ermäßigung  des  Zins- 
fußes. 

Da  entschloß  sich  endlich  die  Direktion  die  erste  Anleihe  zu 
emittieren.  Durch  die  Vorschüsse,  die  sie  bislang  von  der  Erspa- 
rungskasse erhalten  hatte,  war  sie  so  mit  diesem  Institut  verknüptt, 
daß  sie  erwägen  mußte,  ob  es  nicht  durch  die  Emission  Schaden 
leiden  würde.  Allerdings  war  anzunehmen,  daß  die  Ersparungs- 
kasse kaum  in  der  Lage  sein  würde,  den  jetzt  mit  4  %  verzins- 
lichen, erheblichen  Vorschußbetrag  nach  der  Rückzahlung  aus  der 
neuen  Anleihe  schnell  ebenso  günstig  unterzubringen,  doch  stand 
dagegen  die  Ueberlegung,  daß  die  Summe  ohne  das  Bestehen 
der  Bodenkredit-Anstalt  auch  hätte  anderswo  unteroebracht  werden 


1)  S.  Bericht    über    Verhandlungen    des    XXII.  Landtags,    9.  Sitzung,    5.  Dez. 
1884. 
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müssen.  Außerdem  war  nur  ein  so  mäßiger  Anleihebetrag  in  Aus- 
sicht genommen,  daß  nach  Abzahlung  der  alten  Verpflichtungen 
nur  wenig  übrig  blieb,  voraussichtlich  also  die  Ersparungskasse 
bald  wieder  in  Anspruch  genommen  werden  mußte.  Die  Ver- 
bindung mit  dieser  Kasse  war  für  die  junge  Anstalt  im  Anfange 
recht  nützlich,  doch  war  es  nötig,  daß  wenigstens  zeitweise  bei 
günstiger  Geldlage  das  Schuldverhältnis  unterbrochen  wurde ; 
denn  es  konnte  der  Fall  eintreten,  daß  die  Ersparungskasse  wenig 
Einlagen  erhielt  und  viele  Rückzahlungen  vorzunehmen  hatte, 
dann  würde  sie  außerstande  sein,  der  Bodenkredit-Anstalt  Mittel 
zur  Verfügung  zu  stellen  und  diese  würde  gezwungen,  ihren  Be- 
darf um  jeden  Preis  auf  dem  offenen  Markte  zu  decken.  Zudem 
war  die  Mittelbeschaffung  durch  Ausgabe  von  Schuldverschrei- 
bungen vom  Gesetz  als  das  Regelmäßige  vorgeschrieben. 

Die  Anleihe  umfaßte  einen  Betrag  von  600  OOO  M,  der 
Zinsfuß  wurde  auf  3  1j2  %  festgesetzt,  obgleich  die  oldenburgische 
Staatsanleihe  4  %  trug,  da  man  hoffen  durfte,  daß  auch  damit 
mindestens  der  Parikurs  erzielt  würde.  Auch  wäre  es  möglich 
gewesen,  daß  eine  4%  Anleihe  bei  weiterem  Anziehen  des 
Kurses  binnen  kurzem  hätte  auf  3  \'-2  %  ermäßigt  werden  müssen, 
wenn  nämlich  der  oldenburgische  Staat  bei  weiterer  Verbilligung 
des  Geldes  für  seine  Anleihen  zu  dieser  Maßregel  geschritten 
wäre.  Das  Publikum  wäre  dann  nur  kurze  Zeit  im  Genüsse  des 
Zinses  von  4%  gewesen,  hätte  den  höheren  Kurs  dafür  gezahlt, 
und  der  Anstalt  wäre  schließlich  der  Kursgewinn  ohne  entspre- 
chende Gegenleistung  zugefallen.  Das  mußte  vermieden  werden, 
schon  um  die  Kapitalgeber  nicht  für  die  Zukunft  abzuschrecken. 
Die  Anleihe  wurde  von  der  Oldenburgischen  Spar-  und  Leih-Bank 
zu  einem  für  die  Anstalt  günstigen  Kurse  übernommen,  sodaß 
die  Bilanz  vom  31.  Dezember  1886  einen  Reservefonds  von 
7631,75   M  aus  dem  Agio  aufweisen  konnte. 

In  der  Folge  machte  sich  eine  kleine  Aenderung  der  Aus- 
führungsbestimmungen zum  Gesetz  vom  14.  Februar  1883  und  des 
Geschäftsregulativs  nötig,  indem  statt  der  Oldenburgischen  Lan- 
desbank die  Kasse  der  Bodenkredit-Anstalt  als  Einlösungsstelle 
für  die  Zinsscheine  der  Schuldverschreibungen  bezeichnet  wurde. 
Der  Zinsfuß  für  sämtliche  Darlehen,  auch  die  schon  bestehenden, 
wurde  nun  vom  1.  Oktober  1886  an  auf  4%  ermäßigt.  Trotzdem 
nahm  die  Darlehensausgabe  nur  unbeträchtlich  zu,  und  nach  wie 
vor  traten  nur  die  kleineren  Grundbesitzer  mit  Ansprüchen  an  die 
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Kasse  heran.  Doch  tauchten  schon  einzelne  schwierigere  Fragen 
auf,  zu  denen  die  Direktion  Stellung  nehmen  mußte. 

So  war  festzustellen,  welche  Grundlagen  für  Häuserdarlehen 
in  dem  Bezirke  gelten  sollten,  in  dem  die  staatliche  Brandkasse 
keine  Geltung  hatte,  also  im  Amte  Jever.  I  her  waren  um  Wil- 
helmshaven herum  auf  oldenburgischem  Gebiete  einige  Ortschaften, 
besonders  Bant,  Heppens  und  Neuende,  in  die  rasche  Entwick- 
lung des  Nordseekriegshafens  hineingezogen  worden,  und  es  kamen 
von  dorther  Darlehensgesuche  an  die  Anstalt.  Sie  nahm  als 
Grundlage  für  ihre  Schätzungen  die  Summe,  in  der  die  zu  be- 
leihenden Gebäude  bei  einer  guten  Versicherungsgesellschaft  ver- 
sichert waren.  Die  Güte  der  Gesellschaften  wurde  von  Fall  zu 
Fall  von  der  Direktion  geprüft.  Im  übrigen  ließ  die  Anstalt  den 
Gesuchen  aus  diesem  Gebiete  gegenüber  besondere  Vorsicht 
walten,  um  nicht  zu  stark  in  die  Spekulationsbautätigkeit  hin- 
eingezogen zu  werden.  Die  Ansprüche  gerade  aus  diesen  Orten 
wuchsen  aber  mehr  und  mehr  und  veranlaßten  im  Jahre  1892 
die  Erwägung,  ob  nicht  für  solche  Darlehen  besondere  Bestim- 
mungen getroffen  werden  müßten,  die  einer  allzustarken  Inan- 
spruchnahme der  Anstalt  für  städtischen  Bodenkredit  Grenzen 
setzten.     Doch  wurde  zunächst  davon  abgesehen. 

Ein  ähnlicher  Fall,  aus  dem  ebenfalls  hervorgeht,  daß  die 
Anstalt  anfangs  bemüht  war,  den  nicht  rein  ländlichen  Kredit- 
ansprüchen möglichst  aus  dem  Wege  zu  gehen,  bietet  sich  in  der 
Entscheidung  über  die  Darlehensgewährungen  nach  der  Insel 
Wangeroog.  Diese  gehört  zum  Amte  Jever,  fällt  also  auch  außer- 
halb des  Bereiches  der  Brandkasse.  Es  wurde  bestimmt,  daß  Dar- 
lehen auf  Wohnhäuser  in  Wangeroog  zu  denselben  Bedingungen 
gegeben  werden  sollten  wie  für  die  in  der  Wilhelmshavener 
Gegend,  daß  aber  Eogierhäuser  als  »gewerbliche  Einrichtungen« 
im  Sinne  der  Geschäftsordnung  (Art.  34t'  und  i)  ausgeschlossen 
seien,  auch  sollte  vorsichtig  geprüft  werden,  ob  nicht  etwa  die 
zu  beleihenden  Häuser  hauptsächlich  der  Fremdenvermietung 
dienten.  Nach  einigen  Jahren  ist  diese  engherzige  Bestimmung 
aufgehoben  worden. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1893  war  die  Schuld  bei  der  Erspa- 
rungskasse  wieder  auf  mehr  als  800000  M  angewachsen,  und 
eine  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  mußte  in  Aussicht  ge- 
nommen werden.  Dabei  mußte  die  Bodenkredit-Anstalt  außer 
ihrem   eigenen   Interesse    das   Gedeihen   der   Ersparungskasse   be- 
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rücksichtigen.  Diese  Verkettung  der  beiden  Anstalten  erwies  sich 
immer  mehr  als  lästig  für  beide.  Die  Ersparungskasse  war  gezwungen, 
ihre  Gelder  für  die  Schwesteranstalt  bereit  zu  halten  und  dagegen 
ihre  eigenen  Kunden  in  geldknappen  Zeiten  abzuweisen  auf  die 
Gefahr  hin,  sie  zu  entfremden  und  für  Zeiten  von  Geldüberfiuß 
zu  verlieren.  Wenn  das  Geld  aber  flüssiger  war,  lag  für  sie  die 
Gefahr  vor,  daß  die  Bodenkredit-Anstalt  den  hohen  Effektenkurs 
benutzte,  um  Schuldverschreibungen  zu  emittieren  und  ihre  Schuld 
zurückzuzahlen;  dann  war  eine  Anlage  größerer  Beträge  nur  zu 
niedrigem  Zinse  möglich.  Andererseits  konnte  die  Bodenkredit- 
Anstalt  in  eine  üble  Lage  kommen,  wenn  in  kritischen  Zeiten  die 
Ersparungskasse  ihren  Schuldnern  kündigen  mußte,  um  ihre  Gläu- 
biger zu  befriedigen ;  eine  Emission  würde  in  solchen  Zeiten  nur 
mit  beträchtlichem  Kursverlust  durchzuführen  sein. 

Alle  diese  Erwägungen  drängten  dahin,  ein  allzu  starkes  An- 
schwellen der  Verbindlichkeiten  zwischen  den  beiden  Instituten 
zu  vermeiden.  Die  Bestimmung  des  Zinsfußes  der  Anleihe  war 
diesmal  schwieriger  als  bei  der  Emission  des  Jahres  1886.  Zwar 
war  jetzt  wie  damals  das  Geld  billig  und  der  Kurs  festverzins- 
licher Anlagewerte  ziemlich  hoch,  doch  schien  es  diesmal  zwei- 
felhaft, ob  mit  372%  Obligationen  der  Parikurs  zu  erreichen  war. 
Die  inzwischen  auf  3  1/2  %  konvertierten  Oldenburgischen  Konsols 
notierten  nur  99  %  ;  ein  Kurs  unter  pari  aber  hätte  nicht  nur  den 
Nachteil  gehabt,  daß  bei  4  %  Darlehenszins  der  Kursverlust  erst 
nach  längeren  Jahren  ausgeglichen  worden  wäre,  sondern  es  wäre, 
da  ja  die  Obligationen  kündbar  waren,  den  Gläubigern  der  An- 
reiz zur  Kündigung  gegeben  worden  und  damit  der  Anstalt  eine 
ernste  Gefahr  erwachsen.  Die  Ausgabe  von  4%  Papieren  hatte 
dagegen  den  Nachteil,  daß  gegenüber  der  derzeitigen  Verzin- 
sung des  Ersparungskassenvorschusses  von  3,6%  eine  Verschlechte- 
rung um  0,4  %  eingetreten  wäre,  die  durch  den  immerhin  geringe- 
ren Agiogewinn  nicht  ausgeglichen  worden  wäre  und  auf  den 
Darlehenszins  hätte  zurückwirken  müssen.  Es  gelang,  die  Anleihe 
bei  einer  Verzinsung  von  3  1/2  %  zu  einem  Kurse  über  pari  an 
die  Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank  zu  übertragen.  Das 
Kündigungsrecht  seitens  der  Inhaber  wurde  für  die  ersten  zwei 
Jahre  ausgeschlossen ;  der  Betrag  war  eine  Million  Mark.  Die 
hierdurch  gewonnenen  Mittel  reichten  nicht  lange  aus,  und  da  im 
April  1894  die  Ersparungskasse  der  Anstalt  mitteilte,  daß  sie  ihr 
bis  auf  weiteres  keine  Vorschüsse  gewähren  könnte,  wurde  schon 
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im  Jahre  1894  eine  neue  37a%  Anleihe  von  500  000  M  an  die 
Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank  begeben.  Der  Kurs  war 
derselbe  wie  im  Vorjahre,  auch  für  diese  Schuldverschreibungen 
wurde  das  Kündigungsrecht  der  Inhaber  für  die  ersten  zwei  Jahre 
ausgeschlossen. 

Immer  wieder  tauchte  die  Klage  auf,  daß  der  Zinsfuß  der  An- 
stalt mit  4%  zu  hoch  sei  l)  und  in  der  Tat  hatte  ihre  Ausleihetätig- 
keit auch  nach  zehnjährigem  Restehen  immer  noch  bescheidenen  Um- 
fang. Die  Zahl  der  jährlich  neubewilligten  Darlehen  stieg  nur 
einmal,  im  Jahre  1892,  auf  101,  in  den  übrigen  Jahren  blieb  sie 
stets  unter  100.  Die  kleine  Zunahme  des  Jahres  1892  war  aber 
nur  dem  Umstände  zu  verdanken,  daß  die  Ersparungskasse  und 
die  Witwenkasse  damals  wegen  Mangels  an  Mitteln  ihre  Auslei- 
hungen einschränken  mußten.  Seit  1891  lag  über  dem  deutschen 
Wirtschaftsleben  eine  allgemeine  Erschlaffung  ;  Kapital  wurde  reich- 
lich auf  dem  Markte  angeboten,  die  Kurse  der  Staatspapiere 
hoben  sich,  und  im  Jahre  1896  strebten  selbst  3  %  Deutsche 
Reichs-Anleihe  und  3%  Preußische  Konsols  dem  Paristande  zu. 
Unter  diesen  Umständen  wurde  die  Notwendigkeit,  den  Dar- 
lehenszinsfuß herabzusetzen,  für  die  Anstalt  immer  dringender. 
Die  Ermäßigung  mußte  ihre  Grenzen  finden  in  der  Deckung  der 
Verwaltungskosten.  Damit  der  Zinsausfall  keinen  zu  großen  Um- 
fang annehme,  wurde  eine  Trennung  in  der  Behandlung  der  Dar- 
lehen vorgenommen ;  der  Zinsfuß  der  sichersten  und  in  der  Sicher- 
heit stetigsten  Hypotheken,  der  ländlichen,  wurde  vom  1.  Oktober 
1896  an  von  4%  auf  3,6  %  herabgesetzt,  und  diese  Ermäßigung 
wurde  auch  auf  die  schon  bestehenden  ländlichen  Darlehen  aus- 
gedehnt. Für  die  Hypotheken  auf  Häuser  wurde  der  alte  Zins- 
fuß (4  %)  beibehalten;  ein  Grund  hierfür  war  in  dem  größeren 
Risiko  gegeben,  das  an  diesen  Darlehen  haftete.  Die  Haupt- 
masse der  Häuserdarlehen  ruhte  auf  der  Umgegend  von  Wilhelms- 
haven, und  hier  beanspruchten  die  Hauptkonkurrenten  der  Anstalt, 
auswärtige  Hypothekenbanken,  4]r>°0  Zinsen.  Die  Darlehens- 
anträge aus  dem  Wilhelmshavener  Gebiet  gingen  der  Anstalt  in 
immer  größerer  Anzahl  zu ;  ein  verhältnismäßig  recht  hoher  Be- 
trag war  schon  in  Häuserhypotheken  festgelegt.  Während  diese 
am  31.  Dezember  1890  erst  der  Anzahl  nach  18,1%,  der  Summe 
nach  27,1  "o  sämtlicher  gewährter  Darlehen  ausmachten,  betrugen 

1)   S.   B.   .Vever-Holte,   Die  ländlichen  Kreditverhältnisse   im   Herzogtum  Olden- 
burg (Landw. -Blatt  für  das  Herzogtum  Oldenburg   v.    14.  März   1895). 
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sie  am  31.  Dezember  1897  23>7°/o  der  Anzahl  und  45,9%  der 
Summe.  Die  durch  die  Entwicklung  Wilhelmshavens  in  den  be- 
nachbarten oldenburgischen  Ortschaften  hervorgerufene  starke 
Bautätigkeit  drohte  in  Ueberproduktion  auszuarten.  Die  Direk- 
tion erkannte  die  Gefahr,  der  die  Anstalt  von  dieser  Seite  aus- 
gesetzt war,  und  ordnete  1897  zur  Erhöhung  der  Sicherheit  für 
neue  Darlehen  dorthin  an,  daß  in  Zukunft  nicht  mehr  die  Schät- 
zungen der  Versicherungsgesellschaften,  sondern  nur  die  Taxate 
der  beeidigten  Gemeindeabschätzer  den  Wertermittlungen  zugrunde 
gelegt  werden  sollten. 

Seit  der  Emission  von  1894  hatte  die  Ersparungskasse  der 
Bodenkredit-Anstalt  stets  reichlich  Mittel  zur  Verfügung  gestellt, 
und  die  Vorschüsse  hatten  allmählich  eine  beträchtliche  Höhe 
angenommen;  im  Jahre  1898  wurden  dann  die  Bestände  der  Kasse 
knapper,  und  die  Bodenkredit-Anstalt  mußte  daran  denken,  eine 
neue  Anleihe  aufzunehmen.  Da  die  Schuld  bei  der  Ersparungs- 
kasse jetzt  auch  nur  mit  3  ]/2%  zu  verzinsen  war,  konnte  ein  Ge- 
winn bei  einer  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  diesmal  nicht 
von  einer  Zinsverbilligung,  sondern  nur  von  einem  etwaigen  Agio 
erwartet  werden.  Inzwischen  hatte  sich  aber  die  Marktlage  für 
Emissionen  viel  ungünstiger  gestaltet.  Seit  1895  war  der  auf 
Industrie,  Handel  und  Gewerbe  ruhende  Druck  einer  langsamen 
Aufwärtsbewegung  gewichen,  die  Großbanken  entwickelten  sich 
durch  Zusammenschluß  und  Kapitalserhöhungen,  sie  förderten  wie- 
der ihrerseits  die  Industrie ;  Gründungen  und  Emissionen  wurden 
vorgenommen,  und  das  Geld  verteuerte  sich,  besonders  von  der 
Mitte  der  Jahres  1898  an:  die  Kurse  der  Saatsanleihen,  die  nach 
einer  im  Jahre  1897  einsetzenden  rückläufigen  Bewegung  in  den 
ersten  Monaten  des  Jahres  1898  gestiegen  waren,  fielen  wieder. 
In  diese  ungünstige  Zeit  fielen  die  Unterhandlungen  der  Anstalt 
mit  den  oldenburgischen  Banken.  So  wurde  nur  ein  Kurs  erzielt, 
der  knapp  über  100%  stand.  Die  Oldenburgische  Spar-  und 
Leih-Bank  übernahm  wieder  die  Anleihe,  der  Betrag  war 
500000  M,  die  Verzinsung  3  1lz%,  die  Kündigung  seitens  der 
Inhaber  wurde  für  2  Jahre  ausgeschlossen. 

Mit  dieser  kleinen  Summe  konnte  die  Anstalt  nicht  rech- 
nen lange  auszukommen,  doch  hoffte  sie,  bald  zu  günstigerem 
Kurse  aufs  neue  emittieren  zu  können.  Auf  der  anderen  Seite 
versuchte  man  die  Darlehensbedingungen  weiter  zu  verbessern. 
Weil    die    im  Jahre   1896   ausgesprochene    Ermäßigung    des  Zins- 
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fußes  der  ländlichen  Darlehen  eine  merklich  günstige  Wirkung 
auf  die  Ausdehnung  des  Geschäftes  ausgeübt  hatte,  war  zum 
i.  Oktober  1898  auch  der  Zinsfuß  für  Darlehen  auf  Gebäude  von 
4%  auf  3,6%  ermäßigt  worden;  nur  die  Darlehen  nach  den 
(  »rten  bei  Wilhelmshaven  und  nach  der  Insel  Wangeroog  blieben 
hiervon  ausgeschlossen.  Durch  die  neue  Vergünstigung  dachte 
man  vor  allem  den  Hausbesitzern  in  den  kleineren  Orten  ent- 
gegenzukommen, die  von  den  übrigen  Kreditinstituten  wegen  ver- 
schiedener Unbequemlichkeiten  und  der  oftmals  vorhandenen 
örtlichen  Unsicherheit  gern  gemieden  wurden.  Die  Beleihungs- 
fähigkeit  hängt  hier  gewöhnlich  von  der  Verkäuflichkeit  ab,  die 
ihrerseits  nach  verschiedenen  Momenten  (wachsende  Einwohner- 
zahl, gewerbliche  Entwicklung,  Vorhandensein  von  genügendem 
Garten-  oder  Ackerland)  zu  beurteilen  ist.  Bei  vorsichtiger  Prü- 
fung der  Darlehensanträge  unter  diesen  Gesichtspunkten  war  das 
Risiko  nicht  größer  als  bei  Beleihungen  nach  größeren  Städten, 
umsoweniger  als  auch  hier  das  Brandkassentaxat  zugrunde 
gelegt  wurde,  der  Wert  des  Grundstückes  als  Bauplatz  also 
unberücksichtigt  blieb,  und  die  höhere  Amortisationsquote  von 
1  l/a  %  als  Minimum  gefordert  wurde.  Für  die  Wilhelmshavener 
Gegend  hielt  man  den  höheren  Zinsfuß  noch  für  angemessen. 
In  den  Städten  I.  Klasse,  Jever,  Varel  und  Oldenburg,  waren  bis 
jetzt  von  der  Anstalt  noch  nicht  viele  Hypotheken  erworben  wor- 
den, und  es  erschien  auch  nicht  wahrscheinlich,  daß  das  Ge- 
schäft dort  größeren  Umfang  annehmen  würde,  »wyeil«  -  wie  der 
betreffende  Bericht  der  Direkton  an  das  Staatsministerium  angibt 
—  »für  den  städtischen  Grundbesitzer  zwar  die  Unkündbarkeit, 
nicht  aber  die  Tilgungsverpflichtung  von  Interesse  ist«.  »Das 
städtische  Haus  ist  mehr  oder  minder  Verkaufsobjekt  und  nicht 
so  von  dem  Affektionsinteresse  der  Familie  umgeben  wie  die 
ländlichen  Besitzungen,  namentlich  auf  der  Geest«. 

Wider  Erwarten  der  Anstaltsleitung  steigerte  sich  die  Geld- 
teuerung immer  mehr,  und  es  gingen  der  Bodenkredit-Anstalt 
wegen  ihres  nun  unverhältnismäßig  niedrigen  Zinsfußes  und 
wegen  der  Schwierigkeit,  anderswo  Geld  zu  erhalten,  Darlehens- 
anträge in  ungewöhnlich  großer  Anzahl  zu.  Die  Anstalt  sah  sich 
genötigt,  um  Mittel  zu  beschaffen,  im  August  1898  eine  Schuld 
von  150000  M  bei  einer  oldenburgischen  Bank  aufzunehmen; 
Ende  desselben  Jahres  und  Anfang  1899  erhielt  sie  ferner  aus 
einem    staatlichen   Fonds    Vorschüsse   in    Höhe    von    300000  M. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  45.  _J. 
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Die  Lage  des  Effektenmarktes  wurde  so  schwierig,  daß  die  An- 
stalt eine  Ausgabe  neuer  Schuldverschreibungen  nicht  unterneh- 
men konnte.  Sie  räumte  der  Oldenburgischen  Spar-  und  Leih- 
Bank  Ende  Januar  1899  em  Optionsrecht  auf  eine  halbe  Million 
3V2  %  Obligationen  ein  und  erhielt  dagegen  zunächst  ein  Dar- 
lehen von  150000  M,  womit  den  dringendsten  Kreditansprüchen 
entsprochen  werden  konnte. 

Mit  Rücksicht  auf  die  niedrigen  Effektenkurse  war  ursprüng- 
lich beabsichtigt  gewesen,  die  neuen  Schuldverschreibungen 
mit  4%  zu  verzinsen,  doch  wurde  dieser  Plan  aufgegeben, 
weil  dann  eine  Erhöhung  des  Darlehenszinses  hätte  eintreten 
müssen,  und  weil  zu  befürchten  gewesen  wäre,  daß  die  Be- 
sitzer der  alten  372  %  Obligationen,  dadurch  auf  das  Sinken  des 
Kurses  aufmerksam  geworden,  von  ihrem  Kündigungsrecht  Ge- 
brauch machten.  Dieselbe  Gefahr  drohte  in  dem  Falle,  daß  die 
neue  Anleihe  unter  dem  Parikurs  auf  den  Markt  gebracht  wurde. 
Die  Bank  verpflichtete  sich  jedoch  zu  versuchen,  sie  zum  Nenn- 
werte unterzubringen.  Immerhin  war  der  Anstalt  nur  ein  Kurs 
unter  100  bewilligt  worden,  und  das  Disagio  war  vom  Reserve- 
fonds abzuschreiben,  der  inzwischen  durch  die  Gewinne  der  glück- 
licheren Emissionen  und  die  Ueberschüsse  der  Geschäftstätigkeit 
auf  80050,74  M  (31.  Dezember  1898)  angewachsen  war. 

Im  Februar  1899  erhielt  die  Oldenburgische  Spar-  und  Leih- 
Bank  eine  Option  auf  weitere  500000  M  3^3  %  Obligationen 
zu  den  alten  Bedingungen;  der  Kurs  war  lji°/0  höher  als  nach 
der  letzten  Vereinbarung.  Eine  Woche  später  wurde  der  ge- 
samte Betrag,  1  Million,  von  der  Bank  zu  100  %  zur  Zeichnung 
aufgelegt.  Die  Unterbringung  gelang  dank  der  geschickten 
Wahl  des  Zeitpunktes.  Durch  die  kurz  vorher  erfolgte  Emission 
von  Anleihen  des  Deutschen  Reichs  und  des  Preußischen  Staates 
(200  Millionen  Mark)  war  das  Interesse  der  Kapitalisten  wieder 
auf  den  Rentenmarkt  gelenkt  worden,  und  zahlreiche  Zeichner, 
die  bei  diesen  Anleihen  leer  ausgingen,  suchten  in  den  Schuld- 
verschreibungen der  Bodenkredit- Anstalt  Ersatz;  es  trat  sogar 
eine  Ueberzeichnung  auf  das  Doppelte  ein.  Da  nun  aber  die 
Ersparungskasse  und  die  Witwenkasse  ihre  Ausleihungen  aussetzten, 
traten  immer  stärkere  Anforderungen  an  die  Anstalt  heran,  jetzt 
auch  von  Seiten  der  größeren  Grundbesitzer,  sodaß  der  aus  der 
Emission  verfügbare  Rest  von  400000  M  schon  Anfang  Juni 
nahezu  erschöpft  war. 
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Für  eine  Wiederholung  der  Operation  waren  aber  die  Ver- 
hältnisse erheblich  ungünstiger  geworden.  Die  industrielle  Hoch- 
flut dauerte  an,  und  ihren  eine  höhere  Verzinsung  in  Aussicht 
stellenden  Papieren  wandte  sich  die  Vorliebe  des  Publikums  zu, 
das  dagegen  zu  Verkäufen  von  Staatsanleihen  und  Hypotheken- 
pfandbriefen schritt.  Unter  diesen  Umständen  war  nicht  daran 
zu  denken,  für  eine  neue,  mit  3  72  %  verzinsliche  Anleihe  Ab- 
nehmer zu  finden.  Und  da  auch  aus  Staatskassen  keine  Vor- 
schüsse zu  erhalten  waren,  sah  sich  die  Anstalt  im  Juni  1899  in 
die  unangenehme  Lage  versetzt,  die  Ausleihung  von  Beträgen 
über  1000  M  bis  auf  weiteres  aussetzen  zu  müssen.  Diese  Not- 
wendigkeit war  schon  im  Februar  desselben  Jahres  sehr  nahe  ge- 
wesen, als  es  zweifelhaft  war,  ob  die  beabsichtigte  Mittelbeschaf- 
fung gelingen  würde.  Damals  wurde  erwogen,  ob  es  nicht  zweck- 
mäßig wäre,  im  Falle  des  Versagens  der  Mittel  auf  die  Gewäh- 
rung von  solchen  Darlehen  zu  verzichten,  deren  Sicherheit  allein 
oder  überwiegend  in  Baulichkeiten  beruhte.  Zwar  war  diese  Art 
Darlehen  vom  Gesetz  nicht  als  minderwertig  angesehen,  auch 
hatte  man  damit  in  Bant  und  Umgegend,  wohin  die  meisten  ge- 
flossen waren,  bisher  keine  schlechten  Erfahrungen  gemacht.  ^Rich- 
tig ist  nur,  daß  der  Anlaß  zur  Gründung  der  Bodenkredit-Anstalt 
in  den  Ansprüchen  nicht  des  städtischen,  sondern  des  ländlichen 
Kredites  auf  eine  neue  Darlehensform  zu  suchen  ist«  J).  Solche 
Erwägungen  traten  jedoch  angesichts  der  Tatsache  zurück,  daß 
die  Ausbreitung  dieses  Geschäftes  wesentlich  zur  Gesundung  der 
städtischen  Kreditverhältnisse  beitrug,  und  daß  zudem  der  Ge- 
winn der  Anstalt  derzeit  auf  diesen  Darlehen  beruhte ;  denn  nur 
die  Häuserhypotheken  in  Bant,  Neuende,  Heppens  und  Wange- 
roog  erbrachten  4%  Zins,  alle  übrigen  Darlehen  nur  3,6%. 

Die  Einschränkung  der  Darlehensgewährung  kam  tatsächlich 
einem  Stillstand  sehr  nahe.  Erst  mit  dem  Eingehen  der  Oktober- 
annuität von  etwa  100  000  M  hatte  man  eine  kleine  Summe 
zu  weiteren  Ausleihungen  zur  Verfügung,  erst  von  da  an  konnte 
man  darauf  rechnen,  Darlehen  bis  zur  Höchstgrenze  von  3000  M 
zu  bewilligen.  Die  Lage  war  für  die  Anstalt  deswegen  so  un- 
angenehm, weil  sie  gerade  in  der  letzten  Zeit  erst  erreicht  hatte, 
daß  sich  auch  die  größeren  Grundbesitzer  ihr  zuwandten.  Es 
mußte  sobald  wie  möglich  ein  Ausweg  aus  der  fatalen  Situation 
gefunden  werden.     Da  eine  Emission   31 '.»  %  Obligationen    keine 

1)  Bericht   an   das   Staatsministerium   vom    15.   Febr.    1S99. 
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Aussicht  auf  Erfolg  hatte,  mußte  man  notgedrungen,  dem  Bei- 
spiele anderer  Hypothekenbanken  folgend,  den  Uebergang  zum 
4  %  Typ  in  Erwägung  ziehen.  Von  den  unausbleiblichen  Fol- 
gen, der  Erhöhung  des  Aktivzinsfußes  und  der  Kündigung  372% 
Schuldverschreibungen  von  Seiten  der  Inhaber,  war  die  erste 
nicht  zu  fürchten,  weil  eine  mäßige  Zinserhöhung  kaum  eine  ge- 
ringere Benutzung  der  Anstalt  zur  Folge  haben  würde,  solange 
andere  Institute  wegen  Mangels  an  Mitteln  nicht  wirksam  Kon- 
kurrenz machen  konnten.  Der  Anreiz  zur  Kündigung  der  Schuld- 
verschreibungen aber  war  auch  ohne  Ausgabe  des  4%  Typs  vor- 
handen, seitdem,  der  Kurs  der  3a/2  %  Obligationen  unter  100  ge- 
sunken war.  Während  es  vorher  für  den  Inhaber  vorteilhaft  ge- 
wesen war,  seine  Schuldverschreibung  an  die  Bank  zu  verkaufen, 
mußte  man  jetzt  sogar  damit  rechnen,  daß  Spekulationsankäufe 
zum  Zwecke  der  Kündigung  gemacht  wurden. 

Die  der  Gewißheit  genäherte  Aussicht,  daß  die  Anstalt  bin- 
nen kurzem  gezwungen  sein  würde,  einen  erheblichen  Teil  ihrer 
festgelegten  Betriebsmittel  zurückzuzahlen,  während  für  den  Rest 
fortdauernd  dieselbe  Gefahr  bestehen  blieb,  zeigte  plötzlich  mit 
großer  Deutlichkeit  die  Unhaltbarkeit  des  Systems,  unkündbare 
Aktivgeschäfte  auf  kündbaren  Mitteln  aufzubauen.  Zwar  konnte 
nach  Art.  17  §  7  die  Auszahlung  auf  den  Betrag  der  verfügbaren 
Mittel  beschränkt  werden,  doch  zögerte  die  Anstalt,  sich  dieses 
Auswegs  zu  bedienen,  da  dadurch  für  die  Zukunft  ihr  Kredit  ge- 
fährdet worden  wäre.  Der  Reserfonds  bot  keine  Hilfe  dar,  er 
betrug  nur  etwa  80  000  M  und  war  zudem  durch  unkündbare 
Belegung  im  Betriebe  gebunden.  Auf  eine  starke  Verminderung 
der  Barauszahlungen  war  zu  hoffen,  wenn  den  Inhabern  der  alten 
3 '/a  %  die  neuen  4%  Obligationen  zum  Umtausch  angeboten 
wurden,  auch  wenn  man  den  letzteren  Typ  als  unkündbar  aus- 
geben würde.  Es  war  allerdings  anzunehmen,  daß  unkündbare 
Schuldverschreibungen  nicht  einen  so  hohen  Kurs  erreichen 
würden  wie  kündbare,  doch  schien  es  nicht  ausgemacht,  daß  der 
Unterschied  beträchtlich  sein  müßte.  Die  Tatsache,  daß  die 
unkündbaren  Oldenburgischen  Konsols  im  Kurse  höher  standen 
als  die  kündbaren,  vom  Staate  garantierten  Bodenkredit-Anstalt- 
Obligationen  bewies,  daß  auf  die  Höhe  des  Kurses  auch  Ge- 
wohnheiten und  Anschauungen  der  Kapitalbesitzer  von  Einfluß 
waren.  Von  ausschlaggebender  Bedeutung  war  jedoch  die  Er- 
wägung, daß  nur  unkündbare  Schuldverschreibungen  die  Wieder- 
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kehr  einer  so  gefährlichen  Lage  unmöglich  machen  konnten,  und 
daß  die  Unkündbarkeit  der  Mittel  für  die  Darlehensschuldner 
Gleichmäßigkeit  des  Zinses  zur  Folge  hatte.  >Die  Sicherheit, 
welche  er  (der  Darlehensnehmer)  dadurch  gewinnt,  daß  er  für 
die  ganze  Amortisationsperiode  auf  eine  gleichbleibende  Annui- 
tät rechnen  darf,  gehört  zu  den  Forderungen,  die  an  eine  ange- 
messene, den  Bedürfnissen  des  Grundbesitzes  entsprechende  Kre- 
ditform gestellt  werden« J).  Diese  Gründe  veranlaßten  das  Staats- 
ministerium, einen  Gesetzentwurf  auszuarbeiten,  der  für  die  Zu- 
kunft auch  die  Ausgabe  unkündbarer  Schuldverschreibungen  zu- 
zuließ. Nach  Zustimmung  des  Landtages  wurde  das  Gesetz  am 
18.  März  1900  veröffentlicht  und  so  die  neue  Emission  angebahnt. 
Die  Gesamtsumme  des  Bedarfes  wurde  mit  3  Millionen  Mark  an- 
genommen; 1  Million  war  für  die  Rückzahlungen  gerechnet,  ein- 
schließlich der  Vorschüsse  aus  staatlichen  Kassen,  und  2  Millionen 
für  Darlehen  in  einem  Jahre.  Auf  diese  hohe  Summe  glaubte 
die  Anstalt  rechnen  zu  müssen,  da  einerseits  das  Kreditbedürfnis 
gestiegen  war,  während  andererseits  die  übrigen  für  Ausleihungen 
in  Betracht  kommenden  Staatsinstitute,  vor  allem  die  Ersparungs- 
kasse  und  die  Witwenkasse,  die  Geldhergabe  eingeschränkt  hat- 
ten, und  auch  die  Bedingungen  der  anderen  Banken  erschwert  worden 
waren.  Die  Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank  bewilligte  schon 
seit  Jahren  keine  neuen  Hypotheken  mehr,  den  Zinsfuß  der  be- 
stehenden Hypothekardarlehen  erhöhte  sie  vom  1.  April  1900 
an  auf  4  %,  auf  den  gleichen  Satz  den  Zins  der  bestehenden 
Kommunaldarlehen,  während  sie  für  neue  Darlehen  letzterer  Art 
von  1899  an  47a %  und  im  Jahre  1900  43/i  %  verlangte2).  Die 
neue  Anleihe  wurde  unter  den  oldenburgischen  Banken  ausge- 
schrieben. Die  Obligationen  sollten  von  Seiten  der  Inhaber  un- 
kündbar sein,  die  Bodenkredit-Anstalt  verzichtete  für  6  Jahre 
auf  ihr  Kündigungsrecht. 

Die  Banken  schlössen  sich  zu  einem  Konsortium  zusammen 
und  boten  einen  niedrigeren  Kurs,  als  in  der  letzten  Emission  für 
die  3^2  %  Schuldverschreibungen  erzielt  worden  war.  Außerdem 
mußte  sich  die  Anstalt  verpflichten,  vor  dem  15.  November  1900 
keine  neue  Anleihe  auf  den  Markt  zu  bringen.  Auf  diese  Markt- 
freiheit wollten  die  Banken  verzichten,  falls  der  ganze  Betrag  der 

1)  Bericht  der  Direktion  an  das  Staatsministerium  vom  21.  Sept.    1899. 
2  1   S.   Bericht    der  Oldenburgischen  Spar-  und  Leih-Bank    über  das  Geschäfts- 
jahr  1899  S.   7. 
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neuen  Schuldverschreibungen  vorher  verkauft  wäre.  Da  im  Ver- 
laufe der  Zeichnung  sich  eine  starke  Beteiligung  des  Publikums 
herausstellte,  überließ  die  Anstalt  dem  Konsortium  eine  weitere 
Million  4  %  Obligationen  zu  einem  um  72  %  höheren  Kurse  und 
im  übrigen  zu  denselben  Bedingungen.  Im  ganzen  liefen  Zeich- 
nungen in  Höhe  von  5  200  000  M  ein,  der  gesamte  Betrag  von 
4  OOO  000  M  war  sonach  untergebracht.  Den  neugewonnenen 
Mitteln  standen  zum  I.  Oktober  1900  Kündigungen  im  Betrage 
von  280  500  M  gegenüber,  der  Rest  war  also  so  groß,  daß  man 
sogleich  daran  gehen  konnte,  die  Umwandlung  der  alten  künd- 
baren Schuldverschreibungen  in  unkündbare  einzuleiten.  Die  Be- 
sitzer der  noch  nicht  gekündigten  alten  Stücke  wurden  aufgefor- 
dert, ihre  Obligationen  zur  Umstempelung  auf  4  %  einzureichen. 
Dabei  wurden  folgende  Vorteile  in  Aussicht  gestellt : 

1.  Die  Verzinsung  mit  4%  sollte  schon  vom  1.  Oktober  1900 
an  beginnen, 

2.  Die  Kupons  sollten  in  Zukunft  halbjährlich,  am  I.  Januar 
und   1.  Juli,   fällig  sein,  statt,  wie  bisher,  nur  einmal  im  Jahre. 

Da  die  Aufforderung  im  Juni  1900  erlassen  wurde,  war  eine 
Kündigung  seitens  des  Inhabers  für  die  Anleihen  der  Jahre  1886, 
1893,  1S94,  1898  frühestens  zum  I.  April  1901  möglich;  die  In- 
haber der  Anleihe  von  1899  konnten  erst  zum  I.  Okt.  1901  kün- 
digen, da  bis  dahin  ihr  Kündigungsrecht  aufgehoben  war.  Wäre 
die  Bekanntmachung  aber  vor  dem  I.  April  1900  ergangen,  so 
hätte  man  damit  zu  rechnen  gehabt,  daß  viele  Gläubiger  auf  den 
1 .  Oktober  kündigten,  ohne  sich  zu  entscheiden,  ob  sie  den  Um- 
tausch annehmen  wollten,  da  sie  bis  zum  1.  Oktober  ja  keinen 
Zinsverlust  erleiden  würden.  Die  Anstalt  hätte  dann  große  Mit- 
tel bereit  halten  müssen,  die  vielleicht,  wenn  sich  Gläubiger  noch 
am  1.  Oktober  für  den  Umtausch  erklärten,  zum  Teil  gar  nicht 
gebraucht  wurden.  So  aber  war  die  höhere  Verzinsung  ein  hal- 
bes Jahr  vor  dem  erstmöglichen  Rückzahlungstermin  eingesetzt 
und  damit  ein  starker  Anreiz  zur  Umstempelung  gegeben. 

Es  waren  kündbare  3V2  %  Obligationen  im  Umlauf: 

M    3  600  000 
Davon  wurden  bis  zum   1.   Okt.  abgestempelt  in  4%  etwa    ...        »      3000000 

Von  den  restlichen        M        600  000 

waren  gekündigt  und  eingelöst  am   1.  April   1900 

M       38  500 

am   1.  Okt.   1900 »      153000 

zum   1.  April   1901   waren  gekündigt         .     »      156000  »         347500 

Am   1.  April   1901   blieben  also  noch        .     .  .  M        252  500 

im   Verkehr. 
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Die  zum  i.  Oktober  1900  und  zum  I.  April  1901  gekündig- 
ten Stücke  konnten  nach  Einlösung  und  Umwandlung  zum  Kurse 
von  99%  an  eine  Bank  weiter  verkauft  werden;  hierdurch  war 
die  für  die  Einlösung  verausgabte  Barsumme  wieder  gewonnen, 
zu  einem  Kurse,  der  zwar  unter  pari  stand,  aber  unter  den  der- 
zeitigen Geldverhältnissen  nicht  ungünstig  zu  nennen  war,  da  auch 
die  mit  der  Neubegebung  einer  Anleihe  verknüpften  Kosten  hier- 
bei wegfielen.  Die  Umwandlung  war  also  im  allgemeinen  ge- 
lungen. Am  28.  März  1900  wurde  die  Beschränkung  der  Dar- 
lehensausgabe aufgehoben  und  der  Zinssatz  für  die  Darlehen  neu 
geregelt.  Der  Kurs  der  letzten  Emission  bedeutete  unter  Be- 
rücksichtigung der  Kosten  eine  Verzinsung  der  Anstaltsschuld 
mit  4,10%;  ordnete  man  den  neuen  Zins  nach  dem  bisherigen 
Verhältnis,  in  welchem  für  Obligationen  und  Vorschüsse  3,5  % 
gezahlt  und  dagegen  für  ländliche  Darlehen  3,6  %  und  für  Haus- 
darlehen in  Bant  usw.  4%  genommen  wurden,  so  ergab  sich  für 
neue  ländliche  Hypotheken  jetzt  4,2  %,  für  neue  Häuserhypothe- 
ken Banter  Art  4,6  %.  Es  wurde  zunächst  erwogen,  die  bestehen- 
den Hypotheken  nur  in  dem  Maße  im  Zinse  zu  erhöhen,  wie 
die  umlaufenden  31  j2  ",,  Schuldverschreibungen  auf  4%  konver- 
tiert wurden,  doch  sah  man  schließlich  davon  ab,  weil  die  Sum- 
me der  zum  1.  Oktober  1900  umzustempelnden  Obligationen 
erst  nach  dem  1.  April  1900  bekannt  wurde;  dann  hätte  man 
die  Zinserhöhung  erst  vom  I.  April  1901  eintreten  lassen  können 
und  ein  halbes  Jahr  Zinsverlust  erlitten.  Deshalb  wurde  der 
obige  Satz  gleich  für  alle  hypothekarischen  Darlehen  angeordnet 
und  zwar  vom  I.  April  1900  an  für  neue  Darlehen,  vom  1.  Okt. 
1900  an  für  die  bestehenden. 

Eine  besondere  Beachtung  beanspruchten  in  der  letzten 
Zeit  die  Darlehen  an  Gemeinden  und  die  sonstigen  Verbände. 
Während  diese  bis  zum  Jahre  1900  die  Bodenkredit- Anstalt  fast 
vollständig  mieden,  weil  sie  bei  den  anderen  Banken  das  Geld 
billiger  erhalten  konnten,  wandten  sie  sich  der  Anstalt  zu,  als 
die  Banken  ihren  Zinsfuß  für  derartige  Darlehen  auf  4 
und  schließlich  sogar  auf  5  %  erhöhten.  Die  Bodenkredit-Anstalt 
hatte  bislang,  weil  keine  Anträge  vorlagen,  keine  besonderen 
Bestimmungen  für  die  Verzinsung  dieser  Darlehen  getroffen ;  im 
April  1900  setzte  sie  472%  fest-  Diese  Darlehen  waren  für  die 
Anstalt  nicht  gerade  bequem,  sie  beanspruchten  im  ganzen  eine 
große   Summe,  und  man  mußte  sich  darauf  gefaßt  machen,    daß 
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sie  sofort  wieder  gekündigt  würden,  sobald  der  Diskont  sank  und 
die  Banken  wieder  bessere  Bedingungen  boten.  Die  Anstalt  aber 
war  nicht  in  der  Lage,  so  bald  etwaigen  Erleichterungen  des 
Geldmarktes  zu  folgen,  weil  sie  ja  die  letzte  4  Millionen-Anleihe 
auf  6  Jahre  unkündbar  gestellt  hatte,  vorher  also  keine  Zinsherab- 
setzungen vornehmen  konnte.  Wenn  sie  sich  auch  darauf  be- 
schränkte, Kommunaldarlehen  nur  an  kleinere  Verbände  und  in 
kleineren  Summen  zu  vergeben,  so  hatte  sie  am  Ende  des  Jahres 

1900  doch  336000  M  in  35  Posten  dargeliehen. 

Auch  die  übrigen  Darlehensgruppen  stiegen  trotz  des  höhe- 
ren Zinsfußes  im  Jahre  1900  auf  eine  bisher  nicht  erreichte  Höhe. 
Die  Höchstsumme  der  in  einem  Jahre  gewährten  Darlehen  wies 
bis  dahin  das  Vorjahr,  1899,  auf  mit  874750  M;  in  den  vorher- 
gehenden Jahren  hatte  sie  nie  700000  M  erreicht;  1900  wurden 
2  302  600  M  ausgeliehen.  An  diesem  Betrage  war  endlich  auch 
der  größere  Grundbesitz  beteiligt,  sodaß  die  Anstalt  sich  jetzt  rüh- 
men durfte,  von  allen  Kreisen  in  Anspruch  genommen  zu  werden. 

Die  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  herrschende  Kredit- 
not hatte  gezeigt,  daß  »die  Bodenkredit-Anstalt  unter  Umständen 
neben  ihren  sonstigen  Zwecken  auch  zu  der  Aufgabe  berufen 
sein  kann,  dem  Grundbesitz  den  von  ihm  benötigten  Kredit  dann 
offen  zu  halten,  wenn  alle  anderen  Darlehensgeber  sich  zurück- 
ziehen, um  ihr  Geld  in  der  Erwartung  höheren  Gewinnes  anders- 
wo (in  Aktien  etc.)  anzulegen«  a).  Ein  Versagen  der  Anstalt  aber 
mußte  für  die  Zukunft  unmöglich  gemacht  werden,  und  zu  dem 
Ende  hatte  man  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Mängel  im  System 
der  Geschäftsführung  abgestellt  würden. 

Die  Grundlage  wurde  gegeben  durch  die  Umschaffung  der 
kündbaren  Mittel  in  unkündbare,  die  1901  soweit  durchgeführt 
war,  daß  nur  noch  etwa  200000  M  der  alten  Obligationen  um- 
liefen und  einer  gelegentlichen  Anpassung  harrten.  Bisher  waren 
die  laufenden  Mittel  für  die  bescheidene  Tätigkeit  der  Anstalt 
zunächst  stets  aus  der  mit  ihr  in  Verwaltungseinheit  stehenden 
Ersparungskasse  oder  anderen  staatlichen  Kassen  geflossen,  und 
eine  Anleihe  wurde  erst  aufgenommen,  wenn  diese  Schuld  auf  eine 
gewisse   Höhe  gestiegen   war,  oder  wenn  die  Quellen    versagten. 

1)  S.  den  Aufsatz  des  seit  1901  geschäftsführenden  Mitglieds  der  Direktion, 
Oberfinanzrats  Stein:  »Die  Entwicklung  der  Bodenkredit-Anstalt  für  das  Herzogtum 
Oldenburg    seit    dem   1.  Januar    1899«    in    den  Nachrichten    f.  Stadt  u.  Land    Old. 

1901  Nr.  203,  204,   205  u.  208. 
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Diese  Verbindungen  mit  anderen  Anstalten  übten  bestimmenden 
Einfluß  auf  die  Anleihepolitik  der  Bodenkreditanstalt  aus,  mancher- 
lei Rücksichten  waren  dabei  zu  nehmen,  und  in  ihrer  Unselb- 
ständigkeit verpaßte  die  Anstalt  auch  wohl,  wie  im  Jahre  1898, 
den  für  die  Emission  günstigen  Augenblick.  Auch  die  Fest- 
setzung  des  Darlehenszinsfußes  mußte  die  Verhältnisse  der  Schwe- 
steranstalt berücksichtigen.  Am  1.  Februar  1901  wurde  diese 
für  den  Anfang  so  nützliche  Verbindung  mit  der  Ersparungs- 
kasse  gelöst,  weil  >die  beiderseitigen  Aufgaben  und  Gesichts- 
punkte doch  so  verschieden  waren,  daß  es  sich  auf  die  Dauer 
als  schwierig  erweisen  mußte,  ihnen  beiden  unter  einer  Verwal- 
tung gerecht  zu  werden«1). 

Zu  gleicher  Zeit  wurden  auch  andere  Aenderungen  vorge- 
nommen, die  sich  teilweise  in  der  Geschäftspraxis  herausgebildet 
hatten,  teils  durch  neuere  Gesetzgebung  nötig  geworden  waren. 
Eine  neue  Geschäftsordnung  (1902)  verzeichnete  die  Umgestal- 
tungen. Durch  das  Inkraftreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
wurde  u.  a.  die  Umleihung  von  Hypotheken  ermöglicht.  Eine 
ältere  Hypothek  konnte  jetzt  an  die  Anstalt  übertragen  werden, 
ohne  daß  gleichzeitig  sämtliche  nachstehenden  Gläubiger  ausbe- 
zahlt wurden  oder  der  neuen  Anstaltshypothek  den  Vorgang  ein- 
räumten. Wesentlich  anders  wurde  der  Kassenverkehr  bei  den 
Amtsrezepturen  gestaltet.  Da  nach  und  nach  an  einigen  Sitzen 
von  Amtsrezepturen,  in  Varel,  Jever,  Bant,  Brake  und  Delmen- 
horst Filialen  von  oldenburgischen  Banken  errichtet  worden 
waren,  hatten  die  Amtsrezepturen  die  für  die  Anstalt  gesammel- 
ten Barbestände  von  nun  an  bei  diesen  einzuzahlen,  während 
die  Anstalt  bei  den  Hauptbanken  Konten  unterhielt,  durch  Schecks 
darüber  verfügte  und  auch  den  Amtsrezepturen  auszuzahlende  Be- 
träge durch  Schecks  überwies,  die  von  der  betreffenden  Bank- 
filiale einzulösen  waren.  Der  Geldverkehr  mit  den  Rezepturen 
vollzog  sich  auf  diese  Weise  billiger  als  durch  die  Post ;  der 
Kostenunterschied  kam  den  Schuldnern  zugute. 

II. 
Die   Entwicklung  von   1901    an. 

Nach    den    letzten    stürmischen  Jahren    nahm    schon    in    den 
ersten   Monaten    des  Jahres    1901    die  Geschäftstätigkeit    der  An- 
stalt  allmählich    ab.     Doch    waren    bereits    Ende  Juni    die  Mittel 
1)  Stein,   Die  Entwicklung  der  Bodenkreditanstalt  a.  a.  O. 
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aus  der  letzten  Emission  nahezu  wieder  erschöpft.  Es  war  an- 
zunehmen, daß  die  Anstalt  auch  weiter  ziemlich  lebhaft  in  An- 
spruch genommen  werden  würde ;  denn  sie  hatte  nun  in  allen 
Kreisen  des  Grundbesitzes  festen  Fuß  gefaßt,  auf  dem  allgemeinen 
Hypothekenmarkte  herrschte  infolge  des  Zusammenbruches  großer 
Institute  immer  noch  Teuerung,  und  die  größeren  oldenburgischen 
Fonds  hatten  die  Ausleihungen  noch  nicht  in  nennenswertem  Um- 
fange wieder  aufgenommen.  Dazu  war  die  Marktlage  für  An- 
leihen günstig;  die  4%  Obligationen  der  Anstalten  notierten  im 
Kurszettel  der  Lokalbanken  seit  April  1901  im  Ankauf  100,75%, 
für  eine  neue  Emission  war  also  mindestens  ein  Nettokurs  von 
100%  zu  erwarten.  Der  Betrag  der  neu  auszugebenden  Schuld- 
verschreibungen wurde  auf  eine  Million  Mark  festgesetzt,  die 
Stücke  waren  mit  4%  zu  verzinsen,  die  Anstalt  verzichtete  auf 
ihr  Kündigungsrecht  bis  1906.  Um  die  Anleihe  bewarben  sich 
sämtliche  aufgeforderten  Banken,  den  Zuschlag  erhielt  wieder  die 
Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank,  die  sie  zu  einem  Kurse  von 
102,27%  übernahm.  Eine  Konsortialbildung.  die  leicht  zu  einer 
Senkung  des  Kurses  hätte  führen  können,  fand  diesmal  nicht 
statt;  vielleicht,  weil  mit  dem  Gebot  auf  die  Anleihe  gleichzeitig 
von  den  einzelnen  Banken  eine  Angabe  gefordert  wurde,  zu 
welchen  Bedingungen  sie  den  Gegenwert  in  Verzinsung  nehmen 
wollten.  Da  die  Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank,  die  das 
günstigste  Gebot  machte,  sich  bereit  erklärte,  einen  weiteren 
Betrag  zu  einem  nur  wenig  niedrigeren  Kurs  zu  übernehmen,  gab 
die  Anstalt  einen  Monat  später  V2  Million  4%  Obligationen  zu 
denselben  Bedingungen  aus.  Mit  den  nun  gewonnenen  Geld- 
mitteln konnte  man  hoffen,  auch  steigenden  Ansprüchen  für  ab- 
sehbare Zeit  zu  genügen.  Da  im  übrigen  die  Geldflüssigkeit  auf 
dem  Hypothekenmarkte  sich  langsam  besserte,  die  Finanzlage  der 
Anstalt  infolge  der  letzten  glücklichen  Emission  günstig  war  — 
sie  hatte  einen  Agiogewinn  von  33  200  M  erbracht  —  und  ein 
erheblicher  rechnungsmäßiger  Ueberschuß  der  Zinseinnahmen  über 
die  Zinsausgaben  bestand,  wurde  der  hohe  Zinsfuß  der  Darlehen 
im  August  1901  herabgesetzt,  und  zwar  der  ländlichen  Darlehen 
von  4,2%  auf  4%,  der  Darlehen  an  Gemeinden  und  ähnliche 
Verbände  von  4,5%  auf  4,2%.  Für  die  Hausdarlehen  Banter 
Art  blieb  es  bei  dem  Satze  von  4,5%,,  weil  hier  die  Verhältnisse 
des  allgemeinen  Hypothekenmarktes  zu  berücksichtigen  waren, 
die  keinen  besseren  Stand   zeigten.     Dieser  Art  Darlehen  gegen- 
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über  wurde  für  die  Zukunft  noch  vorsichtiger  wie  bisher  verfahren. 
Der  Beleihung  wurde  eine  doppelte  Schätzung  zugrunde  gelegt, 
die  von  dem  Gemeindcabschätzer  und  einem  besonderen  Ver- 
trauensmann der  Anstalt  vorzunehmen  war. 

Außerdem  sollten  diese  Darlehen  nicht  mehr  als  ?/7  der 
übrigen  ausmachen. 

In  der  Hergabe  von  Kommunaldarlehen  trat  wieder  ein  Still- 
stand ein,  seitdem  andere  Anstalten  hierfür  nur  4  %  forderten, 
während  der  Satz  der  Bodenkredit-Anstalt  4,2%  war.  Aber  auch 
in  betreff  der  übrigen  Darlehensarten  trat  in  dem  Jahre  1932  ein 
leichter  Rückschlag  ein.  Die  größeren  Landdarlehen,  besonders  für 
die  Marschgegenden,  wurden  wieder  seltener,  außerdem  ging  das 
Geschäft  in  den  Gemeinden  um  Wilhelmshaven  stark  zurück,  ja  hörte 
gegen  Ende  des  Jahres  fast  vollständig  auf,  und  namhafte  Beträge 
wurden  zur  Rückzahlung  gekündigt.  Die  Schuldner  versuchten  eben, 
die  teurere  Verbindung  mit  der  Bodenkredit-Anstalt,  in  die  sie  die 
Kreditnot  der  vorausgegangenen  Jahre  getrieben  hatte,  jetzt  wieder 
zu  lösen.  Dazu  kam,  daß  ein  Teil  des  Erlöses  aus  der  letzten 
Anleihe  vorläufig  bei  Banken  untergebracht  werden  mußte  und 
einen  geringeren  Ertrag  an  Zinsen  brachte,  als  für  die  Anleihe  zu 
zahlen  war.  In  der  Hauptsache  war  aber  der  Anleihebetrag  schon 
wieder  in  Darlehen  angelegt,  und  der  Zinsverlust  war  nicht  so 
groß,  daß  er  den  Agiogewinn  aufzehrte.  Es  war  jedoch  klar, 
daß  die  Anstalt  ihr  Bestreben  darauf  richten  mußte,  den  bis- 
herigen Umfang  der  Geschäfte  möglichst  aufrecht  zu  erhalten,  um 
die  Mittel  unterzubringen;  denn  die  aus  den  letzten  großen  Emis- 
sionen seit  1899  stammenden  Schuldverschreibungen  waren  bis 
1906  unkündbar,  also  auch  nicht  rückzahlbar.  Der  Rest  der  3Y2% 
Schuldverschreibungen  im  Betrage  von  185  000  M  wurde  zum 
1.  April  1903  gekündigt  und  an  die  Ersparungskasse  zu  dem- 
selben Termine  als  unkündbare  3 7^ %  Obligationen,  also  ohne 
Zinserhöhung,  zu  pari  verkauft. 

Bis  1906,  wo  die  Anstalt  erst  freie  Hand  bezüglich  der 
übrigen  Schuldverschreibungen  erhielt,  sie  entsprechend  der  Markt- 
und  Geschäftslage  konvertieren  oder  zurückzahlen  sollte,  mußte 
die  Geschäftspolitik  dahin  zielen,  möglichst  günstige  Darlehens- 
bedingungen zu  bieten,  also  vor  allem  den  Zins  tunlichst  niedrig 
zu  halten  und  auf  größere  Rücklagen  zu  verzichten.  Der  Reserve- 
fonds umfaßte  Ende  1902  78637,01  M;  damit  konnte  man  sich 
eine  Zeitlang    begnügen,    mußte  ihn    allerdings    vor    solchen   Ver- 
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lusten,  wie  sie  das  Jahr  1900  durch  Disagio  brachte,  bewahren. 
Zu  diesem  Zwecke  machte  der  Bericht  der  Direktion  an  das 
Staatsministerium  über  die  Ergebnisse  des  Jahres  1902  den  Vor- 
schlag, »in  der  Regel  die  Obligationen  der  Anstalt  nur  in  Be- 
trägen auf  den  Markt  zu  bringen,  welche  dem  jeweiligen  unmittel- 
bar vorliegenden  Bedürfnis  entsprechen,  und  geeignetenfalls  durch 
entsprechende  Abmachungen  mit  den  Darlehensschuldnern  sicher 
zu  stellen,  daß  diese  einen  etwaigen  Unterkurs  der  Anstaltspapiere 
durch  entsprechende  zeitweilige  Erhöhung  der  Jahreszahlungen 
vergüten,  oder  daß  der  zeitweilige  Kündigungsverzicht,  welchen 
die  Anstalt  ihren  Gläubigern  gegenüber  auszusprechen  sich  wieder 
genötigt  sehen  sollte,  auf  ihr  Verhältnis  zu  den  Darlehensschuld- 
nern übertragen  werde«. 

Zunächst  war  der  dringenden  Gefahr  zu  begegnen,  daß  die 
erheblich  niedrigeren  Zinssätze  anderer  Anstalten  die  Schuldner 
in  größerer  Zahl  zu  Kündigungen  veranlaßten.  Das  konnte  nur 
durch  Ermäßigung  des  Zinsfußes  geschehen.  Die  oldenburgischen 
Banken  hatten  im  August  1902  den  Zinsfuß  für  ländliche  und 
Kommunaldarlehen  auf  372%  festgesetzt,  auch  die  Ersparungs- 
kasse  und  andere  staatliche  Fonds  hatten  sich,  durch  Kündi- 
gungen gedrängt,  zur  Herabsetzung  veranlaßt  gesehen.  Unter  4% 
konnte  die  Bodenkredit- Anstalt  keinesfalls  gehen.  Da  Massen- 
kündigungen am  meisten  von  Darlehen  an  Gemeinden  und  von 
Banter  Häuserhypotheken  zu  erwarten  waren,  wurden  diese  all- 
gemein herabgesetzt,  Banter  Häuserdarlehen  von  4,5%  auf  4,3  %, 
Kommunaldarlehen  von  4,2  %  auf  4  % ;  für  die  übrigen  Darlehen 
blieb  der  Satz  von  4  %  bestehen.  Diese  Ermäßigungen  wurden 
den  Schuldnern  ausdrücklich  als  vorläufig  dargestellt.  Den  Schuld- 
nern der  unveränderten  Darlehen  wurde  durch  eine  geschickte 
Maßnahme  klargemacht,  daß  auch  für  sie  Ermäßigung  in  Aus- 
sicht stände.  Entsprechend  der  zum  1.  April  1903  durchgeführten 
Unkündbarkeit  von  185  000  M  alter  3^2  %  Obligationen  wurde 
die  Verzinsung  der  Darlehen  aus  den  Jahren  1883 — 1886,  in 
einem  Restbetrage  von  etwa  242  000  M,  herabgesetzt.  Zugleich 
wurde  unter  der  Hand  bekannt  gegeben,  daß  eine  Wiedererhöhung 
nicht  eintreten  werde,  und  daß  die  Schuldner  aus  den  folgenden 
Jahren  auch  nach  und  nach  solche  Ermäßigungen  zu  erwarten 
hätten.     Vom   I.  Oktober   1902  an  wurden  also  berechnet: 

für  >Banter«   Darlehen  aus    1883 — 1886 4% 

aus  den  übrigen  Jahren 4>3% 
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für  sonstige  Häuserhypolheken  aus   1S83 — 1886 317% 

aus  den  übrigen  Jahren 4% 

für  ländliche   und   Konimunaldarlehen   aus    1883 — 18S6 3>6% 

aus  den  übrigen  Jahren 4% 

Damit  die  Zinsermäßigung  allmählich  weiter  durchgeführt 
werden  konnte,  benutzte  die  Anstalt  die  immer  noch  günstige 
Marktlage,  um  im  Frühjahr  1903  diejenigen  4%  Schuldverschrei- 
bungen, deren  Kündbarkeit  nicht  gebunden  war,  zum  I.  Oktober 
auf  eine  Verzinsung  von  37-2%  herabzusetzen.  In  Frage  kamen 
die  im  Jahre  1900  konvertierten  Anleihen  aus  1886 — 1899,  deren 
Betrag  ursprünglich  3  600  OOO  M  gewesen  war,  jetzt  aber  nur 
noch  3344500  M  umfaßte,  da  183  000  M  im  Jahre  1900  nicht 
zur  Umwandlung  gekommen  und  dann  zum  I.  April  1903  ge- 
kündigt und  weitere  72  000  M  allmählich  eingelöst  worden  waren. 
Die  Bodenkredit-Anstalt  bediente  sich  zur  Durchführung  der  Kon- 
vertierung der  Dienste  der  Oldenburgischen  Landesbank.  Die 
Obligationen  wurden  zum  1.  Oktober  1903  zur  Rückzahlung  ge- 
kündigt, gleichzeitig  wurde  den  Inhabern  angeboten,  die  Stücke 
zu  behalten  nach  Abstempelung  auf  372%-  Zu  diesem  Zwecke 
mußten  Mäntel  und  Zinsscheinbogen,  diese  den  am  1.  Januar  1904 
fälligen  Zinsschein  enthaltend,  zwischen  dem  2.  und  14.  März  1903 
bei  der  Bank  eingereicht  werden.  Die  bis  zu  dieser  Frist  nicht 
abgestempelten  Schuldverschreibungen  waren  als  gekündigt  an- 
zusehen und  bei  der  Oldenburgischen  Landesbank  am  I.  Oktober 
1903  einzulösen.  Die  Bank  verpflichtete  sich,  die  Summe  der 
nicht  zur  Abstempelung  eingereichten,  also  gekündigten  Obli- 
gationen in  neuen  372  %  Stücken  zu  übernehmen.  Auf  diese 
Weise  brachte  die  Bodenkredit- Anstalt  die  417000  M  dieser 
Schuldverschreibungen  unter,  deren  Inhaber  die  Umstempelung 
nicht  angenommen  hatten.  Der  Rest,  2  927  500  M,  wurde  auf 
372  %  konvertiert.  Zu  dem  Rückzahlungstermin,  dem  1.  Oktober, 
wurde  ein  Teil  der  417000  M  Obligationen,  59000  M,  nicht 
vorgelegt  und  von  da  an  außer  Verzinsung  gesetzt.  Dasselbe 
geschah  vom  I.  April  1903  an  mit  10  OOO  M  der  zu  diesem 
Termine  gekündigten  185000  M  372%  Obligationen,  während 
hiervon  noch  51000  M  zur  Abstempelung  auf  Unkündbarkeit 
eingereicht  worden  waren.  Damit  die  der  Ersparungskasse  und 
der  (  Udenburgischen  Landesbank  verkauften  Obligationen  geliefert 
werden  konnten,  wurden  neue  372%  Obligationen  hergestellt; 
davon  erhielt  die  Ersparungskasse  132000  M  und  die  Olden- 
burgische Landesbank  417  000  M.      Insgesamt  wurden  aber  Stücke 


im  Betrage  von  i  500000  M  hergestellt;  951000  M  blieben  also 
noch  zur  Verfügung  der  Anstalt,  sie  sollten  in  kleineren  Beträgen, 
je  nach  dem  Kapitalbedarfe,  ausgegeben  werden.  Durch  diese 
zeitliche  Trennung  von  Schaffung  und  Ausgabe  der  Schuldver- 
schreibungen gedachte  man  eine  größere  Anpassung  an  den  Be- 
darf und  an  die  Zinskonjunkturen  zu  erreichen,  Zinsverluste  und 
ungünstige  Kurse  möglichst  zu  vermeiden. 

Jedoch  in  der  nächsten  Zeit  —  etwa  von  Mitte  1903  an  — 
versteifte  sich  der  Geldmarkt,  der  Kurs  der  Obligationen  sank 
unter  pari,  und  die  Anstalt  ging  einer  Ausgabe  von  Schuldver- 
schreibungen aus  dem  Wege.  Die  notwendigen  Mittel  verschaffte 
sie  sich,  indem  sie  bei  der  Oldenburgischen  Landesbank  schwe- 
bende Schulden  aufnahm.  Als  diese  angewachsen  waren,  über- 
ließ sie  Ende  September  der  Bank  200  000  M  der  Schuldver- 
schreibungen —  nur  zur  Deckung  der  Schuld  — ,  sah  aber  von 
weiteren  Verkäufen  wegen  der  ungünstigen  Marktlage  ab  und 
schloß  mit  der  Bank  einen  Vertrag,  wonach  diese  ihr  bis  März  1904 
nach  Bedarf  Vorschüsse  gewährte,  während  die  Anstalt  sich  ver- 
pflichtete, bis  Ende  Januar  1904  ohne  Einwilligung  der  Bank 
keine  neuen  Schuldverschreibungen  auszugeben. 

Am  Ende  des  Jahres  1903  waren  folgende  Obligationen  im 
Verkehr : 

Zinslose  Schuldverschreibungen M          69  000 

31/a%  Schuldverschreibungen  aus  den  Jahren   1886/99 

a)  einmal  umgewandelt   (1902) »           51  500 

b)  zweimal  umgewandelt  (1900  u.  03) »2  933  000 

aus  dem  Jahre   1903 »         749000 

4%  Schuldverschreibungen  aus  den  Jahren   1900  u.  01  5500000 

M     9  302  500 

Außer  10  000  M  zinslosen  Schuldverschreibungen  waren 
keine  vom  Inhaber  kündbaren  Stücke  mehr  im  Umlauf;  die  An- 
stalt dagegen  hatte  über  die  Schuldverschreibungen  mit  Ausnahme 
der  5  500000  M  der  Anleihen  aus  den  Jahren  1900  und  1901 
freies  Kündigungsrecht;  bezüglich  dieser  war  sie  bis  1906  ge- 
bunden. Also  erst  dann  waren  die  Grundlagen  für  eine  freie 
Anpassung  an  die  Zinsverhältnisse  des  Geldmarktes  ganz  ge- 
wonnen. 

Sofort  nachdem  der  Anstalt  bekannt  war ,  daß  sie  vom 
1.  Oktober  1903  an  3528000  M  Obligationen  nur  noch  mit 
32/2%  zu  verzinsen  hatte,  nahm  sie  die  Herabsetzung  des  Zinsfußes 
bei  einer  entsprechenden  Summe   der  Darlehen  in  Angriff.     Die 
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Vergünstigung  traf  jetzt  die  Darlehen  aus  den  Jahren  1887  —  1899, 
die  Ermäßigung  umfaßte  dieselben  Sätze  wie  im  vorhergehenden 
Jahre.  Für  die  Anstalt  war  die  Lage  günstiger  geworden,  da 
der  Satz  der  zu  zahlenden  Zinsen  sich  mehr  ermäßigt  hatte  als 
der  der  zu  vereinnahmenden.  Der  Ueberschuß  beruhte  im  wesent- 
lichen auf  der  Spannung  zwischen  dem  Zinsfuß  der  Banter  Dar- 
lehen und  dem  Zinsfuß  der  entsprechenden  Obligationensumme. 
Der  Zins  der  ersteren  war  aber  schon  zu  einem  guten  Teile  von 
4,3  auf  4%,  der  der  letzteren  von  4%  auf  3,5%  herabgesetzt. 
Bei  den  Banter  Darlehen  war  übrigens  als  Folge  der  erschwerten 
Bedingungen  und  der  starken  Konkurrenz  auswärtiger  Hypotheken- 
Banken  im  Jahre  1903  eine  Abnahme  zu  verzeichnen,  ein  geringerer 
Rückgang  auch  bei  den  Kommunaldarlehen. 

Wollte  die  Anstalt  in  wirklich  ausreichendem  Maße  dem 
Kreditbedürfnis  entgegenkommen  und  der  Konkurrenz  anderer 
Geldquellen  wirksam  begegnen,  so  mußte  sie  außer  auf  die  mög- 
lichst billige  Berechnung  des  Zinsfußes  auch  darauf  Bedacht 
nehmen,  die  Höhe  ihrer  Darlehen  im  einzelnen  möglichst  genau 
dem  tatsächlichen  Wert  des  Pfandgrundstückes  anzupassen.  Das 
waren  die  beiden  Punkte,  die  von  Seiten  der  Kreditsuchenden  in 
der  Oeffentlichkeit  am  meisten  erörtert  wurden,  beispielsweise 
häufig  in  den  Versammlungen  der  Oldenburgischen  Landwirt- 
schaftsgesellschaft. Zur  Erfüllung  der  ersten  Forderung  war  es, 
wie  wir  gesehen  haben,  schon  seit  einigen  Jahren,  beginnend  mit 
der  Umgestaltung  der  Mittel,  das  Hauptziel  der  Zinspolitik  der 
Anstalt,  den  Darlehenszins  nicht  nur  vorübergehend  entsprechend 
der  Lage  des  Geldmarktes,  sondern  dauernd  möglichst  niedrig  zu 
bestimmen. 

Die  Verordnung  vom  27.  März  1903,  betreffend  neue  Fest- 
setzung der  Beleihungsgrenze  für  Mündelgeld,  gab  nun  der  Boden- 
kredit-Anstalt Veranlassung,  auch  die  Erweiterung  ihrer  Beleihungs- 
grundsätze  ins  Auge  zu  fassen.  Die  landwirtschaftlichen  Grund- 
stücke wurden  bisher  in  der  Regel  bis  zum  22]/2  fachen  des 
katastralen  Reinertrages  und  des  Gebäudesteuermietwertcs  be- 
lieben. Inzwischen  war  aber  vielerorts  eine  tatsächliche  Wert- 
steigerung eingetreten,  die  durch  Verbesserung  der  allgemeinen 
Verhältnisse,  vor  allem  Verkehrsverbesserungen,  und  durch  Me- 
liorationen hervorgebracht  war,  und  der  das  Kataster  nicht  immer 
schnell  genug  folgen  konnte.  Die  als  Ergänzung  bestehende 
Bestimmung   über   besondere   Schätzung    (§  6    der    Ausführungs- 
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bestimmungen,  Art.  12  und  13  des  Gesetzes  vom  14.  Februar  1883) 
war  als  Ausnahme  und  eigentlich  nur  für  den  größeren  Grund- 
besitzer vorgesehen.  Der  kleinere  Landmann  aber  scheute  sich 
auch  davor  wegen  der  nicht  geringen  Kosten  und  der  Umstände; 
das  Verfahren  hatte  außerdem  für  ihn  häufig  den  Nachteil,  daß 
sein  Grundstück  in  der  Grundsteuer  gesteigert  wurde,  während 
seine  Nachbarn  davon  verschont  blieben.  Doch  gerade  der  kleinere 
Grundbesitz  war  erfahrungsgemäß  von  der  Wertsteigerung  am 
meisten  betroffen.  Als  brauchbarster  Weg,  die  Darlehen  in  aus- 
reichender Höhe  zu  gewähren,  blieb  schließlich,  für  die  Regel  den 
Beleihungswert  in  einem  höheren  Vielfachen  des  Reinertrages  als 
bisher  anzunehmen.  Daneben  mußte  allerdings  genaue  Prüfung 
auf  Grund  bekannter  Kaufpreise  und  sorgfältige  Abschätzung  ein- 
treten. Auf  erststellige  Hypotheken  brauchte  die  Anstalt  nicht 
zu  sehen,  da  sie  ja  im  Notfalle  immer  den  Vordermann  abfinden 
konnte.  Für  Gebäudedarlehen  hielt  man  im  allgemeinen  eine 
Erweiterung  der  Beleihungsgrenze  nicht  für  nötig.  Als  Frucht 
dieser  Erwägungen  erschien  die  Bekanntmachung  des  Staatsmini- 
steriums vom  30.  April  1903,  nach  der  die  im  §  5  der  Ausführungs- 
bestimmungen zusammengestellten  Grundsätze  folgende  neue  Fas- 
sung erhielten: 

1.  »Die  Bodenkredit- Anstalt  gewährt  Darlehen  auf  landwirt- 
schaftliche Grundstücke  in  der  Regel  bis  zum  22^2  fachen  des 
Grundsteuerreinertrages,  unter  Einschluß  des  Gebäudesteuermiet- 
wertes  der  darauf  vorhandenen  Gebäude.  In  denjenigen  Gemein- 
den, in  denen  die  Beleihungsgrenze  für  Mündelgeld  bis  zum  30- 
fachen  Katastralreinertrag  erstreckt  ist,  tritt  das  27^2  fache,  und 
wo  jene  Grenze  bis  zum  2772  fachen  Katastralreinertrag  reicht, 
tritt  das  25  fache  an  die  Stelle  des  22x/2  fachen  des  Grundsteuer- 
reinertrages   und    des   Gebäudesteuermietwertes. 

Für  größere  Landstellen  in  guter  Lage  und  von  besserer 
Bodenbeschaffenheit,  bei  denen  die  leichte  Verwertbarkeit  jederzeit 
gesichert  erscheint,  kann  die  Direktion  ausnahmsweise  Darlehen 
bis  zum  2772  fachen  des  Grundsteuerreinertrages  und  Gebäude- 
steuermietwertes bewilligen,  wenn  den  Darlehen  kein  anderes  der 
Eintragung  bedürfendes  Recht  im  Range  vorgeht  oder  gleichsteht, 
oder  wenn  der  Darlehensempfänger  sich  zu  einer  Steigerung  der 
Amortisation  in  dem  Maße  verpflichtet,  daß  die  Quote  dafür  aus 
den  Darlehen  der  Bodenkredit-Anstalt  und  dem  Kapitalbetrage 
aller  vorgehenden  und  gleichstehenden  eingetragenen  Rechte  be- 
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rechnet  wird.     In  Gemeinden,   in  denen  die  Beleihungsgrenze  für 

Mündelgeld  bis  zum  2j1/2-  oder  30 fachen  erstreckt  ist,  kann  in 
Fällen  der  vorgedachten  Art  ausnahmsweise  bis  zum  30  fachen 
des  Grundsteuerreinertrages  und  Gebäudesteuermietwertes  beliehen 
werden. 

Ob  und  in  welchem  beschränkten  Umfange  bei  landwirtschaft- 
lichen Grundstücken  neben  dem  Vielfachen  des  Grundsteuerrein- 
ertrages statt  des  Gebäudesteuermietwertes  auch  das  Brandkassen- 
taxat  der  darauf  befindlichen  Gebäude  zu  berücksichtigen  sei, 
bleibt  dem  Ermessen  der  Direktion  nach  ihrer  Beurteilung  des 
einzelnen  Falles  überlassen. 

2.  Die  Bodenkredit- Anstalt  gewährt  Darlehen  auf  selbständige 
Wohngebäude,  deren  jederzeitige  Verwertbarkeit  genügend  ge- 
sichert erscheint,  bis  zur  Hälfte  der  Summe,  zu  welcher  sie  in 
der  staatlichen  Brandkasse  versichert  sind,  und  bis  zu  zwei  Drittel 
dieser  Summe,  wenn  die  Gebäude  in  Städten  I.  Klasse  oder  deren 
nächster  Umgebung  günstig  belegen  sind. 

Wo  kein  Zwang  zur  Versicherung  der  Gebäude  in  der  staat- 
lichen Brandkasse  besteht,  tritt  an  die  Stelle  des  Brandkassen- 
wertes der  Schätzungswert,  welcher  nach  näherer  Bestimmung  der 
Direktion  zu  ermitteln  ist.  In  diesem  Falle  bleibt  die  Darlehens- 
bewilligung davon  abhängig,  daß  der  Darlehensnehmer  das  zu 
beleihende  Gebäude  mindestens  in  der  Höhe  des  Schätzungs- 
wertes bei  einer  von  der  Direktion  als  zuverlässig  anerkannten 
Gesellschaft  gegen  Feuersgefahr  versichert,  und  diese  Versicherung 
ohne  Genehmigung  der  Direktion  weder  aufgehoben  noch  ver- 
ringert werden  kann. 

Der  Brandkassen-  oder  Schätzungswert  von  Gebäuden,  welche 
lediglich  Zubehör  einer  landwirtschaftlichen  Besitzung  sind,  oder 
welche  zwar  auch  anderen  Zwecken  dienen,  deren  jederzeitige 
selbständige  Verwertbarkeit  aber  nicht  gesichert  erscheint,  darf 
bei  der  Beleihung  in  der  Regel  nicht  höher  als  mit  der  Hälfte 
des  Wertes  der  zugehörigen  Grundstücke  berücksichtigt  werden, 
also  nicht  mehr  als  ein  Drittel  der  gesamten  Sicherheit  des  zu 
bewilligenden  Darlehens  ausmachen. 

3.  An  Stelle  der  vorstehenden  Wertermittelung  kann  für  die 
Feststellung  der  Sicherheit  (Art.  8  §  2  des  Gesetzes)  ein  aus 
neuerer  Zeit  nachgewiesener  einwandfreier  Erwerbspreis  als  An- 
halt dienen.  Falls  anderseits  ein  solcher  Erwerbspreis  hinter  den 
Ergebnissen    der    sonstigen    Wertermittelung    zurückbleibt,     darf 
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das  zu  bewilligende  Darlehen  zwei  Drittel  des  Preises  nicht  über- 
steigen. 

4.  Falls  auf  dem  Pfandstücke  ein  Recht  eingetragen  ist,  wel- 
ches dem  zu  bewilligenden  Darlehen  im  Range  vorgeht  oder 
gleichsteht,  ist  der  Kapitalbetrag  dieses  Rechts  von  dem  ermittelten 
beleihbaren  Werte  in  Abzug  zu  bringen.« 

Der  Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1904,  der  erste,  der  seit 
Bestehen  der  Anstalt  in  die  Oeffentlichkeit  hinausgegeben  wurde, 
durfte  das  Berichtsjahr  als  das  erfreulichste  bezeichnen,  das  der 
Bodenkredit-Anstalt  bis  dahin  beschieden  gewesen  war.  Die  Dar- 
lehensausgabe hatte  in  dem  Jahre  mehr  als  2  Millionen  Mark  um- 
faßt und  annähernd  die  Summe  des  Jahres  1900  erreicht.  Das 
Erfreuliche  daran  aber  war,  daß  diesmal  das  Ergebnis  gesundere 
Ursachen  hatte  und  nicht  wie  damals  einer  vorübergehenden 
Notlage  im  Kreditwesen  entsprang.  »Es  waren  das  einmal  der 
Umstand,  daß  mehrere  Institute,  welche  den  Grundkredit  des 
Landes  bislang  in  erster  Linie  versorgt  hatten,  sich  teils  aus 
vorübergehenden,  teils  aus  dauernden  Gründen  hiervon  zurück- 
zogen, dann  das  offenbar  steigende  Kreditbedürfnis  der  Land- 
wirtschaft in  einem  erheblichen  Teile  des  Herzogtums,  welches 
aus  zunehmender  Kultivierung  von  Oedland  und  aus  steigender 
Intensität  der  landwirtschaftlichen  Betriebsweise  herrührt,  und 
schließlich  auch  die  der  Anstalt  auf  verschiedene  Weise  sich 
bietende  Möglichkeit,  dem  hervortretenden  Kreditbedürfnis  besser 
Genüge  leisten  und  weiter  entgegenkommen  zu  können  als  bis- 
her« 1). 

Auch  im  nächsten  Jahre  (1905)  dauerte  die  gesteigerte  In- 
anspruchnahme fort,  die  Summe  der  neuausgegebenen  Darlehen 
stieg  auf  3788085  M.  Den  bei  weitem  größten  Anteil  an  der 
Zunahme  hatten  die  landwirtschaftlichen  Darlehen,  d.  h.  die  Dar- 
lehen, deren  Sicherheit  höchstens  zu  einem  Drittel  durch  Gebäude 
bewirkt  wird.  Die  städtischen  Hausdarlehen  waren  nicht  sehr 
begehrt;  aus  den  Gemeinden  um  Wilhelmshaven  wurden  sogar 
nicht  unbeträchtliche  Darlehenssummen  zurückgezahlt,  da  den 
Kreditsuchenden  von  den  auswärtigen  Hypothekenbanken  an- 
genehmere Bedingungen  geboten  wurden.  Die  Kommunaldarlehen 
stiegen  in  den  beiden  Jahren  auf  annähernd  den  doppelten  Be- 
stand.    Schwierigkeiten   verursachte   wieder    die  Beschaffung   der 

1)  S.  Geschäftsbericht  der  Direktion  der  Bodenkredit-Anstalt  für  das  Jahr 
1904  S.  4. 
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Mittel,  die  zum  Teil  unter  so  ungünstigen  Umständen  zu  erfolgen 
hatte,  daß  die  Anstalt  schließlich  ihre  Schuldner  zur  Tragung  des 
Unterkurses  heranziehen  mußte,  um  nicht  den  Reservefonds  allzu- 
sehr zu  schwächen.  Die  aus  dem  Jahre  1903  noch  zur  Verfügung 
stehenden,  nicht  ausgegebenen  1300  000  M  372%  Obligationen 
wurden  im  Februar  1904  an  ein  Konsortium,  dem  auch  auswärtige 
Firmen  angehörten,  zu  einem  Kurse  von  100,  165  %  begeben. 
Der  Erlös  wurde  zur  Rückzahlung  der  schwebenden  Schuld  bei  der 
Oldenburgischen  Landesbank  und  als  Ausleihemittel  gebraucht. 
Das  günstige  Ergebnis  des  Jahres  1903  erlaubte,  daß  die  all- 
mähliche Zinsherabsetzung  vom  1.  Oktober  1904  an  auf  die  Dar- 
lehen aus  dem  Jahre  1900  ausgedehnt  wurde.  Die  ermäßigten 
Sätze  betrugen:  Für  Banter  Darlehen  4%,  für  sonstige  Häuser- 
hypotheken 3,7%,   für  ländliche  und  Kommunaldarlehen  3,6%. 

Schon    im  Juli  waren    aus  der  Frühjahrsanleihe    keine  Mittel 
mehr  verfügbar,  da  aber  die  Anstalt  sich  dem  Konsortium  gegen- 
über   verpflichtet    hatte,    vor  September    keine   neue  Anleihe    auf 
den  Markt  zu  bringen,  im  übrigen  die  Marktlage  auch  nicht  günstig 
war,  sah  sie  sich  wieder  vor  die  Notwendigkeit  gestellt,  für  ihren 
Geldbedarf  Vorschüsse    aufzunehmen.     Sie    erhielt    zunächst    von 
der   Ersparungskasse   im   Fürstentum  Birkenfeld  200  000  M,  deren 
Rückzahlung  im  September   in  Form  von  31/2%  Schuldverschrei- 
bungen zu  erfolgen  hatte;    später,  im  September,  wurden  ihr  aus 
der   Staatskasse    Beträge    leihweise    zur   Verfügung    gestellt,    und 
gegen    Ende    des  Jahres    1904    war    die    schwebende    Schuld   auf 
700000   M    angewachsen.      Für     eine     Neuausgabe     von    Schuld- 
verschreibungen   erhielt    die  Anstalt    im   Dezember    1904    die  Zu- 
stimmung   des  Ministeriums,    aber   erst    im  Februar   1905    kam   es 
zur  Emission.    Zwar  sah  die  Bodenkredit-Anstalt  auch  jetzt  noch 
und   fernerhin   als   zweckmäßigste  Ausgabeform   eine    allmähliche 
dem   Bedarfe    folgende    Abgabe    ihrer   Schuldverschreibungen   an, 
doch   konnte    dies    Verfahren    nur   ausgeübt   werden,    wenn   nicht, 
wie  jetzt,   zur   Schuldentilgung   größere   Summen    auf   einmal   ge- 
braucht   wurden;    zudem    war    dazu    ein    möglichst    weiter   Markt 
erforderlich,  auf  dem  die  Anstaltsobligationen  vorteilhaft  bekannt 
waren,  damit  ein  regelmäßiger  Absatz  gesichert  war.     Die  3' 
Schuldverschreibungen  waren  allerdings  bei  Gelegenheit  der  letzten 
Emission    durch    das    Uebernahmekonsortium    an    den   Börsen    in 
Berlin  und  Hannover  eingeführt  worden,  jedoch  kamen  nur  geringe 
Beträge  tatsächlich  in  den  Verkehr,  da  die  Banken  mit  Rücksicht 
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auf  den  bezahlten  hohen  Kurs  die  Schuldverschreibungen  zum 
großen  Teil  in  ihren  Kassen  zurückhielten.  Wenn  auch  aus  den 
obigen  Gründen  diesmal  wieder  eine  Ausgabe  in  größerem  Betrage 
auf  einmal  nötig  war,  so  mußte  wenigstens  ein  Zurückhalten  der 
Obligationen  vom  Markte  vermieden  werden ;  mit  einem  neuen 
Konsortium  wurden  deshalb  andere  Abmachungen  getroffen. 

Die  Oldenburgische  Spar-  und  Leih-Bank  in  Oldenburg  und 
das  Bankhaus  Delbrück  Leo  &  Co.  in  Berlin  übernahmen  die 
Anleihe,  von  deren  ursprünglichem  Betrage  von  4  Millionen  Mark 
nach  Abzug  der  an  die  Ersparungskasse  in  Birkenfeld  verkauften 
200  000  M  noch  3  800  000  M  unterzubringen  waren,  mit  der 
Verpflichtung,  sie  zur  öffentlichen  Zeichnung  aufzulegen  und  für 
ihre  Einführung  an  den  Börsen  in  Berlin  und  Hannover  zu  sor- 
gen. Der  Zeichnungskurs  wurde  von  der  Bodenkredit-Anstalt  be- 
stimmt, sie  selbst  erhielt  einen  um  3/4  %  niedrigeren  Kurs.  Die 
Obligationen  waren  mit  3  y/2  %  zu  verzinsen  und  von  Seiten  der 
Inhaber  unkündbar,  wie  alle  nach  1900  ausgegebenen  Schuld- 
verschreibungen. Die  Anstalt  verzichtete  für  6  Jahre  auf  ihr 
Kündigungsrecht.  Bei  dieser  Anleihe  mußte  wieder  ein  beträcht- 
licher Disagio  in  Kauf  genommen  und  vom  Reservefonds  abge- 
schrieben werden,  sodaß  dieser  Ende  1905  rund  43  000  M  nie- 
driger war  als  Ende  1904,  er  war  auf  55  388,04  M  herabgemindert. 
Trotzdem  ermöglichte  es  die  in  der  Unkündbarkeit  der  Obligationen 
liegende  Beständigkeit  der  niedrigeren  Verzinsung  vom  1.  Oktober 
1905  an  auch  dem  Jahrgang  1901  die  mäßigeren  Darlehenszins- 
sätze zu  gewähren;  auch  dann  konnte  man  für  die  bislang  im 
Betriebe  arbeitenden  Summen  noch  auf  einen  Jahresgewinn  von 
mindestens  6000  M  rechnen.  Ein  gewisser  Ausgleich  für  die 
durch  den  Unterkurs  hervorgerufene  Einbuße  wurde  dadurch  ge- 
schaffen, daß  die  Anstalt  von  nun  an  für  die  neuen  Darlehen 
für  gewisse  Zeit  einen  Zinszuschlag  erhob. 

Inzwischen  wuchsen  die  Anforderungen  an  die  Anstalt.  Bis 
Mitte  Juni  1905  etwa  waren  schon  in  dem  Jahre  2  Millionen 
Mark  als  Darlehen  ausgegeben  worden,  und  man  mußte  anneh- 
men, daß  bei  einer  Fortdauer  dieser  starken  Inanspruchnahme 
die  Mittel  schon  Ende  des  Jahres  erschöpft  sein  würden.  Um  den 
stürmischen  Andrang  etwras  zu  hemmen,  wurde  der  Zinsfuß  für 
Kommunaldarlehen,  die  auch  anderswo  günstig  zu  erhalten  waren, 
von  4%  auf  4,3%  heraufgesetzt.  Trotzdem  sah  sich  die  Anstalt 
schon  im  November  wieder   ohne  Mittel,    und,    da  die  Marktlage 
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für  eine  Emission  wieder  ungünstig  erschien,  bezog  sie  wieder 
Vorschüsse  aus  der  Staatskasse,  deren  Höhe  die  Bilanz  am 
31.  Dezember  1905  mit  373676,60  M  angab.  Abgesehen  hier- 
von flössen  ihr  an  Mitteln  etwa  56  000  M  zu  durch  Wiederver- 
kauf gekündigter  und  eingelöster  3  1/2  %  Obligationen  an  die  Er- 
sparungskasse.  Die  Art  der  Mittelbeschaffung  durch  Vorschuß- 
nehmen konnte  immer  nur  als  eine  Xotmaßregel  angesehen  wer- 
den, die  so  bald  als  möglich  zu  verlassen  war. 

Ueber  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  hatte  sich  der 
Landtag  im  Dezember  1905  eine  Kontrolle  verschafft,  indem  er 
bestimmte,  daß  Anleihen  nur  bis  zu  einem  von  ihm  vorher  fest- 
gesetzten Betrage  aufgenommen  werden  durften ]).  Gleichzeitig 
genehmigte  er  die  Ausgabe  bis  zu  10  Millionen  Mark.  Auf  Grund 
dieser  Genehmigung  erhielt  die  Anstalt  im  Februar  1906  Erlaub- 
nis vom  Staatministerium,  nach  Bedarf  4  1 50  000  M  neuer 
Schuldverschreibungen  auszugeben,  die  entweder  mit  3  1j2  %  oder, 
wenn  die  Marktlage  es  erforderlich  machte,  mit  4  %  zu  verzinsen 
waren.  Die  Stücke  sollten  zwölf  Jahre  lang  von  der  Anstalt  un- 
kündbar sein  und  an  der  Börse  eingeführt  werden. 

Dieses  Mal  kam  der  lange  gehegte  Plan,  die  Ausgabe  der 
Mittel  möglichst  genau  dem  Bedürfnis  anzupassen,  in  der  Form 
zur  Ausführung,  daß  die  Anstalt  selbst  die  Unterbringung  der 
Schuldverschreibungen  in  die  Hand  nahm.  Auf  ihren  Antrag  erhielt 
sie  die  ministerielle  Erlaubnis,  ihre  Obligationen  laufend  zu  ver- 
kaufen, d.  h.  ohne  öffentliche  Subskription  an  Banken,  die  aller- 
dings in  der  Regel  nur  als  Kommissionäre  eintraten  und  eine  nach 
den  abgesetzten  Beträgen  bemessene  Vergütung  bezogen.  Die 
Erlaubnis  erstreckte  sich  zuerst  nur  auf  den  freihändigen  Verkauf 
von  1 50  000  M,  die  Summe  erwies  sich  aber  als  zu  klein,  und 
so  wurden  im  Juli  I  Million  Mark  Obligationen  dafür  frei  ge- 
gegeben. Sieben  Banken  besorgten  den  Verkauf.  Der  Markt  lag 
für  3^2%  Papiere  so  stark  darnieder,  wie  seit  Jahren  nicht. 
Trotzdem  war  das  Ergebnis  im  Anfang  gut ;  durch  Stützen  des 
Kurses  an  der  Börse  konnte  der  von  vornherein  gewählte  Kurs 
von  97,50%  einige  Monate  aufrecht  erhalten  werden.  Das  1  >is- 
agio  suchte  die  Anstalt  dadurch  einigermaßen  wettzumachen, 
daß  sie  für  die  neuen  Darlehen  eine  Mehrverzinsung  um  1j2  oder 
8/io  %  für  ein  Jahr  bedingte  ;  von  August  1906  an  erhob  sie  statt 
dessen  von    den    neuen    hypothekarischen  Darlehen    einen    Kurs- 

1)  S.  Gesetz  v.   10.  Februar   1906  Art.  20. 
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Zuschlag  von  i  %  der  Darlehenssumme,  zahlbar  je  zur  Hälfte  an 
den  ersten  beiden  Zinszahlungsterminen.  Die  Schuldner  mußten 
außerdem  auf  ihr  Kündigungsrecht  für  6  Jahre  verzichten.  Die 
Vorteile  des  neuen  Verkaufsverfahrens  waren  Vermeidung  von 
Vorschußnehmen  und  Hinausschieben  der  Ausgabe  4  %  Obliga- 
tionen. Doch  im  Oktober  stockte  der  Verkauf  der  3  1/2  %  Schuld- 
verschreibungen fast  vollständig,  obgleich  der  Kurs  inzwischen 
auf  96  %  gesunken  war.  Daher  mußte  sich  die  Anstalt  ent- 
schließen, zur  Ausgabe  4  %  Papiere  überzugehen.  Als  Höchst- 
betrag, der  nach  und  nach  zu  verkaufen  war,  wurden  5  Millionen 
Mark  in  Aussicht  genommen.  Auf  das  Kündigungsrecht  verzich- 
tete die  Anstalt  für  10  Jahre.  Die  Anleihe  trat  neben  die  3  72%; 
der  Vertrieb  wurde  ebenso  geregelt,  ohne  daß  er  für  die  3  72  % 
Papiere  eingestellt  wurde.  So  war  die  Direktion  in  der  Lage  die 
Konjunktur  auszunutzen.  Zur  Bestimmung  des  Kurses,  der  wie- 
der in  Berlin  gestützt  wurde,  konnte  sie  sich  nach  ähnlichen  Pa- 
pieren richten.  Bis  der  Verkauf  genügend  Mittel  erbrachte,  ver- 
schaffte die  Anstalt  sie  sich  durch  schwebende  Anleihen  bei  der 
Oldenburgischen  Spar-  und  Leih-Bank. 

Für  den  Augenblick  hatte  der  Vertrieb  4%  Obligationen  den 
Vorteil,  daß  durch  das  damit  erzielte  Agio  der  Kursverlust  der 
3  Vs  %  Papiere  gemindert  wurde ;  jedoch  für  die  Zukunft  war 
durch  die  höhere  Verzinsung  der  Reingewinn  für  die  Summe 
der  derart  beschafften  Mittel  so  lange  dauernd  geschmälert,  bis 
eine  Konversion  möglich  war.  Hierzu  trat  noch  die  Gefahr, 
daß  die  Darlehensschuldner,  die  nur  für  6  Jahre  an  das  Darlehen 
gebunden  waren,  nach  Ablauf  dieser  Zeit  kündigten  und  sich 
billigeres  Geld  verschafften,  während  die  Anstalt  den  Zinsfuß  ihrer 
Schuldverschreibungen  10  Jahre  lang  nicht  ermäßigen  konnte. 
Immerhin  konnte  diese  Anleihe  für  die  Entwicklung  der  Anstalt 
nicht  so  störend  wirken,  wie  die  4%  Anleihe  von  1900  und  1901, 
weil  der  größte  Teil  der  Mittel  jetzt  nur  3  72  %  Verzinsung  er- 
forderte und  dieses  Verhältnis  noch  besser  wurde,  sobald  die 
Marktlage  erlaubte,  die  Anleihen  aus  1900  und  1901  auf  diesen 
Satz  herabzusetzen. 

Bis  zum  Ende  des  Jahres  waren  von  den  4  %  Schuldver- 
schreibungen schon  2378000  M  zu  einem  günstigen  Kurse  ab- 
gegeben worden.  Die  Summe  der  verkauften  372  %  Obligationen 
betrug  unter  Berücksichtigung  der  zum  Zwecke  der  Kurshaltung 
aufgenommenen    Stücke    365  300  M.     Der   hierfür    erzielte    Kurs 
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war  zwar  verhältnismäßig  recht  günstig  —  die  Anstaltsobligationen 
notierten  etwa  I  J/4  %  höher  als  die  Oldenburgischen  Konsols  — 
doch  waren  das  Disagio  und  die  Kosten  im  ganzen  viel  erheb- 
licher als  der  Kursgewinn  der  4%  Schuldverschreibungen.  Dieser 
Verlust  wurde  aber  durch  den  Kurszuschlag  und  den  Zinsüber- 
schuß der  Anstalt  in  einen  Gewinn  verwandelt,  so  daß  der  Re- 
servefonds Ende  1906  66657,74  M  aufwies,  etwa  10000  M 
mehr  als  Ende  1905.  Der  Geschäftsumfang  des  Jahres  1906  hielt 
sich  im  allgemeinen  auf  der  Höhe  des  vorhergehenden  Jahres,  sie 
noch  um  etwas  übertreffend.  Die  Geldknappheit,  das  Bekannter- 
werden der  Anstalt  und  die  allgemeine  wirtschaftliche  Entwick- 
lung des  Herzogtums  sind  die  Gründe,  die  der  Jahresbericht  über 
1906  für  die  starke  Inanspruchnahme  findet.  War  die  Summe 
der  ausgegebenen  Darlehen  etwas  höher  als  im  Vorjahre,  so  war 
andererseits  die  Anzahl  der  neuen  Schuldner  um  19  geringer,  so- 
mit der  Durchschnittsbetrag  der  ausgegebenen  Darlehen  gestiegen, 
und  zwar  um  etwa  300  M.  In  steigendem  Maße  waren  land- 
wirtschaftliche Darlehen  an  der  Gesamtsumme  beteiligt,  während 
Kommunaldarlehen  und  Banter  Darlehen  nur  wenig  gewachsen 
waren. 

Das  Jahr  1906  brachte  der  Anstalt  eine  Neuordnung  ihres 
Betriebes  durch  das  Gesetz  vom  10.  Februar  1906  und  die  Be- 
kanntmachung des  Staatsministeriums  betreffend  die  Ausführung 
und  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes.  Den  Anstoß  zu  dieser  neuen 
Regelung  gab  u.  a.  die  Erkenntnis,  daß  für  die  Anstalt  eine 
Aenderung  des  Namens  wünschenswert  sei,  durch  die  der  staat- 
liche Charakter  besser  zum  Ausdruck  gebracht  würde.  Die  alte  Be- 
zeichnung als  »Bodenkredit- Anstalt <  führte  häufig  in  Kapitalisten- 
kreisen zu  der  Meinung,  das  Institut  sei  eine  Privatanstalt,  und 
das  beeinträchtigte  den  Kurs  und  den  Absatz  der  Obligationen. 
Von  nun  an  führte  die  Anstalt  den  Namen:  »Staatliche  Kredit- 
anstalt des  Herzogtums  Oldenburg* .  Eine  Erweiterung  ihrer  Ge- 
schäftszwecke, etwa  über  Gewährung  von  Boden-  und  Kommu- 
nalkredit hinaus,  wie  nach  dieser  Bezeichnung  vermutet  werden 
kann,  war  mit  der  Aenderung  nicht  verbunden.  Die  Gelegen- 
heit wurde  aber  benutzt,  die  bisher  geltenden  Bestimmungen 
einer  Revision  zu  unterziehen,  in  der  Praxis  als  überflüssig  Erwie- 
senes auszuscheiden,  einige  neue  Sätze  aufzunehmen  und  im 
ganzen  den  Vorschriften  eine  schärfere  und  einfachere  Fassung 
zu  geben. 
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Als  Grundzug  der  neuen  Ordnung  ist  eine  größere  Be- 
wegungsfreiheit der  Anstalt  zu  erkennen,  sowohl  hinsichtlich  der 
Bestimmungen  über  Darlehensgewährung,  als  auch  über  Mittel- 
beschaffung.  Dazu  kamen  einige  Punkte  in  Fortfall,  die,  recht- 
lich-formaler Natur,  vom  Bürgerlichen  Gesetzbuch  inzwischen  allge- 
mein geordnet  waren,  und  solche  materieller  Art,  die  sich  nicht 
bewährt  hatten,  wie  die  Vorschriften  über  Meliorationsdarlehen. 
Bedeutend  vereinfacht  und  gleichzeitig  erweitert  wurden  zunächst 
die  Bestimmungen  über  die  Festsetzung  des  Darlehenszinsfußes. 
In  dem  Artikel  6  des  alten  Gesetzes  war  angeordnet,  daß  der 
Zins  »regelmäßig  bis  zu  einem  halben  Prozent«  über  den  von  der 
Anstalt  zu  zahlenden  Passivzins  betragen  solle,  ferner  waren 
darin  genauere  Bestimmungen  über  die  Ausdehnung  einer  Zins- 
erhöhung auf  ältere  Darlehen  gegeben.  Der  entsprechende  Artikel  4 
des  neuen  Gesetzes  sagt  darüber  nur:  »Der  Zinsfuß  für  die  von 
der  Anstalt  ausgegebenen  Darlehen  wird  vom  Staatsministerium, 
Departement  des  Innern,  bestimmt  und  bekannt  gemacht.  Er 
kann  für  Darlehen,  welche  zu  verschiedenen  Zeiten  ausgegeben 
sind  und  nach  der  Art  des  Schuldners  und  der  bestellten  Sicher- 
heit verschieden  hoch  bemessen  werden.« 

Die  Begründung  des  Gesetzes  macht  darauf  aufmerksam,  daß 
eine  Festsetzung  des  Darlehenszinsfußes,  genau  parallel  dem 
Passivzinsfuße,  wegen  der  verschiedenen  Verzinsung  der  Obliga- 
tionen unmöglich  sei.  Ferner  könnten  nicht  alle  Schuldner  gleich- 
mäßig belastet  werden ;  während  ländliche  Darlehen  nur  niedrige 
Zinsen  vertrügen,  könnten  für  städtische  Hypotheken,  besonders 
an  Orten  mit  lebhafter  spekulativer  Bautätigkeit,  unbedenklich 
höhere  Zinsen  gefordert  werden.  Dann  kommt  ein  Argument, 
das  einen  neuen  Zielpunkt  der  Anstaltspolitik  erkennen  läßt: 
»Auch  kann  es  sehr  erwünscht  sein,  wenn  die  Anstalt  zu  beson- 
deren Zwecken,  namentlich  zur  Beförderung  der  landwirtschaft- 
lichen Ansiedlung  und  der  Seßhaftmachung  von  Arbeitern,  in  der 
Lage  ist,  ausnahmsweise  niedriger  verzinsliche  Darlehen  aus- 
zugeben.« 

Die  Unkündbarkeit  der  Schuldverschreibungen,  die  das  neue 
Gesetz  als  einzig  zulässige  Obligationenform  festsetzt  —  bisher  waren 
auch  kündbare  Obligationen  noch  möglich  — ,  erlaubte  wegen  der 
damit  gegebenen  Sicherheit,  die  Regel  der  Spannung  von  x/2  % 
zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  fallen  zu  lassen  und  dem  Inter- 
esse des  Kreditnehmers    mit   größerer   Anpassung   zu    begegnen ; 


je  nach  der  Größe  des  Risikos  und  dem  allgemeinen  Zweck  des 
Kredits,  also  ganz  entsprechend  dem  Anstaltsziel,  konnte  der 
Zinssatz  nun  höher  oder  niedriger  gesetzt  und  damit  mehr  oder 
minder  fördernd  auf  wirtschaftliche  Verhältnisse  eingewirkt  wer- 
den. Im  Durchschnitt  konnte  man  sich  zukünftig  mit  P/2°/oo 
Aufschlag  auf  den  Passivzins  begnügen,  um  ausreichende  Deckung 
der  Verwaltungskosten  und  mäßige  Rücklagen  zu  erzielen.  Das 
Aufgeben  des  festen  Schemas  machte  es  auf  der  anderen  Seite 
nötig,  für  besondere  Fälle  auch  besondere  Ausgleichsmöglich- 
keiten vorzusehen  und  überhaupt  im  einzelnen  eine  recht  genaue 
Konformität  zwischen  Aktiv-  und  Passivgeschäften  zu  ermöglichen. 
So  erhielt  im  Artikel  7  die  Zulässigkeit  der  Erhebung  von  Kurs- 
zuschlägen gesetzliche  Fassung.  Artikel  14  §  2  letzter  Absatz 
erlaubte,  das  Kündigungsrecht  des  Schuldners  ebensolange  aus- 
zuschließen, wie  die  Anstalt  bezüglich  ihrer  Mittel  gebunden  war 
(höchstens   12  Jahre). 

Damit  die  Beschaffung  der  Mittel  auch  durch  Ausnutzung 
anderer  Möglichkeiten  stets  so  vorteilhaft  wie  möglich  erfolgen 
könnte,  erlaubte  der  Artikel  19  auch  weiterhin  die  Aufnahme  von 
Vorschüssen  bei  öffentlichen  Kassen  und  Privaten  »zur  zeitweili- 
gen Aufbringung  der  für  die  Darlehensgewährung  erforderlichen 
Mitteln.  Die  Anstaltsleitung  war  sich  darüber  klar,  daß  von  die- 
ser Bestimmung  nur  ausnahmsweise  Gebrauch  gemacht  werden 
dürfte;  nur  wenn  die  regelmäßige  Beschaffung  durch  Obligationen- 
ausgabe nicht  tunlich  wäre.  Die  bisherige  Bestimmung  über  die 
Höhe  der  Vorschußzinsen  wurde  als  störend  fortgelassen.  Eben- 
sogut wie  die  Aufnahme  von  Vorschüssen,  mußte  die  zeitweilige 
Unterbringung  von  Beträgen  geregelt  werden,  die  durch  die  Aus- 
gabe von  Schuldverschreibungen  gewonnen  waren.  Bisher  hatte 
die  Anstalt  nur  die  Form  von  Belegung  bei  Banken  und  aus- 
nahmsweise der  kurzfristigen  Ausleihung  an  Kommunalverbände 
angewendet;  so  waren  z.  B.  der  Stadt  Oldenburg  im  Jahre  1900 
eine  Million  Mark  und  im  Jahre  1903  300  000  M  vorübergehend 
dargeliehen  worden.  Jetzt  gestattete  der  neue  Artikel  21  auch 
noch  die  vorläufige  Nutzung  der  Mittel  durch  Ankauf  der  von 
ihr  ausgegebenen  Schuldverschreibungen,  durch  Ankauf  solcher 
Wechsel  und  Wertpapiere,  welche  nach  den  Vorschriften  des 
Reichsbank-Gesetzes  von  14.  März  1875  von  der  Reichsbank  an- 
gekauft werden  dürfen,  sowie  durch  Beleihung  der  vorstehend 
genannten  Schuldverschreibungen  und  Wertpapiere*.     Auch  hierin 
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wurde  also  der  geschäftlichen  Geschicklichkeit  der  Direktion  ein 
weiteres  Feld  gegeben.  Für  die  Regel  ausgeschlossen  wurde  der 
Erwerb  von  Grundstücken;  dieser  sollte  »nur  mit  Genehmigung 
des  Staatsministeriums,  Departements  des  Innern,  und  nur  zur 
Verhütung  von  Verlusten  an  Darlehen  zulässig«   sein. 

Dies  sind  die  hauptsächlichsten  Punkte  der  Neuordnung. 
Vielfach  war  nur  vorher  Angewendetes  zusammengefaßt  und  kodi- 
fiziert worden ;  in  der  Hauptsache  brachte  die  neue  Form  eine 
feinere  Ausgestaltung  des  Weges  von  der  Mittelbeschaffung  bis 
zur  Mittelverwendung  und  dadurch  einmal  die  Möglichkeit,  die 
Geschäftstätigkeit  unter  dem  Gesichtspunkte  des  gemeinnützigen 
Wesens  der  Anstalt  sorgfältiger  zu  entwickeln,  und  dann  auch 
die  Möglichkeit,  die  in  der  Einseitigkeit  ihrer  Aufgabeform 
liegende  Verlustgefahr  aufzuheben. 

Die  allgemeine  Geldteuerung  des  Jahres  1906  blieb  auch  im 
Jahre  1907  bestehen.  Zwar  ermäßigte  die  Reichsbank  ihren 
Diskontsatz  Ende  Januar  von  7  %  auf  6  %  und  drei  Monate 
später  auf  5  x/2  %,  doch  die  Krisis  in  den  Vereinigten  Staaten  zog 
so  riesige  Geldmengen  aus  Europa  an,  daß  im  Oktober  eine  Dis- 
konterhöhung um  1  %  und  am  8  November  um  ein  weiteres 
Prozent  erfolgte,  sodaß  ein  Satz  von  7  1/2  %  erreicht  war,  der 
höchste  seit  Bestehen  der  Reichsbank.  Dieser  Zustand  des  Geld- 
marktes übte  natürlich  auch  eine  Wirkung  auf  das  Geschäft  der 
Staatlichen  Kreditanstalt  aus  und  zwar  nach  zwei  Richtungen : 
er  förderte  die  Darlehensausgabe  und  erschwerte  die  Kapital- 
beschaffung. Die  Kreditansprüche  nahmen  großen  Umfang  an, 
weil  sie,  durch  den  stetigen  wirtschaftlichen  Fortschritt  des  Her- 
zogtums ohnehin  wachsend,  die  übrigen  Kreditquellen  verschlos- 
sen oder  doch  nur  spärlich  fließend  fanden.  Die  öffentlichen 
Kassen  und  Fonds  schränkten  ihre  Ausleihungen  ein,  die  Banken 
erhöhten  ihre  Zinssätze.  So  kam  es,  daß  in  diesem  Jahre  die 
Darlehensausgabe  der  Anstalt  auf  mehr  als  6  Millionen  Mark 
stieg ;  hiervon  kamen  rund  2  Millionen  auf  landwirtschaftliche 
Darlehen,  auch  die  Banter  Hypotheken  hatten  sich  wieder  etwas 
vermehrt,  und  die  Kommunaldarlehen  waren  sogar  auf  etwa  das 
Doppelte  gestiegen.  Diese  ungewöhnliche  Inanspruchnahme  machte 
besondere  Anstrengungen  für  die  Mittelbeschaffung  erforderlich, 
der  die  hohen  Geldsätze  und  die  damit  zusammenhängende  nied- 
rige Notiz  der  Anlagewerte  sich  störend  in  den  Weg  stellten. 
Es   gelang    aber,    den  Obligationenumlauf   um    nahezu    31/2    Mil- 
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Honen  Mark  zu  vermehren.  Im  Juli  mußte  die  Ausgabe  einer 
neuen  Anleihe  vorbereitet  werden,  weil  die  5  Millionen-Anleihe 
des  Jahres  1906  bis  auf  etwa  500  000  M  ausgegeben  war.  Auch 
für  die  neue  Anleihe  wurde  der  4  %  Typ  gewählt,  weil  für  3  1/2  % 
Papiere  gar  keine  Aussicht  auf  Unterbringung  vorhanden  war. 
Die  Anstalt  verzichtete  wieder  für  10  Jahre  auf  Ausübung  ihres 
Kündigungsrechts.  Im  übrigen  sollte  mit  den  Obligationen  wie- 
früher verfahren  werden,  auch  für  ihre  Einführung  an  der  Börse 
und  für  die  Stützung  des  Kurses  wurde  gesorgt.  Die  Gesamt- 
summe betrug  5  Millionen  Mark,  die  aber  nur  nach  Bedarf  aus- 
gegeben werden  sollten,  damit  nicht  das  vom  Landtag  festgesetzte 
Kontingent  überschritten  würde.  Zum  Ausgleich  für  das  Disagio 
und  die  Zugeständnisse  in  den  Ausgabebedingungen  wurde  für 
neue  hypothekarische  Darlehen  der  Kurszuschlag  auf  I  72  %  er- 
höht und  außerdem  den  Schuldnern  Verzicht  auf  das  Kündigungs- 
recht für  10  Jahre  auferlegt.  Der  Absatz  der  Schuldverschrei- 
bungen erfolgte  in  diesem  Jahre  zum  ersten  Male  allein  nach  dem 
im  Jahre  1906  eingeführten  Verfahren  des  Einzelverkaufs,  ent- 
weder direkt  durch  die  Anstalt  oder  kommissionsweise  durch 
Banken;  gegen  20  Verkaufsstellen  waren  für  die  Anstalt  tätig. 
Hierdurch  gelang  es,  den  obengenannten  Betrag  von  3  72  Mil- 
lionen Mark  zu  verkaufen  und  zwar  zu  einem  verhältnismäßig- 
gutem  Kurse.  An  dessen  günstiger  Gestaltung  hatte  noch  die 
Einrichtung  des  Kurshaltens  an  der  Börse  ihr  Verdienst. 

Es  liegt  schon  im  Wesen  des  Einzelverkaufs,  daß  die  einer 
Ausgabe  größerer  Effektenbeträge  auf  einmal  anhaftende  Gefahr 
des  Kursdrückens  vermieden  wird,  daß  sich  also  der  Absatz  im 
großen  und  ganzen  auf  Grund  der  bestehenden  Kurse  abspielt 
und  im  wesentlichen  nur  von  anderen  Seiten  des  Marktes  her 
Einflüsse  auf  die  Kurshöhe  sich  geltend  machen.  Tritt  hierzu 
dann  noch  eine  geschickte  Kurspolitik,  die  durch  Aufkaufen  von 
größeren  an  der  Börse  erscheinenden  Beträgen  dafür  sorgt,  daß 
keine  stärkeren  Kursschwankungen  eintreten,  oder  der  Kurs  von 
der  Börse  aus  gedrückt  wird,  so  läßt  sich  unter  Berücksichtigung 
der  allgemeinen  Geldverhältnisse  ein  relativ  günstiger  Absatzpreis 
für  Wertpapiere  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  erwarten.  Der 
Staatlichen  Kreditanstalt  gelang  es,  für  ihre  4  %  Schuldverschrei- 
bungen durchschnittlich  den  Parikurs  zu  erhalten.  Das  bedeutete 
für  sie  nach  Abzug  der  Provision  für  die  Verkaufsstellen  und  der 
Kosten  der  Kursstützung  einen  Reinerlös,   der  den   Emissionskurs 
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großer  Staatsanleihen  in  diesem  Jahre  um  beinahe  3/4  %  über- 
stieg. Nimmt  man  an,  daß  für  die  letzteren  noch  etwa  3/4  %  für 
Kosten  abzuziehen  waren,  und  daß  die  Anstalt  bei  einer  Emis- 
sion im  ganzen  denselben  Kurs  wie  diese  erzielt  hätte,  so  wäre 
bei  einer  Gesamtausgabe  der  Obligationen  das  Ergebnis  etwa 
I  1/2  %  schlechter  gewesen.  Eine  solche  Mindereinnahme  aber 
hätte  zurückwirken  müssen  auf  die  Darlehensbedingungen  und 
hätte  wahrscheinlich  eine  Erhöhung  des  Zinsfußes  erforderlich 
gemacht. 

Die  so  bewährte  Art  des  Obligationenverkaufs  wurde  nun 
im  allgemeinen  in  den  folgenden  Jahren  beibehalten.  Nur  drei- 
mal sind  Ausnahmen  hiervon  zu  verzeichnen:  im  August  1907 
mußte  für  kurze  Zeit  auf  Vorschußnehmen  zurückgegriffen  wer- 
den, weil  der  Absatz  der  Obligationen  stockte,  im  September 
1908  wurde  zur  Mittelbeschaffung  eine  Subskription  auf  3  Millio- 
nen Mark  4  %  Schuldverschreibungen  eingerichtet,  doch  erkannte 
man  bald  das  bisherige  Verfahren  als  zwekmäßiger  und  kehrte 
dazu  zurück ;  die  letzte  Abweichung  stellte  die  Subskription  des 
Jahres  191 1  dar.  Auf  diese  Weise  wurden  nach  und  nach  zum 
Teil  untergebracht : 

im  Jahre   1908:     10  000  000     M    4%  Obligationen 
19 10:    20000000     »4%  » 

»        »        191 1:     10  000  000      »4%  » 

Im  einzelnen  waren  diese  Anleihen  wesentlich  gleich  den 
früheren  ausgestattet;  kleine  Unterschiede  kamen  nur  insofern 
vor,  als  die  Fälligkeitstermine  der  Zinsscheine  das  eine  oder 
andere  Mal  auf  andere  Monate  gesetzt  und  als  die  Dauer  des 
Verzichts  auf  das  Kündigungsrecht  verschieden  lang  bemessen 
wurde;  dieses  einmal  in  der  Absicht,  einen  besseren  Kurs  zu  er- 
zielen, dann  auch,  um  eine  besondere  Börsennotiz  und  somit  die 
Möglichkeit  besonderer  Kurshaltung  herbeizuführen.  Eine  plan- 
mäßige Tilgung  der  Schuldverschreibungen  wurde  auch  in  der 
Folge  nicht  vorgenommen.  Als  im  Jahre  1905  die  Regierung 
über  diesen  Punkt  im  Landtage  interpelliert  wurde1),  erklärte  der 
Regierungsvertreter,  daß  für  die  Tilgung  weder  von  seiten  der 
Anstalt  noch  ihrer  Gläubiger  ein  Interesse  vorläge ;  die  Grund- 
lagen wären  ja  auch  nicht,  wie  die  der  meisten  Staatsanleihen, 
einer  Entwertung  ausgesetzt.     Die  Anstalt    dehne    sich    zunächst 

1)  S.  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  XXX.  oldenburgischen  Landtags 
S.  50. 
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immer  noch  aus  und  bedürfe  nur  mehr  Mittel.  Wenn  aber  der 
Höhepunkt  der  Geschäftstätigkeit  einmal  erreicht  sei,  könne  die 
Anstalt  auf  zwei  Wegen  die  Einschränkung  der  Mittel  vornehmen, 
durch  serienweises  Kündigen  der  Anleihen  und  durch  Ankauf 
von  Papieren,  die  auf  offenem  Markte  zum  Verkauf  kämen. 

Zurzeit  wird  die  Einrichtung  eines  Schuldbuches  geplant,  in 
das  Buchschulden  der  Anstalt  auf  den  Namen  bestimmter  Gläu- 
biger eingetragen  werden  sollen.  Der  Kapitalgeber  wird  also  in 
Zukunft  die  Wrahl  haben,  entweder  sich  nach  alter  Weise  Schuld- 
verschreibungen aushändigen  zu  lassen  oder  seine  Forderung  in 
diesem  Schuldbuche  vormerken  zu  lassen. 

Mit  dieser  in  vielen  öffentlichen  Gemeinwesen  bestehenden 
Einrichtung,  die  auch  schon  von  einer  Landeskreditkasse,  der 
Weimarischen  Anstalt,  eingeführt  ist,  verbinden  sich  für  die  Gläu- 
biger sowohl  wie  auch  für  die  Anstalt  selbst  beachtenswerte  Vor- 
teile. Die  ersteren  enthebt  diese  Form  der  Gefahr  des  Verlustes 
ihrer  Papiere  und  der  Sorge  und  Kosten  der  Verwaltung.  Die 
Anstalt  hofft  durch  diese  neue  Bequemlichkeit  ihre  Anleihen  noch 
begehrter  zu  machen  und  durch  den  Umstand,  daß  die  ins  Schuld- 
buch eingetragenen  Summen  dem  Marktverkehr  entzogen  sind, 
einen  günstigen  Einfluß  auf  den  Kurs  ihrer  verbrieften  Anleihen 
zu  erreichen. 

Das  Erfordernis,  in  den  letzten  Jahren  so  große  Summen 
aufzubringen,  ergab  sich  aus  der  kräftigen  Ausdehnung  des  Dar- 
lehensgeschäftes, und  diese  hing  zusammen  mit  der  neuen  Rich- 
tung in  der  Politik  der  Anstalt.  Der  schon  in  der  Begründung 
zum  Gesetz  vom  io.  Februar  1906  ausgesprochene  Plan,  für  be- 
sondere Zwecke  ausnahmsweise  niedriger  verzinsliche  Darlehen 
auszugeben,  wurde  vom  Jahre  1908  an  in  die  Tat  umgesetzt.  Das 
Ziel  war  die  Unterstützung  der  durch  den  staatlichen  Landes- 
kulturfonds betriebenen  Besiedlung  von  Moor-  und  Oedlandflächen 
und  die  Förderung  des  Kleinwohnungswesens,  beides  Aufgaben, 
die  durch  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Herzogtums  ge- 
geben waren.  Deren  Umfang  und  Bedeutung  darzustellen,  möge 
dem  nächsten  Abschnitt  vorbehalten  bleiben.  An  dieser  Stelle 
ist  die  Tätigkeit  der  Anstalt  in  dieser  Hinsicht  zu  schildern.  Mit 
der  Gewährung  billigen  Kredits  zum  Zwecke  der  Moor-  und  Geest- 
land-Kolonisation übernahm  die  staatliche  Kreditanstalt  eine  Auf- 
gabe, die  bislang  von  der  Landesversicherungs-  Anstalt  erfüllt 
worden  war,  jedoch  nicht  ganz  zureichend,   weil  diese  Anstalt  ihre 
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Hilfe  nur  denjenigen  Kolonisten  bot,  die  gegen  Alter  und  Invali- 
dität versichert  waren.  Bis  1908  waren  von  der  Landesversiche- 
rungs-Anstalt  zum  Zwecke  des  Hausbaues  für  die  Kolonate  rund 
300  000  M  :)  dargeliehen  worden,  verzinslich  waren  die  Beträge 
mit  3  %,  die  Verwaltung  der  Landeskulturfonds  trat  als  Bürgin 
ein.  Der  staatlichen  Kreditanstalt  wäre  es  ohne  dauernde  Ver- 
luste nicht  möglich  gewesen,  sich  mit  einem  so  niedrigen  Zins- 
fuße zu  begnügen,  doch  trat  der  Staat  helfend  ein  und  übernahm 
bis  auf  weiteres  für  jedes  derartige  Darlehen  die  Zahlung  von  I  % 
der  Zinsen.  So  hatte  der  Kolonist  außer  dem  Abtrage  von  1/2  % 
auch  fernerhin  an  Zinsen  nur  3  %  zu  zahlen,  während  die  Anstalt 
4  %  erhielt.  Die  Beleihung  geht,  wenn  es  nötig  ist,  bis  zum  vollen 
Brandkassentaxat 2).  Die  Forderung  wird  auf  das  Kolonat  als 
Hypothek  eingetragen.  Da  der  Kolonist  während  der  ersten  zehn 
Jahre  von  der  Zahlung  einer  Rente  befreit  ist,  fällt  ihm  diese 
Leistung  von  Zins  und  Abtrag  in  der  Regel  nicht  schwer.  Seit 
Mai  1910  verleiht  die  Anstalt  auch  Meliorationsgelder  an  die  Kolo- 
nisten, damit  diese  meist  wenig  bemittelten  Leute  in  der  Lage 
sind,  sich  die  für  Kultivierung  des  Kolonats  und  für  die  Vieh- 
haltung nötigen  Mittel  zu  leichten  Bedingungen  von  einem  Gläu- 
biger zu  verschaffen,  von  dem  sie  nicht  unerwartete  Kündigung 
oder  andere  Drangsalierung  zu  befürchten  brauchen.  Für  diese 
Art  Darlehen  werden  3  %  Zins  und  —  je  nach  Leistungsfähigkeit 
des  Entleihers  —  3—7%  Abtrag  ausbedungen3). 

Zwischen  die  Anstalt  und  den  kreditnehmenden  Kolonisten 
schiebt  sich  als  Bürge  das  Ministerium  des  Innern,  als  Verwalter 
des  Landeskulturfonds.  Diese  Behörde  ist  in  ständiger  Fühlung 
mit  den  Anbauern,  sie  verfolgt  ihre  Tätigkeit  und  ihre  Fortschritte 
von  der  Einweisung  in  das  Kolonat  an  und  kann  infolge  der  ein- 
gehenden Kenntnis  ihren  Kreditbedürfnissen  bis  an  die  äußerste 
Grenze  des  Zulässigen'  Genüge  schaffen. 

Der  Bestand  der  Anstaltsdarlehen  an  die  staatlichen  Kolo- 
nisten umfaßte: 


1)  Glass,    Die    Besiedlung    von    Oedländereien    im    Großherzogtum    Oldenburg 
(Arch.   für  innere   Kolonisation  Bd.    I   Heft    I    1908,   S.   69  f.). 

2)  Ders.,    Der  Häuserbau    in  den   Heide-   u.   Moorkolonien    (Arch.  für    innere 
Kolonisation  Bd.  3  Heft  8    191 1,  S.  283  f.). 

3)  Ders.,    Oldenburger   Moor-  u.  Heidebesiedlung.     (Arch.  für    innere    Koloni- 
sation Bd.   2  Heft  2  S.   116). 
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Ende   1908:    109  135  M  Wohnungsdarlehen 

»       1909:   291  131,52  »  >  21  130        M   Meliorationsdarlehen 

»       1910:   556947,42  »  52  161,50    > 

»       1911:  974848,20  »  »  215696,30    » 

Handelte  es  sich  bei  diesem  Kredit  um  eine  Förderung  der 
inneren  Kolonisation  durch  Besetzung  der  großen  Heide-  und 
Moorflächen  Oldenburgs  mit  Kleinbauern,  so  war  der  zweite  neue 
Zweig  der  Anstaltstätigkeit  der  Unterstützung  und  Besserung  schon 
bestehender  Wirtschaftsverhältnisse  gewidmet.  Es  handelte  sich 
hierbei  besonders  um  Fürsorge  für  landwirtschaftliche  Kleinbetriebe 
und  für  industrielle  Arbeiter.  Die  Tatsache,  daß  die  Wohnungs- 
verhältnisse für  Arbeiter  in  der  neu  aufblühenden  Industrie  an 
der  Wesermündung  viel  zu  wünschen  übrig  ließen  und  sogar  die 
Entwicklung  der  Industrie  zu  beeinträchtigen  drohten,  veranlaßte 
die  Direktion  der  Anstalt  schon  im  Jahre  1906,  sich  mit  dieser 
Frage  zu  beschäftigen  und  in  den  Jahren  1907  und  1908  ein- 
gehende Erwägungen  und  Vorschläge  über  Abhilfe  dem  Staats- 
ministerium zu  unterbreiten.  Gleichzeitig  wurde  die  Begünstigung 
des  Kleinwohnungsbaues  im  allgemeinen  ins  Auge  gefaßt,  da  sich 
mehrfach,  besonders  in  der  Nähe  der  Städte  Oldenburg  und  Brake, 
ein  Bedürfnis  hierfür  herausgestellt  hatte.  Auch  erschien  eine 
Förderung  landwirtschaftlicher  Kleinbetriebe  durch  Ermöglichung 
des  Baues  geeigneter  und  ausreichender  Gebäude  wünschenswert. 
Um  diese  Aufgaben  durchzuführen,  mußte  eine  Erweiterung  der 
Beleihungsgrenze  vorgenommen  und  der  Zins  besonders  billig 
gestellt  werden.  Damit  die  erstere  Maßregel  ohne  Gefahr  für  die 
Anstalt  blieb,  sah  man  eine  besondere  Ueberwachung  durch  die 
Ortsbehörden  vor  und  wollte  sie  nur  bei  solchen  Bauten  an- 
wenden, deren  Verkauf  zu  jeder  Zeit  und  zum  vollen  Baupreise 
gesichert  schien.  Vor  allem  mußte  also  der  Bau  zweckmäßig 
eingerichtet  und  seine  Lage  derartig  sein,  daß  von  dort  aus  leicht 
Arbeitsstätten  zu  erreichen  waren,  und  zwar  nicht  etwa  nur  ein 
bestimmtes  Industrieunternehmen.  Daß  der  Wert  des  Objekts 
im  einzelnen  niedrig  war,  minderte  die  Gefahr.  Die  Zinsfrage 
war  noch  schwieriger  zu  lösen.  Bisher  hatte  die  Landesversiche- 
rungsanstalt für  Zwecke  des  Kleinhausbaues  billige  Darlehen  aus- 
gegeben ;  sie  konnte  sich  mit  einer  niedrigen  Verzinsung  begnügen, 
weil  ihr  hauptsächlich  daran  lag,  die  verfügbaren  Kapitalien  unter- 
zubringen. Die  staatliche  Kreditanstalt  aber  war  gezwungen,  auf 
einen  Zins  zu  sehen,  der  ihrem  Passivzins  entsprach,  wenn  anders 
sie  nicht    durch    eine    höhere  Belastung    anderer  Darlehen    einen 
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Ausgleich  für  eine  Zinseinbuße  Schäften  wollte.  Dem  waren  aber 
grundsätzliche  Bedenken  entgegenzustellen.  Sie  forderte  daher  in 
Hinsicht  auf  das  allgemeine  Interesse,  das  solche  Kleinwohnungs- 
darlehen beanspruchen  konnten,  einen  Zuschuß  des  Staates,  damit 
eine  niedrige  Zinsbestimmung  möglich  würde  ohne  Schädigung 
der  Anstalt.  Regierung  und  Landtag  erkannten  die  Bedeutung 
dieser  Vorschläge  an  und  gaben  durch  Gesetz  vom  16.  April  1908 
die  Möglichkeit  zur  Ausführung.  Dies  Gesetz  erweiterte  die  im 
Artikel  9  des  Gesetzes  vom  10.  Februar  1906  gegebenen  Bestim- 
mungen über  die  Sicherung  der  Darlehen.  Dem  §  I,  der  vor- 
schreibt, daß  Darlehen  ohne  Pfandsicherung  an  politische  Ge- 
meinden ,  sonstige  Kommunalverbände  und  staatlich  geregelte 
Genossenschaften  ausgegeben  werden  dürfen,  wurde  hinzugefügt: 
»Das  gleiche  gilt  für  andere  Darlehen,  wenn  die  Beleihung 
im  einzelnen  Falle  vom  Staatsministerium,  Departement  des  Innern, 
genehmigt  und  die  Deckung  etwa  entstehender  Ausfälle  aus  ander- 
weiten Staatsmitteln  sichergestellt  ist.« 

Die  im  §  2  enthaltene  Bestimmung,  daß  sonstige  Darlehen 
durch  Eintragung  als  Hypothek  oder  Grundschuld  zu  sichern  sind, 
und  daß  der  Wert  des  Pfandgrundstückes  mindestens  den  doppel- 
ten Kapitalwert  des  Darlehens  und  der  vorgehenden  Belastungen 
erreichen  muß,  erhielt  folgende  Ergänzung: 

»In  einzelnen  Fällen,  namentlich  bei  Darlehen  zur  Förderung 
der  ländlichen  Ansiedlung  und  zur  Herstellung  von  Kleinwohnungen, 
kann  mit  besonderer  Genehmigung  des  Staatsministeriums,  De- 
partement des  Innern,  an  Stelle  des  doppelten  der  ein  und  ein- 
drittelfache  Kapitalwert  als  genügend  angesehen  werden.« 

Für  die  Uebernahme  eines  Teiles  der  Darlehenszinsen  durch 
den  Staat  (wie  bei  den  Darlehen  an  die  staatlichen  Kolonisten) 
ist  neben  anderen  Merkmalen,  wie  Selbstbewohnen  des  Hauses 
und  Zweckmäßigkeit  des  Baues,  das  Einkommen  des  Besitzers 
maßgebend;  dieses  darf  eine  gewisse,  örtlich  verschieden  be- 
messene Höhe  in  der  Regel  nicht  überschreiten,  sie  schwankt 
zwischen   1200  und    1600  M. 

Bereits  im  Jahre  1907  hatte  die  Anstalt  Erlaubnis  erhalten, 
in  besonderen  Fällen  ermäßigte  Darlehenszinsen  (bis  zu  3^2  %) 
zu  bedingen.  Um  die  Ansiedlung  der  in  den  neugegründeten 
Werken  bei  Nordenham  (an  der  Unterweser)  beschäftigten  Arbeiter 
zu  unterstützen,  schloß  sie  z.  B.  einen  Vertrag  mit  der  »Eins- 
wardener    Baugesellschaft    m.b.H.«,    einer  Verbindung    von    Ge- 
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schäftstreibenden  mit  Bremer  Architekten,  und  verpflichtete  sich, 
für  den  Bau  von  36  Doppelhäusern,  also  72  Wohnungen,  Dar- 
lehen zu  besonders  günstigen  Bedingungen  zu  gewähren.  Die 
Baugesellschaft  mußte  dagegen  gewisse  Verpflichtungen  erfüllen. 
Zu  jeder  Wohnung  sollten  mindestens  400  qm  Bodenfläche  ver- 
wendet werden.  Die  Pläne  über  die  Bauten  und  die  Abgrenzung 
der  Grundstücke  unterlagen  der  Genehmigung  der  Anstalt.  Die 
Häuser  sollten  allmählich  in  das  Eigentum  der  Arbeiter  oder 
eines  Bauvereins,  dem  Arbeiter  sowie  die  Unternehmungen,  even- 
tuell auch  die  Anstalt,  angehören  sollten,  durch  Ankauf  über- 
gehen. Betrieb  von  Gastwirtschaften,  Bier-  oder  Schnapshand- 
lungen  war  in  den  beliehenen  Häuser  verboten.  Für  die  Woh- 
nungen wurden  je  nach  ihrer  Größe  Normalmietbeträge  festgesetzt. 
SowTeit  die  gezahlten  Mieten  über  die  Summen  hinausreichten, 
waren  sie  nur  zugunsten  der  Mieter  oder  des  Bauvereins  zu  ver- 
wenden. Verstöße  gegen  den  Vertrag  berechtigten  die  Anstalt 
zur  Kündigung.  Derselben  Gesellschaft  wurde  später  ein  weiteres 
Darlehen  zu  einem  etwas  höheren  Zinsfuß  gegeben. 

Durch  dieses  Eintreten  der  Staatlichen  Kreditanstalt  beab- 
sichtigte man,  einerseits  den  Unternehmungen,  andererseits  den 
Arbeitern  entgegenzukommen.  Vor  allen  Dingen  wollte  man 
dafür  sorgen,  daß  die  Häuser  angenehme  Wohnstätten  waren  und 
genügend  Raum  für  Stallungen  und  ausreichend  Gartenland  auf- 
wiesen. Das  allgemeine  Staatsinteresse  wurde  insofern  davon 
berührt,  als  angenehme  Wohnverhältnisse  eine  Milderung  der 
Unbeständigkeit  und  Unruhe  erwarten  ließen,  die  einer  Industrie- 
bevölkerung im  Vergleich  zur  landwirtschaftlichen  in  hohem  Maße 
eigen  sind. 

Das  durch  Gesetz  vom  16.  April  1908  ermöglichte  Hinaus- 
gehen über  den  halben  Wert  der  Pfandgegenstände  war  bis  Ende 
1909  in  40  Fällen  tatsächlich  ausgeführt;  die  Darlehen  über- 
schritten die  regelmäßige  Beleihungsgrenze  um  39  537  M.  Im 
Mai  1909  wurde  die  Zulässigkeit  dieser  außergewöhnlich  günstig 
gestellten  Darlehen  auch  auf  größere  Grundstücke,  und  zwar  bis 
zum  Werte  von  10  800  M  ausgedehnt,  der  7200  M  übersteigende 
Wert  darf  aber  nur  zur  Hälfte  beliehen  werden.  Solche  Möglich- 
keiten der  Anpassung  von  Zins  und  Beleihungsgrenze  an  die 
Eigenart  der  Verhältnisse  haben  zu  der  Beliebtheit  und  der  weiter 
wachsenden  Inanspruchnahme  der  Anstalt  nicht  wenig  beige- 
tragen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergä  45.  (5 


Die  Entwicklung  dieser  »Kleinwohnungsdarlehen«  stellt  sich 
in  den  folgenden  Bestandsziffern  dar : 

Ende  1909:  M   610212,16 

»   1910:  »  1  700  187,84 

191 1  :  »  3  330  740,29. 

Einen  weiteren  Schritt  im  Ausbau  ihrer  Kreditgrundsätze 
machte  die  Anstalt  durch  die  Anregung,  daß  sowohl  zur  Förde- 
rung des  Kleinwohnungsbaues,  als  auch  zur  Förderung  anderer 
privater  Bauunternehmungen,  die  im  allgemeinen  Interesse  lägen, 
die  Gemeinden  der  Anstalt  gegenüber  die  Bürgschaft  übernehmen 
sollten  1).  Dadurch  war  die  Möglichkeit  gegeben,  daß  für  Privat- 
unternehmungen von  öffentlichem  Interesse  der  Anstaltskredit 
bereitgestellt  wird,  wenn  die  Unternehmer  auch  nicht  die  all- 
gemeinen Bedingungen  für  die  Geldhergabe  erfüllen  können.  Die 
unter  diesen  Umständen  ausgegebenen  Darlehen  sind  zwar  auch 
hypothekarisch  eingetragen,  ihre  Sicherheit  liegt  aber  hauptsäch- 
lich in  der  Gewährleistung  durch  Kommunalverbände. 

Sie  haben  in  wenigen  Jahren  einen  ganz  erstaunlichen  Um- 
fang angenommen.     Es  waren  ausgegeben: 

Ende  1908:  M    27  428,80 

»  1909 :  »   107  125,96 

»  1910 :  »   892  925,40 

»  I9Il:  »  2  401  558,94 

Um  eine  genauere  Vorstellung  zu  geben,  um  was  für  Zwecke 
es  sich  hierbei  handelt,  mag  erwähnt  werden,  daß  z.  B.  die  an 
der  Nordseeküste  gelegene  Gemeinde  Tossens  für  das  Kinderheim 
eines  großen  Beamtenvereins  die  Bürgschaft  übernommen  hat, 
und  daß  im  übrigen  an  Förderung  von  Molkereien  oder  ähnlichen 
allgemein  interessierenden  Unternehmungen  gedacht  ist.  Den 
Hauptraum  nehmen  aber  auch  in  dieser  Gruppe  die  zur  Förde- 
rung des  allgemeinen  Wohnungswesens  aufgenommenen  Darlehen 
ein.  Diese  Form  bietet  den  Gemeinden  ein  Mittel  zur  Durch- 
führung einer  sozialen  Wohnungspolitik,  und  besonders  in  den 
sich  rasch  entwickelnden  Städten,  wie  Rüstringen  und  Delmen- 
horst, aber  auch  in  Varel  und  Vechta,  hat  man  davon  Gebrauch 
gemacht.  In  dem  erwähnten  Vortrag  wurde  ferner  darauf  auf- 
merksam gemacht,  daß  auch  für  Landgemeinden  diese  Art  Dar- 
lehen sehr  eeeicnet  wären,  für  die  Marsch  besonders  in  Hinblick 


1)  S.  Vortrag    von    Herrn    Oberfinanzrat    Stein    auf    dem    7.  Gemeindetag 
Jever.     (Nachrichten  f.  Stadt  u.  Land  Oldenburg  Nr.    165  vom  20.  Juni   191 1.) 
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auf  die  Beseitigung   der  Arbeiter-    und   Leutenot,    für    die  Geest 
zur  Unterstützung  der  Besiedlung  unkultivierten  Bodens. 

Die  gewerblichen  Kreditbedürfnisse  fanden  eine  bemerkens- 
werte Förderung  durch  die  Bekanntmachung  des  Staatsministe- 
riums vom  13.  Februar  191 1 ;  hierdurch  wurde  der  §  5  der  Aus- 
führungsbestimmungen dahin  geändert,  daß  gewöhnliche  Darlehen 
nicht  nur  auf  »Wohngebäude«,  sondern  auf  »Gebäude«  überhaupt 
gewährt  werden,  wenn  deren  jederzeitige  Verwertbarkeit  genügend 
gesichert  erscheint  ,  und  zwar  >bis  zur  Hälfte  der  Summe,  zu 
welcher  sie  in  der  staatlichen  Brandkasse  versichert  sind,  und  bis 
zu  zwei  Dritteln  dieser  Summe,  wenn  die  Gebäude  in  Städten 
I.  Klasse  oder  deren  nächster  Umgebung  günstig  belegen  sind«. 
Die  durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
7.  September  19 12  gleichzeitig  mit  einer  neuen  Fassung  der  Aus- 
führungsbestimmungen veröffentlichte  neue  Geschäftsordnung  läßt 
daher  auch  den  Passus  fallen,  daß  »der  durch  landwirtschaftliche 
Nebennutzungen,  Brennereien,  Brauereien,  Ziegeleien,  Mühlen, 
Torfstreufabriken  etc.  zu  erzielende  Gewinn  und  der  Wert  der 
diesen  Zwecken  dienenden  Anstalten«  nicht  zu  berücksichtigen 
sei  und  bestimmt  nur:  »Bei  Geschäftshäusern,  Werkstätten,  Wirt- 
schaften usw.  bedarf  die  Frage  der  jederzeitigen  Verwertbarkeit 
einer  besonders  sorgfältigen  Prüfung«   (29  i). 

Im  übrigen  setzen  diese  Bekanntmachungen  die  Schätzung 
als  die  regelmäßige  Art  der  Wertfeststellung,  und  die  Kapitali- 
sierung des  Grundsteuerreinertrags,  Gebäudesteuermietwerts  oder 
Brandkassenwerts  tritt  hierfür  nur  beim  Fehlen  einer  Schätzung  ein. 
Die  Vorschriften  über  die  Einzelheiten  der  Schätzung  sind  mit 
besonderer  Sorgfalt  ausgeführt.  Die  in  Ziffer  29  der  Geschäfts- 
ordnung angegebenen  Grundsätze  der  Schätzung  setzen  jetzt  als 
Ziel  die  Ermittlung  des  Preises,  »den  das  zu  verpfändende  Grund- 
stück bei  einem  öffentlichen  Verkauf  unter  gewöhnlichen  Ver- 
hältnissen voraussichtlich  ergeben  wird«.  Zwei  beeidigte  Personen 
—  in  Frage  kommen  der  Gemeindevorsteher,  der  Gemeinde-  und 
der  Bezirksabschätzer,  sowie  deren  Vertreter  und  Ersatzmänner  — 
haben  die  Schätzung  auszuführen.  Mindestens  ein  Brandkassen- 
abschätzer  tritt  ihnen  zur  Seite  bei  Gebäuden  von  erheblichem 
Werte.  Die  Schätzung  wird  durch  das  Gutachten  des  betreffen- 
den Amtes  oder  Stadtmagistrates  ergänzt. 

Neben  diesen  grundsätzlichen  Veränderungen  positiver  Natur 
blieb  es  die  Sorge    der  Anstalt,    die  Zins-  und  Zuschlagsätze  der 

6* 
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regelmäßigen  Darlehen  den  Bedingungen  ihrer  Passivkapitalien 
entsprechend  für  die  verschiedenen  Darlehensarten  möglichst  zweck- 
mäßig zu  normieren,  gleichzeitig  aber  auch  darauf  zu  achten,  daß 
nicht  etwa  die  eine  oder  die  andere  Gruppe  einen  unerwünschten 
Umfang  annehme. 

Im  Oktober  1908  wurde  der  Zinsfuß  für  Kommunaldarlehen, 
der  im  September  1905  (um  zu  großen  Andrang  abzuhalten)  auf 
4,3%  gesetzt  worden  war,  auf  4  %  ermäßigt.  Dazu  sollten  2,5  % 
Kurszuschlag  erhoben  werden.  In  welchem  Maße  die  Ansprüche 
der  Kommunen  in  den  folgenden  Jahren  wuchsen,  zeigen  die 
folgenden  Zahlen,  die  den  Bestand  der  Kommunaldarlehen  an- 
geben : 

Ende  1908:  M  4177856,32 

»   1909:  »  4491473,16 

1910:  »  9  307  352.74 

•>   1911  :  »  12  336  214,38 

Eine  verhältnismäßig  recht  ansehnliche  Zunahme  zeigen  in 
diesen  Jahren  auch  die  »Banter«  Darlehen  —  von  1909  an  in  den 
Berichten  als  »Hausdarlehen  im  Festungs-  und  Industriegebiet« 
aufgeführt  — ;  sie  betragen 


Ende  1907 

M 

2  692  238,67 

»   1908 

» 

3969  741,88 

>   1909 

4  561  192,14 

»   1910 

4  789  199,08 

»       191 1 

» 

5  220  049,73 

Um  ein  zu  starkes  Engagement  der  Anstalt  in  dieser  Art 
Darlehen  zu  verhüten,  wurde  Ende  1908  bestimmt,  daß  die  Banter 
Darlehen  nicht  mehr  als  ]/6  des  gesamten  Darlehensbestandes 
ausmachen  dürften.  Schließlich  machte  sich  noch  in  letzter  Zeit 
ein  Zurückhalten  gegenüber  den  gewöhnlichen  Hausdarlehen  nötig. 
Ihr  Bestand  nahm  sich  folgendermaßen  aus : 


Ende  1908: 

M   7  408  563,24 

1909: 

9424213,57 

1910: 

»  11  562  91 1,12 

»   1911  : 

»  14730058,25 

Im  Dezember  191 1  wurde  beschlossen,  wegen  der  übergroßen 
Ausdehnung  dieser  Darlehen  nach  Zahl  und  Höhe,  in  Zukunft 
solche  Anträge  nur  noch  dann  zu  bewilligen,  wenn  der  Schuldner 
sich  zu  einem  Abtragungssatz  von  1^/2%  im  Jahre  oder  darüber 
verpflichtete;  ferner  durfte  die  Abtragung  nicht  mehr  so  lange 
ausgesetzt  werden,  bis  der  Kurszuschlag  entrichtet  wäre. 

Zum  Vergleich    möge    daneben    die  Entwicklung    der    >land- 
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wirtschaftlichen  Darlehen«  während  der  letzten  4  Jahre  Darstellung 
finden.     Es  waren  an  diesen  Darlehen  vergeben: 

Ende   190S  :  M  13298134,40 

1909:  15  144  456.92 

»       1910:  »  18258634,25 

»       191 1  :  »  22  557  201,07 

Zu  diesen  Ziffern  ist  zu  bemerken,  daß  sie  keineswegs  die 
Gesamtsumme  aller  Darlehen  angeben,  die  für  landwirtschaftliche 
Zwecke  im  weitesten  Sinne  ausgegeben  sind,  vielmehr  müssen 
hierzu  auch  zum  Teil  andere  Gruppen  herangezogen  werden.  Seit 
1909  weisen  die  Jahresberichte  der  Anstalt  den  Bestand  der  Dar- 
lehen in  folgender  Einteilung  nach  : 

A.  Landwirtschaftliche  Darlehen 

B.  Gewöhnliche  Hausdarlehen 

C.  Hausdarlehen  im  Festungs-  und  Industriegebiet 

D.  Kleinwohnungsdarlehen 

E.  Wohnungsdarlehen  an  staatliche  Kolonisten 

F.  Meliorationsdarlehen  an  staatliche  Kolonisten 

G.  Darlehen  unter  Bürgschaft  öffentlicher  Verbände 
H.  Kommunaldarlehen. 

Landwirtschaftliche  Darlehen  im  weiteren  Sinne  sind  auch 
die  Wohnungs-  und  Meliorationsdarlehen  an  staatliche  Kolonisten, 
ferner  ein  Teil  der  Hausdarlehen,  der  Kleinwohnungsdarlehen  und 
der  Darlehen  unter  der  Bürgschaft  öffentlicher  Verbände.  Das 
Einteilungsprinzip  ist  nach  der  Art  der  Sicherheit  gebildet  worden. 
Daher  gibt  ein  Vergleich  der  Zahlenverhältnisse  zwischen  den 
einzelnen  Gruppen  nicht  ein  vollkommenes  Bild  von  der  Ver- 
wendung der  Darlehen,  wohl  aber  davon,  in  welchem  Maße  der 
Darlehensbestand  gesichert  ist.  Es  ist  nun  zu  sehen,  daß  der- 
jenige Teil  der  Darlehen,  deren  Sicherheit  mindestens  zu  /;  in 
landwirtschaftlichen  Grundstücken  besteht,  zwar  absolut  zugenom- 
men, im  Vergleich  zu  den  übrigen  Darlehen  jedoch  abgenommen 
hat.  Der  Raum,  den  die  Beträge  dieser  Darlehen  unter  dem  Ge- 
samtbestand einnehmen,  stellt  sich  für  die  letzten  Jahre  in  folgen- 
den Prozentziffern  dar : 

Ende  1908  :  45,64  ",, 

»  1909:  43,71% 

*  1910:  38,75",, 

»  19z  i:  36,52",, 

Diese  Tatsache  wirft  die  Frage  auf,  ob  die  Verschiebung 
eine  Verschlechterung    in  den  Pfandgrundlagen   der  Anstalt    dar- 


stellt.  Bei  der  Betrachtung  der  Gruppen  aus  diesem  Gesichts- 
punkte scheint  die  Möglichkeit  der  unzulänglichen  Sicherheit  am 
ehesten  bei  den  auf  Grund  einer  erweiterten  Beleihungsgrenze 
gewährten  Kleinwohnungsdarlehen  gegeben  zu  sein.  Bei  den 
übrigen  Darlehen  ist  entweder  ein  geringerer  Teil  des  Pfand- 
wertes beliehen,  oder  aber  eine  weitere  Sicherheit  vorhanden 
durch  die  Gewährleistung  des  Staates  oder  anderer  öffentlicher 
Verbände.  Die  Kommunaldarlehen  scheiden  bei  dieser  Prüfung 
aus,  weil  bei  ihnen  in  bezug  auf  Sicherheit  wohl  kein  Zweifel 
möglich  ist. 

Wie  steht  es  nun  mit  dem  Risiko  bei  den  durch  das  Gesetz 
vom  16.  April  1908  erlaubten  Kleinwohnungsdarlehen?  Zunächst 
ist  zu  bedenken,  daß  für  diese  besonders  günstigen  Bedingungen 
nur  geringwertige  Objekte  in  Frage  kommen;  eine  Bestimmung 
des  Staatsministeriums  vom  März  1909  setzt  als  Höchstgrenze  des 
Gesamtwerts  7200  M,  auch  nach  der  Ausdehnung  auf  Pfand- 
grundstücke von  10  800  M  Wert  (Mai  1909)  macht  die  Vergünsti- 
gung bei  dieser  Grenze  Halt.  Dann  wird  besonders  darauf  ge- 
sehen, daß  die  Häuser  vom  Eigentümer  selbst  bewohnt  werden, 
4 — 6  Räume  und  Stalleinrichtung  aufweisen  und  mit  genügendem 
Gartenland  versehen  sind;  die  Größe  wechselt  je  nach  dem  Orte 
und  der  Güte  des  Bodens.  In  der  Marsch  und  in  der  Nähe 
größerer  Ortschaften  soll  die  Fläche  regelmäßig  nicht  kleiner  als 
4  ar,  auf  der  Geest  nicht  kleiner  als  10  ar  sein.  Neben  diesen 
die  Verkäuflichkeit  begünstigenden  Merkmalen  bestimmt  sich  die 
Auswahl  durch  eine  erhöhte  Sorgfalt  der  Prüfung  der  Besitzungen 
und  der  Zuverlässigkeit  der  Personen  durch  die  zuständigen  Aemter 
oder  Stadtmagistrate.  Vorausgesetzt,  daß  diese  Vorschriften  stets 
peinlich  befolgt  werden,  scheint  eine  Beleihung  bis  3/4  des  Wertes 
ungefährlich  zu  sein.  Tatsächlich  sind  auch  bisher  noch  keine 
Verluste  eingetreten.  Durch  die  Verpflichtung  der  Anstalt,  in 
dem  Jahresbericht  an  das  Ministerium  die  Anzahl  der  Fälle  und 
die  Summen  der  über  den  halben  Wert  des  Pfandgrundstückes 
gewährten  Darlehensbeträge  anzugeben,  ist  eine  Kontrollmöglich- 
keit gegeben. 

Zu  einem  breiten  Strom  wirtschaftlicher  und  sozialer  Aufgaben 
hat  sich  so  im  Laufe  dreier  Jahrzehnte  das  anfangs  so  bescheidene 
Bächlein  erweitert.  Wir  haben  gesehen,  wie  die  Anstalt,  im  An- 
fang durch  Mangel  an  Erfahrung  beengt,  längere  Zeit  durch 
enge  Bestimmungen  und  unzureichende  Mittel  gehemmt,  sich  all- 


mählich  reiche  Formen  herausgebildet  hat,  um  in  möglichst  viele 
Verzweigungen  des  öffentlichen  Lebens  einzudringen. 

Der  Angelpunkt  der  ganzen  Tätigkeit  ist  diejenige  Seite,  die 
unmittelbar  der  Durchführung  des  Anstaltszweckes  gewidmet  ist, 
also  die  Darlehensgewährung  unter  bestimmten  Bedingungen.  Dar- 
nach hat  sich  die  Herbeischaffung  der  Mittel  zu  richten.  Unter- 
suchen wir  einmal  näher  den  Charakter  dieser  beiden  Tätigkeits- 
reihen. 

Die  erste  verlangt  die  Durchführung  gewisser  Aufgaben,  die 
durch  das  Interesse  anderer  bestimmt  sind.  Die  Art  der  diesen 
Aufgaben  gewidmeten  Tätigkeiten  setzt  die  Anstalt  fest,  auf  ihren 
Umfang  aber  hat  sie  regelmäßig  keinen  direkten  Einfluß;  sie 
kann  zur  Ausdehnung  nur  anreizen  durch  günstige  Bedingungen 
und  Reklame  und  eine  Einschränkung  herbeiführen  durch  er- 
schwerende Bedingungen  und  höhere  Sätze.  Die  zweite  Tätig- 
keitsgruppe, die  der  Mittelbeschaffung,  wird  nach  Art  und  Um- 
fang von  der  Anstalt  bestimmt  mit  Rücksicht  auf  die  Darleihungs- 
tätigkeit.  Das  wirtschaftliche  Prinzip  der  billigsten  Beschaffung 
ist  hier  in  erster  Linie  maßgebend.  Die  Geldflüssigkeit  des 
Marktes  wird  an  diesem  Punkte  für  die  Anstalt  unmittelbar  von 
Bedeutung,  während  sie  sich  auf  der  anderen  Seite  durch  größeren 
oder  geringeren  Andrang  der  Kreditgesuche  bemerkbar  macht. 
Der  einzige  Punkt,  der  äußeren  Einflüssen  entzogen  ist,  ist  die 
Zielsetzung,  die  Bestimmung  des  Aufgabenkreises.  Eine  unzweck- 
mäßige Einrichtung  oder  eine  nicht  geschickte  Geschäftsführung 
hat  daher  die  Folge,  daß  die  Tätigkeit  der  Anstalt  sich  in  diesem 
Punkte  auf  die  allerengste  Erfüllung  des  vorgeschriebenen  Zweckes 
beschränkt,  weil  sie  nicht  imstande  ist,  die  Kräfte  des  Geld- 
marktes nach  ihrem  Willen  zu  meistern.  Diesen  Grundzug  trägt 
die  Entwicklung  der  Staatlichen  Kreditanstalt  viele  Jahre  lang, 
und  erst  seine  Ueberwindung  bedeutet  das  Aufblühen  der  Anstalt. 
Von  maßgebendem  Einfluß  ist  hierbei  die  Natur  der  Betriebs- 
mittel gewesen,  fassen  wir  deshalb  zuerst  ihre  Wandlungen  noch 
einmal  ins  Auge. 

Bis  1901  etwa  standen  die  Vorschüsse  aus  staatlichen  Kas- 
sen, besonders  der  Ersparungskasse,  als  Betriebsmittel  in  erster 
Reihe,  und  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  erfolgte  nur 
gelegentlich  und  nicht  zum  wenigsten,  um  aus  dem  Ergebnis  ihres 
Verkaufs  die  angewachsene  Schuld  zu  begleichen.  Eine  starke 
Abhängigkeit  von  den  kreditierenden  Fonds  war  damit  begründet, 
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die  Rücksicht  auf  diese  Kassen  hinderte  die  freie  Durchführung 
des  eigenen  Interesses.  Die  Schuldverschreibungen  aber,  die  an 
die  Stelle  der  Vorschüsse  traten,  waren  kündbar ;  ihre  Inhaber 
konnten,  wenn  sie  die  Geldmarktlage  dazu  reizte,  Rückzahlung  zum 
Nennwerte  verlangen.  Dieser  Anreiz  war  aber  vorhanden,  so- 
bald das  Geld  so  teuer  war,  daß  der  Kurs  der  Schuldverschrei- 
bungen unter  den  Nennwert  sank.  Gerade  solche  Zeit  aber 
mußte  die  Kreditsuchenden  in  größerer  Zahl  der  Anstalt  zu- 
führen. Dieser  Gegensatz  zeichnet  die  Krisis  der  Jahre  1899  und 
1900  aus;  die  in  unkündbaren  Darlehen  angelegten  Mittel  wurden 
zum  großen  Teil  zurückverlangt,  neue  Mittel  waren  kaum  zu  be- 
schaffen, und  dazu  wuchsen  die  Darlehensgesuche.  Mit  der  Aus- 
gabe kündbarer  Schuldverschreibungen  trat  an  die  Stelle  der  Ab- 
hängigkeit von  staatlichen  Kassen  die  Abhängigkeit  vom  Verhalten 
der  Obligationeninhaber  und  erforderte  Berücksichtigung  in  der 
Anstaltspolitik.  Erst  die  Umwandlung  der  ganzen  Basis  des  Ge- 
schäftes, sämtlicher  Betriebsmittel  in  unkündbare  Schuldverschrei- 
bungen, befreite  die  Anstalt  von  dieser  Fessel.  Jetzt  konnte  die 
Geschäftspraxis  feiner  ausgebildet  werden.  Die  Einführung  der 
Obligationen  an  den  Börsen  erweiterte  den  Markt,  erhöhte  die 
Absatzfähigkeit  und  löste  die  Abhängigkeit  von  lokalen  Banken.  Die 
Art  des  Absatzes  wurde  geändert  und  rationelle  Kurspolitik  ge- 
trieben. Statt  der  Subskription  und  des  Verkaufs  größerer  An- 
leihebeträge auf  einmal  wurde  der  Einzelverkauf  eingerichtet;  die 
Summe  der  beschafften  Mittel  konnte  dem  Augenblicksbedarf 
besser  angepaßt  werden.  Die  Pflege  des  Kurses  kam  der  An- 
stalt und  auch  den  Obligationeninhabern  zugute. 

Die  Ausbildung  des  Darlehensgeschäftes  mußte  der  Entwick- 
lung der  Mittel  im  großen  und  ganzen  folgen. 

Solange  nach  der  Gesetzesvorschrift  der  Zinsfuß  bis  zu  1/2  % 
über  dem  Zinsfuß  der  Passivkapitalien  stand  und  dieser  keine 
Ermäßigung  zuließ,  da  er  für  Vorschüsse  und  kündbare  Obli- 
gationen zu  zahlen  war,  hielt  sich  die  Benutzung  der  Anstalt  in 
so  engen  Grenzen,  daß  schon  daraus  der  hohe  Zins  zur  Notwen- 
digkeit wurde,  sollte  die  Anstalt  nicht  mit  Verlust  arbeiten.  Es 
mußten  erst  besondere  wirtschaftliche  Verhältnisse  eintreten  und 
der  Anstalt  mehr  Kunden  zuführen,  damit  eine  rationellere  Zins- 
politik durchgeführt  und  dadurch  wieder  ein  größerer  fester  Kun- 
denkreis gewonnen  werden  konnte,  der  wiederum  eine  feinere 
Zinsabstufung    nach    den    Darlehenszwecken    ermöglichte.      Zwar 
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wurden  schon  im  Jahre  1896  für  verschiedene  Arten  Darlehen  — 
Häuserdarlehen  und  landwirtschaftliche  Darlehen  —  verschiedene 
Zinssätze  bestimmt,  doch  war  es  erst  nach  der  Konsolidierung 
der  Mittel  möglich,  sich  mit  einer  ganz  geringen  Spannung  zwi- 
schen Passiv-  und  Aktivzins  zu  begnügen,  eine  planmäßige  Her- 
absetzung des  Zinsfußes  älterer  Darlehen  ins  Werk  zu  setzen  und 
für  besondere  Zwecke  dauernd  sehr  niedrige  Sätze  zu  fordern. 
Die  zweckmäßige  Ausgestaltung  der  Mittel  und  die  stärkere  Be- 
nutzung der  Anstalt  mußten  zusammenwirken,  um  die  schließlich 
erreichte  Bewegungsfreiheit  in  der  Darlehenspolitik  der  Anstalt 
herbeizuführen.  Für  die  neuere  Richtung  der  Anstaltspolitik  ist 
die  Erweiterung  der  Grundsätze  für  die  Kreditbewilligung  be- 
merkenswert. In  dieser  Hinsicht  ist  der  Ausdehnung  der  Belei- 
hungsgrenze  im  Jahre  1903  und  der  Einführung  von  Sonderbe- 
dingungen für  Kleinwohnungsdarlehen  im  Jahre  1908  zu  gedenken, 
schließlich  der  Tatsache,  daß  sich  die  Anstalt  nicht  mehr  darauf 
beschränkt,  physischen  Personen  Kredit  nur  gegen  Realsicherheit 
zu  gewähren,  sondern  1908  für  bestimmte,  nicht  kleine  Kreise 
von  Fällen  die  Sicherheit  für  Darlehen  neben  einer  geringerwer- 
tigen Hypothek  noch  in  der  Gewährleistung  öffentlich-rechtlicher 
Verbände,  wie  des  Staates  oder  von  Gemeinden,  findet.  Bei  den 
so  gesicherten  Darlehen  gleitet  das  Risiko  des  Kredites  tatsäch- 
lich von  der  Anstalt  auf  den  bürgenden  Verband  über,  da  doch 
dessen  Eintreten  für  die  Anstalt  zweifellose  Sicherheit  bietet. 

Erst  seit  etwa  1906  treibt  die  Anstalt  eine  wirklich  aktive 
Darlehenspolitik,  ist  sie  imstande,  durch  Kreditgewährung  auf 
wirtschaftliche  und  soziale  Verhältnisse  in  dem  Maße  fördernd 
einzuwirken,  wie  sie  es  nach  ihren  Zielen   für  wünschenswert  hält. 
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IV. 

Die  Bedeutung  der  Anstalt. 

Nachdem  Ziel  und  Tätigkeit  der  Anstalt  dargestellt  sind, 
bleibt  die  Frage  zu  beantworten,  was  sie  für  Oldenburgs  Wirt- 
schaftsleben bedeutet ;  ihr  Wirken  muß  am  Bedürfnis  gemessen 
werden. 

Die  Darstellung  der  Entwicklung  hat  uns  gezeigt,  wie  zu- 
nächst allmählich,  dann  schneller  die  Ziffern  wachsen,  in  denen 
sich  die  Tätigkeit  der  Anstalt  äußerlich  anzeigt ;  in  ihnen  kommt 
aber  auch  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  zum  allgemeinsten 
Ausdruck.  Wir  sahen,  daß  bis  etwa  1900,  also  16  Jahre  lang, 
die  Anstalt  fast  ausschließlich  den  kleineren  Grundbesitzern  zu- 
gute kam.  Daneben  nahmen  nur  städtische  Hausbesitzer,  beson- 
ders aus  der  Umgegend  von  Wilhelmshaven  die  Anstalt  in  An- 
spruch. Die  hierfür  gezahlten  Summen  kamen  Ende  1899  schon 
denen  der  ländlichen  Darlehen  fast  gleich.  Kommunaldarlehen 
aber  waren  gar  nicht  ausgegeben,  und  der  Gesamtbetrag  aller 
Darlehen  blieb  sogar  hinter  der  entsprechenden  Summe  der 
wichtigsten  oldenburgischen  Bank  um  etwa  900000  M  zurück; 
jener  betrug  am  I.  Januar  1900  4 1 14  858,86  M,  während  das 
Konto  »Kommunaldarlehen  und  Hypotheken  (im  Herzogtum 
Oldenburg  belegt)«  bei  der  Oldenburgischen  Spar-  und  Leih-Bank 
zur  selben  Zeit  5  098  754,98  M  aufwies.  Vergleichen  wir  hiermit 
die  Ziffern  aus  den  neuesten  Bilanzen  (vom  I.  Januar  1912):  Ge- 
samtbestand der  Darlehen  bei  der  staatlichen  Kreditanstalt : 
61  766  367,16  M,  Konto  »Kommunaldarlehen  und  Hypotheken  (im 
Herzogtum  Oldenburg  belegt) <  der  Oldenburgischen  Spar-  und 
Leih-Bank:  7383349,92^1;  schon  in  diesem  Zahlenbilde  deutet 
sich  die  veränderte  volkswirtschaftliche  Stellung  der  Anstalt  an. 
Natürlich  macht  dieser  Vergleich  keinen  Anspruch  auf  ziffernmäßige 
Klarlegung  der  Bedeutung  der  Anstalt ;  wohl  aber  hat  er  sympto- 
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matischen  Wert,  denn  tatsächlich  halten  sich  die  größeren  olden- 
burgischen Banken  jetzt  vom  Hypothekengeschäft  fern,  wodurch 
natürlich  die  Tätigkeit  der  Anstalt  zunimmt.  Die  Oldenburgische 
Spar-  und  Leih-Bank  hat  seit  1898  die  Ausgabe  neuer  Hypo- 
thekendarlehen eingestellt :),  und  der  Bestand  der  alten  derartigen 
Darlehen  wird  jetzt  nur  noch  mit  etwa  4  Millionen  Mark  zu  be- 
ziffern sein.  Die  der  letztgenannten  Bank  an  Bedeutung  gleichkom- 
mende Oldenburgische  Landesbank  weist  in  ihrer  Bilanz  überhaupt 
keine  Hypotheken  auf;  an  Gemeinden  und  sonstige  Kommunal- 
Verbände  hatte  sie  am  1.  Januar  191 2  I  706519,72  M  dargeliehen2). 
Dagegen  ist  die  Gesamtsumme  der  in  Händen  von  Privaten  be- 
findlichen Hypotheken  sicherlich  recht  beträchtlich ;  denn  diese 
Art  der  Vermögensanlage  erfreut  sich  neben  der  Belegung  bei 
Banken  und  Sparkassen  in  Oldenburg  immer  noch  großer  Be- 
liebtheit. Dr.  Ephraim*)  fand  1910,  daß  von  den  Steuerpflichtigen 
der  Stadt  Oldenburg  in  Hypotheken  und  anderen  Schuldforderungen, 
Bank-  und  Sparkassenguthaben,  Barbeständen  277,70  %o  ihres  Ge- 
samtbruttovermögens angelegt  waren,  während  vergleichsweise  nur 
216,10  %o  auf  Wertpapiere  aller  Art  und  Geschäftsanteile  (G.  m. 
b.  H.  usw.)  entfielen.  Für  eine  Schätzung  der  in  Privatbesitz 
befindlichen  Hypothekenbeträge  fehlen  leider  alle  Grundlagen. 
Wohl  aber  sind  wir  in  der  Lage,  den  Umfang  der  hypothekari- 
schen und  kommunalen  Ausleihungen  öffentlicher  Anstalten  fest- 
zustellen.    Es  sind   ausgeliehen  in  runden  Summen: 


von  öffentlichen  und  Hofkassen : 
von  der  Oldenburgischen  Ersparungskasse  : 
von  der  Landesversicherungsanstalt: 
von  4  städtischen  Sparkassen  des  Herzogtums 
von  der  Sparkasse  der  Stadt  Wilhelmshaven : 

Zusami 

Hierzu  ist  zu  bemerken,  daß  sich  die  Angaben  für  die  öffent- 
lichen und  Hofkassen  auf  August  191 2,  für  die  Landesversiche- 
rungsanstalt auf  den  1.  Januar  191 1  und  für  die  übrigen  auf 
den   1.  Januar   191 2   beziehen.     Als    weitere    Geldgeber    von    Be- 


Hypotheken- 

Kommunal- 

Darlehen 

Darlehen 

M 

M 

11  150  000 

280  000 

14  800  000 

9  500  000 

3  747  000 

3  866  000 

2  842  000 

301  000 

3  104  000 

en  35  643  000 

13  947  000 

i)   Bericht    der  Oldenburgischen  Spar-  und  Leih-Bank    über  das  Geschäftsjahr 
1898,   S.   7. 

2)  Jahresbericht     der     Oldenburgischen    Landesbank     über    das    Geschäftsjahr 
1911,  S.  7. 

3)  Die  Stadt  Oldenburg  in  sozialstatistischer  Beleuchtung,   S.  67  f. 
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deutung  sind  zwei  kleinere  Aktienbanken  und  eine  Versicherungs- 
gesellschaft in  Betracht  zu  ziehen ;  ihre  Hypothekendarlehen  be- 
liefen sich  am  i.  Januar  1912  auf  3  840  289  M.  Schließlich  blei- 
ben noch  die  hypothekarischen  Ausleihungen  der  genossen- 
schaftlichen Spar-  und  Darlehenskassen  zu  berücksichtigen,  die 
immerhin  mit  rund  2^2 — 3  Millionen  Mark  anzunehmen  sind,  wenn 
auch  ihre  Haupttätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Personalkredits 
liegt *).  Insgesamt  sind  also  von  den  genannten  Anstalten,  Banken 
und  Gesellschaften,  soweit  festzustellen  ist,  rund  46  Millionen 
Mark  an  Kommunen  und  ähnliche  Verbände  ausgeliehen.  Die 
Staatliche  Kreditanstalt  beziffert  ihren  Darlehensbestand 

an  hypothek.  Darlehen  mit  49430  152,78  M 
an  Kommunaldarlehen      »      12336214,38  M. 

In  Vergleich  zu  ziehen  sind  endlich  noch  die  Beleihungen  aus- 
wärtiger Hypothekenbanken  im  Herzogtum,  sie  betrugen  seit 
1903  6618000  M,  während  die  Anstalt  in  demselben  Zeitraum 
41  798  143,26  M  hypothekarische  Darlehen  erteilt  hat.  Geht  aus  die- 
sen Ziffern  zur  Genüge  hervor,  daß  die  Staatliche  Kreditanstalt 
jetzt  im  Vergleich  mit  den  Banken  und  öffentlichen  Anstalten 
weitaus  den  ersten  Platz  als  Kapitalgeber  für  Bodenkredit  ein- 
nimmt, so  wendet  sich  unser  Interesse  nunmehr  der  Frage  zu, 
wem  die  Anstalt  im  einzelnen  dient,  und  wieweit  ihre  Einrich- 
tungen und  Gepflogenheiten  den  auftretenden  Kreditansprüchen 
Genüge  leisten.  Wir  gehen  also  von  der  Feststellung  der  rela- 
tiven Bedeutung  über  zu  der  Frage,  welche  Glieder  des  Wirt- 
schaftskörpers die  Gabe  der  Kreditanstalt  genießen  und  in  wel- 
chem Maße  ;  diese  Darstellung  hat  sich  zu  gründen  auf  die 
Darstellung  der  heutigen  wirtschaftlichen  Struktur  des  Herzog- 
tums und  hinüberzuleiten  zu  der  Frage  :  Wird  die  Anstalt  den 
berechtigten  Bodenkreditbedürfnissen  gerecht  ? 

Ganz  allgemein  lassen  sich  zwei  Richtungen  erkennen,  nach 
denen  sich  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Herzogtums  in 
den  letzten  dreißig  Jahren  bewegt  hat.  Einmal  ist  der  Schwer- 
punkt der  Struktur  etwas  nach  der  Industrie  und  dem  Handel 
hin  verschoben,  und  zweitens  ist  der  Charakter,  der  Landwirt- 
schaft selbst  nicht  unwesentlich  anders  geworden  ;  beide  Momente 
zusammenfassend,  kann  man  sagen,  daß  in  dem  gegenwärtigen 
Wirtschaftszustande   des  Herzogtums  der  kapitalistische   Zug,  die 

1)  Siehe  hierüber  Jahresbericht  der  Oldenburgischen  Landwirtschaftsbank  über 
1911,   S.  8. 
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Verknüpfung  mit  der  größeren  Volkswirtschaft,  sich  weit  stärker 
geltend  macht  als  vor  dreißig  Jahren.  Die  zahlenmäßige  Ver- 
schiebung in  den  Berufsverhältnissen  stellt  sich  in  den  folgenden 
Ziffernvergleichungen  der  hauptsächlichsten  Berufe  dar.  Von  den 
Berufszugehörigen  waren  zuzuzählen : 

OQ  %  der  %  der 

1882  '°   ....  1907  '°   .... 

Bevolk.  7    '  BevoJk. 

der  Landwirtschaft,  Gärtnerei,  Tier- 
zucht, Forstw.   u.  Fischerei:  142809  54,2  144  715  40,2 

der    Industrie,    einschl.   Bergbau    und 

Baugewerbe:  67244  25,5  126235  35,0 

dem   Handel    und    Verkehr,    einschl. 

Gast-  u.  Schankwirtschaft:  26934  10,2  44  393  12,3. 

Während  also  die  Gruppe  der  Landwirtschaft  etc.  im  Jahre 
1907  einen  um  14%  kleineren  Raum  in  der  Bevölkerung  einnimmt 
als  1882,  haben  sich  die  beiden  übrigen  genannten  Gruppen  um 
9,5",)  bez.  2,1%  erweitert.  Der  Umfang  dieser  Veränderung  tritt 
noch  deutlicher  hervor,  wenn  man  das  Wachstum  der  einzelnen 
Gruppen  miteinander  vergleicht.  Die  erste  Gruppe  hat  sich  um 
1,3%  vermehrt,  die  zweite  aber  um  87,7  "o  und  die  dritte  um 
64,9  °o.  Im  Durchschnitt  des  Deutschen  Reichs  ergibt  sich  nach 
den  Zählungen  von  1882  und  1907  für  die  erste  Gruppe  gar  eine 
Abnahme  um  8,0  %,  für  die  zweite  eine  Zunahme  von  64,3  %,  für 
die  dritte  eine  solche  von  82,7  °<,.  Nimmt  auch  im  Jahre  1907 
(und  jetzt  noch)  die  Landwirtschaft  mit  den  ihr  verwandten  Ge- 
werben im  Herzogtum  immer  noch  die  erste  Stelle  ein,  so  ist  ihr 
doch  die  Industrie  in  der  Kopfzahl  der  Berufsangehörigen  recht 
nahe  gerückt,  und  auch  die  Gruppe  Handel  und  Verkehr  hat  ein 
weit  stärkeres  Wachstum  aufzuweisen. 

In  concreto  ist  dieses  Vordringen  der  Industrie  greifbar  her- 
vorgetreten in  der  schärferen  Entwicklung  der  älteren  Industrie- 
Orte,  sowie  in  neuer  industrieller  Besiedlung  vormals  fast  rein 
ländlicher  Gebiete.  Für  den  ersten  Fall  ist  vor  allem  die  Stadt 
Delmenhorst  zu  nennen,  deren  Einwohnerzahl  1880:  3178,  1890: 
6828,  1895:  8668,  1910  aber  22516  betrug.  Nebengrößen  indu- 
striellen Unternehmungen  der  Stadt  —  in  erster  Reihe  stehen 
Linoleum-  und  Korkfabriken  —  ist  es  auch  die  Nähe  Bremens 
mit  seiner  gewerbtätigen  Umgebung,  wodurch  bich  die  hohe  Ein- 
wohnerzahl erklärt.  In  Delmenhorst  befinden  sich  die  größten 
Betriebe,  die  das  Herzogtum  aufzuweisen  hat :  die  Norddeutsche 
Wollkämmerei  und  Kammgarnspinnerei   (1908:    2801   Arbeiter)1), 

i)  Ephraim   a.   a.   O.,    S.    16. 
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3  Linoleumfabriken  (1908:  zusammen  1 148  Arbeiter)1),  die  Han- 
seatische Jutespinnerei  und  Weberei  (1908:  971  Arbeiter)1).  Ein 
ganz  neues  Industriegebiet  ist  am  oldenburgischen  Unterweserufer 
entstanden,  in  und  bei  der  Stadt  Nordenham  (1895  :  3J95  Ein- 
wohner, 1910:  7881  Einwohner).  Diese  Entwicklung  begann  im 
Jahre  1905  mit  der  Begründung  einer  Werft  in  dem  Dorfe  Eins- 
warden  an  der  Weser;  im  Jahre  1906  folgten  dann  die  Grün- 
dungen einer  Zinkhütte  und  einer  Superphosphat-Fabrik  in  Nor- 
denham, ferner  einer  größeren  Reederei- Aktiengesellschaft.  Zwei 
Großunternehmungen,  ein  Seekabelwerk  und  eine  Dampffischerei- 
Gesellschaft,  befanden  sich  schon  in  dem  Orte.  Die  Ursachen 
für  diesen  Entwicklungsgang  sind  in  den  verhältnismäßig  niedrigen 
Bodenpreisen  und  den  Verkehrsvorteilen  zu  suchen,  die  durch 
die  Lage  in  Meeresnähe  an  einem  guten  Hafen  und  durch  das 
allmählich  gut  ausgebaute  Eisenbahnnetz  geboten   werden. 

An  dritter  Stelle  ist  die  Entwicklung  derjenigen  Gemeinden 
zu  nennen,  die  den  Kriegshafen  Wilhelmshaven,  eine  preußische 
Enklave,  umgeben.  Das  Wachstum  dieser  Stadt,  das  entsprechend 
ihrer  Bedeutung  als  einziger  Nordseekriegshafen  in  den  letzten 
10 — 15  Jahren  besonders  stark  vor  sich  gegangen  ist,  brachte 
eine  erhebliche  Ansiedlung,  besonders  von  Werft-  und  Marinean- 
gehörigen, aber  auch  von  anderen  Berufsklassen,  in  den  um- 
schließenden oldenburgischen  Gebieten  mit  sich.  Die  Gemeinden 
Bant,  Heppens  und  Neuende  sind  im  Jahre  1902  vom  Amte 
Jever  losgelöst  und  zu  einem  neuen  Amte  Rüstringen  zusammen- 
geschlossen worden.  Im  Jahre  191 1  ist  das  Gebiet  zur  Stadt  er- 
hoben worden.  Die  drei  Gemeinden  zählten  zusammen  im  Jahre 
1896  —  schon  damals  dicht  und  in  städtischer  Weise  besiedelt  — 
20280  Einwohner,  im  Jahre   1910  (Rüstringen)  47592  Einwohner. 

Im  Vergleich  mit  diesen  Bezirken  auffallend  kräftiger  Ent- 
wicklung tritt  das  Wachstum  der  übrigen  größeren  oldenburgischen 
Gemeinden  zurück.  Immerhin  heben  sich  auch  aus  diesen  meist 
wieder  die  Orte  mit  lebhafterem  gewerblichen  und  kommerziellen 
Leben  durch  beträchtlichere  Zunahme  heraus,  so  die  Stadt  Varel, 
wo  sich  neuerdings  Ansätze  zur  Großindustrie  zeigen;  sie  zählte 
1895:  4907,  1910:  6571  Einwohner.  Die  Haupt-  und  Residenz- 
stadt Oldenburg,  die  gleichfalls  einen  bemerkenswerten  Auf- 
schwung   zu    verzeichnen    hat    (1895:    25472    Einwohner,     1910: 


1)  Ephraim  a.  a.  O.,  S.    16. 
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30242),  verdankt  diesen,  abweichend  von  den  obengenannten 
Orten,  in  erster  Linie  ihrer  Eigenschaft  als  Hauptstadt  und  als 
Ruhesitz  von  Pensionären  '). 

Ist  die  geschilderte  städtische  Entwicklung  für  das  Vordringen 
von  Handel  und  Industrie  in  Oldenburg  bezeichnend,  so  liegt  es 
uns  noch  ob,  die  wirtschaftlichen  Fortschritte  in  dem  immer  noch 
vorherrschenden  Produktionszweig  der  Landwirtschaft  zu  zeigen, 
da  diese  von  nicht  geringerer  Bedeutung  sind  als  die  Veränderung 
des  allgemeinen  Wirtschaftscharakters.  Um  kurz  die  Richtung 
anzugeben,  welche  die  Entwicklung  der  oldenburgischen  Land- 
wirtschaft während  der  letzten  dreißig  Jahre  eingeschlagen  hat : 
sie  ist  in  steigendem  Maße  zur  Produktion  für  den  Absatz  über- 
gegangen. Aus  dem  Landwirt  ist  mehr  und  mehr  der  Unter- 
nehmer geworden,  der  an  dem  großen  Aufschwung  der  deutschen 
Volkswirtschaft  teilhaben  will.  Damit  ist  er  aber  auch  gezwungen, 
seinen  Betrieb  umzugestalten,  schärfer  zu  kalkulieren ;  ein  speku- 
latives Moment  tritt  in  die  Wirtschaft  ein.  Zwar  ist  nicht  zu 
vergessen,  daß  schon  am  Ende  der  70er  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts der  Handel  mit  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen,  be- 
sonders der  Viehhandel,  von  einiger  Bedeutung  war,  doch  pro- 
duzierte der  größte  Teil  des  Landes  —  die  münstersche  und 
weite  Teile  der  oldenburgischen  Geest  —  in  allererster  Linie  nur 
für  den  eigenen  Bedarf.  Der  Betrieb  war  überall  extensiv;  noch 
für  die  Jahre  1887  bis  1890  wird  über  die  Wirtschaftsweise  auf 
der  Geest  berichtet2):  »Die  seit  Jahrhunderten  betriebene  Körner- 
wirtschaft in  ihrer  einseitigsten  Form  :  die  Einfelderwirtschaft,  der 
dauernde  Roggenbau,  nur  hin  und  wieder  unterbrochen  durch 
Hafer  und  Kartoffeln,  herrscht  vor.«  Wenn  auch  in  einzelnen 
Gebieten  diese  Form  beibehalten  wurde,  so  ist  doch  im  allge- 
meinen allmählich  eine  beträchtliche  Intensivierung  des  Betriebes 
und  gleichzeitig  eine  Aenderung  der  Produktionsrichtung  einge- 
treten ;  die  Viehzucht  trat,  wie  in  der  Marsch,  so  auch  in  der 
Geest,    an  die  erste  Stelle  3).     Der  Umschwung  wurde  begünstigt 


1)  Ephraim  a.  a.  O.,  S.  27  ff. 

2)  Rechenschaftsbericht  über  die  Tätigkeit  der  Oldenburgischen  Landwirt- 
schaftsgesellschaft von   1887 — 1890,  S.    110. 

3)  Heinrich  Teping,  Die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  im  Oldenburgischen 
Münsterland  während  der  letzten  4  Jahrzehnte,  S.  31.  —  Jürgens-Hohenkirchen, 
Die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  des  Jeverlandes  während  der  letzten  20  Jahre. 
S.   3.  —  Meyer-Holte,    Der  Personalkredit  des  ländlichen  Kleingrundbesitzes  inner- 


-     96     - 

durch  die  niedrigen  Getreidepreise  zu  Ende  der  80  er  und  An- 
fang der  90  er  Jahre  und  die  gleichzeitig  bestehenden  hohen  Vieh- 
preise *) ;  für  die  Marsch  kam  noch  die  Geeignetheit  des  Bodens 
und  des  Klimas  hinzu,  um  sie  zu  einem  Viehzuchtgebiet  ersten 
Ranges  zu  machen.  Als  negatives  Moment  wirkte  schließlich 
noch  die  Arbeiternot  in  derselben  Richtung  2). 

Dennoch  ist  der  Getreidebau  nicht  ganz  vernachlässigt  worden. 
Die  Anbaufläche  von  Weizen,  Roggen  und  Gerste  hat  sich  von 
1883  bis  191 1  sogar  um  11,2%  vergrößert,  die  Wiesenfläche  je- 
doch um  29,4  °0,  die  mit  Hafer  bestandene  Fläche  um  15%.  Der 
Umfang  der  Weiden  ist  zuletzt  1900  festgestellt  worden,  seine 
Zunahme  seit   1883  beziffert  sich  auf  7,2%. 

Die  Wendung  zur  verstärkten  Viehproduktion  und  zur  inten- 
siveren Wirtschaftsweise  im  Ackerbau  umschließt  im  einzelnen 
eine  ganze  Reihe  von  Veränderungen,  die  den  landwirtschaftlichen 
Betrieb  im  Innern,  die  Zufuhr  von  Hilfsmitteln  und  den  Absatz 
der  Produkte  betreffen. 

Als  Grunderscheinungen  sind  die  Vergrößerung  und  die  Ver- 
mehrung der  Betriebe  und  die  Umformung  der  Betriebsflächen 
anzusehen.  Die  Vergrößerung  der  Betriebe  ist  nicht  in  dem 
Sinne  einer  absoluten  Flächenzunahme  zu  verstehen,  sondern  sie 
besagt,  daß  vielerorts  die  den  einzelnen  Besitzungen  anhängenden 
Uniandflächen  in  den  letzten  Jahrzehnten  nutzbar  gemacht  worden 
sind.  Auf  dieselbe  Ursache  geht  die  Vermehrung  der  Betriebe 
zurück.  Die  erste  Erscheinung  ist  eine  Frucht  privater  Tätig- 
keit, häufig  mit  Staatshilfe,  die  zweite  ist  den  kolonisatorischen 
Maßnahmen  der  Regierung  zu  verdanken. 

Von  1887  bis  1907  ist  die  Fläche  des  unkultivierten  und 
Üedlandes  um  ein  Fünftel  (42936,9  ha)  3)  zurückgegangen.  Immer- 
hin waren  1907  noch  175430  ha  =  32,6%  der  Gesamtfläche  des 
Herzogtums  unkultiviert4).  Erleichtert  wird  die  Kultivierungsarbeit 
durch  Anwendung  von  landwirtschaftlichen  Maschinen  (Dampf- 
pflug), durch  Anlage  von  Kanälen  und  vor  allem  durch  Zufuhr 
künstlichen  Düngers. 

halb  des  Herzogtums  Oldenburg,  S.  183.  Berichte  der  Oldenburgischen  Landwirt- 
schaftskammer für   1900 — 1906,   S.   255,   für    1907 — 08,   S.   51. 

1)  Jürgens  Hohenkirchen  a.  a.  O.,  S.   3. 

2)  Derselbe,  S.  3.  Berichte  der  Oldenburgischen  Landwirtschaftsgesellschaft 
für    1887— 1890,   S.   90  ff.,    107. 

3)  Bericht  der  Landwirtschaftskammer  für   1910 — 11,  S.  56 

4)'  Bericht  der  Landwirtschaftskammer  für   1900 — 1906,   S.   204  ff. 
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Das  zweite  Hauptmoment  der  Betriebsveränderungen  ist  die 
Umformung  der  Betriebsflächen,  die  durch  Verkoppelung,  durch 
Meliorationen  und  Bauten  erfolgt  ist.  Die  mangelhafte  Form  und 
Lage  der  Wirtschaftsflächen,  vornehmlich  auf  der  Geest,  war  bis 
in  dieses  Jahrhundert  hinein  der  Gegenstand  lebhafter  Klagen  in 
landwirtschaftlichen  Kreisen  *) ;  erst  in  neuerer  Zeit  ist  die  Zu- 
sammenlegung mehr  und  mehr  durchgeführt  und  damit  die  not- 
wendige Grundlage  für  intensivere  Bewirtschaftung  gegeben.  Diese 
selbst  findet  ihren  deutlichsten  Ausdruck  neben  den  neuaufge- 
führten Gebäuden  in  den  überall  vorgenommenen  Bodenverbes- 
serungen. Es  handelt  sich  dabei  vor  allem  um  Drainagen,  Ent- 
und  Bewässerungen,  Düngung  und  mechanische  Bodenbearbeitung. 
Als  Hilfsmittel  treten  hierbei  außer  größeren  kulturtechnischen 
Arbeiten  künstliche  Dungstoffe  und  landwirtschaftliche  Maschinen 
auf.  Letztere  haben  sich  nach  und  nach  in  Oldenburg  umsomehr 
eingebürgert,  als  der  Arbeitermangel  chronisch  wurde  2).  Hinsicht- 
lich des  Kunstdüngerverbrauchs  steht  Oldenburg  jetzt  im  Reiche 
an  der  Spitze 3).  Auch  die  Hauptbetriebsform  der  Marsch,  die 
im  allgemeinen  als  extensiv  zu  bezeichnende  Weidewirtschaft, 
wird  durch  Anwendung  von  Kunstdünger  intensiver  gestaltet.  In 
die  jeverländische  Marsch  wurden  z.  B.  im  Jahre  1898:  1144  t, 
im  Jahre   1908:  7066  t  Kunstdünger  eingeführt4). 

Endlich  sind  für  die  Verflechtung  der  oldenburgischen  Land- 
wirtschaft in  die  Volkswirtschaft  noch  die  Wandlungen  der  Be- 
zugs- und  der  Absatzverhältnisse  von  Bedeutung  gewesen.  Sie 
sind  kurz  bezeichnet  in  der  Vervollkommnung  der  Verkehrsver- 
hältnisse, die  eine  günstigere  Lage  zum  Markte  bewirkte,  und  in 
den  Einwirkungen  auf  Preis  und  Güte  der  Bezugsstoffe  und  auf 
Preis  und  Sicherheit  des  Absatzes.  Diese  Veränderungen  waren 
teils  das  Werk  von  Staat,  Gemeinden  und  öffentlichen  Zweckver- 
bänden —  so  die  Verkehrsverbesserung,  der  Bau  von  Eisenbahnen, 
Kanälen  und  Landstraßen  —  teils  von  freiwilligen  wirtschaftlichen 
Verbänden,    von    Genossenschaften    und    Vereinen.     Hiermit    be- 

1)  Berichte  der  Oldenburgischen  Landwirtschaftsgesellschaft  über  1887  —  90, 
S.  89,  über  1896 — 99,  S.  142  f.  Bericht  der  Landwirtschaftskammei  für  1900 — 1906, 
S.   192  f.     Festschrift  der  Oldenburgischen  Landsvirtschaftsgesellschaft,  S.  214. 

2)  Bericht  der  Oldenburgischen  Landwirtschaftsgesellschaft  für  1887  —  90, 
S.  90.  für  1893 — 96,  S.  101  ff.,  für  1896 — 99,  S.  183.  Bericht  der  Landwirt- 
schaftskammer für    1900 — 06,   S.    109,   Jürgens- Hohen/drehen  a.   a.   O.,  S.   6. 

3)  Bericht  der  Landwirtschaftskammer  für    1910 — II,  S.   56. 

4)  Jürgens-Hohenkirchen  a.  a.  O.,   S.   5. 

Zeitschrift  tür  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  45.  7 
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rühren  wir  einen  Punkt,    der  wegen  seiner  außerordentlichen  Be- 
deutung eine  etwas  eingehendere  Darstellung  verdient. 

Die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  sind  in  Oldenburg 
erst  jungen  Datums1),  die  ersten  wurden  im  Jahre  1881  errichtet, 
und  zwar  landwirtschaftliche  Konsumvereine,  das  sind  Genossen- 
schaften zum  Zweck  des  gemeinschaftlichen  Einkaufs  von  land- 
wirtschaftlichen Bedarfsartikeln,  insbesondere  Kunstdünger,  Kraft- 
futter und  Sämereien.  Im  Jahre  1882  bestanden  schon  17  solcher 
Vereine,  die  sich  zu  einem  Verbände  der  oldenburgischen  land- 
wirtschaftlichen Konsumvereine  zusammenschlössen.  Diesen  Kon- 
sumvereinen, deren  Kreis  sich  sehr  rasch  vergrößerte,  traten  seit 
dem  Jahre  1884  Absatzgenossenschaften  in  der  Form  von  Mol- 
kereien zur  Seite,  die  sich  zu  dem  Verbände  der  Meiereien  des 
Herzogtums  Oldenburg  zum  Zwecke  der  Butterverwertung  ver- 
einigten. Ohne  Verbindung  mit  diesen  Genossenschaften  entstanden 
in  den  80er  Jahren  auch  einzelne  Viehverwertungsgenossenschaften. 
Das  Reichsgesetz  vom  1.  Mai  1889,  betreffend  die  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften,  veranlaßte  den  Verband  der  Konsum- 
vereine, sich  zu  einem  Revisionsverband  unter  der  Firma  »Ver- 
band oldenburgischer  landwirtschaftlicher  Genossenschaften«  um- 
zubilden und  für  die  Einkaufszwecke  eine  »Zentralgenossenschaft 
oldenburgischer  landwirtschaftlicher  Konsumvereine,  e.G.  m.  b.  H.«, 
einzurichten.  Im  Jahre  1892  trat  der  Verband  der  Meiereien  dem 
Revisionsverband  bei.  Nach  und  nach  entstanden  und  schlössen 
sich  an  diesen  Verband  immer  mehr  Genossenschaften,  die  teils 
Bezugszwecke,  teils  Absatzzwecke  verfolgten,  Eierverkaufs-,  Vieh- 
absatz- ,  Obstverwertungs-  und  Honigverkaufs-Genossenschaften. 
Andere  Funktionen  übernahmen  die  Hengsthaltungsgenossenschaf- 
ten, ferner  die  verschiedenen  anderen  Vereinigungen  zur  Förderung 
der  Viehzucht,  wie  Pferdezüchter-Verbände,  Herdbuchvereine, 
Schweine-,  Ziegen-  und  Geflügelzucht- Vereine,  Imkervereine,  die 
nur  vereinzelt  Genossenschaftsform  annahmen  und  sich  dem  »Ver- 
band oldenburgischer  landwirtschaftlicher  Genossenschaften«  an- 
gliederten. Das  landwirtschaftliche  Vereinswesen  hatte  seine  Zu- 
sammenfassung in  der  Oldenburgischen  Landwirtschafts-Gesell- 
schaft, die,  im  Jahre  181 8  gegründet,  sich  bedeutende  Verdienste 
um  die  Förderung  der  oldenburgischen  Landwirtschaft   erworben 


1)  Festschrift     der     Oldenburgischen     Landwirtschaftsgesellschaft,     S.    419  ff. 
Bericht  der  Landwirtschaftskammer  für   1900 — 1906,   S.    134  ff. 
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hat.  Im  Jahre  1900  übernahm  die  Landwirtschaftskammer  für 
das  Herzogtum  Oldenburg  einen  Teil   ihrer  Aufgaben. 

Der  Zusammenschluß  der  Landwirte  zu  Vereinen  und  Ge- 
nossenschaften gab  durch  die  Erleichterung  und  Sicherheit  in 
Produktion,  Bezug  und  Absatz,  ferner  durch  Interessenschutz  und 
Belehrung  allerlei  Möglichkeiten  zur  Verstärkung  der  wirtschaft- 
lichen Lage  der  einzelnen ;  damit  aber  diese  Erscheinung  auch 
fruchtbar  wurde,  war,  ebenso  w:ie  zu  den  geschilderten  Betriebs- 
verbesserungen, eins  erforderlich  :  Kapital. 

In  noch  höherem  Maße  machte  sich  das  Kapitalbedürfnis  bei 
der  Uebernahme  von  Grundbesitz  geltend ,  also  bei  Kauf  und 
Erbanfall.  Die  Häufigkeit  des  Besitzwechsels  durch  Kauf  war  in 
der  Marsch  stets  größer  als  in  den  übrigen  Gebieten  ;  neben  der 
höheren  Bodenqualität,  die  einerseits  dort  ein  Grundstück  an  sich 
begehrenswerter  machte,  andererseits  auch  die  Erwerbung  kleinerer 
Elächen  ermöglichte,  sprachen  hierbei,  ebenso  wie  bei  der  Ver- 
pachtung a),  auch  die  abweichenden  Sitten  und  Gewohnheiten  in 
Marsch  und  Geest  ein  gewichtiges  Wort  mit.  Es  entfielen  in  dem 
Zeitraum  von  1866—  1893  in  den  drei  Gebieten  auf  100  behauste 
Besitzungen 2)  : 

in   der  Marsch 52,9  Verkäufe 

in  der  oldenb.  Geest 42,4 

in  der  münst.  Geest         32,2 

im  Herzogtum 45,1 

Der  Fall,  für  eine  ererbte  Besitzung  den  Miterben  Abfindungs- 
summen zahlen  zu  müssen,  war  im  ganzen  noch  häufiger  und  seit 
dem  Gesetz  von  1873  dort  besonders  fühlbar,  wo  früher  das  An- 
erbenrecht dem  Besitznachfolger  ein  hohes  »Voraus«  zubilligte3). 
Dieser  nicht  der  Teilung  unterliegende  YVertanteil  der  »Stelle« 
betrug  bei  der  Mehrzahl  der  Privatbesitzungen  auf  der  Geest  80%, 
bis  das  obengenannte  Gesetz,  um  die  Härten  des  alten  Rechts 
und  die  örtliche  Verschiedenheit  aufzuheben,  die  freie  Erbteilung 
anordnete  und  freiwillige  Errichtung  von  »Grunderbstellen«  durch 
Erklärung  vor  einem  Amtsgericht  zuließ.  Der  Anerbe  einer  Grund- 
erbstelle —  je  nach  dem  Brauch  der  Gegend  der  jüngste  oder 
der  älteste  Sohn,  wenn  diese  fehlten,  eine  Tochter  —  erhielt  nun 

1)  Siehe   oben  S.    17. 

2)  Kollmann,  Die  landwirtschaftliche  Verschuldung  im  Großherzogtum  Olden- 
burg, S.  31  f. 

3)  S.  das  bevorzugte  Erbrecht  am  Grundeigentum  im  Herzogtum  Oldenburg, 
herausg.  v.  statistischen  Bureau. 

7* 
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als  Voraus  nur  noch  auf  der  Marsch  15%,  auf  der  Geest  40% 
vorn  Werte  der  schuldenfreien  Stelle.  Er  mußte  also  auch  in  diesem 
für  ihn  günstigsten  Falle  erhebliche  Beträge  herauszahlen. 

Woher  wurden  nun  diese  für  die  Erwerbung  und  die  Er- 
haltung des  Besitzes  und  die  Aufrechterhaltung  und  Verbesserung 
des  Betriebes  notwendigen  Mittel  genommen  ?  Zum  Teil  war  ja 
Geldvermögen  vorhanden  —  die  großen  Einlagenbestände  der 
oldenburgischen  Banken  lehren  es  — ,  zum  größten  Teil  aber 
mußte  Kredit  in  Anspruch  genommen  werden,  wenn  auch  viel- 
fach zunächst  hiergegen  eine  Scheu  bestand  1),  und  z.  B.  auf  der 
oldenburgischen  Geest  häufig  Waldbestände  dem  Geldbedürfnis 
zum  Opfer  gebracht  wurden  2). 

Für  den  Personalkredit,  der  am  meisten  für  die  Gewinnung 
der  Betriebsmittel  in  Frage  kommt,  konnte  sich  der  Landmann 
an  die  Banken  3)  wenden;  für  diese  Zwecke  waren  aber  außerdem 
nach  und  nach  auch  genossenschaftliche  Bildungen  mit  engem 
Wirkungskreis,  Spar-  und  Darlehenskassen,  entstanden4).  Sie 
hatten  sich  seit  1885  über  den  Süden  des  Herzogtums  verbreitet, 
wo  1896  schon  14  bestanden;  verhältnismäßig  spät  erst  faßten 
sie  auch  in  der  oldenburgischen  Geest  und  in  der  Marsch  festen 
Fuß.  Am  1.  Januar  1912  bestanden  im  Herzogtum  92  Spar- und 
Darlehenskassen,  von  denen  die  münsterländischen,  26  an  der 
Zahl,  der  ländlichen  Zentralkasse  in  Münster  i.  W.  angegliedert 
sind,  während  die  übrigen  als  Zentralstelle  die  »Oldenburgische 
Landwirtschaftsbank  e.  G.  m.  b.  H.«  in  Oldenburg  haben,  deren 
Hauptzweck  es  ist,  kreditbedürftigen  Genossenschaften  die  Mittel 
zu  verschaffen  und  den  Geldausgleich  zwischen  den  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  und  Korporationen  zu  vermitteln, 
indem  der  Einlagenüberschuß  der  einen  denjenigen  anderen  Ver- 
bänden zugeführt  wird,  bei  denen  die  Kreditansprüche  überwiegen. 

Handelt  es  sich  um  die  Beschaffung  größerer  Summen,  was 
für  den  Grundbesitzer  bei  Erbabfindungen  und  Käufen  besonders5), 
aber  auch  bei  größeren  Bauten    und    Meliorationen    der    Fall   ist, 


1)  Meyer-Holte,  Personalkredit,  S.   196. 

2)  Bericht  der  Oldenburgischen  Landwirtschaftsgesellschaft  für  1887 — 90,  S.  93. 
Festschrift  derselben,  S.   226. 

3)  S.  oben  S.   1 2  f. 

4)  S.   hierzu    die  kl.  Broschüre    von    Dr.   Kreth :    »Die    ländlichen    Spar-    und 
Darlehenskassen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Oldenburgischen  Verhältnisse.« 

5)  Meyer-Holte,  Die  ländlichen  Kreditverhältnisse  im  Herzogtum  Oldenburg. 


—        I O I       — 

so  ist  die  Aufnahme  einer  Hypothek  in  der  Regel  der  gegebene 
Weg.  Wie  wir  sahen,  standen  hierfür  außer  den  privaten  Geld- 
quellen und  den  beschränkten  Summen  einer  größeren  haupt- 
städtischen und  einzelner  kleinen  ländlichen  Banken  bis  zur  Grün- 
dung der  Staatlichen  Kreditanstalt  die  Mittel  einiger  öffentlichen 
Kassen  und  Fonds  zur  Verfügung.  Von  den  Kreditquellen,  deren 
Darlehensumfang  festzustellen  ist,  übertraf  die  Gesamtheit  der 
Banken  und  übrigen  öffentlichen  Anstalten  noch  Jahrzehnte  nach 
der  Gründung  der  doch  eigens  für  diese  Zwecke  bestimmten  An- 
stalt diese  an  Bedeutung  bei  weitem.  Die  Gründe  des  Zurück- 
bleibens haben  wir  dargestellt :  am  stärksten  machten  sich  die 
Kündbarkeit  der  Schuldverschreibungen,  die  Verbindung  mit  der 
Ersparungskasse  und  der  hohe  Zinsfuß  als  Hinderungsursachen 
geltend.  Ist  hiervon  —  von  den  auf  seiten  der  Anstalt  liegenden 
Hauptursachen  —  nur  der  letztgenannte  Umstand  unmittelbar  von 
Einfluß  auf  die  Nachfrage  nach  Kredit,  so  zeigen  die  übrigen, 
daß,  da  die  Anstalt  auf  die  Erhaltung  aus  eigener  Kraft  ange- 
wiesen war,  ihr  privatwirtschaftliches  Gedeihen  die  Voraussetzung 
für  ihre  volkswirtschaftliche  Nützlichkeit  bildete.  Unter  diesem 
Gesichtspunkt  berührt  der  Inhalt  des  vorhergehenden  Abschnittes 
schon  die  uns  in  diesem  Abschnitt  beschäftigende  Frage  nach 
der  Bedeutung  der  Anstalt.  Wir  haben  das  Jahr  1906  als  den 
Zeitpunkt  gefunden,  mit  dem  die  neue  Entwicklungsepoche  — 
und  wir  dürfen  jetzt  hinzufügen  :  auch  die  neue  Bedeutungsepoche 
—  anhebt.  Die  Kreditansprüche  und  der  zahlenmäßige  Umfang 
ihrer  Befriedigung  waren  schon  seit  1900  in  stärkerem  Wachstum 
begriffen,  auch  die  Bestimmungen  kamen  seit  1901  mehr  als  bis- 
her der  Eigenart  der  Bedürfnisse  entgegen,  aber  erst  seit  1906 
ist  die  Anstaltstätigkeit  zu  der  heutigen  Vielseitigkeit  entwickelt ; 
sie  sucht  nun  nicht  nur  alle  aus  der  Volkswirtschaft  an  sie  heran- 
tretenden Bedürfnisse  nach  Bodenkredit  in  der  zweckmäßigsten 
Weise  zu  befriedigen,  sondern  kommt  ihnen  selbsttätig  dort  ent- 
gegen, wo  allgemeine  Wohlfahrtsinteressen  -  nicht  wirtschaft- 
liche Notwendigkeit,  die  den  Bedürftigen  an  sich  stets  stärker 
zum  eigenen  I  landein  bringt,  -  das  Eintreten  von  Bodenkredit 
erwünscht  erscheinen  lassen. 

Die  Skizzierung  der  Wirtschaftsentwicklung  seit  18S0  hat  uns 
gezeigt,  daß  in  der  Hauptsache  zwei  Entwicklungsreihe»  in  Frage 
kommen,  die,  in  ihrer  Eigenart  voneinander  unabhängig,  beide 
besondere  Bodenkreditbedürfnisse  in  sich  schließen. 
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Dem  geschilderten  landwirtschaftlichen  Kreditbedarfe  stand 
der  städtisch-industrielle  an  Dringlichkeit  nicht  nach,  er  trat  in 
der  Form  der  Nachfrage  für  Häuserhypotheken  auf,  die  für  Neu- 
bauten in  den  aufblühenden  Städten  erforderlich  waren.  Wir 
sahen,  daß  die  städtischen  Hausdarlehen  trotz  des  Zögerns  der 
Anstalt  von  dem  Anfange  der  90  er  Jahre  an  einen  wachsenden 
Raum  unter  dem  gesamten  Darlehensbestande  beanspruchten,  und 
daß  die  Hauptsummen  in  die  bei  Wilhelmshaven  gelegenen  olden- 
burgischen Gemeinden  gingen  x).  Noch  auf  einem  zweiten  Wege 
wurde  die  Anstalt  von  der  städtischen  Entwicklung  berührt, 
durch  die  Darlehensanträge  der  Gemeinden,  die  seit  1890  der 
Anstalt  zugingen.  Unter  ihnen  betreffen  jedoch  auch  zahlreiche 
Posten  die  ländlichen  Gemeinden,  für  die  Chaussee-  und  Eisen- 
bahnbauten eine  wichtige  Rolle  spielten. 

Für  die  außergewöhnlichen  Verhältnisse,  die  sich  bei  den 
Gründungen  der  großen  Unternehmungen  an  der  Unterweser  her- 
ausbildeten, indem  vielen  Hunderten  von  Arbeitern  in  kurzer  Zeit 
Obdach  zu  schaffen  war,  waren  die  Normalbedingungen  der  An- 
stalt nicht  ausreichend.  Wollte  sie  hier  mitwirken,  —  und  das 
war  für  die  Unternehmungen  und  Arbeiter  ebenso  erwünscht  wie 
für  den  Staat,  der  seit  etwa  der  Jahrhundertwende  die  Entstehung 
der  Industrie  begünstigte  —  so  mußte  sie  im  Verhältnis  zum 
Pfandobjekt  mehr  geben  und  zu  billigeren  Sätzen  als  gewöhnlich. 
In  den  Bestimmungen  über  die  Kleinwohnungsdarlehen  fand  man 
die  Form,  an  Stelle  der  drohenden  Mietskaserne  den  Bau  guter 
Wohnungen  mit  Gartenland  zu  ermöglichen  und  den  Lebens- 
gewohnheiten und  Ansprüchen  der  Arbeiter  weitgehend  Rechnung 
zu  tragen.  Zugleich  waren  diese  Ausnahmebedingungen  geeignet, 
auf  die  erwünschte  Ansiedlung  landwirtschaftlicher  Arbeiter  för- 
dernd einzuwirken  und  überhaupt  die  Schaffung  angenehmer 
Wohnstätten  für  Minderbemittelte  zu  erleichtern.  In  dieser  Für- 
sorge begegnete  sich  die  Anstalt  mit  der  Wohnungspolitik  der 
Gemeinden,  die  nächst  den  das  Wohnungsbedürfnis  hervorrufenden 
Unternehmungen  das  größte  Interesse  an  dieser  Frage  hatten. 
So  ergab  sich  bald  ein  Zusammenarbeiten  mit  Gemeinden, 
Unternehmungen  und  gemeinnützigen  Bauvereinen  zu  demselben 
Ziel.  Die  Uebernahme  von  Bürgschaften  seitens  der  Gemeinden 
ermöglicht  sogar  eine  Beleihung  bis  zum  vollen  Werte  des  Ob- 
jektes,   wo  die  Gemeinde    dies  für  zweckmäßig  erachtet.     In  der 

1)  S.  oben  S.  45  und  47  f. 
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Regel  blieb  es  aber  bei  Dreiviertelbeleihung  des  Wertes,  während 
ein  großer  Teil  des  Restes  vielfach  von  der  Gemeinde  oder, 
—  wenn  es  sich  um  Wohnungen  für  Arbeiter  einer  bestimmten 
Unternehmung  handelte  —  von  der  betreffenden  Unternehmung 
als  zweite  Hypothek  dargeliehen  wurde.  Solche  Darlehen  unter 
Bürgschaft  der  Gemeinden  sind  in  größerer  Zahl  nach  Delmen- 
horst, Varel  und  besonders  nach  Rüstringen  geflossen.  Noch 
weiter  geht  die  Mitwirkung  der  Anstalt  an  der  städtischen  Boden- 
politik, wenn,  wie  es  z.  B.  bei  der  letztgenannten  Stadt  geschehen  ist, 
die  Gemeinde  in  Gestalt  eines  Kommunaldarlehens  von  der  An- 
stalt die  Mittel  zur  Erwerbung  des  Grund  und  Bodens  erhält,  der 
für  den  Bau  von  Kleinwohnungen  und  preiswürdigen  größeren 
Einzelhäusern  bestimmt  ist.  Als  Reflektanten  für  Kleinwohnungs- 
darlehen treten  auf  dem  Lande  meistens  die  einzelnen  Arbeiter 
selbst  an  die  Anstalt  heran  -  -  die  Bürgschaftsübernahme  ist  von 
den  Eandgemeinden  nur  vereinzelt  in  Anwendung  gebracht  wor- 
den l )  — ,  in  den  Städten  und  Industriegebieten  sind  es  häufig  Bau- 
vereine, die  ihren  Mitgliedern  —  meist  Minderbemittelten  —  zu 
guten  und  billigen  Wohnungen  verhelfen  durch  gemeinsamen  Er- 
werb von  Grundstücken  und  Bau  von  Einfamilienhäusern,  die  all- 
mählich in  den  Besitz  der  Bewohner  übergeführt  werden.  In 
Oldenburg  2),  Brake,  Rüstringen  und  Nordenham  sind  solche 
Bauvereine  ins  Leben  getreten  und  mit  Darlehen  unterstützt 
worden. 

Die  Staatliche  Kredit-Anstalt  beschränkt  sich  bei  diesen  Dar- 
lehen nicht  darauf,  das  Geld  vorzustrecken  und  dagegen  die  Größe 
des  Grundstücks  und  die  Bauart  der  Häuser  auf  Zweckmäßigkeit 
zu  prüfen  —  das  liegt  in  ihrem  eigenen  Interesse  — ,  sondern  sie 
beachtet  auch  die  ästhetische  Seite  des  Baues,  holt  in  manchen 
Fällen  auch  hierüber  sachverständiges  Urteil  ein  und  stellt  den 
Antragstellern  auf  Wunsch  erprobte  Pläne  zur  Verfügung. 

Fassen  wir  die  Tätigkeit  der  Anstalt  unter  dem  Gesichtspunkt 
des   Zieles  zusammen,  so  ergeben  sich  folgende  Gruppen  : 

A.  Allgemeine  Pflege  des  Bodenkredits. 
Gewöhnliche  hypothekarische  Darlehen. 

B.  Förderung  der  Landwirtschaft. 

(i.   Gewöhnliche  hypothekarische  Darlehen.) 


i)  S.  oben  S.  82. 

2)  Ueber  den  »Bauverein  Oldenburg  e.  (>.  m.  b.  H. ;  siehe  Ephraim  a.  a.  O., 
S.   124  ff. 
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2.  Darlehen  an  staatliche  Kolonisten 

a)  für  den  Hausbau, 

b)  für  Meliorationen. 

3.  Darlehen  zum  Zwecke   der  Ansiedlung  landwirtschaft- 
licher Arbeiter  (Kleinwohnungsdarlehen). 

C.  Förderung  von  Handel  und  Gewerbe. 

(1.  Gewöhnliche  hypothekarische  Darlehen  ;    meist  Haus- 
darlehen.) 
2.  Darlehen  zum  Zwecke  der  Ansiedlung  von  Arbeitern 
(Kleinwohnungsdarlehen). 

D.  Förderung  allgemeiner  Wohlfahrtszwecke. 

1.  Kommunaldarlehen. 

2.  Darlehen  unter  Bürgschaft  öffentlicher  Verbände. 

3.  Kleinwohnungsdarlehen. 

Die  vier  Hauptgruppen  bezeichnen  die  durch  die  Anstalts- 
politik verfolgten  Zwecke,  die  Unterabteilungen  bezeichnen  den 
eingeschlagenen  Weg  und  bedienen  sich,  soweit  möglich,  der  nach 
den  Sicherungsgrundlagen  gebildeten  Finteilungsbezeichnungen  der 
neuesten  Anstaltsausweise 1).  Die  mit  -gewöhnliche  hypotheka- 
rische Darlehen«  benannten  Unterabteilungen  umfassen  die  Ab- 
teilungen A — C  des  Jahresberichts ;  ferner  verteilen  sich  die 
;> Kleinwohnungsdarlehen«  auf  die  letzten  drei  Gruppen  unserer 
Aufstellung.  Aus  diesen  Gründen  ist  eine  ziffernmäßige  Zusam- 
menfassung der  Summen  in  den  einzelnen  Zweckgruppen  nicht 
anzugeben. 

Die  gewöhnlichen  hypothekarischen  Darlehen  können  von 
jedem  Grundstückseigentümer  im  Herzogtum  nachgesucht  wer- 
den; sie  kommen  ebensogut  dem  Handel,  dem  Gewerbe  oder  der 
Landwirtschaft,  wie  jedem  anderen  Berufsstande  zugute. 

Ihr  Gesamtbetrag  war  am  31.  Dezember  1 9 1 1  - ) :  42  507  309,05  M 
=  68,81  %  sämtlicher  ausgegebenen  Darlehen;  als  ziemlich 
sicher    der    Landwirtschaft    zugeflossen    sind    von    dieser    Summe 


1)  Die  Einteilung  führt  auf:  A.  Gewöhnliche  landwirtschaftliche  Darlehen. 
B.  I.  Hausdarlehen  mit  landwirtschaftlichem  Grundbesitz.  B.  2.  Gewöhnliche 
Hausdarlehen.  C.  Hausdarlehen  im  Festungs-  und  Industriegebiet.  D.  i.  Klein- 
wohnungsdarlehen mit  landwirtschaftlichem  Grundbesitz.  D.  2.  Kleinwohnungs- 
darlehen ohne  landwirtschaftlichen  Grundbesitz.  E.  Wohnungsdarlehen  an  staat- 
liche Kolonisten.  F.  Meliorationsdarlehen  an  staatliche  Kolonisten.  G.  Darlehen 
unter  Bürgschaft  öffentlicher  Verbände.     H.   Kommunaldarlehen. 

2)  Die  folgenden  Angaben  beziehen  sich  alle  auf  diesen  Zeitpunkt,  sofern 
nichts  Besonderes  bemerkt  ist. 
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22  557  201,07  M  *)  anzusehen  ;  es  haften  hierfür  landwirtschaftliche 
Grundstücke,  und  der  Wert  der  darauf  befindlichen  Gebäude 
macht  weniger  als  ein  Drittel  der  Gesamtsichcrung  aus.  Einem 
landwirtschaftlichen  Sonderzweige,  der  Urbarmachung  öder  Flä- 
chen durch  vom  Staate  eingewiesene  Kolonisten  dienen  i  190544  AI 
50  Pf.2).  Von  den  Kleinwohnungsdarlehen  sind  1  715449,61  AI 
als  Hypotheken  auf  Grundstücken  mit  mehr  als  20  ar  landwirt- 
schaftlich genutzter  Fläche  ausgeliehen  ;  in  diesem  Betrage  wird 
also  die  Gesamtheit  der  Darlehen  an  landwirtschaftliche  Arbeiter 
und  an  Kleinbauern  enthalten  sein,  sicherlich  aber  auch  ein  Teil 
der  für  Industriearbeiter  hergegebenen  Darlehen,  denen  im  übri- 
gen neben  Unterbeamten  und  Kleinhändlern  oder  Handwerkern 
die  auf  Grundstücke  mit  kleinerer  Landfläche  dargeliehenen 
1  615  290,68  M  zugeflossen  sind. 

Ob  die  Kleinwohnungsdarlehen  ein  wirksames  Mittel  sind, 
um  den  Mangel  an  landwirtschaftlichen  Arbeitern  zu  bessern, 
läßt  sich  wegen  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  noch  nicht  sagen, 
doch  ist  bemerkenswert,  daß  bis  jetzt  von  Seiten  der  Landarbeiter 
von  der  Einrichtung  nur  wenig  Gebrauch  gemacht  worden  ist. 

Einen  überwiegenden  Anteil  haben  die  für  den  Wohnungs- 
bau bestimmten  Summen  auch  an  den  unter  der  Bürgschaft  öffent- 
licher Verbände  ausgegebenen  2401  558,94  M,  weil  vielfach  bei 
Darlehen  an  Baugenossenschaften  diese  Form  gewählt  worden 
ist.  Die  Stadt  Rüstringen  ist  hierin  am  weitesten  gegangen ;  sie 
hat  durch  ihre  Bürgschaft  in  145  Fällen  für  2  175  000  M  eine 
Beleihung  weit  über  die  Normalgrenze  ermöglicht  und  damit  nicht 
nur  den  Bau  von  Arbeiterhäusern,  sondern  von  Wohnungen  für 
alle  Bevölkerungsschichten  gefördert,  weil  ihr  daran  lag,  auch 
wohlhabendere  Klassen   an  die  Stadt  zu  fesseln. 

Diese  Art  Darlehen  ist  also  zum  allergrößten  Teile  dem 
städtischen  Bedarfe  zugute  gekommen  3),  ebenso  die  unter  »ge- 
wöhnliche Hausdarlehen«4)  aufgeführten  762402S.11    M  und  ein 

1)  Gruppe  A  des  Jahresberichts.    Siehe  jedoch  S.    107  f. 

2)  S.   oben   S.   78  f. 

3)  S.  auch  Art.:  »Die  Staatliche  Kreditanstalt  des  Herzogtums  Oldenburg«  von 
Oberfinanzrat  Stein  in  der  im  Erscheinen  begriffenen  »Heimatkunde  des  Herzog- 
tums Oldenburg«. 

4)  Das  sind  zu  gewöhnlichen  Bedingungen  ausgegebene  Hypotheken,  die  zu 
mehr  als  ]/s  durch  mit  einem  Grundstück  unter  20  ar  verbundene  Gebäude  ge- 
sichert sind. 
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Teil  derjenigen  gewöhnlichen  Hausdarlehen,  die  auf  Grundstücken 
ruhen,  welche  größer  als  20  ar  sind  und  land-  oder  forstwirt- 
schaftlich oder  gärtnerisch  genutzt  werden. 

Unter  diesen  Summen  fehlen  die  gewöhnlichen  Hausdarlehen, 
welche  die  Stadt  Rüstringen,  das  Industriegebiet  an  der  Unter- 
weser und  das  Nordseebad  Wangeroog  erhalten  haben;  also  die 
»Banter«  Darlehen;  deren  Gesamtsumme  betrug  5220049,73  M. 
Die  den  Gemeinden  und  ähnlichen  Verbänden  gegebenen  Dar- 
lehen sind  auf  den  Betrag  von  12  336214,38  M  angewachsen,  sie 
nehmen  rund  1/3  des   Gesamtbestandes  ein. 

Der  Anstaltsbericht  von  191 1  macht  den  Versuch,  die  land- 
wirtschaftlichen Darlehen  zusammenzufassen,  indem  er  als  »land- 
wirtschaftlich« alle  Hypotheken  ansieht,  die  auf  landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich  und  gärtnerisch  genutzte  Grundstücke  über 
20  ar  gegeben  sind.  Zu  deren  Ermittlung  sind  aus  dem  Gesamt- 
bestande die  auf  die  Gruppen  »gewöhnliche  Hausdarlehen«  (ohne 
landwirtschaftlichen  Grundbesitz),  »Hausdarlehen  im  Festungs- 
und Industriegebiet«,  »Kleinwohnungsdarlehen«  (mit  Grundflächen 
unter  20  ar),  »Darlehen  unter  Bürgschaft  öffentlicher  Verbände« 
und  »Kommunaldarlehen«  entfallenden  Beträge  ausgeschieden. 
Die  auf  diese  Weise  ermittelten  »landwirtschaftlichen  Darlehen« 
ergeben  die  Summe  von  32  569  225,32  M  und  im  Verhältnis  zum 
Gesamtbestande  die  Prozentziffer  von  52,73.  Das  zugrunde  ge- 
legte Unterscheidungsmerkmal  ist  jedoch,  wie  schon  oben  ange- 
deutet, für  die  Feststellung  der  wirklich  der  Landwirtschaft  zu- 
geflossenen Kreditmittel  nicht  ganz  zuverlässig,  vor  allem  weil 
eine  große  Anzahl  der  für  Industriearbeiter  hergegebenen  Klein- 
wohnungsdarlehen und  Darlehen  für  andere  Berufsklassen  auf  dem 
Lande  in  der  Summe  enthalten  sind.  Auch  mit  dem  Hinzurechnen 
derjenigen  Summen,  die  an  nebenberuflich  in  der  Landwirtschaft 
Tätige  ausgeliehen  sind,  dürfte  der  Bestand  nicht  genau  erfaßt  sein. 

Die  am  31.  Dezember  191 1  vorhandenen  6624  »landwirt- 
schaftlichen Darlehen«  verteilen  sich  auf  4678  Grundstücke  in  der 
folgenden  Weise.     Es  entfallen  auf 


Grundstücke 

Anzahl 

Betrag  M 

auf  1   Grundstück 
durchschnitt].  M 

unter     2               ha 

1205 

5  436  141,10 

4  5  ",32 

von         2 —      5     » 

744 

3  252  672,33 

4  371.87 

5—  20     > 

1875 

10339864,0c, 

5  514,59 

>         20 — 100     » 

768 

13099590,— 

17  056,76 

über             100     » 

8b 
4678 

2457650  — 

28  577.33 

zusammen 

34585917,58 

10/ 


Die  höhere  Ziffer  der  Gesamtsumme  erklärt  sich  daraus,  daß 
in  diesem  Fall  die  Darlehen  in  ursprünglicher  Höhe  und  auch 
diejenigen,  auf  die  erst  Teilzahlungen  geleistet  sind,  voll  gerech- 
net wurden.  Als  Grundstück  ist  der  im  Zusammenhang  ver- 
pfändete Grundbesitz  eines  Eigentümers  zu  verstehen,  auch  wenn 
er  aus  mehreren  Artikeln  besteht. 

Die  erste  Reihe,  Grundstücke  unter  2  ha  enthaltend,  weist 
sowohl  durch  ihre  große  Zahl  als  auch  ihre  hohe  Durchschnitts- 
beleihung  auf  die  Kleinwohnungsdarlehen  hin,  die  nur  zum  Teil 
der  Landwirtschaft  zufallen.  Weitaus  die  meisten  Darlehen  ruhen 
auf  Grundstücken  von  5 — 20  ha;  ihre  Anzahl  ist  40,1  %  der  Ge- 
samtheit, ihre  Summe  aber  nur  29,9  %  der  Gesamtsumme.  Auf 
die  Grundstücke  von  20 — 100  ha  ist  ein  höherer  Betrag  entliehen, 
der  37,9%  der  Gesamtsumme  ausmacht. 

Ueber  die  Berufsverhältnisse  der  Hypothekenschuldner,  eben- 
so über  die  von  diesen  angegebene  Verwendung  der  angeliehenen 
Summe,  liegen  nur  Mitteilungen  bezüglich  der  im  Jahre  191 1 
ausgegebenen  Darlehen  vor.  Die  Möglichkeit,  daß  in  diesem, 
nur  ein  Jahr  umfassenden  Material  Zufallsmomente  zum  Ausdruck 
kommen,  läßt  Schlüsse  auf  die  Zusammensetzung  des  ganzen 
Bestandes  in  diesen  Beziehungen  nur  spärlich  und  unter  großer 
Vorsicht  zu.  Von  den  im  Jahre  191 1  mit  der  Anstalt  in  Ver- 
bindung getretenen  neuen  Hypothekenschuldnern  waren 


,  Klasse  Klasse  Klasse   Klasse 
A.         B  1.       B  2.        C. 


Klasse 

D  1. 


Klasse  Klasse   Klasse 
D  2.     E.u.F.       G. 


Zu- 
sammen 


1.  Landwirte    .     .     .     . 

2.  Selbständige  Hand- 
werker und  sonstige 
Gewerbetreibende 

3.  Arbeiter,  Handwerker 

4.  Beamte  undMilitärper- 
sonen  (Aerzte,  Rechts- 
anwälte)       .      .      .      . 

5.  Kaufleute  und  Er- 
werbsgesellschaften  . 

6.  Sonstige  Berufe    . 

7.  Berufslose  U.Anstalten 


532 


30 

52 


6 

13 

16 


10S 


37 
106 


15 

14 

M 

6 


84 
123 


32 

29 
21 
1 1 


,7 

3 

273 

— 

12 

20 



7 

75 

114 

27 

9 

42 

— 

61 

8 

18 



1 

10 

5 

1 

^ 

957 
200 

175 

56 
95 
53 


Zusammen 


661 


0   312    58   136  |  198   273   109  |  2047 

Auch  aus  dieser  Aufstellung  lassen  sich  die  dem  landwirt- 
schaftlichen Berufskreise  einerseits  und  den  übrigen  Berufen 
andererseits  zugebilligten  Darlehen  nicht  herausschälen,  doch  ist 
aus  der  Uebersicht  deutlich  zu  erkennen,  mit  welcher  Einschrän- 
kung   die    'landwirtschaftlichen  Darlehen     diese  Bezeichnung  ver- 
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dienen;  von  den  Empfängern  »gewöhnlicher  landwirtschaftlicher 
Darlehen«  (Klasse  A)  waren  nur  So  %  »Landwirte«,  von  den 
der  »landwirtschaftlichen  Darlehen«  überhaupt  (Klassen  A,  B  I, 
Di,  E,  F)  gar  nur  70  %.  und  selbst  wenn  man  die  Hälfte  der 
in  den  Gruppen  2  und  3  zusammengefaßten  selbständigen  Hand- 
werker, sonstigen  Gewerbetreibenden,  Arbeiter  und  Handwerker 
als  nebenberuflich  in  der  Landwirtschaft  annimmt  und  hinzurech- 
net, erhöht  sich  die  letzte  Zahl  nur  auf  80  %.  Diese  Tatsache 
deutet  auf  den  Umstand  hin,  daß  landwirtschaftlicher  Besitz  und 
Betrieb  nicht  dasselbe  sind,  und  wenn  auch  unter  den  fehlenden 
20  %  noch  einige  Personen  (z.  B.  Geistliche,  Aerzte  und  Lehrer) 
zu  finden  sein  werden,  die  einen  größeren  Grundbesitz  etwa  als 
Garten  oder  zu  sonstigen  Zwecken  benutzen,  so  ist  doch  mit 
Sicherheit  anzunehmen,  daß  unter  den  47  Grundbesitzern  der 
Gruppen  4 — 7,  die  der  Darlehensklasse  A  zugerechnet  sind,  sich 
viele  befinden,  die  ihren  Besitz  verpachtet  und  die  hierauf  einge- 
tragene Hypothek  zu  anderen  als  landwirtschaftlichen  Zwecken 
verwendet  haben. 

Ueber  die  Verwendung  der  Darlehen  gibt  der  neueste  Be- 
richt auch  eine  Reihe  von  Daten,  doch  ist  hierzu  im  voraus  zu 
bemerken,  daß  es  sich  nur  um  die  vom  Darlehensempfänger  an- 
gegebene Zweckbestimmung  handelt,  da  eine  Kontrolle  der  Ver- 
wendung nicht  üblich  ist.  Nur  ganz  vereinzelt  —  etwa  wenn 
als  Zweck  die  Ausbesserung  baufälliger  Gebäude  genannt  ist  — 
hat  man  im  eigenen  Interesse  der  Anstalt  die  Verwendung  über- 
wacht. Es  sind  nun  als  Zweck  der  im  Jahre  191 1  ausgegebenen 
■> landwirtschaftlichen  Darlehen«    angegeben  worden  : 

1.  Umleihung  bei      2  360  890,83  M  32,1  °0 

2.  Baugeld  2205672,50  »      29,8  % 

3.  Kaufgeld  1346990, —  18,2",, 

4.  Erbabfindungen  450120, —  >         6,1  % 

5.  Abtragung  sonstiger  Schulden  400025, —  5j5°o 

6.  Melioration  -           248151,1t)  »         3>5°o 

7.  Verschiedenes  349410,—  4,8",, 

zusammen     7  361  259,49  M       ioo°', 

Sieht  man  von  der  ersten  und  fünften  Kategorie  ab  —  sie 
zeigen  nur,  daß  der  Hypothekenschuldner  das  Anstaltsdarlehen 
als  die  zweckmäßigere  (wahrscheinlich  billigere)  Verschuldungs- 
form erkannt  hat,  —  so  treten  Baugeld  und  Kaufgeld  als  die- 
jenigen Verwendungsarten  hervor,  die  bei  weitem  die  größten 
Summen  beansprucht  haben,  annähernd  das  3Y2  fache  der  rest- 
lichen Gruppen.     Daß  die  Erbabfindungen  nur  etwa  ein  Drittel  der 
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Kaufgelder  erforderten,  mag  z.  T.  damit  zusammenhängen,  daß  im 
Münsterland  die  abzufindenden  Erben  ihren  Anteil  als  Hypothek 
auf  dem  Grundbesitz  stehen  lassen1),  der  Grunderbe  also  nicht 
erst  die  Vermittlung  eines  Geldgebers  anzurufen  braucht.  Das- 
selbe wird  auch  in  den  übrigen  Gebieten  nicht  selten  sein.  Im- 
merhin erscheint  die  Summe,  ebenso  wie  die  zu  Meliorationen 
bestimmte,  sehr  gering  und  dagegen  der  für  Baugeld  aufgenom- 
mene Betrag  außerordentlich  hoch. 

Die  im  Jahre  1897  veröffentlichte  Untersuchung  von  Kollmann 
über  die  landwirtschaftliche  Verschuldung  sei  bei  dieser  Gelegen- 
heit erwähnt,  weil  sie  auch  die  Verschuldungsursache  geprüft  hat 
und  in  bezug  auf  den  relativen  Umfang  der  einzelnen  Schuld- 
gründe zu  ganz  anderen  Ergebnissen  gekommen  ist.  Darnach 
rührten  von  den  Schulden  der  Landwirte  im  engeren  Sinne2): 

43,0 °u  aus   »Rückständen  aus   dem  Kaufe  des  Grundbesitzes«, 

41,4  °G     »      :  Erbabfindungen«, 
2,6 %     •        Meliorationen  des  Landes  oder  Vermehrung  des  Inventars«, 
5,0%  Vermehrung  oder  Verbesserung  der  Gebäude«. 

Die  Ziffern 3)  sind  auf  Grund  der  Einkommensteuer-Kataster 
des  Steuerjahres  1894/95  berechnet.  Ihre  Vergleichbarkeit  mit 
den  Angaben  der  Staatlichen  Kreditanstalt  ist  im  einzelnen  un- 
möglich, weil  sie  sich  nur  mit  einem  ausgewählten  Bevölkerungs- 
teile beschäftigen,  ferner  weil  sie  außer  den  Hypothekenschulden 
auch  die  sonstigen  Reak  und  Personalschulden  umfassen,  und 
weil  die  Anstaltsstatistik  nur  ein  einziges  Jahresergebnis  behandelt. 
Jedoch  wird  man  wohl  nicht  fehl  gehen  in  der  Annahme,  daß 
inzwischen  die  Bautätigkeit  eine  erheblich  größere  Bedeutung  fin- 
den Landmann  gewonnen  hat,  und  daß  für  Meliorationen  viel- 
fach Personalkredit  in  Anspruch  genommen  wird ;  außerdem 
kommt  hierin  die  stärkere  Unterstützung  der  Bautätigkeit  durch 
die  Anstalt  zum  Ausdruck.  Schließlich  ist  es  nicht  unwahr- 
scheinlich, daß  unsere  Aufstellung  der  tatsächlichen  Verwendung 
nicht    ganz  entspricht,    da    mancher  Antragsteller  aus  Furcht  vor 


1)  Kollmann,  Die  landwirtschaftliche  Verschuldung  im  Großherzogtum  Olden- 
burg, S.  31. 

2)  Das  sind  diejenigen,  »welche  als  Selbstbewirtschafter  wie  als  Verpachte! 
ausschließlich  oder  doch  ganz  überwiegend  von  dem  Ertrage  ihrer  landwirtschaft- 
lichen Besitzungen  leben  ;  ausgeschlossen  geblieben  sind  mithin  neben  den  vorzugs- 
weise an  andern  Erwerbsgeschäften  beteiligten  ländlichen  Grundbesitzern  nament- 
lich auch  die   grundangesessenen  landwirtschaftlichen  Arbeiter«   (S.  4). 

3)  Kollmann,  a.  a.  O.  S.   30. 
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Ablehnung  einen  dringlicher  erscheinenden  Grund  oder  eine  pro- 
duktivere Verwendungsart  nennen  dürfte,  während  er  beispiels- 
weise —  wie  es  in  der  neuen  Industriegegend  der  Marsch  vor- 
gekommen ist  —  sich  die  Mittel  zu  Spekulationsgeschäften  be- 
schaffen will.  Die  Anstalt  hat  ja  das  Recht,  Darlehensanträge 
ohne  Angabe  von  Gründen  abzulehnen,  und  wenn  sie  hiervon 
auch  bei  soliden  Antragstellern  keinen  Gebrauch  macht,  so  wer- 
den doch  bei  Unkenntnis  dieser  Tatsache  Vorsicht  und  Mißtrauen 
häufig  die  Kreditbedürftigen  zu  falschen  Zweckangaben  veranlas- 
sen. Bis  jetzt  ist  eine  Ablehnung  auf  Grund  des  angegebenen 
Zweckes  meist  nur  in  geldknappen  Zeiten  dann  erfolgt,  wenn 
die  Darlehensvaluta  für  eine  Verwendung  außerhalb  des  Herzog- 
tums bestimmt  war. 

Mit  derselben  vorsichtigen  Einschränkung  der  Bedeutung 
wird  man  auch  die  Hausdarlehen1)  des  Jahres  191 1  zu  betrach- 
ten haben. 

Von  ihnen  entfallen  auf 

1.  Umleihung 934  285,72  M 

2.  Baugeld 3  060  600, —    » 

3.  Kaufgeld 788  527,08    » 

4.  Verschiedenes 267  180, —    » 

zusammen     5  050  592,80  M 

Größere  Zuverlässigkeit  können  die  Zweckangaben  über  die 
Kommunaldarlehen  der  Anstalt  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 
Im  Jahre   191 1   erforderten 

1.  Schulbaukosten 530050, —  M 

2.  Chausseebaukosten 272  800, —  » 

3.  Sonstige  Baukosten2) 2253  172,26  » 

4.  Sonstiges 154  000, —  » 

zusammen     3  210022,26  M. 

Aus  all  diesen  Angaben,  so  begrenzt  auch  ihre  Gültigkeit 
ist,  kann  man  doch  als  Tatsache  entnehmen,  daß  sowohl  alle 
grundbesitzenden  Bevölkerungskreise,  wie  auch  die  Gemeinden 
zu  mancherlei  Zwecken  die  Staatliche  Kreditanstalt  benutzen. 
Als  ein  Symptom  dafür,  daß  man  die  Anstaltsdarlehen  im  allge- 
meinen als  besonders  vorteilhaft  erkannt  hat,  ist  der  Umstand 
anzusehen,    daß    der  für    »Umleihungen,«    d.  h.   Aufnahme    einer 


1)  Gruppen  B  2,  C,  D  2.  u.  G  des  Jahresberichts. 

2)  Hierunter  sind  gefaßt:  Umbau  eines  Postgebäudes,  Bahnbau,  Kirchenbau, 
Hausbau,  Bau  einer  Gasanstalt,  eines  Pumpwerkes,  einer  Brücke,  eines  Pfarrhauses, 
eines  Fährdampfers. 
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Anstaltshypothek  an  Stelle  einer  bestehenden  anderen,  aufge- 
nommene Betrag  absolut  und  relativ  unter  den  landwirtschaft- 
lichen wie  unter  den  Hausdarlehen  eine  große  Rolle  spielt.  Von 
sämtlichen  hypothekarischen  Darlehen,  die  im  Jahre  191 1  ausge- 
geben sind,  machten  die  für  diesen  Zweck  der  Anstalt  entnom- 
menen mit  3  295  176,5  5  M  26,6%,  also  mehr  als  1/i  aus.  Der 
Summe  nach  übertroffen  wurde  diese  Zweckgruppe  nur  von  der 
des  Baugeldes  (5  266272,50  M). 

Hat  uns  der  dritte  Abschnitt  die  Faktoren  gezeigt,  die  für 
die  Tätigkeit  der  Anstalt  bestimmend  waren,  und  ihre  Wand- 
lungen und  Entwicklungen  begründet,  darauf  dieser  Abschnitt 
die  an  die  Anstalt  herantretenden  Bedürfnissse  in  Ursache  und 
Eigenart  geschildert,  auch  das  Gegenspiel,  die  Art  und  den  Um- 
fang der  Erfüllung  der  Kreditforderungen  durch  die  Anstalt  dar- 
gestellt, so  bleibt  am  Ende  noch  die  Frage  offen,  ob  die  Staat- 
liche Kreditanstalt  den  richtigen  Weg  gefunden  hat,  um  dem 
Bedarfe  nach  Bodenkredit  voll  zu  genügen,  insbesondere  ob  die 
Form  der  Verteilung  auf  die  einzelnen  Bedürfnisarten  deren 
Eigenart  und  Bedeutung  entspricht. 

Wir  haben  in  der  Hauptsache  zwischen  landwirtschaftlichen 
und  städtischen  oder  industriellen  Kreditbedürfnissen  unterschei- 
den können.  Für  die  Landwirtschaft  stellen  sich  zwischen  dem 
verpfändeten  Boden  und  der  dadurch  erhaltenen  Kreditsumme 
Beziehungen  heraus,  die  diesen  Kredit  nur  für  gewisse  Zwecke 
und  in  bestimmten  Formen  erwünscht  erscheinen  lassen.  Da 
sind  zunächst  die  Verwendungsarten,  die  eine  entsprechende 
Steigerung  des  Ertrages  bewirken,  also  Bauten  und  Meliorationen; 
entsprechend  der  Größe  und  Dauer  der  Hypothek  wird  man 
ihren  Geldbetrag  dauernden  und  kostspieligen  Betriebsverbesse- 
rungen zuzuwenden  haben.  Als  Besitzkredit  kommt  der  Boden- 
kredit bei  Kauf  und  Vererbung  in  Frage.  Die  Anwendung  des 
Bodenkredits  zu  anderen  als  landwirtschaftlichen  Zwecken  ge- 
bietet keine  so  enge  Begrenzung,  weil  nirgends  sonst  die  Pro- 
duktionseigenart des  Bodens  in  Frage  kommt,  vielmehr  meist 
eine  freie  Verwendung  der  Kreditmittel  in  den  mannigfachen 
Formen  des  Kapitals  erfolgt,  und  hiernach  eine  mehr  oder  min- 
der leichte  Herauslösung  und  Rückzahlung  möglich  ist.  Gleich- 
zeitig verlangt  aber  gerade  diese  Möglichkeit  vielseitiger  Ver- 
wendung mit  ebensoviel  Verlustchancen  umsomehr  Vorsicht,  und 
die  Forderung,  daß  der  Bodenkredit  nur  für  größere  und  dauernde 
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Aufwendungen  produktiver  Art  und  für  Wohnungszwecke  in  An- 
spruch genommen  werde,  ist  auch  hier  am  Platze.  Diese  legi- 
timen Grundkreditansprüche  landwirtschaftlicher  und  städtischer 
Art  können  verlangen,  daß  ihnen  hypothekarische  Darlehen  in 
ausreichender  Höhe  und  zu  Bedingungen  gewährt  werden,  die 
sich  den  Eigenarten  der  kreditnehmenden  Wirtschaften  möglichst 
anpassen. 

Die  Rücksicht  auf  das  Wiesen  des  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes veranlaßt  folgende  drei  Hauptforderungen  für  die  Ausge- 
staltung des   landwirtschaftlichen  Kredits1): 

i.  Unkündbarkeit  des  Darlehens  seitens  des  Geldgebers. 

2.  Niedriger  und  gleichbleibender  Zins. 

3.  Verpflichtung  zur  Tilgung. 

Diese  Hauptforderungen  werden  im  allgemeinen  von  der  An- 
stalt erfüllt.  Ein  Zweifel  wäre  übrigens  nur  über  den  zweiten 
Funkt,  die  Zinshöhe,  wegen  des  relativen  Charakters  dieser  For- 
derung möglich.  Dagegen  beweist  die  starke  und  wachsende 
Nachfrage  nach  Darlehen,  besonders  auch  zum  Zwecke  der  Um- 
leihung,  daß  unter  den  Kreditbedürftigen  der  Zinsfuß  als  niedrig 
angesehen  wird.  Er  richtet  sich  ganz  und  gar  (seit  1906)  nach 
der  Verzinsung  der  Schuldverschreibungen,  und  da  diese  von 
seiten  der  Inhaber  unkündbar  sind,  ist  eine  Zinserhöhung  ausge- 
schlossen, während  die  Anstalt  in  der  Lage  ist,  bei  entsprechen- 
den Geldmarktverhältnissen  eine  Herabsetzung  vorzunehmen  und 
diese  auch  ihren  Schuldnern  zugute  kommen  zu  lassen.  Hier- 
durch wird  zwar  die  Stetigkeit  des  Zinses  gestört,  nicht  aber  die 
Gleichmäßigkeit  der  vom  Schuldner  zu  zahlenden  Jahressumme 
(Annuität),  die  auch  die  Abtragssumme  enthält;  eine  Zinsermäßi- 
gung bewirkt  daher  eine  schnellere  Tilgung  ohne  Veränderung 
des  Jahressatzes,  ist  also  eine  Abweichung  vom  Grundsatze  der 
Stetigkeit  des  Zinses,  die  nur  erwünscht  sein  kann.  Da  im 
übrigen  durch  die  Art  des  Vertriebes  der  Schuldverschreibungen 
ein  so  günstiger  Kurs,  wie  nur  möglich,  zu  erzielen  ist,  beschränkt 
sich  die  vom  Darlehensempfänger  der  Anstalt  zurückzuvergütende 
Einbuße  (Kurszuschlag)  auf  ein  Geringes.  Dem  Vorschlag  von 
Troch'l)y  keine  Bardarlehen,  sondern  Pfandbriefdarlehen  auszugeben, 
wie  es  bei  den  Landschaften  üblich  ist,  weil  sich  so  ein  besserer 
Kurs  erzielen  lasse,  stehen  die  Bedenken  entgegen, 

1)  Siehe  auch   Troch  a.  a.   O.  S.  2  u.  3. 

2)  A.  a.  O.  S.   24  ff. 
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1.  daß  das  Verfahren  wegen  der  schweren  Verständlichkeit 
und  der  Notwendigkeit,  für  die  Kursdifferenz  ein  Ausgleichsdar- 
lehen aufzunehmen,  den  bäuerlichen  Landwirt  häufig  von  der 
Benutzung  der  Anstalt  abschrecken  würde, 

2.  daß  wegen  der  weit  umständlicheren  Verrechnung  die 
Einrichtungen  der  Anstalt  zu  erweitern  sein  und  damit  die  Betriebs- 
kosten wachsen  würden, 

3.  daß  die  von  ihm  angenommene  günstige  Kursgestaltung 
für  Pfandbriefe,  die  zu  einem  unter  dem  Landeszinsfuß  stehenden 
Satze  verzinst  werden,  sich  sehr  bald  ändern  würde,  wenn  in- 
folge des  Uebergangs  zu  diesem  Typ  viele  Anstalten  große  Mengen 
davon  auf  den  Markt  brächten. 

Die  Unkündbarkeit  des  Darlehens  und  der  Tilgungszwang 
sind  Vorzüge,  die  Privathypotheken  nicht  aufzuweisen  haben,  und 
die  erst  in  letzter  Zeit  vom  Hypothekenschuldner  allmählich  ge- 
bührend gewürdigt  werden.  Die  letzte  Bedingung,  die  zunächst 
die  Ausbreitung  der  Anstaltstätigkeit  beeinträchtigt  hat,  ist  eben- 
so wie  der  Zwang  zur  Regelmäßigkeit  der  Zahlungen  von  nicht 
zu  unterschätzender  erzieherischer  Bedeutung1).  Ihr  unmittelbarer 
Wert  besteht  darin,  daß  sie  die  einer  Hypothek  anhaftende  Ten- 
denz zur  dauernden  Verschuldung  überwindet.  Diese  ist  beson- 
ders dann  vorhanden,  wenn  die  Summe  verwendet  wird,  ohne  den 
Ertrag  des  verpfändeten  Grundbesitzes  im  geringsten  zu  vermehren, 
also  im  Falle  des  Besitzkredits  für  Kauf  und  Erbschaft.  Gerade 
diesem  entspringen  aber  —  z.  B.  wenn  ein  Gut  über  den  Ertrags- 
wert bezahlt  ist  —  die  Kreditüberspannungen  mit  ihren  schwer- 
wiegenden Folgen2). 

Das  städtische  Kreditbedürfnis  hat  einen  ganz  anderen  Cha- 
rakter. Die  Produktionseigenart  des  Bodens  kommt  dort  in  der 
Regel  gar  nicht  in  Frage,  und  der  Hausbau  und  Hauserwerb,  dem 
sich  bauliche  Veränderungen  an  die  Seite  stellen,  sind  die  einzigen 
Fälle,  in  denen  der  Grundkredit  für  den  Grundbesitz  selbst  zur 
nutzbringenden  Anwendung  kommt.  Daneben  erscheint  für  ge- 
wisse Kapitalformen  im  Industriebetriebe,  z.B.  für  große  Maschinen, 
die  Aufnahme  einer  Hypothek  wohl  begründet.  In  städtischen 
Verhältnissen  ist  aber  alles,  auch  der  Grundbesitz,  viel  mehr  dem 
Verkehr  und  der  Veränderung  unterworfen  als  auf  dem  Lande, 
und    so    kann    hier    beispielsweise    eine   Verpflichtung    zur    regel- 

1)  Siehe   Buchenberger  a.  a.  O.   II  S.    163. 

2)  Ders.  a.  a.   O.   II   S.   20. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  45.  8 
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mäßigen  Hypothekentilgung  nicht  nur  als  überflüssig,  sondern 
geradezu  als  lästig  empfunden  werden,  weil  sie  leicht  einen  Käufer 
abzuschrecken  geeignet  ist  und  Eigentumsübergang  stört.  Daher 
ist  der  Zweifel  zunächst  berechtigt,  ob  von  den  obigen  drei  Grund- 
bedingungen, die  dem  Wesen  der  Landwirtschaft  entsprechen, 
für  städtische  Darlehen  nicht  der  Tilgungszwang  und  sein  Kor- 
relat, die  Unkündbarkeit,  zu  verwerfen  sind.  Die  Staatliche  Kredit- 
anstalt, die  ja  lange  Jahre  den  städtischen  Kreditansprüchen  zurück- 
haltend gegenüberstand,  hält  aber  auch  neuerdings  hierfür  an 
diesen  Grundbestimmungen  fest,  und  trotzdem  gewinnt  die  Dar- 
lehensausgabe nach  den  Städten  an  Ausdehnung.  Das  Grund- 
motiv für  dieses  Handeln  ist  das  Bestreben,  die  Spekulation  nicht 
zu  unterstützen,  ihren  billigen  Zinsfuß  nicht  für  Zwecke  nutzbar 
zu  machen,  die  wegen  des  großen  Risikos  das  Gedeihen  der 
Anstalt  beeinträchtigen  könnten  und  die,  soweit  sie  berechtigt 
sind,  auch  bei  Banken  und  anderen  Anstalten  zu  verhältnismäßig 
günstigen  Sätzen  Mittel  finden.  Für  Oldenburg  lag  in  bestimmten 
Gebieten,  wie  an  der  Unterweser  und  in  Rüstringen,  die  Gefahr 
einer  schädlichen  Spekulation  besonders  nahe,  sie  hat  sich  auch 
tatsächlich  mit  ihren  üblen  Folgen  verschiedentlich  gezeigt  und 
wäre  wohl  noch  viel  stärker  zutage  getreten,  wenn  nicht  die  An- 
stalt ihr  durch  ihre  Fürsorge  für  Kleinwohnungsbau  und  durch 
ihre  sonstigen  Hausdarlehen  vielfach  den  Boden  entzogen  hätte. 
Die  Bedingungen  der  Anstalt  hindern  zwar  den  Häuserhandel,  sie 
begünstigen  aber  den  Erwerb  von  Häusern  zum  Selbstbewohnen 
und  zum  dauernden  Besitz. 

Eine  notwendige  Vorbedingung  sowohl  für  die  Geschäfts- 
ausbreitung der  Anstalt  selbst  wie  für  ihren  Nutzen  ist  die  Er- 
möglichung einer  ausreichend  hohen  Beleihung. 

Die  alte  Formel  der  Kapitalisierung  des  Grundsteuerreinertrags, 
Gebäudesteuermietwertes  und  Brandkassenwertes,  ist  neuerdings 
zurückgetreten  gegenüber  einer  für  jeden  Fall  vorzunehmenden 
Schätzung  und  tritt  nur,  wenn  diese  fehlt,  als  Hilfsmittel  für  die 
Feststellung  der  Beleihungsgrenze  ein.  Seit  1903  ist  auch  der 
Kapitalisierungs-Multiplikator  für  verschiedene  Gegenden  differen- 
ziert und  vielfach  erhöht  worden.  Damit  hat  man  eine  schärfere 
Erfassung  des  Objektwertes  erreicht.  Regelmäßig  geht  die  Be- 
leihung bis  zur  Hälfte  des  Wertes,  für  den  Bau  von  Kleinwohnungen 
ist  die  Grenze  dreiviertel  des  Wertes,  unter  Bürgschaft  von  Kom- 
munalverbänden wird  bis  zum  vollen  Werte  beliehen.    Mit  Rück- 
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sieht  darauf,  daß  das  jetzige  Wertermittlungsverfahren  durch 
Schätzung  dem  Verkaufswert  sehr  nahe  kommt,  jedenfalls  nicht 
so  weit  darunter  bleibt  wie  die  alte  Art  der  Reinertragskapitali- 
sierung, ist  die  regelmäßige  1  lalbbeleihung  jetzt  ergiebiger  als 
früher;  es  ist  aber  wohl  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Beleihungs- 
grenze  ohne  Gefahr  noch  etwas  hinaufgeschoben  werden  könnte, 
etwa  bis  3/5  des  Wertes,  wie  es  auch  bei  einigen  Landeskredit- 
kassen,  z.  B.  bei  den  Anstalten  in  Bautzen,  Meiningen,  Gotha  und 
Weimar,  üblich  ist *). 

Zur  Aufhebung  des  Risikos,  wie  überhaupt  im  Interesse  des 
öffentlichen  Charakters  der  Anstalt,  für  deren  Tätigkeit  der  Staat 
seine  Bürgschaft  einsetzt,  ist  es  geboten,  der  Verwendung  der 
Anleihesummen  größere  Beachtung  zu  schenken.  Die  Landes- 
bank der  Rheinprovinz  verlangt  z.  B.  »von  jedem  ländlichen  Grund- 
besitzer einen  Nachweis  über  den  Zweck  der  Hypothekenaufnahme 
sowie  eine  Erklärung,  daß  kein  sonstiges  flüssiges  oder  leicht 
flüssig  zu  machendes  Vermögen  vorhanden  ist«  2). 

Die  Beschränkung  auf  die  Befriedigung  des  legitimen  Grund- 
kreditbedürfnisses ist  anzustreben,  mehr  als  aus  Gründen  der 
Sicherheit  aus  Erziehungsgründen,  die  für  ein  Staatsinstitut  maß- 
gebend sein  müssen,  und  überdies  im  Interesse  der  Banken  oder 
ähnlichen  Unternehmungen,  damit  die  billigeren  Sätze,  zu  denen 
die  Anstalt  durch  den  Staatspapiercharakter  ihrer  Schuldverschrei- 
bungen, durch  die  Benutzung  vorhandener  Verwaltungseinrich- 
tungen und  durch  das  Privilegium  der  Steuer-  und  Stempelfreiheit 
befähigt  ist,  auch  nur  dort  zugute  kommen,  wo  der  Staat  zum 
Helfen  wirklich  Veranlassung  hat,  während  die  übrigen  Kredit- 
bedürfnisse der  Erledigung  durch  die  Banken  zu  überlassen  sind. 
Hierzu  ist  eine  Kontrolle  der  Verwendung  die  notwendige  Er- 
gänzung; sie  wird  bei  den  Kleinwohnungsdarlehen  und  den  son- 
stigen zu  Sonderbedingungen  ausgegebenen  Darlehen  z.  T.  jetzt 
schon  ausgeübt,  ohne  daß  die  damit  verbundene  Mühe  sich  als 
besonders  lästig  herausgestellt  hat.  Wahrscheinlich  würde  über- 
haupt die  Aufnahme  einer  Bestimmung  genügen,  daß  die  Direktion 
zur  sofortigen  Kündigung  berechtigt  ist,  falls  die  als  Zweck  an- 
gegebene Verwendung  nicht  nachgewiesen  wird.  Ein  Beamter 
der  Anstalt  —  um  die  manchmal  nicht  ganz  unbefangenen  Lokal- 
funktionäre   auszuschalten  —    könnte    sich    auf    Stichproben    be- 

i)    Troch  a.   a.   O.   S.    121. 

2)  Poensgen,   Die  Landesbank  der  Rheinprovinz,  S.  71. 
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schränken.  Mit  diesem  Verfahren  würde  sich  auch  eine  gerechtere 
Auswahl  treffen  lassen,  wenn  —  wie  es  besonders  in  letzter  Zeit 
häufig  vorkommt  —  die  Darlehensgesuche  über  die  vorhandenen 
Mittel  hinauswachsen.  Bevor  der  wirksamste  Hemmschuh,  die 
Zins-  oder  Abtragserhöhung  angewendet  wird,  sind  eben  die  nicht 
geeigneten  Anträge  auszuscheiden. 

Eine  Einschränkung  der  Kommunaldarlehen  ist  bereits  im 
oldenburgischen  Landtage  durch  den  Abgeordneten  Dursthoff 
angeregt  worden,  in  der  Hinsicht,  daß  diejenigen  Darlehen,  für 
die  wegen  hohen  Nominalbetrages  oder  aus  sonstigen  Gründen 
die  Ausgabe  von  Inhaberpapieren  als  die  geeignetere  Form  er- 
scheint, von  der  Anstalt  nicht  gewährt  werden  sollen. 

Der  Gedanke,  der  Anstaltstätigkeit  solche  Beschränkungen 
aufzuerlegen,  ist  gerade  durch  die  Tatsache  geweckt  worden,  daß 
die  Anstalt  schon  so  fest  in  dem  Wirtschaftsleben  Wurzel  gefaßt 
hat.  Alles  in  allem  muß  ihr  eine  reiche  Nützlichkeit  zugesprochen 
werden,  und  wenn  sich  auch  ihr  Verdienst  an  dem  wirtschaft- 
lichen Aufschwung  des  Herzogtums  nicht  zahlenmäßig"  messen 
läßt,  so  haben  doch  unsere  Darlegungen  erwiesen,  daß  sie  überall, 
wo  es  erforderlich  war,    in    fruchtbarster  Weise    fördernd    eintrat. 

Ein  Blick  auf  die  der  oldenburgischen  ähnlichen  Anstalten 
läßt  die  letzte  Frage  auftauchen,  ob  es  nicht  wirtschaftlich  wäre, 
die  bei  einigen  Instituten  vorhandene  Mannigfaltigkeit  der  Ge- 
schäfte auch  der  Staatlichen  Kreditanstalt  des  Herzogtums  Olden- 
burg zuzuweisen. 

Die  Anstalten  in  Bautzen  und  Altenburg  betreiben  die  meisten 
Bankgeschäfte.  Fast  ebensoweit  gehen  die  Landesbanken  in  Düssel- 
dorf und  Münster.  Einlagen  nehmen  an :  die  Anstalten  in  Braun- 
schweig, Bautzen,  Gotha,  Altenburg,  Meiningen,  Rudolstadt,  Düssel- 
dorf, Münster  und  Hannover.  Das  Kontokorrentgeschäft  pflegen 
die  Institute  in  Kassel,  Wiesbaden,  Altenburg,  Bautzen,  Meiningen, 
Gotha,  Düsseldorf  und  Münster. 

Für  die  Einrichtung  solcher  Geschäfte  bei  der  oldenburgischen 
Anstalt  könnten  zwei  Rücksichten  leitend  sein,  eine  mögliche 
Verbilligung  und  eine  Erweiterung  der  Betriebsmittel.  Die  meisten 
Geschäfte  auf  der  Passivseite  (Sparkassentätigkeit ,  Depositen, 
Kontokorrent)  tragen  aber  das  Moment  der  Kündbarkeit  an  sich ; 
solange  also  auf  der  Aktivseite  allein  die  unkündbaren  Darlehen 
stehen,  kommen  sie  nicht  in  Frage,  man  würde  mit  ihrer  Ein- 
fügung   denselben    schweren   Fehler    wieder    in   die   Organisation 
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hineintragen,  der  bis  zur  Krisis  von  1^99  und  darüber  hinaus  bis 
1906  die  Entwicklung  der  Anstalt  aufs  heftigste  gestört  hat.  Mine 
Erweiterung  der  Aktivtätigkeit  durch  Gewährung  kündbarer  Dar- 
lehen ist  aber,  wie  den  vorstehenden  Ausführungen  zu  entnehmen 
ist,  nicht  erwünscht,  weil  das  Bedürfnis  hierzu  durch  die  sonstigen 
öffentlichen  und  privaten  Anstalten  in  Menge  und  Form  durch- 
aus genügend  befriedigt  werden  kann.  Was  die  Möglichkeit  an- 
betrifft, durch  die  größere  sachliche  Geschäftstätigkeit  höhere 
Gewinne  zu  erzielen  und  dadurch  eine  weitere  Verbilligung  der 
Darlehenssätze  herbeizuführen,  so  steht  ihr  die  entscheidende  Tat- 
sache entgegen,  daß  das  ausgezeichnete  oldenburgische  Bankwesen 
eine  zum  Teil  durch  viele  Jahrzehnte  begründete  feste  Stellung 
im  Lande  einnimmt,  eine  Einschränkung  ihrer  Tätigkeit  sachlich 
nicht  verdient  und  ihr  auch  den  wirksamsten  Widerstand  entgegen- 
setzen kann. 

Der  austeilenden  Tätigkeit  steht  auf  der  Kehrseite  die  an- 
leihende Tätigkeit  der  Anstalt  gegenüber.  Auch  ihr  sind  volks- 
wirtschaftliche Vorzüge  nachzurühmen.  Die  Schuldverschreibungen 
treten  für  den  Inhaber  an  die  Stelle  der  Individualhypotheken, 
sie  haben  vor  diesen  den  Vorzug  der  Bequemlichkeit  und  Sicher- 
heit, entsprechen  auch  der  für  den  Kapitalbesitzer  häufig  so  wich- 
tigen Möglichkeit,  die  Anlage  seiner  Geldmittel  zu  verändern. 
Die  Einführung  an  den  Börsen  sorgt  für  die  dauernde  Verkaufs- 
möglichkeit, die  Mündelsicherheit  und  die  Lombardierungsfähig- 
keit bei  der  Reichsbank  eröffnen  vielseitige  Verwendungs- 
formen. 

Im  ganzen  gesehen,  besteht  das  Wesen  der  Anstalt  darin, 
»gleich  einem  großen  Pumpwerk  auswärtige  Kapitalien  ins  Land 
zu  ziehen,  um  damit  die  landwirtschaftliche  und  gewerbliche  Tätig- 
keit zu  befruchten  und  sie  zur  Schaffung  noch  weit  höherer  Werte 
zu  befähigen<  J).  Von  1904  bis  1911  sind  etwa  4/5  der  gesamten 
Schuldverschreibungen  außerhalb  des  Herzogtums  untergebracht 
worden. 

So  stellt  sich  in  dieser  Anstalt  eine  Form  der  Staatsfürsorge 
dar,  die  freudig  zu  begrüßen  ist,  weil  sie  eine  wirtschaftliche  Auf- 
gabe von  besonderer  Schwierigkeit  und  Feinheit  durchführt.  Die 
überlegenen  Machtmittel  des  Staates  verbürgen  den  Erfolg;  sie 
bergen  aber  gleichzeitig  eine  ernste  Gefahr.    Ein  Zuviel  der  Ver- 


I)  Stein  a.  a.  O.  in  der  Heimatkunde  des  Herzogtums  Oldenburg. 
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günstigungen  kann  der  Volkswirtschaft  in  doppelter  Weise  schaden: 
es  fördert  ungesunde  Kreditanwendung  und  schädigt  nützliche 
Glieder  des  Wirtschaftskörpers,  die,  ähnliche  Aufgaben  verfolgend, 
die  Anstaltstätigkeit  ergänzen. 

Diese  Klippe  ist  bis  jetzt  vermieden  worden;  um  so  klarer 
tritt  das  große  unbestreitbare  Verdienst  der  Staatlichen  Kredit- 
anstalt hervor. 
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Einleitung. 

Die  Frage  nach  den  wichtigsten  Ursachen  der  fortwährenden 
Wertverminderung  des  stehenden  Kapitals  einer  Unternehmung, 
nach  der  Bedeutung  dieser  Wertverminderungen  für  die  Jahres- 
bilanzen der  Erwerbswirtschaften  und  nach  der  Art  und  Weise 
ihrer  bilanz-  und  buchtechnischen  Berücksichtigung  gehört  mit  zu 
den  wichtigsten,  die  sich  den  Unternehmern,  sowie  denjenigen  Per- 
sonen stellen,  die  an  Unternehmungen  irgendwie  interessiert  sind. 
Eine  Schwierigkeit,  die  sich  jeder  gründlichen  Erörterung  dieses 
Problems  zum  vornherein  entgegenstellt,  ist  die  große  Unsicher- 
heit über  die  grundlegenden  Begriffe.  Bevor  wir  daher  zum  Kern 
unseres  Themas,  den  »Abschreibungen«,  vordringen  konnten, 
waren  wir  genötigt,  unsern  Standpunkt  in  den  grundlegenden 
Fragen  darzutun,  um  auf  diesem  festen  Boden  dann  weiterbauen 
zu  können.  In  kurzen  Zügen  wird  daher  vorerst  das  Wesen  und 
die  Funktion  der  Jahresbilanzen  festgestellt,  die  Bedeutung  der 
Bilanzwertansätze  zu  erfassen  gesucht  und  unter  den  zahlreichen, 
divergierenden  Bewertungsprinzipien  dasjenige  ausgewählt,  das  von 
allen  das  richtigste  scheint.  Hierauf  wird  der  ebenfalls  schwankende 
Begriff  des  stehenden  Kapitals  einer  Erörterung  unterzogen,  um 
nach  dieser  Richtung  eine  feste  Umgrenzung  der  zu  behandelnden 
Materie  zu  gewinnen.  Auf  diesen  Grundlagen  baut  sich,  nach 
einer  gedrängten  Schilderung  des  Wesens  und  der  Ursachen  der 
Wertverminderungen  des  stehenden  Kapitals,  der  Hauptteil  auf, 
der  die  bilanztechnische  Berücksichtigung  solcher  Werteinbußen 
eingehend  bespricht. 

Wir  verhehlen  uns  nicht,  daß  die  vorliegende  Frage  der  Be- 
rücksichtigung der  Wertverminderungen  des  stehenden  Kapitals  in 
den  Jahresbilanzen  der  Erwerbswirtschaften  keineswegs  erschöpfend 
behandelt  ist,  sondern  daß  von  einem  weiteren  Gesichtspunkte 
aus  noch  nach  dieser  oder  jener  Richtung  Betrachtungen  ange- 
gliedert werden  könnten.    In  der  Absicht,  uns  auf  die  Erörterung 
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der  Grundlagen  der  »Abschreibungen«  und  deren  wichtigste  An- 
wendungen zu  beschränken,  ist,  wo  es  anging,  im  Text  jeweils 
auf  die  Punkte  hingewiesen  worden,  deren  eingehende  Behand- 
lung zwar  wünschenswert  gewesen,  jedoch  über  den  Rahmen  der 
vorliegenden  Arbeit  hinausgegangen  wäre.  Nach  einer  Rich- 
tung allerdings  ist  bewußt  eine  spezielle  Berücksichtigung  von 
Sonderverhältnissen  durchgeführt  worden,  nämlich  bezüglich  der 
schweizerischen  Eisenbahnen.  Gesetze,  Rekurse  und  Prozesse,  so- 
wie die  Schriften  über  die  Verstaatlichung  der  schweizerischen 
Hauptbahnen  hatten  eine  rege  Diskussion  über  die  Frage,  wie 
den  Wertverminderungen  der  Eisenbahnen  in  deren  Rechnungs- 
wesen zu  begegnen  sei  und  welche  Bedeutung  ihnen  zukomme, 
hervorgerufen;  die  bezüglichen  Ergebnisse  schienen  einer  beson- 
deren Würdigung  wert  und  zur  Exemplifizierung  geeignet  zu  sein. 
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I.  Die  Jahresbilanzen. 

i.  Das  Wesen  und  die  Funktionen  der  Jahresbilanzen. 

a)  Unter  Bilanzen  im  Sinne  der  vorliegenden  Untersuchung 
verstehen  wir  die  Vermögensbilanzen,  die  aufGrund 
einer  Inventur  errichtet  werden.  Wir  schließen  so- 
mit die  bloß  buchhaltungstechnischen  Zwecken  dienenden  Probe- 
bilanzen und  Kontenabschlußbilanzen  aus,  da  sie  sich  lediglich 
auf  Buchbeträge  und  nicht  auf  eine  Inventur  stützen1). 

Wir  scheiden  die  Bilanzen  in  normale  Vermögensbilanzen,  die 
im  Hinblick  auf  die  Fortsetzung  des  Unternehmens  aufgestellt 
werden,  und  die  die  große  Regel  bilden,,  und  in  anormale  Ver- 
mögensbilanzen, die  errichtet  werden,  wenn  die  Auflösung  der 
Unternehmung  ins  Auge  gefaßt  wird  -).  Normale  Vermögens- 
bilanzen sind  die  Anfangs-  oder  Gründungsbilanzen,  die  bei  Be- 
ginn der  Unternehmung  aufgestellt  werden,  die  Jahresbilanzen  und 
die  eventuellen  Zwischenbilanzen.  Anormale  Vermögensbilanzen 
sind  alle  Liquidationsbilanzen  3). 

Wir  haben  im  folgenden  stets  nur  die  normalen  Jahres- 
bilanzen im  Auge  und  verstehen  darunter  ziffernmäßige, 
auf  eine  lückenlose  Inventur  begründete,  selb- 
ständige    Vermögensübersichten,     die    im    Hin- 

i)  Brosius,  »Lehrbuch  der  Bank-Buchhaltung«,  2.  Aufl.,  Leipzig  1910, 
S.  49.  —  Kovero,  »Die  Bewertung  der  Vermögensgegenstände  in  den  Jahres- 
bilanzen der  privaten  Unternehmungen  usw.«,  Berlin  191 2,  S.  1  Anmerkung  2.  — 
Leitner,  »Grundriß  der  Buchhaltung  und  Bilanzkunde«,  I.  Berlin  1909,  S.  87/88. 
—  P  a  s  s  o  w  ,  »Die  Bilanzen  der  privaten  Unternehmungen«,  Leipzig  1910,  S.  9/10 
Anmerkung  4. 

2)  K  o  v  e  r  o  ,  S.  1  Anmerkung  2.  —  R  e  h  m  ,  »Die  Bilanzen  der  Aktien- 
gesellschaften«, München  1903,  S.  2,  unterscheidet  aus  dem  gleichen  Gesichtspunkt 
heraus  zwischen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Bilanzen.  —  Aehnlich  de  Gre- 
gorio,   »J  Bilanci  delle  Societä  Anonime«,  Milano,  S.  29. 

3)  Berliner,  »Buchhaltungs-  und  Bilanzlehre«,  3.  Aufl.,  Hannover  und 
Leipzig  191 1,  S.  69. 

I* 
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blick  auf  den  Fortbetrieb  der  Unternehmung 
periodisch  (jährlich)  aufgestellt  werden.  Die  Bi- 
lanz ist  eine  übersichtliche  Darstellung  und  Zusammenfassung  der 
in  Geld  bestehenden  oder  in  Geld  geschätzten  Erwerbsmittel  einer 
Unternehmung  (Aktiva)  unter  Angabe  der  eigenen  und  fremden 
Ansprüche  daran  (Passiva)  und  bildet  den  zahlenmäßigen  Aus- 
druck für  die  Erwerbsmacht,  Kapitalkraft,  mit  der  eine  Unter- 
nehmung werbend  im  Verkehr  aufzutreten  imstande  ist.  Als  Form 
der  Darstellung  der  Bilanz  ist  das  buchhalterische  Konto  üblich. 
Dieser  Tatsache  gibtCalmes  (»Die  Fabrik-Buchhaltung«,  Leipzig 
1909,  S.  7)  Ausdruck,  indem  er  sagt:  »Unter  Bilanz  versteht  man 
eine  kontoförmige  Aufstellung  der  Inventurposten«  *).  Wir  halten 
jedoch  die  Kontoform  nicht  für  ein  wesentliches  Merkmal  der 
Bilanz.  Auch  eine  von  der  Kontoform  abweichende,  übersicht- 
liche, zahlenmäßige  Vermögensbeschreibung  bleibt  eine  Bilanz, 
wenn  sie  uns  über  die  Höhe  des  Erwerbskapitals  der  betreffenden 
Unternehmung  genau  Auskunft  gibt.  Auf  die  bis  anhin  aufge- 
stellten, zahlreichen  Bilanzdefinitionen  und  eine  kritische  Betrach- 
tung derselben  können  wir  hier  nicht  näher  eingehen.  Wir  ver- 
weisen diesbezüglich  besonders  auf  die  gute  Uebersicht  und 
Kritik  bei  Kovero2), 

b)  Die    Jahresbilanzen    haben    in    der    Hauptsache    folgende 
Funktionen  zu  erfüllen : 


1)  Vgl.  ferner  Kheil,  »Ueber  »amerikanische«  Buchführung«,  Wien  1908, 
S.  13:  Das  Bilanz-Konto,  als  Vermögensbilanz,  »ist  lediglich  eine  kontenmäßige 
Darstellung  der  Inventur«. 

2)  S.  8 —  30.  —  Berliner  führt  auf  S.  77,  Bd.  II  aus,  daß  das  Inventar 
»die  Werte  aller  einzelnen  Vermögensstücke«  angebe,  und  behauptet  dann  doch, 
daß  »das  Inventar  nicht  immer  vollständig«  zu  sein  brauche.  Wenn  nur  »ein  ein- 
zelnes Stück«  vorhanden  sei,  »etwa  ein  Grundstück«,  so  pflege  man  es  nicht  in 
das  Inventar  aufzunehmen.  Nach  unserer  Ansicht  eignet  sich  eine  lückenhafte  In- 
ventur nicht  zu  einer  Darstellung  der  wirklichen  Vermögenslage.  Der  primäre 
Zweck  von  Inventur  und  Bilanz  würde  illusorisch.  Die  Inventur  soll  eine  lücken- 
lose Aufzeichnung  (Mengenermittlung)  und  besondere  Abschätzung  (Wertberechnung) 
der  Vermögensbestandteile  sein.  Treffend  sagt  Calmes,  »Fabrik-Buchhaltung«, 
S.  3,  »die  Inventur  ist  ein  nach  Menge  und  Wert  detailliertes  Verzeichnis  aller  zu 
einem  bestimmten  Zeitpunkt  in  einem  Unternehmen  vorhandenen  Aktiven  und  Pas- 
siven. Sie  stellt  den  augenblicklichen  Vermögensstand  des  gesamten  Unternehmens 
dar.«  —  Vgl.  Ciompa,  »Grundriß  einer  Oekonometrie«,  Lemberg  1910,  S.  64. 
—  Obst,  »Einführung  in  die  Buchführung«,  Leipzig  1909,  S.  13 — 16.  —  J. 
Schätzl,  »Einfache  und  doppelte  Buchführung«,  bei  Huberti,  Leipzig,  S.  5.  — 
Robert  Stern,  /Kaufmännische  Bilanz«,  Leipzig  1907,  S  24.  —  Brosius, 
S.   50. 
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Zunächst  geben  sie  A  u  fs  c  h  1  u  ß  über  die  Vermögens- 
lage der  Unternehmung  im  ganzen  und  im  ein- 
zelnen1). Dieser  finanzielle  Ueberblick  und  Einblick,  den  die 
Jahresbilanz  vermittelt,  ist  einmal  für  den  Unternehmer  selbst  von 
Bedeutung,  da  er  über  seine  wirtschaftliche  Lage  und  den  er- 
zielten Erfolg  orientiert  wird  und  Anhaltspunkte  für  künftige  Maß- 
nahmen erhält.  —  Dann  hat  die  Bilanz  aber  auch  Bedeutung  für 
weitere  Interessenten ,  die  sich  ein  Urteil  über  den  Stand  der 
Unternehmung  bilden  wollen,  z.  B.  für  aktive  und  stille  Teilhaber, 
Kommanditäre,  Aktionäre,  Gläubiger,  Bürgen,  Vormundschafts- 
behörden, Verwaltungsräte  von  Aktiengesellschaften,  auch  für  Ge- 
richte, die  im  Falle  eines  Konkurses  die  getroffenen  Maßnahmen 
zu  kontrollieren  haben,  ferner  für  Personen,  die  in  die  eine  oder 
andere  der  genannten  Stellungen  gegenüber  der  Unternehmung 
einzutreten  beabsichtigen.  Auch  für  die  Allgemeinheit  ist  die 
Möglichkeit  der  Beurteilung  der  Vermögenslage  der  Unterneh- 
mung wichtig,  da  an  Hand  der  Jahresbilanzen  volkswirtschaftlich 
wichtige  Unternehmen,  wie  Eisenbahnen,  Banken  etc.  öffentlich 
beobachtet  werden  können.  Die  Gesetzgebung  macht  deshalb  die 
Autstellung  von  Jahresbilanzen  vielfach  zur  Pflicht  der  Unter- 
nehmungen. Für  die  Schweiz  durch  Art.  877  des  Obligationen- 
rechts für  die  Handelsregisterpflichtigen  (Vorschrift  ordnungsge- 
mäßer Führung  von  Geschäftsbüchern);  für  Aktiengesellschaften 
durch  Art.  656  des  OR. ;  für  Eisenbahngesellschaften  im  Bundes- 
gesetz über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  vom  27.  März 
1896  (auch  die  Bundesbahnen  stehen  unter  diesem  Gesetz).  Nach 
Art.  703  des  OR.  haben  Genossenschaften,  die  einen  Gewinn  be- 
absichtigen, ihre  Bilanzen  zu  veröffentlichen.  Als  periodische  Ver- 
mögensübersichten bilden  die  Jahresbilanzen  mit  die  Grundlage 
für  die  Rechnungslegung  des  Verwaltungsrates  der  Aktienvereine: 
OR.  Art.  655,  644,  676.  Die  Bilanz  soll  anzeigen,  wenn  die 
Hälfte  des  Grundkapitals  bei  Aktiengesellschaften  verloren  ist: 
OR.  Art.  657  1;  ferner  soll  aus  ihr  ersichtlich  sein,  ob  bei  Aktien- 
gesellschaften Ueberschuldung  vorliegt :  OR.  Art.  657  2.  Das  Bundes- 

1)  Vgl.  zu  diesem  Punkt:  Schmalenbach  in  seiner  Zeitschrift  für  hvv. 
Forschung,  3.  Jahrg.,  S.  81/2;  Kovero  S.  31  f.;  Passow  S.  6 — 9;  Simon, 
»Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  etc.«,  3.  Aufl.,  Perlin  1899,  S.  I ;  Gre- 
g  o  r  i  o  S.  9  und  11;  Gerstner,  »Bilanzanalyse«,  Berlin  191 2,  S.  16  ff. ;  Beigel, 
»Buchführungs-  und  Bilanzrevision«,  Dresden  1908,  S.  20  und  6;  Knappe  »Bi- 
lanzen der  Aktiengesellschaften«,  Berlin  1909,  S.  62 ;  Berliner,  Bd.  II,  S.  76 
und  79;  Brosius,   »Die  Bilanz«,  Leipzig    1906,  S.  26. 


gericht  erklärt  (BE.  Bd.  25.  IL  vom  18./21.  Januar  1899,  Ervvg.  4, 
S.  240):  »Die  Kontrolle  für  das  wirtschaftliche  Gedeihen  einer  ge- 
werblichen Unternehmung  besteht  in  der  periodischen  Errichtung 
einer  Bilanz«.  Im  Hinblick  auf  all  diese  Bestimmungen  des  Ge- 
setzgebers sagt  G.  Brauchlin  (»Die  Bilanz  der  Aktiengesell- 
schaft nach  schweizerischem  Obligationenrecht«,  Zürich  1905, 
S.  34):  »Die  Vermögensbilanz  erscheint  im  Obligationenrecht  als 
fait  accompli«.  In  ihrer  Eigenschaft  als  auf  effektiver  Inventur 
beruhende,  übersichtliche  Darstellungen  des  jeweiligen  Vermögens 
können  die  Jahresbilanzen  als  Beweisurkunden  Bedeutung  erlangen 
und  kräftige  Argumente  gegen  unberechtigte  Forderungen  zivil- 
und  öffentlich-rechtlicher  Art  bilden  1).  Besonders  deutlich  kommt 
die  Auffassung  der  Bilanz  als  Vermögensübersicht  in  der  folgen- 
den wichtigen  Bestimmung  des  schweizerischen  Bundesgesetzes 
über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  vom  II.  April  1889  zum  Aus- 
druck: Art.  293  »Ein  Schuldner,  welcher  die  Rechts  wohltat  des 
Nachlaßvertrages  erlangen  will,  hat  der  zuständigen  Behörde  den 
Entwurf  eines  Nachlaßvertrages  einzureichen,  unter  Beilegung  einer 
Bilanz,  aus  welcher  seine  Vermögenslage  ersichtlich  ist  etc.«  Die 
Jahresbilanzen  können  aber  anderseits  auch  als  Basis  für  Straf- 
verfolgung dienen,  falls  sie  ihrer  Aufgabe,  Darlegungen  des  Ver- 
mögens zu  sein,  nicht  genügen.  Nach  Art.  880  des  schweize- 
rischen Obligationenrechtes  sind  diesbezügliche  Strafbestimmungen 
den  Kantonen  vorbehalten.  Der  Vorentwurf 2)  des  schweizerischen 
Strafgesetzbuches  sieht  in  Art.  95  folgende  einheitliche  Bestim- 
mung vor:  »Der  Schuldner,  der  in  der  Absicht,  seine  Gläubiger 
in  einem  Konkurs-  oder  Betreibungsverfahren  oder  durch  einen 
Nachlaßvertrag  zu  verkürzen,  seine  Vermögenslage  verschlechtert 
oder  sie  zum  Schein  verschlechtert,  so  namentlich  dadurch,  daß 
er  zum  Schein  Verpflichtungen  übernimmt,  oder  der  falsche  Vor- 
spiegelungen über  seine  Vermögenslage  macht,  insbesondere  mit- 
telst falscher  Buchführung  oder  falscher  Bilanz,  der  Dritte,  der 
im  Einverständnis  mit  dem  Schuldner  dazu  mithilft,  oder  der  im 
Interesse  des  Schuldners  eine  solche  Handlung  vornimmt,  wird 
mit  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  oder  mit  Gefängnis,  nicht  unter 
einem  Monat,    bestraft.     Ist  der    beabsichtigte    oder    verursachte 


1)  Zürcherisches    Rechtspflegegesetz    §  290.    —    Obligationenrecht    Art.  879. 
Gerstner  S.  23. 

2)  Vorentwurf    zu    einem    Schweiz.  Strafgesetzbuch.     Juni   1903.  —  Der  Vor- 
entwurf vom  April   1908  enthält  in  Art.  98  eine  ähnliche  Regelung. 
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Schaden  sehr  bedeutend,  so  ist  die  Strafe  Zuchthaus.  Mit  der 
Gefängnisstrafe  kann  Einstellung  in  der  bürgerlichen  Ehrenfähig- 
keit verbunden  werden.«  Ferner  in  Art.  272:  »Wer  der  gesetz- 
lichen Pflicht  zu  ordnungsgemäßer  Führung  von  Geschäftsbüchern 
(Art.  877  'und  878  des  OR.)  zuwiderhandelt,  wird  mit  Haft  oder 
Buße  bis  zu  Fr.    1000. —  bestraft«  1). 

Wichtig  sind  die  Jahresbilanzen  außerdem  als  statistisches 
Material  für  die  Wissenschaft.  Sie  spiegeln  die  wirk- 
lichen wirtschaftlichen  Verhältnisse  wieder.  Sie  sind  deshalb  als 
Grundlage  für,  statistische  Feststellung  wirtschaftlicher  Tatsachen 
geeignet  und  die  bezüglichen  Resultate  zur  Beurteilung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  im  allgemeinen  von  Bedeutung.  An 
Hand  der  Jahresbilanzen  läßt  sich  in  der  privatwirtschaftlichen 
Statistik  die  finanzielle  Entwicklung  der  Unternehmung  im  ganzen 
und  im  einzelnen  verfolgen.  Für  statistische  Dienste  eignen  sich 
diejenigen  Jahresbilanzen  am  besten,  die  formell  einheitlich  auf- 
gebaut sind.  Hieraus  entspringt  die  Forderung  nach  einheit- 
lichem Bilanzschema  für  solche  Unternehmungen,  an  deren  Be- 
obachtung ein  allgemeines  Interesse  besteht.  So  verlangt  z.  B. 
das  schweizerische  Bundesgesetz  über  das  Rechnungswesen  der 
Eisenbahnen  vom  27.  März  1896  in  Art.  2:  »Die  Rechnungen 
sind  nach  einheitlichen,  vom  Bundesrat  festzustellenden  Formu- 
larien  zu  erstellen«2). 

Die  Jahresbilanzen  dienen  überdies  als  Grundlage  für 
die  Gewinnverteilung3).  Namentlich  für  die  Erwerbs- 
gesellschaften sind  sie  in  dieser  Hinsicht  von  großer  Wichtigkeit. 
Aus  den  Jahresbilanzen  leiten  sich  die  Gewinnansprüche  der  ein- 
zelnen Teilhaber  ab.  Nur  der  wirkliche  reine  Gewinn  soll  als 
solcher  ausgewiesen  werden  und  für  die  Verteilung  als  Gewinn 
in  Betracht  kommen.  Art.  556  des  schweizerischen  Obligationen- 
rechtes   schreibt    für    Kollektivgesellschaften    und    Art.  630 l    für 

1)  Deutsches  Handelsgesetzbuch  §  314  l;  Konkursordnung  §§  209 — 211.  — 
Zürcherisches  Strafgesetz  §  200  und  §  202  lit.  a.  Brauchlin  S.  81.  —  Mar- 
thaler,  1  Buchhaltung«,    1908,  S.    10. 

2)  K  o  v  e  r  o  S.  48 — 52  ;  siehe  die  Zusammenstellungen  der  Aktiengesell- 
schaften im  statistischen  Jahrbuch  der  Schweiz.  —  Moll,  »Die  Rentabilität  der 
Aktiengesellschaften«,  Jena  1908,8.73.  —  Passow  im  Vorwort.  —  R.  Bei  gel, 
»Bilanzrevision«,  S.  21.  Alfred  Lansburgh,  »Das  deutsche  Bankwesen«, 
Berlin   1909,  S.  34  ff.  (über  die  Fehlerquellen  der  Statistik). 

3)  Simon,  »Bilanzen«,  S.  1.  —  Berliner,  Bd.  II,  S.  69—72.  —  Gre- 
g  o  r  i  o  S.  11  und  14.  —  Knappe  S.  63.  —  Heinrich  Zimmermann, 
»Die  Jahresbilanz  der  Aktiengesellschaft«,  Zürich    1912,  S.    I  — 12. 


Aktiengesellschaften  (Art.  676  für  Kommanditaktiengesellschaften) 
vor,  daß  nur  der  durch  die  Bilanz  nachgewiesene  Reingewinn  zur 
Verteilung  kommen  dürfe *).  Das  schweizerische  Bundesgesetz 
über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  vom  27.  März  1896 
bestimmt  in  Art.  17:  »Die  Auszahlung  von  Dividenden  darf  erst 
erfolgen,  nachdem  die  Genehmigung  der  Rechnungen  und  der 
Bilanz  durch  den  Bundesrat  stattgefunden  hat.« 

Zudem  werden  die  Jahresbilanzen  zur  periodischen 
Kontrolle  und  Berichtigung  der  Buchhaltung  ver- 
wendet. Die  laufende  Buchhaltung  ist  nicht  imstande,  alle  Ver- 
mögensveränderungen zu  berücksichtigen,  so  daß  sie  sich  in  ihren 
Beträgen  mehr  oder  weniger  von  der  Wirklichkeit  entfernt  und 
die  erzielten  Gewinne  nur  unvollständig  nachweist.  Sie  muß  des- 
halb periodisch  auf  Grund  einer  besonderen  Aufnahme  und  Ab- 
schätzung des  tatsächlichen  Vermögens  materiell  berichtigt  werden. 
»Die  Inventur  bildet  die  Kontrolle  der  laufenden  Buchführung« 
(Gerstner,  S.  28),  oder,  wie  sich  ein  anderer  Autor  ausdrückt: 
»Die  Inventur-Aufnahme  ist  eine  Aufzeichnung  des  Vermögens  de 
facto  (tatsächlicher  Vermögensbestand),  die  Saldi  der  Konten  und 
Bücher  stellen  die  Bestände  de  jure  (theoretischer  Vermögens- 
bestand) dar.  Für  die  Vermögensermittlung  ist  die  de  facto- 
Inventur  maßgebend,  sie  kontrolliert  und  korrigiert  die  theo- 
retische Inventur«  (L.  G  o  m  b  e  r  g  ,  »Verrechnungswissenschaft«, 
Leipzig  1908,  S.  197/198).  Aber  nicht  nur  materiell,  sondern  auch 
formell  hat  sich  die  Buchführung  der  Jahresbilanz  anzupassen, 
denn  stets  bildet  eine  Inventurbilanz  den  Ausgangspunkt  und 
Grundstein  des  Bücher-  und  Kontensystems.  Die  Jahresbilanzen 
bilden  somit  das  primäre  Element,  auf  dem  sich  die  Buchhaltung 
aufbaut  und  dem  sie  sich  stets  aufs  neue  anzupassen  hat2). 

Die  Jahresbilanzen  dienen  ferner  als  Grundlage  für  die 
Besteuerung.  Sie  sind  wichtig  für  die  Einkommens- (Ertrags-) 
und  Vermögens-Steuer.  Nach  ihnen  bestimmt  sich  einerseits  der 
Roh-  respektive  Reinertrag,  anderseits  das  Reinvermögen,  und  sie 
gibt  Aufschluß    über   die    tatsächlichen  Bestände    und  Werte  der 

1)  Vgl.  deutsches  Handelsgesetzbuch  §  215  Abs.  1  ;  nach  §  227  Abs.  2  dürfen 
Aktienamortisationen  »nur  aus  dem  nach  der  jährlichen  Bilanz  verfügbaren  Rein- 
gewinn erfolgen«,  sofern  nicht  eine  eigentliche  Herabsetzung  des  Grundkapitals 
erfolgt. 

2)  K  o  v  e  r  o  S.  34 — 36.  Insbesondere  auch  S.  36  Anmerkung  2.  —  M  a  r- 
t  haier  S.  8/9.  Berliner  Bd.  II  S.  Si.  —  Passow  S.  29—34.  —  R. 
Beigel,   »Bilanzrevision«,  S.   1  ff . 
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verschiedenen  Vermögensgegenstände.  Die  Steuergesetzgebung 
hat  denn  auch  die  praktische  Handhabe,  die  ihr  in  den  Jahres- 
bilanzen entgegentritt,  längst  erkannt  und  in  mannigfacher  Weise 
zum  Ausgangspunkt  ihrer  Besteuerungsmaßnahmen  gemacht.  Es 
würde  jedoch  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen,  des 
näheren  darauf  einzutreten  *). 

Für  die  Aktiengesellschaften  und  Kommanditaktiengesellschaf- 
ten  hat  die  Bilanz  nach  schweizerischem  Recht  die  besondere  Auf- 
gabe, über  die  Erhaltung  des  Grundkapitals  zu 
orientieren.  Im  Interesse  der  Aktionäre  und  Gläubiger,  so- 
wie derer,  die  das  eine  oder  andere  zu  werden  beabsichtigen,  soll 
durch  die  Jahresbilanzen  über  das  Bestehen  oder  Schwinden  des 
Grundkapitals  Klarheit  geschaffen  werden.  Insbesondere  sollen 
sie  verhüten,  daß  Grundkapital  als  Gewinn  ausgeschüttet  wird. 
Art.  656  Ziffer  6  bestimmt:  »Der  Betrag  des  Grundkapitals  .... 
ist  unter  die  Passiven  aufzunehmen«,  und  aus  dem  ersten  Absatz 
des  Art.  657  geht  deutlich  hervor,  daß  durch  die  Bilanz  das  Be- 
stehen des  Grundkapitals  kontrolliert  werden  soll,  indem  er  be- 
sagt: »Zeigt  die  letzte  Bilanz,  daß  sich  das  Grundkapital  um  die 
Hälfte  vermindert  hat,  so  muß  die  Verwaltung  unverzüglich  eine 
Generalversammlung  berufen  und  dieser  von  der  Sachlage  An- 
zeige machen«2). 

Die  Jahresbilanzen  bilden  auch  die  Grundlage  zur  Fest- 
stellung der  Tantiemen.  Auf  ihnen  baut  sich  das  Tan- 
tiemenrecht auf.  Art.  630  Abs.  I  des  schweizerischen  Obligatio- 
nenrechtes setzt  fest,  daß  »Tantiemen  nur  aus  dem  reinen  Ge- 
winn, welcher  sich  aus  der  Jahresbilanz  ergibt«,  bezahlt  werden 
dürfen.  Dadurch  erhalten  die  tantiemeberechtigten  Organe  und 
Angestellten  der  Aktiengesellschaften  und  Kommanditaktienge- 
sellschaften  etc.  ein  besonderes  Interesse  an  den  Jahresbilanzen  3). 

1)  Rover  o  S.  37 — 48.  —  Passow  S.  9.  —  Rehm  S.  45.  —  G  e  r  s  t- 
n  e  r  S.  22.  —  M  a  a  t  z ,  »Die  kaufmännische  Bilanz  und  das  steuerbare  Einkom- 
men«, 4.  Aufl.,  Berlin  1907,  S.  1.  —  Knappe  S.  63  Anmerkung  3.  —  Karl 
Theodor  Eheberg,  : Finanz-Wissenschaft«,  6.  Aufl.,  Leipzig  1901,  S.  199, 
201,268. —  Georg  Schanz,   »Die  Steuern  der  Schweiz«,  I.  Band.  Stuttgart  1890. 

2)  GregorioS.  14;  KoveroS.  175 — 203  ;  K  n  a  p  p  e  S.  67  ;  Brauch- 
1  i  n  S.  62 ;  Schweiz.  Bundesgesetz  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen 
§  1.  —  Einige  überseeische  Länder  schreiben  vor,  daß  Aktiengesellschaften  nur 
insoweit  Schuldverschreibungen  ausgeben  dürfen,  als  das  eingezahlte  und  nach 
der  letzten  Bilanz  ausgewiesene  Grundkapital  beträgt.  K.  Lehmann  Bd.  II, 
S.  487  ;  Zimmermann  S.  23. 

3    Zimmermann  S.    12   ff. 
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Die  Jahresbilanzen  sind  für  die  Organe  der  Aktiengesellschaf- 
ten, Kommanditaktiengesellschaften  und  Genossenschaften  insofern 
noch  von  Bedeutung,  als  sie  f  ü  r  den  Umfang  der  Ent- 
lastung (Decharge)  maßgebend  sind,  immerhin  in  Ver- 
bindung mit  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  dem  Ge- 
schäftsbericht x). 

2.  Die  allgemeinen  für  die  Bilanzwertansätze  maßgebenden 

Momente. 

Die  erwähnten  von  den  Jahresbilanzen  zu  erfüllenden  Funktio- 
nen bedingen  die  allgemeinen  Momente,  die  für  die  Bewertung 
in  denselben  entscheidend  sind. 

a)  Zunächst  folgt  daraus,  daß  die  Bilanz  die  wirklichen 
Werte  der  Vermögensbestandteile  enthalten  soll. 
Die  Bilanzwerte  sollen  wahr  sein.  Mit  Recht  bezeichnet  Simon 
(■»Bilanzen«,  S.  473)  die  Bilanzwahrheit  als  das  höchste  Ziel,  und 
dieser  Ansicht  schließen  sich  die  meisten  Bilanzschriftsteller  prin- 
zipiell an.  So  sagen  Rehm  (S.  47):  »Die  Vermögensbestand- 
teile sollen  zu  ihrem  wirklichen,  ihrem  effektiven,  ihrem  Istwerte 
und  nicht  zu  willkürlichen,  künstlichen  oder  fingierten  Werten  ein- 
gesetzt werden«  ;  R.  S  t  e  r  n  (»Kaufmännische  Bilanz«,  S.  24):  »Es 
ist  von  der  wesentlichsten  Bedeutung,  daß  der  wahre  Wert  der 
einzelnen  Vermögensbestandteile  angegeben  wird« ;  G.  Obst 
(»Einführung  in  die  Buchführung«,  Leipzig  1909,  S.  15):  »Die 
Bilanz  soll  Tatsachen,  Wahrheiten  enthalten«;  de  Gregorio 
(S.  9):  Die  Bilanz  soll  »la  conoscenza  delle  reali  condizioni  del 
Patrimonio«  vermitteln  usw. 2).  In  der  schweizerischen  Gesetz- 
gebung ist  mit  besonderer  Deutlichkeit  die  Wirklichkeit  der  Be- 
wertung für  die  Bilanz  der  Aktiengesellschaften  und  Kommandit- 
aktiengesellschaften gefordert,  indem  Art.  656  Abs.  I  bestimmt: 
»Die  Bilanz  ist  so  klar  und  übersichtlich  aufzustellen,  daß  die 
Aktionäre  einen  möglichst  sichern  Einblick  in  die  wirkliche  Ver- 
mögenslage der  Gesellschaft  erhalten«  3).    Fassen  wir  zur  Prüfung 


1)  Zimmermann  S.  23. 

2)  Rössel  Virgile,  »Manuel  du  Droit  Federal  des  Obligations«,  Lau- 
sanne 1892,  S.  746.  —  Konrad  Cosack,  »Lehrbuch  des  Handelsrechts«, 
7.  Aufl.  Stuttgart  1910,  S.  756.  —  Passow  S.  in.  —  August  Bergmann, 
»Praktischer  kaufmännischer  Bücherabschluß«,  Huberti  Leipzig,  S.  4.  —  Kovero 
S.   54 — 60.   — ■  Schneider  und  F  i  c  k  S.  74S. 

3)  Vgl.  Belgisches  Handelsgesetzbuch  §  64.  —  Codice    di  Commercio  §   176. 
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der  Forderung  wirklicher  Wertansätze  die  von  den  Bilanzen  zu 
erfüllenden  Funktionen  ins  Auge,  so  ergibt  sich  zunächst,  daß  nur 
eine  Bilanz,  die  die  wirklichen  Werte  berücksichtigt,  als  Grund- 
lage für  die  Beurteilung  der  Vermögenslage  einer  Unternehmung 
dienen  und  vor  unrichtigen  Schlüssen  bewahren  kann.  Nur  wenn 
wirkliche  Werte  zur  Anwendung  gelangen,  kann  die  Korrektion 
der  Buchhaltung  durch  die  Inventurbilanz  einen  praktischen  Wert 
zeitigen.  Soll  die  Buchhaltung  als  Grundlage  für  künftige  Maß- 
nahmen und  wegleitende  Berechnungen  oder  Selbstkostenkalku- 
lationen dienen,  so  muß  sie  der  Wirklichkeit  entsprechen,  sonst 
wird  die  kaufmännische  Initiative  bei  Aufstellung  des  Wirtschafts- 
planes in  die  Irre  geleitet,  denn  die  Buchhaltung  wäre  einem  Weg- 
weiser zu  vergleichen,  auf  dem  die  Richtungen  ungenau,  wenn 
nicht  verkehrt,  angegeben  wären.  Bezüglich  der  Funktion  der 
Jahresbilanzen  als  Basis  der  Gewinnverteilung  ist  die  Wirklich- 
keit der  Bilanzansätze  ebenfalls  von  Bedeutung,  indem  nur  das 
als  Reingewinn  angesehen  werden  kann,  was  die  Unternehmung 
an  wirklichem  Wert  zugenommen  hat,  und  das  sie  abzustoßen 
vermag,  ohne  unter  das  Niveau  des  bisherigen  Vermögensstandes 
zu  kommen.  Nur  bei  Anwendung  wirklicher  Werte  kann  die  Bi- 
lanz der  gesetzlichen  Forderung  nachkommen,  über  die  tatsäch- 
liche Erhaltung  des  Grundkapitals  Auskunft  zu  geben.  Auch  die 
Entrichtung  von  Tantiemen  erscheint  nur  angebracht,  wenn  sich 
solche  aus  einer  reellen  Reingewinnerzielung  rechtfertigen ;  die 
Feststellung  dieser  letztem  hat  jedoch  die  Anwendung  wirklicher 
Bilanzwerte  zur  Voraussetzung.  Ebenso  ist  für  die  Entlastung  der 
Gesellschaftsorgane,  soweit  die  Bilanz  dabei  in  Betracht  kommt, 
prinzipiell  auf  materielle  und  formelle  Wahrheit  derselben  abzu- 
stellen, denn  die  beteiligten  Personen  müssen  sich  darauf  ver- 
lassen können,  daß  das,  was  ihnen  die  Bilanz  über  die  wirtschaft- 
liche Lage  der  Gesellschaft  sagt,  auch  der  Wirklichkeit  entspricht ; 
wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  hätte  die  Bilanz  ihre  praktische 
Brauchbarkeit  zur  Beurteilung  der  Leistungen  der  Gesellschafts- 
organe zum  guten  Teil  eingebüßt.  Auch  in  bezug  auf  ihre 
Funktion  als  Basis  bei  der  Besteuerung  ist  die  Berücksichtigung 
der  wirklichen  Werte  geboten,  denn  es  soll  das  wirkliche  Ver- 
mögen   und    das    wirkliche   Einkommen    ermittelt    und    besteuert 


—  Deutsches  Handelsgesetzbuch  §   40    (Inventurbilanz).  —  Oesterreichisches  Han- 
delsgesetzbuch §  31. 
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werden  1).  Eine  auf  Bilanzzahlen  begründete  private  oder  allge- 
meine Statistik  kann  nur  dann  einen  Einblick  in  die  tatsächlichen 
Verhältnisse  und  eine  Erklärung  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
geben,  wenn  die  Bilanz-  respektive  Buchhaltungszahlen  die  wirk- 
lichen Werte  ausdrücken  2). 

Das  schweizerische  Bundesgericht  hat  zu  dieser  Frage  in  seinem 
Entscheide,  Band  XXVII,  1901,  S.  238ff.,  bezüglich  der  Bewer- 
tung in  den  Bilanzen  von  Aktiengesellschaften  wie  folgt  Stellung 
genommen :  »Die  Bilanz  hat,  wie  in  Absatz  I  des  Artikels  656 
des  Obligationenrechtes  besonders  betont  wird,  die  Aufgabe,  den 
Aktionären  einen  möglichst  sicheren  Einblick  in  die  wirkliche 
Vermögenslage  der  Gesellschaft  zu  gewähren.  Die  mit  der  Auf- 
stellung der  Bilanz  beauftragten  Gesellschaftsorgane  sind  also  (wie 
dies  übrigens  den  allgemeinen  Anforderungen  rationellen  und  red- 
lichen Geschäftsbetriebes  entspricht)  verpflichtet,  die  Bilanz  in 
einer  der  wirklichen  Vermögens-  und  Geschäftslage  entsprechenden 
Weise  aufzustellen.  Sie  sind  nicht  berechtigt,  Vermögensgegen- 
stände in  willkürlicher  Weise  zu  bewerten  und  darnach  z.  B.  non- 
valeurs  in  der  Bilanz  als  wirkliche  Werte  aufzuführen,  sondern 
ihre  Pflicht  ist  vielmehr,  die  Ermittlung  des  wirklichen  Wertes 
der  Vermögensgegenstände  anzustreben  und  den  auf  Grund  einer 
solchen  Ermittlung  gefundenen  wirklichen  Wert,  nicht  einen  will- 
kürlichen, der  Wirklichkeit  nicht  entsprechenden  Wertansatz  in 
die  Bilanz  einzustellen.«  »Es  ist  also  der  Rechtsgrundsatz  festzu- 
halten, daß  in  der  Bilanz  der  wirkliche  und  nicht  ein  fiktiver 
Wert  der  Vermögensobjekte  einzustellen  ist,  und  daß,  wenn  die- 
ser Rechtsgrundsatz  von  den  Gesellschaftsorganen,  speziell  der 
Generalversammlung,  verletzt  wird,  dem  einzelnen  Aktionär  ein 
Anfechtungsrecht  gegen  die  betreffenden  Beschlüsse  zusteht.  So- 
weit das  Gesetz  nicht  besondere  Bewertungsgrundsätze  für  ein- 
zelne Vermögensobjekte  aufstellt,  ist  daran  festzuhalten,  daß  als 
maßgebender  Wert  derjenige  Wert  erscheint,  den  das  betreffende 
Aktivum  als  Bestandteil  des  Gesellschaftsgeschäftes  hat.  Die 
Taxation  dieses  maßgebenden  Wertes  nun  aber  ist  dem  Ermessen 
der  Gesellschaftsorgane,  speziell  der  Generalversammlung,  anheim- 


1)  Georg  Schanz,  »Die  Steuern  der  Schweiz«,  Stuttgart  1890,  LS.  69 
bis  72:  Für  die  Besteuerung  der  Grundstücke  legen  zugrunde:  Zug,  Zürich  und 
St.  Gallen  den  »wahren  Wert«  ;  Obwalden  »den  wahren  mittleren  Wert« ;  Baselland, 
Glarus,  Neuchätel,  Luzern,  Genf,  Bern,  Freiburg,  Wallis  »den  Verkehrswert«  etc.  — 

3)  Moll  S.  73. 
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gegeben,  und  gegen  eine  Taxation,  soweit  es  sich  dabei  eben 
um  bloße  Taxation  des  maßgebenden  wirklichen  Wertes  handelt, 
steht  dem  Einzelaktionär  ein  Einspruchsrecht  offenbar  nicht  zu.« 
Letzteres  steht  ihm  nur  dann  zu,  »wenn  die  Taxation  sich  nicht 
mehr  im  Gebiete  vernünftiger  Erwägungen  der  maßgebenden  Be- 
wertungsfaktoren bewegt,  sondern  willkürliche  Ansätze  an  Stelle 
des  nach  dem  Willen  des  Gesetzes  zu  ermittelnden  wirklichen 
Wertes  setzt«.  Dies  wäre  der  Fall,  »wenn  Schuldbriefe  erheb- 
lichen Nominalwertes,  aber  zweifelhafter  Güte«  von  einer  Aktien- 
gesellschaft »zu  minimalem  Preise  angekauft,  dagegen  zu  dem  vol- 
len Nominalwert  in  der  Bilanz  eingestellt«  würden.  Dem  Obli- 
gationenrecht liegt  das  Prinzip  zugrunde,  »daß  die  Bilanzaufstel- 
lung die  Darstellung  der  wirklichen  Vermögenslage  der  Gesell- 
schaft zu  geben  habe«.  -Soweit  das  Gesetz  nicht  Sonderbestim- 
mungen für  einzelne  Bilanzposten  aufstellt,  darf  in  die  Bilanz  der 
Aktiengesellschaft  der  volle  Wert  der  Vermögensgegenstände  ein- 
gesetzt werden«1). 

b)  Die  Bilanzzahlen  sollen  die  für  den  Bilanztag  ge- 
genwärtigen Werte  angeben.  Die  Jahresbilanzen  sol- 
len die  Vermögenslage  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte  darstellen 
und  periodische  Vermögensübersichten  bieten.  Sie  bilden  eine 
Kette  von  Vermögensdarlegungen,  von  denen  jedes  Glied  vom 
andern  ein  Jahr  entfernt  liegt,  und  die  untereinander  nur  ver- 
glichen werden  können,  wenn  für  jede  einzelne  Jahresbilanz  die 
für  ihren  Aufstellungstag  gültigen  Werte  angewendet  werden,  da 
sie  nur  dann  die  seit  einem  Jahr  eingetretenen  Vermögens- 
wandlungen exakt  wiedergeben.  Werte,  die  vor  dem  jeweiligen 
Bilanztag  Geltung  hatten  oder  erst  später  Geltung  haben  wer- 
den, können  die  wirkliche  Vermögenslage  nicht  veranschau- 
lichen. Eine  richtige  Beurteilung  der  jeweiligen  Lage  der  Unter- 
nehmung ist  nur  möglich,  wenn  jeweils  die  gegenwärtigen  Werte 
berücksichtigt    worden    sind.       Die    Steuergesetzgebung    versteht 


i)  Vgl.  hierzu  für  Deutschland  folgende  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
(Entsch.  IV,  Strafsenat  vom  2.  November  1900):  »Angesichts  des  Umstandes,  daß  die 
Aufnahme  des  Inventars  des  Warenlagers  sich  als  wesentliche  Grundlage  und  Vor- 
bedingung für  die  Bilanzziehung  darstellt,  erscheine  es  nicht  rechtsirrig,  wenn 
einem  Vermögensverzeichnis,  das  an  deren  Stelle  sich  mit  einer  mehr  oder  weni- 
ger willkürlichen  Schätzung  von  Bestand  und  Wen  des  Warenlagers  begnügt,  jede 
Bedeutung  als  Bilanz,  mithin  die  Eigenschaft  einer  solchen  selbst  abgesprochen 
\vird<. 
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unter  dem  »gemeinen«  oder  »laufenden«  Wert  eben  den  Gegen- 
wartswert. Soll  die  durch  die  Jahresbilanz  jeweils  korrigierte 
Buchhaltung  und  die  auf  Bilanzzahlen  aufgebaute  Statistik  prak- 
tisch von  Wert  sein,  so  müssen  die  Bilanzzahlen  Gegenwartswerte 
gewesen  sein.  Der  wirkliche  Reingewinn  und  die  angemessenen 
Tantiemen  werden  nur  dann  festgestellt  werden  können,  wenn 
die  Bilanzwerte  für  den  Bilanztag  gegenwärtige  sind.  Ebenso 
wird  auch  nur  in  diesem  Falle  die  Bilanz  über  das  tatsächlich 
für  den  Bilanztag  vorhandene  Grundkapital  Auskunft  geben  und 
einen  brauchbaren  Maßstab  zur  Beurteilung  der  Tätigkeit  von 
Gesellschaftsorganen  bieten.  —  Diese  gewichtigen  Momente  finden 
im  österreichischen  (§  31)  und  deutschen  (§  40)  Handelsgesetz- 
buch volle  Anerkennung,  indem  ausdrücklich  verlangt  wird,  daß 
die  Ansetzung  der  Vermögensgegenstände  nach  dem  Werte,  »der 
ihnen  in  dem  Moment  beizulegen  ist,  für  welchen  die  Aufstellung 
stattfindet«,  zu  erfolgen  hat.  In  der  schweizerischen  Gesetzgebung 
fehlt  eine  solche  ausdrückliche  Bestimmung.  Immerhin  bestimmt 
das  schweizerische  Obligationenrecht  in  Art.  656  Ziffer  3  für 
Aktiengesellschaften  und  Kommanditaktiengesellschaften:  »Kurs- 
habende Papiere  dürfen  höchstens  zu  dem  Kurswerte  angesetzt 
werden,  welchen  dieselben  durchschnittlich  in  dem  letzten  Monat 
vor  dem  Bilanztage  gehabt  haben.«  Im  Gegensatz  dazu  stehen 
die  Bestimmungen  über  die  Bewertung  von  Grundstücken,  Ge- 
bäuden und  Maschinen,  die  »höchstens  nach  den  Anschaffungs- 
kosten mit  Abzug  der  erforderlichen  und  den  Umständen  ange- 
messenen Abschreibungen  anzusetzen«  sind,  sowie  der  Waren- 
vorräte, die  »höchstens  zum  Kostenpreis«,  oder,  falls  der  Markt- 
preis unter  dem  Kostenpreis  steht,  höchstens  zu  diesem  niedrigeren 
Marktpreis  angesetzt  werden  dürfen.  In  beiden  letzteren  Fällen 
(Anschaffungskosten  und  Kostenpreis)  wird  ein  von  früher  gege- 
bener Maximalsatz  vorgeschrieben,  der  nicht  überschritten  werden 
darf,  wenn  er  auch  durch  inzwischen  eingetretene  wertsteigernde 
Tatsachen  noch  so  unwahr  und  zeitlich  rückständig  erschiene. 
Anders  bei  den  kurshabenden  Papieren,  für  die  prinzipiell  der 
Gegenwartswert  anerkannt  wird.  Die  Einschränkung,  die  in  der 
Vorschrift  des  Durchschnittskurses  des  Monats,  der  dem  Bilanztag 
vorangeht,  liegt,,  hat  einzig  die  Sicherung  gegen  die  Einstellung 
eines  bloß  zufällig  hohen  oder  tiefen  Kurses  am  Bilanztage  zum 
Zweck.  Es  hebt  sich  in  dieser  Beziehung  nach  unserer  Ansicht 
vorteilhaft   vom    deutschen   Handelsgesetzbuch   ab,    das  auch  für 


—     15     — 

die  Wertpapiere  in  §  261  Ziffer  1  als  Maximalgrenze  des  Bilanzan- 
satzes den  Anschaffungspreis  testhält.  —  Schon  Simon  fordert 
(S.  303),  daß  durch  die  Bilanz  »der  augenblickliche  Wert«  des 
Vermögens  gefunden  werden  soll,  und  Rehm  betont  (S.  57), 
daß  den  Objekten  »kein  früherer,  höherer  oder  niedrigerer  Wert, 
sondern  nur  der  gegenwärtige  oder  zeitige  Wert,  der  Gegenwarts- 
wert beigelegt  werden«   darf1). 

Auch  zu  diesem  Punkte  hat  das  schweizerische  Bundesgericht 
Stellung  genommen,  und  zwar  in  seinem  Urteil  betreffend  Fest- 
setzung der  Grundsätze  für  Berechnung  des  konzessionsgemäßen 
Reinertrages  der  schweizerischen  Zentralbahn  vom  1 8. /21.  Januar 
1899  2).  Es  heißt  da:  »Die  Kontrolle  für  das  wirtschaftliche  Ge- 
deihen einer  gewerblichen  Unternehmung  besteht  in  der  perio- 
dischen Erstellung  einer  Bilanz.«  »Damit  aber  eine  solche  Kon- 
trolle ihren  Zweck  erfülle,  d.  h.  einen  richtigen  Maßstab  für  das 
Gedeihen  oder  den  Rückgang  des  Unternehmens  abgebe,  müssen 
bei  der  periodischen  Bilanzaufstellung  die  sämtlichen  Vermögens- 
stücke der  Unternehmung  nach  demjenigen  Werte  an- 
gesetzt werden,  welcher  ihnen  zur  Z  e  i  t  d  e  r  j  e  w  e  i  li g  e  n 
Aufstellung  der  Bilanz  beizulegen  ist«  (vergleiche 
deutsches  Handelsgesetzbuch  §  40).  »Dem  Grundsatz,  daß  in  den 
periodisch  aufzustellenden  Bilanzen  der  jeweilige,  bei  Auf- 
stellung der  Bilanz  vorhandene  Wert  der  Objekte 
zum  Ausdruck  gebracht  werden  muß,  entspricht  es  etc.« 

c)  Die  Bewertung  in  den  Jahresbilanzen  soll  bei  jeder  ein- 
zelnen Unternehmung  und  auch  im  allgemeinen  auf  e  i  n  h  e  i  t- 
lichen  Wertbemessungsgrundlagen  aufgebaut  sein. 
Die  Bewertung  soll  die  Geltung  des  einen  Vermögens  gegenüber 
andern  Vermögen  ausdrücken.  Dies  ist  nur  möglich,  wenn  die 
Wertbemessung  bei  den  verschiedenen  Vermögen  im  einzelnen 
auf  der  gleichen  Basis  erfolgt.  Trifft  dies  nicht  zu,  so  vermittelt 
ein  Vergleich  der  verschiedenen  Vermögen  eine  unrichtige  An- 
schauung über  die  gegenseitige  Geltung  derselben.  Eine  auf 
Bilanzzahlen  verschiedener  Unternehmungen  errichtete  Statistik 
wäre  wertlos,  wenn  bei  den  verschiedenen  Bilanzen  nicht  die 
gleichen  Wertbemessungsgrundlagen  Anwendung  fänden.  Ohne 
einheitliche  Wertbemessungsgrundlagen  ist  auch  eine  Gleichmäßig- 

1)  Vgl.  ferner  L  e  i  t  n  e  r  I,  S.  16.  —  MaatzS.  100  und  215.  —  K  o- 
vero  S.   60/1.   —  J.  Schätzl  S.  S.  —  Schneider  und  Fick  S.  747. 

2)  Bundesgerichtliche  Entscheide  Band  25.  II,   28.  Urteil. 
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keit    der    Besteuerung    auf    Grund    von    Jahresbilanzen    unmög- 
lich1). 

3.   Die  verschiedenen  Bewertungsprinzipe  für  die  Jahres- 
bilanzen. 

a)  Die  Gesetzgebung  gibt  kein  allgemeines  Bevver- 
tungsprinzip.  Im  großen  und  ganzen  wird  von  den  Anschaffungs- 
kosten 9)  ausgegangen,  und  der  Marktpreis  nur  dann  vorgeschrie- 
ben, wenn  er  niedriger  ist  als  erstere 3).  Die  Forderung  der 
Wirklichkeit4)  und  Gegenwärtigkeit  der  Werte  ist  ziemlich  all- 
gemein 5). 

b)  In  der  Praxis  war  der  erste  Bilanzwert  der  Einkaufs- 
wert. Mit  der  Einführung  der  effektiven  Inventur  kamen  auch 
andere  Werte  zur  Anwendung.  Im  18.  und  zu  Beginn  des  19. 
Jahrhunderts  wurde  nach  den  Vorschriften  der  beiden  Savary 
sowohl  nach  Einkaufs-  als  auch  nach  Marktpreisen  bewertet.  In 
der  umfangreichen  Buchführungsliteratur,  die  die  in  der  heutigen 
Praxis  vorkommenden  Bewertungsarten  schildert,  werden  die  ver- 
schiedensten Ansichten  vertreten.  Die  einen  bezeichnen  Bewer- 
tung zum  ursprünglichen  Anschaffungspreis,  andere  zum  gegen- 
wärtigen Anschaffungswert,  wieder  andere  zum  Versilberungswert, 
noch  andere  zu  gewöhnlichen  Verkaufspreisen  als  üblich.  Von 
manchen  wird  Einsetzung  zu  Einkaufspreisen,  von  andern  zu 
Marktpreisen,  von  wieder  andern  derjenige  von  beiden  Preisen  als 
maßgebend  in  der  Praxis  erklärt,  der  am  Bilanztage  der  niedrigere 
ist.  Bestimmte  Bewertungsprinzipien  werden  von  den  Buchhal- 
tungsschriftstellern (außer  K  o  v  e  r  o)  nicht  aufgestellt,  doch  kann 
als  allgemeine  Tendenz  festgestellt  werden,  den  ursprünglichen 
Anschaffungspreis  mehr  oder  weniger  nach  dem  gegenwärtigen 
Wert  zu  berichtigen  6). 

c)  Dagegen  haben  verschiedene  juristische  Autoren 
bei  Auslegung  der  gesetzlichen  Vorschriften  angesichts  der  herr- 

1)  Moll  S.  73.  —  Koveto  S.  61/2,  —  Eheberg  S.   160/2.  —  Simon 

s.  303.  §  78. 

2)  Schweiz.  Obligationenrecht  Art.   656  2  und  *. 

3)  Schweiz.  Obligationenrecht  Art.  656  *. 

4)  Schweiz.  Obligationenrecht  Art.  656  Einleitungssatz. 

5)  Ausführliches  darüber  bei  Kovero  S.  67 — 73  und  S.  91  und  92. 

6)  Die  bis  heute  umfassendste  Uebersicht  über  die  bezügliche  Literatur  bei 
Kovero  S.  63 — 67,  S.  84 — -90  und  92;  Kovero  stellt  auch  ein  allgemeines 
Bewertungsprinzip  auf,  auf  das  wir  in  der  Folge  näher  eintreten. 
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sehenden  Bewertungswillkür  versucht,  bestimmte,  allgemein  an- 
wendbare Bewertungsprinzipien  aufzustellen  *).  Im  großen  und 
ganzen  sind  es  deren  drei.  Als  erstes  ist  zu  nennen  das  Prinzip 
des  objektiven  Wertes  respektive  des  Veräußerungswertes,  wie  es 
vom  deutschen  Reichsoberhandelsgericht  aufgestellt  worden  ist2); 
als  zweites  das  von  Simon  aufgestellte  Prinzip  des  individuellen 
Wertes 3)  und  als  drittes,  das  von  Staub  verfochtene  Prinzip 
des  individuellen  Geschäftswertes4).  Die  übrigen  juristischen 
Schriftsteller,  die  diese  Frage  erörtern,  schließen  sich  entweder 
mehr  oder  weniger  einem  dieser  Prinzipien  an  oder  sehen  davon 
ab,  eine  bestimmte,  allgemeine  Wertbemessungsgrundlage  auf- 
zustellen. 

d)  Gegen  diese  drei  Bewertungsnormen  sind  triftige  E  i  n- 
wände  erhoben  worden. 

Der  Mangel  des  Prinzips  des  Veräußerungswertes 
besteht  darin,  daß  es  von  anormalen  Umständen,  nämlich  einer 
fingierten  Liquidation  ausgeht,  während  doch  der  normale  Fort- 
betrieb der  Unternehmung  beabsichtigt  wird.  Vermögensgegen- 
stände, die  bei  einer  sofortigen  Liquidation  wertlos  sein  würden, 
können  für  den  Fortbetrieb  von  nicht  unwesentlicher  Bedeutung 
sein.  Die  Gesichtspunkte  der  Liquidation  und  des  Fortbetriebs 
sind  unvereinbar.  Das  Prinzip  des  Veräußerungswertes  erscheint 
somit  schon  a  priori  als  unrichtig.  Selbst  wenn  man  es  anwenden 
wollte,  so  wäre  man  in  der  Praxis  bei  Bewertung  gewisser  Anlage- 
gegenstände mangels  Anhaltspunkte  über  den  sofortigen  Ver- 
äußerungswert in  großer  Verlegenheit.  Der  Veräußerungswert 
ist  somit    als  allgemeine   Wertbemessungsgrundlage  ungeeignet5). 

Das  Simon  sehe  Prinzip  des  individuellen 
Wertes  enthält  hinsichtlich  seiner  Brauchbarkeit  als  allgemeine 
Wertbemessungsgrundlage  schon  begrifflich  einen  unlösbaren 
inneren  Widerspruch.  Eine  Bewertung  nach  dem  Prinzip  des 
individuellen,  subjektiven  Wertes  kann  nicht  darauf  Anspruch  er- 
heben, die  Geltung  der  verschiedenen  Vermögen  in  einer  Volks- 
wirtschaft richtig  gegeneinander  auszudrücken.  Schon  zum  vorn- 
herein würde    dabei   prinzipiell    auf   die   Benutzung    einer    einheit- 

i)  Kovero  S.  72 — 84,  S.  93 — 100. 

2)  Siehe  bei  Simon  S.  290 — 296.  —  P  a  s  s  o  w  S.  85. 

3)  Simon  S.  289  ff. 

4)  Staub,  »Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch c,  6.  und  7.  Aufl.,  Berlin 
1900,  S.   192/3. 

5)  Kovero  S.  94 — 95.  —  Braue  hl  in  S.  79  und  S.  84. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  46.  2 
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liehen,  allgemeinen  Wertbemessungsgrundlage  verzichtet.  Simon 
scheidet  das  Vermögen  vom  individuellen  Standpunkt  des  Unter- 
nehmers aus  in  Betriebsgegenstände  und  Veräußerungsgegenstände. 
Erstere  seien  zum  individuellen  Gebrauchswert,  den  sie  für  diesen 
bestimmten  Unternehmer  haben,  letztere  zum  individuellen  Ver- 
äußerungswert, den  dieser  bestimmte  Unternehmer  auf  Grund  seiner 
besondern  Verhältnisse  zu  erhalten  imstande  sein  werde,  in  die 
Bilanz  einzusetzen.  Bezüglich  der  Bewertung  der  Veräußerungs- 
gegenstände sollen  nach  Simon  die  Marktpreise  jedoch  die 
Höchstgrenze  bilden.  Auch  ist  er  der  Meinung,  daß  nicht  reali- 
sierte Gewinne  im  allgemeinen  unberücksichtigt  bleiben  sollten. 
Nun  enthält  aber  jeder  Veräußerungswert  der  Regel  nach  einen 
nicht  realisierten  Gewinn.  Abgesehen  von  dieser  ungenauen  Um- 
schreibung läßt  sich  der  Begriff  des  individuellen  Veräußerungs- 
wertes auch  nicht  in  Einklang  mit  dem  Begriff  des  individuellen 
Wertes  bringen.  Der  individuelle  Wert  beruht  auf  der  Wert- 
schätzung eines  Subjektes,  während  der  Veräußerungswert,  wie 
er  bei  einem  wirklichen  Tausch  in  dem  Preise  zum  Ausdruck 
kommt,  von  der  Wertschätzung  mehrerer  Personen  abhängt,  ganz 
abgesehen  von  den  objektiven  Momenten,  die  dabei  mitspielen. 
Die  in  den  Preisen  zum  Ausdruck  kommenden  Tauschwerte,  die 
Veräußerungswerte,  stimmen  somit  in  der  Regel  mit  den  subjek- 
tiven, individuellen  Werten  nicht  überein.  Was  die  Art  der  Be- 
rechnung des  individuellen  Gebrauchswertes  anbelangt,  so  wird 
sie  von  Simon  nicht  näher  auseinandergesetzt.  Statt  dessen 
erklärt  er  die  Feststellung  des  individuellen  Betriebswertes,  der 
dasselbe  sei  wie  der  Erwerbspreis  abzüglich  der  entstandenen 
Wertverminderung.  An  die  Stelle  des  individuellen  Gebrauchs- 
wertes tritt  als  Ausgangspunkt  der  ursprüngliche  Anschaffungs- 
wert, d.  h.  eine  von  früher  her  gegebene,  objektive  Tatsache. 
Simon  selbst  ist  nicht  in  der  Lage,  zu  erklären,  wie  der  von 
ihm  als  Bewertungsprinzip  für  Betriebsgegenstände  aufgestellte 
individuelle  Gebrauchswert  zu  berechnen  sei 1). 

Bei  der  Erklärung  seines  Prinzips  des  Geschäfts- 
wertes teilt  Staub  die  Vermögensgegenstände  ebenfalls  in 
Betriebs-  und  Veräußerungsgegenstände  ein  und  erklärt  für  erstere 
den  Gebrauchswert  als  maßgebend.  An  Stelle  des  individuellen 
Geschäftsinhabers  Simo  ns  setzt  er  das  individuelle  Geschäft.  Die 
Einwände,    die    gegen  Simons  Prinzip  gemacht  wurden,  gelten 

i)  Kovero  S.  96 — 99. 
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auch  gegen  das  Staub  sehe.  Auch  es  ist  nicht  in  der  Lage, 
die  an  ein  brauchbares  Bewertungsprinzip  zu  stellenden  Anfor- 
derungen, der  Vermittlung  wirklicher  und  gegenwärtiger  Werte, 
sowie  einer  allgemeinen  Bewertungsgrundlage  zu  erfüllen  x). 

e)  Eine  Sonderstellung  nimmt  das  vom  eidgenössi- 
schen Bundesgericht  für  schweizerische  E  i  s  e  n- 
bahnen  aufgestellte  Prinzip  des  Selbstkostenwertes  des  Eigen- 
tümers bezogen  auf  den  jeweiligen  Zustand  der  Anlagen  und 
Einrichtungen  ein.  Einerseits  bezieht  es  sich  nur  auf  solche  Ge- 
genstände, die  zum  Gebrauch  und  Verbrauch  erworben  wurden, 
und  trifft  keine  in  der  Absicht  der  Weiterveräußerung  erworbene 
Güter,  anderseits  bezieht  sich  das  Bundesgericht  bei  Aufstellung 
obigen  Bewertungsprinzips  auf  das  Bundesgesetz  betreffend  das 
Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  vom  Jahre  1883,  dessen  Bilanz- 
vorschriften von  der  Rücksicht  auf  einen  eventuellen  Rückkauf  der 
Eisenbahnen  durch  den  Bund  beeinflußt  sind.  Nach  dem  ge- 
nannten Eisenbahn-Rechnungsgesetz  von  1S83  dürfen  unter  den 
Aktiven  anfangs  nur  die  tatsächlich  ausgelegten  Herstellungs-, 
respektive  Anschaffungskosten  aufgeführt,  und  diese  nachher  nur 
um  solche  Beträge  vermehrt  werden,  durch  deren  Verausgabung 
eine  Vermehrung  oder  wesentliche  Verbesserung  der  bestehenden 
Anlagen  im  Interesse  des  Betriebes  herbeigeführt  wurde.  Die 
anfänglichen  und  späteren  Belastungen  auf  Baukonto  für  Betriebs- 
gegenstände sollen  bis  zu  deren  Untergang  unverändert  unter 
den  Aktiven  aufgeführt  und  ihrer  Entwertung  durch  Einstellung 
eines  Erneuerungsfonds  unter  den  Passiven  Rechnung  getragen 
werden.  Der  Grund  zu  dieser  Anordnung  ist  darin  zu  finden, 
daß  laut  den  Konzessionen  der  Bund  bei  einem  allfälligen  Rück- 
kauf als  Mindestpreis  das  Anlagekapital  zu  bezahlen  hatte,  und 
er  sich  diesen  Preis  unter  den  Aktiven  im  Betrage  des  Baukontos 
jederzeit  präsent  erhalten  wollte.  Das  Bundesgericht  anerkannte 
bei  Auslegung  der  Bewertungsvorschriften  des  Eisenbahnrech- 
nungsgesetzes, daß  die  jeweils  gegenwärtigen  Werte  berücksich- 
tigt und  für  die  einzelne  Bilanz  ein  einheitliches  Bewertungsprin- 
zip angewandt  werden  solle,  erklärt  jedoch  nicht  die  objektiven, 
volkswirtschaftlichen,  sondern  die  subjektiven  Selbstkosten  des 
Eigentümers  der  Bahn  als  entscheidend  und  sieht  somit  von  einer 
die  allgemein  volkswirtschaftliche  Geltung  der  Güter  ausdrücken- 
den Bewertung  ab. 

1)  Näheres  bei   Kovcro  S.  99 — 100  und  S.    10 1  — 112. 
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Das  Bundesgericht  hat  obige  Ansicht  in  den  folgenden  Ur- 
teilen vertreten:  i.  Urteil  vom  12.  März  1886,  Bundesgerichtliche 
Entscheide  Band  XII,  Seite  160:  »Dem  Eisenbahnrechnungsge- 
setz liegt  offenbar  das  Prinzip  zugrunde,  daß  für  die  Bewertung 
des  dauernd  zu  Betriebszwecken  bestimmten  Vermögens  der 
Eisenbahngesellschaften  in  der  Bilanz  der  Selbstkostenwert,  aber 
bezogen  auf  den  jeweiligen  Zustand  der  Bahnanlagen  und  Ein- 
richtungen zugrunde  gelegt  werden  dürfe.«  »Es  fordert  einerseits 
nicht,  daß  der  allgemeine  Verkehrs-  (Tausch-)  Wert  der  Anlage 
ausgemittelt  und  der  Aufstellung  der  Bilanz  zugrunde  gelegt 
werde,  was  auch  bei  der  Schwierigkeit  einer  zuverlässigen 
Schätzung  praktisch  kaum  durchführbar  wäre  ;  dagegen  gestattet 
es  anderseits  nicht,  daß  schlechthin  die  Selbstkosten,  ohne  Rück- 
sicht auf  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Anlagen  und  Einrich- 
tungen zugrunde  gelegt  werden.«  —  2.  Urteil  vom  25.  Februar 
1887,  BE.  XIII,  18.  Urteil,  S.  92  ff.,  das  Eisenbahnrechnungsge- 
setz von  1883  gehe  davon  aus,  »daß  unter  den  Aktiven  der  Bi- 
lanz einer  Eisenbahngesellschaft  die  Bahn  und  das  Betriebsma- 
terial höchstens  zu  denjenigen  Summen  eingesetzt  werden  dürfen, 
welche  sie  die  Eigentümerin  (nicht  welche  sie  überhaupt)  gekostet 
haben«.  Daß  dadurch  der  Grundsatz  der  Wahrheit  der  Bilanz 
verletzt  werde,  sei  nicht  richtig;  eine  in  der  dargelegten  Weise 
aufgestellte  Bilanz  entspreche  vielmehr  vollkommen  der  Wirklich- 
keit, wobei  man  sich  bloß  gegenwärtig  halten  müsse,  daß  eben 
nach  dem  gesetzlichen  Bewertungsmaßstab  x)  für  Bahnanlage  und 
Betriebsmaterial  höchstens  der  Selbstkostenpreis  des  Eigentümers 
in  Rechnung  gebracht  werden  dürfe.  —  3.  BE.  Band  XVI  (1890) 
S.  827 :  Nach  dem  Prinzip  des  Eisenbahnrechnungsgesetzes 
(von  1883)  sei  für  die  Aufstellung  der  Bilanz  grundsätzlich  der 
Anlagewert  des  Betriebsmaterials  maßgebend.  Der  Verkehrs- 
(Verkaufs-)  Wert  des  Betriebsmaterials  könne  nach  den  Grund- 
sätzen des  Eisenbahnrechnungsgesetzes  nicht  entscheidend  in  Be- 
tracht fallen.  —  4.  BE.  Band  XIX  (1893)  S.  708:  Im  Rechnungs- 
gesetz seien  überall  die  realen  für  die  betreffenden  Anlagen  er- 
wachsenen Kosten  gemeint.  Diese  dürfen,  wie  auch  die  Ver- 
stärkungskosten dem  Baukonto  belastet  werden.  Daran  könne 
die  Behauptung  (des  Bundesrates)  nichts  ändern,  daß  das  Bau- 
konto auf  diese  Weise  mit  Ausgaben    belastet    werde ,    die    den 

1)  Gemeint  sind  die  oben    erwähnten  Vorschriften    des   Eisenbalmrechnungs- 
gesetzes  von   1883. 
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materiellen  Wert  der  entsprechenden  Anlagen  und  Einrichtungen 
weit  übersteigen.  Denn  wenn  dies  auch  zutreffe,  so  sei  es  eben 
kein  gesetzlicher  Grund,  um  Ergänzungs-  und  Neuanlage-Kosten 
den  Aktiven  der  Bilanz  nicht,  oder  nicht  im  vollen  Betrage  bei- 
zufügen 1).  Ein  solcher  Grund  läge  dann  vor,  wenn  mit  dem  be- 
treffenden Kostenaufwand  keine  Vermehrung  oder  wesentliche 
Verbesserung  der  bestehenden  Anlagen  im  Interesse  des  Betriebes 
erzielt  worden  wäre. 

4.  Der    für    den  Bilanztag    gegenwärtige,    volkswirtschaftliche 
Anschaffungswert   als  Bewertungsprinzip. 

a)  Bei  der  Bilanzbewertung  geht  man  darauf  aus,  den  allge- 
mein volkswirtschaftlichen  Wert  der  Vermögensmasse  einer  Unter- 
nehmung gegenüber  demjenigen  anderer  festzustellen.  Als  Bemes- 
sungsgrundlage können  nur  die  im  wirtschaftlichen  Verkehr  (Tausch- 
verkehr) Geltung  habenden  objektiven  Tausch-  und  Kaufwerte  in 
Betracht  kommen.  Die  Begründung  hierfür  findet  sich  in  folgen- 
der Ueberlegung.  Das  einzelne  wirtschaftende  Subjekt  beurteilt 
ein  Gut  nach  der  Wohlfahrtsförderung  oder  Gefährdung  seiner 
Interessen,  die  es  von  ihm  zu  erwarten  hat.  Diese  seine  beson- 
dere subjektive  Wertschätzung  ist  aber  in  der  Regel  nicht  ent- 
scheidend für  die  Geltung  des  Gutes  auf  dem  Markt.  Maßgebend 
für  den  Tauschwert  im  Verkehr  ist  vielmehr  die  Geltung,  die 
sich  unter  Berücksichtigung  aller  Umstände  aus  den  subjektiven 
Wertschätzungen  aller  Subjekte,  die  an  dem  Gut  ein  Interesse 
haben,  ergibt.  Es  ist  nicht  unsere  Absicht,  auf  eine  Erörterung 
der  Preisanalyse  einzutreten,  sondern  wir  begnügen  uns  mit  der 
entscheidenden  Feststellung,  daß  es  für  den  Tauschwert  (Preis) 
eines  Gutes  nicht  auf  die  Wertschätzung  eines  einzelnen  Subjektes 
ankommt,  sondern  auf  die  allgemein  volkswirtschaftliche,  soziale 
Geltung  des  Gutes2).  Da  man  bei  der  Bilanzberechnung  darauf 
ausgeht,  die  Kapitalkraft  (Erwerbsmacht)  einer  Unternehmung 
festzustellen,  mit  der  sie  im  Verkehr  werbend  aufzutreten  vermag, 
so  können  nur    die    allgemein    volkswirtschaftlichen  Tauschwerte 


1)  Das  Bundesgericht  erklärte  somit  Ansätze,  die  den  materiellen  Wert  der 
entsprechenden  Anlagen  und  Einrichtungen  bei  weitem  übersteigen,  unter  Umstän- 
den als  zulässig  in  den  Bilanzen  der  schweizerischen  Hauptbahnen. 

2)  Philippovich,  9.  Aufl.,  Bd.  I.  S.  256.  >Die  Preise  sind  sozial  be- 
dingt und  entstehen  durch  das  Zusammenwirken  aller  durch  die  Arbeitsteilung  und 
den  Marktverkehr  Verbundenen.« 


—       22       — 

in  Betracht  kommen,  wie  sie  in  den  Preisen  der  Güter  auf  dem 
Markt  zutage  treten.  Wir  wenden  uns  nicht  gegen  den  subjek- 
tiven Wert  als  letzten  Bestimmungsgrund  der  Preise,  sondern  da- 
gegen, daß  ein  Subjekt  seine  individuelle  Wertschätzung  zur 
Grundlage  der  Wertansetzung  von  Vermögensteilen  in  der  Bilanz 
mache,  —  Unter  dem  für  die  Bilanzbewertung  entscheidenden 
allgemein  volkswirtschaftlichen  Tauschwert  verstehen  wir,  um  mit 
P  h  il  i  p  p  o  v  i  c  h  (Bd.  I,  S.  257,  9.  Aufl.)  zu  sprechen,  »die  Fähig- 
keit eines  Gutes,  im  Verkehr  eine  gewisse  Quantität  anderer  Gü- 
ter, vor  allem  des  allgemeinen  Tauschgutes,  des  Geldes,  eintau- 
schen zu  können«.  Es  ist  nun  zu  unterscheiden,  zwischen  den 
Tauschwerten,  zu  denen  Vermögensgegenstände  eingetauscht 
werden,  den  Anschaffungswerten,  und  den  Tausch- 
werten, zu  denen  sie  weitergegeben  werden,  den  V  e  r  ä  u  ß  e- 
r  u  n  g  s  w  e  r  t  e  n.  In  einer  Fabrikationsunternehmung  i.  e.  S. 
treten  an  Stelle  der  Anschaffungswerte  die  Herstellungskosten.  An- 
schaffungswert  und  Veräußerungswert  weichen  in  der  Regel  von 
einander  ab.  Die  Erkenntnis  des  prinzipiellen  Unterschiedes  zwi- 
schen dem  Anschaffungswert  und  Veräußerungswert  aller  Vermö- 
gensbestandteile ist  für  die  Frage  der  Bilanzbewertung  von  ent- 
scheidender Bedeutung.  Es  ist  nun  zu  untersuchen,  welcher  von 
beiden  bei  der  Bewertung  anzuwenden  ist  1). 

b)  2)  Wir  gehen  vom  normalen  Gang  derGüterbe- 
wegung  aus,  wie  sie  sich  in  einer  verkehrswirtschaftlich,  ar- 
beitsteilig organisierten  Volkswirtschaft  abspielt.  Vergegenwär- 
tigen wir  uns  den  Weg,  den  die  Güter  vom  Produzenten  bis  zum 
Konsumenten  durchlaufen.  Die  Gesamtproduktion  der  Volkswirt- 
schaft scheidet  sich  in  Produktionsabschnitte,  indem  an  den  Pro- 
dukten bis  zu  ihrer  Vollendung    nacheinander    verschiedene  Pro- 


1)  Ein  gutes  Beispiel,  um  deutlich  zu  machen,  daß  nicht  subjektive,  sondern 
nur  volkswirtschaftliche  Anschaffungskosten  für  die  Darstellung  der  Vermögenslage 
durch  die  Bilanz  geeignet  sind,  ist  die  Frage  nach  der  Bilanzbewertung  geschenk- 
ter Gegenstände.  Die  subjektiven  Anschaffungskosten  wären  hier  gleich  Null;  die 
Geltung,  die  ein  solch  geschenktes  Gut  im  volkswirtschaftlichen  Tauschverkehr  all- 
gemein hat,  kann  jedoch  sehr  bedeutend  sein.  Will  die  wirkliche  Vermögenslage 
dargestellt  werden,  so  muß  natürlich  dieser  letztere  allgemein  volkswirtschaftliche 
Anschaffungswert  eingesetzt  werden.  —  Vgl.  Zimmermann  S.  239 — 241.  — 
Moll  S.  202.  —  Rehm  S.  191.  —  Simon  S.  339.  —  Mako  wer  §  261.  — 
P  a  s  s  o  w  S.  292. 

2)  Wir  schließen  uns  im  folgenden  der  Auffassung  Koveros  an,  wie  er 
sie  auf  S.   112 — 125  seines  Buches  ausführlich  auseinandersetzt. 


duzentenklassen  arbeiten.  Von  den  Rohproduzenten  werden  die 
Produkte  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  verarbeitet,  gelangen 
dann  sukzessive  zu  den  Halbfabrikanten,  den  Fabrikanten ,  den 
Grossisten,  Detaillisten,  um  von  diesen  schließlich  in  die  Hände 
der  endgültigen  Konsumenten  zu  kommen.  Diesen  langen  Weg 
werden  nie  alle  Produkte  zurücklegen,  sondern  teils  einzelne 
Glieder  der  Kette  überspringen,  teils  überhaupt  nicht  aus  der 
Wirtschaft  des  Rohproduzenten  austreten.  Im  letzteren  Fall, 
nämlich  wenn  Güter  in  der  nämlichen  Wirtschaft  konsumiert 
werden,  die  sie  produzierte,  gelten  die  bezüglichen  Herstellungs- 
kosten als  Anschaffungswert  jedes  Gutes.  Für  Güter,  die  in  einer 
andern  Wirtschaft  produziert  und  von  der  konsumierenden  Wirt- 
schaft gekauft  werden,  gilt  für  die  konsumierende  Wirtschaft  der 
bezahlte  Kaufpreis  als  Anschaffungswert,  während  für  die  Wirt- 
schaft, die  die  Güter  produzierte,  deren  Herstellungskosten  als 
Anschaffungswerte  anzusehen  sind.  Der  Anschaffungswert  (Kauf- 
preis) der  konsumierenden  Wirtschaft  wird  offenbar  höher  sein 
als  der  Anschaffungswert  (Herstellungskosten)  der  Wirtschaft, 
die  die  Güter  produzierte  ,  und  zwar  um  den  Betrag,  den  die 
konsumierende  (kaufende)  Wirtschaft  der  produzierenden  (ver- 
kaufenden) Wirtschaft  als  Entgelt  für  Absatzkosten,  Wagnisge- 
bühr und  Profit  zu  entrichten  hat.  Haben  die  Güter,  die  eine 
Unternehmung  anschafft,  mehrere  Glieder  der  obgenannten  Pro- 
duzentenkette durchlaufen,  so  werden  sie  in  ihren  Anschaffungs- 
preisen den  verschiedenen  vorgängigen  Produzenten  ihre  Absatz- 
kosten, W'agnisgebühr  und  ihren  Profit  mit  vergüten  müssen.  Die 
Produktionskosten  wachsen  von  Stufe  zu  Stufe  um  den  Entgelt 
für  die  auf  jeder  Stufe  stattgefundene  Produktionstätigkeit  an  und 
finden  in  dem  vom  Konsumenten  bezahlten  Kaufpreis  ihren 
schließlichen  maximalen  Ausdruck.  Sie  drücken  den  Anschaf- 
fungspreis der  Güter  für  den  Konsumenten  aus. 

Für  die  Bewertung  der  zum  unmittelbaren  Konsum  bestimm- 
ten Güter  kann  einzig  der  Anschaffungspreis  in  Frage  kommen. 
Die  Bewertungsgrundlage  der  vorhergehenden  Stufe  muß  folglich 
auch  der  von  ihr  ausgelegte  Anschaffungspreis  sein.  Die  Ein- 
setzung des  Veräußerungspreises  auf  der  vorletzten  Stufe  ist  aus- 
geschlossen, weil  er  mit  dem  Anschaffungspreis  der  letzten  ^der 
Konsum-)  Stufe  übereinstimmen  und  um  die  Vergütung  für  die 
Produktionstätigkeit  auf  der  vorletzten  Stufe  zu  hoch  sein  würde, 
solange    diese    Produktionstätigkeit    nicht    tatsächlich    ausgeführt 
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ist *).  Auf  jeder  einzelnen  Stufe  des  Produktionsprozesses  ist 
daher  der  jeweilige  Anschaffungspreis,  auf  der  ersten  Stufe  der 
Herstellungspreis  i.  e.  S.,  für  die  Bewertung  entscheidend.  Zur 
Berechnung  der  Anschaffungswerte  auf  den  verschiedenen  Stu- 
fen können  die  für  die  Anschaffung  am  Bilanztage  maßgebenden 
Markt-  und  Börsen-Preise  benutzt  werden.  Für  jede  Stufe  gilt 
ein  anderer,  besonderer  Anschaffungswert,  dem  natürlichen  Gang 
der  Güterbewegung  entsprechend,  die  in  der  Regel  vom  Produ- 
zenten i.  e.  S.  zum  Grossisten,  von  diesem  zum  Detaillisten  und 
von  diesem  zum  Konsumenten  geht 2).  Bezeichnet  man  die  Her- 
stellungskosten i.  e.  S.  mit  a  und  die  Vergütung  für  die  Produk- 
tionstätigkeit und  den  Profit  auf  den  sich  sukzessiv  folgenden 
Stufen  mit  b,  c,  d,  so  entstehen  bei  der  normalen  Produktionsbe- 
wegung die  folgenden  Markt-  (Börsen-)  Anschaffungspreise  : 


Herstellungspreis 
i.   e.   S. 

Vergütung  für  Absatz- 
kosten,  Wagnisgebühr 

u.  Profit 
an  den  Produzenten 

»       »     Grossisten 


Detaillisten 


=     Anschaffungskosten 


Fabrikant 
'    i.  e.  S. 


a+b 


+  b  +  c 


j  Veräußerungspreis 
jAnschaffungskosten 

(Veräußerungspreis 
(Anschaffungskosten 


Grossist 


Detaillist 


_L  b  4-  c  4-  d    ==   fVeräußerungsPreis      J 

T~     ~f     "T"  (Anschaffungskosten      Konsument. 


Für  die  Bewertung  in  den  Jahresbilanzen  der  Erwerbswirt- 
schaften können  nur  die  jeweils  gegenwärtigen,  volkswirtschaft- 
lichen Anschaffungskosten  maßgebend  sein,  die  sich  beim  nor- 
malen Gang  des  Produktionsprozesses  für  die  betreffende  Pro- 
duktionsstufe ergeben.  Nur  diese  lassen  sich  mit  einiger  Genauigkeit 
ermitteln.  Dagegen  ließen  sich  die  Preise,  die  bei  einer  anormalen 
Güterbewegung  entstehen,  nur  mit  größter  Unbestimmtheit  schätzen; 
so  wäre  es  z.  B.  höchst  ungewiß,  welchen  Preis  ein  Grossist  einem 
Detaillisten  oder  Konsumenten  zu  bezahlen  bereit  wäre. 

i)  Emil  Schiff,  >Die  Wertverminderungen  an  Betriebsanlagen  etc.«,  Ber- 
lin 1909,  S.  28:  Darstellung  der  Preiskomponenten.  Für  die  Bewertung  der  Ver- 
äußerungsgegenstände fallen  auf  jeder  Produktionsstufe  die  Warenabsatzkosten  und 
der  Aufschlag  für  Gewinn  und  Wagnisgebühr  weg,  denn  die  Anschaffungswerte 
sind  um  diese  Beträge  niedriger  als  die  Veräußerungswerte. 

2)  C.  S  g  a  n  z  i  n  i ,  »Zur  Grundlegung  der  realistischen  Theorie  der  dop- 
pelten Buchführung«,  wissenschaftliche  Beilage  zum  9.  Jahresbericht  der  städti- 
schen Handelsakademie  St.  Gallen  S.  7 — 10  über  Erwerbswirtschaften. 
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c)  Jede  Fabrikationsunternehmung  verbindet  in  der  Regel 
ihre  Produktionstätigkeit  i.  e.  S.  mit  derjenigen  des  Händlers  und 
des  Konsumenten.  Für  die  Bewertung  der  hergestellten  Gegen- 
stände gelten  die  jeweils  gegenwärtigen,  volkswirtschaftlichen  Her- 
stellungskosten; für  die  durch  den  Großhändler  von  andern  Pro- 
duzenten gekauften  Güter  gelten  die  jeweils  gegenwärtigen,  volks- 
wirtschaftlichen Engros-Anschaffungskosten ;  für  die  durch  den 
Detaillisten  von  Grossisten  gekauften  und  zur  Weiterveräußerung 
bestimmten  Güter  sind  die  jeweils  gegenwärtigen,  volkswirtschaft- 
lichen Detaillisten-Anschaffungskosten  maßgebend  und  für  die  zum 
Gebrauch  und  Verbrauch,  zum  Konsum,  erstandenen  Güter  kom- 
men die  jeweils  gegenwärtigen,  volkswirtschaftlichen  Konsumenten- 
anschaffungspreise in  Betracht. 

Die  für  den  Bilanztag  gegenwärtigen,  allge- 
mein volkswirtschaftlichen  Anschaffungswerte 
sind  in  der  Lage,  den  an  ein  brauchbares  Be- 
wertungsprinzip zu  stellenden  Anforderungen, 
der  Vermittlung  aktueller  und  wirklicher  Werte 
zu  genügen  und  eine  allgemeine  W  e  r  t  b  e  m  e  s- 
sungsgrundlage  für  die  verschiedenen  Jahres- 
bilanzen zu  bilden.  Sie  sind  deshalb  geeignet, 
der  Bewertung  des  Vermögens  in  den  Jahres- 
bilanzen der  Erwerbs  wirtschaften  zugrunde 
gelegt    zu    werden. 

Bei  der  Bewertung  von  solchen,  zur  eigenen  Konsumtion  er- 
worbenen Gütern ,  die  während  mehrerer  Rechnungsperioden 
Dienste  leisten  können,  ist  jeweils  auf  die  in  der  Regel  eintretende 
sukzessive  Wertverminderung  Rücksicht  zu  nehmen.  Welche 
Güter  hierfür  in  Betracht  kommen,  was  für  Momente  für  die  Höhe 
der  Wertminderung  entscheidend  sind,  und  in  welchen  buch- 
halterischen Formen  ihr  Rechnung  getragen  werden  kann,  soll  in 
den  folgenden  Kapiteln  dargelegt  werden. 
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II.  Die  Wertminderungen  des  stehenden  Kapitals, 

i.  Wesen  und  Funktion  des  stehenden  Kapitals. 

a)  Wir  haben  im  vorhergehenden  Kapitel  hervorgehoben,  daß 
jede  Ervverbsunternehmung  in  der  Regel  die  Tätigkeit  des  Händ- 
lers mit  der  des  Konsumenten  verbindet,  indem  sie  bezüglich  ge- 
wisser Vermögensbestandteile  die  Weiterveräußerung,  bezüglich 
anderer  den  eigenen  Gebrauch  beabsichtigt.  Dieser  Unterschei- 
dungsgrund ist  für  die  Frage  der  Bilanzbewertung  zuerst  von 
Scheffler  (»Ueber  Bilanzen«,  »Vierteljahrsschrift  für  Volks- 
wirtschaft, Politik  und  Kulturgeschichte«,  62.  Band,  Berlin  1879, 
S.  22 — 25)  in  den  Vordergrund  gerückt  worden.  Er  teilt  die  Ver- 
mögensgegenstände ein  in  »solche,  bei  deren  Wertbestimmung 
dauernd  nur  der  Eigentümer  interessiert  ist,  und  solche,  bei  denen 
dauernd  oder  vorübergehend  andere  mitinteressiert  sind«.  Zu  den 
ersteren  gehören :  »der  ganze  arbeitende  Apparat,  die  sogenannte 
Anlage,  bestehend  aus  dem  Immobiliar  und  dem  eisernen  Inventar 
von  Geräten,  Hilfsmaschinen  usw.,  überhaupt  alles  dessen,  was 
nur  als  Mittel  zur  Vollführung  des  Zweckes  der  Unternehmung 
da  ist  und  demnach,  solange  dieser  Zweck  besteht,  auch  da  sein 
muß«,  und  zu  den  letztern  rechnet  er  »im  wesentlichen  diejenigen 
Objekte,  welche  von  dem  Gesamtbesitze  unter  Umständen  abge- 
trennt und  veräußert  werden  können  oder  sollen«.  Simon  (»Bi- 
lanzen«, S.  326  f.)  hat  dann  auf  diese  Unterscheidung  besonderes 
Gewicht  gelegt  und  für  die  beiden  Klassen  von  Vermögensgegen- 
ständen verschiedene  Bezeichnungen  eingeführt,  indem  er  die  zum 
eigenen  Gebrauch  bestimmten  als  »Betriebsgegenstände«  und  die 
zum  Verkauf,  d.  h.  zum  Gebrauch  und  Verbrauch  durch  andere 
bestimmten  als  »Veräußerungsgegenstände«  bezeichnet.  Uns  in- 
teressiert hier  nur  die  erstere  Klasse.  Sie  umfaßt  diejenigen 
Güter  einer  Unternehmung,  die  am  Ziele  der  normalen  Güter- 
bewegung, beim  Konsumenten,   angelangt  sind.     Sie  dienen  dem 


Unternehmer  als  Mittel  zur  Erzeugung  neuer  Güter ;  er  verwertet 
sie  zum  Zwecke  der  Produktion.  Im  Hinblick  auf  diese  Funktion 
der  Konsumgüter  einer  Unternehmung  im  Dienste  der  Produktion 
sagt  man,  sie  seien  zur  reproduktiven  Konsumtion  bestimmt.  Die 
Autgabe  der  reproduktiven  Konsumtion  ist  es,  mit  einer  mög- 
lichst geringen  Wertvernichtung,  respektive  Kostenaufwand,  mög- 
lichst wertvolle  neue  Brauchbarkeiten  (Nutzeffekte,  Erfolge,  Er- 
trägnisse, Einkommen)  zu  erzielen  J).  Für  die  auf  bestimmte  (jähr- 
liche) Rechnungsperioden  abstellende  Buchführung  und  Bilanzen 
wird  folgende  Unterscheidung  innerhalb  der  zur  reproduktiven 
Konsumtion    erworbenen  Güter   von    hervorragender    Bedeutung. 

b)  Unter  den  zur  reproduktiven  Konsumtion  erworbenen 
Gütern  finden  sich  solche  Vermögensbestandteile,  deren  Ver- 
wertung und  Entwertung  (sofern  letztere  überhaupt  stattfindet)  ge- 
raume Zeit  dauert,  und  die  mehrere  Produktionsakte  und  Rech- 
nungsperioden zu  überdauern  imstande  sind,  ohne  ihre  ursprüng- 
liche Gestalt  dabei  zu  verlieren.  Der  Verlust  (K  onsu  m) 
ihres  W  e  r  t  e  s  verteilt  sich  auf  eine  Vielheit  von 
Produkten  und  Rechnungsperioden  und  be- 
lastet deshalb  das  einzelne  Produkt  und  die 
einzelne  Betriebsperiode  nur  mit  einem  Teil 
ihres  Wertes.  Solche  Vermögensbestandteile  sind  stehen- 
des Kapital  der  Unternehmung.  Die  wichtigsten  Beispiele 
dafür  sind  die  Immobilien,  Mobilien  und  die  immateriellen  Rechte 
und  Güter  einer  Unternehmung,  immer  vorausgesetzt,  daß  sie  (zum 
Konsumentenanschaffungspreise)  mit  der  Absicht  der  eigenen  Ver- 
wendung erworben  wurden. 

c)  Von  den  übrigen  zur  reproduktiven  Konsumtion  ange- 
schafften Gütern  unterscheidet  sich  das  stehende  Kapital  dadurch, 
daß  jene  schon  in  einem  oder  verhältnismäßig  wenigen  Produk- 
tionsakten, immer  aber  innerhalb  einer  einzigen  Rechnungsperiode 
vollständig:  umgewandelt  werden,    meistens  ihre  selbständige  Ge- 


i)  J.  Conrad,  »Politische  Oekonomie«,  I.  Nationalökonomie.  6.  Aufl.,  Jena 
1907,  S.  30.  —  Wilhelm  Röscher,  »Grundlagen  der  Nationalökonomie  . 
21.  Aufl.,  Stuttgart  1S94,  S.  105.  —  Karl  Marx.  Das  Kapital  ,  4.  Aufl.,  Ham- 
burg 1S90,  I.  Bd.,  S.  170  Fußnote  24.  —  Lexis  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften über  »(technische)  Konsumtion-.  —  F.  B,  \V.  v.  Hermann, 
»Staatswirtschaftliche  Untersuchungen  .  2.  Aufl.,  München  1S74,  S.  600.  — 
Philip  p  o  vi  ch ,    »Grundriß«,    I.   Bd.,    S.  S.    -      E.    Dühring  der 

National-  und  Sozialökonomie  etc.«,    3.  Aufl.,    Leipzig    1892,    S.   14.  —  Gustav 
Colin,    »Grundlegung  der  Nationalökonomie   .   Stuttgart    [885,    S.    212. 


—       28       — 

stalt  und  stets  ihren  selbständigen  Wert  verlieren.  Sie  fallen 
der  einzelnen  Betriebsperiode  mit  ihrem  vollen 
Wert  zur  Last.  Beispiele  dafür  sind  Kohle,  Oel,  Licht  und 
alle  jene  zahlreichen  Gegenstände  kurzer  Gebrauchsdauer,  die  jede 
Unternehmung  benötigt.  Sie  bilden  zusammen  mit  den  zur  Ver- 
äußerung erworbenen  Vermögensgegenständen  (Rohstoffe,  Hilfs- 
stoffe, in  Fabrikation  stehende  Waren  und  fertige  Waren)  und 
dem  Gelde  das  umlaufende  Kapital  einer  Unterneh- 
mung. 

d)  Es  dürfte  von  Interesse  sein,  in  einem  kurzen  Rückblick 
die  Entwicklung  des  Begriffes  des  stehenden  Kapitals  kennen  zu 
lernen.  Entsprechend  seiner  Wichtigkeit  ist  er  schon  sehr  früh 
von  nationalökonomischen  Schriftstellern  erkannt  und  verwertet 
worden. 

Schon  der  Physiokrat  Quesnay  unterscheidet  innerhalb 
des  im  ländlichen  Produktionsprozesse  einverleibten  Kapitals 
zwischen  »avances  primitives«  und  »avances  annuelles«.  Die  letz- 
teren Güter  fallen  gänzlich  dem  einen  Jahr  zur  Last,  in  welchem 
sie  in  ihrer  Totalität  konsumiert  werden,  während  die  ersteren 
jährlich  nur  einen  Bruchteil  ihres  Wertes  verlieren  und  somit  eine 
mehrjährige  Konsumtionsdauer  besitzen.  »Les  avances  annuelles 
consistent  dans  les  depenses  qui  se  fönt  annuellement  pour  le 
travail  de  la  culture ;  ces  avances  doivent  etre  distinguees  des 
avances  primitives,  qui  forment  le  fonds  de  l'etablissement  de  la 
culture.«  Die  »avances  primitives«  (Viehstand,  Maschinen  usw.) 
wurden  von  Quesnay  als  fünfmal  größer  angenommen  als  die 
»avances  annuelles«  (Saatgut,  Arbeitslöhne  usw.)  Die  ersteren 
entsprechen  dem  nachmals  sogenannten  »stehenden«  oder  »fixen« 
Kapital,  die  letztern  dem  sogenannten  »umlaufenden«  oder  »zirku- 
lierenden«  Kapital1). 

Diese  Einteilung  Quesnays  wird  dann  von  Adam 
Smith2)  auf  alle  Kapitalformen  verallgemeinert,  indem  er  sie 
nicht    mehr   bloß  auf  das  Pächterkapital  anwendet.     »Circulating 

i)  F  r  a  n  c  o  i  s  Quesnay,  »Tableau  economique«,  abgedruckt  in  »Ausge- 
wählte Lesestücke  zum  Studium  der  politischen  Oekonomie«,  herausgegeben  von 
Karl  Diehl  und  Paul  Mombert,  III.  Bd.,  Karlsruhe  i.  B.  1911.  —  Vgl.  ferner 
Marx,  »Das  Kapital«,  4.  Aufl.  Hamburg  1890,  Bd.  II,  S.  160.  —  Aug. 
Oncken,   »Geschichte  der  Nationalökonomie«,  Leipzig  1902,  Bd.  I,  S.  363. 

2)  Adam  Smith,  »Untersuchungen  über  das  Wesen  und  die  Ursachen 
des  nationalen  Reichtums.«  Deutsch  von  Max  Stirner,  Leipzig  1846,  Bd.  II., 
S.  9.  —  Vgl.  dazu  Marx,   »Kapital«,  Bd.  II,  S.    171  — 185. 
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capital«  ist  bei  ihm  weniger  der  im  Produktionsprozeß  unmittel- 
bar und  gänzlich  konsumierte  Kapitalteil,  als  vielmehr  die  zur 
Veräußerung  (»changing  masters«)  bestimmten  Güter  und  das 
Geld.  Unter  »fixed  capital«  versteht  er  diejenigen  Kapitalbestand- 
teile, die  zum  Gebrauch  und  Verbrauch,  zur  reproduktiven  Kon- 
sumtion bestimmt  sind,  ohne  Rücksicht  aufeine  kürzere  oder  längere 
Konsumtionsdauer.  Smith  drückt  dies,  wie  folgt,  aus:  »Capital 
may  be  employed  in  the  improvement  of  land,  in  the  purchase 
of  useful  machines  and  instruments  of  trade,  or  in  such  like  things 
as  yield  a  revenue  or  profit  without  changing  masters,  or  circu- 
lating  any  further.  Such  capitals,  therefore,  may  very  properly 
be  called  fixed  capital.«  »The  whole  value  of  the  seed  is  a  fixed 
capital,  though  it  goes  backwards  and  forwards  between  the  ground 
and  the  granary,  it  never  changes  masters  and  therefore  it  does 
not  properly  circulate.«  Diese  Umschreibung  Smiths  bedeutet 
einen  Rückschritt  gegenüber  der  schärferen  Formulierung  Ques- 
n  a  y  s.  Die  entscheidende  Bedeutung  der  (jährlichen)  Betriebs- 
perioden zur  Beurteilung,  ob  ein  Vermögensgegenstand  stehendes 
oder  umlaufendes  Kapital  sei,  ist  bei  ihm  unberücksichtigt  geblieben. 
Nach  Adam  Smith  ist  stehendes  Kapital  alles,  was  zur  re- 
produktiven Konsumtion,  d.  h.  zum  eigenen  Gebrauch  und  nicht 
zur  Weiterveräußerung,  erworben  wurde.  Auch  die  Aussaat,  Oel, 
Kohle  usw.  gehören  dazu,  weil  sie  nicht  zum  weitern  »Hände- 
wechsel« bestimmt  sind.  Nach  unserer  auf  Quesnay  gestützten 
Begriffsumschreibung  gehören  Saat,  Kohle,  Oel  usw.  zum  um- 
laufenden Kapital,  da  sie  schon  im  ersten  Produktionsakt  und 
damit  in  der  ersten  Produktionsperiode  ihre  Selbständigkeit  als 
Werte  verlieren  und  in  ihrer  Totalität  durch  den  Wert  der  Pro- 
dukte einer  jeden  Betriebsperiode  ersetzt  werden  müssen.  Wäh- 
rend Smith  die  Aussaat  als  Beispiel  für  stehendes  Kapital  nennt, 
wird  sie  bei  Conrad  (Bd.  I,  S.  40/41)  als  Beispiel  für  um- 
laufendes Kapital  gebraucht,  indem  er  ausführt:  Die  Voraus- 
setzungen umlaufenden  Kapitals  sind  gegeben,  »wenn  das  Ge- 
treide ausgesät  oder  verfüttert  wird.  Es  wird  als  solches  ver- 
nichtet und  geht  in  dem  landwirtschaftlichen  Prozesse  dem  Werte 
nach  in  Stroh  und  Körner  der  neuen  Ernte  oder  in  Fleisch  und 
Milch  der  gefütterten  Tiere  über;  wie  ebenso  in  der  Mühle  das 
Getreide  in  Mehl,  das  Mehl  in  der  Bäckerei  in  Brot  verwandelt 
wird,  das  als  umlaufendes  Kapital  nur  einmal  in  dem  Produk- 
tionsprozesse   zu    dienen    vermag«.     Es   kommt   eben    nicht,    wie 
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Smith  glaubt,  nur  darauf  an,  daß  der  Wert  eines  Gutes  von 
Mensch  zu  Mensch  wandere,  zirkuliere  und  den  Besitzer  wechsle, 
sondern  vielmehr  darauf,  ob  der  Wert  eines  Gutes  innerhalb  einer 
Betriebsperiode  dem  Werte  nach  gänzlich  verschwinde,  um  in 
einem  oder  mehreren  Produkten  wieder  zum  Vorschein  zu  kom- 
men, die  vielleicht  selber  wieder  zur  reproduktiven  Konsumtion 
dienen,  so  daß  gewissermaßen  von  einer  -> Wertwanderung«,  einem 
»Wertumlauf«  gesprochen  werden  kann.  Die  Veräußerungsgegen- 
stände, das  Geld  u  n  d  die  Konsumgüter,  die  einer  Betriebsperiode 
mit  ihrem  vollen  Wert  zur  Last  zu  fallen  pflegen,  fassen  wir  unter 
dem  Begriff  umlaufendes  Kapital  zusammen.  Mag  man  auch 
darüber  streiten,  ob  von  diesem  Begriff  die  eine  oder  andere  dieser 
drei  Gruppen  auszuscheiden  sei,  sicher  scheint  uns,  und  darauf 
kommt  es  uns  hier  an,  daß  keine  von  ihnen  stehendes  Kapital 
ist.  Wrir  halten  an  der  Zweiteilung  stehendes  und  umlaufendes 
Kapital  fest  und  bezeichnen  alles,  was  nicht  stehendes  Kapital 
ist,  als  umlaufendes. 

Durch  Ricardo1)  ist  der  Begriff  des  stehenden  Kapitals 
nicht  wesentlich  gefördert  worden;  er  stellt  zwar  auf  die  längere 
oder  kürzere  Konsumtionsdauer  ab,  gibt  aber  keinen  Maßstab 
dafür:  »Je  nachdem  nun  ein  Kapital  schnell  vergänglich  ist  und 
häufige  Wiederherstellungen  nötig  macht,  oder  aber  nur  einer 
geringen,  langsamen  Abnützung  unterliegt,  wird  es  unter  die  lo- 
gische Unterscheidung  umlaufendes  oder  stehendes  Kapital  ein- 
gereiht.« Der  Uebersetzer  Baumstark  bemerkt  dazu:  »eine 
unwesentliche  Einteilung,  bei  welcher  auch  die  Grenzlinie  nicht 
genau  gezogen  werden  kann«  und  hat  damit  recht,  solange  nicht 
eine  bestimmte  maximale  Konsumtionsdauer  diese  Grenzlinie  zieht. 
Ricardo  erklärt  ferner:  »Ein  Brauer,  dessen  Gebäude  und  Ma- 
schinen wertvoll  und  dauerhaft  sind,  sagt  man,  beschäftige  einen 
großen  Teil  stehenden  Kapitals,  dagegen  aber  ein  Schuster,  dessen 
Kapital  hauptsächlich  zur  Zahlung  des  Arbeitslohnes  verwendet 
wird,  der  wieder  für  Nahrung  und  Kleidung,  also  für  vergäng- 
lichere Güter,  als  die  Gebäude  und  Maschinen  sind,  ausgegeben 
wird,  einen  großen  Teil  seines  Kapitals  als  umlaufendes.  Das 
umlaufende  Kapital  kann  sehr  kurze  Zeit  umlaufen  oder  nach  sehr 
kurzer  Zeit  seinem  Anwender  wiedererstattet  sein.  Der  gekaufte 
Saatweizen    ist  für  den  Pächter  stehendes  Kapital   im  Vergleiche 

i)  David  Ricardos  Grundsätze  der  Volkswirtschaft  und  der  Besteuerung, 
übersetzt  von  E  d  w.   Baumstark,  Leipzig    1837,   S.    17. 


mit  demjenigen,  welchen  der  Bäcker  ersteht,  um  daraus  Brote 
zu  machen.  Der  erstere  scharrt  ihn  in  den  Boden  und  kann  vor 
einem  Jahr  keinen  Ersatz  hoffen ;  der  andere  kann  ihn  nach  und 
nach  in  Mehl  verwandeln,  an  seine  Kunden  in  der  Form  von  Brot 
verkaufen  und  so  sein  Kapital  bald  wieder  frei  haben,  um  den- 
selben Gang  zu  erneuern  oder  jede  Woche  ein  anderes  Geschäft 
anzufangen.:  Ricardo  ist  somit  der  Ansicht,  daß  der  Ersatz 
der  in  der  Produktion  aufgeopferten  Güter  »nach  sehr  kurzer 
Zeit«  im  Produkte  dem  Anwender  wiederkehren  müsse,  damit 
jene  als  umlaufendes  Kapital  angesehen  werden  können.  Eine 
Produktionsperiode  von  einem  Jahr,  wie  sie  beim  Saatweizen  vor- 
liegt, erscheint  ihm  von  zu  langer  Dauer;  Saatweizen  ist  deshalb 
für  ihn  stehendes  Kapital.  Eine  genauere  Zeitangabe,  was  er 
unter  »sehr  kurzer  Zeit«  versteht,  gibt  er  nicht,  also  auch  keinen 
Anhaltspunkt,  der  eine  exaktere  Scheidung  ermöglichte. 

Eine  wesentliche  Klärung  des  Begriffes  des  stehenden  Kapi- 
tals nach  einer  Seite  hin  haben  die  Untersuchungen  von  Karl 
Marx1)  gebracht.  Er  erörtert  die  bezüglichen  Vorgänge  ein- 
läßlich und  kommt  zu  folgenden  Resultaten:  »Wir  finden  die 
Werte  der  verzehrten  Produktionsmittel  wieder  als  Bestandteile 
des  Produktenwertes«  2).  »Die  Kohle,  womit  die  Maschine  geheizt 
wird,  verschwindet  spurlos;  ebenso  das  Oel,  womit  man  die  Achse 
des  Rades  schmiert«  usw.  »Farbe  und  andere  Hilfsstoffe  ver- 
schwinden, zeigen  sich  aber  in  den  Eigenschaften  des  Produktes.« 
»Rohmaterialien  und  Hilfsstoffe  verlieren  ihre  selbständige  Gestalt.« 
Anders  mit  den  eigentlichen  »Arbeitsmitteln«.  Ein  Instrument, 
eine  Maschine,  ein  Fabrikgebäude,  ein  Gefäß  usw.  dienen  im  Ar- 
beitsprozeß, nur  solange  sie  ihre  ursprüngliche  Gestalt  bewahren.« 
Die  Leichen  von  Maschinen,  Werkzeugen,  Arbeitsgebäuden  exi- 
stieren immer  noch  getrennt  von  den  Produkten,  die  sie  bilden 
halfen.  Vom  Tage  ihres  Eintritts  in  die  Werkstätte  bis  zum 
Tage  ihrer  Verbannung  in  die  »Rumpelkammer  ist  ihr  Tausch- 
wert vollständig  auf  das  Produkt  übergegangen.  »Die  Lebens- 
periode eines  Arbeitsmittels  umfängt  eine  größere  oder  kleinere 
Anzahl  stets  von  neuem  mit  ihm  wiederholter  Arbeitsprozesse.« 
Wie  die  Lebensversicherungsgesellschaften  es  mit  dem  Menschen 


n  Karl  Marx.    »Kapital«,  Bd.  I,  S.    161   und   165,    166  ff.,  Bd.  II.  S.    127 
bis    If 

2)   Vgl.  Conrad   Bd.  I,   S.  40 — 41;  Philippovich  Bd.  I.  S.    151. 
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halten1),  so  der  Unternehmer  mit  den  Arbeitsmitteln.  »Man  weiß 
aus  der  Erfahrung,  wie  lange  ein  Arbeitsmittel  durchschnittlich  vor- 
hält« und  berechnet  daraus  seinen  Verschleiß,  respektive  Verlust  an 
Wert  und  seine  entsprechende  Wertabgabe  an  das  Produkt.  Ein 
Produktionsmittel  gibt  nie  mehr  Wert  an  das  Produkt  ab,  »als  es 
im  Arbeitsprozeß  durch  Vernichtung  seines  eigenen  Gebrauchs- 
wertes verliert«.  Es  gehe  mit  dem  Wert  der  Produktionsmittel 
eine  »Seelenwanderung«  vor.  »Er  geht  aus  dem  verzehrten  Leib 
in  den  neugestalteten  Leib  (der  Produkte)  über.«  Der  Wert  der 
Produktionsmittel  werde  nicht  eigentlich  konsumiert,  sondern  er 
wandere  auf  das  Produkt  hinüber.  »In  these  instances  there  is 
no  consumption  of  value.«.  Die  zum  Gebrauch  bestimmten  Ver- 
mögensbestandteile »are  consumed  from  time  to  time  and  their 
value  reappears,  forming  fresh  capital«.  Der  Wert,  der  bei  der 
Produktion  unterzugehen  scheine,  bleibe  tatsächlich  in  den  Pro- 
dukten erhalten.  Hiernach  unterscheidet  Marx  »fixes«  und  »zir- 
kulierendes« Kapital.  Das  fixe  Kapital  »behält  die  bestimmte 
Gebrauchsform,  worin  es  in  den  Produktionsprozeß  eingeht,  ge- 
genüber den  Produkten,  zu  deren  Bildung  es  beiträgt«.  Es  ver- 
richtet wiederholt  dieselbe  Funktion  und  gibt  Wert  an  das  Pro- 
dukt ab  im  Verhältnis  seines  eigenen  Wertverlustes.  Der  Rest- 
wert bleibt  im  fixen  Kapital  fixiert.  »Der  so  fixierte  Wert  nimmt 
beständig  ab,  bis  das  Arbeitsmittel  ausgedient  und  sein  Wert 
sich  in  einer  längeren  oder  kürzeren  Periode  über  eine  Masse 
von  Produkten  verteilt  hat,  die  aus  einer  Reihe  beständig  wieder- 
holter Arbeitsprozesse  hervorgehen«  2).  Je  langsamer  das  fixe 
Kapital  verschleiße,  desto  länger  bleibe  Kapitalwert  in  ihm  fixiert. 
—  »Ein  Teil  der  Produktionsmittel,  nämlich  solche  Hilfsstoffe,  die 
von  den  Arbeitsmitteln  selbst  während  ihrer  (erstmaligen)  Funk- 
tion konsumiert  werden,  wie  Kohlen  von  der  Dampfmaschine, 
oder  die  nur  den  Vorgang  unterstützen,  wie  Leuchtgas  usw.« 
gehen  zwar  ihrem  Werte  nach  auch  auf  die  Produkte  über,  »das 
haben  sie  mit  dem  fixen  Kapital  gemein«,  bewahren  aber  ihre 
selbständige  Gebrauchsgestalt  nicht  während  ihrer  Funktion.     Es 


i)  Vgl.  bei  Maatz  S.  130:  »Der  Mensch  selber,  seine  geistigen  und 
körperlichen  Kräfte  nutzen  sich  ab.  Durch  jährliche  Rücklagen  aus  seinem  Ver- 
dienst (die  Lebensversicherungs-Beiträge)  kann  er  dafür  teilweise  Wert-Ersatz 
schaffen«. 

2)  Ciompa,  S.  24,  gebraucht  die  Ausdrücke  :  >Entkapitalisierung«,  »Desin- 
vestierung«,   >•  Kapitalverbrauch«. 
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bleibt  kein  Teil  ihres  Wertes  in  ihrer  alten  Gebrauchsgestalt  fixiert, 
und  sie  sind  deshalb  flüssiges  Kapital.  Der  Unterschied  zwischen 
fixem  und  flüssigem  Kapital  entspringt  »nur  aus  dem  verschie- 
denen Umschlag  des  im  Produktionsprozeß  fungierenden  Kapital- 
wertes«. »Die  Verschiedenheit  des  Umschlags  entspringt  ihrer- 
seits aus  der  verschiedenen  Weise,  wie  die  verschiedenen  Be- 
standteile des  Produktiv-Kapitals  ihren  Wert  auf  das  Produkt 
übertragen.«  »Die  Verschiedenheit  der  Abgabe  des  Wertes  an 
das  Produkt  endlich  entspringt  aus  der  Verschiedenheit  der  stoff- 
lichen Gestalt,  worin  das  Produktivkapital  existiert,  indem  es  in 
der  einen  Gestalt  während  der  Bildung  des  einzelnen  Produktes 
ganz  konsumiert,  in  einer  andern  nur  allmählich  vernutzt  wird.« 
Marx  stellt  sich  auf  den  Standpunkt,  daß  die  Scheidung 
in  fixes  und  flüssiges  Kapital  auf  die  zur  reproduktiven  Konsum- 
tion erworbenen  Güter  zu  beschränken  sei  und  weist  dem  »Waren- 
kapital« und  dem  » Geldkapital«  gesonderte  Stellungen  zu.  Wir 
gehen  auf  diese  Frage  des  Näheren  nicht  ein,  da  uns  hier  mü- 
der Begriff  des  stehenden  Kapitals  interessiert.  Für  uns  ist,  wie 
oben  hervorgehoben,  alles  umlaufendes  Kapital,  was  nicht  stehen- 
des ist J).  Den  Begriff  des  stehenden  Kapitals  hat  Marx  inso- 
fern mit  aller  Schärfe  erfaßt,  als  er  hervorhebt,  daß  es  auf  den 
»verschiedenen  Umschlag«  des  im  Produktionsprozeß  fungierenden 
»Kapitalwertes«  ankommt.  Nicht  der  Verlust  der  selbständigen 
Gestalt,  sondern  der  Verlust  des  selbständigen  Wertes  ist  ent- 
scheidend. Die  Nägel,  die  wir  in  die  Wand  schlagen,  büßen 
nicht  ihre  selbständige  Gestalt,  aber  ihren  selbständigen  Tausch- 
wert ein.  Auch  auf  den  völligen  Wertuntergang  schon  im  ersten 
Produktionsakt  kommt  es  nicht  an  (die  Kerze  brennt  stundenlang, 
die  Stahlfeder  dient  während  mehrerer  Tage),  sondern  darauf, 
daß  der  selbständige  WTert  innerhalb  der  Rechnungsperiode  auf- 
gebraucht werde 2).     Bei  Marx  wie  bei  Smith  und  Ricardo 


i)  Eine  Rechtfertigung  unserer  Zweiteilung  finden  wir  darin,  daß  sowohl  das 
Geldkapital,  das  Warenkapital,  als  auch  das  umlaufende  Kapital  (im  Sinne  von  M  a  rx) 
für  den  kalkulierenden  Unternehmer  die  einheitliche  Eigenschaft  haben,  innerhall) 
einer  Rechnungsperiode  nur  mit  ihren  vollen  Werten  ein-  und  aus  zutreten.  Ob 
fertige  Ware  oder  Geld  oder  umlaufendes  Kapital  (im  Sinne  von  M  a  r  x)  aus  meinem 
Besitz  austritt,  also  z.  B.  ob  Kohle  verbrannt.  Garn  verwoben,  Mehl  verbacken, 
bar  bezahlt  wird,  ist  für  die  Rechnungsführung  innerhalb  einer  Betriebsperiode  in- 
sofern gleichartig,  als  immer  der  volle  Wert  der  betreffenden  Güter  als  hingegeben 
zu  verrechnen  ist. 

2)  Vgl.  hierzu  Schiff  (»Wertminderungen     S.  32),    der    erklärt,    daß,    wie 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  40.  T. 
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fehlt  die  Betonung  der  bestimmenden  jährlichen  Selbstkostenbe- 
rechnungsperiode als  Maßstab  der  Begriffsgebiete,  während  doch 
schon  Quesnay  in  vorbildlicher  Weise  von  den  »avances  a  n- 
nuelles«  im  Gegensatz  zu  den  »avances  primitives«  gesprochen 
hatte. 

Die  spätem  bekannteren  einschlägigen  Schriftsteller  haben 
die  Begriffe  des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals  mehr  oder 
weniger  scharf  formuliert.  So  sagt  Hermann1):  »Der  Mensch 
kann  sein  Vermögen  als  unverändert  dauernde  Beihilfe  bei  Her- 
stellung der  tausend  Brauchlichkeiten  benützen.  In  diesem  Falle 
ist  es  die  Nutzung  des  als  Kapital  benutzten  Vermögens,  die  ins 
Werk  übergeht.  Soweit  sich  das  Kapital  dabei  selbst  verbraucht, 
fällt  es  unter  den  Begriff  des  flüssigen  Kapitals.  Als  fixes  Kapital 
fassen  wir  es  nur  auf,  soweit  es  im  Tauschwerte  unverändert  fort- 
besteht, während  es  seine  Nutzung  in  oder  für  das  Produkt  ab- 
gibt. Arten  des  fixen  Kapitals  sind :  Boden,  Gebäude,  Geräte, 
Tiere,  Erwerbsverhältnisse.«  Wir  vermissen  hierbei  die  Betonung 
der  wichtigen  Tatsache,  daß  durch  die  Abgabe  der  Nutzung  an 
das  Produkt  das  fixe  Kapital  in  jeder  Betriebsperiode  in  der  Re- 
gel einen  Teil  seines  Wertes  einbüßt  und  nur  mit  diesem  ver- 
minderten Wert  »unverändert  im  Tauschwerte  fortbesteht«.  Wäh- 
rend sich  das  flüssige  Kapital  in  einer  Betriebsperiode  in  vollem 
Umfange  »selbst  verbraucht«,  verbraucht  sich  das  stehende  Kapital 
in  einer  Betriebsperiode  nur  zum  Teil.  Von  der  Bedeutung  der 
(jährlichen)  Betriebsperiode  als  zeitlichen  Maßstab  sagt  auch 
Her  m  a  n  n  nichts,  wodurch  seine  Definition  wesentlich  an  prak- 
tischer Bedeutung  einbüßt. 

Aehnlich  wie  Hermann  drückt  sich  S  c  h  m  o  1 1  e  r  2) 
aus  :  »Die  Einteilung  des  Kapitals  in  umlaufendes  und  stehendes 
geht  vom  Kapital  im  Sinne  der  der  Produktion  dienenden  Güter- 
Energie  nicht  verloren  gehe,  sondern  nur  ihre  Erscheinungsform  ändere,  so  be- 
deute die  Abnützung  (Entwertung  der  Betriebsanlage)  nur  einen  Wertübergang. 
Der  Wertminderung  am  Werkzeuge  entspreche  eine  verhältnismäßige  Werterhöhung 
des  in  der  Herstellung  befindlichen  Gegenstandes.  Die  Wertverminderung  des 
stehenden  Kapitals  müsse  durch  Erhöhung  der  Produktenpreise  wett  gemacht 
werden. 

i)  F.  B.  Wilh.  v.  Hermann,  »Staatswirtschaftliche  Untersuchungen «> 
2.  Aufl.,  München  1874,  S.  234fr.  —  Röscher,  Grundlagen  der  Nationalöko- 
nomie«, 21.  Aufl.,  Stuttgart  1894,  S.  108/9  schließt  sich  der  Ansicht  Her- 
manns an. 

2)  G.  Schmoller,  »Grundriß  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre*,. 
2.  Teil,    1.  —  6.  Aufl.,  Leipzig  1904,  S.   180/1. 
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Vorräte  aus.«  Es  sei  ein  »technischer«  und  ein  »geschäftlicher« 
Unterschied  zwischen  ihnen  vorhanden.  Das  umlaufende  Kapital 
erlaube  technisch  nur  eine  »einmalige  Verwendung«.  Es  gibt  bei 
richtiger  Produktion  seinen  ganzen  Wert  in  das  Produkt,  das 
stehende  nur   »seine  Nutzung  ab«. 

Dagegen  führt  AdolfWagner1)  die  weiteren  entschei- 
denden Momente  ein,  indem  er  schreibt,  daß  »beim  Kapital  eine 
Unterscheidung  nach  Art  und  Dauer  der  Verwendung  in  umlau- 
fendes und  stehendes  Kapital«  stattfinde.  »Das  stehende  Kapital 
dient  bei  einer  Reihe  von  Güter-Produktionen.  Nur  der  Retrag 
der  Abnützung  (Amortisation)  geht  in  die  Kosten  des 
neuen  Produktes  über.  Es  wird  daher  auch  erst  allmählich  aus 
dem  Erlöse  aller  der  Produkte  ersetzt,  zu  deren  Herstellung  es 
diente  und  erst  dann  wieder  disponibel.«  Einerseits  hebt  er  das 
Element  der  Kostenberechnung  in  der  Produktion  hervor,  ander- 
seits erwähnt  er  die  Amortisationsrechnung  des  stehenden  Kapi- 
tals. Da  letztere  in  den  Erwerbswirtschaften  in  der  Regel  für 
jährliche  Produktionsabschnitte  durchgeführt  wird,  so  wird  die 
Amortisationsquote  zum  Bestandteil  der  Jahresproduktionskosten- 
Berechnung. 

Sehr  deutlich  hebt  Böhm-Bawerk2)  die  maßgebenden 
Punkte  hervor,  wenn  er  erklärt:  »das  stehende  Kapital  sei  einer 
wiederholten,  über  mehrere  Produktionsperioden 
(Erwerbsakte)  andauernden  Verwendung  fähig,  verliere  während 
jeder  derselben  nur  einen  Teil  seines  Wertes  und  belaste  daher 
auch  das  Kosten-  Konto,  abgesehen  von  den  Zinsen,  jedesmal 
nur  mit  einer  Quote  (Abnützung  s-  oder  Amortisa- 
tionsquote) seines  Wertes 3). 

Zutreffend  führt  auch  P  h  i  1  i  p  p  o  v  i  c  h4)  aus,  die  Scheidung 
des  Kapitals  in  stehendes  und  umlaufendes  gehe  von  dem  Ver- 
hältnis der  Kapitalgüter  zur  Betriebsdauer  aus.  Das  stehende 
Kapital     unterliege     einer    allmählichen    Abnützung     und    ü  b  e  r- 


i)  A.  Wagner,  »Grundlegung  der  politischen  Oekonomie«,  3.  Aufl.,  I.Teil, 
Leipzig   1892,  S.  314/5. 

2)  E.  Böhm-Bawerk,  Art.  »Kapital«  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften. 

3)  Wir  schließen  aus  der  Verbindung  der  Ausdrücke  »Amortisationsquote« 
mit  »den  Zinsen«  ohne  weiteres  darauf,  daß  jährliche  Kosten-Konto-Belastun- 
gen gemeint  seien. 

4)  P  h  i  lip  p  o  v  ich,   Bd.  I.  S.    151. 
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d  a  u  r  e  daher  mehrere  Betriebsperioden,  während  das 
umlaufende  vollständig  in  das  Produkt  umgesetzt  werde. 

e)  Beide  Arten  des  Kapitals,  stehendes  und  umlaufendes, 
müssen  sich  gegenseitig  ergänzen,  im  richtigen  Verhältnis  vor- 
handen sein  und  durch  angemessene  Ergänzungen  oder  Abstriche 
in  Harmonie  erhalten  bleiben,  so  daß  durch  eine  rationelle  Wirt- 
schaftsführung das  größtmögliche  wirtschaftliche  Ergebnis  erzielt 
wird.  Bezüglich  des  stehenden  Kapitals  handelt  es  sich  dabei 
hauptsächlich  darum,  dasselbe  aufs  äußerste  auszunutzen  und 
durch  Neuanschaffungen  auf  der  richtigen  Höhe  zu  erhalten.  Für 
die  Entwicklung  einer  Wirtschaft  ist  es  notwendig,  fortdauernd 
umlaufendes  Kapital  in  stehendes  zu  verwandeln.  Soll  die  Lei- 
stungsfähigkeit eines  Betriebes  nachhaltig  gehoben  werden,  so  muß 
ein  Teil  der  erzielten  Ueberschüsse  dazu  verwandt  werden,  das 
stehende  Kapital  nicht  nur  entsprechend  seiner  Entwertung  zu 
ergänzen,  sondern  auch  durch  Neuanlagen  zu  erweitern.  Die 
Vermehrung  des  stehenden  Kapitals  ist  die  Vorbedingung  jedes 
nachhaltigen  wirtschaftlichen  Aufschwungs.  Eine  wesentliche  Ver- 
minderung desselben  dagegen  ist  ein  Zeichen  des  Verfalls  und 
führt  zu  einer  dauernden  Schädigung  der  Unternehmung. 

Bei  Eisenbahnunternehmungen  überwiegt  das  stehende  Ka- 
pital das  umlaufende  in  besonders  hohem  Maße.  Da  die  Ver- 
kehrsleistung der  Eisenbahnen  Monopolcharakter  hat,  so  haben  die 
Unternehmer,  um  eine  möglichst  intensive  Ausnutzung  des  stehen- 
den Kapitals  herbeizuführen,  durch  Taxherabsetzungen  die  Nach- 
frage gesteigert  und  sind  damit  gleichzeitig  zu  größern  Gewinnen 
gelangt.  Die  steigenden  Gewinne  bei  erhöhter  Ausnutzung  des 
stehenden  Kapitals  erklären  sich  aus  der  Tatsache,  daß  gewisse 
Aufwendungen,  die  sogenannten  Generalunkosten,  sich  gleich 
bleiben,  ob  eine  schwache  oder  starke  Benutzung  stattfindet.  So 
ist  ein  guter  Teil  der  nötig  werdenden  Aufwendungen  für  Intakt- 
und  Instand-Haltung  des  stehenden  Kapitals  von  der  Ausnutzungs- 
intensität teils  ganz  unabhängig,  teils  wachsen  sie  in  geringerem 
Maße  als  die  mit  der  Verkehrssteigerung  verbundenen  Mehrein- 
nahmen. Die  gewinnsteigernde  Wirkung  fällt  dahin,  sobald  die 
mit  dem  erhöhten  Verkehr  verbundenen  Mehraufwendungen  nicht 
durch  Mehreinnahmen  übertroffen  werden  (Wirkung  des  Gesetzes 
des  abnehmenden  Ertrages  steigender  Aufwendungen  bei  gege- 
bener Größe  gewerblicher  Unternehmungen)1). 

i)  Vgl.  Grunzel,   »Verkehrspolitik«,  Leipzig   1908,  S.   II. 
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2.    Die  Wertverminderung  des  stehenden  Kapitals. 

a)  Das  stehende  Kapital  ist  zur  reproduktiven  Konsumtion, 
zum  Gebrauch  und  Verbrauch,  zur  Verwertung  bestimmt.  Es  ist 
am  Ziel  der  normalen  Güterbewegung,  beim  Konsumenten,  ange- 
langt. Unter  Wertverminderung  des  stehenden  Kapitals  ist  somit 
die  bei  der  reproduktiven  Konsumtion  entstehende  Werteinbuße 
zu  verstehen.  Da  in  jeder  Erwerbswirtschaft  die  zum  Verkauf 
bestimmten  Güter  in  ihren  Preisen  für  die  durch  die  Konsumtion 
stehenden  Kapitals  entstandene  Vermögenseinbuße  aufzukommen 
haben,  so  ist  jede  einzelne  Betriebsperiode  für  denjenigen  Teil- 
wert des  stehenden  Kapitals  zu  belasten,  der  während  ihrer  Dauer 
konsumiert  worden  ist.  Der  Produzent  muß  sich  für  den  Kosten- 
aufwand durch  entsprechende  Zuschläge  zu  den  Verkaufspreisen 
der  Waren  zu  erholen  suchen.  Es  handelt  sich  somit  um 
eine  gerechte  Verteilung  des  ursprünglichen 
Wertaufwandes,  der  Anschaffungskosten,  auf 
die  für  die  Konsumtion  des  Wertes  stehenden 
Kapitals  verantwortlichen  verschiedenen  Be- 
triebsperioden. Praktisch  geschieht  dies  durch  eine  ent- 
sprechende Belastung  der  einzelnen  Jahresbilanzen  1). 

b)  Ausgangspunkt  sind  dabei  die  ursprünglichen  An- 
schaffungskosten. Diese  sollen  in  den  einzelnen  Jahresbilanzen 
durch  Berücksichtigung  der  eingetretenen  Wertminderung  zeitlich 
richtig  gestellt  werden.  Die  ursprünglichen  Anschafiungskosten 
gelten  somit  für  die  die  Selbstkosten  berechnende  Buchführung 
nur  im  Moment  der  ereschehenen  Anschaffung  oder  erfolgten  Her- 


i)  Maatz  S.  133.  »Stellt  man  den  Betriebsgewinn  fest,  ohne  auf  die  all- 
mähliche (mehrere  Jahre  dauernde)  Werteinbuße  (des  stehenden  Kapitals)  zu  rück- 
sichtigen«, so  ist  diese  Berechnung  nur  dann  richtig,  »sofern  man  den  Gewinn 
des  ganzen  Zeitraums  vom  Eintritt  des  Gegenstandes  in  den  Betrieb  bis  zu 
seinem  Ausscheiden  einheitlich  zu  bestimmen  hat.«  »Muß  man  aber  den  Gewinn 
eines  Jahres  feststellen,  so  ist  der  aller  einzelnen  Jahre,  mit  Ausnahme  desjeni- 
gen der  Anschaffung,  auf  Kosten  des  Gewinns  des  letzten  Jahres  zu  hoch,  der  des 
letzten  Jahres  zu  gunsten  aller  übrigen  zu  niedrig.-.  »Der  Ausgleich  kann  nur 
in  einer  Verteilung  der  Anschaffungskosten  auf  alle  Jahre  liegen,  in  denen  und 
sowreit  tatsächlich  eine  Wertverminderung  vor  sich  gegangen  ist«.  Fischer, 
»Bilanzwerte«  S.  91  spricht  von  einem  »Prinzip  der  zeitlichen  Kostenverteilung«, 
dem  wir  beistimmen,  aber  in  dem  Sinne,  daß  die  Verteilung  nicht  nach  einer 
starren  Schablone  auf  die  verschiedenen  Jahre  vorzunehmen  ist,  sondern  daß  je- 
dem einzelnen  Jahre  derjenige  Betrag  belastet  wird,  der  während  seiner  Dauer 
wirklich  untergegangen  ist. 
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Stellung  *).  In  jedem  spätem  Zeitpunkt  aber  ist  bei  der  Bewertung 
der  dann  gegenwärtige,  volkswirtschaftliche  Anschaffungswert  maß- 
gebend. Nach  Art.  656  Ziffer  2  des  schweizerischen  Obligationen- 
rechts bilden  hierbei  für  Aktiengesellschaften  bezüglich  der  Grund- 
stücke, Gebäude  und  Maschinen  die  ursprünglichen  Anschaffungs- 
kosten den  Höchstansatz2).  Andere  stehende  Kapitalien  (z.  B. 
Mobilien,  Modelle,  Zeichnungen,  Vorlagen,  Patente,  Erfindungen, 
Verlagsrechte,  Bergwerksgerechtsame,  Nutzungs-  und  sonstige 
dauernde  Rechte  von  wirtschaftlichem  Wert,  erworbene  Firmen, 
die  Kundschaft  und  andere  immaterielle  Güter,  eventuell  auch 
Schiffe,  dann  besonders  auch  die  Anlagepapiere  3)  etc.)  dürfen  in 
der  Bilanz  der  Aktiengesellschaft  zu  ihrem  vollen  gegenwärtigen, 
volkswirtschaftlichen  Wert  eingesetzt  werden  4). 

c)  Wird  bei  der  Korrektur  der  Buchhaltung  durch  die  Inven- 
turbilanzzahlen eine  Wertverminderung  gegenüber  den  Buchwerten 
festgestellt,  so  ist  die  Differenz  als  erlittene  Einbuße  zu  Lasten 
der  Betriebsperiode,  die  die  Ursache  dieses  Verlustes  ist,  abzu- 
schreiben 5).  Unter  Abschreibung  versteht  man  somit  im 
allgemeinen  die  bücherliche  Durchführung  der  Wert- 
verminderungen der  Vermögensbestandteile, 
oder  dann  den  Betrag  selbst,  um  den  man  Ver- 
mögensbestandteile im  Vergleiche  zu  ihrer  Be- 
wertung im  vorhergehenden  Inventar  niedriger 

1)  Gerstner  S.   99.  —  Zimmermann  S.  253/4. 

2)  Wir  halten  diese  Beschränkung  prinzipiell  nicht  für  richtig,  da  sie  dem 
Grundsatz  der  Bilanzwahrheit  widerstrebt. 

3)  Bezüglich  aller  kurshabenden  Papiere  gilt  die  Sondervorschrift  von  Art.  656 
Ziffer  3  des  Obligationenrechts,  wonach  als  Höchstansatz  der  Durchschnittskurs  des 
dem  Bilanztage  vorangehenden  Monats  gilt.  Nach  dem  Entscheide  des  Bundes- 
gerichts (Bd.  XXVII  (1901)  S.  238  ff.)  fallen  Wertpapiere  selbst  dann  nicht  unter 
den  Begriff  Warenvorräte  der  Ziffer  4  des  Obligationenrechts,  wenn  damit  Handel 
getrieben  wird.  Während  für  Warenvorräte  als  Höchstansatz  der  Kostenpreis,  oder 
der  Marktpreis,  falls  er  höher  ist  als  ersterer,  gilt,  so  kommt  für  alle  kurshaben- 
den Papiere,  ob  Anlagepapiere  oder  Veräußerungspapiere,  der  Durchschnittskurs 
des  dem  Bilanztage  vorangehenden  Monats  als  Maximalbilanzwert  in  Betracht. 

4)  Wir  stützen  uns  auf  folgenden  Satz  aus  dem  vorn  zitierten  bundesgericht- 
lichen Entscheid  (Bd.  XXVII  (1901)  S.  241),  der  besagt:  »Soweit  das  Gesetz  nicht 
Sonderbestimmungen  für  einzelne  Bilanzposten  aufstellt,  darf  in  die  Bilanz  der 
Aktiengesellschaft  der  volle  Wert  der  Vermögensgegenstände  eingesetzt  werden.« 

5)  Berliner  II  S.  85:  »Bei  der  Bewertung  handelt  es  sich  um  eine 
Schätzung  des  »negativen  Wertes«,  des  Verlustes  und  nur  der  Form  nach  um  eine 
Feststellung  des  vorhandenen  Wertes :  der  negative  Wert  wird  durch  die  Ab- 
schreibung ausgedrückt«. 
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einsetzt.  Im  technischen  Sinne  können  wir  die  Abschreibungen 
als  die  Beträge  bezeichnen,  die  die  Wertverminderung  des  stehen- 
den Kapitals  ausdrücken  '). 

d)  Das  schweizerische  Obligationenrecht  for- 
dert die  Abschreibungen  allgemein  in  Art.  877  durch  die  Vor- 
schrift »ordnungsgemäß  geführter  Geschäftsbücher« ,  ferner  für 
Aktiengesellschaften  speziell  in  Art.  656  Ziffer  3  »in  erforderlichem 
und  den  Umständen  angemessenem  Umfange«  für  »Grundstücke, 
Gebäude  und  Maschinen«  und  in  Art.  6$6r'  für  >Buchguthaben«, 
durch  Bezeichnung  der   »zweifelhaften  Posten« 2). 

Für  die  schweizerischen  Hauptbahnen  sind  im 
Eisenbahnrechnungsgesetz  vom  27.  März  1896  detaillierte  Vor- 
schriften über  Bildung  eines  »Erneuerungsfonds«  für  »Oberbau, 
Rollmaterial,  Mobiliar  und  Gerätschaften«  zur  Deckung  der  darauf 
»zufolge  Abnützung  und  anderen  Einwirkungen  entstehenden 
Minderwerte«  enthalten  (Art.  11  und  12).  »Die  jährlichen  Ein- 
lagen in  diesen  Fonds  sind  nach  den  Erstellungs-  und  Anschaf- 
fungskosten und  der  wahrscheinlichen  Gebrauchsdauer«  der  in 
Betracht  kommenden  Vermögensgegenstände  zu  berechnen. 

Jede  Berechnung  der  wahrscheinlichen  Gebrauchsdauer  der 
fraglichen  Anlage-  und  Betriebsgegenstände  muß  natürlich  mehr 
oder  weniger  approximativ  bleiben  wie  alle  Wahrscheinlichkeits- 
rechnungen. Es  wird  deshalb  auf  dieser  unsichern  Basis  kaum  je 
möglich  sein,  die  Forderung  des  genannten  Eisenbahnrechnungs- 
gesetzes, die  Deckung  des  »vollen«  Betrages  der  entstandenen 
Minderwerte  verlangt,  durch  Vorausberechnung  der  Einlagebeträge 
zu  erfüllen.  Ein  solcher  Erneuerungsfonds  wird  vielmehr  den  Be- 
trag der  durchschnittlichen  Entwertung  darstellen  und  mit  dem 
Betrag  der  jeweiligen  effektiven  Entwertung  nicht  ganz  identisch 

1)  Maatz  S.  126:  »Abschreiben  heißt,  zahlenmäßig  vom  Wert  eines  Gegen- 
standes, eines  Vermögens  absetzen  (herab  =  herunterschreiben).  Der  Gegensatz 
ist  zuschreiben.  Die  Abschreibung  bringt  den  Minderwert  eines  Vermögens 
( —  Stückes)  gegen  seinen  Wert  in  einem  früheren  Zeitpunkt  zur  Darstellung.  Ab- 
schreibung und  Zuschreibung  sind  das  Mittel  zur  Festsetzung  des  in  die  Bilanz 
einzustellenden  Wertes«.  —  Reisch  und  K  reibig  Bd.  I  S.  265.  —  Passow 
S.  45:  »Unter  Abschreibung  versteht  man  die  rechnungsmäßige  Berücksichtigung 
der  bei  einem  Gegenstand  eingetretenen  Wertminderung«. 

2)  Letztere  Bilanzwertherabsetzungen  werden  im  Sprachgebrauch  oft  eben- 
falls als  Abschreibungen  (an  unsicher  gewordenen  Debitoren)  bezeichnet,  fallen  aber 
für  uns  nicht  in  Betracht,  da  wir  bloß  die  Abschreibungen  an  stehendem  Kapital, 
also  die  »technischen^  Abschreibungen,  in  den  Bereich  unserer  Untersuchung 
ziehen. 
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sein.  Die  Erneuerungsfondseinlagen  eines  einzelnen  Jahres  stell- 
ten in  diesem  Falle,  wie  es  in  der  Antwort  des  Bundesrates  vom 
30.  Oktober  1899  auf  einen  Rekurs  der  schweizerischen  Haupt- 
bahnen heißt,  deshalb  »nicht  den  Gesamtbetrag  der  Wertvermin- 
derung« dar,  »die  die  einzelnen  Objekte  gerade  in  diesem  Jahre 
erlitten  haben,  sondern  den  Gesamtbetrag  der  Wertverminderung, 
die  diese  Objekte  im  Verhältnis  zu  der  Anzahl  Jahre,  in  denen 
die  Wertverminderung  sich  vollzog,  erlitten,  also  den  Gesamt- 
betrag der  durchschnittlichen  Wertverminderung.«  Darauf  ent- 
gegneten die  Bahnvervvaltungen  mit  Recht,  daß  demnach  der 
Erneuerungsfonds  »nicht  den  richtigen,  sondern  einen  rechnungs- 
mäßig, konventionell  festzustellenden,  allfällig  auch  unrichtigen 
Wert  darstelle«.  Die  schablonenmäßige  Verteilung  des  ursprüng- 
lichen Anschaffungswertes  auf  eine  approximativ  geschätzte  Reihe 
von  Gebrauchsjahren  ist  nicht  imstande,  jedem  Jahre  die  Last 
aufzubürden,  die  ihm  wirklich  gebührt,  nämlich  den  Betrag  des 
in  jedem  speziellen  Jahre  stattgehabten  Wertkonsums.  Der  ge- 
setzliche Erneuerungsfonds  (laut  Art.  11  Abs.  4  des  Eisenbahn- 
rechnungsgesetzes), der  in  die  Passiven  der  Bilanz  aufzunehmen 
ist,  soll  dem  »vollen  Betrag«  »des  materiellen  Minderwertes«  ob- 
genannter  Anlagen  oder  Gegenstände  entsprechen,  welcher  »durch 
Abnützung  oder  andere  Einwirkungen«  entstanden  ist.  Diese  For- 
derung steht  im  Einklang  mit  derjenigen,  daß  die  Bilanz  die  wirk- 
liche Vermögenslage  darlegen  soll.  Zwei  solche,  auf  die  Wirk- 
lichkeit gegründete,  durch  ein  Jahr  getrennte  Vermögensüber- 
sichten ermöglichen  durch  ihren  Vergleich  die  Bestimmung  des 
wirklichen  Erfolges.  Entspricht  der  Erneuerungsfonds  jeweils 
nicht  dem  Betrage  der  in  der  Produktion  aufgebrauchten,  unter 
den  Aktiven  unverändert  aufgeführten  Werte,  so  ist  die  Ver- 
mögenslage unrichtig  dargestellt  und  Feststellung  des  wirklichen 
Erfolges  unmöglich.  Bei  Vorausberechnung  der  Einlagenormen 
für  längere  Zeit  auf  Grund  annähernd  geschätzter  Gebrauchszeiten 
wird  der  Erneuerungsfonds  in  den  bezüglichen  Jahresbilanzen 
höchstens  den  annähernd  genauen  Betrag  der  jeweiligen  effek- 
tiven Entwertung  darstellen  können,  wohl  niemals  den  ganz  ge- 
nauen; um  den  Fehler  nicht  zu  groß  werden  zu  lassen,  wird  man 
die  Berechnungsnormen  (Gebrauchszeiten)  von  Zeit  zu  Zeit  revi- 
dieren müssen. 

Die  Wertminderungen    des    stehenden  Kapitals    finden    eben 
ihren  zahlenmäßigen  Ausdruck  in  den  Differenzen,    die    sich  bei 
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Gegenüberstellung  der  Inventur-Bilanzziffern  mit  den  zu  Buche 
stehenden  Beträgen  ergeben.  Die  Buchbeträge  müssen  durch 
entsprechende  Zu-  oder  Abschreibung  mit  den  Inventur-Bilanz- 
ziffern in  Einklang  gebracht  werden,  damit  auch  sie,  wie  jene, 
die  gegenwärtige,  volkswirtschaftliche  Geltung  der  stehenden  Ka- 
pitalien zum  Ausdruck  bringen.  Uns  interessieren  hier  nur  die 
Fälle,  in  denen  sich  der  zu  Buch  stehende  Betrag  höher  erweist 
als  der  Bilanzansatz,  sodaß  eine  Herabsetzung  des  erstem,  eine 
Abschreibung,  notwendig  wird.  Die  Frage,  die  sich  uns  nun 
stellt,  und  die  wir  in  der  Folge  des  näheren  zu  untersuchen 
haben,  ist  die  nach  den  Ursachen  dieser  Abschreibungen,  insbe- 
sondere ob  sich  im  ganzen  oder  bezüglich  einzelner  Bestandteile 
derselben  gewisse  Gesetzmäßigkeiten  erkennen  lassen,  und  ob 
es  möglich  ist,  hierfür  einen  exakten  mathematischen  Ausdruck 
zu  finden  oder  nicht.  Dies  einmal  festgestellt,  werden  wir  die 
verschiedenen  Abschreibungsmethoden  hinsichtlich  ihrer  Zweck- 
mäßigkeit zu  prüfen  haben. 

3.    Die  allgemeinen  für  die  Wertverminderung  stehenden 
Kapitals  maßgebenden  Momente. 

Für  die  Richtung  der  Wertverminderung  stehenden  Kapitals 
sind  die  besonderen  Bedürfnisse  und  Verhältnisse  des  betreffenden 
Unternehmens  maßgebend.  Immerhin  lassen  sich  einige  allgemeine 
Merkmale  feststellen.  Wir  können  die  Wertverminderung  stehenden 
Kapitals,  respektive  die  sie  ausdrückende  Abschreibungsquote,  roh 
zerlegen  in  eine  Entwertung  wegen  zunehmenden  Alters  (Altersab- 
schreibung), eine  Entwertung  wegen  Gebrauchs  (Gebrauchsabschrei- 
bung) und  eine  Entwertung  zufolge  Verschiebungen  in  den  Produk- 
tions- und  Absatzverhältnissen  (Risikoabschreibung) *).  Neben  diesen 
drei  auf  reeller  Entwertung  von  Vermögensbestandteilen  begrün- 
deten Abschreibungsmomenten  finden  sich  in  der  Praxis  unter 
gleichem  Namen  auch  solche  Minderbewertungen  von  Aktiven, 
die  nicht  auf  effektiver  Entwertung  beruhen,  sondern  einzig  aus 
dem  Grunde  gemacht  werden,  um  das  zur  freien  Verfügung  des 
Unternehmers  stehende  Kapital  auf  Kosten  des  jeweiligen  Jahres- 
gewinnes zu  vergrößern  und  gleichzeitig  das  Geschäftsvermögen 
kleiner  auszuweisen,  als  es  tatsächlich   ist2).     Außenstehende  wer- 

1)  Schon  Marx  II,  S.  140  unterscheidet,  ähnlich  wie  wir,  1.  einen  Ver- 
schleiß, der  durch  den  Gebrauch  selbst  bewirkt  wird  ;  2.  einen  Verschleiß,  der 
durch  die  Einwirkung  von  Naturkräften  eintritt  und  3.  einen  moralischen  Verschleiß. 

2)  Reisch  und   K  reib  ig  I,  S.  265. 
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den  dadurch  sowohl  über  die  Höhe  des  Einkommens  als  auch 
des  Vermögens  getäuscht.  Wir  haben  es  demnach  mit  einer  ver- 
hüllten Vermögensvergrößerung  durch  verschleierte  Gewinnreser- 
vierungen zu  tun.  Die  ersteren  bezeichnet  man  als  notwendige, 
die  letzteren  als  freiwillige  Abschreibungen.  Wir  befassen  uns 
im  folgenden  nur  mit  den  notwendigen  Abschreibungen,  die  die 
Produktionskostenberechnung  für  den  tatsächlichen  Wertkonsum 
stehenden  Kapitals  belasten,  und  die  unser  schweizerisches  Obli- 
gationenrecht für  Aktiengesellschaften  in  Art.  656  Ziff.  2  aus- 
drücklich fordert. 

a)    Entwertung    des     stehenden    Kapitals    wegen 
Einflusses    d  e  r  Z  e  i  t.     (A  1 1  e  r  s  a  b  s  c  h  r  e  i  b  u  n  g.) 

Der  Wert  weitaus  des  meisten  stehenden  Kapitals  sinkt  durch 
die  bloße  Tatsache  zunehmenden  Alters.  Sie  äußert  sich  einer- 
seits in  der  verminderten  technischen  Brauchbarkeit  zufolge  Al- 
terns, die  von  den  gesellschaftlichen  Produktions-  und  Absatz- 
verhältnissen unabhängig  ist.  Andererseits  kommt  sie  in  der 
verminderten  Wertschätzung  zur  Geltung,  die  nicht  mehr  neue 
Güter  überhaupt  in  der  Gesellschaft  haben  und  deren  objektive 
Anschaffungswerte  beträchtlich  nach  unten  verschieben. 

Fassen  wir  vorerst  die  technische  Entwertung  zufolge  Al- 
terns ins  Auge,  so  sehen  wir,  daß  die  Einwirkung  klimatischer 
Verhältnisse,  zersetzender  Naturkräfte  dabei  eine  wichtige  Rolle 
spielt.  Die  Natur  selbst  vernichtet  fortwährend  Werte ;  Krank- 
heit und  Tod  schädigen  und  zerstören  die  Lebewesen.  Fäulnis- 
erreger zersetzen  die  organischen  Substanzen;  selbst  die  Mine- 
ralien, den  härtesten  Baustein  nicht  ausgenommen,  verwittern  unter 
dem  auflösenden  Einfluß  der  Atmosphärilien1).  Für  die  leben- 
digen Arbeitsmittel,  z.  B.  Pferde,  ist  die  Dauer  der  produktiven 
Verwendbarkeit  durch  die  Natur  selbst  vorgeschrieben;  ihre  durch- 
schnittliche Lebenszeit  ist  durch  Naturgesetze  bestimmt2).  Bei 
immateriellen  Rechten  und  Gütern  gibt  es  in  diesem  Sinne  keine 


1)  Conrad  I,  S.  29.  —  M  a  r  s  h  a  1 1 ,  Volkswirtschaftslehre  I.  Stuttgart 
1905,  S.  365.  —  Lexis  in  Schönbergs  Handbuch  4.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  789.  — 
Heinrich  Gubler,  »Die  Kontrolle  des  Bundes  über  das  Rechnungswesen  der 
Eisenbahnen«,  Zürich  1898,  S.  99:  »Nach  einigen  Jahren  bereits  werden  chemische 
und  mechanische  Einflüsse  die  ihrem  Schicksal  überlassenen  (Bahn-)Anlagen  nahezu 
gänzlich  entwertet  haben.« 

2)  Marx  II,   S.    141. 
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Entwertung  zufolge  Alterns.  Bei  materiellen  Gütern  sinkt  im 
allgemeinen  die  Widerstandsfähigkeit  gegen  den  Zahn  der  Zeit 
mit  zunehmendem  Alter.  Die  Entwertung  wregen  Alterns  hat 
deshalb  die  Tendenz,  je  länger  je  mehr  ins  Gewicht  zu  fallen. 
Für  sich  allein  dürfte  sie  im  allgemeinen  ungefähr  den  folgenden 
Verlauf  nehmen : 


Bloßes  unbenutzt  Liegen-  oder  Stehenlassen  von  stehendem 
Kapital  genügt  in  der  Regel,  um  eine  Wertverminderung  herbei- 
zuführen. Im  Gegensatz  zu  andern  Produktionskosten  läßt  sich 
denn  auch  die  Entwertung  zufolge  Alterns  nicht  willkürlich  ver- 
meiden. Sie  läßt  sich  nicht  ohne  weiteres  hemmen  und  nimmt 
unabhängig  von  den  übrigen  Entwertungsfaktoren  ihren  Fortgang1). 
Die  Entwertung  im  ganzen  geht  also  nicht  proportional  dem 
Grade  der  Benutzung    allein,    sondern    hängt    auch    vom    bloßen 


i)  Marx  II,  S.  140 :  »Die  Unterhaltungskosten  einer  Eisenbahn  hängen  nicht 
so  sehr  von  dem  Verschleiß,  den  der  Bahnverkehr  mit  sich  führt,  ab,  als  von  der 
Qualität  des  Holzes,  des  Eisens  und  des  Mauerwerks,  die  der  Atmosphäre  ausge- 
setzt sind.  Ein  strenger  Wintermonat  wird  dem  Bahnkörper  mehr  Schaden  tun 
als  ein  ganzes  Jahr  Bahnverkehr«,  nach  R.  P.  Williams,  »On  the  maintenance 
of  permanent  way«,  1867.  —  Ferner  Marx  II,  S.  1 5 1  :  »Der  Verschleiß,  der  in- 
folge der  langsamen  Wirkung  der  Zeit  bei  den  solideren  Werken  eintritt,  wirkt 
fast  unmerklich  während  kürzerer  Zeiträume.  Xach  einem  langen  Zeitraum  muß 
er  jedoch  die  Erneuerung  selbst  bei  den  solidesten  Werken  herbeiführen.«  Man 
könne  ihn  deshalb  gewissermaßen  als  »sekulären  Verschleiß«  bezeichnen.  —  Auch 
Heubach  betont  in  seinem  Art.  »Abnutzung  der  Bahnanlage«  in  Rolls  Enzyklo- 
pädie des  Eisenbahnwesens  2.  Aufl.  1912,  die  Bedeutung  der  »ohne  besondere  Be- 
nutzung durch  die  Einwirkung  natürlicher  Verhältnisse  eintretenden  Verschlechte- 
rang und  Entwertung  der  Bahnanlage*. 


—     44     — 

Zeitablauf  und  weiteren  Entwertungsmomenten  ab.  Die  Wert- 
verminderung zufolge  Alterns  des  stehenden  Kapitals  ist  bei  Be- 
rechnung der  Selbstkosten  der  Fabrikation  im  ganzen  und  der 
Produkte  im  einzelnen  zu  berücksichtigen.  Schiff  vergleicht 
diese  Werteinbuße  mit  den  Zinsen  langfristiger  Schulden.  Beide 
verteuern  den  Betrieb  entsprechend  der  Unterausnutzung  des  Be- 
triebs. Man  kann  deshalb  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  sagen, 
daß  ein  Betrieb  um  so  billiger  arbeitet,  je  länger  täglich  das 
stehende  Kapital  ausgenutzt  wird,  da  sich  dann  die  so  wie  so 
eintretende  Entwertung  zufolge  Alterns  auf  eine  größere  Anzahl 
von  Fabrikationseinheiten  verteilt  als  bei  geringerer  täglicher  Aus- 
nutzung. Die  Entwertung  wegen  Alterns  ist  deshalb  als  zu  den 
sog.  festen  Kosten  gehörend  anzusehen,  die  unabhängig  von  dem 
Benutzungsgrade  auftreten  und  gleichen  Charakters  sind  wie  die 
Mindestkosten,  die  zur  Aufrechterhaltung  eines  Betriebes  notwen- 
dig sind.  Es  kann  in  Vorausberechnungen  der  Rentabilität  ge- 
wisser Betriebe  von  wesentlicher  Bedeutung  sein,  ob  die  von  der 
Gebrauchsintensität  unabhängige  Entwertung  infolge  Alterns  zu 
den  festen,  unausweichlichen  Kosten  einbezogen  wird  oder  nicht. 
Die  Abschreibung  zufolge  Alterns  gehört  demnach  zu  den  stän- 
digen Belastungen,  die  sich  den  etwaigen  Schwankungen  der  zu 
leistenden  Arbeitsmenge  nicht  leicht  anpassen  1). 

Betrachten  wir  nun  die  Bedeutung ,  die  das  Altersmoment 
für  die  volkswirtschaftliche  Bewertung  überhaupt  besitzt.  Zunächst 
gibt  es  Güter,  deren  Wert  mit  zunehmendem  Alter  wächst.  Das 
wichtigste  unter  ihnen  ist  der  Grund  und  Boden.  Doch  kommen 
auch  hier  Ausnahmen  vor.  Ferner  kommen  auch  immaterielle 
Werte  (z.  B.  die  Kundschaft  etc.)  und  Monopole  aller  Art  (z.  B. 
das  der  Lage)  in  Betracht,  deren  WTert  sich  mit  der  Zeit  erhöhen 
kann.  Auch  Kunstgegenstände,  Preziosen,  Raritäten,  Antiquitä- 
ten, die  Sammlungen  des  Briefmarkenhändlers  etc.  steigen  mit 
wachsendem  Alter  im  Wert.  Ueberall  da,  wo  das  Moment  der 
Seltenheit  in  den  Vordergrund  rückt,  das  Angebot  der  Nachfrage 
je  länger  je  weniger  gerecht  zu  werden  vermag,  kann  der  Zeit- 
ablauf eine  Werterhöhung  bewirken.  Da  bei  dem  stehenden 
Kapital  industrieller  Unternehmungen  die  leicht  reproduzierbaren 
Güter  im  allgemeinen  die  erdrückende  Mehrheit  bilden,  kommen 
solche  Seltenheitswerte  darunter  verhältnismäßig  wenig  vor.  Der 
Mensch    zieht    meistens    die    neuen  Gegenstände  den  nicht   mehr 


i)  S  c  h  i  f  f  S.    i   und  2. 
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neuen  gleicher  Art  bei  weitem  vor.  Bei  der  Mehrzahl  der  Güter 
läßt  sich  deshalb  mit  dem  Zeitablauf  eine  Verminderung  der  volks- 
wirtschaftlichen Geltung  feststellen.  Diese  Altersentwertung 
schwankt  je  nach  der  Leichtigkeit  der  Reproduktion  der  einzelnen 
stehenden  Kapitalien:  je  leichter  die  Reproduktion,  desto  größer 
ist  die  Aitersentwertung.  Bei  Gebäulichkeiten  z.  B.  ist  die  Alters- 
entwertung viel  geringer  als  bei  Werkzeugen  und  Utensilien.  Der 
volkswirtschaftlichen  Altersentwertung  eigentümlich  ist,  daß  sie 
gerade  am  Anfang  sehr  stark  auftritt.  Für  stehendes  Kapital, 
das  auch  nur  ein  Jahr  in  den  Händen  eines  Konsumenten  ge- 
wesen ist,  gilt,  auch  wenn  es  gar  nicht  gebraucht  worden  ist,  im 
allgemeinen  ein  wesentlich  niedrigerer  volkswirtschaftlicher  An- 
schaffungswert als  derjenige,  für  den  man  das  betreffende  Gut 
ganz  neu  vom  Händler  beziehen  kann.  Dies  läßt  sich  durch  fol- 
gende Skizze  andeuten: 


Im  allgemeinen  wird  die  Höhe  der  Altersabschreibung  auch 
davon  abhängen,  ob  es  sich  um  Vermögensbestandteile  handelt, 
über  die  dem  Unternehmer  dauernd  das  vollständig  freie  Ver- 
fügungsrecht zusteht,  oder  um  solche,  über  die  er  bloß  eine  be- 
stimmte, beschränkte  Zeit  verfügen  darf.  Letzteres  wird  beson- 
ders da  zutreffen,  wo  der  Betrieb  an  eine  sog.  Konzession  ge- 
bunden ist,  z.  B.  für  Eisenbahnen,  Wasserleitungen,  Elektrizitäts- 
werke, Tramways  etc.,  die  meistens  nur  für  eine  begrenzte  Dauer 
erworben  werden  kann,  oder  wo  die  Güter  nur  eine  bestimmte 
Zeitspanne  Geltung  haben,  wie  Patente,  Lizenzen,  Urheberrechte 
etc.,  nach  deren  Ablauf  der  wirtschaftliche  Wert  für  den  bisheri- 
gen Eigentümer  erlischt  oder  stark  reduziert  wird.  Bis  zu  diesem 
Zeitpunkt  muß  der  ursprüngliche  Anlagewert  entsprechend   abge- 
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schrieben  werden.     Das  Zeitmoment  ist  in  diesem  Falle  bei  Be- 
stimmung der  Abschreibungsquote  ausschlaggebend  *). 

Es  kommt  vor,  daß  ein  Mieter  von  Geschäftsräumlichkeiten 
mit  Zustimmung  des  Vermieters  darin  Umbauten  vornimmt.  Da- 
bei ist  zu  beachten,  daß  solche  Einrichtungen  gewöhnlich  beim 
Verlassen  der  Mietsräume  nicht  wieder  fortgenommen  werden 
dürfen,  sondern  Eigentum  des  Vermieters  verbleiben.  Sie  dürfen 
deshalb  nicht  auf  das  allgemeine  »Mobilien«-  oder  »Utensilien«- 
Konto  gebucht  werden,  sondern  sind  separat  zu  verrechnen  und 
bis  zum  Ablauf  des  Mietskontrakts  vollständig  abzuschreiben2). 
Analog  verhält  es  sich  mit  Grundstücken  und  Gebäulichkeiten, 
die  mit  einer  zeitlichen  Beschränkung  des  Verfügungsrechtes  er- 
worben werden. 

b)  Wertverminderung    des    stehenden    Kapitals 
zufolge  Gebrauchs. 

Fast  alle  stehenden  Kapitalien  verlieren  durch  den  Gebrauch 
und  Verbrauch  an  Wert.  Außer  Betracht  fallen  hierbei  die  im- 
materiellen Rechte  und  Güter,  sowie  in  der  Regel  der  Grund  und 
Boden.  Die  Höhe  der  Gebrauchsabschreibung  richtet  sich  nach 
der  voraussichtlichen  Gebrauchsdauer  des  Betriebsgegenstandes 
bei  der  dafür  in  Aussicht  genommenen  Benützungsart  und  Be- 
nützungsintensität. Je  intensiver  die  Benützung,  desto  größer  ist 
die  Wertminderung  ,  desto  kürzer  auch  die  Lebenszeit  des  Be- 
triebsgegenstandes. Eine  kurze  Gebrauchsdauer  bedingt  eine 
hohe  Gebrauchsabschreibung,  und  umgekehrt  eine  lange  Ge- 
brauchsdauer eine  niedrige  Gebrauchsabschreibung3).  Die  Ab- 
nahme der  Brauchbarkeit  hat  ihre  Ursache  in  diesem  Fall  im 
Betriebe  selbst  und  wird  in  ihrer  Höhe  durch  das  Maß  bestimmt, 
in  welchem  die  stehenden  Kapitalien  bei  dem  wirtschaftlichen 
Prozeß  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden.  Die  Wertminderung 
kann  entstehen  durch  tatsächlichen  Stoffverbrauch,  d.  h.  quanti- 
tative Minderung,  wie  z.  B.  beim  Bergbau,  beim  Ziegeleigrund, 
bei  einer  Abholzung  etc.,    oder    durch    allmähliches  Abbrauchen 

i)  Schiff  S.  84 — 107  gibt  Ausführliches  über  »Die  Wertverminderung  durch 
Heimfall«. 

2)  Adolf  Oppenheimer,   »Praktischer  Jahresabschluß«,   S.   7. 

3)  Bauer,  »Inventur-Bilanz«,  (Gerstner  120)  schreibt  z.  B.  für  Ma- 
schinen zusammenfassend:  »Die  starke  oder  schwache  Benutzung  der  Maschinen 
sollte   den  Prozentsatz   der  Abschreibung  bestimmen.« 
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infolge  fortgesetzter  Benützung,  z.  B.  von  Maschinen,  Schienen, 
Schleifsteinen  etc.  Bei  den  meisten  stehenden  Kapitalien  wird 
schließlich  immer  noch  ein  Altmaterialwert  bleiben,  dessen  Höhe 
von  dem  marktgängigen  Wert  des  Materials  in  jenem  Zeitpunkt 
abhängt,  wo  die  Verwendungsmöglichkeit  zu  dem  beabsichtigten 
Zweck  ihr  Ende  hat.  Da  die  Wertminderung  durch  Abnützung 
die  augenfälligste  Art  der  Entwertung  des  stehenden  Kapitals 
ist,  so  wird  oft  die  Abnützung  mit  der  Entwertung  überhaupt 
identifiziert  und  der  eine  Ausdruck  für  den  andern  gebraucht, 
obgleich  die  Wertverminderung  durch  Abnützung  nur  eine  Kom- 
ponente der  Entwertung  an  sich  bildet.  Das  wichtigste  Beispiel 
hierfür  bietet  §  261  Ziffer  3  des  deutschen  Handelsgesetzbuches 
von  1897,  der  besagt:  »Anlagen  und  sonstige  Gegenstände,  die 
nicht  zur  Weiterveräußerung,  vielmehr  dauernd  zum  Geschäfts- 
betriebe der  (Aktien-)Gesellschaft  bestimmt  sind,  dürfen  ohne 
Rücksicht  auf  einen  geringeren  Wert  zu  dem  Anschaffungs-  oder 
Herstellungspreis  angesetzt  werden,  sofern  ein  der   Abnützung 

gleichkommender  Betrag  in  Abzug    gebracht wird«.     Das 

Wort  »Abnützung«  ist  denn  auch  verschieden  interpretiert  wor- 
den. Mako  w  er1)  und  Staub2)  schmiegen  sich  dem  engern 
Sinn  des  Ausdruckes  an.  Dagegen  plaidieren  für  eine  weitere 
Auffassung  Simon3),  B  e  i  g  e  1  4)  ,  Passow5),  Schiff6): 
nämlich  als  wirtschaftliche  Entwertung,  als  Wertverminderung 
des  Betriebswertes  stehenden  Kapitals  gegenüber  seinem  Neu- 
wert. Auch  in  Geschäftsberichten  usw.  findet  sich  nicht  selten 
eine  derartige  Verwendung  des  Ausdruckes  »Abnützung«7).  Der 
Umstand,  daß  die  Wertverminderung  durch  Abnützung  (durch 
Gebrauch)  am  leichtesten  in  die  Augen  springt,  hat  teilweise  zu 
einer  Abschreibungsmethode  geführt,  die  einzig  auf  die  Höhe  der 
Produktion,  respektive  die  Betriebsintensität,  abstellt  und  die  Ab- 
schreibungsquote  hiernach  richtet,    in  der  Meinung,  daß  derWert- 


1)  Handelsgesetzbuch   mit  Kommentar,    13.   Aufl.,   Berlin    1907. 

2)  I.   S.   799,   §  261   Anmerkung   35. 

3)  S.  403. 

4)  »Buchführungs-Recht«,   S.  54. 

5)  S.   138,  S.  253  Anmerkung   1. 

6)  S.  21.  —  Siehe  auch  Gerstner  S.  10 1.  —  Brauchlin  S.  98.  — 
Zimmermann  S.   253. 

7)  Z.  B.  Wengernalpbahn:  »Die  Kraftwerke  ....  repräsentieren  zusammen 
nach  Abzug  eines  durch  Abnützung  entstandenen  Minderwerts  einen  Kapitalwert 
von   3,22   Mill.   Fr.«   (Neue  Zürcher  Zeitung  vom  7.  Januar   1912). 
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verlust  des  stehenden  Kapitals  sich  lediglich  nach  der  Produktion 
richte.  Wir  können  eine  solch  einseitige  Abschreibungsbasis 
nicht  anerkennen  und  halten  die  Berücksichtigung  der  Wertver- 
minderung zufolge  Zeitablaufs  und  Geschäftsrisikos  im  Interesse 
einer  richtigen  Abschreibung  für  geboten  1). 

Eine  kleine  Kontroverse  darüber  findet  sich  in  den  Rekurs- 
prozeßschriften der  schweizerischen  Hauptbahnen  contra  schweize- 
rischen Rundesrat,  betreffend  Festsetzung  der  jährlichen  Einlagen 
in  den  Erneuerungsfonds  gemäß  Art.  II  und  12  des  Eisenbahn- 
rechnungsgesetzes von    1896. 

Nach  den  Statuten  der  Gotthardbahngesellschaft  sollten 
nämlich  die  Totaleinlagen  in  den  Erneuerungsfonds  betragen: 
Fr.  1000. —  per  Bahnkilometer  und  4%  von  den  Bruttotrans- 
porteinnahmen.  Der  Maximalbestand  des  Fonds  war  begrenzt. 
Sie  schlug  dem  Bundesrate  vor,  die  Jahreseinlagen  für  den  Ober- 
bau allein  auf  Grund  des  neuen  Eisenbahnrechnungsgesetzes  auf 
Fr.  500. —  per  Bahnkilometer  und  172%  von  den  Bruttoeinnahmen 
zu  reduzieren.  —  Die  Zentralbahn  proponierte  eine  Jahreseinlage 
für  den  Oberbau  von  11,5  Cts.  per  Lokomotivkilometer  für  die 
Schienen  und  Fr.  540. —  per  Bahnkilometer  für  die  Schwellen, 
während  der  Vorschlag  der  Nordostbahn  auf  3,4  Cts.  per  Loko- 
motivkilometer für  Schienen  und  Fr.  270. —  per  Bahnkilometer  ging. 

Bundesrat  und  Bahnverwaltungen  waren  darin  einig,  daß  die 
Einladen    in    den    Erneuerungsfonds    nach    zwei   Faktoren    zu    be- 

o  o 

stimmen  seien,  nämlich  erstens  nach  der  durch  Verkehrsein- 
wirkungen entstandenen  Abnützung  (Gebrauchsabschreibung)  und 
zweitens  nach  der  durch  allgemeine  Einflüsse  entstehenden  Ent- 
wertung, wie  Witterung,  technologische  Veraltung  etc.  (Alters- 
und Risiko-Abschreibung).  Bezüglich  der  letztern  stimmte  man 
überein,  daß  dieselbe  nach  der  Länge  der  Bahnanlage  zu  be- 
rechnen sei.  Dagegen  war  man  sich  betreffs  der  Gebrauchs- 
abschreibung anfangs  nicht  einig,  ob  hierfür  auf  die  Lokomotiv- 
kilometer oder  auf  die  Bruttobetriebseinnahmen  abzustellen  sei. 
Es  fragte  sich,  welcher  dieser  beiden  Maßstäbe  die  wechselnde 
Größe  des  Verkehrs  besser  widerspiegle.  Während  die  Be- 
hörden und  deren  Experten  [sowie  einige  Bahnverwaltungen  (außer 
der  Gotthardbahn)]  sich  von  Anfang  an  auf  den  Standpunkt  stell- 

1)  Wir  verzichten  deshalb  auf  die  Darstellung  einer  Abschreibungsmethode 
nach  Maßgabe  der  Produktion  allein.  Vgl.  die  Bemerkungen  Schmalenbachs 
in  seiner  Zeitschrift  für  hw.  Forschung,   3.  Jahrg.,    1908/9,  S.  SS  und   162/3. 
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ten,  daß  für  die  Bestimmung  der  variablen  Quote  die  Zahl  der 
im  betreffenden  Jahre  auf  jeder  Bahn  effektiv  gefahrenen  Kilo- 
meter zugrunde  zu  legen  sei,  kamen  die  Bahnverwaltungen  in 
ihrer  Rekursschrift  an  das  Bundesgericht  gegen  das  in  dieser 
Sache  erlassene  Regulativ  des  Bundesrates  auf  diesen  Punkt  zurück. 

Die  jährlichen  Einlagen  in  den  Erneuerungsfonds  könnten, 
sagt  die  Rekursschrift,  auch  dadurch  ermittelt  werden,  daß  ein  ge- 
wisser Ansatz  der  Bruttoeinnahmen  dem  Erneuerungsfonds  über- 
wiesen werde,  denn  die  Bruttoeinnahmen  gäben  einen  Anhalt  für 
den  Umfang  des  Gebrauchs  und  demgemäß  auch  der  Abnützung. 
Dieses  Verfahren  sei  für  die  Ermittlung  der  Erneuerungsfonds- 
einlagen das  richtigere. 

Der  Bundesrat  gibt  in  der  Duplik  zwar  zu,  daß  die  Brutto- 
einnahmen einer  Bahn  im  großen  und  ganzen  von  der  Größe  und 
dem  Umfang  des  von  ihr  bewältigten  Verkehrs  abhängig  seien ; 
doch  müsse  er  aus  folgenden  zwei  Gründen  bestreiten,  daß  die 
Bruttoeinnahmen  einen  richtigen  Rechnungsfaktor  bilden  könnten  : 

1.  Die  Tarifansätze  für  die  einzelnen  Transportgüter  richteten 
sich  nicht  etwa  ausschließlich  nach  deren  Gewicht,  sondern 
variierten  im  Gegenteil  ganz  erheblich  bei  den  einzelnen  Waren- 
gattungen, so  daß  die  Abnützung,  die  sich  in  der  Hauptsache 
nach  dem  Grade  der  Inanspruchnahme  richte,  nicht  in  einem 
konstant  bleibenden  Verhältnis  zu  der  Höhe  der  Einnahmen  stehe  ; 

2.  Die  Tarifansätze  seien  einer  fortwährenden  Aenderung 
unterworfen,  und  die  Bruttoeinnahmen  könnten  deshalb  bei  an 
sich  gleicher  Inanspruchnahme  und  demgemäß  gleicher  Abnützung 
wesentlichen  Schwankungen  unterliegen. 

Der  Bundesrat  hält  daran  fest,  daß  die  Zahl  der  effektiv  ge- 
fahrenen Kilometer  der  richtigere  Maßstab  zur  Bestimmung  der 
wechselnden  Verkehrsleistungen  sei.  In  diesem  Sinne  wurde  denn 
auch  endgültig  eine  Verständigung  erzielt. 

Besondere  Beachtung  verdient  noch  der  Umstand,  daß  im 
allgemeinen  mit  größerem  Aufwand  dauerhaftere  Anlagen  ge- 
schaffen werden  können  als  mit  geringem  Aufwand.  Der  Grad 
der  stofflichen  Abnützung  ist  somit  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
abhängig  von  der  Höhe  des  Aufwands,  d.  h.  je  größer  im  all- 
gemeinen der  Aufwand  für  die  Herstellung  ist,  um  so  geringer  ist 
die  notwendig  werdende  Abschreibung  und  der  Aufwand  zur  In- 
standhaltung der  Anlage.  Bei  den  Eisenbahnen,  wo  die  Kunst- 
und  Hochbauten  sowie  der  Oberbau  zusammen  etwa  lfs  der  An- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  40.  zj. 
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lagekosten  ausmachen,  wird  diese  Tatsache  von  besonderer  Be- 
deutung1). 

Die  für  Immobilien  nötige  Gebrauchsabschreibung  ist  in  der 
Regel  relativ  niedrig,  weil  ihr  Wertansatz  meist  auch  Grund  und 
Boden  einschließt.  Beim  Grund  und  Boden  gibt  es  aber  keine 
Substanzverminderung,  also  auch  keine  Abschreibung  dafür.  Zur 
Berechnung  der  Abnützungsquote  für  Immobilien  ist  deshalb  am 
besten  der  Wert  des  Grund  und  Bodens  von  dem  des  Bauwerks 
zu  scheiden  und  nur  letzterer  entsprechend  seiner  Entwertung  ab- 
zuschreiben. 

Die  unmittelbare  Substanzverringerung  kann  nur  in  solchen 
Betrieben  genau  bestimmt  werden,  wo  die  kalkulatorische  Rap- 
portbuchhaltung besteht,  und  aus  der  Verbuchung  der  Rapporte 
(wöchentlich  oder  halbmonatlich  oder  monatlich)  die  Abnützung 
berechnet  werden  kann.  Im  Eisenbahnbetrieb  bedient  man  sich 
zur  Feststellung  der  Entwertung  der  Schienen  der  sogenannten 
»Abnützungsmesser«  2). 

Einen  Maßstab  zur  Feststellung  der  Gebrauchsintensität  bietet 
die  Zahl  der  Betriebsstunden,  während  welcher  die  stehenden 
Kapitalien  gebraucht  werden.  Je  höher  die  Zahl  der  Betriebs- 
stunden, desto  größer  die  Gebrauchsabschreibung.  In  der  Praxis 
wird  man  meistens  die  Gebrauchsstunden  approximativ  berechnen 
können.  Auch  bei  Betriebsgegenständen,  die  nur  zeitweise  ge- 
braucht werden,  wird  eine  Schätzung  in  Wochen  oder  Monaten 
vorgenommen  werden  können  3). 

Im   allgemeinen    läßt   sich   auch  bezüglich    der  Gebrauchsab- 


i)  Heubach  in  Rolls  Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  Art.  »Abnutzung 
der  Bahnanlage«. 

2)  Stern,   »Buchhaltungslexikon«,  Art.  »Abschreibung«. 

3)  Schweizerisches  kaufmännisches  Zentralblatt  vom  24.  Juni  191 1.  S.  213: 
»Bei  Abschreibung  von  Maschinen  müssen  stets  zwei  getrennte  Faktoren  berück- 
sichtigt werden:  die  »Alterungs«  —  und  die  »Abnutzungs«  —  Abschreibung.  Die 
Abnutzungs-Abschreibung  muß  auf  Grund  der  Produktion  bez.  der  Betriebsstunden 
berechnet  werden.  Handelt  es  sich  um  eine  Betriebsmaschine  (Kraftmaschine  im 
Gegensatz  zur  Arbeitsmaschine),  so  kann  die  Abnutzung  nach  der  Anzahl  der  ab- 
gegebenen P.S. -Stunden  berechnet  werden.«  »Bei  dieser  Amortisationsmethode  er- 
geben sich  für  die  ersten  Jahre  kleinere,    für  die  spätem  größere  Quoten, 

was  gerade  den  tatsächlichen  Bedürfnissen  entspricht.«  In  den  ersten  Jahren  werde 
die  Bilanz  nicht  so  sehr  belastet,  während  später,  wenn  die  Leistung  der  Maschinen 
ihren  vollen  Wert  erreicht  habe,  die  (größere)  Amortisationsquote  nicht  mehr  so 
fühlbar  sein  werde. 
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Schreibung    die    Tendenz    feststellen,    mit    zunehmender    Zeit    zu 
wachsen. 

c)  Wertverminderung     des    stehenden    Kapitals 
wegen  Verschiebungen  in  den  volkswirtschaft- 
lichen Produktions-  und  Absatzverhältnissen  etc. 
(Risiko- Abschreibung.) 

Uie  Risikoabschreibung  hat  die  Wertverminderungen  auszu- 
gleichen, die  eingetreten  sind  zufolge  neuer  Erfindungen,  Ver- 
änderungen aus  Konkurrenzrücksichten,  Mangel  an  Benutzungs- 
möglichkeit wegen  fehlender  Materialien  oder  Arbeit,  außerge- 
wöhnlicher Naturereignisse  wie  Feuer,  Ueberschwemmung,  zu- 
folge Fehlern  des  Stoffes,  der  Bauart,  durch  Mißbrauch,  z.  B. 
durch  Ueberlastung,  durch  unerwarteten  Entzug  der  Konzession, 
Verlust  von  Patenten  und  Fabrikgeheimnissen,  durch  Sinken  der 
Herstellungspreise  für  gewisse  Anlagen,  durch  Aenderungen  des 
Kundenkreises  etc. 1).  Alle  diese  Dinge  und  Umstände  entspringen 
aus  Ursachen,  die  außerhalb  des  regulären,  des  geplanten  Be- 
triebes liegen,  schmälern  aber  die  Geltung  der  Betriebsanlage  gegen- 
über andern.  Die  Buchbeträge  müssen  deshalb  am  Bilanztage 
der  wirklichen  Sachlage  entsprechend  herabgesetzt  werden.  Auch 
die  durch  Veränderungen  des  menschlichen  Urteils,  der  Geschmacks- 
richtung hervorgerufenen  Wertverschiebungen,  wie  sie  besonders 
in  der  Mode  zum  Ausdruck  kommen,  gehören  hierher2).  Diese 
Tatsachen  können  erfahrungsgemäß  bedeutende  Wertverminde- 
rungen zur  Folge  haben  und  unter  Umständen  diejenigen  zufolge 
Alterns  und  Gebrauchs  weit  übertreffen3). 

Das  Gesagte  findet  seine  Erklärung  teilweise  darin,  daß  der 

i)  Gerstner  S.  ioo — 101.  —  Schiff  S.  134.  Gegen  manche  dieser 
Schäden  kann  man  sich  durch  Versicherung  schützen. 

2)  Conrad  I,  S.  29.  —  Schon  S  a  v  a  r  y  hebt  den  entwertenden  Einfluß 
der  Mode  hervor,  indem  er  schreibt  :  »Si  ce  sont  marchandises  qui  commencent  ä 
s'appietrir,  dont  la  mode  se  passe,  et  que  l'on  juge  que  l'on  en  peut  trouver  de 
semblable  dans  les  manufactures,  et  chez  les  grossiers,  ä  cinq  pour  cent  moins,  il 
la  faut  diminuer  de  ce  prix.«  —  Jacques  Savary,  »Le  parfait  negotiant.« 
Paris,   1763,  I,  S.   306. 

3)  Marx  S.  141.  Es  sind  hauptsächlich  Katastrophen,  Krisen,  die  eine  vor- 
zeitige Erneuerung  des  Betriebsmaterials  erzwingen.  —  Heubach  (in  Roll,  Enz. 
d.  Eisenbw.).  Bei  den  Personenwagen  der  Eisenbahnen  wird  z.  B.  oft  von  ent- 
scheidender Bedeutung,  ?ob  die  Betriebsverhältnisse  eines  Netzes  es  gestatten,  die 
altern  aber  noch  betriebssichern  Wagen  mitzuverwenden,  oder  ob  die  Ansprüche 
des  Publikums   an   Bequemlichkeit  und   Komfort   zu  einer   rascheren  Erneuerung  des 

a  * 
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Bedarf  einer  Volkswirtschaft  hauptsächlich  an  Produktionsmitteln, 
wie  Maschinen,  Baumaterialien  etc.  schwankt.  In  Zeiten  wirt- 
schaftlichen Aufschwungs  herrscht  danach  rasch  sehr  rege  Nach- 
frage, während  bei  irgend  einer  Störung  oder  auch  nur  dem  Ver- 
dacht einer  solchen  sich  der  Bedarf  in  ebenso  kurzer  Zeit  ein- 
schränken läßt.  Der  Verbrauch  an  gewöhnlichen  Unterhaltsmit- 
teln dagegen,  wie  Nahrung,  Kleidung  etc.  steigt  bei  einem  wirt- 
schaftlichen Aufschwung  viel  langsamer  an,  geht  aber  auch  bei 
einer  eintretenden  Depression  bei  weitem  nicht  in  dem  Maße  und 
nicht  so  rasch  zurück,  wie  bei  den  Produktionsmitteln.  Durch 
die  Ausbildung  der  technischen  Hilfsmittel  infolge  der  großartigen 
Erfindungen  der  Neuzeit,  die  die  Leistungsfähigkeit  fast  jedes  In- 
dustriezweiges gewaltig  gesteigert  hat,  kann  in  kurzer  Zeit  in  den 
verschiedensten  Branchen  mehr  produziert  werden,  als  Bedarf  vor- 
liegt. Dabei  hilft  die  moderne  Kreditwirtschaft  mit,  die  die  Kon- 
zentrierung von  Kapital  zur  Erweiterung  der  Produktion  in  kurzer 
Zeit  und  in  weitem  Maße  durchführbar  macht.  Beides  ermög- 
licht, daß  auf  den  verschiedensten  Industriegebieten  die  Produk- 
tion in  kurzer  Zeit  vervielfacht  werden  kann  1).  Diese  Leistungs- 
fähigkeit der  Industrie,  die  die  Möglichkeit  einer  genügenden 
Produktion  und  die  Gefahr  einer  Ueberproduktion  in  sich  birgt, 
zusammen  mit  der  erwähnten  Unzuverlässigkeit  des  großen  Schwan- 
kungen unterworfenen  Bedarfs  an  Produktionsmitteln  ergeben,  daß 
die  Anschaffungspreise  für  stehendes  Kapital  im  allgemeinen  bei 
freier  Konkurrenz,  und  soweit  es  sich  um  leicht  reproduzierbare 
Güter  handelt,  zu  starken  Schwankungen  neigen 2).  In  Inventur 
und  Bilanz  der  einzelnen  Unternehmung  muß  durch  Einstellung 
der  jeweils  geltenden  volkswirtschaftlichen  Anschaffungswerte,  die 
die  wirkliche  Geltung  des  stehenden  Kapitals  in  der  Volkswirt- 
Wagenparkes  drängen«.  Bei  den  Güterwagen  spielt  die  Tragfähigkeit,  bei  den 
Lokomotiven  die  technische  Vollkommenheit  eine  ähnliche  Rolle  (Art.  Abnutzung 
der  Bahnanlage). 

i)   Conrad  I,   S.    13 1    und   281. 

2)  Schiff  S.  26.  »Sinken  z.  B.  die  Kupferpreise  wesentlich,  so  wird  eine 
Anlage  von  kupfernen  Behältern  und  Röhrenleitungen  für  chemische  Zwecke  auch 
erheblich  in  ihrem  wirklichen  Sachwerte  zurückgehen.«  Nach  deutschem  Recht  sei 
keine  Abschreibung  erforderlich,  erfolge  sie  trotzdem,  so  sei  sie  freiwillig.  —  Nach 
schweizerischem  Recht  und  nach  unserer,  im  Text  vertretenen  Auffassung  muß 
dieser  Wertverminderung  in  Inventur  und  Bilanz  sowie  in  der  Buchführung  durch 
Abschreibung  Rechnung  getragen  werden ;  denn  nach  Obligationenrecht  Art.  877 
wird  die  Darlegung  der  (wirklichen)  Vermögenslage  verlangt;  Vgl.  OR.  656  Abs.  I 
für  Aktiengesellschaften. 
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schaft  ausdrücken,  die  reell  gegebene  Wertverschiebung  berück- 
sichtigt werden,  und  zwar  neben  der  unabhängig  davon  nötig 
werdenden  Abschreibungen  wegen  zunehmenden  Alters  und  Ge- 
brauchs. 

Die  Wichtigkeit  der  Risikoabschreibung  erhellt  aber  auch  aus 
folgender  Ueberlegung.  Die  Konsumentenanschaffungspreise  stehen- 
den Kapitals  werden,  freie  Konkurrenz  vorausgesetzt,  durch  die 
unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen  arbeitenden  Produzenten 
bestimmt,  die  noch  zur  Deckung  des  Bedarfs  herangezogen  werden 
müssen  1).  In  analoger  Weise  bestimmen  sich  die  Detaillisten-, 
Grossisten-  und  Fabrikanten-Anschaffungspreise  durch  die  unter 
den  ungünstigsten  Verhältnissen  produzierenden  Betriebe  der  vor- 
hergehenden Produktionsstufe,  die  zur  Deckung  des  vorliegenden 
Bedarfs  nicht  entbehrt  werden  können.  Hieraus  folgt  das  Be- 
streben jedes  Produzenten,  den  Aufwand  an  Produktionsmitteln, 
die  reproduktive  Konsumtion  stehenden  Kapitals  so  rationell  ein- 
zurichten, daß  eine  möglichst  geringe  Belastung  der  Selbstkosten- 
berechnung entsteht,  damit  er  noch  zur  Deckung  des  vorliegenden 
Bedarfs  an  seinen  Produkten  herbeigezogen  werden  muß.  Es 
handelt  sich  somit  für  jeden  Betrieb  darum,  den  Wert  des  stehen- 
den Kapitals  so  zu  konsumieren,  daß  dadurch  eine  möglichst 
niedrige  Belastung  der  Verkaufspreise  seiner  Produkte  entsteht, 
so  daß  er  auf  dem  Markte  konkurrieren  kann.  Läßt  ein  Unter- 
nehmer sich  in  dieser  Beziehung  den  Rang  ablaufen,  indem  er 
sich  die  Fortschritte  der  Technik  und  des  Kredits  nicht  in  gleichem 
Maße  zunutze  zu  machen  versteht  wie  seine  Konkurrenten,  so 
werden  seine  Verkaufspreise  mit  der  Zeit  zu  hoch  ausfallen,  sein 
Absatzgebiet  abnehmen  und  die  Rentabilität  seines  Betriebes 
schwinden  2).  Die  Dauer  der  reproduktiven  Konsumtion  stehen- 
den Kapitals  ist  deshalb  nach  der  Zeit  zu  berechnen,  während 
welcher  sich  die  Konsumtion  des  betreffenden  Vermögensbestand- 
teils rentiert.  Neben  die  Abschreibung  wegen  Alterns  und  Ge- 
brauchs muß  somit  noch  eine  weitere  Risikoabschreibung  treten, 
welche  die  allgemeinen  Verschiebungen  der  Herstellungskosten 
und  der  Absatzmöglichkeit  der  Produkte  berücksichtigt 3).    Wenn 

i)  Conrad  I,  S.    133. 

2)  Marx  II,  S.  141.  Der  Konkurrenzkampf  zwingt,  »namentlich  bei  ent- 
scheidenden Umwälzungen,  die  alten  Arbeitsmittel  vor  ihrem  natürlichen  Lebens- 
ende durch  neue  zu  ersetzen«. 

3)  Wie  bereits  erwähnt,  spricht  Marx  II  S.  140  von  einem  »moralischen 
Verschleiß-,  der  zu  berücksichtigen,  sei  und  erwähnt  als  Beispiel,    daß    man  nach 
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deshalb  eine  ungünstige  Konjunktur  mit  dem  Zeitpunkt  einer  An- 
schaffung stehenden  Kapitals  für  eine  industrielle  Unternehmung 
zusammentrifft,  so  wird  der  Anschaffungspreis  in  der  Regel  ein 
verhältnismäßig  niedriger  sein.  Anderseits  werden  bei  Hoch- 
konjunktur gesteigerte  Anschaffungspreise  für  stehendes  Kapital 
Geltung  haben.  Nun  handelt  es  sich  aber  in  den  Jahresbilanzen 
der  Erwerbswirtschaften  meistens  um  stehendes  Kapital,  das 
nicht  mehr  neu  ist.  Wir  haben  bereits  bei  Besprechung  der 
Altersabschreibung  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  An- 
schaffungspreise für  stehendes  Kapital  mit  Zeitablauf  je  nach  den 
Kosten  seiner  Reproduktion  rasch  zu  sinken  pflegen.  Für  ältere, 
respektive  alle  nicht  mehr  neuen  Utensilien,  Möbel,  Werkzeuge 
und  Maschinen  leichter  Reproduktion  etc.  gelten  bei  freier  Kon- 
kurrenz ganz  geringe  volkswirtschaftliche  Anschaffungspreise.  Der 
Unternehmer  darf  sich  über  den  eigentlichen  Wert  solcher  stehen- 
den Kapitalien  denn  auch  keine  zu  optimistischen  Vorstellungen 
machen,  so  daß  daraus  gegenüber  den  Neuanschaffungspreisen 
verhältnismäßig  große  Differenzen  resultieren,  denen  durch  ent- 
sprechende Abschreibung  Rechnung  getragen  werden  muß.  Das 
weiß  auch  die  kaufmännische  Praxis  genau.  Viele  Unterneh- 
mungen gehen  sogar  soweit,  diese  Vermögensbestandteile  über- 
haupt nicht  zu  inventieren  und  deren  Vorhandensein  bloß  durch 
einen  Memoriaposten  in  der  Bilanz  anzudeuten  x).  Sie  lassen  sich 
hierbei  von  der  Erwägung  leiten,  daß  solche  Produktionsmittel 
analog  wie  Kohle,    Licht  und  Oel  zu  den  festen  Regiespesen  zu 


Verlauf  von  10  Jahren  gewöhnlich  dasselbe  Quantum  Waggons  und  Lokomotiven 
für  30000  dg  kaufen  könne,  das  vorher  40000^  kostete.  Es  müsse  so  auf  dieses 
Material  eine  »Depreciation«  von  25°/0  des  Marktpreises  (Anschaffungspreises)  ge- 
rechnet werden,  selbst  wenn  keine  »Depreciation«  des  Gebrauchswertes  stattfinde. 
(Nach  Lardner  Railway  Economy.) 

1)  Beispiele:     a)  Escher,    Wyß  u.   C,     1909/10,    1910/11:    »Kleinwerkzeuge, 
Büroeinrichtungen  Fr.   1. — «. 
b)  Aktiengesellschaft  Brown,  Boveri  u.  C.  Bilanz 
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rechnen  seien,  die  diejenige  Periode,  in  der  sie  angeschafft  werden 
mit  ihrem  vollen  Wert  belasten.  Die  erste  Anschaffung  wird  da- 
her rasch  abgeschrieben,  und  alle  weiteren  Anschaffungen  werden 
als  Unkosten  verbucht,  d.  h.  sie  werden  nicht  mehr  wie  stehen- 
des Kapital,  sondern  wie  umlaufendes  behandelt.  Inwieweit  dieses 
Verfahren  gut  zu  heißen  ist,  hängt  von  tatsächlichen  Verhältnissen 
ab.  Prinzipiell  ist  daran  festzuhalten,  daß  aus  Inventar  und  Bilanz 
nur  solche  Vermögensbestandteile  weggelassen  werden  dürfen, 
deren  jeweils  gegenwärtiger  volkswirtschaftlicher  Anschaffungswert 
für   die   Darstellung  der  wirklichen  Vermögenslage    belanglos  ist. 

Aehnlich  begegnet  man  in  der  Praxis  bei  solchen  Unter- 
nehmen verhältnismäßig  hohen  Abschreibungsquoten,  wo  die  Wahr- 
scheinlichkeit der  Verwendung  neuer  Produktionsmethoden  groß 
ist,  z.  B.  in  der  Papierfabrikation,  der  chemischen  Industrie,  der 
Zuckerfabrikation  usw. 1). 

In  der  Praxis  wird  oft  bei  Berechnung  der  normalen  Ab- 
schreibungsquote nur  den  beiden  wertvermindernden  Momenten 
der  Zeit  und  des  Gebrauchs  Rechnung  getragen  und  deren  Be- 
rücksichtigung als  ordentliche  Abschreibung  bezeichnet.  Treten 
dann  durch  außerhalb  des  eigenen  Betriebes  liegende  Gründe 
weitere  Wertverminderungen  ein,  die  in  den  jeweils  gegenwärtigen 
volkswirtschaftlichen  Anschaffungspreisen  der  Güter  ebenfalls  ihren 
Ausdruck  linden,  so  wird  die  dadurch  notwendige  weitere  Ab- 
schreibung als  eine  außerordentliche  benannt2).  Dieses  Verfahren 
rechtfertigt  sich  dadurch,  daß  die  nötig  werdenden  außerordent- 
lichen Abschreibungen  meistens  nicht  vorausgesehen  werden  kön- 
nen und  unregelmäßig  auftreten. 

Wir  lassen  einen  Satz  aus  einem  bundesgerichtlichen  Ent- 
scheide sprechen,  der  uns  die  Stellung  unseres  obersten  Gerichts- 

i)  Nach  Heubach  (in  Roll  Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens)  sollen 
amerikanische  Eisenbahnen  die  drohende  Schädigung  der  technologischen  Veral- 
tung ihrer  Lokomotiven  derart  zu  entkräften  suchen,  daß  sie  »die  Maschinen  wäh- 
rend kürzerer  Zeit  möglichst  ausnutzen,  die  Ausbesserungsarbeiten  möglichst  ein- 
schränken« und  die  Lokomotiven  »schon  verhältnismäßig  bald,  oft  schon  nach 
10 — 12  Jahren,  durch  neue  ersetzen,  um  immer  moderne  Typen  zu  haben«.  Bei 
diesem  Verfahren  wird  mit  geringen  Unterhaltungs-  und  Reparaturkosten  dagegen 
mit  verhältnismäßig  großen  Abschreibungsquoten  gerechnet  werden  müssen. 

2)  Vgl.  Schiff  S.  42/3.  Auf  Seite  56/57  nennt  er  die  Alters-  und  Ge- 
brauchsabschreibung: Ausgleich  der  »regelmäßigen«,  der  »subjektiven  Entwertung, 
weil  durch  den  »subjektiven  Betrieb«  bedingt,  die  Risiko-Abschreibung:  Ausgleich 
der  »außerordentlichen«,  der  »objektiven«  Entwertung,  weil  durch  außerhalb  des 
Betriebes  liegende  Ursachen  bedingt. 
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hofes,  ob  bei  den  jährlichen  Abschreibungen  auf  die  Produktions- 
und Absatzverhältnisse  Rücksicht  zu  nehmen  sei,  zu  kennzeichnen 
scheint1).  »Dem  Grundsatze,  daß  in  den  periodisch  aufzustellen- 
den Bilanzen  der  jeweilige  bei  Aufstellung  der  Bilanz  vorhandene 
Wert  dieser  Objekte  zum  Ausdruck  gebracht  werden  muß,  ent- 
spricht es  daher,  daß  bei  den  vorzunehmenden  Abschreibungen 
(bez.  Einlagen  in  den  Erneuerungsfonds)  nicht  nur  der  Be- 
trag, um  welchen  die  Brauchbarkeit  der  Betriebsanlagen 
und  Betriebsgegenstände  sich  gemindert  hat,  in  Anschlag  ge- 
bracht, sondern  auch  auf  diejenigen  Wertvermin- 
derungen Rücksicht  genommen  werde,  welche 
erst  in  einem  spätem  Zeitpunkt,  vielleicht  erst 
nach  einer  langen  Reihe  von  Jahren  zur  Not- 
wendigkeit von  Erneuerungen  führen.«  Die  Ab- 
schreibung müsse  »dem  Gesamtbetrage  der  Wertver- 
minderung, welche  die  einzelnen  Objekte  erleiden«,  ent- 
sprechen und  zwar  »im  Verhältnis  zu  der  Anzahl  Jahre,  in  welchen 
die  Wertverminderung  sich  vollzieht«2). 

Das  Eisenbahnrechnungsgesetz  vom  27.  März  1896  bestimmt 
ausdrücklich,  daß  »der  Bestand  des  Erneuerungsfonds  (der  schwei- 
zerischen Bahnen)  zu  jeder  Zeit  dem  vollen  Betrag  des  durch 
Abnützung  oder  andere  Einwirkungen  entstandenen 
materiellen  Minderwertes«  der  in  Betracht  kommenden  Vermögens- 
gegenstände entsprechen  soll  3). 

In  einer  spätem  Prozeßschrift4)  betont  daher  der  Vertreter 
des  Bundesrates  gegenüber  den  schweizerischen  Hauptbahnen 
unserer  Ansicht  nach  mit  Recht,  daß  bei  der  Feststellung  der  dem 
genannten  Eisenbahnrechnungsgesetz  entsprechenden  Einlage- 
normen ein  Hauptgewicht  nicht  allein  auf  die  Abnützung,  son- 
dern auf  die  Wertverminderungen  jeder  Art,  welchen 
die  dem  Erneuerungsfonds  unterstellten  Objekte  unterworfen  sein 
können,  zu  legen  sei.  Jede  Reduktion  des  Betriebswertes  eines 
Gegenstandes  müsse  abgeschrieben  werden,  bez.  in  dem  Erneue- 


1)  Der  bezügliche  Entscheid  bezog  sich  auf  das  Rechnungswesen  der  Eisen- 
bahnen im  besonderen  und  wird  nicht  ohne  weiteres  als  für  andere  Unternehmun- 
gen geltend  aufgefaßt  werden  dürfen. 

2)  B.  E.  Band  25.  II.  28.  Urteil,    Erwg.  4,  S.  242  vom   18. /21.  Januar   1899. 

3)  §    II,  Absatz  4. 

4)  Duplik  des  Bundesrates  vom  31.  Juli  1909  in  Sachen  der  Schweiz.  Haupt- 
bahnen gegen  die   Schweiz.  Eidgenossenschaft. 
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rungsfonds  ihre  Deckung  haben.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung 
werde  der  Bestand  des  Erneuerungsfonds  zu  jeder  Zeit  dem  vollen 
Betrag  des  durch  Abnützung  oder  andere  Einwirkungen  ent- 
standenen materiellen  Minderwertes  aller  dem  Erneuerungsfonds 
unterworfenen  Anlagen  und  Gegenstände  der  schweizerischen 
Bahnen  entsprechen,  wie  es  das  neue  Rechnungsgesetz  verlange. 
Die  durch  den  Gebrauch  eintretende  natürliche  Abnützung 
sei  nur  eine  Art  der  an  den  Betriebsobjekten  sich  vollziehenden 
Wertverminderungen ;  der  Betriebs-  und  Gebrauchswert  eines  Ge- 
genstandes könne  außer  durch  Abnützung  aus  vielen  anderen 
Gründen  herabgemindert  werden.  Es  sei  hierbei  nicht  nur  an  die 
Wertverminderungen  zu  denken,  die  sich  unabhängig  vom  Gebrauch 
durch  natürliche  äußere  Einflüsse  (Rost,  Frost,  Feuchtigkeit  und 
dergleichen)  oder  durch  gewaltsame  Einwirkungen  oder  durch 
Fehler  und  Mängel  in  der  Herstellung  oder  Konstruktion  einzel- 
ner Gegenstände  ergeben,  sondern  ganz  besonders  auch  an  die 
Verminderung  oder  Aufhebung  der  Gebrauchsfähigkeit,  die  durch 
Aenderungen  in  der  Betriebsweise  bedingt  werden.  Es  sei  selbst- 
verständlich, daß,  wenn  infolge  Einführung  schwererer  Lokomotiven 
oder  größerer  Fahrgeschwindigkeiten  einzelne  Anlagen  und  Ein- 
richtungen beseitigt  werden  müßten,  diese  Einrichtungen  im 
Momente  der  Beseitigung  auf  den  Altmaterialwert  abgeschrieben 
sein  müssen,  und  daß  somit  auch  derartige  Aenderungen  in  den 
Betriebsverhältnissen,  mit  welchen  ja  immer  zu  rechnen  sei,  an- 
gemessene Berücksichtigung  finden  müßten  bei  Feststellung 
der  Gebrauchsdauer  der  einzelnen  Objekte  und  bei  der  Feststel- 
lung der  Einlagenormen  für  den  Erneuerungsfonds.  Ob  eine  An- 
lage oder  Einrichtung  ihre  Gebrauchsfähigkeit  eingebüßt  habe 
durch  erfolgte  Abnützung,  oder  weil  sie  unter  veränderten  Ver- 
hältnissen nicht  mehr  Verwendung  finden  könne,  sei  für  die  Frage 
des  Erneuerungsfonds  gewiß  ganz  gleichgültig  :  in  beiden  Fällen 
müsse  ihr  Anlagewert  abgeschrieben  bez.  gedeckt  sein.  Es  müsse 
daher  der  Grundsatz,  daß  bei  der  Feststellung  der  Gebrauchsdauer 
der  einzelnen  Objekte  und  bei  der  Berechnung  der  Abschreibungs- 
bez.  Einlagequoten,  alle  Faktoren,  die  auf  die  Gebrauchsfähigkeit 
der  betreffenden  Objekte  von  Einfluß  sind,  in  Berücksichtigung 
zu    ziehen    seien,    im  ganzen  Umfange    aufrecht   erhalten    bleiben. 
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III.  Die  bilanztechnische  Berücksichtigung  der 

Wertverminderungen  des  stehenden  Kapitals 

(Abschreibungstechnik). 

i.  Allgemeines  über  die  Abschreibungstechnik. 

a)  Die  richtigste  Art  der  bilanztechnischen  Berücksichtigung 
der  Wertverminderung  des  stehenden  Kapitals  muß  die  sein,  die  die 
Differenz  zwischen  den  auf  Grund  effektiver  Inventur  festgestellten 
gegenwärtigen  volkswirtschaftlichen  Anschaffungswerten  gegenüber 
den  zu  Buche  stehenden  Werten  vollständig  ausgleicht.  Jedes  Jahr 
hat,  streng  genommen,  aus  dem  Produktenerlös  in  vollem  Um- 
fange für  die  Werteinbuße  des  stehenden  Kapitals  aufzukommen. 
Jede  Jahresbilanz  und  darnach  rektifizierte  Buchhaltung  sollte  die 
jeweils  gegenwärtige,  wirkliche,  volkswirtschaftliche  Geltung  des 
Vermögens  der  Unternehmung  ausdrücken.  Dieser  einzig  rich- 
tigen Bilanzierung  und  der  dadurch  bedingten  korrekten  Ab- 
schreibungsart durch  Vertiefung  der  Kenntnisse  über  den  effek- 
tiven Entwertungsverlauf  des  stehenden  Kapitals  immer  näher  zu 
kommen,  ist  ein  wichtiges  Postulat  der  Bilanztechnik.  Die  Kauf- 
leute bedürfen  der  Kenntnis  des  Entwertungsverlaufes  namentlich 
zur  richtigen  Aufstellung  des  Gründungsplanes  und  zur  Voraus- 
kalkulation der  Produktenverkaufspreise.  Zu  hoch  berechnete 
Abschreibungsquoten  können  leicht  zu  einer  zu  starken  Belastung 
der  Verkaufspreise  gegenüber  der  Konkurrenz  führen.  Ander- 
seits würde  man  durch  zu  niedrige  Abschreibungsquoten  über 
die  effektive  Höhe  der  Betriebskosten  in  einem  Irrtum  befangen 
sein x).      Gegen   das    nach    Angabe    einiger  Schriftsteller  vorkom- 


i)  Z.  B.  schreibt  das  »Schweizerische  kaufmännische  Zentralblatt«  vom  24. 
Juni  191 1:  »Die  richtige  Abschreibung  des  Maschinenkontos  hat  für  die  genaue 
Ermittlung  der  Selbstkosten  und  somit  der  Herstellungspreise  der  Waren  eine  große 
Bedeutung.«  —  Laut  »Neuer  Zürcher  Zeitung«  vom  31.  Januar  1912  betreffend 
Cotonificio  Valle  Ticino  war  nach  dessen  Bilanz   mehr    als  die  Hälfte  des  Aktien- 
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mende  Verfahren,  wonach  zum  vornherein  beschlossen  werde,  die 
Anschaffungskosten  eines  Vermögensgegenstandes  in  einer  zum 
voraus  bestimmten  Zeit  abzuschreiben,  ohne  sich  innerhalb  dieser 
Zeit  um  dessen  wirklichen  Wert  zu  kümmern,  muß  Stellung  ge- 
nommen werden *).  Es  scheint  dies  auch  nicht  die  in  der  Praxis 
vorherrschende  Handlungsweise  zu  sein,  denn  ein  gewiegter  Fach- 
mann, Berliner,  schreibt:  »Nach  unserer  Erfahrung  pflegt  der 
Kaufmann  keineswegs  die  Abschreibung  auf  mehr  als  eine  ver- 
hältnismäßig kurze  Zeit  im  voraus  festzusetzen;  er  prüft  meistens 
in  jedem  Jahr  aufs  neue  ob  der  Abschreibungsprozentsatz  des 
Vorjahres  auch  in  der  jetzigen  Inventur  beibehalten  werden,  ob 
er  erhöht  oder  ermäßigt  werden  soll.  Es  ist  ganz  undenkbar, 
daß  ein  Kaufmann  die  Abschreibungsquote  auf  lange  Zeit  zum 
voraus  festsetzt;  er  muß  bei  jeder  Bilanz  aufs  neue  prüfen,  wie 
viel  der  Gegenstand  für  ihn  noch  wert  ist,  ohne  Rücksicht  darauf, 
wie  die  Geschäftsziffer  dadurch  beeinflußt  wird«2).  Es  sollte  jedes 
Jahr  eine  möglichst  in  die  Details  gehende,  selbständige  Ver- 
mögensaufzeichnung und  tatsächliche  Abschätzung  seines  Wertes 
vorgenommen  werden  (Inventur).  Auf  dieser  realen  Basis  kann 
dann  ein  Vergleich  mit  dem  zum  voraus  angenommenen,  im 
Gründungsplan  und  in  den  Verkaufspreisen  angerechneten  Ent- 
wertungsverlauf des  stehenden  Kapitals  vorgenommen  und  dessen 
Bestätigung  oder  Berichtigung  beschlossen  werden.  Wenigstens 
sollte  von  Zeit  zu  Zeit,  z.  B.  alle  drei  Jahre,  eine  gründliche 
Ueberprüfung  aller  Abschreibungsquoten  vorgenommen  werden 
und  die,  welche  mit  der  tatsächlichen  Entwertung  des  stehenden 
Kapitals  nicht  übereinstimmen,  entsprechend  berichtigt  werden, 
b)  Bei  gewissen  nutzbringenden  Investitionen,  wie  z.  B.  der 
Einrichtung  der  elektrischen  Beleuchtung,  ist  unter  Umständen 
die  Vorausbestimmung  der  Zeit,  innerhalb  der  der  Betrieb  der 
Differenz  zwischen  Anschaffungs-  und  eventuellem  Altmaterialwert 
zu  decken  hat,  nicht  leicht.  Es  ist  hierbei  wohl  auf  die  herr- 
schende kaufmännische  Uebung  abzustellen.  Bei  Bemessung  der 
bezüglichen  Abschreibungsquote  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen, 
ob  die  betreffende  Investition  mit  dem  Betriebe  so  enef  zusammen- 


kapitals  verloren.  »Ein  Redner  suchte  die  Lösung  des  Rätsels  in  der  Tatsache, 
daß  in  der  frühern  Bilanz  die  Aktiven  zu  hoch  bewertet  worden   seien.« 

i)  Fischer,  -.Grundlagen  der  Bilanzwerte«.  —  Reisch  im  Bankarchiv 
IX,  Nr.  24,  S.  371. 

2)  Berliner  II,  S.  79. 
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hängt,  daß  sie  losgelöst  von  ihm  wesentlich  an  Wert  einbüßen 
müßte,  wie  z.  B.  die  oben  erwähnte  elektrische  Beleuchtungsein- 
richtung oder  eine  Transmission,  oder  ob  die  betreffende  Anlage 
jederzeit,  unabhängig  vom  gegenwärtigen  Betrieb,  leicht  ander- 
wärts verwendbar  wäre,  wie  z.  B.  ein  Geschäftshaus  in  der  Stadt, 
da  je  nachdem  der  volkswirtschaftliche  Anschaffungswert  einer 
solchen  im  Gebrauch  stehenden  Investition  ein  verschiedener  ist. 

Hat  man  sich  hinsichtlich  der  wirtschaftlichen  Konsumtions- 
dauer eines  Anlagegegenstandes,  z.  B.  einer  Maschine,  auf  Grund 
unrichtiger  Angaben  seitens  der  Lieferanten  getäuscht1),  oder  sind 
aus  irgend  einem  Grunde  mehrere  Jahre  die  nötigen  Abschrei- 
bungen nicht  vorgenommen  worden,  oder  ist  bloß  wegen  Alterns 
und  Gebrauchs  abgeschrieben  worden,  die  Risikoabschreibung  da- 
gegen unterblieben,  so  ist  dieser  Tatsache  durch  entsprechend 
niedrigere  Bewertung  in  der  Inventur,  respektive  durch  Anwen- 
dung eines  höheren  Abschreibungssatzes  für  die  folgenden  Jahre 
oder  durch  eine  einmalige,  größere,  »außerordentliche«  Abschrei- 
bung gerecht  zu  werden.  Bei  Erkenntnis  der  überschätzten  Le- 
bensdauer wird  der  tatsächliche  gegenwärtige  Wert  geschätzt  und 
die  Differenz  zwischen  ihm  und  dem  zu  Buche  stehenden  höhern 
Betrag  in  einem  oder  ausnahmsweise  innerhalb  weniger  Jahre 
getilgt. 

Im  Falle  neben  der  Abschreibung  wegen  Zeitablaufs  und 
Gebrauchs  auch  eine  Risikoabschreibung  nötig  wird,  so  ist  letztere 
nach  der  Ansicht  mancher  Fachschriftsteller2)  nicht  über  das 
allgemeine  Gewinn-  und  Verlust-Konto  vorzunehmen,  weil  dieses 
nur  die  aus  dem  normalen  Geschäftsbetriebe  selbst  fließenden 
Erfolge  und  Einbußen  aufzunehmen  habe,  sondern  über  ein  be- 
sonderes »Konto  für  außerordentliche  Gewinne  und  Verluste« 
zu  verbuchen,  das  dann  selbständig  neben  dem  allgemeinen 
Gewinn-  und  Verlust-Konto  abzuschließen  ist.  Dadurch  wird  ver- 
mieden, daß  die  Erfolgsrechnung  (Betriebsrenditeberechnung)  des 
betreffenden  Jahres  durch  Verluste  getrübt  wird,  für  die  der  Be- 
trieb an  und  für  sich  nicht  verantwortlich  ist,  sondern  die  ihre 
Ursache    entweder    in    frühern    Perioden   oder   in   außerhalb    des 


i)  Die  Lieferanten  werden  bei  ihren  Angaben  auf  durchschnittliche  Benutzungs- 
intensität abstellen. 

2)  Reisch  u.  K  reibig  Bd.  II,  S.  17.  —  KarlHudabiunigg  2.  Aufl. 
bei  Huber  ti,  »Interessante  Fälle  im  Buchhaltungswesen«.  S.  9  fr.  über  »Vis 
major  usw.«. 
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eigentlichen  Betriebes  liegenden  Dingen  haben.  Den  außerordent- 
lichen Abschreibungen  stehen  die  Konjunkturgewinne  gegenüber, 
die  ebenfalls  auf  das  »Konto  für  außerordentliche  Gewinne  und 
Verluste«   gebucht  werden. 

c)  In  den  Statuten  mancher  Aktiengesellschaften  finden  sich 
positive  Vorschriften  über  die  Höhe  der  anzuwendenden  Ab- 
schreibungssätze1). Eine  Abänderung  derselben  ist  dann  nur  auf 
dem  umständlichen  Wege  der  Statutenrevision  möglich.  Die  gute 
Seite  solcher  Bestimmungen  soll  sein,  daß  allzu  optimistischer 
Beurteilung  der  produktiven  Lebensdauer  der  Betriebsgegenstände 
vorgebeugt  und  mancher  Meinungsverschiedenheit  hierüber  zum 
Vornherein  die  Spitze  abgebrochen  werde.  Dadurch  wird  aber 
eine  Materie  in  starre  Formen  gedrängt,  die  dieser  Behandlung 
spottet.  Die  tatsächliche  Entwertung  kann  nur  empirisch  von  Fall 
zu  Fall  durch  Feststellung  der  wirklichen  Werteinbuße  richtig 
berücksichtigt  werden. 

d)  Immerhin  herrscht  in  der  Praxis  die  Tendenz  nach  Ein- 
heitlichkeit, Einfachheit  und  Kontinuität  der  Abschreibungsgrund- 
sätze. WTie  wir  gesehen  haben,  lassen  sich  nur  bezüglich  der 
Wertverminderungen  des  stehenden  Kapitals  zufolge  Alterns  und 
Gebrauchs  gewisse  Gesetzmäßigkeiten  feststellen,  während  die  Ent- 
wertung zufolge  Verschiebung  der  Produktions-  und  Absatzver- 
hältnisse innerhalb  der  Volkswirtschaft  ganz  unregelmäßig  und 
gesetzlos  aufzutreten  scheint.  Während  man  für  erstere  zum  vor- 
aus mit  einiger  Sicherheit  über  den  Entwertungsverlauf  orientiert 
ist,  schwebt  man  bezüglich  der  letztern  ohne  zuverlässige  An- 
haltspunkte in  der  Luft.  Die  Risikoabschreibung  läßt  sich  des- 
halb zum  voraus  nicht  berechnen,  sondern  nur  vage  schätzen  und 
kann  erst  bei  der  jeweiligen  Inventur  ziffernmäßig  exakt  erfaßt 
und  in  Bilanz  und  Buch  berücksichtigt  werden. 

Zur  Verrechnung  der  Entwertung  des  stehenden  Kapitals  zu- 
folge Alterns  und  Gebrauchs  (ordentliche  Entwertung)  wird  oft  für 
bestimmte  Betriebsgegenstände   oder   ganze  Gruppen  von  solchen 

i)  Z.  B.  nach  den  Statuten  der  Glühfadenfabrik  Aarau  A.-G.  gelten  hinsicht- 
lich der  Abschreibungen  folgende  Vorschriften:  a)  i  °/0  auf  Liegenschaften,  b)  3°/0 
auf  Fabrikgebäude,  c)  lo°/0  auf  Maschinenkonto.  Höhere  Abschreibungen  bleiben 
dem  Ermessen  des  Verwaltungsrates  überlassen.  Letztere  Kompetenz  versteht  sich 
unserer  Ansicht  nach  immerhin  nur  im  Sinne  eines  Vorschlagsrechtes  an  die  Ge- 
neralversammlung zu  weiteren  Abschreibungen.  In  der  Tat  sagen  denn  auch  die 
Statuten  ferner,  daß  der  Generalversammlung  die  Beschlußfassung  zu  weiteren  Ab- 
schreibungen zustehe.   — 
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während  der  ganzen  Konsumtionsdauer  der  nämliche  Abschrei- 
bungssatz angewandt.  In  Wirklichkeit  stellt  sich  dieser  Vorgang 
so  dar,  daß  erfahrungsgemäß  diese  Entwertung  nicht  jedes  Jahr 
gleich  groß  ist,  sondern  daß  die  Entwertung  in  den  ersten  Jahren 
langsamer,  in  den  spätem  Jahren  rascher  von  statten  zu  gehen 
pflegt.  Nach  Langhans  schreitet  z.  B.  die  Entwertung  von 
Gebäuden  nicht  im  einfachen  geraden  Verhältnis  zur  Zeit  vor- 
wärts, sondern  im  quadratischen  Verhältnis  von  bisheriger  Ge- 
brauchswert (z)  und  Lebensdauer  (n),  so  daß  die  Abschreibungs- 

z 
quote  (a)  nicht  a   =  ursprünglicher  Anschaffungswert  X — ,  son- 

n 

dem  a  =  ursprünglicher  Anschaffungswert  X  ( — ),  und  der  je- 
weilige Jahresbilanzwert  w  =  ursprünglicher  Anschaffungswert    X 

Vielfach  wird  nun  zur  Vereinfachung  der  rechnerischen  Ar- 
beit eine  jährlich  gleichmäßige  Entwertung  angenommen  und 
berücksichtigt.  Ein  solcher  Durchschnittssatz  darf  sich  nur  auf 
eine  Gruppe  sehr  ähnlicher  Betriebsgegenstände  beziehen.  Je  ver- 
schiedenartiger die  Gegenstände  sind,  auf  denen  einheitlich  ab- 
geschrieben wird,  desto  ungenauer  wird  diese  an  und  für  sich 
schon  ungenaue  Durchschnittsabschreibungsquote  werden2).  Nach 
Schiff  muß  man  sich  mit  einer  annähernden  Schätzung  der 
Entwertung  begnügen.  Die  Annahme  eines  auf  Erfahrung  be- 
gründeten, einer  festen  Regel  untergeordneten  Entwertungsver- 
laufs entspreche  den  Grundsätzen  geordneter  Buchführung,  die 
nach  Einfachheit  und  Gleichmäßigkeit  strebe. 

Zur  Berechnung  der  Durchschnittsabschreibungsquote  wird 
einfach  die  Differenz  zwischen  dem  ursprünglichen  Anschaffungs- 

i)  Langhans,  »Die  Abschreibungen  für  Abnützung  als  Einkommensab- 
züge usw.«,  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs   1903,  S.  924. 

2)  Berliner  II,  S.  103:  »Man  kann  der  Meinung  sein,  daß  sich  der  eine 
Gegenstand  im  Anfang  mehr  als  später  oder  im  Anfang  weniger  als  später  abnützt. 
Da  sind  aber  kniffliche  Erwägungen  und  Berechnungen  erforderlich,  mit  denen  ein 
Kaufmann  sich  nicht  gerne  abgibt.  Er  zieht  einfache  Methoden  vor.«  — Marx  II, 
S.  127.  Die  Wertabgabe  oder  das  Uebergehen  des  Wertes  eines  Produktionsmittels 
auf  das  Produkt,  zu  dessen  Bildung  es  mitwirke,  werde  bestimmt  durch  eine 
Durchschnittsrechnung.  »Diese  Wertabgabe  wird  gemessen  durch  die  Durch- 
schnittsdauer der  Funktion  des  fixen  Kapitals,  von  dem  Augenblick,  worin  es  in 
den  Produktionsprozeß  eingeht,  bis  zu  dem  Augenblick,  wo  es  ganz  abgenutzt, 
verstorben  ist.« 
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wert  und  dem  voraussichtlichen  Mindestschlußwert  der  betreffenden 
stehenden  Kapitalien  in  so  viel  Jahresanteile  zerlegt,  als  die  vor- 
aussichtliche Konsurntionsdauer  beträgt1).  »Als  Lebensdauer  der 
Anlage  ist  der  Zeitraum  anzusehen,  in  dem  die  Anlage  im  Betriebe 
produktiv  mitwirkt«2). 

e)  Für  die  Behandlung  der  Abschreibungen  sind  auch  die 
folgenden  Erwägungen  wichtig.  Die  Tatsache  der  Investition  des 
stehenden  Kapitals  in  dem  bestimmten  Betriebe  ist  die  Ursache 
der  Entwertung.  Deshalb  ist  es  auch  richtig,  daß  der  Betrieb 
selbst  aus  seinem  Ertrage  sukzessiv  für  die  Differenz  zwischen 
ursprünglichem  Anschaffungspreis  und  schließlichem  Materialpreis 
stehenden  Kapitals  aufkommt,  so  daß  das  Geschäftskapital  stets 
in  seiner  Werttotalität  erhalten  bleibt.  Von  den  einzelnen  Gegen- 
ständen des  stehenden  Kapitals  verschwindet  in  der  Regel  lang- 
sam aber  sicher  ein  Bruchteil  ihres  Wertes,  der  aber  nicht  ver- 
loren geht,  sondern  im  Wert  des  erzeugten  Produktes  dem  Unter- 
nehmen erhalten  bleibt 3).  Die  Wertverringerungen  des  stehenden 
Kapitals  bilden  einen  Teil  der  Herstellungskosten  der  Produkte 
und  werden  ausgeglichen  durch  einen  entsprechenden  Wertzu- 
schlag auf  die  Verkaufspreise  der  Waren.  Der  Kostenpreis  eines 
Produktes  umfaßt  nicht  bloß  alle  Auslagen  für  Materialien,  Löhne 
und  Generalunkosten,  sondern  auch  eine  der  Entwertung  des 
stehenden  Kapitals  entsprechende  Vergütung.  Die  Entwertung 
des  stehenden  Kapitals  hat  somit  für  die  Unternehmung  grund- 
sätzlich analoge  Bedeutung,  wie  die  Kosten  der  Rohstoffe,  Löhne 
und  Generalunkosten  (Regiespesen).  Das  Papier,  das  die  Papier- 
maschine erzeugt,  hat  in  seinem  Preise  aufzukommen  für  den 
Wertverlust,    den    die   Maschine    bei   der  Fabrikation  des  Papiers 

i)  Maatz  S.  150:  »Die  Höhe  der  Abschreibung  bemißt  sich  auf  den  Unter- 
schied zwischen  den  beiden  wirklichen  Werten  am  Anfang  und  am  Ende  der  maß- 
gebenden Geschäftsperiode.« 

2)  Schmalenbach  in  seiner  »Zeitschrift  für  handelswissenschaftliche  For- 
schung« III.  S.  82. 

3)  Schiff  S.  27:  »Die  ordentlichen,  regelmäßigen  Abschreibungen  sind 
wirtschaftlich  keine  Verluste,  sondern  haben  die  Natur  von  unmittelbar  schaffenden 
(»produktiven«)  Kosten.«  Fischer  I,  S.  33  spricht  von  einer  sukzessiven  »Um- 
wertung aller  Werte«.  —  Zimmermann  S.  232—235.  —  B.  E.  Bd.  25,  II  vom 
18./19.  Juli  1899,  Erwägung  5,  S.  243:  »Daß  die  jährlichen  Einlagen  in  den  Er- 
neuerungsfonds als  Betriebsausgaben  zu  behandeln  sind,  ergibt  sich  ohne 
weiteres  daraus,  daß  es  eben  der  Betrieb  ist,  welcher  die  Aufwendungen  für  dauernde 
Instandhaltung  der  denselben  dienenden  Anlagen  und  Einrichtungen  zu  dek- 
ken  hat.« 
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erlitt.  Nun  ist  das  Ziel  alles  Wirtschaftens  die  Vermehrung  des 
Vermögens1).  Um  dieses  Ziel  zu  erreichen  muß  vor  allem  das 
am  Anfang  vorhandene,  durch  die  jeweilige  Eröffnungsbilanz  aus- 
gewiesene Vermögen  erhalten  bleiben.  Die  fortwährende  Er- 
haltung des  durch  die  Eröffnungsbilanz  ausgewiesenen  Reinver- 
mögens in  seiner  Werttotalität  ist  die  erste  Aufgabe  der  Erwerbs- 
wirtschaft. Der  Betrieb  hat  in  erster  Linie  sich  selbst  zu  erhalten  ; 
erst  was  darüber  hinaus  als  Ueberschuß  bleibt,  ist  Gewinn.  Kann 
ein  Betrieb  sich  nicht  selbst  erhalten,  so  arbeitet  er  mit  Verlust, 
und  das  Geschäftskapital  wird  immer  mehr  schwinden.  Von  einem 
Reinertrag,  einer  Reinvermögensvermehrung  kann  erst  gesprochen 
werden,  wenn  die  Geltung  des  Vermögens  im  allgemeinen  gegen- 
über derjenigen  am  Anfang  der  Geschäftsperiode  zugenommen 
hat.  Aus  den  Bruttoerträgnissen  müssen  zuerst  alle  verursachten 
Wertaufwendungen  gedeckt  werden  und  erst  der  dann  verbleibende 
Ueberschuß  ist  Reingewinn 2).  Zu  den  zu  deckenden  Aufwen- 
dungen gehört  auch  die  Wertverminderung  des  stehenden  Ka- 
pitals. Aus  der  Auffassung  der  Abschreibungen  als  Teil  der  Be- 
triebs- oder  Produktionskosten  geht  weiter  hervor,  daß  die  Ab- 
schreibungen von  dem  Reingewinn  an  und  für  sich  in  keiner 
Weise  abhängig  gemacht  werden  dürfen 3).  Im  Gegenteil,  erst 
nachdem  der  Unternehmer  auch  den  Betriebskostenfaktor:  Wertmin- 
derung des  stehenden  Kapitals  gleich  den  andern  Aufwendungen 
zu  Lasten  der  betreffenden  Betriebsperiode  verbucht  hat,  kann 
zur  Berechnung  des  tatsächlichen  Erfolges  geschritten  werden. 
Unterließe  er  die  Berücksichtigung  der  Abschreibungen  als  Be- 
triebsunkosten  gänzlich,    so    würde  ihm  seine   Buchhaltung  einen 

i)  Berliner  II,  S.  96.  Der  Erwerbsgedanke  beherrscht  das  ganze  Tun  und 
Treiben  des  Kaufmanns. 

2)  Bei  Aktiengesellschaften  kann  nur  solcher  Nettoreingewinn  für  die  Divi- 
dendenverteilung in  Betracht  kommen.  Vgl.  dazu  B.  E.  (1886),  Bd.  XII,  S.  349  ff. 
Das  zürcherische  Obergericht  hatte  eine  Dividendenverteilung  untersagt,  »weil  ein 
Reingewinn  über  das  Grundkapital  hinaus  nicht  vorhanden  gewesen  sei,  die  Divi- 
dende also  dem  Grundkapital  entnommen  werden  mußte,  was  als  rechtlich  un- 
statthaft erscheine«. 

3)  Anderer  Ansicht  ist  W.  v.  d.  Daele,  »Die  moderne  Buchhaltung«  S.  61. 
Zustimmend  dagegen  das  Schweiz.  Bundesgericht:  B.  E.,  Bd.  XXVIII/2,  S.  485, 
Ziff.  4 :  ....  »le  solde  actif  du  compte  des  profits  et  des  pertes  doit  avant  tout 
etre  applique  ä  la  conservation  et  ä  la  reconstitution  du  capital  social  s'il  y  a 
lieu«  etc.  —  Unserer  Ansicht  sind  Simon  S.  403  ;  R  e  h  m  S.  699,  870  Fußnote  2  ; 
K.  Lehmann  Bd.  II,  S.  302 ;  Reisch  u.  K  reibig  Bd.  I,  S.  336  Fußnote  1  ; 
Passow  S.   143,    163;  Gregorio  S.  230;  Zimmermann  S.  254. 
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unrichtigen  Erfolgsnachwcis  geben,  ihn  über  das  tatsächliche  wirt- 
schaftliche Ergebnis  seiner  Unternehmung  tauschen  und  ihm  kei- 
nen Einblick  in  seine  wirkliche  ökonomische  Situation  gestatten. 
Nur  wenn  die  erforderlichen  Abschreibungen  vor  Feststellung  des 
Reingewinns  berücksichtigt  werden,  kann  die  Bilanz  einen  die 
Vermögenslage  und  die  Rentabilität  des  Betriebes  getreulich 
wiedergebenden  Ausweis  bieten.  Wir  kommen  damit  zu  der 
weitern  Forderung,  daß  Abschreibungen  auch  dann  vorgenommen 
werden  müssen,  wenn  kein  oder  fast  kein  Bruttoerfolg  vorhanden 
ist.  Sie  repräsentieren  eben  eine  zufolge  des  Betriebs  Tatsache 
gewordene  und  durch  die  Inventur  festgestellte  Vermögensver- 
minderung, einen  Betriebskostenbetrag,  der  die  allgemeinen  Be- 
triebskosten erhöht *). 

i)  a)  Uebereinstimmende  Praxis  z.  B.: 
i.  19089        1909/10        igio/11 

Die  Bruttogewinne  betrugen  3,09  3,27  2,99     Mill.  Fr. 

Die  Generalunkosten  betrugen  1,89  1,95         »       » 

Abschreibungen  auf  Fabrikanlagen  716  308         S73  586     »       » 

»  »     Kleinwerkzeug,  Modelle 

Büroeinrichtungen  451500         487819    »       » 

Saldo  -(-   429880  -=-  132356    »       » 

Aktiv 
Der  Verwaltungsrat  bemerkt  zum  Jahre  1910/11:  »Der  Umsatz  ist  erheblich 
gesunken,  die  allgemeinen  Unkosten  dagegen  sind  nicht  entsprechend  zurückge- 
gangen ;  die  Folge  davon  war,  daß  die  Verdienstsumme  gerade  ausgereicht  hätte, 
um  die  Abschreibungen  im  ungefähren  Maße  des  letzten  Jahres  vornehmen  zu 
können.  Der  Verwaltungsrat  fand  aber,  daß  er  im  Sinn  und  Interesse  der  Aktio- 
näre handle,  wenn  er  die  Abschreibungen  reichlicher  bemesse  und  lieber  die  Rech- 
nung mit  einem  kleinen  Passiv-Saldo  abschließe.«  (Jahresbericht  der  A.-G.  der  Ma- 
schinenfabriken Escher-Wyß  u.  Co.,  Zürich  und  Ravensburg  1910/11.)  2.  Die 
Rechnung  schließt  mit  einem  Gewinnsaldo  von  Fr.  76  500. —  ab,  der  zu  Abschrei- 
bungen verwendet  werden  soll.  Das  Aktienkapital  bleibt  ohne  Verzinsung«.  (Neue 
Zürcher  Zeitung  2.  Oktober  191 1:  Fensterfabrik  Kißling  A.-G.  in  Horgen.) 
3.  Es  hat  keinen  Zweck,  den  Aktionären  das  in  Gestalt  von  Dividende  zu  geben, 
was  man  ihnen  dann  in  Gestalt  der  Aktienentwertung  wieder  nimmt.«  »Hierbei 
ist  vorausgesetzt,  daß  die  Entwertung  der  Aktien  nicht  auf  börsentechnischen  Grün- 
den beruht,  sondern  auf  einer  internen  Wertminderung,  deren  Grund  der  Entzug 
allzu  hoher  Mittel  durch  Dividendenzahlung  ist.«  Dieser  Kapitalentzug  könne  in 
ungenügenden  Amortisationen  liegen,  was  sicli  früher  oder  später  rächen  müsse. 
(Neue  Zürcher  Zeitung  vom  13.  Juli  191 1,  betreffend:  Schuhfabrik  Frauenfeld,  vor- 
mals Brauchlin,  Steinhäuser  u.  Co.)  4.  »Die  Rechnung  für  das  Hetriebsjahr  1911 
ergab  einen  Reingewinn  von  rund  20  000  Er.,  welcher  nach  Antrag  des  Verwal- 
tungsrates für  Abschreibungen  verwendet  werden  soll  ;  das  Aktienkapital  bleibt 
ohne  Verzinsung«.  (N.  '/..  Z.  vom  23.  April  1912:  Kurhaus  Sonn-Matt  A.-G.  in  Lu- 
zern.)  b)  Entgegenstellende  Praxis:  1.  ^Angesichts  früher  vorgenommener  Extra- 
Zeitschrift für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  46.  C 
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f)  In  der  Bilanz  kommen  die  Abschreibungen,  die  den  Wert- 
minderungen des  stehenden  Kapitals  entsprechen  sollen,  allge- 
mein derart  zum  Ausdruck,  daß  die  Summe  des  Aktiv-Saldos 
dadurch  gemindert  wird,  und  das  Abschluß-Reinvermögen,  sowie 
der  Erfolg  kleiner,  respektive  richtiger  erscheint,  als  bei  Unter- 
lassung von  Abschreibungen.  Sie  belasten  die  betreffende  Be- 
triebsperiode gleich  andern  Geschäftsverlusten ,  indem  sie  die 
Soll-Seite  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  mehren.  Die  Verrech- 
nung der  von  jedem  Produkt  an  das  stehende  Kapital  für  dessen 
Wertminderung  zu  leistenden  Vergütung  geschieht  somit  in  der 
Praxis  nicht  individuell  nach  Verfertigung  jedes  einzelnen  Stückes, 
weil  dies  unmöglich  ist,  sondern  summarisch  am  Ende  des  Ge- 
schäftsjahres durch  Belastung  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung 
für  einen  der  Jahresentwertung  des  betreffenden  Teils  des  stehen- 
den Kapitals  entsprechenden  Pauschalbetrag,  wie  er  aus    der  In- 

abschreibungen,  und  da  nach  den  Statuten  Abschreibungen  nur  gemacht  werden 
sollen,  soweit  der  Betriebsüberschuß  dazu  hinreicht,  wurden  sie  diesmal  unterlassen. 
Die  Verwaltung  hofft,  dies  bald  nachholen  zu  können«.  (Wollweberei  Rüti  A.-G. 
laut  Neue  Zürcher  Zeitung  vom  4.  Dezember  191 1.)  2.  Ein  Aktionär  fragt  in  der 
Generalversammlung,  »ob  der  für  Lokomotiven  aufgeführte  Betrag  dem  wirklichen 
Wert  des  Materials  entspreche,  und  ob  nicht  Abschreibungen  am  Platze  wären«. 
Der  Präsident  erwidert,  »so  lange  die  Gesellschaft  keine  Mittel  habe,  könne  auch 
nichts  abgeschrieben  werden.  Eine  Reinigung  der  Bilanz  müsse  bei  Anlaß  der 
Rekonstruktion  vorgenommen  werden.  Aus  einem  bei  dieser  Rekonstruktion  sich 
ergebenden  Ueberschuß  seien  dann  in  1.  Linie  die  alten  Werte  abzuschreiben;  es 
habe  keinen  Sinn,  Rechnungen  auf  dem  Papier  vorzunehmen,  wenn  man  keine 
Mittel  habe«.  (Art-Rigibahn-Gesellschaft  laut  Neue  Zürcher  Zeitung  vom  19.  Sep- 
tember 1911.)  3.  »Der  Gewinn  und  Verlustkonto  ergibt  einen  Aktivsaldo  von 
Fr.  211  358. — .  Der  Verwaltungsrat  beantragt,  diesen  Betrag  auf  Telefon-Netz- 
Konto  abzuschreiben ;  dadurch  wird  es  zum  erstenmal  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
wieder  möglich,  den  Bestand  des  Bau-Konto  herabzusetzen«.  (Zürcher  Telefon- 
Gesellschaft,  A.-G.  etc.  laut  Neue  Zürcher  Zeitung  1910/11.)  4.  Neue  Zürcher 
Zeitung  vom  16.  September  191 1  betreffend  »Lucerna«  Anglo  Swiss  Milk  Choco- 
late  Co.  Der  Bericht  für  die  Geschäftsperiode  1909/10  bemerkt,  »daß  auf  Fabrik- 
anlagen, Wohnhäusern,  Maschinen  und  Installationen  usw.  keine  Abschreibungen 
vorgenommen  würden,  da  nach  den  Statuten  diese  Abschreibungen  aus  dem  Gewinn 
zu  machen  seien.  Seit  Bestehen  der  Gesellschaft  wurden  auf  diesem  Konto  immer- 
hin 399  990  Fr.  amortisiert.  Der  Verwaltungsrat  behalte  sich  vor,  in  künftigen 
Jahren  die  Abschreibungen  nachzuholen,  sobald  der  Status  der  Gesellschaft  dies 
erlaube«,  c)  Wir  verweisen  auf  die  zutreffenden  kritischen  Bemerkungen  S  c  hm  a- 
lenbachs  in  s.  »Ztschr.  f.  hw.  Forschung«,  3.  Jahrg.  1908/9,  S.  87  über  die 
Abschreibung  in  Quoten  vom  Gewinn.  Ist  kein  Gewinn  da,  so  wird  nichts  abge- 
schrieben. Es  handelt  sich  um  eine  Abschreibungsweise,  die  in  prinzipiellem  Wider- 
spruch zu  unsern  obigen  Ausführungen  steht.  —  Vgl.  R  e  i  s  c  h  und  K  r  e  i  b  i  g 
Bd.  I,  S.  268.  —  Berliner  Bd.  II,  S.    106. 
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venturaufnahme  im  Vergleich  zum  Buchbestand  festgestellt  werden 
kann.  Diese  Belastung  hat  zur  Folge,  daß  ein  ihr  im  Wert  gleich- 
kommender Teil  der  Aktiva  nicht  als  Zuwachs  gegenüber  dem 
letzten  Reinvermögen  ,  d.  h.  als  Reingewinn,  ausgewiesen  wird, 
sondern  als  Aequivalent  der  Wertminderung  des  stehenden  Ka- 
pitals im  Geschäft  verbleibt  und  so  den  Riß  ausfüllt,  der  durch 
die  Entwertung  desselben  im  Geschäftsvermögen  entstanden  war1). 
In  diesem  Sinne  kann  man  die  Abschreibungen  am  stehenden 
Kapital  mit  Recht  als  eine  Pauschalvergütung  oder  Verrechnung, 
einen  internen  Tauschvorgang,  eine  Wertverschiebung  innerhalb 
des  Reinvermögens  bezeichnen  im  Gegensatz  zur  Vorstellung  eines 
reinen  Verlustes  ohne  Bindung  von  Aequivalenten. 

Regelrecht  durchgeführte  Abschreibungen  haben  zur  Folge, 
daß  das  Reinvermögen  dem  Werte  nach  erhalten  bleibt,  indem 
sie  in  der  jeweiligen  Erfolgsrechnung  den  Gewinn  derart  reduzie- 
ren, daß  dadurch  die  Reinvermögensminderung  zufolge  Entwer- 
tung des  stehenden  Kapitals  paralysiert  wird  ;    z.  B. : 

I. 

Aktiva  Bilanz  am  I.  Januar.  Passiva 


I.  Kassa 

Fr. 
Fr. 

4  ooo. — 
IO  ooo. — 

3- 

Reinvermögen 

Fr. 

14  000. — 

2.  Maschinen 



Fr. 

14  000. — 

Fr. 

14  000  — 

II.      Am   31.   Dezember  weist  die  Inventurbilanz  einen  Reingewinn  von  Fr.    2000. 
nach.     Die  Entwertung  der  Maschinen  beträgt  Fr.  1000  — . 


Soll 

Gewinn  und  V 

erlust-Konto. 

Haben 

2.  Abschreibung 

3.  Reingewinn 

Fr.    1000. — 
Fr.    1000. — 

I.  Brutto-Gewinn 

Fr.  2000. — 

Fr.   2000. — 

Fr.   2000. — 

11  Maatz  S.  130.  Jede  eingetretene  Wertverringerung,  die  durch  Abschrei- 
bung in  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  berücksichtigt  werde,  sei  ein  Ver- 
mögensverlust, eine  Verkleinerung  der  Aktiva,  eine  Kürzung  des  Gewinns.  Es 
ergebe  sich  hieraus  eine  Bindung  von  aktiven  Mitteln  im  Geschäft,  die  dereinst 
die  Erneuerung  gestatte,  ohne  daß  die  Jahreseinnahmen  in  Anspruch  genommen 
werden  müssen.  Schiff  S.  63.  Die  Abschreibungen  sind  -»das  Mittel,  wirkliche 
Aktiva,  die  sonst  als  Gewinn  erscheinen  würden,  zu  binden  t.  Handelsteil  der 
Neuen  Zürcher  Zeitung  vom  13.  Juli  191 1:  »Ungenügende  Abschreibungen«  be- 
wirken »mangelhafte   Konsolidation   des  Unternehmens«.     > die    verdienten 

Werte,  welche  durch  die  Amortisation  auf  der  Aktivseite  der  Bilanz  festgehalten 
werden,  und  nicht  als  Gewinne  zur  Verteilung  kommen^,  bleiben  >ganz  selten  in 
liquider  Form  erhalten.« 

5::: 


III. 

Aktiva 
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Bilanz  am   31./12.  (Vor  Gewinnverteilung. 


Passiva 


Kassa: 

Anfangsbestand  4000 

Zur  Paralysierung  der 
Wertminderung  des 
stehenden  Kapitals 


(Maschinen) 
Reingewinn 

1000 
1000 

Fr. 

6  000 

2.  Maschinen: 
Anfangswert 
Wertminderung 

10  000 
1  000 

Fr. 

9000 

Fr. 

15  000 

Reinvermögen 

Anfänglich 

Reingewinn 


Fr.  14  000 
Fr.       1 000 


Fr.  15  000 


IV.     Der  Unternehmer    entnimmt    den    ganzen    Reingewinn    von   Fr.    1000. — .      Die 
Bilanz  nach  Gewinnverteilung  lautet : 


Aktiva                       Bilanz    am   31 

/12.  (na 

ch 

Gewinnentnahme). 

Passiva 

1 .  Kassa: 

Anfangsbestand  I. 
-j-  Zur  Paralysierung  der 

Entwertung     der 

Maschinen 

4000 
1000  Fr 

5000 

3- 

Reinvermögen  I. 
[wie  am  Anfang  / 
der  vorher-      / 
gehenden      / 
Periode]     / 

Fs.   14000 

2.    Maschinen: 

Anfangsbestand    1. 
—  Entwertung 

10  000 
1  000  Fr. 

9  000 

/ 

Fr. 

14  000 

Fr.   14  000 

Zur  Erhaltung  des  ursprünglichen  Reinvermögens  von 
Fr.  14000. —  (Bilanz  I)  sind  zufolge  der  Abschreibung  von 
Fr.  1000. —  auf  Gewinn-  und  Verlust-Konto  für  Entwertung  der 
Maschinen  in  der  Kasse  aus  dem  dort  liegenden  Bruttogewinn 
Fr.  1000. —  gebunden  werden.  Der  Bruttogewinn  reduzierte  sich 
von  Fr.  2000. —  auf  Fr.  1000. — ;  dafür  aber  wurde  das  Rein- 
vermögen in  der  ursprünglichen  Höhe  von  Fr.  14  000. —  er- 
halten. Aus  dem  Geschäft  konnte  darnach  nur  das  als  Gewinn 
entnommen  werden,  was  einen  tatsächlichen  Zuwachs  des  Rein- 
vermögens darstellte ,  nämlich  Fr.  iooo. — .  Nach  der  Ent- 
nahme des  Reingewinns  mußte  noch  das  anfängliche  Reinver- 
mögen im  Geschäft  verbleiben,  nämlich  Fr.  14000. — ,  welchen 
Betrag  denn  auch  Bilanz  IV  richtig  anzeigt.  Bei  einem  Vergleich 
der  Bilanz  I  mit  der  Bilanz  IV  zeigt  sich,  daß  das  ursprüngliche 
und  das  nunmehrige  Reinvermögen  verschieden  zusammengesetzt 
sind.  In  Bilanz  IV  wird  das  Minus  von  Fr.  1000. —  bei  den  Ma- 
schinen, die  nur  noch  Fr.  9000. —  statt  Fr.  10  000. —  wert  sind,  durch 


1)  Diese  Detaillierung    des  Postens  »Kassa«    dient    bloß    zur   Verdeutlichung 
der  im  Text  vertretenen  Ansicht. 
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ein  Plus  von  ebenfalls  Fr.  iooo. —  des  Kassabestandes  wett  gemacht, 
so  daß  beide  zusammen  doch  wieder  den  Wertbetrag  des  ur- 
sprünglichen Reinvermögens  erreichen.  Unser  Beispiel  zeigt  so- 
mit, wie  durch  die  Abschreibung  einerseits  die  Entwertung  des 
stehenden  Kapitals  durch  Mindereinsetzung  desselben  zum  Aus- 
druck gebracht  wird  und  andererseits  Aktiven  gleichen  Wertes 
ans  Geschäft  gebunden  werden  und  dadurch  das  Reinvermögen 
in  der  anfänglichen  Höhe  erhalten  wird  1). 

Unzulängliche  Abschreibungen  können,  wenn  das  Geschäfts- 
kapital bedeutend  gemindert  ist,  zur  Schädigung  der  Gläubiger 
führen  und  die  Zwangsliquidation,  den  Konkurs,  zur  Folge  haben. 
Das  Unterlassen  hinreichender  Abschreibungen  äußert  sich  eben 
mit  der  Zeit  in  Geldmangel  zur  Erneuerung  des  veralteten  Ma- 
terials "-).  Anstatt  der  Entwertung  des  stehenden  Kapitals  durch 
Abschreibungen  Rechnung  zu  tragen,  sich  dadurch  eine  Vor- 
stellung des  verminderten  Geschäftskapitals  zu  verschaffen  und 
diese  Kapitalverminderung  durch  Zurückbehaltung  einer  entspre- 
chenden Anzahl  anderer  Aktiven  auszugleichen,  gibt  man  sich 
der  Täuschung  hin,  das  stehende  Kapital  behalte  dauernd  den 
zu  Buch  stehenden  Wert,  und  schüttet  Beträge  als  Gewinn  aus, 
die  zur  Paralysierung  der  Entwertung,  zur  Ergänzung  des  ver- 
minderten Geschäftskapitals  hätten  verwendet  werden  sollen3). 
Es  ist  nötig,  daß  der  durch  Entwertung  der  Betriebsgegenstände 
verursachte  Minderwert  derselben  in  einer  andern  Güterform  im 
Geschäft  vorhanden  bleibt4). 

g)  Einzelne  Theoretiker5)  verlangen,  daß  die  durch  die  Ab- 
i)  Vgl.    Schiffs    Beispiel  in    der  Zeitschrift    für    Handelswissenschaft    und 
Handelspraxis,   1910,  Heft  S,   S.  276/277. 

2)  Vgl.  Schiff  S.  40.  —  Derselbe  in  d.  Zschft.  f.  Hw.  und  Hp.,  1910, 
Heft  S,  S.  277. 

3)  Neue  Zürcher  Zeitung  vom  10.  Juni  1911.  Die  Generalversammlung  der 
»Vereinigten  Mühlen  A.G.,  Goldach«,  hat  die  Reduktion  des  Aktienkapitals  um 
die  Hälfte  beschlossen.  Die  N.  Z.  Z.  »hat  schon  seit  Jahren  darauf  hingewiesen, 
daß  das  Unternehmen  die  notwendigen  Abschreibungen  unterlassen  hatte,  usw.« 

4)  Neue  Zürcher  Zeitung  vom  13.  Juli  1911:  »In  der  Eingangsbilanz  vom 
Mai  1906  figurierten  die  Anlagekonti  (der  Schuhfabrik  Frauenfeld,  vormals  Brauch- 
lin,  Steinhäuser  &  Cie.)  mit  2215  000  Fr.  Heute  (1910)  stehen  sie  mit  1  594  000  Fr. 
zu  Buch.  Es  sind  somit  mindestens  620000  Fr.  amortisiert.  Dabei  wies  die 
Bilanz  1910  an  Wertschriften  504000  Fr.  und  an  liquiden  Mitteln  einen  weiteren 
Betrag  auf,  der  mindestens  120  000  Fr.  ausmacht  und  im  Betrieb  nicht  bean- 
sprucht wird.  Mit  anderen  Worten:  Der  Gegenwert  der  Abschreibungen  ist  in 
liquiden,  im  Betriebe  nicht  engagierten  Mitteln  vorhanden.« 

5)  Fabio    Besta,    »Corso  di  Ragioneria«   I,  Venezia   1S91,    S.  261 — 277. 
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Schreibungen  gebundenen  Beträge  zu  verzinsen  seien.  Gewöhnlich 
spare  man  die  Abschreibungsbeträge  zusammen,  bis  sie  die  Höhe 
zur  Neuanschaffung  des  Betriebsgegenstandes  erreichten,  ohne  zu 
berücksichtigen,  daß  sich  die  nach  und  nach  gemachten  Erneue- 
rungsreserven zu  verzinsen  hätten,  genau  wie  andere  Ersparnisse, 
die  man  mache.  Die  Abschreibungsquoten  brauchten  nur  so 
hoch  bemessen  zu  werden,  daß  sie  zuzüglich  Zins  und  Zinseszins 
die  Ersatzanschaffungskosten  in  jenem  Moment  erreichen,  in  wel- 
chem diese  voraussichtlich  nötig  werden.  Man  könnte  die  jähr- 
lich für  zukünftige  Erneuerungen  vom  Bruttogewinn  zurückbe- 
haltenen Beträge  vom  übrigen  Vermögen  absondern  und  separat 
in  soliden  Wertpapieren  an  Zins  legen  (abgesonderter,  speziell 
bedeckter  Erneuerungsfonds).  Sie  brächten  dann  den  landes- 
üblichen Zins  für  sichere  Kapitalanlage.  Der  Kaufmann  nehme 
diese  Absonderung  der  Erneuerungsmittel  in  der  Regel  nicht  vor, 
weil  er  hoffe,  durch  deren  Verwendung  im  eigenen  Geschäft  eine 
höhere  Rendite  als  den  landesüblichen  Zins  herauszuwirtschaften. 
Der  eigene  Betrieb  habe  in  diesem  Falle  für  die  Verzinsung  der 
Abschreibungsbeträge  aufzukommen.  Soll  z.  B.  eine  Maschine 
von  Fr.  no. —  Anschaffungswert  nach  5  Jahren  erneuert  werden, 
so  beträgt  die 

Rücklage  am  Ende  des  I.  Jahres  Fr.  20. — .  =  Fr.  20. — . 

t>  >         »       »   2.       »        »    20. — . -J-  5°/0  Zins  a.  letztjähriger  =    »  21. — . 

Rücklage  =  Fr.   1. — 

*       »         »    3.       »        »     20.—.  +  5%  Zins  v.  Fr.  41. —  =2.05  =    »  22.05. 

=    4.      »       »    20.— .  -j-5°/oZins  v.Fr.63.o5  =  3-i5  =    »  23.15. 

»       »        »   5.      »        >    20. — .  -j-  5°/0  Zins  v.  Fr.  86.20  =  4.30  =    »  24.30. 

Fr.  110.50. 

Bei  gewöhnlicher  Verteilung  der  Anschaffungskosten  auf  die 
5  Jahre  hätte  die  jährliche  Abschreibungsquote  Fr.  110. —  :  5  = 
Fr.  22. —  betragen.  Bei  Verzinsung  ist  die  Abschreibungsquote 
am  Anfang  niedriger,  nimmt  mit  den  Jahren  zu  und  steigt  schließ- 
lich über  das  Mittel.  Die  Abschreibung  unter  Berücksichtigung 
der  Zinsen  stellt  sich  daher  gegenüber  der  gewöhnlichen  als  eine 
Verschiebung  innerhalb  der  zeitlichen  Verteilung  der  Abschrei- 
bungsquoten dar.  Schiff  bemerkt  hierzu1),  daß  die  ungleich- 
mäßige Verteilung  bei  der  Abschreibung  mit  Zinsberechnung  (im 
I.  Jahr  Fr.  20. — ;  im  2.  Jahr  Fr.  21. —  usw.),  und  die  gleichmäßige 


—  Schiff  S.  63 — 70.    —    Manfred    Berliner  II,  S.    104.     Entscheide  des 
Preuß.  Oberverwaltungsgerichts  vom   14.  Juni   1893    und  vom  27.  November   1896. 
1)  Zeitschrift  f.  Hw.  und  Hp.,    1910,  Heft  8,  S.  279. 
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Verteilung  bei  der  Abschreibung  ohne  Zinsenberechnung  (5  Jahre 
je  Fr.  22. — )  nur  eine  scheinbare  sei.  In  Wirklichkeit  sei  es  um- 
gekehrt, denn  bei  der  Abschreibung  mit  Zinsberechnung  würden 
gleichmäßige  Summen  in  Anspruch  genommen  (in  unserem  Bei- 
spiel je  Fr.  20. —  per  Jahr)  und  das  übrige,  das  die  scheinbare 
Ungleichmäßigkeit  verursache,  das  seien  die  Zinsen  und  Zinses- 
zinsen der  früheren  Abschreibungsbeträge,  die  so  diese  Ergän- 
zungsfunktion erfüllten.  Bei  der  Abschreibung  ohne  Zinsenbe- 
rechnung seien  dagegen  die  Beträge  am  Anfang  größer  und  am 
Ende  kleiner,  d.  h.  also  ungleichmäßig  auf  die  verschiedenen  Jahre 
verteilt.  Nach  B  e  r  t  h  o  1  d  bietet  denn  auch  der  Abschreibungs- 
modus mit  Zinsenberechnung  den  Vorteil,  daß  die  Unterneh- 
mungen in  ihrer  Entwicklungszeit  nicht  zu  stark  mit  Rückstel- 
lungen belastet  werden1).  Schiff  macht  mit  Recht  darauf  auf- 
merksam, daß,  je  nachdem  die  eine  oder  andere  Abschreibungs- 
formel angewendet  wird,  die  Buchbeträge  innerhalb  der  Amorti- 
sationsfrist verschiedene  sind.  Handelt  es  sich  um  große  Beträge, 
so  können  große  Differenzen  zutage  treten,  und  den  Verkäufer 
eines  Unternehmens  auf  Basis  der  zu  Buche  stehenden  Werte 
entsprechend  in  Nachteil  bringen2).  Ein  gewisser  Ausgleich  der 
Abschreibungsmethoden  mit  und  ohne  Zinsenberechnung  scheint 
uns  darin  zu  liegen,  daß  ja  auch  bei  der  Abschreibung  ohne 
Zinsenberechnung  die  von  früher  her  durch  Abschreibungen  be- 
reits gebundenen  Werte  entweder  Zins,  wenn  besonders  angelegt, 
oder  Ertrag,  wenn  im  Betriebe  produktiv  mitwirkend,  abwerfen, 
und  so  indirekt  die  Mittel  zu  den  Abschreibungen  liefern,  indem 
sie  als  Bruttogewinn  auftreten.  Im  Fall  der  Berechnung  von  Zins 
und  Zinseszins  werden  die  Zinserträgnisse  direkt  zu  den  Abschrei- 
bungen hinübergenommen,  während  sie  bei  Vernachlässigung  der 
Ziusenberechnung  zuerst  als  Bruttogewinn  ausgewiesen  und  aus 
diesem  dann  zu  Abschreibungen  verwendet  werden. 

Diese  Verzinsungstheorie  ruft  ferner  folgende  Einwendun- 
gen3).   Die    Beträge,    die    durch    die    Abschreibungen    gebunden 

1)  Berthold:  -Die  Verwaltungspraxis  bei  Elektrizitätswerken  und  elektri- 
schen Straßenbahnen.;.      Berlin    1906.     S.   69. 

2)  Schiff,   »Wertminderungen«,  S.  6S  ff. 

3)  Maatz  S.  138.  Die  Berücksichtigung  von  Zins  und  Zinseszins  bei  den 
Abschreibungen  sei  abzulehnen,  »weil  unverträglich  mit  dem  Grund  der  Abschrei- 
bung«. »Die  Erträgnisse  eines  etwa  besonders  angelegten  Abschreibungsfonds 
dienen  nicht  zur  Verminderung  der  Abschreibung,  sondern  zur  Erhöhung  des  Ge- 
winns.« —  Passow,    »Bilanzen«,   1910.     S.    166  — 168.  —  Derselbe  in  der  Zeit- 
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werden,  sind  keine  Reinvermögensvergrößerungen,  sondern  Rein- 
vermögensergänzungen.    Sie    füllen    die  Lücke    aus,    die    zufolge 
Entwertung  des    stehenden  Kapitals    im  Geschäftsvermögen    ent- 
standen war.     Man  kann  sie  deshalb  nicht  als  Ersparnisse,  d.  h. 
Reingewinnrücklagen,    auffassen,    sondern    sie    sind    einfach    eine 
Verschiebung  innerhalb   des  anfänglichen  Geschäftskapitals.     Der 
Betrag,  den  die  Wertverminderung   des    stehenden  Kapitals  aus- 
macht, ist  in  anderer  Form  auf  andern  Konten    reell  vorhanden. 
Wie    bei    einem  Wechselkauf    dem    geringern   Kassabestand    ein 
erhöhter  Wechselbestand  entspricht,  so  entspricht  dem  durch  die 
Entwertung   verursachten    geringern  Bestand    stehenden  Kapitals 
ein  größerer  Bestand  anderer  Vermögensbestandteile,    denn   das 
Geschäftskapital   muß   numerisch    intakt    erhalten    werden,    wenn 
nicht    die  Bilanz    eine  Verminderung    desselben,    d.h.  einen  Ge- 
schäftsverlust anzeigen  soll.     Wir  können  nicht  einsehen,  warum 
die    besondere   Form    der  Wertverschiebung    innerhalb    des    Ge- 
schäftskapitals,   wie    sie    uns    bei    der  Verbuchung  der  Abschrei- 
bungen entgegentritt,  Veranlassung  geben    soll ,    die  Ersatzmittel 
als  Ersparnisse   anzusehen    und    als   solche    für    angemessene  be- 
sondere Verzinsung  verantwortlich    zu    machen.     Sie   haben  viel- 
mehr ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  gemäß  als  Mittel  zur  Er- 
zielung eines  möglichst  hohen  Geschäftsgewinns  zu  dienen,  genau 
gleich  wie  andere  Bestandteile  des  Geschäftskapitals.     Zu  diesen 
theoretischen    Einwendungen    kommen    noch    die    mannigfachen 
Schwierigkeiten,  die  sich  einer  praktischen  Durchführung  des  Ver- 
zinsungsprinzips der  Abschreibungsbeträge  entgegenstellen.  In  der 
Praxis  wird  durch  die  Abschreibungen  in  der  Regel  kein  eigener, 
separater  Fonds  gebildet.     Daher   ist    eine  zinsbringende  Anlage 
derselben  meistens  nicht  gut  möglich.     Die  den  Abschreibungen 
entsprechenden  Wertbeträge  werden  in  den  verschiedensten  Ak- 
tiven   gebunden,    im    Geschäft    wieder    werbend    verwendet    und 
nicht  speziell  an    Zins    gelegt.     Schiff  bezeichnet    die  Einwen- 
dung, daß  das  im  Geschäft  gebundene  Vermögen,  das  im  Betrieb 
mitarbeitet,    oft  eine  schwankende    oder    auch    gar  keine  Verzin- 
sung abwerfe,  als  eine  Einwendung  untergeordneten  Ranges,   und 
begründet  dies  damit,   daß  die  Schwankungen  um  einen  üblichen 
Rentenzinsfuß    die   Folge    der    Verwendung    der    Rückstellungen 

schrift  f.  Hw.  und  Hp.,  1910,  Heft  10,  S.  345  ff.  Vgl.  ferner  zu  dieser  Frage  den 
Artikel  »Abschreibung  und  Zinseszinsrechnung«  (zur  Kontroverse  Schiff-Pa  ssow) 
von  H.  Beck  in  der  Zeitschrift  f.  Hw.  und  Hp.,   1912,  Heft  12,  S.   385  fF. 
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von  Ersatzvermögen  im  Betriebe  seien  und  nicht  die  Folge  der 
Rückstellungen  an  sich1). 

Da  in  den  meisten  Fällen  die  rückgestellten  Abschreibungs- 
beträge unausgeschieden  im  Betriebe  mitarbeiten,  so  müssen  die 
Beträge,  die  Zins  und  Zinseszins  sein  sollen,  dem  allgemeinen 
Bruttogewinn  entnommen  werden.  Das  zur  konstanten  Tilgungs- 
quote hinzutretende  Jahreszinsen-  und  Zinseszinsen-Betrefifnis  wird 
von  Jahr  zu  Jahr  größer,  respektive  der  Reingewinn  entsprechend 
kleiner  sein,  und  die  Totalabschreibungsquote  stetig  wachsend 
erscheinen.  Es  ist  richtig,  daß  die  Erträgnisse  der  mit  den  Jah- 
ren zunehmenden  Kapitalergänzungsrücklagen  (zufolge  Abschrei- 
bung entstanden)  auch  einen  entsprechend  größern  Teil  des 
Bruttogewinnes  ausmachen  werden.  Anderseits  wird  aber  der 
Anteil  des  schwindenden  stehenden  Kapitals  am  Bruttogewinn 
je  länger  je  geringer  werden.  Durch  die  Abschreibungsrückla- 
gen soll  nicht  nur  der  nominelle  Jahresanfangskapitalbetrag,  son- 
dern auch  seine  Ertragskraft,  seine  »earning  power«,  erhalten 
werden.  Man  will  nicht  mit  einer  schwindenden,  sondern  mit 
einer  stetigen  Ertragskraft  rechnen.  Die  Erträgnisse  der  Ab- 
schreibungsbeträge erscheinen  einfach  als  Geschäftsbruttogewinne 
und  nicht  als  Zinsen  eines  Rücklagefonds.  Werden  dem  Betriebe 
Zinsen  für  die  Kapitalergänzungen  angerechnet,  so  kommen  sie 
einer  steigernden  Kürzung  des  Bruttogewinnes  gleich,  respektive 
einer  steigenden  Linie  der  Abschreibungsbeträge.  Mit  den  Ab- 
schreibungen beabsichtigt  man  nicht  ausschließlich  eine  Rücklage 
zwecks  Beschaffung  eines  Ersatzstückes  für  den  der  Entwertung 
unterworfenen  Gegenstand  zu  machen,  sondern  man  will  bei  Be- 
rechnung des  Jahresreingewinnes  die  Wertminderung  des  stehenden 
Kapitals  berücksichtigen  und  aus  dem  Bruttogewinn  den  Wert- 
betrag zurückbehalten,  der  das  geschmälerte  Reinvermögen  er- 
gänzt. Ob  diese  zurückbehaltenen  Mittel  später  zum  Ersatz  der 
entwerteten  stehenden  Kapitalien  dienen  werden  oder  nicht,  ist 
vorläufig  unbestimmt  und  unbestimmbar.  Das  Entscheidende 
bleibt,  daß  das  Vermögen  dem  Werte  nach  keine  Schmälerung 
erleidet. 

Bei  jedem  Jahresabschluß  müssen  die  für  die  Entwertung 
des  stehenden  Kapitals  zurückbehaltenen  anderen  Werte  wirklich 
vorhanden  sein  und  inventiert  werden  können.  Darauf,  ob  das 
Jahresanfangskapital  immer  das  gleiche  ist,  kommt  es   prinzipiell 

i)  Zeitschrift  f.  H\v.  und  Hp.,    19 10,  Heft  S,  S.   279. 
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nicht  an.  Jedes  Geschäftsjahr  ist  eine  selbständige  Etappe  für 
sich,  und  es  geht  nicht  an  ,  nur  den  Betrag  als  Wertminderung 
des  stehenden  Kapitals  festzustellen,  welcher  unter  Berücksichti- 
gung von  Zins  und  Zinseszins  künftiger  Perioden  den  vollen  Be- 
trag der  Entwertung  ausmachen  würde  und  ihn  erst  im  Momente 
der  völligen  Entwertung  ausmachen  kann.  Jede  Jahresbilanz  soll 
vielmehr  jeweils  den  vollen  gegenwärtigen  Wert  des  Vermögens 
zum  Ausdruck  bringen  und  nicht  einen  um  künftige  Zinsen  und 
Zinseszinsen  verkürzten. 

2.  Formen  der  Abschreibung  an  stehendem  Kapital. 

Die  Wertverminderungen  des  stehenden  Kapitals  kommen  all- 
jährlich bei  Anlaß  der  Inventur  in  den  Differenzen  gegenüber  den 
Buchwerten  zum  Ausdruck.  Die  Nivellierung  der  Buchbeträge 
auf  die  Höhe  der  Inventurwerte  geschieht  durch  entsprechende 
Abschreibungen,  respektive  Zuschreibungen.  Wir  beschäftigen  uns 
nur  mit  den  Abschreibungen  und  in  diesem  Kapitel  im  beson- 
dern nur  mit  der  Art  und  Weise,  auf  die  man  die  Abschreibung 
buchtechnisch  vornimmt. 

a)  Bevor  wir  auf  die  eigentlichen  Abschreibungsmethoden 
eintreten,  möchten  wir  einer  besondern  Buchungsweise  Erwäh- 
nung tun,  die  Schmalenbach  (in  seiner  »Zeitschrift  für  han- 
delswissenschaftliche Forschung«,  Bd.  III,  S.  84)  als  »Methode 
ohne  Abschreibung«  bezeichnet  und  wie  folgt  skizziert  hat :  »Es 
werden  überhaupt  keine  Abschreibungen  gemacht  und  die  An- 
lage einfach  fortwährend  in  brauchbarem  Zustande  erhalten.  Die 
Kosten  der  Unterhaltung  und  der  Reparaturen  werden  aus  den 
laufenden  Betriebseinnahmen  bestritten.«  Es  handelt  sich  somit 
um  eine  Buchungsart,  bei  welcher  die  ursprüngliche  Belastung  der 
Konten  des  stehenden  Kapitals  mit  den  vollen  Kostenwerten  von 
Jahr  zu  Jahr  unverändert  vorgetragen  wird ;  Abschreibungen  werden 
ganz  unterlassen;  die  im  Laufe  des  Jahres  notwendig  werdenden 
Erneuerungs-Anschaffungen  werden  auf  der  Soll-Seite  eines  »Er- 
neuerungs-Kontos« oder  eines  ähnlich  benannten  Kontos  gesam- 
melt und  erst  Ende  des  Jahres  in  einem  Posten  kumulativ  über 
Gewinn-  und  Verlust-Konto  als  Betriebsverlust  verbucht;  an  dem 
Bestände  der  Konten  stehenden  Kapitals  wird  nur  etwas  geändert, 
wenn  tatsächlich  Erweiterungen  oder  Ausscheidungen  vorgekom- 
men sind,  zum  Beispiel : 


Soll 
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Erneuerun^s-Konto. 


Haben 


l)  I.  Jan.  bis  31.  Dez.  An  Kassa  oder  Kredi- 
toren: Für  Erneuerungs-Anschaffungen  im 
Laufe  des  Jahres  Fr.   29  000. — 

(detailliert  in  Einzelposten  hier  gebucht) 


2)  31.  Dez.  Per  Gewinn  und  Verlust-Kto  : 
Auslagen  für  Erneuerungs-Anschaffungen 
pro   19   .  Fr.   29  000. — 

(in  einem  einzigen  Posten) 


Es  wird  von  einer  Verteilung  der  ursprünglichen  Anschaf- 
fungskosten  des  stehenden  Kapitals  auf  die  verschiedenen  Jahre, 
während  welchen  die  Entwertung  (falls  sie  stattfindet)  vor  sich 
geht,  abgesehen  und  jedes  Jahr  mit  den  vollen  Anschaffungs- 
kosten für  diejenigen  Gegenstände  belastet,  deren  Ersatz  in  dieses 
Jahr  fällt,  z.  B.  Ersatz  von  Gerätschaften,  Mobilien,  Rollmaterial 
usw.  Das  Resultat  dieser  Buchungsart  kann  nur  in  dem  Fall  ein 
unbedenkliches  sein,  in  welchem  die  jährlichen  Erneuerungs-An- 
schaffungen wirklich  in  dem  Maße  vorgenommen  werden,  als  die 
Wertminderung  des  stehenden  Kapitals  im  ganzen  erheischt,  so 
daß  der  Wert  des  Anlagekapitals  auf  der  ursprünglichen  Höhe 
erhalten  bleibt.  Bezüglich  der  größern  und  kostspieligeren  stehen- 
den Kapitalien  einer  solchen  Unternehmung  muß  es  sich  um  An- 
lagen handeln,  deren  Wert  mit  der  Zeit  nicht  sinkt,  sondern  eher 
steigt,  wie  dies  z.  B.  bei  gut  im  Stand  gehaltenen  Eisenbahnen 
in  der  Regel  der  Fall  ist.  Finden  die  Ersatzanschaffungen  oder 
größeren  Reparaturen  nicht  jährlich,  sondern  in  längern  Perioden 
statt,  so  muß  die  Wahrheit  der  Jahresbilanzen  derjenigen  Jahre, 
in  denen  man  keine  (oder  nur  wenig)  Ersatzanschaffungen  macht, 
erschüttert  werden,  weil  die  stehenden  Kapitalien  (wozu  eben 
auch  Gerätschaften,  Werkzeuge,  Möbel  usw.  gehören,  deren  re- 
produktive Konsumtion  sich  auf  mehrere  Jahre  erstreckt)  nach 
wie  vor  gleich  bewertet  werden  und  der  eingetretenen  Wertver- 
minderung derselben  in  keiner  Weise  Rechnung  getragen  wird. 
Ein  solches  Jahr  wird  auf  Kosten  der  folgenden  ein  verhältnis- 
mäßig zu  günstiges  Resultat  aufweisen,  während  vielleicht  schon 
das  nächste  Jahr,  in  welchem  viel  stehendes  Kapital,  weil  völlig 
verwertet,  ausscheidet  und  die  Jahresrechnung  mit  seinem  vollen 
Wert  belastet,  ein  verhältnismäßig  zu  ungünstiges  Bild  der  Ver- 
mögenslage zeigen  wird.  Diese  Buchungsmethode  ist  daher,  nach 
S  c  h  m  a  1  e  n  b  a  c  h  ,  nur  anwendbar,  wo  es  sich  bloß  um  die 
Instandhaltung  der  ursprünglichen  Anlage  in  ihrer  Produktions- 
fähigkeit handelt.«  Dies  ist  ganz  selten  der  Fall.  Als  bekann- 
testes Beispiel  einer  Unternehmung,  die  keine  Abschreibungen 
vornimmt,    ist    die    deutsche    Reichsbank   zu    nennen.      Auch    die 
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preußischen  Staatsbahnen  kennen  weder  Abschreibungen  noch 
Erneuerungsfonds 1). 

Wo  Abschreibungen  vorgenommen  werden,  unterscheidet  man 
eine  aktive  oder  direkte  Abzugsmethode  und  eine  passive  oder 
indirekte   Bewertungsmethode  2). 

A.  Die  direkte  oder  aktive  Abzugsmethode. 

Die  direkte  oder  aktive  Abzugsmethode  findet  sich  als 

a)  Abschreibung  in  Quoten  von  den  Anschaffungskosten, 

b)  »  »  »         vom  jeweiligen  Buchwert, 
d)  3)          »                 >  »         vom  materiellen  Bestand. 

a)  Abschreibung    in    Quoten    von    den    ursprüng- 
lichen  Anschaffungskosten. 

Der  ursprüngliche  Anschaffungs-  oder  Herstellungswert  des 
stehenden  Kapitals  wird  jedes  Jahr  um  einen  (meistens  in  Pro- 
zenten ausgedrückten)  Bruchteil,  »die  Abschreibung«,  verringert. 
Dabei  wird  nach  folgender  Formel  gerechnet: 

K       ,  K  —  k 

a  =  —    oder   a  = , 

n  n 

wobei  a  die  Abschreibungsquote,  K  den  ursprünglichen  Anschaf- 
fungs- oder  Herstellungswert,  k  den  Altmaterialwert  und  n  die 
wirtschaftliche  Konsumtionsdauer,  die  produktive  Lebenszeit,  be- 
zeichnet4). Ausgangspunkt  bilden  die  ursprünglichen  Anschaf- 
fungskosten K,  die  fast  ausnahmslos  bekannt  sind.  Der  Alt- 
materialwert k  wird  nach  dem  gegenwärtigen  volkswirtschaftlichen 
Anschaffungswert    solchen    Materials    geschätzt5),    der    bezügliche 


i)  V.  Simon,  »Gutachten  über  die  Frage,  ob  bei  der  Verstaatlichung  der 
Gotthardbahn  der  Erneuerungsfonds  vom  Rückkaufspreis  in  Abzug  zu  bringen  sei«. 
Berlin   1908.     S.  21.  —  Gerstner  S.   104. 

2)  Vgl.  Schmalenbach  i.  s.  Zeitschrift  Bd.  III,  S.  84. 

3)  Unter  lit.  c  geben  wir  im  folgenden  eine  Vergleichung  von  a   und  b. 

4)  Vgl.  SchiffS.   51. 

5)  Der  Altmaterialwert  wird  in  der  Regel  sehr  niedrig  sein,  da  für  gebrauchte 
und  abgebrauchte  Gegenstände  nur  sehr  geringe  Preise  gelten,  soweit  es  sieht  nicht 
um  rare  oder  monopolisierte  Güter  handelt.  Vergleiche  unsere  Ausführungen  über 
die  Entwertungsgründe  auf  Seite  62.  Zimmermann  macht  (S.  249)  darauf 
aufmerksam,  daß  es  vorkommt,  »daß  man  für  die  Betriebsgegenstände  am  Ende 
ihrer  Gebrauchsdauer  nicht  nur  nichts  erhält,  sondern  daß  deren  Abbruch  und 
Beseitigung  mit  erheblichen  Kosten  verbunden  ist«.     In  diesem  Falle  müßte  unsere 


Betrag  k  von  den  ursprünglichen  Anschaffungskosten  K  abge- 
zogen und  das  Ergebnis  durch  die  Anzahl  der  Jahre  geteilt,  wäh- 
rend welcher  der  betreffende  Betriebsvvert  im  Geschäft  voraus- 
sichtlich produktiv   verwendet  werden  kann. 

Folgendes  Beispiel  soll  diese  Buchungsform  der  Abschrei- 
bung zeigen. 

Beispiel    der    Abschreibung    in    Quoten    vom    ur- 
sprünglichen   Anschaffungswert. 

Eine  Fabrikations  -  Unternehmung  schafft  Maschinen  für 
Fr.  2900. —  an.  Die  produktive  Lebensdauer  derselben  wird  auf 
Grund  der  Erfahrung  des  Unternehmers  in  dieser  Branche  bei  der 
Aufnahme  des  Inventars  auf  vier  Jahre  geschätzt.  Der  schließlich 
verbleibende  Alteisenwert  der  Maschinen  wird  auf  Fr.  IOO. — 
taxiert.  Die  innerhalb  vier  Jahren  abzuschreibende  Summe  be- 
trägt somit  Fr.  2900. —  minus  Fr.  IOO. —  =  Fr.  2800. — ;  das  macht 
pro  Jahr  einen  Betriebsverlust  wegen  Entwertung  dieser  Maschinen 
von  Fr.  700. —  oder  25%   des  Anschaffungswertes  aus. 

I.  Betriebsperiode: 

Arbeitsmaschinen  Nr.   308  Fr.   2900. — 

Abschreibung  25%   von  Fr.   2S00. —  Fr.      700. —  Fr.   2200. — 

II.   Betriebsperiode: 

Arbeitsmaschinen  Nr.   308  Fr.   2200. — 

Abschreibung  25%  von  Fr.   2S00. —  Fr.      700. — 

III.  Betrieb  speriode: 
Arbeitsimschinen   Nr.   308  Fr.    1500. — 
Abschreibung  25%  von  Fr.  2S00.—  Fr.     700. — 

IV.  Betriebsperiode: 

Arbeitsmaschinen  Nr.   308  Fr.      800. — 

Abschreibung   25%  von  Fr.   2800. —  Fr.      700. — 


Fr. 

1500.— 

Fr. 

Soo.— 

Fr. 

IOO. 

Verbleibt   der  Alteisenwert  von  Fr.      100. — 

Graphisch  läßt  sich  diese  Abschreibungsmethode  durch  fol- 
gende Skizze  darstellen.  Wir  machen  die  gleichen  Voraussetzungen, 
wie    bei    vorstehendem  Zahlenbeispiel:    (siehe    Abbildung  S.  78). 

Diesem  Verfahren  liegt  die  Annahme  zugrunde ,  die  Ent- 
wertung schreite  proportional  der  Zeit  vorwärts.  Dadurch  wird 
eine  gleichmäßige  Verteilung  der  ursprünglichen  Anschaffungs- 
kosten   auf  die  verschiedenen  Jahre    der  Nutzungsdauer  bewirkt. 

K  -f-  k 
Formel    heißen  -  ,   wobei  k  die  voraussichtlichen    schließlichen  Bcseitigungs- 

n  ö     ö 

kosten  ausdrückt. 
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b)  Abschreibung     in     Quoten     vom     jeweiligen 

Buchwert. 

Die  Abschreibungsquote  wird  nicht  vom  ursprünglichen  An- 
schaffungs-  oder  Herstellungspreis,  sondern  vom  jeweiligen  Buch- 
wert (Restbestand)  berechnet.  Diese  Abschreibungsweise  läßt  sich 
durch  die  mathematische  Formel: 


a  =  ioo 


ausdrücken,  worin 

a    den  Abschreibungsprozentsatz  vom  jeweiligen  Buchwert, 

K  den  ursprünglichen  Anschaffungswert, 

k    den  Endwert  (der    praktisch   vielfach    vernachlässigt  werden 
kann)  und 

n    die  Zahl  der  Nutzungsjahre  angibt1). 

Ausgangspunkt  ist  wiederum  der  ursprüngliche  Anschaffungs- 
preis; jedoch  bloß  für  die  erste  Betriebsperiode.  In  jeder  folgen- 
den Betriebsperiode  tritt  der  verbliebene  Restbetrag,  wie  er  zu 
Buche  steht,  an  Stelle  der  ursprünglichen  Anschaffungskosten. 
In  den  jeweiligen  Jahresabschlüssen  wird  der  jeweils  zu  Buch 
stehende  Restwert  der  Bewertung  zugrunde  gelegt  und  der  Wert- 
minderung in  der  entsprechenden  Betriebsperiode  durch  eine  Ab- 
schreibung Rechnung  getragen. 


i)  Blum,    »Die  Abschreibungen  und    ihre  Zulässigkeit    als  Einkommensab- 
züge usw.«,  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches.     München   1903.     S.  32  ff. 
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Beispiel    der    Abschreibung    in    Quoten   vom   je- 
weiligen   Buchwert. 

Wir  nehmen,  wie  vorhin,  an,  daß  es  sich  um  Arbeitsmaschinen 
im  ursprünglichen  Anschaffungswert  von  Fr.  2900. —  handle ;  Ab- 
schreibungsquote 25%  vom  jeweiligen  Buchwert  (Buchrestbestand), 
und  berücksichtigen  den  Altmaterialwert  vorläufig  nicht. 


2cO/ 
-O  /O 

Arbeitsmaschinen     .Abschreibung 


0  de: 

Fr. 

2900. — 

Fr. 

725.— 

ode: 

» 

2175.— 

» 

543-75 

ode: 

> 

1631.25 

» 

407.81 

ode: 

> 

1223.44 

» 

305-86 

ode: 

» 

917.58 

» 

229.40 

ode: 

» 

688.18 

s> 

172.04 

ode: 

■ 

516.14 

» 

129.03 

ode: 

» 

387-I7 

» 

96.79 

ode: 

» 

290.38 

» 

72-59 

ode: 

» 

217.79 

» 

54-45 

iode: 

» 

I63-34 

» 

40.84 

iod  e: 

» 

122.50 

» 

30.62 

=  Fr. 


Rest 
2175- 


» 

1631.25 

» 

1223.44 

» 

9I7-58 

688. 18 

516.14 

387.17 

» 

290.3S 

» 

217.79 

I63-34 

» 

122.50 

91.90 

I.  Betrieb  sper 
II.  Betriebsp  er 

III.  Betriebsper 

IV.  B  etriebsp  e  r 
V.  Betriebsper 

VI.  Betriebsper 

VII.  Betriebsper 

VIII.  Betriebsper 

IX.  Betriebsper 

X.   Betriebsper 

XI.  Betriebsper 

XII.  Betriebsp  er 

Ungefährer  Alteisenwert. 

Das  Beispiel  zeigt,  daß  bei  einer  jährlichen  Abschreibung  von 
25%  vom  jeweiligen  Buchwert  der  Altmaterialwert  von  ca. Fr.  100. — 
eines  Betriebsgegenstandes  von  Fr.  2900. —  Anschaffungskosten 
am  Ende  der  XII.  Betriebsperiode  erreicht  wird.  Wir  sehen,  daß 
der  Betrag  der  Abschreibung  von  Jahr  zu  Jahr  kleiner  wird,  wäh- 
rend er  in  der  ersten  Betriebsperiode  Fr.  725. —  beträgt,  macht 
er  in  der  zwölften  nur  noch  Fr.  30.62  aus.  Es  findet  somit  keine 
gleichmäßige  Verteilung  der  ursprünglichen  Anschaffungskosten 
auf  die  verschiedenen  Betriebsperioden  statt. 

Soll  in  unserm  Beispiel  der  Alteisenwert  von  ca.  Fr.  100. — 
schon  nach  vier  Jahren  erreicht  werden,  so  müßte  ein  wesentlich 
höherer  Prozentsatz  in  Anwendung  kommen,  nämlich   57%. 

57% 

Arbeits  masch  inen     Abschreibung  Rest 

I.  B  e  t  r  ie  bs  p  e  r  io  de  :  Fr.   2900. —  Fr.   1653. —      :=  Fr.  1247. — 

II.  Betriebsperiode: 

III.  B  e  trieb  s  p  eri  ode  : 

IV.  Betriebsperiode: 

Alteisenwert. 

Graphisch  dargestellt  ergibt  sich  ungefähr  folgender  Abschrei- 
bungsverlauf: 
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I.  Bei  jährlicher  Abschreibung  von  25%  vom  jeweiligen  Buch- 
wert eines  Betriebsgegenstandes,  dessen  ursprüngliche  Anschaf- 
fungskosten Fr.   2900. —  betrugen. 
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Die    Kurve    verläuft     nach    der    bereits    genannten    Formel 


a  =  100 


I  —  1/  — ),  wobei  in  unserm  Falle  der  Endwert  k  =  91.90 

ist.  Würde  er  o  betragen,  so  könnte  dieses  Ziel  nie  ganz  erreicht 
werden,  da  eine  darnach  konstruierte  Kurve  einen  asymptotischen 
Verlauf  nehme,  d.  h.  sich  in  ihrer  Verlängerung  dem  Nullpunkte 
immer  mehr  nähern  würde,  ohne  jemals  mit  ihm  ganz  zusammen- 
zufallen x). 

2.  Bei  jährlicher  Abschreibung  von  57%  vom  jeweiligen  Buch- 
wert eines  Betriebsgegenstandes,  dessen  Anschaffungskosten 
Fr.   2900. —  betrugen:     (Siehe  Abbildung  S.   81.) 

Werden  keine  Skontri  geführt,  in  denen  die  auf  jedem  ein- 
zelnen Vermögensgegenstand  vom  jeweiligen  Buchwert  vorgenom- 


1)  Vgl.  die  Kurven  bei  Schiff,   »Wertminderungen«,  S.  45. 


—     81     — 

menen  Abschreibungen  nachgesehen  werden  können,  sondern  wird 
einfach  jährlich  vom  Gesamtbetrag  der  Konten  abgeschrieben,  so 


-113  4 

Jruti  ^l3'H^  s  oavx  ej- 


1      3oX"V£/' 


macht  die  Beantwortung  der  Frage,  wie  viel  auf  dem  oder  jenem 
Gegenstand  innerhalb  der  Zeit,  während  der  man  ihn  besitzt,  im 
ganzen  abgeschrieben  worden  ist,  eine  zeitraubende  Nachrech- 
nerei des  Abschreibungsprozesses  notwendig. 

Diese  Arbeit  kann  durch  folgende  Tabellen  verkürzt  werden, 
die  angeben,  welcher  Buchwert  für  je  Fr.  ioo. —  bei  einem  be- 
stimmten Abschreibungssatz  vom  jeweiligen  Buchwert  nach  einer 
gewissen  Anzahl    von  Jahren   verbleibt.     (Siehe  Tabellen    S.  82.) 

Nehmen  wir  nun  z.  B.  an,  man  wolle  von  einer  Maschine 
wissen,  wieviel  auf  ihr  bereits  abgeschrieben  worden  ist,  so  schlägt 
man  nach,  was  sie  neu  gekostet  hat  (findet  z.  B.  Fr.  2900. — ), 
stellt  ferner  fest,  wielange  es  her  ist  (nehmen  wir  an  12  Jahre), 
und  notiert,  zu  welchem  Prozentsatz  abgeschrieben  wurde  (sagen 
wir  25%),  so  kann  die  Summe  der  vorgenommenen  Abschrei- 
bungen leicht  berechnet  werden  und  zwar  in  unserm  Falle  aus 
Tabelle  II.  (Je  Fr.  ioo. —  werden  bei  einer  Abschreibung  von 
25%  nach  12  Jahren  auf  Fr.  3. 17  abgeschrieben,  so  daß  somit 
die    Fr.  2900. —    auf    29X3.17  =  Fr.  91.93    abgeschrieben    sein 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ersänzungsheft  46.  6 
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I.   Abschreibungstabelle    für  Fr.   ioo. —    bei  jährlicher 
Abschreibung  von  io%vom  Buchwert. 


Nach  dem  Jahre 

i 

2 

3          4          5          6 

7 

8 

9 

10 

Abschreibung 
Restbuchwert 

IO. — 

90.— 

9-— 
81.— 

8.10     7.29     6.56 
72.90]  65.61 1  59.05 

5.90 
53-iS 

5-32 
47-83 

4.78 
43-05 

4-3° 
38.75 

3.87 
34.88 

nach  dem  Jahre 

11 

12 

13 

14        15 

16 

i7 

18 

19 

20 

Abschreibung 
Restbuchwert 

3-49 
3J-39 

3H 
28.25 

2.82 
2543 

2.54I    2.29 
22.89  20.60 

2.06 

18.54 

1.85 
16.69 

1.67 
15.02 

1.50 

I3-52 

i-35 
12.17 

nach  dem  Jahre 

21 

22 

23 

24        25 

26 

27        28 

29 

30 

Abschreibung 
Restbuchwert 

1.21 
10.96 

I.IO 

9.86 

—•99 
8.87 

-.89 
7.98 

—.So 

7.18 

—.72 
6.46 

-.65 

5-Si 

—  58 
5-23 

—•52 
4-71 

—■47 
4.24 

nach  dem  Jahre 

3i 

32        33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

Abschreibung 
Restbuchwert 

—.42 
3.82 

-38 
3-44 

—•34 
3.10 

—•3i 

2.79 

—.28 
2.51 

-.25 
2.26 

— -23 
2.03 

— .20 
1.83 

—.18 
1.65 

—.17 

1.48 

II.  Abschreibungstabelle  für  Fr.  100. —  Anschaffungswert  bei  jährlicher 
Abschreibung  von  25%  vom  Buchwert. 


nach  dem  Jahre 

1 

2          3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Abschreibung 
Restbuchwert 

25-— 

75-— 

18.75 
56.25 

14.06 
42.19 

io-55 
31.64 

7.91 
23-73 

5-93 
17.80 

4-45 
!3-35 

3-34 
10.01 

2.50 
7.5i 

1.88 
5-63 

nach  dem  Jahre 

1 1 

12 

13 

14    1    *5 

16 

17 

18 

19 

20 

Abschreibung 
Restbuchwert 

1.40 
4-23 

1.06 
3-17 

—•79 
2.38 

—.60 
1.7S 

—  •44 
1-34 

—•34 
1. — 

—•25 
—•75 

—.19 
—•56 

—.14 

—.42 

— .10 

—•32 

werden.  Vergleichen  wir  dieses  Resultat  mit  dem  Ergebnis  der 
detaillierten  Ausrechnung  auf  S.  79  von  Fr.  91.90,  so  ergibt  sich 
eine  Differenz  von  3  Cts.,  die  praktisch  belanglos  ist  und  von 
Auf-  und  Abrundungen  herrührt.) 

Besitzt  man  für  alle  Abschreibungsprozentsätze,  deren  man 
sich  bedient,  solche  Tabellen,  so  kann  man  jederzeit  für  einen 
beliebigen  Vermögensgegenstand,  dessen  Anschaffungskosten,  An- 
schaffungszeitpunkt und  Abschreibungsprozentsatz  man  kennt,  den 
Totalbetrag  der  bis  anhin  darauf  vorgenommenen  Abschreibungen 
vom  jeweiligen  Restbuchwert  berechnen  x). 


1)  Vgl.  hierzu  den  Artikel  »Abschreibungstabellen    und    deren    Verwendung« 
von  Ing.  C.  M.  Lewin  in  Zeitschrift  f.  Hw.  und  Hp.  Heft   1,  April   191 1,  S.  10. 


-     83     - 

c)  Vergleichung  der  Abschreibungsmethoden 
vom  u  rspr  ünglichenAn  schaff  u  n  g  s  wert  und  vom 
jeweiligen  Buchwert. 
Bei  periodischer  Abschreibung  zu  einem  bestimmten  Prozent- 
satz werden  die  ursprünglichen  Anschaffungskosten  gleichmäßig 
auf  die  verschiedenen  Perioden  verteilt,  falls  bei  der  Berechnung 
stets  der  ursprüngliche  Anschaffungswert  zugrunde  gelegt  wird. 
Stellt  man  dagegen  bei  der  Ausrechnung  der  jeweiligen  Ab- 
schreibungsbeträge auf  den  jeweiligen  Buchrestbestand  ab ,  so 
werden  die  Abschreibungssummen  ungleichmäßig  ausfallen  und 
zwar  am  Anfang  am  größten  und  später  immer  kleiner.  Bei  An- 
wendung des  gleichen  Abschreibungsprozentsatzes  dauert  es  bei 
der  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  viel  länger,  bis  der 
Altmaterialwert  erreicht  ist,  als  bei  der  Abschreibung  vom  ur- 
sprünglichen Anschaffungswert.  Will  man  bei  Abschreibung  vom 
jeweiligen  Buchwert  in  der  nämlichen  Zeit  beim  Altmaterialwert 
anlangen,  wie  bei  Abschreibung  vom  ursprünglichen  Anschaf- 
fungswert, so  muß  für  erstere  ein  bedeutend  höherer  Abschrei- 
bungsprozentsatz zur  Anwendung  kommen  als  für  letztere.  Wird 
irrtümlicherweise  fortgesetzt  vom  jeweiligen  Buchwert  abgeschrieben, 
in  der  Meinung,  man  gelange  dabei  innerhalb  der  nämlichen  Zeit 
zum  Altmaterialwert,  wie  bei  der  Abschreibung  vom  anfänglichen 
Anschaffungswert,  so  befindet  man  sich  in  einer  fortwährenden 
Täuschung  über  die  Höhe  des  Geschäftsvermögens  und  des  Ge- 
schäftserfolges, die  beide  effektiv  niedriger  sind,  als  die  auf  Grund 
der  Buchbeträge  errichteten  Inventurwerte  ergeben.  Man  ist  sich 
eben  der  verschiedenen  Wirkung  der  beiden  Abschreibungsmethoden 

n 

(K  — k)  ioo       ,  /         |/k~\    .  ,    .         _      XT      , 

a  =  - —     — 7= und  a  =  ioo  I  I  —  1/  --    nicht  bewußt.    Nur  das 

n  .  K  \  r    K/ 

erste  Jahr  wird  bei  beiden  Abschreibungsmethoden  gleich  viel1) 
abgeschrieben,  nachher  aber  bei  der  Abschreibung  vom  Buchwert 
immer  weniger  als  bei  derjenigen  vom  ursprünglichen  Anschaf- 
fungswert. Die  Folge  ist  eine  Ueberwertung  des  stehenden  Kapi- 
tals wegen  Unterabschreibung2).  Uie  Abschreibungsmethode  vom 
jeweiligen  Buchwert  hat  den  Vorteil  größerer  Bequemlichkeit  für 
sich,  da  sie  die  fortwährende  Ersichtlichmachung  der  anfänglichen 
Anschaffungskosten  nicht  absolut  erheischt.    Sie  findet  sich  in  der 

i)  D.  h.  annähernd    gleich  viel,    wenn  bei  der    einen  Abschreibungsform  der 
Altmaterialwert  berücksichtigt  wird   und  bei  der  andern  nicht. 
2)  SchiffS.   51   und  56. 

6* 
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Praxis  am  meisten1).  In  der  Regel  wird  nur  der  letzte  Buch- 
wert und  die  neueste  Abschreibung  in  der  Bilanz  ersichtlich  ge- 
macht. Es  ist  aber  für  den  Unternehmer  selbst,  als  auch  für 
weitere  Interessenten,  oft  von  Wichtigkeit,  die  ursprünglichen  An- 
schaffungskosten zu  kennen.  Schiff  verlangt  geradezu  eine  ge- 
setzliche Vorschrift,  dahin  gehend,  daß  (wenigstens  für  Aktien- 
gesellschaften) sowohl  die  Gesamtanschaffungskosten  als  auch  die 
Gesamtabschreibungen  angegeben  werden  müßten  2). 

Die  verschiedene  Wirkung  der  beiden  Abschreibungsmethoden 
wird  besonders  klar,  wenn  man  sich  die  Abschreibungskurven 
vergegenwärtigt. 


Kurve      I.  a  b  c  d; 
»         II.  a  s  t  u  e; 
»        III.   a  f  g  h  i  k  1  m  n  o  p   q  r. 


I        i        ■*        s        r        7 


11       -it. 


Kurve  I:  Abschreibung  25%  vom  ursprünglichen  Anschaffungswert; 
»     II:  »  57%     »    jeweiligen  Restbuchwert; 

»    III:  »  25%     »  » 


1)  Neue  Zürcher  Zeitung,  24.  Juni   1912,   »Die  Praxis  verharrt  in  der  Haupt- 
sache noch  bei  der  Berechnung  vom  Bilanzwert«. 

2)  Schiff,   »Wertminderungen«,   S.   5. 
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Der  Vergleich  der  besprochenen  Abschreibungsbeispiele  wird 
auch  durch  folgende  tabellarische  Zusammenstellung  leichter  ge- 
macht: 

Zusammenstellung  der  Resultate  der  Beispiele: 


Abschreibung: 

25%V.  ursprüngl. 

Anschaffungs- 

w  e  r  t 

25%  V-  jeweiligen 
Buchwert 

57%  v.  jeweiligen 
Buchwert 

(Altmaterialwert  Fr.   ioo.— ) 

(exkl.  Altmaterial- 
wert) 

(inkl.  Altmaterialwert) 

I.  Betriebsperiode: 

A. -Maschinen  Nr.   308 

Abschreibung 

I. 

2900. — 
700. — 

II. 

2900. — 

725-— 

III. 

2900. — 
1653.— 

Bilanzwert 

2200. — 

2175- 

1247.- 

II.  Betriebsperiode: 

A.-Maschinen  Nr.  30S 

Abschreibung 

2200.  -- 
700. — 

2I75-— 
543-75 

1247.— 
710.79 

Bilanzwert 

1500.— 

1631.25 

536.21 

III.  Betriebsperiode: 

A.-Maschinen  Nr.  308 

Abschreibung 

1500.— 
700. — 

1631.25 

407. Si 

536.21 
305.63 

Bilanzwert 

Soo.— 

1223.44 

230.58 

IV.  Betriebsperiode: 

A.-Maschinen  Nr.  308 

Abschreibung 

Soo.— 
700. — 

1223.44 
305.86 

250.58 
130.58 

Bilanzwert 

100. — 

9I7-58 

IOO. — 

Die  Rechnungsreihen  I  und  III  erreichen  nach  vier  Jahren 
den  Altmaterialwert  von  Fr.  100. — ,  während  Reihe  II  in  diesem 
Zeitpunkt  noch  Fr.  917.58  aufweist  und  zur  Erreichung  des  Alt- 
materialwerts  von  Fr.  100. —  noch  weitere  acht  Jahre  je  25  % 
vom  jeweiligen  Restbuchwert  vermindert  werden  müßte.  Man 
beachte  die  verschiedene  zahlenmäßige  Belastung  der  gleichen 
Periode  je  nach    der    einen    oder  andern    Abschreibungsmethode. 

Bei  der  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  ist  der  Ab- 
schreibungsbetrag jedes  Jahr  kleiner.  Diese  ungleichmäßige  Be- 
lastung der  einzelnen  Perioden  stört  die  Konstanz  der  Gewinn- 
quote. Daran  wird  nichts  geändert,  wenn  durch  etwaige  Wert- 
zugänge auf  den  Bestandkonten  einer  scheinbaren  Gleichmäßigkeit 
der  Höhe  der  Abschreibung  gerufen  wird,  z.   B.: 


I.  Betriebsperiode: 

31./XII.  Maschinen  in  der  Abteilung  A 
Abschreibung  25% 


2960. 
740. 


Schlußwert    Fr.  2220. 
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II.  Betriebsperiode:  Bestand         Fr.  2220. — 

i./I.  bis  30./XII.  Zugänge  an  Maschinen  in  Abt.  A  »       740. — 

Fr.  2960. — 
31./XII.  Abschreibung  25  °/0  »        740. — 

Schlußwert  (wie  oben)  Fr.  2220. — 

usw. 

Würde  nach  der  Methode  der  Abschreibung  vom  ursprüng- 
lichen Anschaffungswert  verfahren,  so  müßte  in  der  IL  Betriebs- 
periode 
die  Abschreibung  25  %   von  Fr.  2960. —  =  Fr.  740. — 

+  25%      „      „      740.—  =    „     185.—  Fr.  925.— 
ausmachen. 

Zugunsten  der  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  wird 
geltend  gemacht,  daß  die  Verringerung  des  Veräußerungswertes 
(Liquidationswertes)  erfahrungsgemäß  im  ersten  Jahre  am  größten 
sei  und  sich  dadurch  eine  größere  Abschreibung  rechtfertige  als 
in  den  folgenden  Jahren.  Wir  haben  weiter  vorn  festgestellt,  daß 
der  anormale  Verhältnisse  voraussetzende  Veräußerungswert,  wie 
er  bei  einer  plötzlichen  Liquidation  zutage  treten  würde,  für  die 
Bewertung  in  der  Bilanz  ebensowenig  in  Betracht  kommen  kann, 
wie  die  in  der  normalen  Güterbewegung  Geltung  habenden  Ver- 
äußerungswerte. Ersterer  nicht,  weil  er  auf  anormale  Umstände, 
einen  Unterbruch  der  gewöhnlichen  Güterbewegung  abstellt,  wäh- 
rend doch  der  Fortbetrieb  der  Unternehmung  in  Aussicht  ge- 
nommen ist ;  letztere  nicht,  weil  sie  schon  die  Vergütung  für  die 
Produktions  (Verkaufs)  -Tätigkeit  einschließen,  obwohl  diese  erst 
noch  zu  leisten  ist.  Nach  unsern  Darlegungen  können  für  die 
Bewertung  nur  die  jeweiligen  volkswirtschaftlichen  Anschaffungs- 
werte, wie  sie  in  der  normalen  Güterbewegung  innerhalb  der  produ- 
zierenden Gesellschaft  Geltung  haben,  in  Betracht  kommen.  Kor- 
rekterweise sollte  die  Abschreibung  der  vollen  Entwertung  Rechnung 
tragen.  Wenn  man  sich  überhaupt  eines  starren  Abschreibungspro- 
zentsatzes bedienen  will,  so  behandelt  man  am  besten  die  Risikoab- 
schreibung separat  und  bezieht  sie  in  den  Abschreibungsprozentsatz 
nicht  hinein.  In  diesem  Falle  dürfte  die  gleichmäßige  Abschreibung 
vom  ursprünglichen  Anschaffungswert  das  zweckmäßigste  Verfahren 
sein1).    Sie  hält  einigermaßen  die  Mitte  zwischen  der  technischen 

1)  In  den  kommunalen  Werken  der  Stadt  Zürich  wird  die  Amortisation  seit 
langem  auf  Grund  des  Anschaffungswertes  und  nicht  des  Bilanzwertes  berechnet. 
—  »Es  wäre  ein  Fortschritt,  wenn  auch  die  Aktiengesellschaften  mehr  und  mehr 
sich  diesem  übersichtlicheren  System  zuwenden  wollten.«  Neue  Zürcher  Zeitung 
vom  24.  Juni   1912. 


und  gesellschaftlichen  Entwertung,  ist  einfach,  übersichtlich  und 
belastet  die  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  gleichmäßig.  Aller- 
dings wird  sie  gegenüber  der  tatsächlichen  Entwertung  in  der 
Regel   anfänglich    zu   gering   und  gegen  Ende    zu  groß  ausfallen. 


Schmalenbach  will  die  Abschreibung  vom  jeweiligen 
Buchwert  da  gelten  lassen,  wo  die  Anlage  von  Jahr  zu  Jahr  eine 
geringere  Produktion  aufweisen  müsse1).  —  Richtig  ist,  daß  man 
bei  gehöriger  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  im  Interesse 
einer  vorsichtigen  Vermögensrechnung  handelt  und  dabei  auf  die 
erwünschte  Gleichmäßigkeit  in  der  Belastung  der  Erfolgsrechnung 
für  die  Abschreibungen  verzichtet.  —  Gerstner  verwirft  die 
Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  als  relativ  und  absolut 
falsch2).  —  Ebenso  bezeichnet  sie  S  c  h  i  f  f  als  wirtschaftlich,  kauf- 
männisch und  rechtlich  falsch3). 

Zur  Vergleichung  und  Orientierung  diene  auch  folgende 
kleine  Tabelle  : 

Abschreibungsdauer  für  iooo  Fr.  Anschaffungswert. 


Abschreibung: 

5% 

">% 

15% 

20% 

25% 

5373% 

p.  Jahr 

a)  vom  jeweiligen   Buchwert 

bis  auf  ca.  Fr.    10. —  in 

90 

44 

28 

21 

16 

12 

Jahren 

bis  auf  ca.  Fr.      I. —  in 

135 

66 

43 

31 

24 

17 

b)  vom    ursprünglichen    An- 

schaffungswert 

bis  auf  o  Fr.   in 

20 

10 

7 

5 

4 

3 

* 

Bei  der  Bestimmung  des  Abschreibungsprozentsatzes  ist  vor 
allem  wichtig,  innerhalb  welcher  Zeit  bei  dieser  oder  jener  Form  der 

1)  Zeitschrift  für  handelswissenschaftliche  Forschung,  Bd.  III,  S.  85. 

2)  Gerstner  S.    10S.   —  Ebenso  Calmes,    »Der  Fabrikbetrieb«,  S.    142. 

3)  SchiffS.   54. 
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Abschreibung  die  ursprünglichen  Anschaffungskosten  auf  ein  be- 
stimmtes Minimum  reduziert  sind,  d.  h.  der  Abschreibungspro- 
zentsatz muß  so  hoch  gewählt  werden,  daß  der  schließliche  Alt- 
materialwert  des  betreffenden  stehenden  Kapitals  spätestens  in  dem 
Moment  erreicht  wird,  in  welchem  die  effektive  fernere  Unver- 
wendbarkeit  wahrscheinlich  frühestens  eintreten  wird.  Wird  der 
Abschreibungsprozentsatz  bewußt  oder  unbewußt  zu  niedrig  be- 
messen, so  ist  eine  Ueberschätzung  der  betreffenden  Vermögens- 
bestandteile die  Folge. 

Bedient  man  sich  der  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buch- 
wert, scheut  sich  aber,  die  ersten  Betriebsperioden  durch  An- 
wendung eines  hohen  Abschreibungsprozentsatzes  stark  zu  be- 
lasten, so  wird  der  Betriebsgegenstand  im  Zeitpunkt  seiner  völ- 
ligen Entwertung  noch  hoch  zu  Buch  stehen  und  die  letzte  Be- 
triebsperiode bei  der  großen  Restabschreibung  unverhältnismäßig 
stark  belasten.  Die  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  basiert 
eben  in  der  Regel  auf  viel  zu  langen  Nutzungsdauern1).  —  R  e  h  m 
macht  darauf  aufmerksam,  daß  bei  der  Abschreibung  vom  Buch- 
wert die  Abschreibungsdauer  um  so  kürzer  sei,  je  geringer  der 
ursprüngliche  Anschaffungswert,  von  dem  man  ausging,  gewesen 
sei.  Diese  Methode  sei  deshalb  willkürlich  und  prinzipienlos. 
Ein  Gegenstand  von  Mk.  iooo. —  Anschaffungskosten  sei  bei  Ab- 
schreibung von  25  %  des  jeweiligen  Buchwertes  in  24  Jahren 
abgeschrieben,  ein  Gegenstand  von  Mk.  100. —  Anschaffungskosten 
dagegen  bei  gleicher  Abschreibung  schon  in   16  Jahren. 

Der  entscheidende  Punkt  liegt  in  der  richtigen  Abschätzung 
der  produktiven  Lebensdauer  des  betreffenden  stehenden  Kapi- 
tals, respektive  der  richtigen  Bemessung  des  Abschreibungspro- 
zentsatzes. Diese  Frage  ist  von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden  und 
hängt  von  den  besonderen  Betriebsverhältnissen  ab.  Die  voraus- 
sichtliche produktive  Lebensdauer  wird  nur  auf  Grund  zuverläs- 
siger und  sich  über  längere  Zeit  erstreckender  Erhebungen  einiger- 
maßen genau  festgestellt  werden  können  und  in  allen  Fällen  von 
Zeit  zu  Zeit  einer  Nachprüfung  und  eventueller  Rektifikation  be- 
dürfen. 

Der  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  möchten  wir 
das  Wort  nicht  reden,    weil    man    sich  nach  der  heutigen  Praxis 

1)  Für  den  Nichtmathematiker  läßt  sich  nur  bei  der  Abschreibung  vom  An- 
schaffungswerte aus  den  Prozentzahlen  ein  Einblick  in  die  Dauer  der  Amortisation 
bekommen.     Neue  Zürcher  Zeitung  vom  24.  Juni   19 12. 
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fast  ausnahmslos  der  oben  auseinandergesetzten  Täuschung  hin- 
gibt, man  erreiche  den  Altmaterialwert  zur  gleichen  Zeit  wie  bei 
Abschreibung  vom  ursprünglichen  Anschaffungswert,  und  weil  man 
sich  da,  wo  diese  Täuschung  nicht  besteht,  scheut,  den  Ab- 
schreibungsprozentsatz hoch  genug  zu  bemessen,  damit  der  Alt- 
materialwert in  der  richtigen  Zeit  erreicht  wird.  Geschäftspoli- 
tische Gründe  mögen  dabei  mitreden,  denn  eine  Konsequenz  der 
gehörigen  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  wäre,  daß  ein 
junges,  demzufolge  meist  noch  nicht  sehr  leistungsfähiges  Unter- 
nehmen, anfänglich  für  sehr  hohe  Abschreibungen  aufzukommen 
hätte,  während  die  späteren  Perioden,  in  denen  doch  in  der  Regel 
die  Leistungsfähigkeit  und  die  Rendite  gewachsen  sein  werden, 
nur  mit  ganz  bedeutend  kleineren  Beträgen  belastet  werden  wür- 
den. Deshalb  dürfte  für  Unternehmungen,  die  mit  großem  Ri- 
siko arbeiten,  die  richtige  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert 
eventuell  zweckmäßig  sein,  während  solche  Unternehmungen,  die, 
auf  sicherer  Basis  errichtet,  vorwiegend  auf  eine  gleichmäßige 
Erfolgsrechnung  schauen,  sich  mit  Vorteil  der  Abschreibung  vom 
ursprünglichen  Anschaffungswert  bedienen  werden.  Hält  man 
im  Interesse  einer  möglichsten  Konstanz  der  Gewinnberechnungs- 
faktoren auf  gleichmäßige  Verteilung  der  Abschreibungen  auf  die 
einzelnen  Betriebsperioden  durch  Abschreibung  vom  ursprüng- 
lichen Anschaffungswert,  so  wird  man  in  den  ersten  Jahren  die 
Abschreibungen  nicht  in  der  Höhe  vornehmen,  wie  sie  die  tat- 
sächliche Entwertung  erheischen  würde.  Während  sich  insbe- 
sondere Aktiengesellschaften  in  Anbetracht  der  Wichtigkeit  einer 
gleichförmigen  Dividende  im  allgemeinen  eher  der  Anwendung 
der  Abschreibung  vom  Anschaffungswert  zuneigen  werden,  wird 
sich  für  die  Vermögensbilanzen  anderer  Unternehmungen  die 
Wahl  der  einen  oder  anderen  Abschreibungsart  je  nach  dem  Ge- 
schäftsrisiko richten  und  von  Geschäfts-  und  steuerpolitischen 
Rücksichten  beeinflußt  sein. 

Es  ist  festzuhalten,  daß  weder  die  Abschreibung  vom  jewei- 
ligen Buchwert,  noch  die  vom  ursprünglichen  Anschaffungswert 
ein  einwandfreies  Resultat  ergibt.  Richtig  kann  nur  das  Ver- 
fahren sein,  bei  dem  die  volle  Entwertung,  wie  sie  sich  beim 
Vergleich  der  auf  selbständiger  Taxierung  beruhenden  Inventur- 
werte mit  den  Buchbeträgen  feststellen  läßt,  abgeschrieben  wird. 
Wie  aus  Obigem  hervorgeht,  läßt  sich  der  tatsächliche  Entwer- 
tungsverlauf während   der    ganzen    produktiven  Lebensdauer  ste- 
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henden  Kapitals  nicht  in  einer  bestimmten  Formel  ausdrücken. 
Schon  die  Wertverminderungen  zufolge  Alterns  und  Gebrauchs  ver- 
laufen nicht  streng  gesetzmäßig,  geschweige  denn  die  außerhalb 
des  Betriebes  liegenden  Wertverminderungsursachen.  Die  wirk- 
liche Entwertung  läßt  sich  somit  nur  empirisch  von  Jahr  zu  Jahr 
in  der  Inventur  feststellen.  Theoretische  Untersuchungen  über 
den  Entwertungsverlauf  und  die  bezüglichen  Formeln  haben  im- 
merhin große  Bedeutung  für  die  approximative  Vorausschätzung 
der  Entwertung  und  sind  bei  Aufstellung  von  Gründungsplänen 
und  Geschäftsjahresbudgets,  sowie  bei  der  Preisvorkalkulation  zur 
Einschätzung  des  durch  die  Entwertung  stehenden  Kapitals  dro- 
henden Verlustes  eine  wertvolle  Handhabe. 

Von  Gesetzes  wegen  ist  denn  auch  weder  die  eine  noch  die 
andere  Abschreibungsart  vorgeschrieben.  Das  schweizerische  Ob- 
ligationenrecht verlangt  in  Art.  877  einfach  die  Ersichtlichmachung 
der  Vermögenslage.  Die  jeweilige  wirkliche  Vermögenslage  kann 
nur  auf  Grund  einer  tatsächlichen,  selbständigen  Vermögensab- 
schätzung an  Hand  eines  detaillierten  Inventars  festgestellt  werden. 
Soll  auch  die  Buchhaltung  der  Wirklichkeit  entsprechen,  so  müs- 
sen ihre  Beträge  mit  denjenigen  der  Inventur  in  Uebereinstimmung 
gebracht  und,  falls  sich  Differenzen  zeigen,  solche  in  vollem  Um- 
fange zu-  oder  abgeschrieben  werden.  Für  Aktiengesellschaften 
und  Kommanditaktiengesellschaften  sind  in  Art.  656 2  für  Grund- 
stücke, Gebäude  und  Maschinen  Abschreibungen  im  »erforder- 
lichen und  den  Umständen  angemessenem«  Umfange  vorgeschrie- 
ben; die  Bilanz  als  Ganzes  soll  dann  nach  Art.  656  Abs.  I  den 
Aktionären  »einen  möglichst  sichern  Einblick  in  die  wirkliche 
Vermögenslage  der  Gesellschaft«  vermitteln ;  für  Zuschreibungen 
bilden  bei  Grundstücken,  Gebäuden,  Maschinen  die  Anschaffungs- 
kosten die  Höchstgrenze,  bei  Warenvorräten  der  Kostenpreis, 
falls  er  nicht  höher  steht  als  der  Marktpreis  und  bei  kurshabenden 
Papieren  der  Durchschnittskurs  des  dem  Bilanztage  vorangehenden 
Monats. 

Für  Oesterreich  besagt  eine  Verordnung  der  Ministerien  des 
Innern,  der  Finanzen,  des  Handels,  der  Justiz  und  des  Acker- 
baues vom  20.  September  1899  zum  RGB.  §  175  [§  49  Abs.  5 
Aktien-Regulativ] :  »Bei  Vermögensstücken,  welche  nach  ihrer 
Beschaffenheit  einer  Abnützung  oder  Wertverminderung  unter- 
liegen (Betriebsgegenstände,  Anlagen),  ist  eine  der  sachgemäßen 
Veranschlagung    entsprechende    Abschreibung    an    dem    Buch- 

\ 
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werte  derselben  vorzunehmen  und  in  dem  Rechnungsabschlüsse 
entsprechend  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Die  Vornahme  der 
notwendigen  Abschreibungen  ist  statutarisch  zu  regeln  und  erfor- 
derlichenfalls auch  der  Schlüssel,  nach  welchem  die  Abschreibungen 
zu  erfolgen  haben,  im  Statute  festzusetzen« 1). 

d)  Abschreibung  in  Quoten  vom  materiellen 

Bestand. 

Hie  und  da  wird  nicht  prozentual  vom  Betrag,  sondern  quan- 
titativ abgeschrieben,  derart,  daß  z.  B.  von  vorhandenen  20  Ma- 
schinen jährlich  2  vollständig  abgeschrieben,  d.  h.  jedes  Jahr 
2  Maschinen  weniger  inventiert  werden.  Tatsächlich  ist  aber 
jeweilen  nicht  der  Wert  der  2  Maschinen,  die  man  abschreibt, 
auf  Null  gesunken,  und  derjenige  der  inventierten  vollständig  in- 
takt geblieben,  sondern  die  Maschinen  werden  sich  alle  ungefähr 
gleichmäßig  entwerten.  Zur  Verteidigung  dieses  Verfahrens  wird 
angeführt,  daß  man  auch  bei  Anwendung  eines  stereotypen  Ab- 
schreibungsprozentsatzes vom  Wert  einen  analogen  Fehler  be- 
gehen müsse,  indem  sich  die  einzelnen  Maschinen  effektiv  nicht 
gleichmäßig  abnutzen  und  eine  individuelle  Behandlung  jedes  ein- 
zelnen Betriebsgegenstandes  praktisch  nicht  gut  durchführbar  sei. 
Man  müsse  es  hier  wie  dort  bei  der  Berücksichtigung  der  durch- 
schnittlichen Entwertung  bewenden  lassen.  Obige  Art  der  Ab- 
schreibung entspringt  somit  der  Erwägung,  daß  die  20  Maschinen 
bis  zur  völligen  Entwertung  dem  Unternehmer  voraussichtlich  min- 
destens io  Jahre  werden  Dienste  leisten  können,  so  daß  eine  Ab- 
schreibung von  je  2  Maschinen  pro  Jahr  der  durchschnittlichen 
Entwertung  gleichkommt.  Die  vorzunehmende  Rechnungs-  und 
Buchungsoperation  ist  die  denkbar  einfachste;  im  Inventar  wird 
in  Parenthese  die  tatsächlich  vorhandene  Stückzahl  ebenfalls 
notiert 2). 

Wir  möchten  diese  Methode  der  Abschreibung  nicht  empfeh- 
len. Als  periodische  Vermögensübersichten  sollen  Inventur  und 
Jahresbilanz  einen  wahrheitsgetreuen  Ausdruck  des  Vermögens- 
bestandes und  Vermögenswertes  auf  Grund  einer  besonderen 
Aufnahme  (Aufzeichnung)  sämtlicher  Vermögensbestandteile  und 
Bewertung  derselben  geben.     Die  Inventurbilanz  soll  das  wirklich 

i)  Das  ganze  Regulativ  ist  bei  Reise  h  und  Kreibig  dem  2.  Band, 
i.  Aufl.,  beigedruckt. 

2)  Vgl.  hierzu  Reise  h  und  Kreibig     (1900)  Bd.  I.   S    271 
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vorhandene  Vermögen  in  seinem  tatsächlichen  Bestände  und 
Werte  nachweisen.  Bei  obiger  Abschreibungsmethode  besteht 
der  Fehler  nicht  mehr  einzig  in  der  ungenauen  Bewertung,  son- 
dern dazu  tritt  als  ebenso  schlimmer  Einbruch  in  die  Bilanzwahr- 
heit die  Ungenauigkeit  der  Bestandsübersicht.  Wir  halten  diese 
Abschreibungsmethode  auch  mit  den  gesetzlichen  Vorschriften 
nicht  vereinbar,  denn  sie  kommt  einem  prinzipiellen  Verzicht  auf 
die  Darstellung  der  wirklichen  Vermögenslage  gleich,  die  das 
Gesetz  fordert. 

B.  Die  passive   oder  indirekte  Bewertungsmethode. 
(Bildung  eines  Bewertungskontos,  Erneuerungsfonds.) 

a)  Die  auf  einer  Inventur  begründete  Jahresbilanz  stellt  durch 
Vergleichung  des  schließlichen  mit  dem  anfänglichen  Vermögen 
Vermehrung  (Gewinn)  oder  Verminderung  (Verlust)  fest.  Die 
eingetretene  Wertverminderung  des  stehenden  Kapitals  wird  sich 
bei  Vergleichung  der  Inventurwerte  mit  den  Buchbeständen  er- 
geben und  zur  Korrektur  der  letztern  als  Verlust  (Aufwand)  in 
die  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  eingesetzt  werden  müssen. 
Es  ist  jedoch  namentlich  bei  Aktiengesellschaften  vielfach  üblich 
geworden,  die  ursprünglichen  Anschaffungskosten  unverändert 
unter  den  Aktiven  aufzuführen  und  die  Entwertung  des  stehenden 
Kapitals  indirekt  durch  Einsetzung  eines  entsprechenden  Postens 
unter  den  Passiven  zu  berücksichtigen.  Anstatt  dem  Entwer- 
tungsverlust durch  Herabsetzung  des  Wertes  der  betreffenden 
stehenden  Kapitalien  Rechnung  zu  tragen,  wird  deren  Minderwert 
in  der  Weise  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  auf  der  Passivseite 
der  Bilanz  ein  Betrag  eingesetzt  wird,  der  den  für  nötig  erachteten 
Abschreibungen  entspricht.  Diese  Bewertungsposten  dienen  so- 
mit zur  Ausgleichung  zu  hoher  Einsetzung  von  Aktivposten  in 
der  Bilanz 1).  Sie  ermöglichen,  daß  einzelne  Aktivposten,  z.  B. 
Immobilien,  das  Baukonto  der  Eisenbahnen,  Abbaukonto  bei 
Bergbau  usw.,  trotz  sukzessiver  Entwertung  in  ursprünglicher 
Höhe  unter  den  Aktiven  weitergeführt  werden  können.  Die 
Wertverminderung  derselben  wird  dadurch  zum  Ausdruck  ge- 
bracht, daß  auf  der  Passivseite  ein  ihr  entsprechender  Betrag 
eingestellt  wird.  Dieses  Verfahren  bringt  keine  prinzipielle,  son- 
dern bloß  eine  formelle  Aenderung  der  Bilanzstellung. 

Das  Resultat  beider    Abschreibungsformen  ist  das  nämliche. 

i)  Ciompa  S.   163. 
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>0b  man  die  eine  oder  andere  Form  für  die  Abschreibung  wählt, 
ist  sachlich  gleich«  1). 

Man  vergegenwärtige  sich  auch  die  Buchungsart  bei  der  Acufif- 
nung  solcher  Bewertungskonten  :  Das  Gewinn-  und  Verlustkonto 
wird,  ganz  gleich  wie  bei  der  direkten  Abschreibungsmethode,  für  die 
Abschreibungsbeträge  belastet.  Während  diese  Belastung  jedoch 
bei  der  direkten  Abschreibungsmethode  zugunsten  der  Bestand- 
konten gemacht  wird,  lautet  sie  bei  der  indirekten  Bewertungs- 
methode zugunsten  der  betreffenden  Bewertungskonten.  Die 
Formel  der  Buchung  lautet  im  ersteren  Fall :  Gewinn-  und  Verlust- 
konto (Soll)  an  Bestandkonto  (z.  B.  Immobilienkonto)  (Haben) ; 
im  letztern  Fall  dagegen :  Gewinn-  und  Verlustkonto  (Soll)  an 
Bewertungskonto  (z.  B.  Erneuerungsfondskonto  (Haben).  Die 
Sollseite  des  Gewinn-  und  Verlustkontos,  respektive  der  Betriebs- 
verlust (Aufwand)  wird  dabei  in  beiden  Fällen  entsprechend  er- 
höht, der  Betriebsgewinn  (Ertrag)  entsprechend  verkleinert.  Bei 
der  direkten  Abschreibungsmethode  kommt  der  Abschreibungs- 
betrag auf  die  Habenseite  der  Bestandkonten,  wirkt  dort  als 
Abzugsposten  auf  die  höhere  Sollseite  ein  und  kommt  in  dem 
um  den  Abschreibungsbetrag  verminderten  Saldo  der  Sollseite 
(Aktivum)  zum  Ausdruck.  Bei  der  indirekten  Bewertungsmethode 
dagegen  kommt  der  Abschreibungsbetrag  auf  die  Habenseite 
eines  besonderen  Bewertungskontos,  auf  dessen  Sollseite  sich  kein 
Bestand  befindet ;  der  Abschreibungsbetrag  kann  deshalb  nicht 
vom  Sollbestand  abgezogen  werden,  sondern  das  Bewertungskonto 
wird  mit  einem  Habensaldo  abschließen  und  demgemäß  unter  die 
Passiven  eingereiht  werden  müssen.  Bei  der  direkten  Abschrei- 
bungsmethode werden  somit  die  Aktiven  vermindert,  bei  der  in- 
direkten dagegen  die  Passiven  erhöht.  In  beiden  Fällen  handelt 
es  sich  darum,  die  Buchhaltung  um  den  Betrag  der  eingetretenen 
Wertverminderung  des  stehenden  Kapitals,  die  sie  im  einzelnen 
während  des  Jahres  nicht  zu  erfassen  imstande  ist,  in  globo  zu 
korrigieren.  Bei  beiden  Abschreibungsformen  wird  die  Entwertung 
als  Vermögenseinbuße  auf  der  Sollseite  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung verbucht  und  M  a  a  t  z  sagt  daher  mit  Recht,  daß  somit 
die  gewinnkürzende  Wirkung  die  nämliche  sei,  ob  nachher  statt 
entsprechender  Verminderung  der  Aktiva  eine  entsprechende  Er- 
höhung der  Passiva  die  Folge  jener  Verlustbuchung  sei2). 

i)  Berliner  II,  S.    101.  —  Brauchlin  S.  96. 
2)   Maatz  S.    140. 
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Nehmen    wir   folgendes,    auf   die    einfachste  Form  reduzierte 
Beispiel : 

Aktiva  I.  Bilanz  am   i.  Januar  Passiva 


Stehendes  Kapital 
Umlaufendes  Kapital 


700  000 
300  000 


Fr.    1  000  000 


Geschäftsvermögen 


Fr.   1  000  000 


Fr.    1  000  000 


Zufolge  erfolgreicher  Geschäfte  vermehrt  sich  das  umlaufende 
Kapital  bis  zum  Jahresende  um  Fr.  100  000. — .  Bei  der  Inven- 
taraufnahme wird  die  Entwertung  des  stehenden  Kapitals  auf 
Fr.  30000. —  geschätzt.  Damit  in  der  Bilanz  das  stehende  Ka- 
pital in  seiner  ursprünglichen  Höhe  weitergeführt  werden  kann, 
beschließt  man  die  Eröffnung  eines  Erneuerungsfonds-Kontos. 

Stand  der  Konten  vor  dem  Abschluß: 


Soll 


Konten  des  stehenden  Kapitals 


Haben 


Bestand  lt.  Eröffnungs-Bz. 


700  000 


Soll 


Konten  des  umlaufenden  Kapitals 


Haben 


Bestand  lt.  Eröffnungs-Bz. 
Zuwachs  lt.  Inventur 


Soll 


300  000 
100  000 


Gewinn-  und  Verlustkonto 


Haben 


Abschreibung  wegen  Entwertung 
des  stehenden  Kapitals 


30  000 


Bruttogewinn 


Soll 


Erneuerungsfondskonto 


Haben 


Abschreibung  wegen  Entwertung 

des  stehenden  Kapitals  30  000 


Die  Konten  werden  abgeschlossen,  und  die  Schlußbilanz  vor 
der  Gewinnverteilung  wird  aufgestellt. 

II.  Schlußbilanz  am   31.  Dezember 


Aktiva 

(vor  Gewinnverteilung) 

Passiva 

Stehendes  Kapital 
Umlaufendes  Kapital 

Fr.      700  000 

»        400  000 

Anfangsgeschäftsvermögen 

Erneuerungsfondskonto 

Reingewinn 

Fr.   1  000  000 
»           30  000 
»           70  000 

Fr.    1  100  000 

Fr.   1  100  000 
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Der    Unternehmer    entnimmt  den   ganzen    Reingewinn.     Die 
Schlußbilanz  nach  Gewinnentnahme,  die  zugleich  die  Eröffnungs- 
bilanz für  das  folgende  Jahr  bildet,  sieht  wie  folgt  aus  : 
III.   Schlußbilanz  per  31.  Dezember 


Aktiva 

(nach  Gewinnverteilung) 

Passiva 

Stehendes  Kapital 
Umlaufendes   Kapital 

Fr.       700  000 

s>            330  OOO 

Fr.   1  030  000 

Erneuerungsfondskonto 

Geschäftsvermögen 

Fr.        30  000 

»        I  OOO  OOO 

Fr.    1  030  000 

Es  ist  nicht  zu  übersehen,  daß  der  eigentliche  Wert  des 
stehenden  Kapitals  nicht  mehr  Fr.  700000. —  ist,  sondern  zufolge 
der  Entwertung  nur  noch  Fr.  670000.-—  beträgt.  Der  effektive 
Wert  des  auf  der  Aktivseite  verzeichneten  stehenden  und  umlau- 
fenden Kapitals  zusammen  ist  demnach  bloß  Fr.  1 000  000. — ., 
nicht  Fr.  1  030000. — .  Uns  dies  zu  sagen,  ist  die  eine  Aufgabe 
des  unter  die  Passiven  aufgenommenen  Erneuerungsfonds-Kontos 
von  Fr.  30000. — . 

Wir  ersehen  aus  der  Schlußbilanz  III  (nach  Gewinnentnahme) 
ferner,  daß  das  Manko  des  stehenden  Kapitals  von  Fr.  30000. — 
durch  ein  Plus  des  umlaufenden  Kapitals  von  Fr.  30000. —  wett 
gemacht  wird.  Das  Erneuerungsfonds-Konto  bindet  zufolge  der 
Verbuchung  seines  Betrages  als  Betriebsverlust  den  Betrag  von 
Fr.  30000. —  unter  den  Aktiven  und  erfüllt  damit  seine  zweite 
Aufgabe,   das  Anfangsvermögen  intakt  zu  erhalten1). 

Das  Erneuerungsfonds-Konto  wirkt  folglich  jetzt  auf  das 
stehende  Kapital  als  Subtraktionsposten  und  hat  gleichzeitig  im 
nämlichen  Ausmaß  auf  das  umlaufende  Kapital  als  Additions- 
posten gewirkt. 

Hätte  man  sich  nicht  eines  Bewertungs-Kontos  bedient,  son- 
dern die  Abschreibung  direkt  zu  Lasten  der  Bestandkonten  des 
stehenden  Kapitals  verbucht,  d.  h.  das  stehende  Kapital  dann  mit 
seinem  verbleibenden  Saldobestand  von  Fr.  670  000. —  bilanziert, 
so  lautete  die  Schlußbilanz  III  (nach  Gewinnentnahme) : 

Aktiva  III.   Schlußbilanz  (nach   Gewinnverteilung)  Passiva 


Stehendes  Kapital 
Umlaufendes  Kapital 


Fr.      670  000 
»         330  000 


Fr.    1  000  000 


Geschäftsvermögen 


1)  Heubach    in  Rolls  Enzyklopädie    des  Eisenbahnwesens,    2.   Aufl.    1912, 
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Auch  hier  ist  die  Doppelwirkung  der  Abschreibung  zu  be- 
achten. Einerseits  wird  das  stehende  Kapital  um  Fr.  30000. — 
gemindert,  andererseits  muß  zur  Erhaltung  des  Anfangsvermö- 
gens das  umlaufende  Kapital  um  den  nämlichen  Betrag  wachsen. 

In  ihrer  schließlichen  Wirkung  besteht  somit  kein  Unterschied 
zwischen  der  Abschreibungsform  unter  Benutzung  eines  Bewer- 
tungskontos und  der  direkten  Abschreibung  auf  den  Bestand- 
konten des  stehenden  Kapitals.  Aeußerlich  unterscheiden  sie 
sich  dadurch  voneinander,  daß  bei  der  direkten  Abschreibung 
die  Subtraktion  der  Abschreibungsbeträge  auf  den  betreffenden 
Bestandkonten  vorgenommen  wird,  und  die  stehenden  Kapitalien 
nur  noch  mit  ihrem  verbleibenden  Saldowert  auf  der  Bilanzaktiv- 
seite erscheinen,  während  die  Bewertungskonten  diese  Subtraktion 
mangels  eines  Sollbestandes  nicht  durchführen  können,  und  sie  des- 
halb dann  bilanzmäßig  durch  Einstellung  ihres  Habensaldos  unter 
die  Passiven  zur  Darstellung  bringen.  Offenbar  ist  die  Wirkung 
auf  den  Schlußbilanzsaldo,  der  das  Geschäftsvermögen  darstellt, 
dieselbe,   ob  man  die  Aktiven  mindert,  oder  die  Passiven  mehrt. 

Jedes  Jahr  wird  durch  die  Belastung  der  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung für  die  Abschreibungen  ein  ihnen  gleichkommender 
Betrag  an  das  Geschäft  gebunden.  Dadurch  wird  verhindert, 
daß  sich  das  Geschäftskapital  wegen  Entwertung  vermindert. 
Diese  Aufgabe  wird  sowohl  bei  direkter  Abschreibung  auf  der 
Aktivseite  als  auch  durch  Abschreibung  mittelst  Bildung  eines 
Bewertungskontos  unter  den   Passiven    in   gleicher  Weise    erfüllt. 

Haben  wir  im  vorstehenden  den  Begriff  der  Passivbewer- 
tungskonten stehenden  Kapitals  gegenüber  der  direkten  Abschrei- 
bung auf  der  Aktivseite  klarzulegen  versucht,  so  wollen  wir  nun 
die  Stellung  solcher  Bewertungskonten  als  sog.  unechte  Reserven 
zu  den  sog.  echten  Reserven  ins  Auge  fassen. 

b)  Um  das  Reinvermögen  am  Abschlußtage  wieder  auf  die 
Höhe  zu  erheben,  auf  der  es  am  Anfang  der  Geschäftsperiode 
stand,  müssen  andere  reelle  Vermögensstücke  die  durch  die  nötig 
gewordenen  Abschreibungen  entstandene  »Bresche«  ausfüllen. 
Erst  wenn  durch  entsprechende  Erhöhung  der  Bewertungskonten 
die  Entwertung  der  Betriebsgegenstände,  wie  sie  bei  der  Inven- 
turaufnahme konstatiert  wird,    paralysiert    worden    und    dadurch 

Art.  »Abschreibungen«  :  »Entspricht  die  Abschreibung  der  Entwertung  der  Aktiv- 
posten, so  hat  die  Abschreibung  die  Wirkung,  den  Vermögensstand  des  Unter- 
nehmens unversehrt  zu  erhalten.« 
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erreicht  ist,  daß  das  stehende  Kapital  die  Buchhaltung  in  der 
wirklichen  Werthöhe  belastet,  kann  durch  Vergleich  des  Anfangs- 
mit  dem  Schlußvermögen  festgestellt  werden,  ob  eine  Reinver- 
mögensvermehrung stattgefunden  hat.  Von  einem  Reingewinn 
kann  nur  gesprochen  werden,  wenn  das  Abschlußvermögen  das 
Anfangsvermögen  über  die  als  Ersatz  für  die  Entwertung  der  Be- 
triebsgegenstände absorbierten  Beträge  hinaus  übertrifft.  Die 
Verrechnung  der  Bewertungskonten  bildet  einen  konstitutiven  Be- 
standteil der  Bilanz  1).  Deshalb  sollten  auch  die  nötigen  Abschrei- 
bungen zugunsten  der  Bewertungskonten  aus  dem  Brutto- 
gewinn verbucht  werden,  d.  h.  vor  Aufstellung  der  Schlußbilanz 
und  vor  Berechnung  des  Reingewinns,  weil  erst  dadurch  die 
Wertverminderung  des  stehenden  Kapitals  ausgeglichen,  ein  ent- 
sprechender Teil  der  Aktiven  vor  Ausschüttung  als  Gewinn  be- 
wahrt, und  das  Reinvermögen  auf  der  anfänglichen  Basis  erhal- 
ten bleibt2). 

In  diesem  Punkte  unterscheiden  sich  die  Bewertungskonten 
(unechte  Reserven)  von  den  echten  Reserven,  die  im  Geschäfte 
zurückbehaltene  Reinvermögensvermehrungen  sind.  Die  Aeuff- 
nung  der  echten  Reservekonten  kann  richtigerweise  erst  aus  dem 
als  Reingewinn  festgestellten  Ueberschuß  zwischen  Anfangs-  und 
End-Reinvermögen  stattfinden3).  Sie  bildet  einen  Akt  der  Rein- 
gewinnverteilung und  nicht  der  Reingewinnermittlung,  wie  dies 
bei  der  Dotierung  der  Bewertungskonten  stehenden  Kapitals  der 
Fall  ist. 

Die  echten  Reserven  sind  durch  vorhandene  Aktiven  reell 
gedeckt  und  wirken  Reinvermögen  -vermehrend.  Die  un- 
echten Reserven  (Bewertungskonten)  sind  ebenfalls  durch  reell 
vorhandene  Aktiven  gedeckt  und  wirken  Reinvermögen- ergän- 
zend.    Hieraus  erklären  sich  die  Bezeichnungen  »Abschreibungs- 


i)  Entgegengesetzte  Praxis  laut  Neue  Zürcher  Zeitung  vom  14.  September 
191 1  bei  der  Arth-Rigi-Bahn.  »Infolge  des  großen  Einnahmeausfalls  mußte  die 
ordentliche  Einlage  in  den  Erneuerungsfonds  für  diesmal  sistiert  werden,  weil  die 
Gewinn  und  Verlustrechnung  mit  einem  Passivsaldo  von  7937  Fr.  abschließt.« 

2)  B.  E.  Bd.  25  II,  28.  Urteil  Erwägung  4,  Seite  241.  Ein  Reingewinn  ist 
erst  vorhanden,  »nachdem  der  Erneuerungsfonds  richtig  berechnet  worden  ist«. 
Heinrich  Gubler  S.  98. 

3)  Neue  Zürcher  Zeitung  vom  2.  Dezember  191 1  (Caisse  d'Epargne  et  de 
Credit  des  Franches-Montagnes  in  Saignelegier)  »Die  Speisung  des  Reservefonds 
wurde  um  jeden  Preis  aufrechterhalten,  obwohl  bei  richtiger  und  strenger  Bilan- 
zierung hierfür  schon  lange    effektiv  nichts  mehr  übrig  geblieben  wäre«. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  46.  7 
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Fonds«,  »Erneuerungs-Fonds«,  »Bewertungs-Res  e  r  v  e«,  wie  sie 
sich  in  der  Praxis  für  Bewertungskonten  finden.  Durch  die  Vor- 
nahme von  Abschreibungen  auf  die  direkte  oder  indirekte  Art 
werden  dem  verminderten  Stammvermögen  aus  dem  Jahreserträg- 
nis die  ergänzenden  Bestandteile  zugeführt.  »Die  gebundenen 
Mittel  treten  an  die  Stelle  aufgezehrten  Kapitals« 1).  Die  Bewer- 
tungskonten sind  nicht  etwa  ausschließlich  »fiktive«  oder  »fin- 
gierte« oder  »rein  rechnungsmäßige«  Posten  ,  die  jeder  reellen 
Unterlage  entbehren.  Wenn  C  i  o  m  p  a  z.  B.  schreibt,  der  Er- 
neuerungsfonds unter  den  Passiven  sei  eine  ganz  wertlose  Post 
und  diskreditiere  das  Aktienkapital,  und  solche  Abschreibungen 
seien  überhaupt  keine  Werte,  sondern  dienten  nur  als  Versinn- 
lichung  der  Wertverminderung  stehenden  Kapitals  und  seien  nur 
rein  mathematische  Abzugsposten  des  Anlagevermögens,  so  trifft 
das  nicht  die  volle  Wahrheit2).  Die  Bewertungskonten  müssen 
vielmehr  in  den  Aktiven  einen  ebenso  großen  Betrag  binden, 
als  der  Verlust  durch  die  Entwertung  des  stehenden  Kapitals 
ausmacht.  Anderseits  sind  sie  allerdings  auch  Subtraktionsposten 
der  trotz  der  Wertverminderung  intakt  belassenen  Aktiven3). 
Lassen  wir  wieder  ein  einfaches  Beispiel  sprechen : 


Aktiva 


I.  Bilanz  am    I.  Januar 


Passiva 


Stehendes  Kapital 
Umlaufendes  Kapital 


Fr. 


700  000 
300  000 


Fr.   1  000  000 


Geschäftsvermögen 


1  000  000 


Fr.   1  000  000 


Nach  Verrechnung  aller  Kosten  außer  den  Abschreibungen 
bleiben  am  Ende  des  Geschäftsjahres  Fr.  100  000. —  Bruttogewinn. 
Der  Unternehmer  stellt  eine  Entwertung  des  stehenden  Kapitals 
von  Fr.  30000. —  fest  und  trägt  diesen  Betrag  auf  Erneuerungs- 
fonds-Konto. Aus  dem  Nettoreingewinn  von  Fr.  70000. —  hält 
er  Fr.  10  OOO. —  zur  finanziellen  Stärkung  der  Unternehmung 
zurück,  indem  er  diesen  Betrag  einem  (Reingewinn-)  Reservefonds 
gutschreibt. 


1)  Maatz  S.   141   und  S.   132. 

2)  Ciompa   S.   164  und  S.   168. 

3)  »Soll  durch  die  Abschreibung  nur  der  tatsächlichen  Wertverminderung 
Rechnung  getragen  werden,  so  sind  die  Abschreibungen  nichts  anderes  als  Kor- 
rekturen des  Anlagewertes.«  B  o  1 1  e  r  im  Schweiz,  kaufm.  Zentralblatt  vom  8.  Sep- 
tember  191 1. 
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Aktiva 

Bilanz   am   31. 

Dezember  .... 

Passiva 

Stehendes  Kapital 
Umlaufendes  Kapital 

Fr.       700  000 
400  000 

(anfängliches)  Geschäfts- 
vermögen 

Erneuerungsfondskonto 

Reserve  fondskonto 

(zu  entnehmender)  Rein- 
gewinn 

Fr.   1  000  000 

>           30  000 

10  000 

60  000 

Fr.    1  100  000 

Fr.    1  100  000 

Der  Unternehmer  entnimmt  die  Fr.  60000. —  Reingewinn. 

Aktiva  Bilanz  am    I.  Januar   ....  Passiva 


Stehendes  Kapital 
Umlaufendes  Kapital 


Fr. 


700  000 
340  000 


Fr.    1  040  000 


(anfängliches)  Geschäfts- 
vermögen 
Erneuerungsfondskonto 
Reservefondskonto 


Fr. 


1  000  000 
30  000 
10  000 


Fr.  1  040  000 


Das  stehende  Kapital  ist  nur  noch  Fr.  670000. —  wert,  da  es 
um  Fr.  30000. —  an  Wert  eingebüßt  hat.  Das  umlaufende  Ka- 
pital hat  um  Fr.  40000. —  zugenommen,  wovon  Fr.  30000. —  als 
Erneuerungsfonds  die  Entwertung  des  stehenden  Kapitals  paraly- 
sieren, die  bezügliche  Werteinbuße  des  Vermögens  wett  machen 
und  das  Vermögen  somit  auf  die  anfängliche  Höhe  ergänzen : 
die  restierenden  Fr.  10  000. —  sind  durch  das  (Reingewinn-)  Re- 
servefonds-Konto gebunden  worden  und  bedeuten  eine  besondere 
Stärkung  der  Unternehmung  in  finanzieller  Hinsicht.  Letzteres 
geht  auch  daraus  hervor,  daß  das  stehende  Kapital  im  (wirklichen) 
Wert  von  Fr.  670  000. —  zusammen  mit  dem  umlaufenden  Kapital 
von  Fr.  340000. —  eine  totale  Kapitalkraft  der  Unternehmung  von 
Fr.  1  010  OOO. —  ergeben,  während  diese  vorher  nur  Fr.  1  000000. — 
betrug. 

Der  Unterschied  zwischen  den  echten  und  den  unechten  Re- 
servefonds besteht  somit  nicht  darin,  daß  die  einen  in  den  Akti- 
ven wirklich  gedeckt  sind  und  die  andern  nicht,  sondern  vielmehr 
in  ihrer  Stellung  zum  Reinvermögen,  indem  die  echten  Reserve- 
fonds dieses  übertreffen,  die  unechten  dagegen  es  auf  der  ur- 
sprünglichen Höhe  erhalten. 

In  der  Regel  werden  die  den  Bewertungskonten  entsprechenden 
Aktiven  ebensowenig  wie  die  den  echten  Reservefonds  entsprechen- 
den, besonders  ausgeschieden.  >Die  Aktiven,  die  zufolge  Ab- 
schreibung an  Stelle  des  verlorenen  Wertstückes  treten,  brauchen 
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nicht  besonders  gekennzeichnet  zu  sein.  Sie  können  ununter- 
schieden  in  den  einzelnen  Bilanzposten  verteilt  sein.  Sie  können 
aber  auch  als  besonderer  Vermögenskomplex,  z.  B.  als  Effekten, 
in  den  Aktiven  erscheinen,  der  von  den  sonstigen  sich  lediglich 
durch  seine  Zweckbestimmung  unterscheidet1).«  Sowohl  die  Be- 
wertungskonten als  auch  die  Konten  der  echten  Reserven  haben 
somit  beide  meistens  den  Charakter  von  Passivgewichtssteinen  in 
der  Bilanzschale,  ohne  daß  man  genau  sagen  könnte,  welchen 
speziellen  einzelnen  Aktiven  sie  entsprechen. 

Wir  wiederholen  zusammenfassend:  Den  Bewertungskonten 
des  stehenden  Kapitals  liegen  weder  Reinvermögensvermehrungen 
noch  wirkliche  Verbindlichkeiten  (Schulden)  zugrunde,  sondern 
sie  haben  zu  bewirken,  daß  das  Reinvermögen,  soweit  es  stehen- 
des Kapital  ist,  in  der  ursprünglichen  Werthöhe  im  Geschäft  ver- 
bleibt, indem  an  Stelle  der  zufolge  der  Entwertung  geschwun- 
denen Aktivbeträge  andere  Aktiven  gleichen  Wertes  treten,  und 
haben  gleichzeitig  zu  ermöglichen,  stehendes  Kapital  in  der  Höhe 
des  anfänglichen  Wertansatzes  in  den  Bilanzen  aufzuführen.  Der 
mangelhaften  Erkenntnis  dieser  doppelten  Funktion  der  Bewer- 
tungskonten entspringen  die  Unklarheiten  über  ihr  Wesen. 

Wenn  der  Zustand  des  stehenden  Kapitals  den  im  Bewer- 
tungskonto zum  Ausdruck  gebrachten  Minderwert  nicht  recht- 
fertigt, so  wird  aus  der  unechten  Reserve  teilweise  oder  ganz 
eine  echte.  Die  aus  dem  Bruttogewinn  zur  Ausfüllung  der  »Wert- 
bresche« im  stehenden  Kapital  reservierten  Beträge  sind  in  die- 
sem Falle  zu  unrecht  zurückbehalten,  d.  h.  nicht  als  Reingewinn 
ausgewiesen  worden.  Aus  zurückbehaltenem  Bruttogewinn  wird 
in  diesem  Falle  zurückbehaltener  Reingewinn ,  also  eine  echte 
Reserve.  Das  Bewertungskonto  stellt  sich  dann  eigentlich  als 
eine  Vergrößerung  des  Rein  Vermögens  dar  und  ist  als  eine  »stille«, 
respektive  verhüllte  echte  Reserve  zu  betrachten.  Ein  Bewertungs- 
konto wird  in  der  heutigen  Praxis  oft  beiden  Zwecken  dienen, 
d.  h.  gleichzeitig  Bewertungskonto  und  echte  Reserve  sein,  indem 
es    bloß    zum  Teil  den  Wert    gewisser    Aktiven    berichtigt,    zum 

i)  Maatz  S.  130.  —  Art.  i,  Abs.  2  des  Reglementes  für  den  Erneuerungs- 
fonds der  Schweiz.  Bundesbahnen  vom  28.  September  1906  lautet:  »Dieser  Er- 
neuerungsfonds wird  von  der  Bundesbahnverwaltung  gesondert  von  den 
übrigen  Aktiven  der  Bundesbahnen  verwaltet«.  —  Die  Erneuerungsfonds 
der  schweizerischen  Hauptbahnen  vor  deren  Verstaatlichung  wurden  unausgeschie- 
den  geführt.  —  H.  G  u  b  1  e  r  S.  99  ff. 
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andern  Teil  dagegen  eine  verhüllte  Reinvermögensvermehrung 
ausdrückt1).  Nach  der  Aussage  Ciompas  ist  es  selbst  dem 
Fachmann  oft  nicht  möglich,  zu  entscheiden,  ob  ein  Bewertungs- 
konto oder  ein  Reservefonds  vorliege 2).  Während  sich  theore- 
tisch die  Grenzlinie  zwischen  unechten  und  echten  Reserven  scharf 
ziehen  läßt,  ergeben  sich  für  die  Praxis  darin  Schwierigkeiten. 
Schon  bei  der  Bemessung  der  Gutschriften  (Abschreibungsquo- 
ten) auf  die  Bewertungskonten  ist  für  Unebenheiten  Tür  und 
Tor  geöffnet,  und  die  wechselnde  Konstellation  der  Werte  ,  die 
das  praktische  Leben  täglich  mehr  oder  weniger  mit  sich  bringt, 
ist  nicht  geeignet,  eine  strenge  Scheidung  der  beiden  Konten- 
gattungen dauernd  möglich  zu  machen.  Diese  beiden  Schwierig- 
keiten gelten  aber  ebensogut  für  eine  richtige  direkte  Abschrei- 
bung auf  der  Aktivseite  und  für  die  Aufrechterhaltung  der  daraus 
resultierenden  Wertansätze  in  der  Wirklichkeit.  Hier  wie  dort 
kann  es  sich  bloß  darum  handeln,  auf  den  Bilanztag  nach  bestem 
Können  eine  richtige  direkte  oder  indirekte  Bewertung  auf  Grund 
der  volkswirtschaftlichen  Anschaffungswerte  aller  Vermögensge- 
genstände durchzuführen.  Bei  den  Bewertungskonten  tritt  aller- 
dings noch  die  Forderung  der  äußerlich  reinlichen  Trennung  der 
als  solche  erkannten,  echten  Reserven  von  den  unechten  (den 
Bewertungskonten)  der  Bezeichnung  nach  hinzu.  Letztere  For- 
derung unterziehen  wir  im  folgenden  einer  kurzen  besonderen 
Erörterung. 

c)  Buchtechnisch  ist  die  Durchführung  der  Abschreibungen 
auf  dem  Wege  der  Bewertungskonten  als  korrekt  zu  bezeichnen  3), 
nur  sollte  mit  Nachdruck  darauf  gedrungen  werden,  daß  die  Be- 
wertungsfunktion solcher  Konten  schon  in  ihrem  Namen  unzweifel- 
haft zum  Ausdruck  kommt.  Ausdrücke  wie  » Erneuerungsfonds «, 
»Amortisationsfonds«,  die  in  der  Praxis  üblich  sind,  und  auch 
vom  Gesetzgeber  wiederholt  gebraucht  werden  4),  sind  leicht  irre- 
führend. Einerseits  können  sie  leicht  als  Rein  Vermögens  Vergröße- 
rungen,  respektive    Reingewinnreservierungen,    aufgefaßt   werden, 

i)  Z.  B.  »Motor«  A.-G.  Baden  führt  ein  »Rückstellungs-  und  Amortisations- 
konto«. 

2)  C  i  o  m  p  a  S.   163. 

3)  Reisch  und  K  r  e  i  b  i  g  II,  S.  80  :  »Unter  Umständen  können  Bewer- 
tungskonten nicht  vermieden  werden  und  sind  als  die  korrekteste  Buchungsform 
zu  bezeichnen«. 

4)  Schweiz.  Obligationenrecht  Art.  656 5.  —  Deutsch.  Handelsgesetzbuch 
§  261  s.  —  Eisenbahnrechnungsgesetz    von   18S3  §  3.  —  Von    1896  §   10.,   II,   12. 
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andererseits  weiß  man  meistens  nicht  recht,  welche  Aktiven  da- 
durch in  ihrem  Wertansatz  korrigiert  werden  sollen.  Nach 
C  i  o  m  p  a  dürfen  die  Bewertungskonten,  da  sie  den  wirklichen 
Reservekapitalien  täuschend  ähnlich  sehen,  im  Interesse  der  Bi- 
lanzwahrheit und  Bilanzklarheit  in  der  Bilanz  nicht  geduldet  werden. 
Gegen  die  durch  die  Gesetzgebung  sanktionierten  und  allgemein 
in  der  Praxis  eingebürgerten  Mißbräuche  bei  Benutzung  der  so- 
genannten Bewertungskonten,  die  sich  als  scheinbare  Reserven 
und  Reservefonds  darstellten,  müsse  entschieden  Stellung  genom- 
men werden1).  —  Durch  Benennung  der  Bewertungskonten  stehen- 
den Kapitals  als  »Fonds«  wird  eben  die  Fiktion  gerufen,  es  handle 
sich  um  tatsächlich  erzielten  Reingewinn  und  Reinvermögensver- 
mehrungen. Dies  kann  zu  einer  falschen  Beurteilung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  einer  Unternehmung  und  bei  Aktiengesellschaften 
im  besondern  zu  einer  zu  günstigen  Beurteilung  der  Aktien  führen. 
Wenn   man    sich    überhaupt   solcher  Bewertungskonten   bedienen 

will,  so  sollten  sie  deutlich  als  »Abschreibungen  an «, 

»zur  Amortisation  von «,  »Ausgleich  zu  hoher  Bewer- 
tung   der    Aktivposten« «    oder    doch    mindestens    als 

»Amortisations-K  o  n  t  o«,  »Abschreibungs-Konto«,  »Entwertungs- 
Konto«  bezeichnet  werden.  Die  Bewertungskonten  sollen,  um  mit 
R  e  i  s  c  h  und  K  r  e  i  b  i  g  zu  sprechen,  in  einer  jeden  Zweifel 
ausschließenden  Weise  in  der  Bilanz  zum  Ausdruck  gelangen,  um 
sie  nicht  mit  den  echten  Reserven  zu  verwechseln  2). 

d)  Auch  gegen  die  Bezugnahme  auf  die  künftige  Erneuerung 
der  entwerteten  stehenden  Kapitalien  sind  triftige  Einwände  er- 
hoben worden.  So  sagt  z.  B.  Maatz:  »Die  Abschreibung  hängt 
nicht  von  der  dereinstigen  Notwendigkeit  der  Erneuerung  ab.  Man 
tut  gut,  den  Gesichtspunkt  der  Rücklage  von  Mitteln,  ihrer  An- 
sammlung, ganz  fallen  zu  lassen  und  nicht  die  Zukunft,  sondern 
lediglich  die  Vergangenheit  in  Betracht  zu  ziehen.  In  jedem  Fall 
kann  die  Erneuerung  nur  aus  aktiven  Mitteln  bestritten  werden, 
und  da  im  Verhältnis  zur  Abnahme  solcher  eine  Erhöhung  der 
Aktiven  durch  den  eingesetzten  Wert  des  neu  beschafften  Gegen- 
standes eintritt,  so  bleibt  das  etwaige  Erneuerungskonto  der  Pas- 
siva durch  eine  tatsächliche  Erneuerung  unberührt.  Es  ver- 
schwindet erst  in  dem  Maße,  als  das  dadurch  richtig  bewertete 
Aktivum  verschwindet« 3). 

i)  Ciompa  S.    168  und   163. 

2)  Reisch  und  K  r  e  i  b  i  g  II,   S.    n. 

3)  Maatz  S.    132  und   141. 
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Ausgangspunkt  bei  jeder  Abschreibung  ist  nicht  die  zukünf- 
tige Erneuerung,  sondern  die  vor  den  Augen  sich  vollziehende 
Entwertung  des  stehenden  Kapitals.  Die  durch  letztere  im  Ge- 
schäftskapital entstandene  Lücke  wird  zufolge  der  Abschreibungen 
durch  andere  Aktiven  ausgefüllt.  Je  mehr  der  betreffende  Ver- 
mögensbestandteil abgeschrieben  wird,  desto  mehr  werden  andere 
Aktiven  im  Geschäft  zurückbehalten,  damit  das  Geschäftskapital 
dem  Gesamtwerte  nach  gegenüber  dem  anfänglichen  nicht  ab- 
nimmt. Wesentlich  ist  vor  allem  die  Erhaltung  der  ursprüng- 
lichen Werthöhe  des  Geschäftskapitals,  da  nur  darüber  hinaus 
vorhandene  Werte  Gewinn  sein  können.  Üb  die  an  die  Stelle 
der  eingebüßten  Werte  stehenden  Kapitals  getretenen  andern  Ak- 
tiven später  zur  Wiederbeschaffung  stehenden  Kapitals  gleicher 
Gattung  benutzt  werden  oder  nicht,  kann  erst  in  der  Zukunft  ent- 
schieden werden.  In  der  Tat  läßt  es  sich  bei  vielem  stehenden 
Kapital  gar  nicht  voraussehen,  ob  man  dasselbe  bei  Eintritt  seiner 
vollständigen  Entwertung  wieder  ersetzen  wird  oder  nicht.  Wichtig 
ist,  daß  die  durch  die  Wertverminderung  des  stehenden  Kapitals 
verloren  gegangenen  Werte  in  anderer  Form,  aber  doch  im  gleichen 
Werte,  durch  die  Abschreibungen  auf  direkte  oder  indirekte  Art 
im  Geschäft  gebunden  worden  sind,  und  daß  es  dem  Unterneh- 
mer freisteht,  diese  Mittel  zur  Erneuerung  der  untergegangenen 
stehenden  Kapitalien  zu  verwenden  1).  Verwendet  er  sie  zur  Er- 
neuerung, so  tritt  einfach  innerhalb  der  Aktiven  eine  Verschie- 
bung ein,  z.  B.  Maschinen  statt  Geld.  Das  unter  den  Passiven 
stehende  Bewertungskonto  (der  Erneuerungsfonds)  bleibt  davon 
gänzlich  unberührt.  Es  erschöpft  seine  Wirkung  darin,  zu  ver- 
hindern, daß  beim  Ausscheiden  des  stehenden  Kapitals,  auf  das 
es  sich  bezieht,  ein  Verlust  im  Betrage  der  ursprünglichen  An- 
schaffungskosten des  letzteren  entsteht,  die  stets  in  anfänglicher 
Höhe  unter  den  Aktiven  aufgeführt  worden  waren.  In  dem  Mo- 
ment, wo  ein  Teil  der  Anlage  untauglich  zu  weiterer  Verwendung 
geworden  ist  und  aus  dem  Betriebe  ausscheidet,  wird  dessen  fer- 
nere Aufführung  unter  den  Aktiven  zum  ursprünglichen  Anschaf- 
fungspreis unangängig.  Anstatt  daß  diese  Schmälerung  der  Ak- 
tiven der  betreffenden  Betriebsperiode  voll  zur  Last  fällt,  im  Ge- 
winn- und  Verlust-Konto  als  Aufwand  (Verlust)  aufgeführt  und 
der   Jahresertrag    entsprechend    geschmälert   wird,    verbucht   man 

i)  Auf  die  Frage,  inwiefern  die  durch  Abschreibungen  gebundenen  Beträge 
liquid  zu  halten  sind,  treten  wir  des  näheren  nicht  ein. 
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den  aus  den  Aktiven  ausscheidenden  ursprünglichen  Anschaffungs- 
wert des  betreffenden  Betriebsgegenstandes  zu  Lasten  des  Bewer- 
tungskontos (Erneuerungs-Konto).  Die  Folge  ist,  daß  das  be- 
treffende stehende  Kapital  nicht  mehr  unter  den  Aktiven  figuriert, 
und  daß  der  Saldo  des  Bewertungskontos  unter  den  Passiven  um 
den  nämlichen  Betrag  kleiner  wird.  Das  Ausscheiden  des  Be- 
triebsgegenstandes aus  dem  Geschäft,  sein  Verschwinden  aus  den 
Aktiven  berührt  somit  den  Erfolg  des  betreffenden  Jahres  nicht, 
oder  nur  insofern,  als  in  diesem  Jahre  noch  eine  Abschreibung 
auf  ihm  zu  Lasten  des  Gewinn-  und  Verlust-Kontos  und  zu- 
gunsten des  Bewertungskontos  vorgenommen  werden  mußte.  Das 
Bewertungskonto  drückt  jeweils  den  Betrag  der  vorgenommenen 
Abschreibungen  aus,  d.  h.  den  Betrag,  der  aus  dem  Bruttogewinn 
durch  die  Abschreibungen  zurückbehaltenen  Summen  x).  Fällt  der 
Wert  des  Aktivums  dahin,  das  der  Grund  zur  Schaffung  des  Be- 
wertungskontos war,  so  hat  auch  das  Bewertungskonto  seine  Exi- 
stenzberechtigung verloren.  Ein  effektiver  Verlust  tritt  nicht  ein, 
da  die  Mittel  im  Wert  des  ausscheidenden  Aktivums  sukzessive 
gebunden  worden  waren  und  nun  zur  Beschaffung  eines  Nach- 
folgers oder  zu  einem  andern  Zwecke  verwendet  werden  können. 
Die  Mittel  zur  Beschaffung  neuer  Ersatzstücke  sind  also  da,  aber 
höchstens  im  Betrage  der  ursprünglichen  Anschaffungskosten  des 
ausgeschiedenen  Vermögensbestandteils.  Ein  Ersatzstück  wird  in 
der  Regel  nicht  mehr  zum  genau  gleichen  Preis  beschafft  werden 
können,  sondern  es  werden  kleinere  oder  größere  Differenzen 
nach  oben  oder  unten  unvermeidlich  sein.  Der  neubeschaffte 
Gegenstand  wird  zu  seinen  eigenen  Anschaffungskosten  auf  das 
Bestand-Konto  (Soll)  gebucht,  in  der  Folge  gemäß  seiner  Ent- 
wertung sukzessive  abgeschrieben,  dadurch  die  Mittel  bis  zum 
Betrage  seiner  eigenen  Anschafiungskosten  ans  Geschäft  gebunden 
und  bei  seinem  schließlichen  Ausscheiden  eventuell  wieder  zu 
einem  Ersatzkauf  verwendet  werden  können. 

Besonders  unzweckmäßig  ist  die  Verwendung  von  Bewertungs- 

i)  Gerstner  S.  in:  »Der  Bewertungsposten  (Erneuerungsfonds)  hat  mit 
der  Erneuerung  der  Betriebsanlage  nichts  gemein,  sondern  er  soll  die  Entwertung 
derselben  deutlich  machen«.  »Die  Mittel  zur  Erneuerung  müssen  sich  von  selbst 
durch  die  Umwandlung  der  Betriebsanlagen  in  flüssige  Mittel  (Umwertung  der 
Werte)  wieder  ergeben  in  der  Zunahme  der  Betriebsmittel.  Unter  diesen  ließe 
sich  vielleicht  als  Erneuerungsfonds  im  wahren  Sinne  ein  Teil  auf  der  Aktivseite 
reservieren,  um  nicht  als  Betriebsmittel  direkt,  sondern  zur  Neubeschaffung  (Er- 
neuerung) von  Betriebsanlagen  verwendet  zu  werden«. 
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konten  unter  dem  Namen  Erneuerungsfonds  oder  Erneuerungs- 
konto zur  Bewertung  solcher  Aktiven,  deren  Ersatz  (Erneuerung) 
gar  nicht  vorgesehen  ist,  sondern  die  mit  der  eingetretenen  fer- 
nem Unverwertbarkeit  gänzlich  und  unersetzt  aus  dem  Betriebe 
ausscheiden.  Der  eigentliche  primäre  Zweck  der  Abschreibungen 
ist  eben  nicht  die  Schaffung  eines  Fonds  zur  Erneuerung  der  ent- 
werteten stehenden  Kapitalien,  sondern  die  kontinuierliche  Auf- 
rechterhaltung des  anfänglichen  Gleichgewichts  innerhalb  des  Ge- 
schäftskapitals. 

e)  In  der  Praxis  wird  durch  die  in  der  Nomenklatur  herr- 
schende Verwirrung  gegen  das  Prinzip  der  Bilanzklarheit  oft  ver- 
stoßen. Mag  auch  die  Tatsache,  daß  sowohl  die  Bewertungskonten 
als  auch  die  echten  Reserven  die  gemeinsame  Wirkung  haben, 
einen  ihrem  Betrag  entsprechenden  Teil  der  Aktiva  zu  binden 
und  vor  Verwendung  als  Reingewinn  zu  schützen,  eine  Vermengung 
der  Begriffe  begünstigen,  so  darf  dies  keineswegs  dazu  führen, 
sie  ihren  wesentlich  verschiedenen  Bestimmungen  zu  entfremden x). 
Die  Bewertungskonten  sind  ausschließlich  dazu  da,  die  Entwer- 
tung des  Reinvermögens  zu  paralysieren ,  während  die  echten 
Reserven  als  Reinvermögensvergrößerungen  wirken  und  eventuell 
für  außerordentliche  Verluste  aufzukommen  haben. 

In  der  Bezeichnung  der  hier  in  Frage  kommenden  Passiv- 
posten Klarheit  zu  erlangen,  ist  ein  wichtiges  Postulat  der  Bilanz- 
technik. Einer  ganz  scharfen  Scheidung  zwischen  unechten  und 
echten  Reserven  bieten  sich  dadurch  besondere  Schwierigkeiten, 
daß  die  Bewertungskonten  bei  übermäßiger  Dotierung  automatisch 
für  den  Ueberschuß  zu  echten  Gewinnreserven  w7erden  2).  Ciompa 
erhofft  eine  Besserung  nur  durch  gänzliche  Ausmerzung  solcher 
Bewertungskonten.  Diese  seien  heute  zwar  so  eingebürgert,  daß 
es  mit  den  größten  Schwierigkeiten  verbunden  sein  werde,  sie 
gänzlich  auszurotten.  Dies  könne  nur  auf  dem  Wege  der  Ge- 
setzgebung geschehen,  welche  den  heutigen,  unbefriedigenden  Zu- 
stand selbst  mitverschuldet  und  so  den  Verschönerungen  und 
Verdunkelungen  der  Bilanz  Tür  und  Tor  geöffnet  habe3). 

f)  Wenn  die  Praxis  vielfach  die  Form  der  Bewertungskonten 

i)  So  läßt  sich  Thaller  zu  dem  Ausspruch  verleiten:  »Nous  rangeons 
l'amortissement  parmi  les  fonds  de  reserves^.  Annales  du  Droit  commercial 
IX,  S.  242. 

2)  Motor  Aktiengesellschaft  etc.  führt  ein  »Rückstellungs-  und  Amortisa- 
tionskonto:. 

3)  Ciompa  S.    170. 
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für  die  Berücksichtigung  der  Entwertung  des  stehenden  Kapitals 
wählt,  so  ist  das  Bestreben  maßgebend,  die  ursprünglichen  Bi- 
lanzwerte der  betreffenden  Betriebsgegenstände  beibehalten  und 
die  Totalsumme  der  daran  im  Laufe  der  Jahre  gemachten  Ab- 
schreibungen in  der  Bilanz  gesondert  ersichtlich  machen  zu  können. 
»Mancher  hält  solche  Angaben  für  wissenswert,  dem  andern  sind 
sie  gleichgültig«-  1).  Maatz  bemerkt,  daß  durch  die  Abschrei- 
bungsform der  Bewertungskonten  die  beabsichtigte  und  erreichte 
Wirkung  einer  Bindung  aktiver  Mittel  noch  deutlicher  in  die  Er- 
scheinung trete 2).  Dazu  kommt  noch  der  Vorteil,  die  Abschrei- 
bung für  eine  größere  Gruppe  von  Aktiven  summarisch  durch- 
führen und  auf  den  Bewertungskonten  den  Amortisationsbetrag  in 
einem  Posten  kumulativ  einstellen  zu  können,  ohne  daß  die  Ab- 
schreibung in  der  Bilanz  für  jeden  einzelnen  Betriebsgegenstand 
oder  jede  Gruppe  von  Betriebsgegenständen,  numerisch  durch- 
geführt werden  muß.  Erst  in  dem  Augenblick,  wo  die  völlige 
Entwertung  eines  Betriebsgegenstandes  in  Hinsicht  seiner  Ver- 
wendung als  stehendes  Kapital  in  dem  Geschäft  gegeben  ist,  wird 
die  Verrechnung  des  abgehenden  Wertes  auf  dem  Bewertungs- 
konto (Erneuerungskonto)  vorgenommen. 

Ein  Einsender  des  schweizerischen  kaufmännischen  Zentral- 
blattes vom  14.  Juli  191 1  hält  die  kumulative  Abschreibungsweise 
als  gesetzlich  unzulässig  und  stützt  sich  dabei  auf  Art.  877  des 
schweizerischen  Obligationen-Rechtes.  Das  Maschinenkonto  z.  B. 
sei  aus  alten  und  neuen  Maschinen,  werterhöhenden  Reparaturen 
und  vielleicht  schon  ausrangierten  Objekten  bunt  zusammenge- 
würfelt, und  wenn  die  Abschreibung  einfach  an  der  Totalsumme 
sämtlicher  Posten  vorgenommen  werde,  so  sei  eine  richtige  Be- 
wertung der  einzelnen  Objekte  ausgeschlossen.  Der  Gesamtwert 
des  Maschinenkontos  sei  bei  einer  solchen  Berechnung  irrationell 
und  unreell,  was  unter  Umständen  schwere  Folgen  nach  sich 
ziehen  könne.  Nur  bei  individueller  Behandlung  jeder  einzelnen 
Maschine  (Reservierung  einer  besonderen  Seite  im  Maschinen- 
Skontro)  könne  eine  richtige  Bewertung  stattfinden.  Auch  uns 
erscheint  dieses  summarische  Abschreibungsverfahren,  wie  es  ge- 


1)  Berliner  II,  S.  101.  —  Dr.  H.  Boller  im  Schweiz,  kaufm.  Zentral- 
blatt vom  8.  September  191 1  :  »  .  .  .  wichtiger  als  die  Kenntnis  des  heutigen  Buch- 
wertes eines  Immobiliums  ist  die  Kenntnis  der  beiden  Beträge«  :  ursprünglicher 
Anschaffungspreis  und  bisherige  Abschreibungen. 

2)  Maatz  S.    141. 
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rade  bei  Benützung  der  Bewertungskonten  (jedoch  auch  bei  di- 
rekter Abschreibung)  oft  vorkommt,  als  anfechtbar.  Leider  scheint 
trotzdem  vorderhand  eine  derart  rigorose  Interpretation  von  Art. 
877  wenig  Aussicht  auf  allgemeine  Anerkennung  oder  gericht- 
lichen Schutz  zu  haben.  Es  ist  jedoch  zu  beachten,  daß  die  sum- 
marischen Abschreibungen,  wie  sie  in  den  nach  außen  zutage 
tretenden  Bilanzen  angegeben  werden,  nicht  ausschließen,  daß 
intern,  für  das  Geschäft  allein,  genauere  und  detailliertere  Kon- 
trollen und  Abrechnungen  geführt  werden.  Die  Resultate  dieser 
letzteren  werden  zuhanden  der  Oeffentlichkeit  in  wenige  Summen 
zusammengedrängt,  teils  der  größern  Uebersichtlichkeit  halber, 
teils  aus  geschäftspolitischen  Rücksichten.  Wo  diese  internen, 
individualisierenden  Kontrollen  nicht  bestehen,  haben  die  obigen 
Aussetzungen  volle  Berechtigung. 

g)  Fassen  wir  die  Sondervorschriften  des  Gesetzes  für  Ak- 
tiengesellschaften ins  Auge,  so  finden  wir  einerseits  unter  Obli- 
gationenrecht Art.  656 2  die  Weisung,  daß  Grundstücke,  Gebäude, 
Maschinen  unter  »Abzug  der  erforderlichen  und  den  Umständen 
angemessenen  Abschreibungen«  in  die  Bilanz  eingesetzt  werden 
müssen,  andererseits  unter  Art.  656 6  die  Bestimmung,  daß  der 
Betrag  des  »Erneuerungsfonds«  unter  die  Passiven  aufzunehmen 
sei.  Das  schweizerische  Gesetz  anerkennt  somit  für  Aktiengesell- 
schaften die  Zulässigkeit  der  Verwendung  eines  Erneuerungskontos 
und  damit  die  dauernde  Einstellung  stehenden  Kapitals  auf  der 
Aktivseite  zum  ursprünglichen  Anschaffungspreis,  wenn  den  er- 
forderlichen und  den  Umständen  angemessenen  Abschreibungen 
durch  Einsetzung  eines  Bewertungskontos  (Erneuerungsfonds)  Rech- 
nung getragen  wird.  —  Das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch  ist 
in  dieser  Beziehung  deutlicher,  indem  es  in  §  261  3  ausdrücklich 
bestimmt:  »Anlagen  und  sonstige  Gegenstände,  die  nicht  zur 
Weiterveräußerung,  vielmehr  dauernd  zum  Geschäftsbetriebe  der 
Gesellschaft  bestimmt  sind,  dürfen  ohne  Rücksicht  auf  einen  ge- 
ringeren Wert  zu  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  an- 
gesetzt werden,  sofern  ein  der  Abnutzung  gleichkommender  Be- 
trag in  Abzug  gebracht  oder  ein  ihr  entsprechender  Erneuerungs- 
fonds in  Ansatz  gebracht  wird.«  —  Diese  Sonderbestimmungen 
finden  ihre  Berechtigung  darin,  daß  es  dem  Gesetzgeber  bei  Ak- 
tiengesellschaften ganz  besonders  um  die  Bindung  und  Erhaltung 
des  einbezahlten  Aktienkapitals  zu  tun  ist.  Die  einzelnen  Be- 
triebsgegenstände   dürfen   für  das  durch   die  Bilanz  ausgewiesene 
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Vermögen  nur  mit  ihrem  wirklichen  Wert  und  für  den  ausge- 
wiesenen Gewinn  nur  mit  ihrem  wirklichen  Ertrag  in  Betracht 
kommen.  Sie  können  diese  bilanztechnische  Funktion  ebensogut 
erfüllen,  ob  sie  die  Jahresbilanz  in  der  einen  oder  andern  Buchungs- 
form belasten,  wenn  sich  nur  die  Einwirkung  auf  die  Vermögens- 
und Ertrags  -  Rechnung  gleichbleibt.  Alle  Betriebsgegenstände 
dürfen  die  Bilanz  nur  mit  ihrem  jeweils  gegenwärtigen  volkswirt- 
schaftlichen Anschaffungswert  unter  Berücksichtigung  der  vom 
Gesetz  gezogenen  Höchstbewertungsgrenzen  belasten.  Ist  dieser  ge- 
mindert oder  gleich  Null,  so  muß  der  verringerten  gesellschaft- 
lichen Geltung  entweder  durch  direkte  Abschreibung  zur  Ver- 
ringerung der  Bestandkontensaldi  oder  durch  Bildung  eines  Be- 
wertungskontos (Erneuerungsfonds)  und  Einstellung  seines  Haben- 
saldos unter  die  Passiven  Rechnung  getragen  werden.  Der  Effekt 
auf  die  Vermögens-  und  die  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  ist 
der  nämliche. 

h)  Eine  hervorragende  Bedeutung  hat  die  indirekte  Abschrei- 
bungsmethode bei  den  Eisenbahnen  erlangt.  Die  Bahnverwal- 
tungen der  schweizerischen  Hauptbahnen  bedienten  sich  bis  zu 
deren  Verstaatlichung  eines  unter  die  Passiven  eingestellten  Be- 
wertungskontos, um  die  Entwertung  des  stehenden  Kapitals  zu 
berücksichtigen,  indem  sie  die  auf  Baukonto  verbuchten  Anlagen 
fortgesetzt  zu  ihren  ursprünglichen  Anschaffungskosten  bilanzierten. 
Einzelne  Verwaltungen  vermengten  das  Bewertungskonto  anfäng- 
lich mit  den  Reingewinnreservekonten  1),  was  seinen  Grund  wohl 
darin  gehabt  haben  dürfte,  daß  sowohl  die  Bewertungskonten  als 
auch  die  Reingewinnreservekonten  die  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung belasten  und  den  Gewinn  kürzen.  Wo  das  Bewertungskonto 
selbständig  auftrat,  erhielt  es  die  Bezeichnung  »Erneuerungsfonds«. 
Wahrscheinlich  folete  man  bei  seiner  Einführung:   dem  von  deut- 


i)  a)  Der  ursprüngliche  »Reservefonds«  der  Nordostbahn  hatte  für  Erneue- 
rungen und  Hauptreparaturen  aufzukommen.  In  den  Statuten  vom  30.  Mai  1S72 
wurde  dann  dieser  bisherige  »Reservefonds«  in  einen  »Erneuerungsfonds«  umge- 
wandelt und  für  Reingewinnrücklagen  ein  besonderer,  echter  > Reservefonds«  ge- 
schaffen. —  b)  Die  Zentralbahn  bestritt  bis  1873  die  Kosten  für  Unterhaltung  des 
Oberbaus  etc.  aus  den  laufenden  Einnahmen,  fing  dann  erst  mit  der  Dotation  eines 
»Erneuerungsfonds«  an  und  ließ  den  alten  »Reservefonds«  als  solchen  bestehen.  — 
c)  Bei  der  Gotthardbahn  war  der  »Reservefonds«  der  Statuten  von  187 1  in  erster 
Linie  zur  Bestreitung  der  Auslagen  für  Erneuerung  des  Oberbaues  und  des  Betriebs- 
materials bestimmt.  Im  Anschluß  an  das  Eisenbahnrechnungsgesetz  von  1883 
wurde  die  genannte  Aufgabe  einem  »Erneuerungsfonds«  zugeteilt  und  der  übrige 
»Reservefonds«   als  Reingewinnreserve  weitergeführt. 
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sehen  und  österreichischen  Eisenbahngesellschaften  gegebenen 
Beispiel.  Die  Handhabung  der  Einlagen  (Gutschriften)  und  der 
Entnahmen  (Belastungen)  des  Erneuerungsfonds  war  sehr  ver- 
schieden und  variierte  je  nach  den  Ergebnissen  und  der  Dividen- 
denpolitik: der  einzelnen  Gesellschaften.  Das  Außerachtlassen  der 
Anwendung  eines  objektiv  richtigen  Maßstabes  führte  zu  Unzu- 
kömmlichkeiten, die  schließlich  das  Eingreifen  des  Gesetzgebers 
zur  Folge  hatten.  In  den  ursprünglichen  kantonalen  und  eidge- 
nössischen Konzessionen,  die  den  Eisenbahngesellschaften  erteilt 
wurden,  war  der  Begriff  des  Erneuerungsfonds,  wie  er  sich  nach- 
her im  Laufe  der  Zeit  im  Rechnungswesen  der  Eisenbahngesell- 
schaften eingebürgert  hat,  noch  gar  nicht  enthalten.  In  diesen 
alten  Konzessionen  (aus  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren  des 
letzten  Jahrhunderts)  war  lediglich  bestimmt,  daß  bei  Berechnung 
des  Rückkaufspreises  der  Bahn  durch  die  Eidgenossenschaft  solche 
Beträge,  die  auf  Abschreibungsrechnung  getragen  oder  einem 
Reservefonds  einverleibt  werden,  in  Abzug  zu  bringen  und  die 
Bahn  im  Rückkaufsfalle  in  vollkommen  befriedigendem  Zustand 
zu  übergeben  sei.  Auch  das  schweizerische  Bundesgesetz  über 
Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  auf  Schweizergebiet  vom 
23.  Dezember  1872  sagte  über  den  Erneuerungsfonds  nichts  aus1). 
In  der  Eisenbahngesetzgebung  fand  der  Erneuerungsfonds  zum 
erstenmal  in  dem  schweizerischen  Bundesgesetz  über  das  Rech- 
nungswesen der  Eisenbahngesellschaften  vom  21.  Dezember  1883, 
Erwähnung  und  zwar  in  folgendem  Zusammenhang :  In  Art.  2 
dieses  Gesetzes  ward  bestimmt,  daß  nur  die  ursprünglichen  An- 
schaffungskosten unter  die  Aktiven  der  Bilanz  eingestellt  werden 
durften.  —  Art.  3  lautete:  »Nach  Eröffnung  des  Betriebes  dürfen 
die  Kosten  für  Ergänzungs-  und  Neuanlagen  oder  für  Anschaf- 
fung von  Betriebsmaterial  den  Aktiven  der  Bilanz  nur  beigefügt 
werden,  wenn  dadurch  eine  Vermehrung  oder  wesentliche  Ver- 
besserung der  bestehenden  Anlagen  im  Interesse  des  Betriebes 
erzielt  wird«.  —  >Die  Unterhaltung  der  bestehenden  und  der 
Ersatz  abgegangener  Anlagen  und  Einrichtungen  sind  aus  den 
jährlichen  Einnahmen  oder  a  1 1  f  ä  1  1  i  g  für  diesen  Zweck 
bestehenden  besonderen  Fonds  zu  bestreiten.*. 
—  Die  Einlagen  in  die  Reserve-  und  Erneuerungsfonds 
sind  aus  den  Einnahmeüberschüssen  zu  bestreiten  und  es  ist  de- 
ren Betrag  in  den  Statuten  festzusetzen.« 

1)  Alte  Serie  der  Bundesgesetze  Bd.  XI,  S.    i. 
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Die  Folge  dieser  Gesetzesvorschriften  war,  daß  die  Eisen- 
bahngesellschaften in  ihre  Statuten,  wo  es  noch  fehlte,  eine  Be- 
stimmung über  den  Erneuerungsfonds  aufnahmen  und  ihn  in  der 
Bilanz  den  auf  der  Aktivseite  stehenden,  zum  ursprünglichen  An- 
schaffungswert eingesetzten  Anlagekonten  als  Bewertungsposten 
auf  der  Passivseite  gegenüberstellten. 

Die  unrichtige  Dotierung  und  mißverständliche  Deutung  des 
Erneuerungsfonds  stiftete  in  der  Folge  viel  Unheil,  und  dieser 
Passivposten  ward  denn  auch  zum  Zankapfel  zwischen  Bund  und 
Bahnverwaltungen J).  Die  Hauptursache  lag  darin,  daß  der  Er- 
neuerungsfonds seiner  eigentlichen  Aufgabe,  die  ursprünglichen 
Anschaffungskosten  stehender  Kapitalien  auf  die  für  ihre  Ent- 
wertung verantwortlichen  verschiedenen  Betriebsjahre  gerecht  zu 
verteilen,  entfremdet  wurde.  Er  wurde  zum  duldsamen  Instrument, 
den  Bilanzsaldo  je  nach  den  Erträgnissen  und  der  Geschäftspo- 
litik zu  regulieren  und  fand  dann  gegenüber  dem  Bund  eine  be- 
sondere Aufgabe  hinsichtlich  der  Beeinflussung  des  Rückkaufs- 
wertes. Im  Falle  des  Rückkaufs  der  Eisenbahnen  durch  den 
Bund  war  nämlich  die  Entschädigungssumme  nach  Maßgabe  des 
Reingewinns  oder  der  Anlagekosten  zu  berechnen.  Offenbar 
konnte  nun  aber  je  nach  der  Rechnungsführung,  insbesondere  je 
nach  der  Behandlung  des  Erneuerungsfonds,  die  Rendite  und  der 
Anlagebetrag  günstiger  oder  ungünstiger  dargestellt  werden.  Die 
Bahnverwaltungen  trachteten  natürlich  nach  einem  möglichst 
hohen  Rückkaufspreis,  was  auf  den  Erneuerungsfonds  angewendet, 
eine  ungenügende  Dotierung  desselben  nahelegte.  Jede  Erhö- 
hung des  Erneuerungsfonds  kam  einer  Kürzung  des  Jahresge- 
winnes, also  der  Rendite  gleich,  und  mußte  durch  ihre  Erschei- 
nung auf  der  Passivseite  der  Bilanz  die  gesellschaftliche  Geltung 
der  ganzen  Unternehmung  kleiner  erscheinen  lassen.  Letzterer 
Umstand  drohte  die  Möglichkeit  der  Schuldenaufnahme  ungünstig 
zu  beeinflussen.  Der  Bund  seinerseits  hatte  ein  Interesse  daran, 
daß  die  Berücksichtigung  der  Wertminderung  des  stehenden  Ka- 
pitals sachgemäß  vorgenommen  und  eine  dementsprechende  Be- 
lastung der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  die  Rendite  der  Bahn 
in  ihrer  wahren  Höhe  erscheinen  ließ.  Der  Bund  fand  denn  auch 
bald,  daß  das  Rechnungswesen  der  schweizerischen  Eisenbahnen 


i)  Die  Frage  des  »Rechtes  auf  den  Erneuerungsfonds«  war  in  dem  bekannten 
Rückkaufsprozeß  der  Gotthardbahn  gegen  die  schweizerische  Eidgenossenschaft 
schließlich  der  Hauptstreitpunkt. 
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mit  soliden,  kaufmännischen  Grundsätzen  nicht  im  Einklang  stehe. 
Die  gestützt  auf  das  erwähnte  Eisenbahnrechnungsgesetz  von  1883 
vorgenommenen  Bilanzbereinigungen  schienen  ihm  ungenügend,  um 
eine  umfassende  Korrektur  der  bestehenden  Mängel  herbeizufüh- 
ren. Insbesondere  wurden  nach  Ansicht  des  Bundesrates  die  Er- 
neuerungsfonds »im  allgemeinen  und  von  einzelnen  Ausnahmen 
abgesehen  ganz  ungenügend  und  nicht  nach  einem  objektiven 
Maßstab,  wie  es  das  gemeine  Recht  für  Abschreibungen  verlangt«, 
dotiert1).  Deshalb  wollte  sich  der  Bund  »sowohl  aus  allgemein 
volkswirtschaftlichen  Rücksichten,  wie  auch  mit  Rücksicht  auf 
eine  eventuelle  Verstaatlichung  (der  Eisenbahnen),  die  richtige 
Ertragsberechnungen  bedingte« 2),  auf  den  in  den  neunziger  Jahren 
kommenden  Kündigungstermin  besser  rüsten.  Die  Frucht  dieser 
Bestrebungen  war  das  zweite  Eisenbahnrechnungsgesetz  vom 
27.  März  1896,  das  nun  auch  bezüglich  des  Erneuerungsfonds 
genauere  Bestimmungen  brachte.  Die  bedeutsamsten  davon 
lauten  : 

»Art.  11.  Für  die  einer  wesentlichen  Abnützung  unterwor- 
fenen Anlagen  und  Einrichtungen,  als :  Oberbau,  Rollmaterial, 
Mobiliar  und  Gerätschaften,  ist  ein  Erneuerungsfonds  anzulegen ; 
bei  elektrischen  Bahnen,  Drahtseilbahnen,  Tramways  usw.  ist  die 
Anlage  eines  Erneuerungsfonds  auf  die  an  Stelle  von  Lokomotiven 
in  Verwendung  stehenden  besonderen  Betriebsmittel  und  zuge- 
hörigen Einrichtungen  auszudehnen.« 

»Die  jährlichen  Einlagen  in  diesen  Fonds  sind  nach  den  Er- 
stellungs-  und  Anschaffungskosten  und  der  wahrscheinlichen  Ge- 
brauchsdauer der  einzelnen  Anlagen  oder  Gegenständen  zu  be- 
rechnen und  als  Betriebsausgaben  in  die  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung einzustellen.« 

»Dem  Erneuerungsfonds  werden  keine  Zinsen  gutgeschrieben.« 

»Der  Bestand  des  Erneuerungsfonds  soll  zu  jeder  Zeit  dem 
vollen  Betrag  des  durch  Abnützung  oder  andere  Einwirkungen 
entstandenen  materiellen  Minderwertes  aller  in  Lemma  1  genann- 
ten Anlagen  oder  Gegenständen  entsprechen.  Der  in  diesem  Sinne 
berechnete  Betrag  des  Erneuerungsfonds    ist    in  die  Passiven  der 


1)  Aus  der  »Botschaft  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  zu  dem  mit 
der  Gotthardbahn  in  Liquidation  abgeschlossenen  gerichtlichen  Vergleich  betreffend 
Festsetzung  der  Rückkaufsentschädigung  für  die  Gotthardbahn«.  Bundesblatt  Nr.  36 
vom  6.  September   191 1,  S.  77. 

2)  Aus  der  soeben  zitierten  Botschaft  des  Bundesrates. 
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Bilanz  aufzunehmen.  Die  Differenz  zwischen  dem  Sollbetrag 
des  Fonds  und  dem  durch  die  Aktiven  gedeckten  Betrag  desselben 
ist  nach  den  Vorschriften  der  Art.   13  und  14  zu  behandeln.« 

»Art.  12.  Die  Beträge  der  jährlichen  Einlagen  in  den  Er- 
neuerungsfonds werden  nach  Anhörung  der  Bahnvenvaltungen 
vom  Bundesrate  festgesetzt.  Die  daherigen  Ansätze  sind  gemäß 
den  Anordnungen  des  Bundesrates  in  den  Statuten  oder  in  be- 
sonderen Reglementen  näher  zu  bestimmen.« 

»Der  Erneuerungsfonds  darf  nur  für  die  in  den  Statuten  oder 
Reglementen  genannten  Zwecke  verwendet  werden.  Diese  Zweck- 
bestimmung unterliegt  der  Genehmigung  des  Bundesrates.« 

»Den  Bahnunternehmungen  steht  das  Recht  zu,  gegen  die 
auf  Grund  dieses  Artikels  getroffenen  Anordnungen  des  Bundes- 
rates beim  Bundesgerichte  zu  rekurrieren,  usw.« 

Diese  Vorschriften  gaben  Anlaß  zu  eingehenden  Untersu- 
chungen über  die  durch  Abnützung  und  andere  Einwirkungen 
entstandenen  materiellen  Minderwerte  des  Oberbaus,  des  Roll- 
materials, des  Mobiliars  und  der  Gerätschaften,  um  darnach  die 
Höhe  des  Fonds  als  Ganzes  und  der  Jahreseinlagen  im  einzelnen 
zu  bestimmen.  Die  sich  ergebenden  Meinungsdifferenzen  zwischen 
den  Bahnverwaltungen  und  dem  Bundesrate  (respektive  dem  Eisen- 
bahndepartement) waren  so  bedeutend,  daß  ein  Rekurs  an  das 
Bundesgericht  eingeleitet,  und,  soweit  die  Angelegenheit  inzwi- 
schen nicht  für  die  einzelnen  Bahnen  zufolge  Verstaatlichung  ge- 
genstandslos geworden  war,  durch  bundesgerichtliche  Experten 
eine  endgültige  Erledigung  stattfinden  mußte 1). 

Das    Bundesgericht    hatte   schon    vor  Erledigung   des  vorge- 

1)  Details  dazu  im:  a)  »Bericht  und  Antrag  des  Post- und  Eisenbahndeparte- 
ments (Eisenbahnabteilung)  an  den  Bundesrat  betreffend  Festsetzung  der  jährlichen 
Einlagen  in  den  Erneuerungsfonds  gemäß  Art.  n  und  12  des  Eisenbahnrechnungs- 
gesetzes. Entwurf  vom  i.  März  1898.«  b)  Gutachten  der  bundesrätlichen  Experten 
in  dieser  Sache  vom  30.  April  1898.  c)  Revidierter  Bericht  und  Antrag  des  Eisen- 
bahndepartements in  dieser  Sache  vom  24.  Mai  1898.  d)  »Bericht  der  Abteilung 
für  Rechnungswesen  und  Statistik  betreffend  die  Schienenabnützung  auf  den  Schweiz. 
Hauptbahnen  vom  2.  März  1899.«  e)  Neuer  Bericht  des  Eisenbahndepartements 
an  den  Bundesrat  vom  6.  Juni  1899.  f)  Bundesratsbeschluß  (Regulativ)  betreffend 
Festsetzung  der  jährlichen  Einlagen  in  den  Erneuerungsfonds  etc.  vom  12.  Juni 
1899.  g)  Rekurs  (12.  Juli  1899),  Antwort  (30.  Oktober  1899),  Replik  (26.  Februar 
1900)  und  Duplik  (11.  Juni  1900)  im  Rekursprozeß  der  Bahnverwaltungen  gegen 
den  Bundesrat  an  das  Bundesgericht,  h)  Gutachten  der  bundesgerichtlichen  Ex- 
perten in  Sachen  der  Gotthardbahngesellschaft  gegen  den  Schweiz.  Bundesrat  be- 
treffend Einlagen  in  den  Erneuerungsfonds  (Oktober   1905). 
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nannten  Rekurses  in  einem  andern  Rekurs  der  schweizerischen 
Zentralbahn  gegen  den  Bundesrat,  wobei  es  sich  um  Festsetzung 
der  Grundsätze  für  die  Berechnung  des  konzessionsgemäßen  Rein- 
ertrages der  Bahn  handelte,  Anlaß,  sich  eingehend  mit  dem  Er- 
neiierungsfonds  des  neuen  Eisenbahnrechnungsgesetzes  zu  be- 
schäftigen. Der  Bundesrat  verlangte  den  Einbezug  dieses  Fonds 
in  die  Reinertragsberechnungen,  während  die  Zentralbahn  dies 
bestritt1). 

Wir  geben  im  folgenden  die  im  Rekurse  der  Zentralbahn 
durch  den  Bundesrat  gemachten  Aeußerungen  über  den  Begriff 
urd  die  Bedeutung  des  Erneuerungsfonds  im  Sinne  des  neuen 
Eisenbahnrechnungsgesetzes  von  1896  kurz  wieder. 

Die  Meinung  der  Zentralbahn  ging  dahin,  der  Erneuerungs- 
fonds habe  für  die  Grundsätze  über  Feststellung  des  konzessions- 
gemäßen Reinertrags  gar  keine  Bedeutung,  da  man  die  Einrich- 
tung des  Erneuerungsfonds  bei  Erteilung  der  Konzession  (der 
Zentralbahn)  noch  nicht  gekannt  habe.  Der  Erneuerungsfonds 
sei  bei  ihr  im  Jahre  1874  lediglich  zum  Zwecke  gleichmäßiger 
Verteilung  der  bezüglichen  Lasten  auf  die  einzelnen  Jahre  ein- 
geführt worden. 

Bezüglich  dieses  letztern  Punktes  führt  auch  der  Berichtsent- 
warf2)  des  Eisenbahndepartements  vom  1.  März  1898  an,  daß  die 
vor  Erlaß  des  neuen  Rechnungsgesetzes  vorhandenen  Erneuerungs- 
fonds bei  den  schweizerischen  Hauptbahnen  insgesamt  nur  den 
Charakter  von  Ausgleichungsfonds  gehabt  hätten,  die  bezweckten, 
die  Kosten  bedeutender  Erneuerungen,  die  die  Erträgnisse  einer 
einzelnen  Betriebsrechnung  zu  sehr  beeinflußt  hätten,  auf  mehrere 
Betriebsjahre  zu  verteilen.  Das  neue  Eisenbahnrechnungsgesetz 
von  1896  habe  aber  dem  Erneuerungsfonds  eine  erweiterte  Be- 
deutung gegeben.  Derselbe  solle  nunmehr  als  Ersatzfonds  die 
auf  gewissen  Bahnteilen  eintretenden  Wertverluste  in  vollem 
Maße  decken  und  in  der  Bilanz  die  gesamten  Minderwerte  auf 
den  fraglichen  Anlagen  und  Einrichtungen  ausgleichen. 

Der  Zentralbahn  gegenüber  vertrat  dann  der  Bundesrat  die 
Ansicht,  »daß  das  Rechnungsgesetz  mit  Rücksicht  auf  den  Rück- 
kauf, und  um  die  für  Ermittlung  der  Rückkaufswerte  nötigen 
Anhaltspunkte  im  Sinne  der  Konzessionen  aufzustellen,  geschaffen 

1)  Bundesgerichtliche  Entscheide  Bd.  25,  II.  28.  Urteil  vom  1S./21.  Ja- 
nuar  1899. 

2)  »Betreffend    Festsetzung  der  Einlagen   in  den  Erneuerungsfonds«   etc.  S.  4. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  46.  8 
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worden  sei.  Nach  Vorschrift  der  Konzessionen  seien  diejenigen 
Beträge,  welche  entweder  auf  Abschreibungsrechnung  getragen, 
oder  einem  Reservefonds  einverleibt  worden  sind  (oder«,  fügt 
der  Bundesrat  in  Parenthese  bei,  »nach  heutigem  Sprachgebrauch 
im  Eisenbahnrechnungswesen :  diejenigen  Beträge,  die  dem  Er- 
neuerungsfonds zugewiesen  werden)  von  dem  Reinertrag  in  Ab- 
zug zu  bringen.  Demnach  entspreche  es  nicht  nur  dem  Sinne, 
sondern  auch  dem  Wortlaut  der  Konzession,  daß  die  Einlagen 
in  den  Erneuerungsfonds  bei  der  Reinertragsberechnung  unter  die 
Ausgaben  eingestellt  werden«.  »Das  neue  Rechnungsgesetz  mit 
seinen  Vorschriften  über  die  Höhe  der  Einlagen  in  den  Erneue- 
rungsfonds sei  nichts  anderes,  als  der  genaue  und  präzise  Ausdruck 
für  die  bereits  in  den  Konzessionen  enthaltenen,  aber  nicht  mit 
dieser  Deutlichkeit  ausgesprochenen  Grundsätze.«  »Abschreibungs- 
rechnung und  Reservefonds,  von  welchen  die  Konzessionen  spre- 
chen, seien  im  kaufmännischen  Sprachgebrauch  bestimmte  Begriffe, 
die  sowohl  unter  sich  als  auch  im  Vergleich  mit  dem  Erneue- 
rungsfonds dem  Sinne  nach  ganz  gleichbedeutend  seien,  und  zwar 
finde  eine  richtige  Reservestellung,  bez.  Abschreibung,  nur  statt, 
wenn  soviel  beiseite  gelegt  bez.  abgeschrieben  werde,  als  die 
betreffenden  Objekte  durchschnittlich  von  Jahr  zu  Jahr  weniger 
wert  seien.« 

Das  Bundesgericht  selbst  führt  dann  in  seinen  Erwägungen 
über  die  Bedeutung  und  den  Begriff  des  Erneuerungsfonds  im 
allgemeinen  und  im  neuen  Rechnungsgesetz  im  besonderen  fol- 
gendes aus  : 

Für  die  Ermittlung  des  Reinertrages  zur  Rückkaufspreisbe- 
rechnung könnten  nur  die  Grundsätze  maßgebend  sein,  die  sich 
hierfür  aus  den  Konzessionen  ergeben.  Die  in  Frage  kommende 
Bestimmung  der  Konzessionen  schreibt  vor,  daß  von  dem  Rein- 
ertrage, der  der  Ermittlung  der  Entschädigungssumme  zugrunde 
zu  legen  ist,  »Summen,  welche  auf  Abschreibungsrechnung  ge- 
tragen oder  einem  Reservefonds  einverleibt  werden,  in  Abzug  zu 
bringen«  sind.  Sie  kann  »vernünftigerweise  gar  nicht  anders 
ausgelegt  werden  als  so,  daß  dabei  die  Vornahme  von  Abschrei- 
bungen, bez.  die  Dotierung  eines  Reservefonds  nach  einem  o  b- 
jektiven  Maßstab  vorausgesetzt  wird«.  Man  habe  hierfür  ge- 
wiß nicht  auf  das  subjektive  Ermessen  der  Bahngesellschaften 
abstellen  wollen.  Auch  die  Bahngesellschaften  sollen  »rücksicht- 
lich der  Abschreibungen   nach   den  für  eine  gesunde,    nach  rieh- 
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tigen  Geschäftsprinzipien  geführten  Verwaltung  geltenden  Regeln 
verfahren«.  Es  frage  sich  nun,  ob  die  Grundsätze,  die  der  Bun- 
desrat unter  Berufung  auf  die  Bestimmungen  des  neuen  Eisen- 
bahnrechnungsgesetzes bezüglich  der  Behandlung  des  Erneuerungs- 
fonds bei  Feststellung  des  konzessionsgemäßen  Reinertrags  als 
maßgebend  bezeichnet  habe,  über  diese  im  Interesse  einer  ge- 
deihlichen Entwicklung  der  Bahnunternehmung  zu  beobachtenden 
Verwaltungsgrundsätze  hinausgingen  oder  nicht. 

Die  periodische  Bilanz  werde  zur  Kontrolle  des  wirtschaft- 
lichen Gedeihens  einer  gewerblichen  Unternehmung  aufgestellt. 
Dabei  müssen  »die  sämtlichen  Vermögensstücke  der  Unternehmung 
nach  demjenigen  Werte  angesetzt  werden,  der  ihnen  zur  Zeit 
der  jeweiligen  Aufstellung  der  Bilanz  beizulegen  ist«.  Deshalb 
schreibe  das  Bundesgesetz  über  das  Obligationenrecht  in  Art.  656  2 
für  Bilanzen  von  Aktiengesellschaften  vor,  »daß  Grundstücke, 
Gebäude,  Maschinen  höchstens  nach  den  Anschaffungskosten  mit 
Abzug  der  erforderlichen  und  den  Umständen  angemessenen  Ab- 
schreibungen anzusetzen  seien«.  Das  neue  deutsche  Handels- 
gesetzbuch spreche  (wie  Art.  185  a  des  früheren  Aktiengesetzes 
vom  18.  Juli  1884)  in  §  261,  Ziffer  3  deutlich  aus,  daß  dafür 
ein  entsprechender  Erneuerungsfonds  in  Ansatz  gebracht  werden 
könne.  Bei  den  Eisenbahnverwaltungen  sei  gerade  diese  letztere 
Abschreibungsform  schon  längst  üblich  gewesen.  »In  der  Tat  ist 
der  Erneuerungsfonds«,  sagt  das  Bundesgericht,  »nichts  anderes 
als  ein  der  Bewertung  von  Aktiven  dienendes,  die  auf  denselben 
erforderlichen  Abschreibungen  ersetzendes  Konto,  also  nicht  etwa 
eine  Rücklage,  durch  welche  das  in  dem  Unternehmen  steckende 
Kapital  vermehrt  wird,  sondern  lediglich  ein  Bewertungskonto, 
das  sich  von  den  Abschreibungen  nur  durch  die  Buchform  (sollte 
wohl  heißen  Buchungsform)  unterscheidet,  und  demnach  auch 
keinen  Teil  des  Reingewinns  bildet,  sondern  vielmehr  denselben 
verkürzt,  so  daß  ein  Reingewinn  erst  vorhanden  ist,  nachdem  der 
Erneuerungsfonds  richtig  berechnet  worden  ist.«  —  »Die  Bildung 
des  Erneuerungsfonds  muß  sich  demnach  nach  den  gleichen  Grund- 
sätzen richten,  nach  welchen  bei  der  Aufstellung  einer  ordnungs- 
mäßigen Bilanz  die  Abschreibungen  vorzunehmen  sind,  m.  a.  W. 
es  sind  bei  der  Ermittlung  des  Reingewinns  in  der  Jahresbilanz 
vorerst  diejenigen  Summen  dem  Erneuerungsfonds  zuzuweisen, 
welche  zur  Ausgleichung  der  auf  das  Rechnungsjahr  entfallenden 
Wertverminderung   der   Betriebsanlage    und     Betriebsgegenstände 
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erforderlich  sind,  und  nicht  am  Wert  derselben  abgeschrieben 
werden  oder  tatsächlich  zu  Erneuerungszwecken  verwendet  worden 
sind.«  (Mit  Recht  bezeichne  daher  Simon  S.  389,  Anm.  145, 
führt  das  Bundesgericht  an,  die  Bestimmung  des  Art.  10  des 
Rechnungsgesetzes  von  1896  als  der  Sache  nach  zutreffend,  »daß 
der  Erneuerungsfonds  auch  dann  in  dem  erforderlichen  Maße  be- 
dacht, und  die  erforderlichen  Beträge  als  Ausgaben  in  die  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung  eingestellt  werden  müssen,  wenn  die 
Betriebseinnahmen  zur  Bestreitung  derselben  unzureichend  sind«.) 
»Für  die  Höhe  der  jährlichen  Einlagen  in  den  Erneuerungsfonds, 
d.  h.  der  Summen,  welche  jährlich  auf  den  Erneuerungsfonds  ge- 
setzt werden  müssen,  ist  also,  gleich  wie  für  die  Höhe  der  jähr- 
lichen Abschreibungen,  der  Umfang  der  jährlichen  Wertverminde- 
rung maßgebend,  soweit  diese  nicht  durch  Erneuerungen  (Repa- 
raturen, Ersatzanschaffungen  und  dergleichen)  ausgeglichen  worden 
ist.«  —  »Bei  der  periodischen  Bilanzziehung  muß  grundsätzlich 
diejenige  Summe  auf  Abschreibungsrechnung,  bez.  auf  Erneue- 
rungskonto, gesetzt  werden,  die  dem  Gesamtbetrag  der  Wertmin- 
derung, welche  die  einzelnen  Objekte  erleiden,  im  Verhältnis  zu 
der  Anzahl  Jahre,  in  denen  die  Wertverminderung  sich  vollzieht, 
entspricht.« 

Wenn  nun  das  Eisenbahnrechnungsgesetz  vom  27.  März  1896 
vorschreibe,  es  sei  für  die  einer  wesentlichen  Abnützung  unter- 
liegenden Anlagen  und  Einrichtungen  der  Eisenbahnen,  als  Ober- 
bau, Rollmaterial,  Mobiliar  und  Gerätschaften  ein  Erneuerungsfonds 
anzulegen,  dessen  Bestand  zu  jeder  Zeit  dem  vollen  Betrag  des 
durch  Abnützung  oder  andere  Einwirkungen  entstandenen  ma- 
teriellen Minderwertes  dieser  genannten  Anlagen  oder  Gegenstände 
entsprechen  solle,  und  weiter  bestimme,  die  jährlichen  Einlagen 
in  diesen  Fonds  seien  nach  den  Erstellungs-  und  Anschaffungs- 
kosten und  der  wahrscheinlichen  Gebrauchsdauer  der  einzelnen 
Anlagen  und  Gegenstände  zu  berechnen,  so  liege  nach  dem  Ge- 
sagten hierin  keine  Anforderung  an  die  Bahngesellschaften,  die 
über  dasjenige  Maß  hinausginge,  nach  welchem  schon  nach  all- 
gemein anerkannten  Grundsätzen  in  einer  richtigen  Verwaltung 
bei  Feststellung  der  Jahresbilanz  auf  die  dauernde  Unterhaltung 
der  bestehenden  Anlagen  und  Einrichtungen  zum  Betriebe  Be- 
dacht genommen  werden  muß.  »Die  diesbezüglichen  Vorschriften 
des  Rechnungsgesetzes  (von  1896)  enthalten  vielmehr  eine  durch- 
aus  milde  Anwendung    dieser  Grundsätze,    indem    zugunsten   der 
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Ertragsrechnung  der  Bahn  nicht  alle  einer  Abnützung  unterliegen- 
den, sondern  nur  die  einer  wesentlichen  Abnützung  unter- 
liegenden Anlagen  und  Einrichtungen  in  Betracht  fallen.« 

Die  Ansicht  des  Bundesgerichtes  gipfelt  somit  darin,  daß  es 
auf  das  Gleiche  herauskommt,  ob  nach  der  direkten  oder  in- 
direkten Methode  der  Entwertung  des  stehenden  Kapitals  Rech- 
nung getragen  wird. 

Im  Rückkaufsprozeß  der  Gotthardbahn  kam  das  Bundesge- 
richt nicht  mehr  dazu,  über  die  Frage  des  Erneuerungsfonds  ein 
weiteres  zu  sagen,  da  sich  die  Gotthardbahn  auf  dem  Vergleichs- 
wege bereit  erklärte,  jene  den  Erneuerungsfonds  betreffenden  Aus- 
führungen des  Bundesgerichts  im  Zentralbahn-Urteil  auch  auf  sie 
anwenden  zu  lassen  J). 

i)  Bezüglich  der  Auslagen  für  Instandhaltung,  Re- 
paratur, Ersatz  undEr  Weiterung  stehenden  Ka- 
pitals möchten  wir  bei  Führung  eines  Bewertungskontos  kurz 
folgendes  bemerken. 

Reine  Instandhaltungskosten  sind  die  Auslagen 
für  den  gewöhnlichen  Unterhalt  der  Vermögensgegenstände,  wie 
sie  der  normale  Betrieb  mit  sich  bringt.  Sie  sind  aus  den  laufen- 
den Einnahmen  zu  bestreiten,  als  Unkosten  (Spesen,  Regiekosten) 
zu  verbuchen,  und  nicht  etwa  als  Wertzuwachs  dem  stehenden 
Kapital  zuzuschreiben  oder  dem  Erneuerungs(fonds)-Konto  zu  be- 
lasten. 

Bei  den  Reparaturen  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
solchen,  die  eine  mehrere  Jahre  dauernde  Werterhöhung  zur  Folge 
haben  und  solchen,  die  bloß  den  Charakter  einer  weniger  dauern- 
den Ausbesserung  haben.  Der  entscheidende  Punkt  liegt  somit 
in  der  mehr  oder  weniger  langen  Dauer  der  Werterhöhung,  die 
sich  nach  der  Zahl  der  Betriebsperioden  bemißt,  während  deren 
sie  sich  konsumiert,  m.  a.  W.  es  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
solchen  Reparaturauslagen,  die  nur  eine  in  der  nämlichen  Be- 
triebsperiode wieder  untergehende  Werterhöhung  zur  Folge  haben, 
und  solchen  Reparaturen,  die  eine  sich  über  eine  Mehrzahl  von 
Betriebsperioden  erstreckende  Wertsteigerung  zur  Folge  haben. 
Reparaturen  letzterer  Art  sind  zu  den  Bestandkonten  (Aktiva)  hin- 
zuzuschreiben, Reparaturen  ersterer  Art  dagegen  als  allgemeine 
Unkosten  der  laufenden  Betriebsrechnung  zu  belasten.  Dem  Er- 
neuerungs(fonds)-Konto  dürfen  Reparaturkosten  nur  belastet  wer- 

i)  B.  E.  Bd.  27,  II.    36.  Urteil  vom  25.  Juni   1901,  S.   315. 
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den,  wenn  dieses  dafür  vorgesehen  und  entsprechend  dotiert  worden 
ist.  Bei  der  jeweiligen  Feststellung  der  Entwertung  zur  Zeit  der 
Inventuraufnahme  werden  die  einen  Werterhöhungen  durch  Re- 
paraturen als  noch  mehr  oder  weniger  vorhanden,  die  andern  als 
vollständig  untergegangen  (konsumiert)  beobachtet  werden.  Nur 
solche  durch  Reparaturen  hervorgerufene  Werterhöhungen  stehen- 
den Kapitals,  deren  reproduktive  Konsumtion  sich  über  mehrere 
Betriebsperioden  erstreckt,  die  somit  gleichen  Charakters  sind,  wie 
stehendes  Kapital,  kommen  für  die  Abschreibungen,  respektive 
das  Erneuerungs(fonds)-Konto  in  Betracht,  das  ja  gerade  die  Ver- 
teilung des  ursprünglichen  Kostenaufwands  auf  die  verschiedenen 
Betriebsperioden,  die  für  die  Entwertung  verantwortlich  sind,  über- 
wacht und  den  bezüglichen  Wertverlust  zu  entkräften  hat. 

Bei  den  Neuans  chaffungenistzu  unterscheiden  zwischen 
solchen  neuen  Gegenständen,  die  als  Ersatz  für  ausgeschiedene 
dienen,  und  solchen,  die  eine  tatsächliche  Erweiterung  des  stehen- 
den Kapitals,  des  Geschäftsvermögens  als  Ganzes,  bedeuten1).  In 
allen  Fällen  der  Neuanschaffung  werden  die  angeschafften  Werte 
der  Sollseite  der  Bestandkonten  (den  Aktiven)  hinzugeschrieben 
und  dasjenige  Konto  erkannt,  das  die  Mittel  für  die  Neuanschaf- 
fung geliefert  hat,  z.  B.  Maschinen-Konto  (Soll)  an  Kassa-  oder 
Wechsel-  oder  Kreditoren-Konto  (Haben).  Die  Verbuchung  einer 
Erweiterungsanschaffung  ist  damit  erledigt.  Die  stattgehabte  Er- 
weiterungsanschaffung  findet  in  dem  höhern  Sollbetrag  der  Be- 
standkonten ihren  Ausdruck.  Das  Erneuerungs(fonds)-Konto  kommt 
nicht  in  Anwendung.  —  Bei  der  Ersatzanschaffung  dagegen  steht 
der  Wert  des  ersetzten  Vermögensgegenstandes  immer  noch  zu 
seinen  ursprünglichen  Anschaffungskosten  auf  der  Sollseite  des  Be- 
standkontos. Da  der  Gegenstand  aus  dem  Vermögen  ausscheidet 
und  durch  einen  andern  ersetzt  wird,  so  muß  er  auch  aus  den 
Aktiven  verschwinden.  Für  die  bezügliche  Entlastung  des  Ma- 
schinen-Kontos (Bestand-Konto)  hat  nun  der  Erneuerungsfonds 
aufzukommen  durch  die  Buchung :  Erneuerungsfonds  (Soll)  an  Ma- 
schinen-Konto, resp.  Bestandkonto  (Haben).  Dabei  ist  zu  beach- 
ten, daß  der  Erneuerungsfonds  nur  für  den  Betrag  aufzukommen 
hat,  für  den  er  dotiert  worden  ist.  In  den  meisten  Fällen  wird 
dies  die  Differenz  zwischen  den  ursprünglichen  Anschaffungskosten 
des    ersetzten  Gegenstandes  und  dem  Erlös  aus  seinem  Altmate- 


i)  Vgl.  die  Ausführungen  des  Schweiz.  Bundesgerichts  in  seiner  Entscheidung 
vom    12.  März   1886,   Bd.  XII,  S.   160  ff. 
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rial  sein.  Aus  diesem  Grunde  ist  ein  allfälliger  Erlös  aus  Alt- 
material dem  Erneuerungsfonds  wieder  gutzubringen,  z.  B.  Kassa 
(Soll)  an  Erneuerungsfonds  (Haben). 

In  Uebereinstimmung  mit  unsern  vorstehenden  Ausführungen 
gestattete  das  Eisenbahnrechnungsgesetz  von  1896  den  Bahnver- 
waltungen, die  Kosten  von  Ergänzungs-  und  Neuanlagen  oder  der 
Anschaffung  von  Betriebsmaterial  dem  Baukonto  zu  belasten,  so- 
fern dadurch  eine  Vermehrung  oder  wesentliche  Verbesserung  der 
bestehenden  Anlagen  und  Einrichtungen  im  Interesse  des  Be- 
triebes erzielt  werde. 

Eine  interessante  Sonderstellung  ist  in  diesem  Gesetz  dem 
Oberbau  eingeräumt,  indem  es  bestimmt,  daß  Ausgaben  für  die 
Verbesserung  oder  Verstärkung  des  Überbaues  nicht  auf  Bau- 
konto getragen  werden  dürfen,  daß  eine  Abschreibung  vom  Bau- 
konto für  den  durch  Erneuerung  ersetzten  Überbau  nicht  statt- 
zufinden hat,  daß  dagegen  auch  keine  Oberbauerneuerungskosten 
auf  das  Baukonto  gebracht  werden  dürfen  (Art.  52  und  63).  Auf 
diese  Weise  war  es  möglich,  die  erstmaligen  Anlagekosten  des 
Überbaues,  die  der  Bund  im  Rückkaufsfalle  im  Minimum  zu  er- 
setzen hatte,  von  jeher  unverändert  auf  dem  Baukonto  bestehen 
zu  lassen.  Bezüglich  des  Oberbaues  ist  der  oben  angedeutete 
normale  Weg  der  Entlastung  des  Baukontos  und  Belastung  des 
Erneuerungsfonds  für  ausscheidende  Oberbauwerte,  und  der  Be- 
lastung des  Baukontos  und  Kreditierung  der  Kassa-  oder  Gläu- 
biger-Rechnung für  neu  hinzutretende  Werte,  nicht  gangbar.  Man 
kam  deshalb  auf  folgendes  Rechnungsverfahren : 

Am  Jahresende  wurde  in  normaler  Weise  der  Erneuerungsfonds 
(Haben)  für  die  Einlage  erkannt,  und  die  Gewinn-  und  Verlust- 
Rechnung  (Soll)  belastet.  Ausscheidende  Oberbauwerte  dagegen 
wurden  nicht  nach  der  Buchung :  Baukonto  (Haben),  Erneuerungs- 
fonds (Soll)  behandelt,  da  ja  die  Abbuchung  (Abschreibung)  der 
abgehenden  Werte  vom  Baukonto  verboten  war,  sondern  das 
Baukonto  wurde  ganz  außer  Spiel  gelassen.  Abgehende  Ober- 
bauwerte wurden  vielmehr  nur  insofern  verbucht,  als  sie  einen 
Altmaterialerlös  abwarfen.  Dieser  eventuelle  Altmaterialerlös  wurde 
dem  Erneuerungsfonds  gutgeschrieben  (Buchung :  Kassa  (Soll)  an 
Erneuerungsfonds  (Haben),  weil  er  bei  Berechnung  der  Erneue- 
rungsfondseinlagen berücksichtigt  worden  war  ;  d.  h.  der  Erneue- 
rungsfonds wurde  richtig  nur  für  die  Differenz  zwischen  den  ur- 
sprünglichen Anschaffungskosten  und  dem  Altmaterialerlös  dotiert. 
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Auf  der  Habenseite  des  Erneuerungsfonds  treten  somit  in  nor- 
malerweise die  Jahreseinlagen  plus  die  Altmaterialerlöse  auf.  Wel- 
chem Konto  waren  nun  aber  die  Oberbauersatzanschaffungen  zu 
belasten,  da  sie  nicht  auf  Baukonto  gebracht  werden  durften? 
Die  Antwort  lautet:  dem  Erneuerungsfonds  durch  die  Buchung 
Erneuerungsfonds  (Soll)  an  Kassa  oder  Kreditoren  (Haben).  Auf 
diese  Weise  erschienen  dann  auf  der  Sollseite  des  Erneuerungs- 
fonds die  Ersatzkosten  der  Oberbauanschaffungen,  an  Stelle  der 
abgehenden  Oberbauwerte,  wie  dies  bei  der  oben  geschilderten 
normalen  Verbuchungsart  der  Fall  gewesen  wäre.  Der  Unter- 
schied gegenüber  der  regulären  Buchungs weise,  wie  sie  für  alle 
andern  für  den  Erneuerungsfonds  in  Betracht  fallenden  Vermögens- 
gegenstände gilt,  bestand  somit  darin,  daß  beim  Oberbau  der 
Erneuerungsfonds  nicht  die  Differenz  zwischen  den  ursprünglichen 
Anschaffungskosten  des  abgehenden  Oberbaumaterials  und  deren 
Altmaterialwert  trug,  sondern  die  Differenz  zwischen  den  Anschaf- 
fungskosten des  Ersatzmaterials  und  dem  Altmaterialerlös  der  ab- 
gehenden Oberbaubestandteile  1). 

k)  Wir  möchten  nun  noch  an  Hand  einiger  weniger  ein- 
facher Beispiele  die  buchtechnische  Behandlung  und  finanzielle 
Wirkung  des  Bewertungskontos  dartun,  gleichsam  als  Probe  un- 
serer vorstehenden  Erörterungen. 

I.  Beispiel: 


Aktiva 

Eröffnungsbilan 

z  am   i.  Januar 

Passiva 

i.  an  bar 

2.  an  Maschinen 

Fr.     8  ooo. — 
»     6o  ooo. — 

3.  Reinvermögen 

Fr. 

68  000. — 

Fr.  68  ooo. — 

Fr. 

68  000. — 

(1)  Der  Unternehmer  nimmt  vom  1.  Januar  bis  31.  Dezember 
aus  der  Vermietung  der  Maschinen  Fr.  14000. —  bar  ein.  (2)  Für 
Löhne  und  Generalunkosten  legt  er  Fr.  4000. —  aus.  (3)  Er 
schätzt  die  Entwertung  der  Maschinen  am  31.  Dezember  auf 
Fr.  6000. —  und  bucht  diesen  Betrag  zu  Lasten  des  Gewinn-  und 
Verlust-Konto  auf  ein  besonderes  Erneuerunsfsfonds-Konto. 


1)  Duplik  des  Eisenbahndepartements  vom  n.  Juni  1900  sagt  übereinstim- 
mend :  Es  sei  selbstverständlich,  daß  die  Kosten  für  Verbesserung  und  Verstär- 
kung des  Oberbaus  aus  dem  Erneuerungsfonds  gedeckt  werden  müßten,  aus  dem 
sie  denn  auch  tatsächlich  immer  gedeckt  worden  seien,  da  sie  ja  nicht  auf  Bau- 
konto gebracht  werden  dürften. 
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Soll                                          Gewinn-  und 

Verlustkonto 

Haben 

2. 

3- 

4 

Generalunkosten  und 
Löhne                                   Fr.     4  000. — 
Erneuerungsfondskonto      »       6  000. — 
Gewinn  (an  Kapitalkonto)  j>       4  000. — 

I.   Maschinen-Mietsertrag 

Fr. 

14  000. — 

Fr.    14000.— 

Fr. 

14  000. — 

Soll 

Erneuerung 

sfondskonto 

Haben 

2.  an  Bilanzkonto  (Saldo) 

Fr.  6000. — 

1.  per  Gewinn- 
lustkonto 

und  Ver- 

Fr. 6000. — 

Die  Schlußbilanz  lautet  wie  folgt : 
Aktiva  Schlußbilanz  am  31.  Dezember 


Passiva 


1.  an  bar 

2.  Maschinen 


Fr.    18  000. 
»     60  000. 


Fr.  78  000. — 


3.  Erneuerungsfonds 

4.  Rein  vermögen 


Fr.  6  000. 
»  72  000. 
Fr.   78  000. 


Der  Posten  Erneuerungsfonds  zeigt  an,  daß  die  Maschinen 
statt  Fr.  60000. —  nur  noch  Fr.  54 000. —  wert  sind;  seine  Schaf- 
fung hat  außerdem  bewirkt,  daß  Fr.  6000. —  die  Entwertung  der 
Maschinen  decken,  indem  dieser  Betrag  in  der  Kasse  verbleibt 
und  nicht  als  Reingewinn  ausgewiesen  wird,  also  auch  nicht  als 
Reinvermögensvermehrung  auftritt. 

Der  Kassabestand  von  Fr.  18000. —  setzt  sich  bilanztechnisch 
zusammen  aus  : 

Fr.     8000. —  anfänglicher  Kassabestand  vom   1.  Januar; 
-f-    y>       6000. —  zur  Paralysierung  der  Entwertung  der  Maschinen 
(aus  dem  Bruttogewinn  von  Fr.  14000. —  zurück- 
behalten im  Interesse  der  Erhaltung  des  anfäng- 
lichen   Reinvermögens    von    Fr.    68  000. — )     Fr. 
68000. '—  Fr.  6000. — ,  Entwertung  der  Maschi- 
nen -1-  Fr.  6000. — ,   Wertzuwachs   des  Kassabe- 
standes =  Fr.  68000. — . 
-j-    »       4000. —  Reingewinn    (Rest    des    Bruttogewinns    von    Fr. 
14000. —  nach  Abzug  von  Fr.  4000.- —  für  Löhne 
und   Unkosten   und    Fr.  6000. —    für  Ersatz    der 
Wertminderung  der  Maschinen) 
Fr.    18000. — . 


Nur  die  Fr.  4000. —  Reingewinn  stellen  eine  Reinvermögens- 
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Vermehrung  dar,  was  denn  auch  in  unserer  Schlußbilanz  dadurch 
zum  Ausdruck  kommt,  daß  das  nunmehrige  Reinvermögen  von 
Fr.  72000. —  gegenüber  dem  anfänglichen  von  Fr.  68000. —  einen 
Zuwachs  von  Fr.  4000. —  anzeigt. 

An  einem  weitern  Beispiel  wollen  wir  die  Verwendung  des  Be- 
wertungskontos (Erneuerungskonto)  für  den  Fall  von  Ersatzanschaf- 
fungen zu  veränderten  Anschaffungspreisen  darzulegen  versuchen. 

2.  Beispiel.  Eine  mechanische  Weberei  bedient  sich  zur 
Verrechnung  der  Entwertung  des  stehenden  Kapitals  des  Erneue- 
rungs-Kontos. Das  Maschinen-Konto  ist  mit  dem  Anschaffungs- 
wert aller  Maschinen  für  Fr.  120000. —  belastet.  Im  Laufe  der 
Jahre  sind  auf  dem  Erneuerungs-Konto  (Habenseite)  für  Ent- 
wertung der  Maschinen  Fr.  27  540. —  zu  Lasten  des  Gewinn-  und 
Verlust-Kontos  verbucht  worden.  In  der  laufenden  Geschäfts- 
periode wird  eine  alte  Maschine,  die  seinerzeit  für  Fr.  4600. — 
angeschafft  worden  war  und  zu  diesem  Betrage  auf  Maschinen- 
Konto  (Sollseite)  steht,  durch  eine  neue  ersetzt,  die  gegen  bar 
Fr.  4820. —  kostet.  Für  die  als  altes  Eisen  verkaufte,  ausrangierte 
Maschine  werden  Fr.   100. —  gelöst. 

Die  Buchung  und  Bilanzierung  wird  nach  der  folgenden  Weise 
durchgeführt  (von  allen  andern  Geschäftsvorfällen  wird  abgesehen) : 


Akth 


Bilanz  am  Jahresanfang 


Passiva 


I. 

2. 

Kassa 
Maschinen 
Andere  Aktiven 

Fr. 

» 

6  200. — 

120  OOO. — 

108  800. — 

4.  Erneuerungskonto 

5.  Rein  vermögen 

Fr. 

27  540.— 
207  460. — 

:v 

__^_— — — "~~~ 

Fr. 

235  OOO. — 

Fr. 

235  OOO.— 

b)  Verbuchung  der  Ersatzanschaffung  im  Journal  (Memorial) : 
1.  Maschinenkonto  an  Kassakonto 

Ersatzanschaffung  für  unbrauchbar  gewordenen  Webstuhl  Fr.  4820. 

c)  Verbuchung  des  Verkaufs  des  ausrangierten  Webstuhls  im  Journal: 

1.  Erneuerungskonto  an  Maschinenkonto 

für  ausrangierten  alten  Webstuhl  Fr.  4600. 

2.  Kassakonto  an  Erneuerungskonto 

Erlös  für  Altmaterial  des  ausrangierten  Webstuhls  Fr.      100. 


Soll 


1.  Kassabestand 


Kassakonto 


Haben 


3.  an  Erneuerungskonto  Er- 
lös für  Altmaterial  des 
ausrangierten  Webstuhls 


Fr.  6200. 


Fr.   6300. 


2.  per  Maschinenkonto  Er- 
satzanschaffung eines 
Webstuhls  Fr.  4820. — 

4.  Kassasaldo    (pr.    Bilanz- 
konto »     1480. — 
Fr.  6300. — 
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Soll 

Maschinenkonto  *) 

Haben 

1.  an    Eingangsbilanz     Ur- 
sprünglicher Anschaf- 
fungswert der  Maschinen  Fr. 

2.  an  Kassakonto  zum  Er- 
satz   neu    angeschaffter 
Webstuhl                              » 

120.000. — 

4820. — 

3.  per  Erneuerungskonto 
ausrangierter  alter  Web- 
stuhl                                  Fr. 

4.  per  Bilanzkonto  Bestand 
am  Jahresende                    » 

4  600. — 
120  220. — 

Fr. 

124  820. — 

Fr. 

124  820.— 

Soll 

Erneuerungskonto 

Haben 

2.  an    Maschinenkonto    für 

1. 

per  Eingangsbilanz            Fr. 

27  540.— 

ausrangierten,  alten  Web- 

3- 

per  Kassakonto    für   Er- 

stuhl                                     Fr. 

4  600. — 

lös  aus  dem  Altmaterial 

5.  an  Schlußbilanz  Bestand 

des    ausrangierten  Web- 

am Jahresschluß                   » 

3 1  040.— 

4- 

stuhls                                     » 
per  Gewinn-  und  Verlust- 
konto, weitere  Abschrei- 
bung für  Entwertung  der 
Maschinen                             » 

100. — 
8  000. — 

Fr. 

35  640.— 

Fr. 

35  (,4" 

Aktiva 


Bilanz  am  Jahresschluß 


Passiva 


1.  Kassa 

2.  Maschinen 

Fr.       1  4S0. — - 
»    120  220. — 
»    108800. — 

4.  Erneuerungskonto 

5.  Rein  vermögen 

Fr.    31.040. — 
»     199460.— 

3.  Andere  Aktiven 

_____ ' 

Fr.  230  500. — 

Fr.  230  500. — 

Das  Reinvermögen  der  Schlußbilanz  erscheint  um  Fr.  Sooo. — 
geringer  als  das  Reinvermögen  der  Eröffnungsbilanz,  weil  der  als 
Verlust  verbuchten  weitern  Entwertung  der  Maschinen  keine  Ein- 
nahmen irgend  welcher  Art  gegenüberstehen. 

Vor  der  ErsatzanschafTung  entsprach  der  sukzessiven  Wert- 
minderung der  Maschinen  ein  Erneuerungskonto  von  Fr.  27540. — . 
Nach  der  Ersatzanschaffung  gegen  bar  ist  der  Kassabestand  um 
Fr.  4820. —  geringer,  der  Soll-Bestand  des  Maschinen-Kontos  um 
den  gleichen  Betrag  vermehrt.  Der  Wertausfall  von  Fr.  4600. — , 
der  dann  beim  Ausscheiden  des  alten  Webstuhls  buchmäßig  ent- 
steht, wird  vom  Erneuerungskonto  übernommen,  so  daß  auf  dem 
Maschinen-Konto  gegenüber  früher  schließlich  bloß  eine  Bestands- 
vermehrung von  Fr.  220. —  zu  konstatieren  ist.  Das  ist  der  Be- 
trag,   um    den  die  Anschaffungskosten    der  neuen    Maschine    die 

1)  Das  Maschinenkonto  muß  dem  Buchhalter  auch  zeigen,  welche  Maschinen 
bei  der  Feuer-  etc.  Versicherungsgesellschaft  als  neu  anzumelden  und  als  aus- 
rangiert abzumelden  sind,  was  nur  dann  nicht  wichtig  ist,  wenn  für  die  Maschinen 
eine  Generalpolice  besteht. 
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der  ausrangierten  übertreffen.  —  Da  das  Erneuerungskonto  nur 
für  die  Differenz  zwischen  dem  Anschaffungswert  der  alten  Ma- 
schine (Fr.  4600. — )  und  deren  Altmaterialwert  (Fr.  100.— )  auf- 
zukommen hat,  so  muß  dem  Erneuerungskonto  der  Erlös  aus  dem 
Verkauf  der  ausgeschiedenen  Maschine  gutgebracht  werden,  so 
daß  die  Belastung  von  Fr.  4600. —  ab  Maschinenkonto  dadurch 
auf  Fr.  4500. —  rektifiziert  wird1).  —  Die  Ersatzanschaffung  selbst 
hat  mit  dem  Erneuerungs-Konto  nichts  zu  tun.  Dieselbe  stellt 
sich  einfach  als  eine  Verschiebung  innerhalb  der  Aktiven  dar 
(neue  Maschine  statt  Geld). 

Fassen  wir  nun  in  einem  weitern  Beispiel  die  Behandlung  des 
Erneuerungskontos  bei  Veräußerung  stehenden  Kapitals  ins  Auge. 

3.  Beispiel.  Eine  Unternehmung  kaufte  am  16.  Juli  1900 
eine  Liegenschaft  für  Fr.  27000. — .  Bis  zum  31.  Dezember  1910 
schreibt  sie  darauf  im  ganzen  Fr.  2000. —  ab,  indem  sie  das 
»Amortisations-Konto«  sukzessive  dafür  zu  Lasten  der  Gewinn- und 
Verlust-Rechnung  kreditierte  und  die  Liegenschaft  in  den  Bilanzen 
unverändert  mit  Fr.  27000. —  aufführte.  Am  15.  Dezember  191 1 
verkauft  sie  die  Liegenschaft  für  Fr.  3  5  000. — .  Sie  bekommt  vom 
Käufer  Fr.  5000. —  in  bar,  Fr.  30000.—  in  einem  zu  43/4%  ver- 
zinslichen Schuldbrief,  zusammen  Fr.  35.000. — ,  die  durch  Kassa- 
und  Wertschriften-Konto  verbucht  und  dem  Liegenschaften-Konto 
gutgeschrieben  werden.  Am  31.  Dezember  191 1  werden  die 
Bücher  abgeschlossen.    Die  Transaktion  wird,  wie  folgt,  verbucht: 

Aktiva  Bilanz  am  31.  Dezember   1910.  Passiva 


1.  Kassa 

2.  Liegenschaften 

Fr. 

» 

Fr. 

2  OOO. — 

27  OOO. 

29  OOO. 

3.  Amortisationskonto 

4.  Kapitalkonto 

Fr. 

2  OOO. 

27  OOO. 

Fr. 

29  OOO. 

— . 

Memorial.     Dezember   191 1. 


1911 
Dez.   15. 


»     31. 


Folgende    an    Liegenschaftenkonto 

Kassakonto:  Für  an  bar  empfangene 

Wertschriftenkonto:  Für  Schuldbrief 

Nr.   2   ä  43/40/0 

Folgende  an  Gewinn-  und  Verlustkonto 

Liegenschaftenkonto:     Gewinn     auf 

Verkauf 
Amortisationskonto:  Ueberflüssig  ge- 
wordene Abschreibung  (Bruttogewinnreserve) 
Gewinn-  und  Verlustkonto  an  Kapi- 
talkonto 

Für  erzielten  Reingewinn 


Fr. 

5  000.— 

30  OOO. — 


8  000. — 
2  000. — 


Fr. 


35000. 


10  OOO. 


1)  m.  a.  W.  die  alte  Maschine  war  im  Laufe  der  Jahre  durch  indirekte  Be- 
wertung auf  Fr.    100. —  abgeschrieben  worden. 
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Soll 

Kassakonto 

Haben 

191 1 

i./l.     an  Vortrag 
15./ 12.    »    Liegenschaften 

Fr. 

2000. — 

5000.— 

1911 
31./12  per  Bilanz 

Fr.  7000. — 

Fr. 

7000. — 

Fr.  7000. — 

Soll 

Wertschri 

"tenkonto 

Haben 

191 1 
15./12.  an  Liegenschaften 

Fr. 

30  000. — 

1911 
31./12.  per  Bilanz 

Fr. 

30  000. — 

Soll 

Liegenschaftenkonto 

Haben 

1911 

1./1. 
31./12 

an  Vortrag                  Fr. 
»    Gewinn  und  Ver- 
lust                                > 

27  000. — 
8  000. — 

1911 
15.12.  per  Kassa 

»          »     Wertschriften 

Fr. 

5  000.— 
30  000. — 

Fr. 

35  000.— 

Fr. 

35  000.— 

Soll 

Liegenschaftenamortisationskonto 

Haben 

1911 
31./12. 

an  Gewinn-  und  Ver- 
lustkonto                       Fr.  2000. — 

1911 

i./i-     per  Vortrag 

Fr.  2000. — 

Soll 

Gewinn-  und 

Verlustkonto                                        Haben 

1911 
31./ 12.  an  Kapital 

Fr.    10  000. — 

191 1 
31./12.   per  Liegenschaften    Fr.     8000. — 
»           »     Amortisation         »        2000. — 

Fr.   10  000. — 

Fr.    10  000. — 

Soll 

Kapitalkonto 

Haben 

191 1 
31./12.  an  Bilanz 

Fr.  37  000. — 

1911 

1.  .. 
31/12. 

per  Vortrag                 Fr.  27  000. — 
»    Gewinn  und  Ver- 
lust                                 »     10  000. — 

Fr.   37  000. — 

Fr.   37  000.— 

Aktiva 

Bilanz  per  31. 

Dezember   1 

9 

1 1 

Passiva 

1.  Kassa 

2.  Wertschriften 

Fr.     7  000. — 
»     30  000. — 

3.  Kapital 

Fr.   37  000. — 

Fr.  37  000. — 

Fr.  37  000. — 

In  der  Bilanz  vor   dem  Verkauf    der  Liegenschaft    figurierte 
diese  mit 
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Fr.   27000. —  Ankaufswert,  abzüglich 
»       2  000. —  Amortisation, 


Fr.   25  000.— 

Als  darauf  die  Liegenschaft  für  Fr.  35000. —  verkauft  wurde, 
entstand  ein  Gewinn  von  Fr.  10  000. — ,  der  sich  zusammensetzte 
aus  : 

Fr.     8000. —  Ueberschuß    auf  dem   Liegenschaftenkonto,    und 
»       2  000. —  »  »        »       Amortisationskonto, 

Fr.   10  OOO. — . 

Das  Amortisationskonto  gab  mit  Fr.  2000. —  die  im  Laufe  des 
Jahres  eingetretene  Wertminderung  an  und  hielt  in  den  Aktiven 
einen  entsprechenden  Betrag  zum  Ersatz  des  Vermögensausfalles 
zurück.  Als  dann  durch  unerwartet  günstige  Verschiebungen  auf 
dem  Liegenschaftenmarkt  der  vorteilhafte  Verkauf  zu  Fr.  35000. — 
ermöglicht  ward,  wurden  die  durch  die  Amortisationen  als  Ergän- 
zung des  Vermögens  in  den  Aktiven  gebundenen  Fr.  2000. — 
gegenstandslos.  Die  gemachten  Abschreibungen  erwiesen  sich 
als  unbegründeterweise  zurückbehaltenen  Bruttogewinn,  der  jetzt 
als  Reingewinn  verbucht  werden  muß. 

Die  Verbuchung  der  Fr.  2000. —  ab  Amortisationskonto 
könnte  auch  auf  Liegenschaftenkonto  (anstatt  direkt  auf  Gewinn- 
und  Verlustkonto)  erfolgen  durch  den  Buchungssatz:  »Amorti- 
sationskonto« an  »Liegenschaftenkonto«.  Das  Amortisationskonto 
wäre  dann  ausgeglichen,  dagegen  stünden  auf  dem  Liegenschaften- 
konto (Soll)  den  Fr.  27000. —  Ankaufswert,  im  Haben  Fr.  35000. — . 
Verkaufserlös  -f-  die  Fr.  2000. —  ab  Amortisationskonto  = 
Fr.  37000. —  gegenüber,  woraus  sich  ein  Gewinn  von  Fr.  10 000. — 
im  ganzen,  wie  oben,  ergibt,  der  dann  in  einem  Posten  durch 
die  Buchung  »Liegenschaftenkonto«  an  »Gewinn-  und  Verlust- 
konto« als  Erfolg  verrechnet  wird  *). 

1)  Nicht  mit  Unrecht  wirft  man  den  Bewertungskonten  vor, 
daß  sie  die  Bilanzwahrheit  gefährden,  indem  auf  der  Aktivseite 
der  Bilanz  Betriebsgegenstände  trotz  erfolgter  Entwertung  mit 
ihrem  vollen  ursprünglichen  Wertansatz,  also  unrichtig  bewertet, 
stehen  bleiben,  ohne  daß  leicht  ersichtlich  ist,  ob  und  in  welchem 
Maße  Abschreibungen  zur  Aufhebung  der  Ueberbewertung  dieser 
Betriebsgegenstände  vorgenommen  wurden.  Die  mißverständliche 
Deutung    einzelner  Bilanzposten    ist    dabei    sehr    leicht    möglich, 


1)  Vgl.  den  Artikel:     »Verbuchung    von  Abschreibungen  auf  Liegenschaften« 
im  Schweizerischen  kaufmännischen  Zentralblatt  vom  8.  September  191 1. 
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speziell  für  Leute,  die  in  der  Bilanztechnik  nicht  bewandert  sind. 
In  vielen  Fällen  könnten  die  Vorteile  der  Bewertungskonten  auch 
bei  Anwendung  folgender  klareren  Buchungsarten  erreicht  werden. 

Der  ursprüngliche  Gesamtwert  der  betreffenden  Aktiva  wird 
in  einer  Vorkolonne  aufgeführt,  darunter  kommt  die  Summe  der 
bisherigen  und  gegenwärtigen  Abschreibungen  zu  stehen,  und  die 
daraus  resultierende  Differenz  wird  in  die  Hauptkolonne  ausge- 
worfen. 

Beispiele: 

a) 
Arbeitsmaschinen: 


Ursprüngliche  Anschaffungskosten 
davon  bis   31./12.   1910  abgeschrieben 
zuzüglich  diesjährige  Abschreibung 


b) 


60  000. — 
12  000. — 


Fr. 

150  000.- 

72  000.- 


Fr. 


Arbeits- 
maschinen 


Ursprüngliche 
Anschaffungs- 
kosten 


150  000.- 


Wertberichtigun 
(Abschreibung) 


frühere 


heutige 


total 


60  000. —  !  12  000. —    72  000.- 


Gegenwärtige, 
volkswirt- 
schaftliche 

Anschaffungs- 
kosten 


78  000. 


Für  jedermann  ist  sowohl  der  ursprüngliche  Wert,  die  Total- 
summe der  bisherigen  Abschreibung,  die  diesjährige  Abschrei- 
bung, sowie  der  gegenwärtige  Wert  deutlich  ersichtlich.  Dies 
wäre  entschieden  weniger  der  Fall,  wenn  unter  den  Aktiven  der 
unverkürzte  Betrag  der  ursprünglichen  Anschaffungskosten  von 
Fr.  1 50  000. —  belassen,  und  als  Subtraktionsposten  auf  der  Pas- 
sivseite ein  Bewertungskonto  eingestellt  würde,  aus  dessen  meist 
allgemeiner  Benennung  als  Erneuerungs(fonds)-  oder  Amortisa- 
tionsfonds)- oder  Abschreibungskonto  nicht  klar  hervorginge, 
daß  sich  diese  zwei  Posten  aufeinander  beziehen.  Nach  unseren 
Beispielen  ist  es  ausgeschlossen,  daß  jemand  den  Fehler  machen 
und  die  Fr.  72000. —  Abschreibungen  als  Vermehrung  des  Rein- 
vermögens aufTassen  könnte,  wie  dies  bei  Bewertungskonten  der 
Passivseite  vorkommen  kann,  indem  man  sich  gleichzeitig  über 
den  wirklichen  Aktivwert  der  zu  amortisierenden  stehenden  Kapi- 
talien täuscht.  Außerdem  verunmöglicht  die  obige  Buchungsart  die 
sehr  bedenkliche  Zusammenziehung  von  Bewertungskonten  mit 
echten   Reservefonds,    die    das  Erkennen    der    wirklichen  Vermö- 
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genslage  des  Unternehmens  verhindert,  es  sei  denn,  daß  eine 
Gliederung  des  Postens  in  echte  und  unechte  Reserven  den  In- 
teressenten durch  Einsicht  in  die  Geschäftsbücher  zugänglich  ge- 
macht wird,  welches  Recht  z.  B.  von  Aktionären  gemäß  dem 
schweizerischen  Obligationenrecht  Art.  64 14  nur  schwer  erhältlich 
ist l).  Manche  Aktiengesellschaft  läßt  in  dem  der  Bilanz  beige- 
gebenen Rechenschaftsbericht  in  anerkennenswerter  Weise  ge- 
nauere Angaben  über  die  ursprünglichen  Anschaffungswerte  und 
die  bisherigen  Abschreibungen  folgen,  an  Hand  deren  man  sich 
orientieren  kann2). 

m)  Im  Anschluß  an  diese  allgemeinen  Erörterungen  über  die 
Berücksichtigung  der  Entwertung  des  stehenden  Kapitals  durch 
Bewertungskonten,  möchten  wir  noch  einiger  Abarten  dieser  Ab- 
schreibungsform Erwähnung  tun. 

1.  Es  kommt  vor,  daß  auf  den  Bestandkonten  der  stehenden 
Kapitalien  die  erforderlichen  Abschreibungen  direkt  vorgenommen 
werden,  nichtsdestoweniger  daneben  aber  noch  ein  »Erneuerungs- 
fonds« oder  »Ersatzanschaffungsfonds«  zu  Lasten  des  Gewinn-  und 
Verlustkontos  geführt  wird.  Da  die  Wertabnahme  der  Betriebs- 
gegenstände schon  auf  der  Aktivseite  der  Bilanz  berücksichtigt 
ist,  stellt  sich  das  Bewertungskonto  (»Erneuerungsfonds«  etc.) 
der  Passivseite  als  eine  tatsächliche  Reinvermögensvergrößerung, 
eine  echte  Reserve  dar,  die,  falls  sie  z.  B.  von  den  Steuerbehör- 
den als  berechtigter  Abzugsposten  für  Abschreibungen  »passiert« 
werden  sollte,  den  Charakter  einer  »versteckten«  Reserve  anneh- 
men würde.  Ein  solcher  »Erneuerungsfonds«  stellt  keine  Rein- 
vermögensergänzung, sondern  eine  Reinvermögensvermehrung  dar 
und  trägt  deshalb  seine  Bezeichnung,  derzufolge  er  ein  Bewer- 
tungskonto wäre,  zu  Unrecht.  Von  Rechts  wegen  sollte  er  deut- 
lich als  echte  Reserve ,  als  Reingewinnreservierung ,  bezeichnet 
werden.  Im  folgenden  Beispiel  kommt  ein  solcher  »Pseudoerneue- 
rungsfonds«  vor. 


1)  Art.  641,  Abs.  4,  Satz  2  bestimmt  nämlich:  »Eine  Einsicht  in  die  Bücher 
und  Korrespondenzen  ist  denselben  (den  Aktionären)  nur  infolge  einer  Ermächti- 
gung der  Generalversammlung  oder  einer  Erlaubnis  der  Verwaltung  oder  einer  ge- 
richtlichen Anordnung  gestattet;  dabei  ist  aber  die  nötige  Rücksicht 
auf  das  Geschäftsgeheimnis  zu  nehmen.«  Vgl.  die  Ausführungen 
bei  Zimmermann  S.  366 — 369. 

2)  Z.  B.  Stickerei  Feldmühle,  Rorschach.  13.  Geschäftsbericht  pro  1907/08. 
Brauerei  zum  Cardinal,  Basel.     Geschäftsbericht  pro   1908,  S.  8. 


Soll 
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Konto   der  Kraftanlage 


Habt 


I.  Betriebsperiode: 
I.  an  Eingangsbilanz 
Anfangswert  d.  Aidage 

200000. — 

2 
3- 

per  Gewinn-  u.  Verlust- 
konto Abschreibung  5% 
von   200000. — 
per  Schlußbilanz 

10  000. — 
190000. — 

200000.— 

200000. — 

2.   Betriebsperiode: 
1.   an   Eingangsbilanz 

190000. — 

2. 
3- 

per  Gewinn-   u.  Verlust- 
konto Abschreibung   5% 
von  200  000. — 
per  Schlußbilanz 

10  000. — 
180000.— 

190000. — 

190000. — 

Soll 


Erneuerungsfonds    für  die  Kraftanlage 


Habe 


I.  Betriebsperiode: 
2.  an  Schlußbilanz 

10  000. — 

I.  per  Gewinn  u.  Verlust-Kto. 
Rücklage  aus  dem  Brutto- 
gewinn 

^^^ 

10  000. — 

10  000. — 

10  000. — 

2.  Betr  i  eb  s  pe  ri  0  de  : 
3.  an  Schlußbilanz 

20000. — 

1.  per     Eingangsbilanz 
(Vortrag) 

2.  Gewinn  U.Verlustkonto. 
Diesjährige    Rücklage 

/ 

10  000. — 
10  000. — 

20000. — 

20000. — 

Aktiva 

Anfangsbilanz 

Passiva 

1.  Kraftanlage 

2.  Andere  Aktiven 

200  000. — 
800000. — 

3.  Aktienkapital 

1  000000. — 

1  000000. — 

1000  000. — 

Am  Ende  der   I.  Betriebsperiode 


Soll 


Gewinn-  und  Verlustkonto 


Haben 


2.  an  Konto    der  Kraftanlage 
Abschreibung  5% 

3.  an  Erneuerungsfonds    für 
die  K.-A.  Rücklage 

4.  an   Dividendenkonto 
4  7-_.  %  Dividende 


45  000. 


65000. 


1.  per  Bruttogewinn 


Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  45. 


65000. — 


65  OOO. — 
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b) 


Akti 


Jahresschluß-Bilanz 


Passiva 


i.  Kraftanlage 

2.  Andere  Aktiven 

190  000. — 
865  000. — 

3.   Erneuerungsfonds  für 
die  K.-A. 

4-  4  7-2%  Dividende 
5.  Aktienkapital 

10  000. — 

^^ 

1055000.— 

45  000. — 
1  000000. — 

1055000.— 

Am  Ende  der  2.  Betriebsperiode 


a) 


Soll 

G 

2winn-    und  Verlustkonto 

Haben 

2. 

an  Konto    der  Kraftan- 
lage Abschreibung  5% 
an   Erneuerungsfonds   für 
die  K.-A.  Rücklage 
an  Dividendenkonto 
5%  Dividende 

10  000. — 
10  000. — 
50  000. — 

I.  per  Bruttogewinn 

70  OOO. — 

3. 

4- 

/ 

70000. — 

70000. — 

b) 


Aktiva 


Jahresschluß-Bilanz 


Passiva 


1.  Kraftanlage 

2.  Andere  Aktiven 


1070000. 


3.  Erneuerungsfouds    für 
die   K.-A. 

4.  5%   Dividende 

5.  Aktienkapital 


20000.- 

50000.- 

1 000  000.- 

1  070  000.- 


In  diesem  Beispiel  sind  einerseits  auf  der  Aktivseite  Ab- 
schreibungen vorgenommen  worden,  anderseits  wurde  außerdem 
ein  Erneuerungsfonds  für  die  Kraftanlage  dotiert.  Die  direkten 
Abschreibungen  auf  der  Aktivseite  hätten  nach  unserer  Annahme 
genügt,  um  die  Entwertung  der  Kraftanlage  zu  berücksichtigen 
und  einen  entsprechenden  Teil  von  Aktiven  zur  Erhaltung  der 
anfänglichen  Höhe  des  Geschäftsvermögens  in  dieser  Hinsicht  zu 
binden.  Im  Momente  der  völligen  Entwertung  wird  die  Kraft- 
anlage nur  noch  mit  ihrem  Altmaterialwert  zu  Buch  stehen.  Die 
entstandene  Wertlücke  im  Aktienkapital  mußte  sukzessive  zur 
Erhaltung  der  Gleichung  Aktiva  =  Passiva  durch  andere,  aus 
dem  Bruttogewinn  zurückbehaltene  Aktivwerte  ausgefüllt  werden. 
Diese  Aktivwerte  können  dann  zur  Erneuerung  der  Kraftanlage 
verwendet  werden.  Der  besondere  Erneuerungsfonds  für  die 
Kraftanlage,  der  inzwischen  auf  eine  beträchtliche  Höhe  ange- 
wachsen   sein    kann,    wird   von   der    künftigen    tatsächlichen  Er- 
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neuerung  gar  nicht  berührt.  Dieser  Erneuerungsfonds  ist  folglich 
eine  echte  (stille,  versteckte,  verhüllte)  Reingewinnreserve *),  die 
eine  finanzielle  Stärkung  der  Unternehmung  bedeutet  und  deren 
Erwerbskraft  (Earning  power)  in  der  Regel  erhöhen  wird.  Steuer- 
und  geschäftspolitische  Gründe ,  besonders  die  Sorge  um  die 
Konkurrenzfähigkeit,  werden  in  der  Regel  die  Ursache  solcher 
Buchungsmanipulationen  sein. 

Es  gibt  nun  allerdings  Gesellschaften,  die  z.  B.  auf  den  be- 
weglichen Betriebsgegenständen  direkte  Abschreibungen  vorneh- 
men und  nur  für  die  unbeweglichen  Vermögensbestandteile  einen 
Erneuerungsfonds  (Bewertungskonto)  bilden,  so  daß  in  einer  Bi- 
lanz recht  wohl  beide  Abschreibungsformen  vertreten  sein  können. 
Es  dürfen  sich  nur  nicht  beide  Arten  der  Abschreibung  auf  die 
nämlichen  Aktiven  beziehen.  Einem  Mißverständnis  kann  nur 
durch  genaue  Bezeichnung  des  Bewertungskontos  und  Angabe 
der  ursprünglichen  Anschaffungswerte  neben  der  heutigen  Bewer- 
tung vorgebeugt  werden. 

2.  Als  unkorrekt  und  steuerfeindlich  müßte  die  Buchungsform 
bezeichnet  werden,  zufolge  welcher  die  regelmäßigen  Abschrei- 
bungen vorgenommen,  Neuanschaffungen  aber  nicht  den  betref- 
fenden Bestandkonten  belastet,  sondern  über  ein  Erfolgskonto  als 
Betriebsverlust  des  jeweiligen  Jahres  abgebucht  und  bei  Aufnahme 
des  Inventars  überhaupt  nicht  bewertet  werden.  Man  behandelt 
Vermögensgegenstände,  deren  Verwertung  mehrere  Betriebsperio- 
den andauert,  wie  solche,  die  mit  ihrem  vollen  Wert  der  laufen- 
den Betriebsperiode  zur  Last  fallen,  m.  a.  W.  man  behandelt 
stehendes  Kapital  wie  umlaufendes,  indem  das  Kapital,  das  in 
solchen  Vermögensgegenständen  nach  Ablauf  der  gegenwärtigen 
Betriebsperiode  noch  fixiert  bleibt,  einfach  ignoriert  wird.  (Bei- 
spiel :  Maschinen,  die  gebraucht  werden,  werden  gleich  behandelt 
wie  die  Kohle,  die  verbrannt  wird.)  Bei  einer  solchen  Buchungs- 
weise wird  das  bilanzmäßig  ausgewiesene  Reinvermögen  von  Jahr 
zu  Jahr  kleiner  werden  und  zwar  um  den  Wert  der  vorgenom- 
menen, aber  in  der  Bilanz  in  keiner  Weise  aufgeführten  Er- 
satzanschaffungen. Der  auf  den  Bestandkonten  des  stehenden 
Kapitals    ausgewiesene ,    buchmäßige    Bestand    stimmt    mit    dem 

i)  In  diesem  Sinne  lautet  ein  Entscheid  des  Tribunale  civile  de  la  Seine 
vom  20.  Dezember  1894  :  »Wenn  eine  Gesellschaft  Abschreibungen  auf  allen  ein- 
zelnen Anlageposten  vornimmt  und  außerdem  noch  einen  >Fonds  d'Amortissements« 
führt,  so  soll  die  Vermutung  dafür  sprechen,  daß  dieser  Fonds  in  Wahrheit  ein 
Reservefonds  sei.«     (Annales  du  Droit  commercial  IX,  p.  63.) 
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wirklichen,  größeren  Bestand  nicht  mehr  überein,  was  einer  Unter- 
bewertung des  Vermögens  und  der  Schaffung  einer  »stillen«  Re- 
serve gleichkommt.  Bei  dieser  Buchungsart  hat  der  Betriebser- 
folg der  betreffenden  Periode  für  den  vollen  Betrag  der  Anschaf- 
fungskosten der  Ersatzgegenstände  aufzukommen,  während  solche 
doch  korrekterweise,  der  reproduktiven  Konsumtionsdauer  ent- 
sprechend, auf  eine  längere  Zeit  verteilt  werden  sollten.  Der  Be- 
triebserfolg erscheint  beim  Abschluß  um  den  Betrag  der  Ersatz- 
anschaffungskosten zu  klein,  für  den  er  nicht  aufzukommen  ge- 
habt hätte. 

3.  Ebenso  unkorrekt  ist  es,  wenn  größere  Reparaturen  und 
Wiederherstellungskosten,  die  auf  das  stehende  Kapital  für  meh- 
rere Betriebsperioden  werterhöhend  einwirken,  direkt  als  Betriebs- 
unkosten im  vollen  Betrage  über  ein  reines  Erfolgskonto  als  Ver- 
lust der  betreffenden  Betriebsperiode  verbucht,  anstatt  als  Wert- 
erhöhung dem  stehenden  Kapital  zugebucht  und  wie  dieses  auf 
die  verschiedenen  Betriebsperioden  verteilt  werden. 
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I.  Teil. 

1.  Geschichtliche  Entwicklung  der  deutschen  Zündholzindustrie. 

Bevor  die  heutige  Kulturwelt  mit  den  Segnungen  des  Streich- 
holzes bekannt  geworden  war,  mußte  sie  sich  auf  eine  sehr  um- 
ständliche Weise  ihr  Feuer  erzeugen.  Lange  Zeit  hindurch  näm- 
lich bediente  sie  sich  zum  Feueranmachen  des  Stahles,  Feuersteins 
und  Zunders  in  dem  sogenannten  Stein-  oder  Pinkfeuerzeug,  dessen 
Gebrauch  bis  auf  das  14.  Jahrhundert  zurückgeht.  Eine  Änderung 
hierin  trat  erst  ein,  als  um  1800  andere  Feuerzeuge,  die  weniger 
manuelle  Geschicklichkeit  in  der  Handhabung  verlangten,  aufkamen. 
Von  diesen  sind  hauptsächlich  die  chemischen  Feuerzeuge  oder  die 
Tauch-  und  Tunkzündhölzchen  des  Jahres  1806  zu  erwähnen,  die 
später  von  Chancel  in  Wien  und  Wagemann  und  Seybel  in  Berlin 
zuerst  fabriziert  und  im  Handel  mit  M.  2, —  pro  100  Stück  verkauft 
wurden.  Die  dünnen,  zweieinhalb  Zoll  langen  Hölzchen  hatten  aber 
schwere  Nachteile.  Sie  besaßen  eine  Kuppe  aus  chlorsaurem  Kali, 
Schwefel,  Gummi  und  Zinnober  und  ließen  sich  nur  durch  Ein- 
tauchen in  ein  Fläschchen,  das  einen  mit  konzentrierter  Schwefel- 
säure getränkten  Asbestschwamm  enthielt,  entzünden.  Dabei  kam 
es  meistens  vor,  daß  Teile  der  Zündmasse  und  der  Schwefelsäure 
brennend  umherspritzten,  denn  die  Entflammung  der  Hölzchen  glich 
mehr  einer  kleinen  Explosion,  als  einer  ruhigen  Entzündung.  Außer- 
dem konnten  diese  Feuerzeuge  natürlich  schlecht  in  der  Tasche 
mitgeführt  werden.  Wenn  sie  aus  diesen  Gründen  auch  keine 
große  Verbreitung  fanden,  so  haben  sie  sich  doch  fast  ein  viertel 
Jahrhundert  neben  dem  alten  Steinfeuerzeug  und  dem  1823  er- 
fundenen Döbereinerschen  Platinfeuerzeug  behauptet. 

Der  deutsche  Chemiker  Döbereiner  machte  nämlich  in  dem  ge- 
nannten Jahre  die  Entdeckung,  daß  der  sogenannte  Platinschwamm 
die  Fähigkeit  besitzt,  brennbare  Gasarten  bei  schnell  vorgenommener 
Verdichtung  zu  entzünden,  und  benutzte  diese  Eigenschaft,  um  einen 
Apparat  zu  konstruieren,  bei  dem  er  Wasserstoff  sich  an  dem 
glühenden   Platin    entzünden   ließ.     Seine  Wasserstoffzündmaschine 
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stellte  in  gewisser  Hinsicht  nur  eine  Modifikation  des  schon  1770 
von  Fürstenberger  in  Basel  erfundenen  elektrischen  Feuerzeuges 
dar,  welches  aber  zu  kompliziert  war,  um  in  weiteren  Kreisen  An- 
erkennung zu  finden.  Auch  die  Döbereinersche  Zündmaschine 
bildete,  obwohl  bequem  und  zuverlässig  in  der  Handhabung,  doch 
ein  platzraubendes  und  teures  Objekt,  und  als  daher  zehn  Jahre 
später  die  Phosphorstreichhölzchen  erfunden  wurden,  war  ihr  Schick- 
sal schnell  besiegelt. 

Die  ersten  wirklichen  Reibzündhölzchen  kamen  im  Jahre  1832 
unter  dem  Namen  Congrevesche  Reibzünder  auf.  Sie  waren  an 
dem  einen  Ende  mit  einer  Zündkuppe  aus  chlorsaurem  Kali  und 
Schwefelantimon  versehen,  die  man  beim  Gebrauch  zwischen  zwei 
Blättchen  Sandpapier  hindurchzog.  Wegen  ihrer  geringen  Zünd- 
barkeit  fanden  sie  aber  wenig  Verbreitung,  und  es  bedurfte  erst 
der  Benutzung  eines  anderen  Stoffes,  des  Phosphors,  um  hier  eine 
vollkommene  Revolutionierung  eintreten  zu  lassen. 

Wem  die  Ehre  der  Erfindung  des  Streichholzes  gebührt,  dar- 
über hat  lange  Zeit  Unklarheit  geherrscht.  Derosne  und  Cagniard 
de  la  Tour  in  Paris  sollen  schon  1816  Streichhölzchen  mit  weißem 
Phosphor  erzeugt  haben.  Da  letztere  aber  erst  viel  später,  im 
Jahre  1833,  allgemein  im  Publikum  auftauchten,  so  ist  dieser  Dar- 
stellung keine  Bedeutung  beizumessen.  Merkwürdig  ist  es,  daß  um 
das  Jahr  1833  herum  an  drei  verschiedenen  Stellen  zu  gleicher 
Zeit  die  neuen  Phosphorhölzchen  auf  der  Bildfläche  erscheinen, 
und  daß  an  allen  dreien  auch  behauptet  wurde,  bei  ihnen  sei  die 
Erfindung  zuerst  gemacht  worden.  Da  man  von  einem  zufälligen 
Zusammentreffen  nicht  reden  kann  in  Anbetracht  der  früheren  jahr- 
zehntelangen vergeblichen  Versuche,  ein  brauchbares  Zündholz  zu 
finden,  so  läßt  sich  nur  annehmen,  daß  von  den  drei  in  Frage 
kommenden  Erfindern  einer  allein  auch  der  rechtmäßige  Erfin- 
der ist,  während  die  beiden  anderen  diesen  Namen  unrechtmäßig 
tragen. 

In  England  soll  es  John  Walker  gewesen  sein,  der  die  sogenannten 
Lucifer  matches  zuerst  aufgebracht  hat,  in  Ungarn  wirdlrinyi  als  Erfin- 
der des  Streichholzes  hingestellt,  und  dieSüddeutschen  sehen  denselben 
in  Johann  Friedrich  Kammerer  aus  Ludwigsburg.  Von  deutscher 
Seite  ist  zu  wiederholten  Malen  und  zwar  im  Jahre  1883  von  der 
Zeitschr.  f.  Zündwarenf.,  1886  von  Kellner  in  seinem  Handbuch 
„Die  Zündwarenfabrikation"  und  später  in  dem  Buch  von  Jettel 
„Die  Zündwarenfabrikation"  der  Versuch  gemacht  worden,  Kam- 
merer   die  Ehre    der  Erfindung    zu    wahren.     Es  würde    aber   die 
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Grenzen  dieser  Arbeit  bei  weitem  überschreiten,  wenn  wir  die 
mannigfachen  Gründe,  die  für  Kammerer  sprechen,  hier  anführen 
wollten.  Im  allgemeinen  gilt  es  heute  als  erwiesen,  daß  er  der 
einzig  wahre  Erfinder  der  Phosphorhölzchen  ist,  und  daß  die 
anderen  erst  später  Kenntnis  von  seiner  Erfindung  erhalten 
haben. 

Kammerer  wurde  am  24.  Februar  1796  in  Ehningen  in  Würt- 
temberg geboren  und  lebte  seit  1820  in  Ludwigsburg  als  Sieb- 
macher und  Trommelfabrikant.  Nebenher  gab  er  sich  chemischen 
Studien  hin,  die  auf  eine  Verbesserung  der  bestehenden  Feuer- 
erzeugungsmethoden hinausliefen.  Indem  Kammerer  dabei  die 
Eigenschaft  des  weißen  oder  gelben  Phosphors,  sich  leicht  zu  ent- 
zünden, benutzte  und  den  Stoff  an  die  Stelle  des  Schwefelantimons 
der  Congreveschen  Reibzündhölzchen  setzte,  gelang  es  ihm,  die 
ersten  Phosphorstreichhölzchen  herzustellen.  Seine  Erfindung  soll 
er  schon  im  Jahre  1832  in  einem  kleinen  Laboratorium,  das  er  sich 
in  dem  Haus  Kirchstraße  21  in  Ludwigsburg  eingerichtet  hatte, 
gemacht  haben.  Kurz  danach  wurde  er  wegen  Teilnahme  am 
Hambacher  Fest  auf  dem  Hohenasperg,  wo  ungefähr  zehn  Jahre 
früher  auch  Friedrich  List  geschmachtet  hatte,  als  Hochverräter  in- 
terniert. Auch  hier  durfte  er  sich  mit  chemischen  Versuchen  be- 
schäftigen und  konnte  dabei  seine  noch  mangelhaften  Phosphor- 
streichhölzchen verbessern.  Bald  gelang  es  ihm,  wieder  aus  der 
Haft  zu  entfliehen  und  sich  in  Seefeld  bei  Zürich  niederzulassen. 
Hier,  ebenso  wie  in  Straßburg  und  "Wien,  errichtete  er  mit  Unter- 
stützung von  Kapitalisten  Zündholzfabriken,  die  aber  nicht  unter 
seinem  Namen  geführt  wurden.  Die  Tatsache,  daß  Kammerer 
selbst  kein  Kapitalist  war,  um  seine  Erfindung  auszubeuten,  ferner 
der  Umstand,  daß  es  1833  in  Deutschland  noch  kein  Patentgesetz 
gab,  welches  ihm  seine  Erfindung  gesichert  hätte,  bewirkten  es, 
daß  er  bald  von  anderen  überholt  wurde  und  in  Vergessenheit  ge- 
riet. Noch  1833  fabrizierten  Preshel  und  Romer  in  Wien,  Molden- 
hauer  und  Anton  in  Darmstadt  und  Otto  Miram  in  Bettenhausen 
bei  Kassel  Zündhölzchen  mit  weißem  Phosphor.  Überall  wurden 
die  epochemachenden  kleinen  Dinger  freudig  vom  Publikum  be- 
grüßt, obwohl  sie  immer  noch  Nachteile  hatten.  Da  ihre  Zünd- 
kuppen nämlich  aus  dem  explosiblen  Gemenge  von  chlorsaurem 
Kali  und  Phosphor  bestanden,  so  war  ihre  Fabrikation,  ihr  Trans- 
port und  Gebrauch  mit  Gefahren  verbunden.  In  verschiedenen 
Ländern,  auch  in  deutschen  Staaten,  schritt  man  deshalb  zum  Ver- 
bot der  Reibzündhölzer,  wie  in  Hannover,  wo  ihr  Vertrieb  bei  einer 
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Strafe  von  fünf  bis  zehn  Talern  sowie  Konfiskation  untersagt  war. 
Für  Kammerer  bedeutete  jedoch  dieses  unerwartete  Ereignis  das 
Fehlschlagen  seiner  großen  Hoffnungen.  Er,  der  uns  einen  nahe- 
zu unentbehrlichen  Gebrauchsgegenstand  geschenkt  hat,  der  aber 
gerade  deshalb,  weil  er  nicht  bloß  einen  überflüssigen  Luxus  be- 
friedigt, sich  meist  unbewußter  Geringschätzung  erfreut,  geriet 
schließlich  in  geistige  Umnachtung  und  starb  dann  in  seiner  Vater- 
stadt Ludwigsburg  im  Jahre  1857,  wo  er  sich  seit  seiner  Begnadi- 
gung im  Jahre  1850  wieder  aufgehalten  hatte. 

Bald  nach  dem  erfolgten  Verbot  der  Phosphorstreichhölzchen 
gelang  es  aber,  das  gefährliche  chlorsaure  Kali  durch  andere  Stoffe 
zu  ersetzen.  1835  verbesserten  Trevany,  1837  Preshel  in  Wien 
durch  Benutzung  des  Bleihyperoxyds  die  Zündmasse  so,  daß  allent- 
halben die  Schranken  des  Verbots  fielen  und  die  nun  einwands- 
freien  Zündhölzchen  erst  richtig  ihren  Siegeslauf  antreten  konnten. 
Von  dieser  Zeit  an  datiert  der  große  Aufschwung  der  Zündholz- 
industrie. 

2.  Die  Periode  des  Weißphosphorhölzchens. 

Die  deutsche  Zündholzindustrie  kann  auf  eine  Entwicklung  von 
ungefähr  zweieinhalb  Menschenaltern  zurückblicken,  da  man  heute 
allgemein  das  Jahr  1833  als  ihr  Entstehungsjahr  ansieht.  Sie  hat 
wie  überall  eine  doppelte  oder  sogar  dreifache  Entwicklung  durch- 
gemacht. In  ihrer  ersten  Periode,  seit  dem  Jahre  1833  bis  un- 
gefähr Ende  der  sechziger  Jahre,  war  sie  lediglich  Weißphosphor- 
holzfabrikation und  im  Zusammenhang  damit  eine  Industrie  der 
Kleinbetriebe.  Von  da  ab,  ein  genaues  Jahr  läßt  sich  nicht  an- 
geben, weil  es  schon  viel  früher  Böttger  in  Frankfurt  gelang,  den 
giftigen  Phosphorhölzchen  seine  Antiphosphorhölzchen  entgegenzu- 
stellen, trat  hier  eine  vollständige  Umwälzung  ein  mit  dem  Auf- 
kommen der  Sicherheits-  oder  schwedischen  Zündhölzchen.  Jetzt 
entstanden  überall  Großbetriebe,  da  die  Fabrikation  im  Kleinen 
für  diese  Art  Streichhölzer  sich  nicht  mehr  recht  lohnte.  Dabei 
hielten  sich  aber  die  Phosphorhölzchen  neben  den  aufkommenden 
Sicherheitszündhölzchen  im  Gebrauch  des  Publikums ;  denn  sie 
boten  eine  größere  Bequemlichkeit  wie  die  letzteren  in  der  Hand- 
habung dar.  Dem  Nebeneinander  wurde  in  Deutschland  sowie  in 
den  meisten  anderen  Kulturländern  erst  durch  das  Verbot  der  Ver- 
wendung des  weißen  Phosphors  bei  der  Zündholzfabrikation  ein 
Ende  gemacht.  Seit  dieser  Zeit  datiert  die  dritte  Periode  der 
Zündholzindustrie,  die  charakterisiert  ist  durch  das  Alleinherrschen 
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des  Sicherheitszündhölzchens  und  das  Überwiegen  des  Groß- 
betriebs. 

Als  die  Fabrikation  von  Phosphorhölzchen  in  Deutschland  um 
sich  griff,  da  sind  es  die  großen  Waldgebiete  des  Bayrischen 
und  Böhmischen  Waldes,  des  Erzgebirges,  Harzes  und  Thüringer 
Waldes  sowie  der  schlesischen  Gebirgsgegenden,  die  die  ersten 
Gewerbetreibenden  und  Hausindustriellen  bei  sich  entstehen  sehen. 
Verschiedene  Gründe  waren  dafür  maßgebend :  Einmal  befanden 
sich  diese  hier  unmittelbar  im  Produktionsgebiet  des  Fichten-, 
Kiefern-  oder  Tannenholzes,  des  wichtigsten  Rohmaterials,  das  sie 
zur  Fabrikation  brauchten  und  das  infolgedessen  äußerst  wohlfeil 
bezogen  werden  konnte  (3 — 4  Taler  pro  Klafter).  Weiter  konnten 
sie  auch  den  Übergang  zu  dem  neuen  Gewerbe  von  sich  aus  leicht 
vollziehen,  denn  sie  waren  meist  schon  mit  der  Verarbeitung  des 
Holzes  vertraut.  Da  aber  die  Bevölkerung  der  genannten  Gebirgs- 
gegenden sehr  arm  war,  so  gab  es  für  den,  der  das  Gewerbe  nicht 
selbst,  dafür  jedoch  im  Großen  betreiben  wollte,  neben  technisch 
vorgebildeten  auch  sehr  billige  Arbeitskräfte.  Ein  letzter  Umstand 
für  die  Ausbreitung  der  Zündholzindustrie  gerade  hier  war  der, 
daß  auch  die  Anschaffung  der  wenigen  Produktionswerkzeuge 
äußerst  geringe  Kosten   erforderte. 

Zur  Erklärung  des  Gesagten  sowie  zum  besseren  Verständnis 
der  wirtschaftlichen  Zustände  der  damaligen  Zeit  muß  an  dieser 
Stelle  mit  ein  paar  Worten  auf  die  alte  primitive  Technik  hinge- 
wiesen werden.  Die  Fabrikation  war  zuerst  eine  rein  handwerks- 
mäßige. Sie  zerfällt  bekanntlich  in  die  Herstellung  des  Holzdrahtes, 
die  Bereitung  der  Zündmasse,  das  Tunken,  Trocknen  und  Ver- 
packen der  Zündhölzer.  Die  Herstellung  des  Holzdrahtes  geschah 
ursprünglich  so,  daß  man  sich  mit  einem  Messer  die  einzelnen 
Hölzchen  zurechtschnitzte  und  sie  an  dem  einen  Ende  etwas  zu- 
spitzte. Später  benutzte  man  hierzu  einen  Hobel,  von  Weilhöfer 
oder  Stefan  Romer  zuerst  aufgebracht,  dessen  Messer,  entsprechend 
dem  runden  Querschnitt  der  Hölzchen,  mit  mehreren  geschärften 
Ausbuchtungen  versehen  war.  Mit  diesem  konnte  man  schon 
mehrere  Lagen  Holzdraht  nebeneinander  in  der  Länge  von  unge- 
fähr 1  m  herstellen,  wenn  auch  nur  unter  großer  Kraftaufwendung. 
Auf  demselben  Prinzip  beruhte  später  die  erste  Hobelmaschine,  bei 
der  der  Handzündholzhobel  mittels  einer  mechanischen  Vorrichtung 
durch  Wasser-  oder  Pferdekraft  in  Bewegung  gesetzt  wurde.  Sie 
stellte  dann  ungefähr  4 — 450  000  Hölzchen  täglich  her. 

Aus    ebenso   einfachen  Verrichtuniren    wie  die   der   ersten  Art 
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bestand  der  weitere  Herstellungsprozeß,  das  Anbringen  der  Zünd- 
kuppe an  dem  Hölzchen.  Die  ersten  derselben  tunkte  man  einzeln, 
d.  h.  man  tauchte  sie  an  dem  einen  Ende  zunächst  in  den  flüssi- 
gen Schwefel,  der  den  Funken  festhalten  und  auf  das  Holz  über- 
tragen mußte,  und  sodann  in  die  Phosphorzündmasse.  Zum  Trock- 
nen steckte  man  sie  in  mit  Sand  gefüllte  Schalen.  Oder  man 
tunkte  Hölzerbüschel,  die  durch  unvollendete  Spaltung  von  Holz- 
klötzen entstanden  waren,  schleuderte  sie,  indem  man  sie  zwischen 
den  Händen  drehte,  aus  und  hängte  sie  zum  Trocknen  an  Schnüren 
auf.  Das  war  die  sogenannte  Schleuder-  oder  Büschelware.  Da 
aber  die  Zündhölzer  in  immer  größeren  Mengen  produziert  werden 
mußten,  um  den  Bedarf  des  Publikums  zu  befriedigen,  so  sann 
man  auf  ein  Mittel,  das  ein  rationelleres  Arbeiten  erlaubte.  Man 
konstruierte  einen  kleinen  Rahmen,  der  aus  einer  Lage  von  unge- 
fähr 25 — 30,  5 — 8  cm  breiter  Brettchen  bestand  und  durch  eine 
Vorrichtung  fest  zusammengepreßt  werden  konnte.  Nachdem  die 
einzelnen  Hölzchen  reihenweise  zwischen  je  zwei  Brettchen  so  ein- 
gelegt worden  waren,  daß  sie  an  dem  einen  Ende,  wo  die  Zünd- 
kuppe angebracht  werden  mußte,  ein  Stück  hervorsahen,  wurde  der 
Rahmen  geschlossen,  und  nunmehr  konnten  gleich  ungefähr 
500 — 600  Hölzchen  auf  einmal  getunkt  werden.  Der  sogenannte 
Einlegerahmen  kehrt  im  Prinzip  bei  allen  späteren  noch  so  kom- 
plizierten Maschinen  wieder,  und  seine  Erfindung  ist  deshalb  von 
großer  Wichtigkeit  gewesen. 

Die  Nachweise  über  die  erste  Zeit  der  Zündholzindustrie  sind 
spärlich,  da  aus  den  abgelegenen  weltfernen  Fabrikationsstätten 
wenig  in  die  Öffentlichkeit  drang.  Nur  da,  wo  sich  die  Industrie 
in  größeren  Städten  eingebürgert  hatte,  erfahren  wir  Näheres. 
Wegen  der  stärkeren  Bedarfskonzentration  daselbst  nahmen  die  ein- 
zelnen Betriebe  in  den  Städten  schon  früh  einen  größeren  Umfang 
an,  aber  nur  bezüglich  der  Arbeiterzahl;  denn  handwerksmäßige 
Herstellung  und  einfache  Technik  blieben  dieselben. 

Von  jeher  war  besonders  Bayern  ein  wichtiges  Produktions- 
gebiet und  da  wiederum  Augsburg.  Hier  gab  es  um  1840  zwei 
größere  Zündhölzchenbetriebe  von  Karl  Engert  mit  4  Arbeitern  und 
Stiele  und  Silverio  mit  10  Arbeitern.  Sie  hatten  früher  Feuer- 
schwamm und  Zunder  hergestellt  und  nahmen  die  Fabrikation  von 
Phosphorzündhölzchen  auf,  als  ihre  bisherige  Beschäftigungsart  ra- 
pide zurückging.  Daß  sie  damit  Glück  hatten,  geht  daraus  hervor, 
daß  ihre  Arbeiterzahl  1850  sich  auf  70  bei  Engert  und  80  bei 
Stiele   und  Silverio    belief.     Die  beiden  Betriebe  wurden   1863  ver- 


einigt  von  der  Firma  Gebr.  Buz  und  bildeten  im  Jahre  1882  den 
Grundstock  für  die  Aktiengesellschaft  Union,  heute  eine  der  größten 
Zündholzfabriken.  Neben  diesen  zwei  größeren  Fabriken  gab  es 
in  Augsburg  noch  5  weitere  Betriebe  mit  zusammen  92  Arbeitern, 
die  aber  immer  mehr  an  Bedeutung  verloren  und  heute  längst  von 
der  Bildfläche  verschwunden  sind. 

Neben  Augsburg1)  spielten  Kempten  und  Nürnberg  als  Stand- 
orte für  die  Zündholzindustrie  eine  große  Rolle.  Max  Schnetzer  in 
Kempten  beschäftigte  1847  allein  130  Arbeiter.  Von  diesen  waren 
100  aber  noch  nicht  einmal  14  Jahre  alt,  eine  Tatsache,  die  be- 
zeichnend ist  für  die  Verhältnisse,  die  lange  Zeit  in  der  Zündholz- 
industrie geherrscht  haben.  In  Nürnberg  war  die  Zündholzindustrie 
ebenfalls  recht  bedeutend,  denn  dort  gab  es  1847  schon  38  Fabriken 
mit  295  Arbeitern.  Hier  ist  sie  heute  aber  vollständig  verschwunden, 
im  Gegensatz  zu  Kempten,  wo  wir  noch  eine  große  Fabrik  in  der 
Gegenwart  vorfinden.  Die  Gesamtzahl  der  Fabriken  in  Ba}rern  be- 
trug 1847  59  mit  591  Arbeitern,  doch  waren  die  meisten  hiervon 
unbedeutend  (s.  Tabelle  I).  Es  sind  in  Oberbayern  zwei  Fabriken 
mit  22  Arbeitern,  in  der  Pfalz,  in  Gandershein  und  Albersweiler 
2  mit  31  Arbeitern,  in  der  Oberpfalz  2  mit  7  Arbeitern,  in  Bay- 
reuth 1  Betrieb  mit  2  Arbeitern,  in  Erlangen  1  Betrieb  mit  1  Ar- 
beiter und  in  Fürth  7  Betriebe  mit  7  Arbeitern. 


Tabelle  I. 
Zahl  der  Zündhölzchenfabriken  in  Bayern  1847. 

(Beiträge  zur  Statistik  des  Kgr.  Bayern   1,  S.  159.) 


Zahl 
der  Fa- 
briken 

Zahl 

der  A 

rbei ter 

unter  14  Jahr 

über  14  Jahr 

Arbeiter 

männl. 

weibl. 

männl. 

weibl. 

zusamm. 

Regierungsbezirk  Oberbayern 

2 

2 

— 

6 

14 

22 

Pfalz 

2 

— 

— 

11 

20 

31 

Oberpfalz-Regensburg 

2 

— 

— 

3 

4 

7 

Oberfranken  (Bayreuth)      .... 

1 

— 

— 

2 

— 

2 

Mittelfranken:  Erlangen       .... 

1 

— 

— 

1 

— 

1 

Fürth 

7 

— 

— 

7 

— 

7 

,               Nürnberg      .... 

88 

— 

— 

111 

1S4 

295 

Schwaben- Neuburg:  Stadt  Augsburg 

4 

— 

— 

17 

7.", 

92 

„                  „               „      Kempten . 

1 

60 

40 

10 

20 

130 

„                  „    Übrige  Polizeidistr. 

1 

— 

— 

— 

4 

4 

Insgesamt 

59 

62 

40 

168 

321 

591 

1)  Beiträge  zur  Statistik  des  Kgr.  Bayern,  Bd.  1   S.  159. 


Zahl  der  Zündwarenfabriken  in  Bayern   1861. 
(Beiträge  zur  Statistik  des  Kgr.  Bayern  X.    Tafel  XV.    S.  85.) 


Regierungsbezirke 

Zahl  der 
Fabriken 

Aufsichts- 
Personal 

Arbeiter 

männl. 

weibl. 

zusamm. 

„                Pfalz 

„                Oberpfalz-Regensburg  . 

„                Mittelfranken 

„                Unterfranken  u.Aschaffenb. 
„                Schwaben-Neuburg  . 

6 
8 
11 
6 
3 
6 
7 
9 

7 
9 

16 
6 
3 
4 

10 
8 

6 
39 
80 
11 
12 
33 
34 
32 

12 

55 
48 
26 
22 
16 
65 
84 

18 
94 

128 
37 
34 
49 
99 

116 

Kgr.  Bayern  insgesamt 

56 

63 

247 

328 

575 

Zahl  der  Zündholzfabriken  in  den  bayerischen  Städten  1861. 

(Beiträge  zur  Statistik  des  Kgr.  Bayern  X.    Tafel  XVI.    S.  85  u.  127.) 


Städte 


^ 

c 

<u 

<u 

•V 

M 

u 

JS 

,0 

CS 

N  tu 

<j  cu 


Arbeiter 


männl.    weibl.   zusamm. 


Oberbayern   (München)     

Niederbayern   (Passau)      

Oberpfalz-Regensburg  (Regensburg) . 

Oberfranken  (Bayreuth) 

Mittelfranken   (Ansbach) 

„  (Erlangen) 

(Fürth) 

„  (Nürnberg) 

Unterfranken-Aschaffenburg  (Würzburg) 
Schwaben-Neuburg  (Augsburg)     .     .     . 
„  „  (Kempten)       .     .     . 

,,  „  (Memmingen) 


30 

2 

22 


12 

2 

18 


5 

20 

70 

9 

1 


14 

3 

22 


35 
22 
92 

17 
3 


LS 


20 


72 


143 


215 


Ähnlich  wie  in  Bayern  liegen  die  Verhältnisse  der  anderen 
deutschen  Staaten.  In  Württemberg,  wo  bekanntlich  Kammerer  zu- 
erst die  Fabrikation  von  Reibzündhölzchen  aufnahm,  entstand  in 
den  folgenden  10  Jahren  etwa  ein  Dutzend  kleinerer  Fabriken  in 
den  Oberamtsbezirken  Gaildorf,  Nagold,  Rottweil,  Blaubeuren,  Tett- 
nang  und  Ulm ,  die  aber  alle  nach  und  nach  wieder  eingingen. 
Die  Fabrik  von  F.  J.  Kammerer  in  Ludwigsburg,  die  zwar  noch 
heute  mit  30  Arbeitern  besteht,  stellt  keine  Zündhölzchen  mehr  her. 
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Tabelle  II. 

Übersicht  der  Gewerbe  im  Kgr.  Sachsen  nach  der  Zählung 
am  3.  Dez.  1846.  • 

(18.  Lieferung  der  Mitteilungen   des  Statist.   Vereins  für  das  Kgr.  Sachsen.) 

I.  Chemischer  Feuerzeu"-Zündhölzchenhandel  Tab.  III.  6.  S.  29. 


c 

b£ 

3 
CS 

a 

>-"S 

^•5 

^ 

u  «i 

*  £ 

W-g 

^'•5 

■- 
2 

J 

5 

N 

3 

pq 

14 

:;s 

23 

8 

1 

1 

19 

— 

Etablissements  in  den  Städten 

auf  dem  Lande 

Summe 

Eigentümer  oder  Geschäftsinhaber  in  den 
Städten 

Eigentümer  oder  Geschäftsinhaber  auf  dem 
Lande        

Summe 


83 
21 


15 

10 

1 


39 

42 

8 

26 

15 

7 

1 

17 

104 

58 
19 


11 


27 


32 


II.  Anzahl  der  Fabriken  in  der  Zündwarenfabrikation  (Tab.  V.  S.  71) 

1.   In  den   Städten. 


3 
V 

u 

.SP 

.  •  'S 

K/    .37 

CS 

u'  IS 

a 

.  '35 

a 
s 

3 

P 

1-5 

N 

ca 

CA) 

Zahl  der  Fabriken 

6 

16 

10 

9 

11 
53 

1 
1 

28 

Zahl  der         i 

[männl. 

79 

unter 

14  Jahr 

' 

gewöhnlich 

[weibl. 

1 

24 

l 

26 

beschäftigten 

über 

14  Jahr 

(männl. 

47 

6 

35 

— 

88 

Arbeiter 

Iweibl.        .      . 

4 

10 

33 

3 

50 

Summe 

der  Arbeiter 

67 

26 

145 

5 

243 

2.  Auf  dem  Lande. 


c 

V 

u  ^ 

p 

iJ  'n 

Ä  '53 

3 

cä 

fc.'  -* 

NJ 

>-,'    in 

3 
03 

a 
a 

3 
C/> 

Zahl  der  Fabriken 

Zahl   der          /                               [männl.       .      . 
,    ,.  ,           unter  14  Tahr  • 
gewöhnlich                          J         (weibl.       .     . 

beschäftigten     1                             fmännl.       .     . 
über   14  Jahr  • 
Arbeiter         \                             (weibl. 

l  = 

— 

8 
3 
2 

18 

7 

1 

1 

9 
3 
2 
19 
7 

Summe  der  Arbeiter 

30 

1 

31 
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3.  Im  Kgr.  Sachsen. 
37  Fabriken  mit: 

82  männl.  Arbeitern  unter  14  Jahren 
*        28  weibl.  „  „ 

107  männl.  „  über      „         „ 

57  weibl.  B  „         „         „ 

274  Arbeiter  insgesamt. 

In  Sachsen  finden  wir  die  Zündholzindustrie  schon  früh  vor, 
besonders  im  Erzgebirge,  in  Olbernhau  und,  da  allerdings  von  ge- 
ringer Bedeutung,  in  Jöhstadt,  Bärenstein,  Stahlberg,  Oberwiesen- 
thal und  Scheibenberg1).  1846  gab  es  in  ganz  Sachsen  37  Be- 
triebe mit  274  Arbeitern  in  der  Zündwarenfabrikation.  Auch  hier 
zeigt  sich  wieder,  daß  die  Beschäftigung  von  Kindern  in  den  Be- 
trieben sehr  groß  war;  denn  von  den  274  Arbeitern  hatten  110 
das  14.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht.  An  erster  Stelle  bezüglich 
der  Zahl  der  Betriebe  steht  die  Kreishauptmannschaft  Zwickau  mit 
19  Betrieben  und  175  Arbeitern,  dann  kommt  die  Kreishauptmann- 
schaft Leipzig  mit  10  Betrieben  und  26  Arbeitern,  von  denen  heute 
keiner  mehr  existiert,  und  die  Kreishauptmannschaft  Dresden  mit 
6  Betrieben  und  67  Arbeitern.  Bautzen  hatte  nur  2  Betriebe  mit 
6  Arbeitern. 

Die  preußischen  Zündholzbetriebe  lagen  und  liegen  noch  heute 
vornehmlich  im  Harz  und  in  Schlesien,  wo  sich  zwei  große  Kristal- 
lisationspunkte in  Benneckenstein  und  Habelschwerdt  bildeten.  Für 
die  Niederlassung  im  Harz  war  wieder  die  Nähe  und  Billigkeit  des 
Nadelholzes  entscheidend.  Er  wurde  bald  neben  dem  Böhmerwald 
und  dem  Glatzer  Bergland  der  Mittelpunkt  der  deutschen  Zünd- 
holzindustrie Zum  Teil  auf  preußischem,  zum  Teil  auf  braun- 
schweigischem  Gebiet  siedelten  sich  die  Gewerbetreibenden  in  Claus- 
thal, Benneckenstein,  Gernrode,  Harzberg,  Lauterberg,  Andreasberg 
und  Wieda  an.  In  letzterem  Orte  wurde  1848  die  Zündholzfabrik 
von  Schröter  sogar  mit  Hilfe  der  braunschweigischen  Regierung 
begründet,  da  die  Hungersnot  des  Jahres  1847  der  armen  Bevölke- 
rung des  Wiedatales  stark  zugesetzt  hatte.  Heute  findet  sich  die 
Herstellung  von  Zündhölzchen  noch  in  Benneckenstein,  Clausthal 
und  Gernrode,  nachdem  vor  ganz  kurzer  Zeit  (1911)  auch  die  alte 
Fabrik  von  Schröter  in  Wieda  ihren  Betrieb  einstellen  mußte. 

Die  schlesischen  Betriebe  entstanden  in  Gleiwitz,  Habelschwerdt, 
Neiße,    Patzschkau,    Ratibor,    Ziegenhals.     Sie   befinden  sich  heute 


1)   Mitteilung    des    Statistischen  Vereins    für    das    Kgr.  Sachsen    IS.  Lieferung, 
Tabelle  V  S.  71.     Siehe  Tabelle  IL 
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noch  vornehmlich  in  Patzschkau  und  Habelschwerdt ,  wie  z.  B.  die 
alte,  aus  dem  Jahre  1842  stammende  Zündholzfabrik  von  Julius 
Huch  bezeugt. 

In  Kassel  bildete  sich  früh  ein  bedeutendes  Fabrikationszentrum, 
das  noch  heute  auf  der  Höhe  ist.  Hier  befand  sich  lange  Zeit  die 
älteste  deutsche  Zündholzfabrik  von  Otto  Miram  aus  dem  Jahre 
1836,    die   vielleicht    sogar  die  älteste  Zündholzfabrik  der  Welt  bis 

Tabelle  III. 
Anzahl  der  Streichfeuerzeugfabriken  in  Hessen  1847. 


u   a 

U     <L> 

ei    ei 
N  U, 

Zahl  der  gew 

•öhnlich  beschäftigten 

Arbeiter 

unter  14  Jahr 

über  14  Jahr 

über- 

männl. 

weibl. 

männl. 1  weibl. 

haupt 

I.  Provinz  Starkenburg 

Steuerbezirk  Darmstadt 

4 

13 

3 

54 

83 

153 

1 

— 

— 

3    •         1 

4 

Lindenfels 

3 

-- 

— 

104 

100 

204 

„              Umstadt     .... 

5 

— 

— 

20 

8 

28 

Summe 

13 

13 

3 

181 

192 

389 

II.  Provinz  Oberhessen 

Steuerbezirk  Battenberg      .     .     . 

2 

— 

6 

4 

8 

18 

III.  Provinz  Rheinhessen 

4 

1 

5 

6 

— 

12 

„               Wörrstadt      .     .      . 

1 

— 

— 

1 

— 

1 

Summe 

5 

1 

5 

7 

— 

13 

In  ganz  Hessen 


1  1 


1  I 


192 


200 


420 


Anzahl  der  Zündwarenfabriken  in  Thüringen   1847. 


Zahl  der  gewöhnlich  beschäftigten 

GJ    tu 

.  'ü 

—  ja 

-    .-: 

Arbeiter 

unter  14  Jahr     über    14  Jahr 

über- 

männl.   weibl.    männl. 

weibl. 

haupt 

I.  Sachsen-Meiningen 

1 

— 

— 

31 

18 

49 

II.  Schwarzburg-Sondershausen  .     . 

14 

5 

— 

64 

10 

79 

III.  Reuss-Lobenstein  ...... 

i 

— 

— 

— 

— 

In   ganz  Hessen 


16 


90  28         12? 


Anzahl  der  Streichzündhölzerfabriken  im  Herzogtum 
Anhalt-Bernburgr  1847. 


1 


22 


49 


70 
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zu  ihrem  Zusammenbruch  im  Jahre  1912  gewesen  ist.  Die  Miram- 
schen  Hölzer  hatten  früher  einen  weit  über  Deutschlands  Grenzen 
hinausgehenden  Ruf.  Heute  besteht  in  Kassel  noch  die  Stahl  & 
Nölke  A.-G.,  eine  der  größten  deutschen  Fabriken,  die  aber  erst 
1872  ins  Leben  gerufen  wurde. 

Zu  großer  Bedeutung  gelangte  die  Zündholzindustrie  auch  im 
Odenwald  und  Thüringerwald.  Während  sie  im  Odenwald  be- 
sonders in  Pfungstadt  in  Hessen  einen  bleibenden  Sitz  gewann, 
schlug  sie  in  Thüringen  in  den  Dörfern  am  Rennsteig,  vor  allem 
in  Neustadt,  wo  bald  nach  Erfindung  des  Phosphorstreichhölzchens 
eine  Reihe  von  allerkleinsten  Betrieben  aufkam,  Wurzel.  In  Hessen 
gab  es  1847  20  Betriebe  mit  420  beschäftigten  Personen.  Davon 
entfielen  besonders  auf  den  Bezirk  Darmstadt  4  Betriebe  mit  153 
Arbeitern  und  auf  den  Bezirk  Lindenfels  3  Betriebe  mit  204  Ar- 
beitern1) (siehe  Tabelle  III).  In  Thüringen  besaßen  um  diese  Zeit 
die  beiden  Staaten  Sachsen-Meiningen  und  Schwarzburg-Sonders- 
hausen, die  sich  in  den  Ort  Neustadt  am  Rennsteig  teilen,  Zünd- 
holzfabriken und  zwar  ersterer  einen  Betrieb  mit  49  Arbeitern  und 
letzterer  14  Betriebe  mit  79  Arbeitern2).  In  Anhalt  finden  wir  1847 
eine  Fabrik  mit  76  Arbeitern  vor  (vgl.  Tabelle  III). 

Über  die  Organisation  der  Zündholzindustrie  in  den  ersten  Jahr- 
zehnten sind  wir  sehr  schlecht  orientiert  aus  Gründen,  die  schon 
oben  erwähnt  wurden.  Die  vorwiegenden  Betriebsformen  waren 
die  des  Handwerks  und  der  Hausindustrie,  die  sich  lediglich  auf 
die  Handarbeit  aufbauten.  Besonders  die  Hausindustrie  spielte  eine 
große  Rolle  und  soll  deshalb  im  nächsten  Kapitel  für  sich  behan- 
delt werden.  Daß  die  kleinen  Betriebe  vorherrschten,  geht  schon 
aus  den  eben  angegebenen  Zahlen  hervor.  Der  kleine  Handwerker, 
der  in  Verbindung  mit  Streichhölzern  auch  Wichse,  Streichriemen 
und  ähnliches  mehr  anfertigte,  ist  sehr  oft  auch  in  den  Städten  zu 
finden.  Trotz  den  im  allgemeinen  günstigen  Produktionsbedingungen 
war  aber  die  ganze  Fabrikation  eine  verhältnismäßig  teuere  wegen 
ihrer  geringen  technischen  Durchdringung.  So  sollen  in  der  ersten 
Zeit  1000  Streichhölzer  4  —  5  Taler  gekostet  haben,  und  man  kann 
es  deshalb  verstehen,  daß  das  Streichholz  vor  allem  bei  der  ärme- 
ren Landbevölkerung  im  Anfang  als  Luxusartikel  galt,  mit  dem 
man  sehr  sparsam  umging.  Auch  die  damals  schlechten  Trans- 
port- und  schwierigen  Absatzverhältnisse,  die  den  Bezug  von  Streich- 

1)  Gewerbe-Tabelle  der  Fabrikationsanstalten  und  Fabrikunternehmungen  aller 
Art  im   Großherzogtum   Hessen  für  das  Jahr  1847,  S.  27  und  56. 

2)  In   den  Thüringischen  Vereinsstaaten  für  das  Jahr   1847,  S.  29. 
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hölzern  nicht  leicht  machten,  waren  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Ge- 
staltung der  Industrie.  So  heißt  es  z.  B.  in  einem  in  den  50  er 
Jahren  an  die  Fa.  Otto  Miram  in  Kassel  gerichteten  Bestellbrief 
folgendermaßen1) : 

„Anbei  übersende  Ihnen  10  Taler  Courant.  Schicken  Sie  mir 
dafür  wieder  Salonhölzer  und  Streichhölzer  wie  zuletzt  bezogen. 
Ich  bitte  Sie  aber,  mich  als  alten  Kunden  zu  bevorzugen,  daß  ich 
wenigstens  im  nächsten  Monat  die  Lieferung  erhalte." 

Der  Absatz  der  Streichhölzer  im  Publikum  erfolgte  auf  dem 
Lande  und  in  den  kleinen  Städten  fast  ausschließlich  durch  Hau- 
sierer und  herumziehende  Hausindustrielle.  In  den  größeren  Städten 
wird  wohl  schon  ähnlich  wie  heute  ein  einfacher  Zwischenhandel, 
den  Krämer  oder  sogenannte  Produktengeschäfte  in  den  Händen 
hatten ,  vorhanden  gewesen  sein.  Eine  Änderung  dieser  ganzen 
Verhältnisse  trat  erst  ein,  als  die  erste  wichtigere  Maschine,  die 
Einlegemaschine,  in  den  50er  Jahren  auftauchte;  denn  diese  ge- 
stattete schon  Herstellung  im  Großen.  Nunmehr  begannen  die 
Fabrikatpreise  zu  sinken  und  der  Absatz  zu  steigen.  Da  inzwischen 
auch  der  Export  von  Zündhölzern  eingeschlagen  hatte  und  die 
Transportverhältnisse  bessere  geworden  waren ,  so  sehen  wir  seit 
Ende  der  50er  Jahre  einen  immer  deutlicheren  Aufschwung  der 
Industrie  eintreten.  Den  zahlenmäßigen  Beweis  dafür  gibt  uns 
Viebahn2),  der  im  Jahre  1868,  also  ungefähr  am  Ende  der  ersten 
Periode  in  der  Entwicklung  der  deutschen  Zündholzindustrie,  folgen- 
des berichtet:  Im  Ganzen  bestanden  damals  schon  307  Fabriken 
mit  356  Aufsichtspersonen,  2495  männlichen  und  2716  weiblichen 
Arbeitern  in  der  Zündwarenfabrikation.  Die  ungefähr  30  Jahre 
der  Entwicklung  hatten  genügt,  um  eine  starke  Industrie  ent- 
stehen zu  lassen.  Viebahn  berichtet  dann  des  näheren,  daß  im 
Jahre  1868  die  bayrischen  Zünd  Warenfabriken  zu  Oberröslau, 
Schön wald  und  Kempten  jährlich  mehrere  1000  Zentner  Zündhölzer 
produzierten,  und  daß  die  beiden  Pfälzer  Fabriken,  die  50  Arbeiter 
beschäftigten,  jährlich  5  Millionen  Schachteln  im  Werte  von  5  Fl. 
pro  1000  Schachteln  lieferten.  Von  den  sächsischen  Fabriken  teilt 
er  folgendes  mit:  Die  in  Potschappel  errichtete  besitzt  50  Arbeiter, 
worunter  sich  20  Kinder  befinden ;  sie  stellt  jährlich  ungefähr 
270000  Kisten  mit  einem  Inhalt  von  810  Millionen  Streichhölzer 
her.  Die  Fabrik  zu  Olbernhau,  die  mit  50  Kindern  und  60  erwach- 
senen Personen    arbeitet,   produziert   7  Millionen   Hölzer.     In   Ben- 

1)  Deutsche  Zündwaren-Zeitung,  Mai   ]912,  Nr.  2,  S.  5. 

2)  Viebahn,  Statistik  des  zollvereiuten  Deutschlands  3,  S.  S46. 
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neckenstein  bei  Nordhausen  aber  sollen  1868  in  11  Fabriken  täg- 
lich 16  Millionen  Zündhölzer  hergestellt  worden  sein.  Von  den 
beiden  Kasseler  Fabriken  wurden  täglich  etwa  6  Millionen  Hölzchen 
und  jährlich  für  80  000  Taler  hergestellt. 

3.  Die  Hausindustrie. 

Eng  verbunden  mit  der  Periode  des  Phosphorhölzchens  ist  die 
Hausindustrie,  deren  Standort  sich  ebenfalls  in  den  schon  genann- 
ten Gebirgsgegenden,  im  Bayrischen  Wald,  Thüringer  Wald,  Harz 
und  Erzgebirge  befand.  Die  Zahl  der  Hausindustriellen  genau  zu 
erfassen,  ist  mit  großen  Schwierigkeiten  verbunden.  Diese  Erfah- 
rungen mußten  auch  die  drei  gewerblichen  Betriebszählungen  im 
Deutschen  Reich  machen,  besonders  dann,  wenn  es  sich  darum 
handelte,  die  eigenen  Angaben  der  Hausindustriellen  zur  Grundlage 
der  Statistik  zu  machen.  Nur  mit  Hilfe  der  Angaben  der  Unter- 
nehmer läßt  sich  ungefähr  die  Zahl  der  Heimarbeiter  ermitteln.  Im 
Jahre  1882  wurden  von  33  Betrieben  1743  Hausindustrielle  oder 
Gefangene  beschäftigt.  1895  gab  es  19  Betriebe  mit  359  Haus- 
industriellen und  1907  nur  noch  5  Betriebe,  die  56  weibliche  Per- 
sonen als  Heimarbeiterinnen  beschäftigten 1).     (vgl.  Tabelle  IV.) 

Tabelle  IV. 

Die  Hausindustrie. 

1907. 


Nach  den  Angaben   der  selbständigen 
Hausgewerbtreibenden 

Nach  Angabe  der 
Unternehmer 

Hauptbetriebe 

Hausgewerb- 
treibende 
Personen 

m.     |      w. 

Betriebe, 

welch. Pers. 
als  Haus- 
gewerbtr., 

Heimarbeit. 

Platzgesell. 

beschäftig. 

Haus- 

über- 
haupt 

Davon  sind 

werb- 

Allein- 

Be- 
triebe 

Gehilf.-Betr.  m. 
bis      U  und  5 
3    Pers.|    Pers. 

treib. 
Pers. 

w. 

Prov.  Westpreußen          — 
„       Pommern       .             2 
„       Schlesien  •     .            4 

2 
4 

— 

— 

2 

-      1        4 

1 
1 

1 

4 

12 
3 

Kgr.  Preußen      .     .    II       6 
Süd-Bayern     .     .     .            1 
Kgr.  Sachsen       .      .          21 
Sachsen-Altenburg  .            1 
Anhalt — 

6 

1 

12 

7 
1 

2 

—            6 

1 

1 0          27 

1            2 

3 
1 

1 

19 
35 

2 

29 


l'.i 


11 


36 


66 


1)  Statistik  des  Deutschen  Reiches  N.  F.  6  I.   I  54, 
.,  „         N.  F.  113,  S.  367, 

213,  S.  255. 
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1895. 


Nach  Angaben  der  Hausindustriellen 

Nach  Ang. 

Beschäft. 

Hauptbetriebe 

i  t> 

=  •? 

•°  'S 

Summe    d. 

d.  Untern. 

Gefangene 

Allel 

Be- 
trieb. 

n-  Betriebe 

Personen 
m.    |    w. 

Geh.-Betr. 

I    m. 
Betr.  Pers 

Fam. 

Ang, 

m. 

hausind. 

Betriebe 

Betr.  Pers. 

V 

V 

,  a 

Prov.  Pommern 
„     Schlesien 
„     Sachsen  . 
„  Schleswig- 
Holstein  . 
„    Hannover 
„     Hessen- 
Nassau. 
„     Rheinland 

1 
1 

1 

1 

— 

_ 

— 

— 

— 

1 
1 

1 
1 

1 

2 
1 

1 

1 
2 

47 

76 
1 

25 

2 

18 

1 

25 

Kgr.  Preußen  . 
Bayern  r.  Rhein 

2 

2 

—        1 

3 

1 

2 
1 

2 

3 

8 
5 

169 
135 

1 
3 

25 

88 

Kgr.  Bayern     . 
Sachs. -Meining. 
Anhalt     .     .     . 
Schwarzburg- 
Sondershaus. 
Elsaß-Lothring 

1 

1 

1 

3 

1 

1 

1 

1 
1 

1 

5 
2 
2 

2 

135 
35 
12 

8 

3 
1 

88 
15 

Deutsch.  Reich 

3 

2 

1 

1 

3 

1 

1 

5 

6 

19 

359 

5 

128 

1882. 

Personenzahl  nach  Angabe  der  Arbeitnehmer 3 

„                „              ,,          „     Arbeitgeber 1743 

Zahl  der  Betriebe,  von  denen   aus  Hausindustrielle  od.  Gefangene  beschäftigt  33 

Auf  100  Gewerbtätige  überhaupt 34°/0 

1  Arbeitgeber  beschäftigt  durchschnittlich  außerhalb  seiner  Betriebsstätte  .     .  69,7 

„                         ..                 insbesondere  Hausindustrielle    .     .  52,8 

„                      „                        „                          „              Gefangene    ....  16,8 

Die  wirtschaftliche  Lage  der  kleinen  Hausindustriellen  war  die 
denkbar  schlechteste.  Die  Voraussetzung  für  die  Entwicklung  der 
schädlichen  Hausindustrie  bildete  eine  arme,  anspruchslose  Be- 
völkerung, die  früher  der  Herstellung  des  Zunders  obgelegen  hatte. 
Schädlich  war  die  Hausindustrie  der  Zündhölzchenmacherei  deshalb, 
weil  die  giftigen  Eigenschaften  des  gelben  oder  weißen  Phosphors, 
den  man  für  die  Zündkuppe  benötigte,  mit  nachteiligen  Folgen  für 
die  Gesundheit  der  Arbeiter,  vor  allem  der  jugendlichen  Personen, 
die  den  Hauptbestand  der  ganzen  hausindustriellen  Arbeiterschaft 
darstellten,  verbunden  war.  Das  beständige  Umgehen  mit  dem 
giftigen  Stoff,    das   Einatmen    der   flüchtigen  Phosphordämpfe,    das 
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unvermeidliche  Berühren  der  Zündkuppen  oder  wohl  gar  einzelner 
Phosphorstückchen  in  den  kleinen  Betrieben,  führte  zu  den  traurigen 
Folgeerscheinungen  der  Phosphornekrose,  einer  Krankheit,  bei  der 
durch  die  Einwirkung  des  Phosphorgiftes  die  Kiefernknochen  der 
Arbeiter  anfaulten  und  entweder  abfielen  oder  abgenommen  werden 
mußten.  Gerade  die  kleinen  Heimbetriebe  aber  bildeten  den  sicher- 
sten Herd  für  die  furchtbare  Krankheit.  Denn  Sicherheitsmaßregeln 
gegen  die  giftigen  Dämpfe,  durch  die  die  Folgen  sich  wenigstens 
einschränken  lassen,  kannte  man  nicht;  ja  nicht  einmal  eine  Tren- 
nung von  Arbeitsräumen  und  Wohnräumen  wurde  durchgeführt, 
so  daß  jedes  Familienmitglied,  ob  es  nun  mit  tätig  war  oder  nicht, 
Gefahr  lief,  dem  Leiden  anheimzufallen. 

Ein  typisches  Bild  der  ganzen  Verhältnisse  bilden  die  krassen 
Zustände,  die  sich  in  Neustadt  am  Rennsteig,  dem  Hauptzentrum 
der  Hausindustrie ,  herausgebildet  hatten.  In  diesem  Orte  wurde 
die  Herstellung  des  Zunders  oder  Zündschwammes  bald  nach  dem 
Jahr  1833  von  der  Zündhölzchenindustrie  verdrängt.  Das  neue 
Gewerbe  war  von  einem  Arbeiter  mit  Namen  Schmidt  aus  Berlin 
eingeführt  worden ,  und  nicht  lange  darnach  war  es  als  Haus- 
industrie alleinherrschend  in  Neustadt1).  Die  kleinen  Gewerbe- 
treibenden stellten  gewöhnlich  sämtliche  Familienmitglieder  bis  zu 
den  jüngsten  herab  in  den  Dienst  ihrer  Sache  und  mögen  in  der 
ersten  Zeit,  als  man  noch  keine  Großindustrie  kannte,  gerade  noch 
ein  auskömmliches  Dasein  geführt  haben.  1881  gab  es  auf  der 
meiningenschen  Seite  des  Ortes  226  Arbeiter  in  82  Hausbetrieben, 
von  diesen  waren  nur  19  Gehilfen,  die  in  11  Betrieben  tätig  waren. 
1884  liegen  im  ganzen  Ort  120  Familien  mit  460  Personen  der 
hausindustriellen  Tätigkeit  der  Zündholzmacherei  ob2).  Was  man 
unter  Großbetrieb  in  dieser  Zeit  verstand,  zeigt  die  Angabe,  daß 
in  Neustadt  und  noch  2  anderen  Orten  Sachsen-Meiningens  5  Groß- 
betriebe oder  Fabriken  mit  zusammen  41  Arbeitern  damals  be- 
standen. 

Die  Herstellung  der  Zündhölzchen  geschah  auf  die  geschilderte 
primitive  Weise,  nur  daß  der  Holzdraht  nicht  selbst  gefertigt,  son- 
dern meist  aus  dem  böhmischen  Fichtelgebirge  in  Fässern  bezogen 
wurde.  Ein  Faß  enthielt  ungefähr  1  Million  Hölzchen,  die  gleich 
die  entsprechende  Länge  besaßen,  und  kostete  16  M.,  doch  konnte 


1)  Dies  und  das  Folgende  nach  Dr.  Em.  Sax  „Die  Hausindustrie  in  Thüringen" 
1884—1888.     III.  Teil  S.  73  ff. 

2)  Begründung  des  Gesetzentwurfs  betreffend  die  Anfertigung  und  Verzollung 
von  Zündhölzern,  Anlagen  des  deutschen  Reichstags.    Bd.  77.    Nr.  23,  S.  419. 
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man  für  gewöhnlich  nur  ein  viertel  Faß  auf  einmal  nehmen.  Das 
fertige  Produkt  trug  den  Namen  Büschel-  oder  Schleuderware.  Das 
Tunken  der  Hölzchen  wurde  vom  Manne  besorgt,  die  Frau  und 
Kinder  fertigten  die  Behälter  für  die  Zündhölzer,  sogenannte  Pa- 
tronen oder  Papiertüten  an,  die  ungefähr  70 — 80  Hölzchen  faßten. 
Die  jüngsten  Mitglieder  der  Familie,  oft  Kinder  von  5 — 6  Jahren, 
aber  füllten  dieselben  mit  den  inzwischen  getrockneten  Zündhölz- 
chen. Alle  benötigten  Rohstoffe  wurden  von  reisenden  Kauf- 
leuten, die  auch  den  Holzdraht  lieferten,  gekauft  und  zwar  in  ganz 
geringen  Quantitäten,  z.  B.  4 — 5  Lot  Phosphor  für  etwa  20  Pfg., 
4—5  Pfund  Schwefel  für  30  Pfg.,  V2  Pfund  Leim  für  40  Pfg.  Der 
Verkaufspreis  für  das  fertige  Produkt  betrug  pro  Pack  5 — 10  Pfg. 
Das  Pack  enthielt  dabei  10  Tüten  ä  70—80  Hölzchen.  Der  Ab- 
satz der  Zündhölzer  wurde  im  Umherziehen  als  Wandergewerbe 
besorgt.  Nach  zwei-  bis  dreitägiger  Arbeit  nahm  der  Mann  und 
oft  auch  die  Frau  die  Ware  im  Wert  von  10 — 12  Talern  auf  den 
Rücken  und  reiste  draußen  herum,  bis  sie  abgesetzt  war.  So  soll 
sich  früher  immer  der  zehnte  bis  zwölfte  Teil  der  Dörfler  Neustadts 
draußen  befunden   haben. 

Der  Wanderhandel  mit  Zündhölzchen  hatte  damals  überhaupt 
einen  beträchtlichen  Umfang  angenommen.  Das  zeigt  eine  Stati- 
stik aus  dem  Königreich  Sachsen  für  die  Jahre  1883 — 86.  Danach 
wurden  in  dieser  Zeit  für  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  mit 
Streichhölzchen  durchschnittlich  pro  Jahr  153  Gewerbescheine  aus- 
gestellt. Von  den  Wandergewerbetreibenden  hatten  6  ihre  Heimat 
in  Dippoldiswalde,  16  in  Leipzig,  5  in  Orten  am  Rennsteig  nahe 
Königsee  in  Schwarzburg,  19  in  Orten  am  Rennsteig,  darunter 
Neustadt1).     (Vgl.  Tabelle  V.) 

Tabelle  V. 
Statistik    des    Gewerbebetriebs    im  Umherziehen   im   Kgr.   Sachsen 

1883—1886. 

Es  wurden  Gewerbescheine  für  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  mit  Streich- 
hölzchen von  den  Steuerbehörden  ausgestellt  an  Personen  aus: 

1883      1884      1885      1886      1887      1888 
Kgr.  Sachsen 

dem  übrigen  Deutschen  Reich 

Die  Zahl  der  Gewerbescheine,  welche  auf  andere  und  das  Wandergewerbe 
mit  Streichhölzchen  lauteten,  ist  in  der  1.  Spalte  enthalten,  darunter  in  Klammern 
die  Zahl  derer,  die  ausschließlich  auf  das  Wandergewerbe  mit  Streichhölzchen  lauteten. 

1)  Stat.  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen   1883—86,  S.  22—33. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungheft  47.  2 


122 

132 

105 

121 

120 

130 

(11) 

(12) 

(?) 

(9) 

(?) 

(U) 

35 

33 

33 

22 

34 

30 

(') 

(5) 

(5) 

(5) 

(16) 

(9) 
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Von  diesen  Wandergewerbetreibenden  hatten  im  Jabr  18S8  ihre  Heimat  in: 

Dippoldiswalde 6 

Leipzig  und  Vororten lfi 

Orten  am  Rennsteig  nahe  Königssee  in  Schwarzburg       5 
Orten  am  Rennsteig  darunter  Neustadt 19 

Wie  es  im  Innern  der  elenden  Hütten,  in  denen  früher  die 
Herstellung  eines  unserer  gewöhnlichsten  Gebrauchsartikels  erfolgte, 
ausgesehen  haben  mag,  das  kann  man  sich,  wenn  man  die  Schil- 
derungen nachliest,  kaum  vorstellen.  Die  Küche  und  die  eine 
Stube,  die  bestenfalls  noch  vorhanden  war,  bildeten  den  Auf- 
enthaltsort der  ganzen  Familie  und  wurden  als  Wohn-,  Schlaf- 
und  Arbeitsraum  benutzt.  Hier  in  der  Küche,  wo  das  Essen  zu- 
bereitet werden  mußte,  erfüllten  die  erstickenden  widrigen  Dämpfe, 
die  von  der  Schwefelpfanne,  der  Tunkpfanne  und  dem  Leimbehälter 
aufstiegen,  den  ganzen  Raum.  Reinlichkeit,  eine  der  ersten  Vor- 
bedingungen, um  die  schädlichen  Einwirkungen  des  Phosphorgiftes 
zu  paralysieren,  wurde  selten  gepflegt.  Überall  waren  die  Spuren 
der  Tätigkeit  zu  erblicken.  In  dem  eigentlichen  Arbeitsraum,  der 
zugleich  zum  Wohnen  diente,  sah  man  Groß  und  Klein  damit  be- 
schäftigt, an  den  rohen  Hölzern  die  Zündkuppe  anzubringen  und 
sie  dann  in  die  Schachteln  oder  Tüten  zu  füllen  und  zu  verpacken. 
Und  nicht  bloß  die  eigenen  Kinder  wurden  namentlich  zu  den  letzteren 
Tätigkeiten  herangezogen.  Auch  fremde  Kinder  arbeiteten  schon  vom 
8.,  9.  Lebensjahre  an  mit  und  erhielten  dafür  ihren  kärglichen 
Lohn,  der  z.  B.  für  12  Pack  ä  50  Patronen  10  Pfg.  betrug,  so 
daß  sie  sich  an  einem  Nachmittag  2 — 2V2  Groschen  verdienen 
konnten.  Daß  bei  der  intensiven  Beschäftigung  solcher  Kinder 
Schulbesuch  und  Ausbildung  stark  litten,  ist  klar.  Die  körperliche 
Entwicklung  der  jugendlichen  Arbeiter  trug  deshalb  ebenso  wie 
die  des  ganzen  Neustädter  Völkchens  die  deutlichen  Zeichen  der 
Degeneration.  Das  erkannte  auch  der  sächsisch-meiningische 
Staatsrat  Schaller,  der  im  Reichstag  bei  den  Beratungen  des  Phos- 
phorverbots die  Worte  sprach:  „Sie  (die  Neustädter  Bevölkerung) 
ist  auch  seit  Jahrzehnten  körperlich  durch  diese  Fabrikation  ent- 
artet, deshalb  war  der  Übergang  zu  einer  anderen  Beschäftigung 
den  Leuten  vielfach  gar  nicht  möglich1)." 

Die  Unhaltbarkeit  der  Zustände  in  der  Hausindustrie  der  Zünd- 
hölzchenmacherei  wurde  auch  vom  Staate  anerkannt,  und  man  ver- 
suchte deshalb,    durch  Erlaß  von  gesetzlichen  Schutzbestimmungen 

1)  Bd.  188  der  Stenographischen  Berichte  des  deutschen  Reichstags,  293.  Sitzung 
vom  22.  April  1903,  S.  8944  C. 
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dem  Unheil  zu  steuern.  Wie  schwer  es  aber  hielt,  die  verderb- 
liche Hausindustrie  zu  bekämpfen,  werden  wir  an  anderer  Stelle 
erfahren.  Erst  das  Phosphorverbot  des  Jahres  1903,  das  den 
kleinen  Industriellen  ihr  wichtigstes  Rohmaterial  entzog,  schaffte 
eine  gründliche  Wandlung.  Von  jetzt  ab  verschwindet  die  Haus- 
industrie endgültig  und  nur  da,  wo  sie  sich  lediglich  auf  die  Her- 
stellung von  Schachteln  für  die  Sicherheitszündhölzer  beschränkte, 
konnte  sie  noch  für  einige  Jahre  ein  kümmerliches  Dasein  fristen 
(vgl.  S.  14,  Tabelle  IV). 

Bei  der  Hausindustrie  der  Schachtelmacherei  haben  wir  zu 
unterscheiden  zwischen  den  Spanschachtelmachern  der  älteren  Zeit 
und  den  Schachtelklebern  aus  der  Periode  des  Sicherheitszünd- 
holzes. Das  Gewerbe  der  Spanschachtelmacherei  ist  fast  so  alt  wie 
die  Zündhölzchenindustrie  selbst.  Es  entstand  ebenso  wie  diese 
da,  wo  man  billiges  und  gut  zu  verarbeitendes  Holz  zur  Verfügung 
hatte,  besonders  im  Odenwald  (Klein-Zimmern,  Michelstadt,  Höchst, 
Stockheim,  Bremsbach),  in  Oberbayern  (Ziegelberg  bei  Rosenheim), 
in  der  Oberpfalz  (Friedberg),  im  Meininger  Oberland  (Lauscha  und 
Steinheide).  Das  Rohmaterial,  Nadelholz,  lieferten  die  Staatswal- 
dungen. Es  wurde  in  den  Arbeitsstätten  zu  Spänen  verhobelt,  aus 
denen  dann  die  runden,  ovalen  und  länglichen  Schachteln,  für 
einen  Inhalt  von  100,  200,  300  oder  400  Weißphosphorhölzchen, 
hergestellt  wurden.  Die  Schachteln  lieferte  man  entweder  direkt 
an  die  Zündholzfabriken,  wo  sie  mit  der  Hand  gefüllt  wurden,  oder 
auch  an  Zwischenhändler. 

Im  Odenwald,  einem  der  Hauptzentren  der  Spanschachtel- 
macherei, wurde  das  Gewerbe  1845  von  Bernhard  Gillerich  einge- 
führt, der  auf  den  Gedanken  kam,  die  für  die  Zündhölzer  bisher 
gebräuchlichen  Pappschachteln  durch  billigere  Holzschachteln  zu 
ersetzen.  Das  neue  Verfahren  schlug  ein,  und  seit  der  Zeit  be- 
stand im  Odenwald  ein  wichtiges  hausindustrielles  Produktions- 
gebiet1). Auch  hier  hat  man  eine  auf  tiefer  Stufe  stehende  Haus- 
industrie vor  sich.  Die  ehemaligen  Spanschachtelmacher  waren 
kleine  selbständige  Gewerbetreibende.  In  Klein-Zimmern  gab  es 
im  Jahre  1884  26  Familien  mit  48  erwachsenen  männlichen  und 
62  weiblichen  Personen  sowie  zahlreichen  noch  schulpflichtigen 
Kindern2).  Im  Meininger  Oberland  hatten  sie  1871  sogar  eine 
Genossenschaft   gebildet,    um    dem    beständigen  Sinken    der   Preise 

1)  Untersuchungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  deutsche  Haus- 
industrie 1889—90,  Bd.  41,  S.  117. 

2)  Jahresbericht  des  Fabrikinspektors  in  Hessen  18S4,  S.  478. 

2* 
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für  ihre  Produkte  entgegenzutreten.  Der  Hämmererzweig,  so  be- 
nannt nach  dem  Orte  Hämmern,  zählte  damals  ungefähr  54  Zünd- 
holzschachtelmacher1). Der  Verdienst,  der  bei  der  Arbeit  heraus- 
kam, war  sehr  niedrig,  denn  er  betrug  in  Klein-Zimmern  täglich 
für  einen  Arbeiter  80  Pfg.  bis  1  M.,  für  eine  Arbeiterin  40 — 80  Pfg. 
Für  1000  große  Schachteln  (200  oder  400  Zündhölzer  fassend) 
wurden  3  M.,  für  1000  kleine  Schachteln  (100  Zündhölzer  fassend) 
1,20  M.  bis  1,25  M.  bezahlt.  Welche  Mengen  dabei  hergestellt 
wurden,  das  zeigt  die  Angabe,  daß  die  Produktion  in  Klein-Zimmern 
1884  pro  Tag  ungefähr  92500  Schachteln  (36500  große  und  56  000 
kleine)  betrug.  Später  (1902)  wurden  hier  bei  der  Herstellung  von 
größeren  Rundschachteln  für  Phosphorzündhölzer  folgende  Löhne 
gezahlt2) : 

Für  das  Leimen  der  Schachteln:        12  Pfg.  pro  1000  Stück. 
,,       ,,  ,,        des  Bodens:  10    ,,        „     1000      ,, 

„       ,,     Einstecken  der  Schachteln:    6    ,,       ,,     1000       ,, 
„       „    Färben  „  „  6    „       „     1000      „ 

Dabei  konnten  es  tüchtige  Arbeiterinnen  bei  einer  Arbeitszeit  von 
11 — 12  Stunden  täglich  höchstens  auf  1   M.  Verdienst  bringen. 

Die  Beschäftigung  von  Kindern,  die  die  Schachteln  ineinander 
schieben  mußten,  war  auch  hier  eine  starke.  In  Friedberg  wurden 
noch  im  Jahre  1906  6  Knaben  und  7  Mädchen  unter  8  Jahren,  6 
Knaben  und  2  Mädchen  unter  10  Jahren  und  5  Knaben  und  5 
Mädchen  über  10  Jahre,  alles  eigene  Kinder,  beschäftigt3).  In 
Ziegelberg  bei  Rosenheim  fand  der  Gewerbeaufsichtsbeamte,  daß  5 
Zündholzmacherinnen  1 1  eigene  Kinder  mitarbeiten  ließen,  von 
denen  je  eins  das  8.  und  10.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  hatten. 
Diese  Beispiele  für  viele.  Heute  ist  das  alles  infolge  der  Entwick- 
lung der  maschinellen  Technik  vorüber.  Schon  Anfang  der  70  er 
Jahre,  als  die  Sicherheitszündhölzer  ihren  Siegeslauf  begannen  und 
mit  ihnen  die  aus  russischem  Aspenholz  maschinenmäßig  im  Großen 
hergestellten  schwedischen  Schachteln  aufkamen,  machte  sich  ein 
Rückgang  des  früher  relativ  lohnenden  Geschäftes  bemerkbar.  Der 
Rückgang  setzte  sich  fort,  je  mehr  die  Technik  neue  Maschinen 
erfand.  Nur  dem  Umstand,  daß  die  Leute  auf  dem  Lande  nicht 
von   dem   alten  Phosphorhölzchen  und  damit  auch  von  den  Span- 

1)  Sax,  Die  Hausindustrie  in  Thüringen  I.  Teil,  S.  68. 

2)  Jahresbericht   des    hessischen  Gewerbeaufsichtsbeamten  für   1902,    III.  Bd. 
6.  116. 

3)  Bericht  des  Gewerbeaufsichtsbeamten  in  Oberbayern  für  1906,  Bd.  II,  2. 
8  u.  9. 
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schachteln  lassen  wollten,  verdankte  es  die  Hausindustrie,  daß  sie 
noch  weiterhin  ein  kümmerliches  Dasein  fristen  konnte.  Da  kam 
das  Phosphorverbot  und  versetzte  der  Spanschachtelmacherei  den 
Todesstoß.  Denn  nun  wurden  die  mechanisch  hergestellten  kleinen 
Schwedenschachteln  fast  allein  noch  verwandt.  Die  Herstellung 
von  größeren  Spanschachteln  für  die  überall  entzündlichen  weiß- 
phosphorfreien  Zündhölzer,  die  den  Schachtelmachern  vielleicht  einen 
gewissen  Ersatz  hätte  bieten  können,  wurde  wegen  der  immer 
stärker  werdenden  Rationalisierung  der  Betriebe  von  diesen  selbst 
übernommen.  Ein  Schachtelmacherbetrieb  nach  dem  anderen  ging 
ein.  Viele  alte  Leute,  die  keine  andere  Beschäftigung  mehr  er- 
greifen konnten,  meist  die  Inhaber  oder  Leiter  der  kleinen  haus- 
industriellen Betriebe,  waren  jetzt  brotlos  geworden,  so  daß  sich  in 
Hessen  sogar  der  Staat  zum  Eingreifen  entschließen  und  8  Per- 
sonen, die  70  oder  über  70  Jahre  alt  waren,  eine  Unterstützung 
zukommen  lassen  mußte1). 

Etwas  anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  der  anfangs  erwähn- 
ten Hausindustrie  der  Schachtelkleberei.  Während  bei  den  Span- 
schachtelmachern jeder  ein  kleiner  Unternehmer  war,  der  mit  eige- 
nen Werkzeugen  aus  ihm  gehörigem  Rohmaterial  seine  Produkte 
herstellte,  befanden  sich  die  Schachtelkleber  in  Abhängigkeit  von 
den  Sicherheitszündholzfabriken,  die  sie  in  ihren  Wohnungen  mit 
dem  Kleben  der  schwedischen  Schachteln  als  Heimarbeiter  beschäf- 
tigten. Diese  Art  von  Gewerbetreibenden  hatte  also  nur  die  Auf- 
gabe, ein  Halbfabrikat,  das  in  den  Fabriken  durch  Schälmaschinen 
und  Abschlagmaschinen  im  größten  Maße  hergestellt  wurde,  weiter 
zu  verarbeiten  und  es  als  fertiges  Produkt  wieder  abzuliefern.  Sie 
gehörten  einer  späteren  Zeit  an  und  verdankten  ihr  Dasein  dem 
Umstand,  daß  man  in  den  70  er  Jahren,  wo  in  Deutschland  die  Fa- 
brikation von  Schwedenschachteln  aufgenommen  wurde,  noch  keine 
Schachtelklebemaschinen  kannte  und  deshalb  die  menschliche  Hand- 
fertigkeit nicht  entbehren  konnte.  Heute,  wo  zwei  Maschinen  pro 
Tag  allein  50  000  Schachteln  kleben,  kann  die  Handarbeit  nicht 
mehr  mitkonkurrieren.  Die  Löhne  sind  immer  stärker  zurückge- 
gangen. Sie  stellten  sich  in  der  neueren  Zeit  entsprechend  der 
billigen  Maschinenarbeit  auf  einen  derartig  niedrigen  Satz,  daß  die 
Hausindustrie  endgültig  auf  eine  Fortsetzung  ihrer  Tätigkeit  ver- 
zichten mußte. 

Über   die  Verhältnisse   der   schlesischen  Schachtelkleberei,   die 

1)  Nach  dem  Jahresbericht  des  Gewerbeaufsichtsbeamten  in  Hessen   für   1907, 
III.  Bd.,  S.  S3. 
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einen  bedeutenden  Umfang  erlangt  hatte,  sind  wir  näher  unterrichtet1). 
Die  Fabrik  lieferte  hier  den  Heimarbeitern  Holz,  Span  und  Papier, 
während  der  Kleister  von  ihnen  selbst  beschafft  werden  mußte,  und 
bezahlte  z.  B.  1888  für  das  1000  schwedische  Schachteln  60  Pfg., 
für  bezettelte,  d.  h.  mit  Etikett  versehene  70  Pfg.  Zum  Kleben 
dieses  Quantums  brauchte  der  Arbeiter  V2  Pfund  Gerstenmehl,  das 
5  Pfg.  kostete.  Er  mußte  es  sich  aber  gefallen  lassen,  wenn  der 
Fabrikant  sein  Produkt  wegen  Unbrauchbarkeit ,  die  oft  durch  zu 
feuchtes  Holz  herbeigeführt  wurde,  nicht  annahm.  Früher  war  das 
Entgelt  für  die  Arbeit  noch  etwas  höher,  denn  im  Jahre  1877  wurden 
für  1000  fertige  Schachteln  85  Pfg.  gezahlt 2).  Eine  Mutter  mit 
ihren  3  —  4  Kindern  stellte  3 — 4000  Schachteln  in  der  Woche  her. 
Natürlich  konnte  bei  solchen  Löhnen  die  Arbeit  nur  einen  Neben- 
verdienst abwerfen.  In  der  Regel  war  der  Mann  in  der  Zündholz- 
fabrik als  Arbeiter  beschäftigt,  während  Frau  und  Kinder  zu  Hause 
Schachteln  klebten.  Im  Jahre  1877  wurden  in  Habelschwerdt  von 
einer  einzigen  Fabrik  400  Familien  mit  dem  Zusammenkleben  von 
36  Millionen  Schachteln  jährlich  beschäftigt. 

Dieselben  Verhältnisse  wie  in  Schlesien  trifft  man  auch  in  den 
anderen  hausindustriellen  Fabrikationszentren  an.  Noch  im  Jahre 
1906  wurden  z.  B.  in  zwei  Orten  von  Oberbayern  und  der  Ober- 
pfalz, in  Friedberg  bei  Augsburg  und  in  Ziegelberg  bei  Rosenheim, 
Schachteln  für  die  Zündholzfabrikation  von  Heimarbeitern  geklebt3). 
Die  Leute  erhielten  in  Ziegelberg,  wo  man  nur  die  Einschieber 
oder  sogenannte  Schuberin  fertigte,  für  1000  Stück  40  Pfg.,  in 
Friedberg  für  die  dort  allein  hergestellten  Schachtelmäntel  60  Pfg. 
pro  1000  Stück.  In  ersterem  Ort  sah  man  in  der  Beschäftigung 
nur  einen  Nebenverdienst.  Es  waren  deshalb  auch  nur  Frauen 
und  Kinder  (etwa  65)  beschäftigt,  und  man  lieferte  bloß  2 — 3000 
Stück  wöchentlich.  Aber  in  Ziegelberg  bildete  sie  noch  die  Haupt- 
tätigkeit für  80  männliche  Personen.  Die  Arbeit  erstreckte  sich 
hier  von  5  Uhr  morgens  bis  8  und  10  Uhr  abends,  und  doch  ver- 
dienten die  Leute  trotz  Mitarbeit  der  Kinder  nur  4.20  M.  bis  8.40  M. 
wöchentlich;  alle  Strafandrohungen  der  Aufsichtsbeamten  wegen 
der  ungesetzlichen  Kinderbeschäftigung  fruchteten  nichts,  denn  ohne 
ihre    Kinder   waren    die   Hausindustriellen    verraten    und    verkauft- 


1)  Nach  den  Untersuchungen  des  Ver.  f.  Sozialpolitik  über  die  deutsche  Haus  - 
industrie,  1889/90,  Bd.  42,  S.  102  und  103. 

2)"' Jahresbericht  des  Fabrikinspektors  in  Schlesien,   1877,  S.  109. 

3)  Denkschrift  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  über  die  Heimarbeit  in  Bayern, 
1906,  S.  32. 
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Ein  Beispiel  dafür,  daß  trotz  einer  umfassenden  Kinderschutzgesetz- 
gebung  die  Beschäftigung  von  Kindern  bis  in  die  neueste  Zeit 
hinein  gerade  in  unseren  Schachtelklebereien  keineswegs  unter- 
drückt wurde,  gibt  auch  der  Jahresbericht  des  braunschweigischen 
Gewerbeaufsichtsbeamten  für  1907 1).  Es  waren  darnach  in  einem 
Orte  des  Harzes  78  Kinder  im  Alter  von  6 — 12  Jahren  und 
41  Kinder  im  Alter  von  über  12  Jahren  täglich  2 — 5  Stunden  beim 
Schachtelkleben  tätig. 

Trotz  der  verzweifelten  Gegenwehr  der  Hausindustriellen  ist 
schließlich  das  Schicksal  unerbittlich  seinen  Weg  gegangen.  Wenn 
sich  der  Abschluß  der  Entwicklung,  die  zur  endgültigen  Verdrängung 
der  Hausindustrie  führte,  aber  so  lange  hinausgeschoben  hat,  so 
ist  der  Grund  hierfür  zum  Teil  in  dem  Umstand  zu  erblicken,  daß 
die  Hausindustrie  der  Schachtelmacherei  an  manchen  Orten  nur 
noch  künstlich  gehalten  wurde.  So  berichtete  z.  B.  der  Gewerbe- 
aufsichtsbeamte für  Oberbayern  im  Jahre  1908 2):  „Die  beteiligte 
Fabrik  läßt  diese  Hausindustrie  nur  bestehen,  um  den  Leuten  den 
kargen  Verdienst  nicht  zu  nehmen ;  sie  würde  die  Schachteln  auf 
maschinellem  Wege  billiger  herstellen." 

Das  Ergebnis  dieses  Abschnittes,  daß  die  ehemals  starke  Haus- 
industrie der  Zündholz-  und  Schachtelmacherei  heute  vollständig 
verschwunden  ist,  ist  definitiv  bei  Einführung  der  Zündholzsteuer 
im  Jahre  1909  zur  Verwirklichung  gelangt.  Da  sich  die  Lage  in 
der  deutschen  Zündholzindustrie  nach  Einführung  der  Steuer  sehr 
verschlechterte  und  ein  Betrieb  nur  noch  bei  ganz  rationellem 
Arbeiten  lohnte,  so  kann  man  dieses  Jahr  als  Todesjahr  der  Haus- 
industrie ansehen. 

4.  Das  Aufkommen  des  Sicherheitszündhölzchens. 

Die  zweite  Periode  in  der  Dreiteilung  der  Entwicklung  der 
deutschen  Zündholzindustrie,  wo  Phosphor-  und  Sicherheitszünd- 
hölzer nebeneinander  bestehen,  datiert  von  Ende  der  60er  Jahre 
und  geht  bis  zum  Jahre  1907,  in  dem  das  Phosphorverbot  in  Kraft 
trat.  Sie  ist  eine  Übergangsepoche  bedeutsamster  Art  und  zwar  in 
doppelter  Beziehung:  Einmal  bildet  sie  das  wichtige  Zwischenglied 
bei  der  Umwandlung,  die  sich  in  Produktion  und  Konsumtion  vom 
Phosphorholz  zum  Sicherheitszündholz  vollzog.  Sodann  vermittelt  sie 
auch  den  Übergang  bei  der  damit  untrennbar  verbundenen  Tendenz 


1)  Jahresbericht  des  Gewerbeaufsichtsbeamten  für  1907,  III.  Bd.,   11.  3  u.  4. 

2)  Jahresbericht  des  Gewerbeaufsichtsbeamten   für  1908,  II.  Bd.,  2.  7. 
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der  Entwicklung  vom  Kleinbetrieb  zum  Großbetrieb.  Letzterer  fängt 
an  sich  auszudehnen,  während  ersterer  eine  immer  bescheidenere 
Existenz  führen  muß.  Somit  ist  dieser  40jährige  Zeitabschnitt  von 
großer  Bedeutung  gewesen,  denn  in  ihm  hat  sich  die  Wandlung 
vollzogen,  die  den  heutigen  Zustand  vorbereitet  und  schließlich 
herbeigeführt  hat. 

Die  schädlichen  Einwirkungen  des  weißen  oder  gelben  Phos- 
phors auf  den  menschlichen  Organismus,  die  man  schon  früh 
erkannt  hatte ,  waren  der  Anlaß ,  daß  man  versuchte ,  ihn  durch 
weniger  giftige  Substanzen  zu  ersetzen.  Lange  Zeit  hatte  man 
damit  keinen  Erfolg,  bis  im  Jahre  1847  A.  Schrötter  in  Wien  den 
armorphen  roten  Phosphor  entdeckte,  eine  Modifikation  des  giftigen 
weißen  Phosphors,  der  diese  Eigenschaften  jedoch  nicht  besitzt.  Pro- 
fessor R.  Böttger  in  Frankfurt  machte  nun  im  Jahre  1848  den  Vor- 
schlag, den  roten  Phosphor  an  einer  bestimmten  Reibfläche  anzu- 
bringen und  die  Zündkuppe  der  Hölzchen,  die  keinen  Phosphor  ent- 
halten sollte,  daran  zu  entzünden.  Er  wurde,  als  das  Experiment  gelang, 
der  Erfinder  der  sogenannten  Antiphosphor-  oder  Sicherheitszünd- 
hölzer. Preshel  nutzte  die  Erfindung  zuerst  fabrikmäßig  aus,  indem 
er  im  Jahre  1854  die  Sicherheitszündhölzer  auf  den  Markt  brachte. 
Ebenso  taten  das  Dr.  Moldenhauer  in  Darmstadt  und  Aug.  Kolbe 
in  Zanow,  der  Gründer  der  noch  heute  bestehenden  großen  deut- 
schen Fabrik  „Aug.  Kolbe  &  Co.".  Schließlich  wurden  sie  auch 
noch  im  Großen  hergestellt  von  der  Firma  Bernhardt  Fürth  in 
Goldenkron  und  zwar,  wie  Kellner  in  seinem  Handbuch  „Die  Zünd- 
warenfabrikation" angibt,  schon  in  den  gebräuchlichen  Schiebe- 
schachteln mit  zwei  Reibflächen.  Aber  leider  mißglückte  der  Ver- 
such, diese  Art  Streichhölzer  im  Publikum  einzuführen,  vollständig. 
Man  fand  es  zu  unbequem,  daß  man  zur  Entzündung  des  Streich- 
hölzchens noch  eines  zweiten  Gegenstandes,  der  Reibfläche  an  der 
Schachtel,  bedurfte,  und  hielt  zähe  an  dem  alten  Phosphorhölzchen 
fest,  das  zudem  den  Vorzug  der  größeren  Billigkeit  hatte.  Da 
schließlich  auch  Ausführung  und  Aufmachung  der  Schachteln  selbst 
keine  besonders  guten  waren  im  Gegensatz  zu  den  späteren  schwe- 
dischen Schachteln,  so  scheiterte  das  ganze  Unternehmen.  Die 
Hölzchen  verschwanden  allmählich  wieder  aus  dem  Verkehr,  und 
erst  zwei  Jahrzehnte  später,  als  sie  als  fremdes  Fabrikat  und  unter 
fremden  Namen  von  neuem  wieder  auftauchten,  sehen  wir  sie  eine 
weite  Verbreitung  annehmen.  Es  war  Lundström  in  Jönköping  in 
Schweden,  der  Anfang  der  60er  Jahre  den  Gedanken  Professor 
Böttgers   wieder  aufgriff.     Er  hatte  erkannt,  daß  gerade  Schweden 
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mit  seinen  günstigen  Produktionsbedingungen ,  seinen  reichen 
Wasserkräften  und  seinem  großen  Aspenholzbestand  einen  günstigen 
Boden  für  die  neue  Industrie  darstellte.  Die  schwedischen  Fabriken 
hatten  außerdem  noch  den  Vorteil  billiger  Arbeitskräfte  und  einer 
guten  Lage  bezüglich  des  Exportes.  Denn  sie  befanden  sich,  ebenso 
wie  noch  heute,  vornehmlich  in  Südschweden  in  der  Nähe  des 
Meeres.  Die  rasche  Entwicklung  der  schwedischen  Zündholz- 
industrie, die  1882  3000  Arbeiter  beschäftigte,  im  Jahre  1901  an- 
nähernd 7000,  beweist  das  zur  Genüge. 

Lundström  brachte  sein  Produkt  die  „Jönköping  Säkerhets 
Tändstickor  utan  swafel  an  phosphor"  in  den  bekannten  kleinen 
Schwedenschachteln  in  vorzüglicher  Qualität  auf  den  Markt  und 
war  bestrebt,  dasselbe  immer  mehr  zu  vervollkommnen.  Es  gelang 
ihm  das  so  gut,  daß  er  das  fertig  brachte,  was  früher  die  Sicher- 
heitszündhölzchen von  Böttger  nicht  vermocht  hatten;  sich  gegen- 
über den  Phosphorzündhölzern  Eingang  in  Deutschland  und  allen 
Kulturländern,  trotz  der  zunächst  erheblichen  Preisdifferenz,  zu  ver- 
schaffen. Die  Bezeichnung  „Schwedische  Zündhölzchen",  die  immer 
noch  große  Verbreitung  in  Deutschland  besitzt ,  ist  nach  dem  Ge- 
sagten also  insofern  berechtigt,  als  es  die  Schweden  waren,  die 
sie  zuerst  in  größeren  Mengen  auf  den  Markt  brachten;  sie  ist 
aber  falsch,  wenn  dabei  der  Name  des  Erfinders  in  Betracht  kommt. 
Leider  ist  dieser  heute  fast  vollständig  in  Vergessenheit  geraten.  Nur 
wenige  wissen  es,  daß  ein  deutscher  Gelehrter  der  Erfinder  der 
schwedischen  Zündhölzer  gewesen  ist ,  ja  nicht  einmal  auf  dem 
Denkmal ,  das  seine  Schüler  ihrem  Lehrer  in  Frankfurt  gesetzt 
haben,  findet  sich  eine  Angabe  darüber. 

Die  Herstellung  der  Sicherheitszündhölzer  eignet  sich  nur  für 
den  maschinellen  Großbetrieb ,  weil  dabei  Aspenholz  und  Paraffin, 
im  Gegensatz  zu  Nadelholz  und  Schwefel  bei  der  Phosphorfabri- 
kation ,  verarbeitet  wird.  An  die  Stelle  des  Schwefels,  der  bisher 
die  Flamme  auf  das  Holz  übertragen  mußte,  trat  nämlich  das 
Paraffin,  ein  Fortschritt,  der  bei  der  Eigenschaft  des  ersteren,  unter 
stechendem,  lästigem  Geruch  zu  verbrennen,  von  vielen  begrüßt  wurde 
und  mit  für  die  von  Schweden  kommenden  Sicherheitszündhölzer 
sprach.  Zum  Paraffinieren  sind  nun  aber  harte,  harzreiche  Hölzer, 
wie  sie  die  Nadelhölzer  darstellen,  ungeeignet,  denn  das  flüssige 
Paraffin  kann  in  diese  nicht  hineindringen,  sondern  haftet  nur  an 
der  Oberfläche,  blättert  nach  und  nach  ab  und  bewirkt  schließlich, 
daß  die  Zündkuppe  beim  Anstreichen  abfällt.  Deshalb  wird  dazu 
heute  auch  in  Deutschland  allgemein  das  weiche  poröse  Aspenholz, 
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das  ganz  besonders  gut  geeignet  ist,  das  geschmolzene  Paraffin 
aufzusaugen,  benutzt,  obwohl  seine  Produktionsstätten  vorwiegend 
in  Rußland,  zum  Teil  auch  in  Schweden  und  Österreich  sich  be- 
finden. Zur  Herstellung  der  geschwefelten  Phosphorhölzer  jedoch 
konnte  man  einheimisches  Nadelholz  verwenden,  da  der  Schwefel 
nicht  in  das  Holz  hineinzudringen  braucht ,  um  beim  Anzünden 
festzuhalten.  Hand  in  Hand  mit  dem  verschiedenen  Verhalten  der 
beiden  Holzarten  den  sogenannten  Flammenträgern  gegenüber  ging 
nun  auch  eine  Verschiedenheit  ihrer  technischen  Verarbeitung. 
Während  der  Holzdraht  für  die  Schwefelhölzer  meist  von  Haus- 
industriellen mit  der  Hand  gehobelt  wurde,  ließ  sich  diese  Her- 
stellungsmethode bei  den  paraffinierten  Hölzern  nicht  durchführen, 
da  das  Aspenholz  hierdurch  zu  sehr  zusammengedrückt  wird  und 
damit  seine  Haupteigenschaft,  die  Porosität,  verliert.  Es  wird  daher 
geschält,  d.  h.  von  einer  Maschine  zu  Bändern  verarbeitet,  die 
wiederum  von  einer  anderen  Maschine  in  die  entsprechenden  Hölz- 
chen geschnitten  werden.  Dieses  Verfahren,  das  man  in  Schweden 
zuerst  anwandte,  hatte  Anfang  der  70er  Jahre  ganz  beträchtliche 
Umwälzungen  in  der  deutschen  Zündholzindustrie  zur  Folge.  Neben 
der  neuen  Technik  waren  aber  auch  soziale  Gesetze  des  Staates 
und  wirtschaftspolitische  Anlässe  hieran  schuld. 

Die  ersten  in  Deutschland  selbst  hergestellten  Sicherheitszünd- 
hölzer konnte  man  zwar  schon  im  Jahre  1869  haben,  kurze  Zeit 
nachdem  sie  von  Schweden  herübergekommen  waren.  Aus  ver- 
schiedenen Gründen  aber  vermochten  sie  lange  Zeit  nicht  mit  den 
eigentlichen  Schweden  in  Konkurrenz  zu  treten.  Für  die  erste  Zeit, 
bis  ungefähr  Mitte  der  70er  Jahre  erklärt  sich  das  daraus,  daß 
Lundström,  der  der  Herstellung  schon  ein  Jahrzehnt  lang  oblag, 
hierin  einen  großen,  nicht  leicht  einzuholenden  Vorsprung  erreicht 
hatte,  und  auch  daraus,  daß  man  in  Deutschland  bis  dahin  Sicher- 
heitszündhölzer noch  nach  dem  alten  technischen  Verfahren  und 
nicht  mittels  des  Schälprozesses  herstellte.  Später  aber  kamen  die 
großen  Produktionsvorteile,  die  Schweden  genießt,  in  Betracht  und 
der  Umstand,  daß  der  deutsche  Markt  bis  zum  Jahre  1884,  wo  der 
bisherige  geringe  Zoll  von  3  M.  auf  10  M.  erhöht  wurde,  schutzlos 
dem  vollkommeneren  schwedischen  Fabrikat  preisgegeben  war, 
dessen  überstarke  Konkurrenz  dem  Emporblühen  der  deutschen 
Sicherheitszündholzindustrie  lange  Zeit  im  Wege  stand.  Wie  stark 
der  schwedische  Wettbewerb  schon  Anfang  der  70  er  Jahre  war, 
zeigt  die  Tatsache,  daß  1872  für  1101000  Kr.  Zündhölzer  aus 
Schweden  nach  Deutschland  eingeführt  wurden.     Die  Einfuhr  von 
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Zündhölzern,  die  vor  allem  durch  die  beiden  Häfen  Hamburg  und 
Lübeck  geht,  ist  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  angewachsen.  Sie 
betrug  in  dem  Jahrzehnt  von  1870 — 1880  30%  der  schwedischen 
Gesamtausfuhr,  1880 — 1885  schon  40%,  und  erreichte  absolut  be- 
trachtet 1903  einen  Wert  von  2-211000  Kr.  In  Hamburg  bezog 
allein  eine  Großfirma  in  den  70  er  und  80  er  Jahren  jährlich  für 
1  V-i  Millionen  Kronen  Zündhölzer 1). 

Die  neuen  Sicherheitszündhölzer  verschafften  sich  trotz  ihrer 
Güte  nur  langsam  Eingang  im  deutschen  Publikum,  sei  es  deshalb, 
weil  man  noch  immer  sich  an  eine  besondere  Reibfläche  nicht  ge- 
wöhnen wollte ,  sei  es  deshalb ,  weil  ihr  Preis  relativ  hoch  war. 
1871  fabrizierten  die  schlesischen  Fabriken  ca.  10000  Millionen 
Stück  ordinäre  Reibzündhölzer  im  Werte  von  180  000  Talern, 
2500  Millionen  Stück  Sicherheitszündhölzer  im  Werte  von  125000 
Talern.  Also  betrug  der  Handelswert  von  einer  Million  Phos- 
phorzündhölzchen 18  Taler,  der  von  einer  Million  Sicherheitszünd- 
hölzchen 50  Taler,  d.  h.  beinahe  dreimal  so  viel.  Von  den  2  500 
Millionen  Stück  Sicherheitszündhölzern  konnte  ungefähr  nur  die 
Hälfte  in  Deutschland  abgesetzt  werden,  während  die  andere  Hälfte 
ins  Ausland  nach  Ostindien,  China,  Japan  und  Südamerika  ging, 
ein  Beweis  dafür,  daß  das  deutsche  Publikum  sich  zunächst  sehr 
ablehnend  gegenüber  den  Sicherheitszündhölzern  verhielt2).  1872 
wurden  hergestellt  12  000  Millionen  Phosphorzündhölzer  im  Werte 
von  240  000  Talern  und  3500  Millionen  Sicherheitszündhölzer  im 
Werte  von  170000  Talern3),  das  bedeutet  gegenüber  dem  Jahre 
1871  eine  Produktionsvermehrung  von  20%  und  eine  Preiserhöhung 
von  11,1%  bei  den  Phosphorzündhölzern;  denn  der  Handelswert 
von  einer  Million  Hölzchen  betrug  jetzt  20  Taler.  Sicherheits- 
zündhölzchen wurden  40%  mehr  wie  1871  produziert.  Die  vorher 
hohen  Preise  gaben  dabei  um  ca.  3%  nach,  da  jetzt  eine  Million 
Hölzchen  48  V2  Taler  kostete.  Im  Jahre  1874  wurden  von  den, 
rund  1000  Arbeitern  beschäftigenden,  22  Fabriken  in  Schlesien 
schon  25000  Millionen  Phosphorzündhölzer  und  5  000  Millionen 
Sicherheitszündhölzer  hergestellt4),  gegenüber  dem  Jahr  1872  also 
108%   und  43%  mehr. 

Einige  weitere  Preisangaben  findet  man  sodann  in  den  Jahres- 


1)  Nach   Söderberg,    „Handelsbeziehungen    zwischen  Schweden   und  Deutsch- 
land', S.   174—178. 

2)  Bericht  der  Handelskammer  Breslau   1871,  S.   103  u.   104. 

3)  Bericht  der  Handelskammer  Breslau   1872,  S.   102  u.   103. 

4)  Bericht  der  Handelskammer  Breslau   1S74,  S.   109. 
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berichten  der  schwäbischen  Handelskammer,  pro  1872  und  1873, 
worin  die  Produktion  der  Firma  Gebr.  Buz  auf  2500  Millionen 
Hölzchen  im  Werte  von  160000  Fl.  im  Jahre  1872  angegeben  wird 
und  auf  3000  Millionen  Hölzchen  im  Werte  von  210000  Fl.  im 
Jahre  18731).  Das  ist  pro  Million  Hölzchen  im  Jahre  1872  64  Fl. 
oder  36  V3  Taler,  im  Jahre  1873  70  Fl.  oder  40  Taler.  Da  diese 
Preisangaben  sich  auf  Zündhölzer  beziehen,  die  der  Gattung  nach 
nicht  näher  bezeichnet  sind,  so  kann  man  in  ihnen  Durchschnitts- 
zahlen für  beide  Sorten  von  Streichhölzern  erblicken,  die  von  den 
Angaben  aus  Schlesien  nicht  viel  abweichen.  Trotz  der  giftigen  Wir- 
kung des  Phosphors  und  der  Möglichkeit,  mit  Phosphorstreichhölzern 
leicht  fahrlässige  Brandstiftungen  herbeizuführen,  nahm  also  der  Ge- 
brauch derselben  in  Deutschland  immer  mehr  zu,  und  es  gelang  auch 
der  preußischen  Regierung,  die  die  Sicherheitszündhölzer  zur  allge- 
meinen Einführung  empfahl,  nicht,  hier  einen  bestimmenden  Einfluß 
auszuüben.  Der  Jahresbericht  der  Breslauer  Handelskammer  von 
1871  sagt  darüber:  „Der  Verbrauch  ordinärer  Reibhölzer  hob  sich 
im  verflossenen  Jahre  derartig,  daß  die  gesamten  Fabriken  Schle- 
siens nicht  in  der  Lage  waren,  den  Bedarf  zu  decken,  und  anhalten- 
der Mangel  an  Waren  allerorts  herrschte" 2).  Infolge  der  Vorliebe 
des  Publikums  für  die  Phosphorzündhölzchen  und  der  Tatsache, 
daß  die  Sicherheitszündhölzer  fast  konkurrenzlos  von  Schweden 
eingeführt  wurden,  widmeten  sich  daher  die  deutschen  Fabrikanten 
vornehmlich  der  Herstellung  von  Weißphosphorhölzchen  weiter. 
Erst  Mitte  der  70  er  Jahre  tauchte  die  erste  nach  schwedischem 
Muster  errichtete  Sicherheitszündholzfabrik  in  Deutschland  auf. 

Die  Lage  der  deutschen  Zündholzindustrie  hatte  sich  seit  Ende 
der  60  er  Jahre  andauernd  verschlechtert.  Die  Fabrikatpreise  waren 
gedrückt,  die  Löhne  hoch,  da  Arbeitermangel  herrschte,  und  die 
Rohmaterialien  zeigten  steigende  Tendenz  der  Preise.  Das  Kriegs- 
jahr 1870  ist  hier  jedenfalls  mit  von  Einfluß  gewesen;  z.  B.  be- 
richtet die  Handelskammer  Chemnitz  für  die  Jahre  1871  und  18723), 
daß  man  pro  Million  roher  Hölzchen  jetzt  6  Taler  zahlen  müsse, 
während  sie  früher  nur  4  Taler  kosteten,  daß  Phosphor,  Salpeter- 
säure und  Leim  um  40%  gestiegen  seien.  Ähnlich  lauten  die 
Nachrichten  aus  Schwaben  und  Darmstadt.  Die  Löhne  der  Arbeiter 
betrugen  im  Handelskammerbezirk  Chemnitz  1869  2  Taler,  1872 
32/3  bis  4  V3  Taler.   Die  Kinderlöhne  hatten  sich  von  V2  bis  5/g  Taler 

1)  Bericht  der  Handelskammer  für  Schwaben  u.  Neuburg  1872  u.  1873,  S.  85. 

2)  Bericht  der  Handelskammer  Breslau  1871,  S.   103. 

3)  Bericht  der  Handelskammer  Chemnitz  1871   u.   1872,   S.  331. 
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auf  V3  bis  1  Ve  Taler  gehoben1).  Trotzdem  waren  kaum  auch  nur 
halbwegs  qualifizierte  Arbeiter  zu  erhalten,  so  daß  die  Unternehmer 
vielfach  auf  die  Kinder  zurückgriffen  und  sie  in  den  gefürchteten 
Räumen  arbeiten  ließen.  Im  Bezirk  der  Handelskammer  Schwaben 
betrugen  die  Löhne  für  Männer  1869  4  Fl.  48  Kr.  bis  9  Fl,  1873 
6  Fl.  bis  10  FL,  für  Frauen  1869  2  Fl.  24  Kr.  bis  4  Fl.,  1873  3  FL 
30  Kr.  bis  7  Fl.  30  Kr.2).  Zwar  gingen  hier  die  Preise  für  das 
fertige  Fabrikat  in  die  Höhe  und  der  Absatz  war  lebhaft,  aber  die 
Rentabilität  war  infolge  der  hohen  Löhne  und  Rohmaterialienpreise 
nur  gering.  Aus  Darmstadt,  Chemnitz  und  Schwaben  wird  auch 
wiederholt  darüber  geklagt,  daß  die  Eingangszölle  z.  B.  nach  Hol- 
land und  der  Schweiz  höher  seien,  wie  die  nach  Deutschland. 

Was  den  Absatz  anbelangte,  so  lieferten  die  schlesischen 
Fabriken  nach  Schlesien,  Posen,  Pommern,  Preußen  und  Branden- 
burg, aber  fast  nur  die  Phosphorhölzchen.  Die  süddeutschen  Fab- 
riken hatten  ihr  Absatzgebiet  in  Bayern,  Württemberg  und  Baden, 
während  von  Hessen  gemeldet  wurde,  daß  die  dortigen  Fabriken 
75%  ihrer  Waren  nach  dem  Deutschen  Reich,  besonders  nach 
Westdeutschland  absetzten,  25%  ins  Ausland  lieferten.  Die  Roh- 
materialien bezogen  sie  zu  20%  aus  dem  Ausland,  zu  80%  aus 
Deutschland. 

Die  ungünstige  Lage  der  deutschen  Zündholzindustrie  zu  An- 
fang der  70er  Jahre  hatte  zur  Folge,  daß  am  12.  März  1872  in 
Dresden  der  Zusammenschluß  von  70  deutschen  Zündwarenfabri- 
kanten zu  dem  „Verein  Deutscher  Zündwarenfabrikanten"  erfolgte, 
der  die  Vertretung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Zündwarenindustrie  bezweckt.  Die  Interessenvereinigung  besteht 
noch  in  der  Gegenwart  und  hat  sich  stets  als  tatkräftig  erwiesen. 
Heute  sind  im  Verein  bis  auf  eine  mittlere  und  ca.  5 — 6  kleinere 
und  kleinste  Fabriken  alle  deutschen  Zündholzfabrikanten  ver- 
treten. Die  Produktion  der  wenigen  Nichtvereinsmitglieder  beläuft 
sich  schätzungsweise  auf  50  Kisten  täglich  im  Gegensatz  zu  den 
815  Kisten  der  ganzen  Industrie.  Der  Verein  besitzt  ein  offizielles 
Fachorgan  „Die  Zeitschrift  für  Zünd Warenfabrikation  oder  die  deut- 
sche Zündwarenzeitung",  die  früher  im  Besitze  des  langjährigen 
Geschäftsführers  des  Vereins,  Wladimir  Jetteis,  war,  nach  dessen 
Tode  aber  Eigentum  des  Vereins  wurde.  Verlag  und  Redaktion 
derselben   befanden    sich   zuerst  in  Klausthal,    später  in  Garmisch 


1)  Bericht  der  Handelskammer  Chemnitz   1871   u.   1S72,  S.   19. 

2)  Bericht  der  Handelskammer  Schwaben  1872  u.  1873,  S.  217  u.  218. 
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und  seit  ein  paar  Jahren  in  Kassel.  Verantwortlicher  Herausgeber 
ist  heute  Georg  Schwiening  in  Kassel,  zugleich  geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied  des  Vereins.  Der  Vorsitzende  desselben  ist  aber 
schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  Generaldirektor  Neubronner  in 
Augsburg. 

Die  70  Industriellen,  die  als  erste  im  Jahr  1872  sich  zusammen- 
geschlossen hatten,  wollten  vor  allem  eine  Preiserhöhung  durch- 
setzen, aber  sie  konnten  sich  in  diesem  Punkte  nicht  einig  werden, 
wie  aus  dem  Bericht  der  Handelskammer  in  Breslau  im  Jahre  1872 
hervorgeht1).  „Die  Hoffnung,  durch  diese  Vereinigung  das  ange- 
strebte Ziel,  eine  dem  Risiko  und  dem  erforderlichen  Anlagekapital 
mehr  denn  bisher  entsprechende  einheitliche  Preisfestsetzung  für 
ordinäre  Reibhölzer  zu  erreichen,  scheiterte  an  dem  Widerstand 
Einzelner,  und  der  Aufschlag,  welchen  das  Fabrikat  gegen  die  vor- 
jährigen Preise  erzielte,  steht  in  keinem  Verhältnis  zu  der  enormen 
Steigerung  aller  Rohmaterialien,  besonders  der  technischen  Drogen. 
An  dem  Widerspruch,  welcher  zwischen  der  überaus  starken,  in 
den  Wintermonaten  nicht  zu  bewältigenden  Nachfrage  nach  ordi- 
närer Ware  und  den  schmalen  Preisen  besteht,  tragen  lediglich  die 
Fabrikanten  selbst  die  Schuld." 

Die  Entwicklung  der  deutschen  Zündholzindustrie  in  den  näch- 
sten Jahrzehnten  zeichnet  sich  durch  das  allmähliche  Vordringen 
der  Sicherheitszündhölzer  in  Deutschland  aus.  Die  ungünstige 
Lage  zu  Beginn  der  70  er  Jahre  blieb  dabei  aber  dieselbe.  Z.  B. 
schreibt  die  Handelskammer  Dresden,  in  deren  Bezirk  1880  die  alte 
Zündwarenfabrik  in  Potschappel  Konkurs  machte,  folgendes2): 
,, Unbestritten  ist,  daß  die  Branche  jetzt  unter  sehr  schwierigen  Ver- 
hältnissen arbeitet  und  ein  Rückgang  derselben  nicht  zu  verkennen 
ist."  Und  von  der  Handelskammer  Darmstadt  hören  wir  im  Jahre 
18773):  „Außer  den  allgemein  ungünstigen  Geschäftsverhältnissen 
wirken  hierauf  (auf  die  Zustände  in  der  Zündwarenbranche)  auch 
die  für  das  Fabrikat  ungünstigen  Zollverhältnisse  ein,  und  ist  dieser 
Industriezweig  sehr  im  Abnehmen  begriffen." 

Eine  kurze  Besserung  brachte  das  Jahr  1880.  In  der  Schweiz 
erfolgte  nämlich  am  23.  Dezember  1879  das  Verbot  der  Weiß- 
phosphorhölzchen mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1881,  und  aus  der 
Vorversorgung,  die  nach  dem  23.  Dezember  1879  in  großem  Um- 
fange hier  Platz  griff,  schlugen  auch  die  deutschen  Fabrikanten,  vor 

1)  Bericht  der  Handelskammer  Breslau   1872,  S.   102  u.   103. 

2)  Bericht  der  Handelskammer  Dresden   1880,  S.  209. 

3)  Bericht  der  Handelskammer  Darmstadt  1877,  S.  60. 
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allem  in  Bayern  und  Württemberg  Kapital ,  indem  sie  ihre  ange- 
schwollenen Lager  für  die  Lieferungen,  mit  denen  sie  stark  be- 
dacht wurden,  räumen  konnten. 

Im  Jahre  1879  trat  endlich  mit  dem  Zolltarif  vom  15.  Juli  der  von 
den  Fabrikanten  gewünschte  Zoll  von  Mk.  3  pro  Doppelzentner  (4%  des 
Wertes)  ein,  der  aber  zu  niedrig  war,  um,  wie  schon  gesagt,  die  aus- 
wärtige Konkurrenz  abzuhalten.  Nur  einmal  hatte  früher  ein  Zoll  be- 
standen und  zwar  in  den  Jahren  1 862 — 65.  Nach  dem  Handelsvertrag, 
der  zwischen  Preußen  und  Frankreich  am  2.  August  1862  geschlossen 
wurde,  mußten  nämlich  die  Zündhölzer,  auch  die  chemisch  zube- 
reiteten, 15  Sgr.  pro  dz  bei  der  Einfuhr  in  den  Zollverein  zahlen. 
Seit  1865  fiel  dieser  Zoll  aber  wieder  weg.  Man  versuchte  nun 
durch  Petitionen  eine  Erhöhung  des  Zolles  von  1879  zu  erreichen, 
da,  wie  z.  B.  die  Handelskammer  Schwaben  schrieb,  „von  einer  Ein- 
wirkung des  neuen  Zollsatzes  nicht  die  Rede  sein  könne"1).  Erst 
am  13.  Mai  1884  aber  trat  zugleich  mit  dem  Erlaß  des  Gesetzes 
betreffend  die  Anfertigung  und  Verzollung  von  Phosphor-Zünd- 
waren, welches  die  sozial-politisch  notwendige  Reglementierung  der 
Industrie  durchführte,  die  gewünschte  Zollerhöhung  auf  10  Mk.  pro 
100  kg  Zündhölzer  ein.  Der  Schutz,  der  der  deutschen  Zündholz- 
industrie dadurch  zu  teil  wurde,  hatte  zwar  für  die  Sicherheits- 
zündhölzer immer  noch  größere  Bedeutung  als  für  die  von  einer 
starken  Konkurrenz  weniger  bedrängten  Phosphorzündhölzer,  trotz- 
dem der  Zollsatz  für  die  letzteren  wegen  ihres  niedrigen  Preises 
verhältnismäßig  höher  war,  aber  er  genügte  noch  nicht,  um  die 
ausländische  Konkurrenz  fernzuhalten. 

Außerdem  hatte  der  Zollsatz  schon  von  vornherein  einen 
Mangel  insofern  aufzuweisen,  als  er  nicht  abgestuft  worden  war 
nach  dem  bestehenden  Preisverhältnis  zwischen  Sicherheits-  und 
Phosphorzündhölzern.  Da  die  Preisdifferenz  zwischen  beiden 
immer  noch  beträchtlich  war,  so  ergab  sich  hier  eine  sehr  ver- 
schiedene Belastung  durch  den  Zoll,  die  in  Prozenten  vom  Wert 
betrug: 

Für  Phosphorzündhölzer  20  % 

,,     imitierte  schwedische  Zündhölzer  14% 

,,     echte  schwedische  Zündhölzer  9  % 

Diese  Art  der  Belastung  stellte  eigentlich  die  Umkehrung  des 
erwünschten  Zieles,  der  höheren  Besteuerung  der  stark  konkur- 
rierenden schwedischen  Zündhölzer  dar.    Auf  seiten  der  Resfieruna- 


1)  Bericht  der  Handelskammer  Schwaben   1SS0,  S.  18, 
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hatte  man  von  einem  Differenzzoll  abgesehen  wegen  eines  äuße- 
ren Momentes:  der  Schwierigkeit  der  damit  verbundenen  Zollab- 
fertigung. 

Die  gewollte  oder  ungewollte  Tendenz  des  ganzen  Gesetzes 
lief  auf  eine  Bevorzugung  des  Sicherheitszündholzes  gegenüber  dem 
Phosphorzündholz  hinaus.  Seine  Bestimmungen  betrafen  nämlich 
das  Verbot  der  Kinderarbeit  und  die  in  Zukunft  erforderliche  bau- 
polizeiliche Genehmigung  der  Betriebsräume,  womit  man  der  mehr 
und  mehr  um  sich  greifenden  Phosphornekrose  entgegentreten 
wollte.  Dadurch  aber  wurde  hauptsächlich  die  Fabrikation  von 
Weißphosphorhölzchen  getroffen  und  infolgedessen  auch  verteuert, 
was  nicht  ohne  Einfluß  auf  einen  der  größten  Vorzüge  der  Phos- 
phorhölzer, ihren  billigen  Preis,  blieb.  So  kam  es,  daß  das  Vor- 
dringen der  Sicherheitszündhölzchen  nunmehr  ein  schnelleres  Tempo 
anschlug,  wobei  schließlich  noch  ein  weiteres  Moment,  die  wachsende 
Beliebtheit,  deren  sie  sich  beim  Publikum  erfreuten,  noch  mitwirkte. 

Im  Jahre  1884  wurde  von  den  verbündeten  Regierungen  er- 
mittelt, daß  die  87  deutschen  Zündholzfabriken  jährlich  114000  Mill. 
Zündhölzchen  herstellten,  worunter  83000  Mill.  Weißphosphorhölzer 
und  31000  Mill.  andere  Zündhölzer  waren1).  Der  Anteil,  den 
erstere  an  der  Gesamtproduktion  im  Jahre  1884  danach  hatten, 
betrug  also  noch  72,8  %.  Unter  der  Kategorie  —  andere  Zünd- 
hölzer — ,  deren  Anteil  sich  nur  auf  etwas  mehr  wie  den  vierten 
Teil  der  Gesamtproduktion  belief,  sind  hauptsächlich  Sicherheits- 
zündhölzer zu  verstehen.  Ganz  anders  aber  ist  das  Bild  ein 
halbes  Jahrzehnt  später;  denn  im  Jahre  1889  war  der  Anteil  der 
Phosphorhölzer  schon  bis  auf  zwei  Fünftel  der  Gesamtproduktion 
zurückgegangen.  Von  der  Gesamtmenge  von  90  000  Mill.  Zünd- 
hölzer, die  in  diesem  Jahr  in  Deutschland  hergestellt  wurde,  ent- 
fielen 36000  Mill.  oder  40%  auf  die  Phosphorzündhölzer,  während 
die  übrigen  60%  in  der  Hauptsache  Sicherheitszündhölzer  waren2). 
Der  beträchtliche  Umschwung  in  den  wenigen  Jahren  ist  aber  zum 
größten  Teil  auf  die  Einwirkungen  des  Gesetzes  von  1884  zurück- 
zuführen. Daß  sich  die  Sicherheitszündhölzer  auch  in  der  Ausfuhr 
einen  gleichwertigen  Platz  mittlerweile  erobert  hatten,  das  wurde 
von  der  Regierung  durch  besondere  Erhebungen  bei  den  Anmelde- 
stellen der  Zollämter  gelegentlich  der  Beratungen  des  1884  er  Ge- 
setzes festgestellt3).    In  der  Zeit  vom  1.  Juli  bis  Ende  Oktober  1883 

1)  Anlagenband  77  zum  deutschen  Reichstag,  Nr.  23,  S.  419. 

2)  Zeitschrift  für  Zündwarenfabrikation  Nr.  331,  Oktober  1889. 

3)  Anlagenband  77,  Nr.  23,  S.  420. 
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betrug   die  Gesamtausfuhr   an  Zündhölzchen   732  311   kg,    die    sich 

folgendermaßen  verteilten : 

Sicherheitszündhölzer  236  839  kg  =  32,34  <Vo 

Weißphosphorhölzer  260505   „   ==  35,57  °/o 

Zündhölzer,  welche  der  Gattung  nach 

nicht  näher  bezeichnet  waren  234  967   ,,   =32,09% 

Auf  ein  Jahr  berechnet,  wurden  demnach  ausgeführt : 

Im  ganzen 2  196  933  kg. 

(nach  der  Ausfuhrstatistik   1883)      .     .  2  270  000     „ 

Sicherheitszündhölzer 710517     „ 

Weißphosphorhölzer 781  515     „ 

Zündhölzer,  welche  der  Gattung  nach 

nicht  näher  bezeichnet  waren     .     .      704  901     „ 

Die   Ausfuhr    von    Weißphosphorhölzchen  stand    also  im  Jahr 

1883  noch  an  der  Spitze,  aber  sie  ging  seitdem  immer  mehr  zurück. 

Die  Vorbedingung  für  den  geschilderten  Gang  der  Entwicklung 

war,    daß    die    ehemals    hohen    Preise    der    Sicherheitshölzer    sich 

ermäßigt  und  denen  der  Phosphorzündhölzer  genähert  hatten.    Wie 

weit    das   der  Fall  gewesen  war,  das  zeigen  die  Preisangaben  aus 

dem  Jahre   1884,    die    in    der  Begründung   zu   dem   Gesetzentwurf 

dieses  Jahres  niedergelegt  sind  und  sich  wie  folgt  beliefen1): 

Preußen  im  Großhandel        Kleinhandel 

1000  Weißphosphorhölzer     kosteten    4V2— 20  Pfg.  5—16  Pfg. 

1000  Sicherheitszündhölzer         „  9—22     ,.  10—38     „ 

Sachsen 

1000  Weißphosphorhölzer 

bester  Ware  „  11—12     „  13—15     „ 

1000  Weißphosphorhölzer 

gewöhnlicher  Ware  „  4 — 8        „  8 — 12     „ 

1000  Sicherheitszündhölzer 

bester  schwed.  Ware         „  17—19     „  22—25     „ 

1000  Sicherheitszündhölzer 

bester  deutsch.  Ware         „  15— 16     „  20—22     , 

1000  Sicherheitszündhölzer 

deutscher    Mittelware  „  12—14     „  14—15     „ 

1000  Sicherheitszündhölzer 

geringer  Ware  „  11  — 12     „  13 — 15     „ 

Die  Durchschnittspreise    für   die  Zündwaren    besserer  Qualität 

betrugen : 

1)  Anlagenband  77,  Nr.  23,  S.  421. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  47.  3 


=  18 

Taler  oder 

54 

=  20 

»         » 

60 

=  — 

—      — 

75 

=  50 

Taler  oder 

150 

=  48,5 

"         » 

145,5 

=  — 

—      — 

135 

daß    die  Preise   für  die 
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Für  in-  und  ausländ.  Phosphorzündh.  pro  100  kg  Netto  =    50  M. 
„     amorphe  inländische  und  imitierte 

Schwedische  Zündhölzer     .     .     .  „     100    „        „       =70    „ 

,,     echte     Schwedische     Zündhölzer  „      100    „        „       =  110   „ 
Verglichen   mit   den  Preisen  zu  Beginn  der  70  er  Jahre  ergibt 
sich  folgendes  Bild: 

1871  kosteten  1  Mill.  Phosphorzündh.  =  18      Taler  oder     54      M. 

1872  „        1     „ 
1883         „        1     „  „ 

1871  kosteten  1  Mill.  Sicherheitszündh. 

1872  „        1    „ 
1883         ,,        1     „  „ 

Aus  diesen  Zahlen  geht  hervor,  daß  die  Preise  für  die  ge- 
wöhnlichen Phosphorzündhölzer  sich  erhöht  hatten ,  während  die 
der  Sicherheitszündhölzer  gesunken  waren. 

Das  Preisverhältnis  zwischen  Phosphor-  und  Sicherheitszünd- 
hölzern betrug  1871:     1  :  2,78, 

1872:     1:2,43, 
1884:     1:1,80. 
Hiermit  decken  sich  die  Mitteilungen,  die  die  einzelnen  Regierungen 
über   das   Preisverhältnis   im  Jahre  1884  gemacht  hatten,    und  die 
sich    auf  Preisdifferenzen    von   2:3,    3:5,    1:2,    1  :  2 — 3,    1  :  3  für 
beide  Kategorien  von  Zündhölzern  bezogen1). 

Verfolgt  man  die  Entwicklung  der  Preise  in  den  beiden  näch- 
sten Jahrzehnten,  so  gleicht  sich  der  bestehende  Unterschied  immer 
mehr  aus.    Im  Jahre  1903  galten  folgende  Herstellungspreise2): 

1.  Sicherheitszündhölzer  (etwa  650000  St.  =  1  Kiste)  60,5—68,2  M. 
oder  im  Durschschnitt  pro  Million  99  M. 

2.  Phosphorzündhölzer  (etwa  650000  Stück,  geschwefelte,  bester 
Qualität,  je  nach  der  Verpackung)  43,3 — 54  M.  oder  pro 
Million  75  M. 

3.  Phosphorzündhölzer  (etwa  650000  Stück  aus  paraffiniertem 
Aspenholz)  54—60  M.  oder  im  Durchschnitt  pro  Million  87,7  M. 

Das  Preisverhältnis   zwischen    Sicherheits-   und   Phosphorzünd- 
hölzchen belief  sich  nach  diesen  Angaben  durchschnittlich  auf  1 : 1,22. 
Um    zurückzukommen    auf    die    Lage    der    Industrie    in    den 


1)  Begründung  des  Gesetzentwurfes  von  1884,  Anlagenband  77,  Nr.  23,  S.  421. 

2)  Bericht    der    XXI.  Kommission    zur    Vorberatung    des   Entwurfs    eines  Ge- 
setzes betreffend  Phosphorzündwaren,  Anlagenband   196,  Nr.   923,  S.  6091. 
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80er  Jahren,  so  hatte  sie  wieder  unter  schlechten  Preisen  und  ge- 
ringem Absatz  zu  leiden.  Diese  gaben  im  Jahre  1884  Veranlassung 
zu  einem  Zusammenschluß  der  deutschen  Zündholzfabrikanten 
zwecks  Preiserhöhung,  der  aber  nicht  überall  Entgegenkommen 
fand.  Der  Bericht  über  die  wirtschaftliche  Bewegung  von  Handel 
und  Industrie  in  Deutschland  (1884—1889,  Bd.  2,  S.  453)  be- 
gründete das  wie  folgt:  „Das  NichtZustandekommen  eines  solchen 
Kartells  ist  bei  der  stattlichen  Anzahl  von  245  Fabriken  in  Deutsch- 
land sehr  erklärlich,  um  so  mehr,  als  wohl  wenig  Fabriken  gefunden 
werden  können,  welche  unter  gleichen  Bedingungen  arbeiten;  fast 
jede  Fabrik  hat  ihre  besonderen  Einrichtungen  und  Vorteile  und  ver- 
schließt sich  streng  gegen  die  Konkurrenz".  Mit  dem  Fehlschlagen 
des  Projektes  war  vorderhand  die  einzige  Möglichkeit,  eine  Besserung 
herbeizuführen,  aus  der  Hand  gegeben.  Auch  später  „fand  der 
Versuch  einiger  Fabrikanten,  die  Konkurrenten  zur  Gründung  von 
Zentralverkaufsstellen  zu  veranlassen,  zwar  im  Westen  Deutschlands 
mehrfach  Anhänger,  mußte  jedoch  von  vornherein  als  aussichtslos 
bezeichnet  werden".  Infolge  des  ungünstigen  Geschäftsganges 
waren  in  den  Jahren  1886 — 1888  eine  Reihe  von  Zündholzfabriken, 
zu  denen  auch  zwei  sächsische  in  Dresden  und  Freiberg  gehörten, 
gezwungen,  für  immer  ihren  Betrieb  zu  schließen.  Trotz  des  Rück, 
gangs  der  Fabrikatpreise  in  dieser  Zeit,  der  sich  mit  Hilfe  der 
Einheitswerte  der  Handelsstatistik  erkennen  läßt  (der  geschätzte 
Wert  für  100  kg  Zündwaren  betrug  bis  zum  Jahre  1886  65  M.  für 
die  Einfuhr  und  55  M.  für  die  Ausfuhr,  von  da  ab  60  M.  für  die 
Einfuhr  und  50  M.  für  die  Ausfuhr),  setzte  zu  Beginn  der  90er 
Jahre  eine  allgemeine  Preissteigerung  der  Chemikalien  und  des 
Holzes  ein,  die  sich  auf  5 — 10%  belief.  Der  Preis  des  Phosphors 
stieg  im  Jahre  1892  allein  infolge  der  Preisvereinigung  der  fran- 
zösischen und  englischen  Fabriken  an  einem  Tag  von  230  auf 
450  M.  pro  100  kg. 

Neben  den  inneren  Verhältnissen  waren  die  im  Laufe  der  Zeit 
immer  zahlreicheren  Exporterschwerungen  schuld  an  dem  Nieder- 
gang. Die  meisten  überseeischen  Länder,  die  früher  von  der  deut- 
schen Zündholzindustrie  versorgt  worden  waren,  gingen  zur  Selbst- 
fabrikation über  und  errichteten  starke  Zollschranken,  ebenso  wie 
das  die  europäischen  Länder  in  immer  stärkerem  Maße  taten.  Das 
Absatzgebiet  der  deutschen  Fabrikanten  schrumpfte  deshalb  mehr 
und  mehr  zusammen,  und  die  nächste  Folge  hiervon  war,  daß  sich 
alles  auf  dem  inländischen  Markt  einander  unterbot.  Das  durch 
die    Verschlechterung     der    Exportverhältnisse    verursachte     starke 
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Warenangebot  im  Inland  wurde  noch  vermehrt  durch  die  langsam 
beginnende  Überproduktion,  die  man  anfangs   nicht  zugeben  wollte 
oder  vielleicht  auch  nicht  erkannte,  bald  aber  nicht  mehr  übersehen 
konnte.    Jettel  urteilt  darüber  im  Jahre  1895  wie  folgt:   „Die  Not- 
lage   der  Zündwarenindustrie    in  fast   allen   europäischen  Ländern 
dürfte   außer   den   schon   genannten  Ursachen  in  der  vorhandenen 
Überproduktion  ihren   Grund    finden.     Daß  eine  solche  vorhanden 
ist,    wird    zwar    von    einzelnen    nicht  zugegeben,    sie  besteht  aber 
tatsächlich.     Deutschland,  Österreich,    Skandinavien,  England,  Bel- 
gien und  Holland  produzieren  ganz  bedeutend  mehr,  als  der  Konsum 
im  Inland  beträgt;    das  beweisen  die  sehr  starken  Exportziffern  in 
diesen   Ländern"1).     Wegen    der  schwierigen  inneren  Verhältnisse 
war   es  nicht  leicht,    Preisvereinbarungen  abzuschließen  oder  Syn- 
dikate   zu   bilden,    obwohl    solche   von  den  deutschen  Fabrikanten 
immer  wieder   angestrebt  wurden.     Der   nächste  derartige  Versuch 
datiert   aus   dem    Jahre  1899.     Dieses   Mal   gelang    es    aber    durch 
einzelne  Konventionen,  eine  Besserung  der  Fabrikatpreise,  vor  allem 
der  Phosphorzündhölzer  durchzusetzen,  vielleicht  aber  nur  deshalb, 
weil  die  Gesamtkonjunktur  günstig  war.  Von  dem  allgemeinen  Steigen 
der  Konjunkturwelle  zu  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  wurde  auch  die 
Zündholzindustrie  ergriffen.    Der  Geschäftsgang  in  derselben  besserte 
sich  um  die  Jahrhundertwende,  so  daß  die  Berichte  sich  teilweise  sogar 
günstig   aussprechen   und   einen  fühlbaren  Aufschwung  sowie  eine 
Aufwärtsbewegung  der  Preise  konstatieren.    Eine  solche  war  aller- 
dings auch  höchst  notwendig  geworden ;  denn  die  Preise  befanden 
sich  vorher  auf  einem  so  tiefen  Niveau  wie  nie  zuvor.    Im  August 
1900    suchte    man    durch    Gründung    von    zwei  Konventionen   für 
Phosphorzündhölzer  und  Sicherheitszündhölzer,  der  fast  alle  Zünd- 
holzfabriken Deutschlands  angehörten  (95%),    die  Situation  auszu- 
nutzen.   Die  Preise  wurden  um  etwa  10%  erhöht,  und  die  Fabri- 
kanten   hatten    Hoffnung,    dauernd    eine    bessere    Rentabilität    zu 
erzielen.     Aber  schon  im  November  1902,  nach  kaum  zweijähriger 
Dauer,  waren  sie  nicht  mehr  einig.    Darüber  berichtet  die  Handels- 
kammer Kassel2)  folgendermaßen:   „Die  allgemeine  Lage  der  deut- 
schen Zündholzfabrikation,  welche  bei  Beginn  des  Wirtschaftsjahres 
1902  durch  die  bestehenden  Preisvereinbarungen  sowohl  für  Sicher- 
heitszündhölzer wie  für    die   im    Handelskammerbezirke   hauptsäch- 
lich hergestellten  Phosphorhölzer  sehr  günstig  war,  verschlechterte 

1)  „Die  Fortschritte  in  der  Zündwarenfabrikation",  abgedruckt  in  der  Chemiker- 
Zeitung,  Jahrg.   1895,  Nr.  14,  S.  284. 

2)  Bericht  der  Handelskammer  Kassel  1902,  II.  Teil,  S.  45. 
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sich  im  Laufe  des  Jahres  durch  Bruch  der  genannten  beiden  Kon- 
ventionen fortgesetzt".  Verschiedene  Fabriken  hatten  unter  den 
vereinbarten  Preisen  verkauft.  Die  Folge  war  ein  immer  weiterer 
Druck  der  Preise,  welche  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Roh- 
materialienpreisen standen.  Inzwischen  hatte  die  Industrie  wieder 
unter  einer  großen  Schleuderkonkurrenz  zu  leiden  und  mit  ähn- 
lichen ungünstigen  Verhältnissen  zu  kämpfen.  Es  kam  hinzu,  daß 
das  Verbot  der  Verwendung  des  weißen  Phosphors  seine  Schatten 
vorauswarf  und  eine  allgemeine  Beunruhigung  bei  Konsumenten 
und  Produzenten  hervorrief,  ferner,  daß  der  amerikanische  Zünd- 
holztrust unter  Führung  der  „Diamand  Match  Company"  in  Deutsch- 
land festen  Fuß  zu  fassen  suchte. 

Diese  Firma  hatte  zuerst  eine  sogenannte  Komplettmaschine, 
für  die  sie  das  Patent  erworben  hatte,  die  Barber-Zündholzmaschine, 
auf  den  Markt  gebracht  und  hoffte  mit  Hilfe  derselben  eine  voll- 
kommene Revolutionierung  der  gesamten  Zündholzindustrie  der 
Welt  herbeizuführen.  Eine  solche  Komplettmaschine,  die  später 
auch  von  deutschen  Konstrukteuren  gebaut  wurde,  führt  in  einem 
Arbeitsgang  die  verschiedenen  Manipulationen,  die  bei  der  Her- 
stellung der  Zündhölzchen  nötig  sind  (wie  Trocknen  der  fertig 
geschnittenen  rohen  Hölzchen,  Paraffinieren  und  Eintunken  der- 
selben in  die  Zündmasse,  Trocknen  der  Zündköpfe  und  Einfüllen 
der  Hölzchen  in  die  Schachteln),  rein  mechanisch  aus  und  macht 
viele  Arbeitskräfte  entbehrlich.  Der  amerikanische  Zündholztrust, 
der  einen  riesenhaften  Umfang  genommen  hatte  (sein  Reingewinn 
soll  im  Jahre  1902  1957700  Dollar  betragen  haben)1),  versuchte 
nun  in  aller  Herren  Ländern  Zweigfabriken  zu  gründen,  mit  deren 
Hilfe  er  dann  das  inländische  Geschäft  zu  beherrschen  strebte.  So 
hatte  er  ungefähr  gleichzeitig  mit  seinem  Vorgehen  in  Deutschland 
auch  die  englische  Zündwarenindustrie  in  eine  krisenhafte  Lage 
gebracht.  Nach  hartnäckigem  Kampfe  mußte  sich  ihm  die  große 
englische  Firma  Bryant  und  May  beugen,  da  der  Trust  seine  Pro- 
dukte lange  Zeit  fabelhaft  billig  und  in  großen  Mengen  in  die 
Absatzgebiete  dieser  Firma  warf.  Das  Handelsmuseum  aus  dem 
Jahre  1902^)  berichtet  darüber:  „Einige  der  bedeutendsten  Fabriken 
führen  den  Kampf  mit  der  übermächtigen  Konkurrenz  noch  weiter, 
aber  neun  bedeutendere  Unternehmungen  haben  bereits  den  Betrieb 
eingestellt,  so  daß  es  im  westlichen  England  überhaupt  nur  noch 
eine  Zündhölzchenfabrik    (in    Gloucester)    gibt.      Es   ist   das   offen- 

1)  Nach  dem  Handelsmuseum   1904.     Jahrg.  XIX,  Bd.  I,  S.   127. 

2)  Nach  dem  Handelsmuseum  1902.     Jahrg.  XVII,  Bd.  II,  S.  529. 
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kundige  Ziel  des  Trusts,  das  gesamte  englische  Zündhölzchen- 
geschäft zu  beherrschen."  Dasselbe  Bestreben  hatte  die  Diamand 
Match  Company  auch  bei  ihrem  Eindringen  in  Deutschland ,  aber 
hier  waren  ihre  Bemühungen  vergebens.  Sie  errichtete  im  Jahre 
1900  eine  große  Fabrik  „Diamant"  in  Rheinau  bei  Mannheim  mit 
einer  Tagesproduktion  von  60  Millionen  Zündhölzern,  für  die  jedoch 
die  Konzession  zur  Herstellung  von  Phosphorhölzern  nicht  erteilt 
wurde ,  weil  die  Anlage  den  deutschen  Gesetzen  nicht  entsprach. 
Darauf  begann  sie  die  in  England  verfolgte  Politik  und  entfaltete  eine 
rücksichtslose  Konkurrenz,  wobei  sie  den  deutschen  Markt  massen- 
haft mit  ihren  billigen  Erzeugnissen  überschwemmte.  Dieses  Ver- 
halten blieb  nicht  ohne  Einwirkung  auf  die  Gesamtlage  der  Industrie, 
denn  die  Preise  für  Sicherheitszürdhölzchen  gestalteten  sich  nahezu 
verlustbringend.  Aber  auch  der  Trust  hatte  schwer  zu  kämpfen, 
denn  im  Jahre  1902  meldete  die  Handelskammer  Oppeln1):  „Die 
Gesellschaft  soll  nachweislich  schon  seit  zwei  Jahren  mit  Verlust 
gearbeitet  haben,  aber  die  Schleuderei  trotzdem  weiter  betreiben 
und  zu  jedem  Preise  ihre  Waren  unterzubringen  suchen.  Auf  diese 
Weise  ist  natürlich  an  eine  Gesundung  der  Zündwarenindustrie 
nicht  zu  denken,  sondern  der  völlige  Ruin  der  kleineren  Fabriken, 
die  nicht  imstande  sind,  den  Schleuderpreisen  zu  folgen,  wird  nur 
noch  eine  Frage  der  Zeit  sein."  Die  Diamand  Match  Company 
konnte  ihr  Werk  aber  nicht  vollenden  und  mußte  Ende  1903  den 
Kampf  als  verloren  aufgeben.  Daß  sie  alles  daran  gesetzt  hatte, 
ihr  Ziel  zu  erreichen,  geht  daraus  hervor,  daß  das  Geschäftsjahr 
1902/03  mit  einem  Verlust  von  688  736  M.  bei  einem  Aktienkapital 
von  1500000  M.  und  einem  Obligationenkapital  von  1500000  M. 
abschloß2).  Ende  1903  wurden  die  ganzen  Fabrikanlagen  von 
einer  großen  deutschen  Fabrik  zu  einem  billigen  Preise  erworben. 
In  der  Zwischenzeit  hatten  die  Gerüchte  über  ein  Verbot  der 
Weißphosphorzündhölzchen,  die  schon  seit  vielen  Jahren  im  Publi- 
kum kursierten,  feste  Gestalt  angenommen,  denn  am  27.  April  1903 
wurde  das  Reichsgesetz ,  das  die  Verwendung  des  weißen  oder 
gelben  Phosphors  bei  der  Zündwarenfabrikation  verbot,  verab- 
schiedet. Die  Herstellung  von  Phosphorzündwaren  durfte  noch  bis 
zum  1.  Januar  1907  betrieben  werden,  während  ein  Verkauf  der- 
selben erst  vom  1.  Januar  1908  an  verboten  war.  Man  hatte 
schließlich    zu   dem   radikalen  Verbot    des   Phosphors    deshalb   ge- 


1)  Bericht  der  Handelskammer  Oppeln  1902,  II.  Teil,  S.   187. 

2)  Bericht  der  Handelskammer  Stolp  1903/04,  I.  Teil,  S.  48. 
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griffen,  weil  durch  die  früheren  präventiven  Maßregeln  die  Phos- 
phornekrose  wohl  eingeschränkt,  aber  nicht  beseitigt  worden  war. 
Durch  das  Gesetz  wurde  das  alte  Phosphorholz  nun  endgültig 
auf  den  Aussterbeetat  gesetzt  und  ein  Prozeß  gewaltsam  beendet, 
der  jedenfalls  auch  ohne  legislatorischen  Eingriff,  allerdings  erst  im 
Laufe  der  Zeit  zum  gleichen  Ergebnis  geführt  hätte. 

Die  Richtigkeit  dieser  Annahme  läßt  sich  an  Hand  von  ver- 
schiedenen Produktionsziffern  beweisen.  In  seinen  schon  genannten 
Jahresberichten  über  die  Zündwarenfabrikation1)  gibt  Jettel  an, 
daß  die  Produktion  von  Sicherheitszündhölzern  in  Deutschland  im 
Jahre  1900:  108  000  Millionen  Stück,  im  Jahre  1901:  134000  Milli- 
onen Stück  betragen  habe,  während  die  Produktion  für  die  Phos- 
phorhölzer im  Jahre  1901  auf  71400  Millionen  Stück  von  ihm 
geschätzt  wird  (für  das  Jahr  1900  findet  sich  hierüber  keine  An- 
gabe). Es  belief  sich  demnach  der  Anteil  der  letzteren  an  der 
gesamten  Produktion  des  Jahres  1901  noch  auf  34,8%.  Bei  einem 
Vergleich  mit  den  früheren  Zahlen  ergibt  sich  schließlich  folgendes 
Bild,  das  deutlich  die  Verschiebung  des  Schwergewichtes  vom 
Phosphor-  zum  Sicherheitszündholz  zeigt: 
1884:    114  000    Millionen    Zündhölzer,    darunter    83  000    Millionen 

Phosphorzündhölzer  =  72,8%    und  31000  Millionen  andere 

Zündhölzer  =  27,2  o/o. 
1889:    90  000    Millionen    Zündhölzer,    darunter    36  000    Millionen 

Phosphorzündhölzer  =  40  °/o    und    54  000   Millionen    andere 

Zündhölzer  =  60%. 
1900:    (findet      sich      keine      Angabe      über     Phosphorzündhölzer) 

108  000  Millionen  Sicherheitszündhölzer. 
1901:    205400    Millionen    Zündhölzer,    darunter    71400   Millionen 

Phosphorzündhölzer  =  34,8%  und  134000  Millionen  Sicher- 
heitszündhölzer =  65,2%. 
Berücksichtigt  muß  bei  den  Angaben  für  das  Jahr  1901  werden, 
daß  gerade  damals  die  Phosphorzündholzfabrikation  noch  einmal 
einen  beträchtlichen  Aufschwung  durchmachte,  der  die  Produk- 
tionsziffern für  diese  Sorte  Streichhölzer  besonders  günstig  ge- 
staltete. 

Eine  Spezialangabe  aus  dem  Jahre  1904  zeigt  noch  besser  die 
Vollendung  des  geschilderten  Prozesses.  Darnach  stellten  die  drei 
in  der  Grafschalt  Glatz  in  Schlesien  bestehenden  Zündholzfabriken 
in  diesem  Jahr  15  000  Kisten  Sicherheitszündhölzer  mit  einem  Inhalt 


1)  Chemiker-ZeituDg,  Jahrg.  1901,  Nr.  27,   S.  293;  Jahrg.  1902,  Nr.  13,  S.  131. 
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von  insgesamt  9000  Millionen  Stück  her  oder,  das  Jahr  zu  300 
Arbeitstagen  gerechnet,  täglich  50  Kisten  mit  einem  Inhalt  von 
insgesamt  30  Millionen  Stück.  Da  das  Produktionsquantum  der 
Phosphorhölzer  für  die  drei  Fabriken  in  demselben  Jahr  auf 
500  Millionen  Stück  geschätzt  wurde,  so  betrug  der  Anteil  der 
letzteren  an  der  Gesamtproduktion  der  Grafschaft  Glatz  5,3%, 
während  der  Anteil  der  Sicherheitszündhölzer  sich  auf  94,7  % 
belief1). 

Die  Übergangsperiode  von  ungefähr  3  iji  Jahren,  die  für  das 
Verbot  des  weißen  Phosphors  bestimmt  war,  ist  durch  den  fort- 
gesetzten Rückgang  im  Gebrauch  der  Phosphorhölzer  gekenn- 
zeichnet. Überall  wurde  deren  Fabrikation  eingeschränkt  und  die 
Betriebe  für  die  Herstellung  von  Sicherheitszündhölzern  eingerichtet. 
Nur  gegen  das  Ende  des  Jahres  1906  trat  noch  einmal  eine  größere 
Nachfrage  nach  Phosphorhölzern  ein,  ein  Beweis  dafür,  daß  sie 
sich  noch  immer  der  Beliebtheit  des  Publikums  erfreuten. 

Es  ist  vielleicht  ganz  angebracht,  an  dieser  Stelle  mit  ein  paar 
zusammenfassenden  Worten  der  Vorzüge  und  Nachteile  der  Sicher- 
heits-  und  Phosphorzündhölzer  zu  gedenken,  um  durch  diese  ver- 
gleichende Gegenüberstellung  dem  Leser  ein  anschauliches  Bild 
von  den  Vorteilen  der  ersteren  zu  geben. 

Als  Hauptvorzug  der  Phosphorzündhölzer  wurde  stets  ihre 
Überallentzündlichkeit,  die  es  ja  bekanntlich  erlaubte,  daß  man  sie 
an  jedem  beliebigen  Gegenstand,  sogar  an  Rock  und  Hose  an- 
streichen konnte,  angesehen.  Diesem  für  die  Bequemlichkeit  des 
Verbrauchers  in  Betracht  kommenden  Moment  stand  sodann  weiter 
ein  bedeutender  Produktionsvorteil,  daß  bei  der  Herstellung  der 
Phosphorzündhölzer  sich  einheimisches  Nadelholz  verwenden  ließ, 
zur  Seite.  Die  Bedenken  aber,  die  man  gegen  die  Phosphorzünd- 
hölzer hegte,  betrafen  vor  allem  die  Gefahren  bei  der  Herstellung 
und  beim  Verbrauch  derselben.  Die  mit  der  Herstellung  der  Phos- 
phorzündhölzer beschäftigten  Arbeiter  fielen  bekanntlich  dem 
Phosphorgifte  oftmals  durch  die  Nekrosekrankheit  zum  Opfer,  und 
auch  bei  den  Konsumenten  und  da  wieder  besonders  bei  den 
Kindern  richteten  die  Phosphorhölzer  gar  zu  leicht  durch  Ver- 
giftungen Unheil  an.  Weiter  fiel  als  fernerer  Umstand  die  niedrige 
Entzündungstemperatur  derselben,  die  die  Folge  von  manchen 
Bränden  war,  in  die  Wagschale.  Nicht  zuletzt  aber  wiesen  die 
geschwefelten  Phosphorzündhölzer  dadurch  große  Nachteile  auf,  daß 

1)  Nach  Margarete  Bernhard:  „Die  Holzindustrie  in  der  Grafschaft 
Glatz",  S.  61. 
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sie  unter  stechendem,  lästigem  Geruch  verbrannten  und  sich  des- 
halb wenig  für  die  Verwendung  in  geschlossenen  Räumen  eigneten. 
Gerade  dieser  Umstand  nahm  aber  mit  der  Zeit  an  Bedeutung  zu, 
je  mehr  sich  der  Zug  nach  der  Stadt  geltend  machte  und  damit 
eine  Verschiebung  des  Schwergewichts  des  Verbrauchs  vom  Land- 
bewohner, der  besonders  ein  sturmsicheres  Zündholz  wie  das  Phos- 
phorholz liebte,  zum  Stadtbewohner,  der  mehr  Wert  auf  ein  ge- 
ruchloses Verbrennen  legte,  sich  vollzog. 

Die  Vorzüge  der  Sicherheitszündhölzer  bestehen  demgegenüber 
in  ihrer  Gefahrlosigkeit  für  den  Arbeiter  und  den  Verbraucher  und 
darin,  daß  sie  leicht  und  geruchlos  verbrennen.  Doch  wurden 
diese  früher  selten  einmal  höher  eingeschätzt,  wie  die  Überali- 
entzündlichkeit  der  Phosphorhölzer.  Ein  weiterer  Vorzug  der  Sicher- 
heitszündhölzer, der  aber  in  der  bisherigen  Literatur  noch  keine 
Berücksichtigung  erfahren  hat,  beruht  in  der  Zeitersparnis,  die  mit 
ihrem  Gebrauch  verbunden  ist.  Während  nämlich  beim  Phosphor- 
holz zwischen  dem  Anstreichen  der  Kuppe  und  der  Entzündung 
des  Hölzchens  eine  Spanne  Zeit  von  ungefähr  15  Sekunden  ver- 
streicht, die  man  erst  abwarten  muß,  bevor  man  das  Hölzchen 
verwenden  kann,  ist  das  Sicherheitszündholz  sofort  nach  dem 
Anstreichen  gebrauchsfähig.  Die  15  Sekunden  Zeitverlust,  die  für 
den  Augenblick  wohl  ohne  Bedeutung  sind,  stellen,  bei  einem 
normalen  täglichen  Bedarf  von  6  Hölzchen  pro  Kopf,  auf  ein  Jahr 
übertragen  doch  immerhin  einen  Verlust  von  9  Stunden  für  jeden 
einzelnen  Menschen  dar,  der  in  dieser  Form  sich  schon  eher 
Geltung  verschafft. 

5.    Die    staatlichen    Maßnahmen    zur    Verhütung    der    Phosphor- 

nekrose. 

Es  ist  eine  alte  Leidensgeschichte,  die  mit  der  Erfindung  des 
Phosphorstreichholzes  im  Jahre  1833  anhebt,  die  Geschichte  der 
Phosphornekrose.  Sie  hat  jahrzehntelang  die  wissenschaftliche 
Welt  in  Spannung  versetzt,  da  man  ihr  lange  als  einem  Problem 
gegenüberstand,  das  zu  lösen  Staat  und  Wissenschaft  vergeblich 
sich  bemühten.  Viele  Schriften,  die  ihrerseits  wieder  Gegenschriften 
hervorriefen,  verfochten  entweder  den  Standpunkt,  daß  man  es  mit 
einem  geradezu  schrecklichen  Gift  in  dem  Phosphor  zu  tun  habe,  oder 
erklärten  ihn  für  weniger  gefährlich.  Dementsprechend  verhielten  sich 
auch  die  Vorschläge  zur  Abhilfe,  die  einmal  auf  ein  striktes  Verbot  des 
gelben  Phosphor  hinausliefen,  das  andere  Mal  nur  für  irgendwelche 
präventive  Maßregeln  von  Seiten  des  Staates  sich  erwärmen  wollten. 
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Die  einzelnen  Länder  selbst  aber,  in  denen  die  Zündhölzchen- 
industrie Bedeutung  erlangt  hatte ,  entsprachen  in  ihrer  Politik 
gegenüber  der  Phosphornekrose  den  bestehenden  verschiedenartigen 
Ansichten:  Eine  erste  Kategorie  bildeten  die,  die  schon  frühzeitig 
Bestimmungen  für  die  Zündholzbetriebe  erließen,  so  z.  B.  der  Kanton 
Zürich  1857,  und  die,  die  sogar  zum  gänzlichen  Verbot  des  weißen 
oder  gelben  Phosphors  schritten,  wie  Finnland  1872  und  Dänemark 
1873.  Eine  zweite  Kategorie  war  in  den  Staaten  gegeben,  die 
erst  in  der  neueren  Zeit  zu  einem  Verbot  oder  wenigstens  zu 
Schutzmaßnahmen  gelangten  z.  B.  Deutschland,  und  eine  dritte  in 
denen,  die  bisher  gar  nichts  getan  hatten.  So  werden  heute  noch 
in  Belgien,  Schweden,  Norwegen  und  Ungarn  Phosphorzündhölzer 
hergestellt. 

Zum  ersten  Male  wurde  ein  Nekrosefall  bei  einer  Arbeiterin 
im  Jahre  1833  ermittelt,  aber  erst  im  Jahre  18451)  gelang  es,  die 
Diagnose  dieser  Krankheit  richtig  zu  stellen.  Es  war  Dr.  Lorinser, 
Arzt  am  Krankenhaus  zu  Wieden  bei  Wien,  der  auf  Grund  seiner 
Beobachtungen  (22  Fälle  bis  1845)  die  Ursache  der  Krankheit  in 
den  giftigen  Einwirkungen  des  weißen  Phosphors  auf  den  mensch- 
lichen Körper  erkannte.  Zwei  Jahre  später,  1847,  ließen  Bibra  und 
Geist  eine  sehr  ausführliche  Abhandlung  über  „Die  Krankheiten 
der  Arbeiter  in  Zündholzfabriken",  die  noch  heute  von  Bedeutung 
ist,  erscheinen,  und  nunmehr  war  weiteren  Forschungen  Tür  und 
Tor  geöffnet.  Dr.  Schul  er  machte  eine  Reihe  von  Fällen  in  der 
Schweiz  ausfindig,  ebenso  Roussel  und  Magitot  in  Frankreich, 
Hirt  in  Schlesien.  Sie  und  noch  viele  andere  haben  sich  auf 
diesem  Gebiet  für  die  Menschheit  verdient  gemacht. 

Nach  zwei  Seiten  hin  erstreckten  sich  die  giftigen  Einwirkungen 
des  gelben  Phosphors.  Es  war  nicht  nur  der  Arbeiter,  der  sie 
allein  zu  fürchten  hatte,  sondern  auch  das  Publikum,  und  lange 
Zeit  war  nur  der  letztere  Umstand  entscheidend  dafür,  daß  man 
das  Phosphorholz  als  ein  für  den  Menschen  giftiges  und  gefähr- 
liches Objekt  betrachtete.  Viele  Vergiftungen  mit  Streichholzkuppen 
in  der  ersten  Zeit  sorgten  für  die  Verbreitung  dieser  Anschauung. 
Dazu  kam  ferner,  daß  eine  große  Anzahl  von  Bränden,  die  meist  von 
Kindern  durch  Spielen  mit  den  leicht  entzündlichen  Streichhölzern 
verursacht  wurden,  das  Phosphorholz  nicht  gut  angeschrieben  sein 


1)  Dies  und  das  Folgende,  nach  dem  von  Dr.  Hölzer  erstatteten  Referat 
über  die  Bekämpfung  der  gesundheitlichen  Gefahren  in  Betrieben,  in  denen  weißer 
Phosphor  verwendet  wird,  insbesondere  in  Phosphorzündholzfabriken.  Abgedruckt 
in   „Gesundheitsgefährliche  Industrien"   von  Prof.  Dr.  Stephan  Bauer,  S.   1 — 38. 
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ließen.  Ungleich  verhängnisvoller  und  von  allgemeinerer  Natur  waren 
aber  zweifellos  die  Wirkungen,  die  der  Phosphor  auf  die  Arbeiter 
ausübte.  Über  die  Grundursache ,  die  hier  letzten  Endes  wirkte, 
scheint  auch  -heute  die  ärztliche  Meinung  noch  nicht  ganz  geklärt 
zu  sein,  wenn  auch  gesagt  werden  muß,  daß  jene  Ansicht,  die  den 
in  Dampfform  übergegangenen  Phosphor  als  das  eigentlich  Gefähr- 
liche ansieht,  die  meisten  Anhänger  aufweist.  Neben  dem  Einatmen 
der  flüchtigen  Dämpfe  übte  auch  die  Aufnahme  von  geringfügigen 
Quantitäten  von  Phosphor  durch  den  Mund,  die  sich  selbst  bei 
größter  Sauberkeit  oft  kaum  vermeiden  ließ ,  dieselbe  verhängnis- 
volle Wirkung  aus. 

Die  in  den  Fabriken  besonders  gefährlichen  Verrichtungen  waren 
das  Bereiten  der  Phosphorzündmasse,  das  Tunken,  das  Hantieren 
in  den  Trockenräumen  und  das  Einfüllen  der  Streichhölzer  in  die 
Schachteln.  Die  Räume,  wo  die  in  dieser  Weise  beschäftigten  Arbeiter 
sich  aufhielten,  waren  mit  Dämpfen  angefüllt,  da  der  Phosphor  sich 
schon  bei  gewöhnlicher  Temperatur  verflüchtigt.  Dr.  Thorpe  hat  in 
einer  englischen  Zündholzfabrik  einmal  den  Phosphorgehalt  der  Luft 
untersucht  und  ist  da  zu  sehr  interessanten  Ergebnissen  gekommen1). 
Die  im  Tunkraum  von  ihm  untersuchte  Luft  enthielt  0,02  mg  Phosphor 
pro  100  1,  die  Luft  des  Schachtelraums  sogar  0,12  mg  Phosphor 
pro  100  1.  Wenn  man  die  Luft,  die  ein  Mensch  in  einer  Stunde 
ein-  und  ausatmet  mit  500  1  veranschlagt,  so  hatte  ein  in  dem 
dortigen  Tunkraum  10  Stunden  täglich  beschäftigter  Arbeiter  pro 
Tag  1  mg  Phosphor,  ein  im  Schachtelraum  beschäftigter  sogar 
6  mg  auf  dem  Wege  des  Atemholens  in  sich  aufgenommen.  Zum 
Vergleich  hierzu  möge  angeführt  werden ,  daß  die  letale  Dosis 
Phosphor  50  mg  beträgt.  In  dem  Wasch wasser,  das  von  22  Ar- 
beitern, die  vorher  4  Stunden  gearbeitet  hatten,  benutzt  worden 
war,  fanden  sich  37,3  mg  Phosphor,  so  daß  ein  Arbeiter  nach  einer 
zehnstündigen  Arbeitszeit  4,2  mg  Phosphor  an  seinen  Händen 
haften  hatte.  Das  beständige  Aufnehmen  von  solchen  kleinen 
Mengen  Phosphor  führte  nun  zu  schweren  chronischen  Vergiftungen 
der  Arbeiter.  Je  nach  der  Konstitution  der  betreffenden  Person 
und  der  Intensität  der  Einwirkung  des  Giftes  scheint  die  Krankheit 
längere  oder  kürzere  Zeit  mit  dem  Ausbruch  gewartet  zu  haben. 
Sie  beschränkte  sich  oftmals  bloß  auf  eine  innere  Erkrankung  und 
äußerte  sich  da  in  unaufhaltsamem  Hinsiechen  des  Körpers  unter 
eintretender  Lähmung  verschiedener  Glieder,  die  dann  oft  den  Tod 

1)  Concordia,  Zeitschrift  der  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen, 
Jahrg.  8,  S.  21. 
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herbeiführte  (latenter  Phosphorismus).  Die  ganze  Schrecklichkeit 
der  Krankheit  kam  aber  bei  der  äußeren  Erkrankung  der  Mund- 
höhle und  bei  der  Zerstörung  der  sie  umlagernden  Kiefernknochen 
zum  Ausbruch.  Der  Phosphordampf  suchte  sich  mit  Vorliebe  durch 
kariöse  Zähne  Eingang  in  den  Körper  des  Menschen  zu  verschaffen. 
Gelang  das,  dann  gingen  diese  bald  noch  weiter  an  und  fielen 
allmählich  aus  oder  mußten  vom  Arzt  herausgezogen  werden.  Die 
erkrankten  Zähne  steckten  den  Kiefer  an,  der  nach  einiger  Zeit 
brandig  wurde  und  nach  und  nach  immer  mehr  abstarb  (das  Wort 
Nekrose  bedeutet  Absterben,  Hinscheiden).  Es  mußte  zur  Operation 
geschritten  werden!  Dabei  wurde  dem  Arbeiter  meist  der  ganze 
Unterkiefer  herausgenommen,  so  daß  er  sein  menschenwürdiges 
Antlitz  einbüßte.  Und  oft  soll  es  nicht  einmal  dabei  geblieben 
sein.  Von  Teleky  und  Röpke  werden  Fälle  berichtet,  wo  das 
Gift  weiter  gewirkt  und  sogar  Nase  und  Augen  zerstört  hatte. 

Von  den  vielen  medizinischen  Sachverständigen,  die  sich  über 
das  Leiden  geäußert  haben,  soll  hier  nur  das  Gutachten  von  Pro- 
fessor Bruns  von  der  Tübinger  Klinik  angeführt  werden,  das 
unseren  Reichstagsabgeordneten  gelegentlich  der  Beratungen  des 
Phosphorverbots  vorgeführt  wurde1),  und  das  wie  folgt  lautet: 
„Wenn  ich  es  unternommen  habe,  in  den  vorstehenden  Ausfüh- 
rungen für  den  Schutz  der  Zündholzarbeiter  einzutreten,  so  habe 
ich  die  Verpflichtung  hierzu  darin  gefunden,  daß  gerade  in  den 
letzten  Jahren  eine  Anzahl  sehr  schwerer  Fälle  von  Phosphor- 
nekrose  in  der  Tübinger  Klinik  in  meiner  Behandlung  standen. 
Diese  bemitleidenswerten  Opfer  ihres  Berufes  haben  immer  tiefen 
Eindruck  auf  mich  gemacht:  kräftige  vorher  blühende  Mädchen, 
jahrelang  mit  einem  qualvollen  und  ekelerregenden  Leiden  behaftet ! 
Schon  allzulange,  mehr  als  60  Jahre  hat  das  schleichende  Gift  dieser 
verderblichen  Gewerbskrankheit  seine  Opfer  vergiftet.  Tausenden 
ist  Gesundheit  und  menschenwürdiges  Aussehen,  Hunderten  das 
Leben  geraubt  worden.  Unabweislich  und  dringend  ist  die  Pflicht 
des  Staates,  den  Zündholzarbeitern  Schutz  zu  gewähren  durch  das 
Verbot  der  Phosphorzündhölzer."  Eine  Reihe  von  bedeutenden 
Ärzten,  z.B.  Magitot  und  Prof.  Riedel  von  der  Jenenser  Klinik, 
machen  auf  eine  sehr  unangenehme  Nebenerscheinung,  die  sie  bei 
den  an  Nekrose  erkrankten  Personen  beobachtet  haben,  aufmerksam. 
Sie  berichten  von  einer  leicht  eintretenden  Brüchigkeit  der  Arm- 
und  Beinknochen  bei  Zündholzarbeitern  und  führen  eine  Reihe  von 


1)  Erste  Beratung  des  Entwurfs  eines  Gesetzes  betreffend  Phosphorzündwaren: 
Reichstagsberichte  Bd.  187,  S.  7535  B  u.  C. 
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solchen  Fällen  an,  Prof.  Riedel  z.  B.  den  eines  dreißigjährigen 
Mannes  aus  Neustadt  am  Renn  >.eig,  der  sich  innerhalb  von  16  Jahren 
13  Knochenbrüche  zugezogen  hatte.  Daß  diese  Knochenbrüchigkeit 
nicht  in  das  Reich  der  Fabel  gehört,  beweist  der  Umstand,  daß 
das  Gericht  in  Neustadt  am  Rennsteig  früher  in  Fällen,  wo  infolge 
von  Raufereien  zwischen  Zündholzarbeitern  Knochenbrüche  sich 
ereigneten,  die  notorische  Knochenbrüchigkeit  derselben  als  mildern- 
den Umstand  gelten  ließ. 

Drei  Perioden  in  der  Bekämpfung  der  Phosphornekrose  kann 
man  unterscheiden:  die  Zeit,  in  der  der  Staat  sich  vollkommen 
passiv  verhielt,  die  Zeit  der  obrigkeitlichen  Präventivpolitik  und 
die  Zeit  des  Verbots  der  Verwendung  des  weißen  Phosphors  bei 
der  Zündholzfabrikation.  Die  erste  Periode  ist  charakterisiert  durch 
die  großen  Hoffnungen,  die  man  in  die  Erfindung  der  Sicherheits- 
zündhölzchen setzte.  Man  glaubte,  daß  es  dieser  Art  Streich- 
hölzchen infolge  ihrer  Vorzüge,  ihrer  Ungefährlichkeit  für  Arbeiter 
und  Verbraucher  allein  gelingen  würde,  den  Kampf  gegen  die  gif- 
tigen Phosphorhölzer  siegreich  durchzuführen,  und  ließ  daher  der 
Entwicklung  zunächst  freien  Lauf.  In  Deutschland  datiert  diese  Epoche 
seit  Ende  der  60er  Jahre  und  endet  1884,  wo  die  ersten  gesetzlichen 
Schutzbestimmungen  erfolgten.  In  Schweden  und  den  anderen 
Ländern,  in  denen  das  Publikum  den  Gebrauch  der  Sicherheits- 
zündhölzchen schon  etwas  eher  kannte ,  ist  sie  früher  anzusetzen. 
Da  man  aber  mit  der  Politik  des  laisser  faire,  laisser  aller  wegen 
der  konservativen  Haltung  des  Publikums  nur  sehr  langsam  dem 
gewünschten  Ziele  näher  kam,  die  Vergiftungsfälle  bei  den  Ar- 
beitern sich  aber  eher  vermehrten  wie  verminderten,  so  schritt  man 
zur  Reglementierung  der  Zündholzindustrie. 

Der  älteste  Erlaß  zum  Schutze  der  Zündholzarbeiter  stammt 
aus  dem  Jahr  1857  von  dem  Kanton  Zürich.  Die  Bestimmungen 
betrafen  die  Einrichtung  der  Zündholzfabriken  und  verlangten,  daß 
eine  Kontrolle  der  Arbeiter  durch  die  Bezirksärzte  stattfinde1). 

Ihnen  schlössen  sich  bald  ähnliche  Vorschriften  an,  die  ver- 
schiedene deutsche  Einzelstaaten  erließen.  Preußen  regelte  durch 
Ministerialerlaß  vom  29.  Oktober  1857  Einrichtung  und  Betrieb  der 
Zündholzfabriken;  in  Bayern  geschah  das  gleichfalls  durch  Ministerial- 
erlaß vom  11.  Oktober  1849.  Hier  ging  man  später  sogar  noch 
weiter,  indem  man  unter  dem  8.  April  1863  neben  verschiedenen 
speziellen  Anordnungen  verfügte,    daß  in  Betrieben,  wo  Phosphor 

1)  Dr.  Schuler,  Studien  zur  Frage  des  Zündholzmonopols,  Arch.  für  soziale 
Gesetzgebung  1892,  Bd.  5,  S.  70. 


—     46     — 

verarbeitet  wurde,  eine  sorgfältige  Ventilation  vorhanden  sein  müsse 
(Regierungsblatt  S.  577). 

Auch  die  hessische  Verordnung  vom  9.  August  1852,  die  den 
auftretenden  Nekroseerkrankungen  steuern  wollte,  gehört  hierher 
(Regierungsblatt  S.  353).  Aus  den  60  er  Jahren  stammen  wieder 
zwei  schweizerische  Erlasse.  Der  Kanton  Zürich  fügte  1861  seinen 
ersten  Verordnungen  neue,  ausführlichere  hinzu,  da  er  mit  jenen 
wenig  Erfolg  gehabt  hatte,  und  machte  den  Betrieb  einer  Zündholz- 
fabrik von  einer  Konzession  abhängig.  1864  ging  auch  der  Kanton 
Bern  zu  Schutzbestimmungen  über.  Es  folgten  nun  nach  einer 
Reihe  von  Jahren  Schweden  mit  einem  sehr  ausführlichen  Zünd- 
hölzchengesetz vom  18.  Februar  1870,  in  dem  auch  die  Konzessions- 
pflicht mit  inbegriffen  war,  England  mit  einem  Fabrik-  und  Werk- 
stättengesetz vom  27.  Mai  1878,  welches  einige  Bestimmungen  für 
Zündholzfabriken  enthielt,  und  die  Schweiz,  die  nach  dem  gänzlich 
verunglückten  Phosphorverbot  des  Jahres  1879  wenigstens  ein 
Reglement  präventiver  Natur  am  17.  Oktober  1882  erließ.  1884 
trat  auch  Deutschland  in  die  Reihe  dieser  Staaten  ein  mit  seinen 
Bestimmungen  vom  11.  Juni  dieses  Jahres,  die  am  3.  Juli  1893 
erneuert  wurden.  Ein  Jahr  später,  am  17.  Januar  1885,  kam  Öster- 
reich hinzu,  während  Belgien  am  20.  März  1890  Verordnungen 
erließ,  die  dadurch  charakteristisch  sind,  daß  in  ihnen  verlangt 
wird,  der  Gehalt  an  Phosphor  in  den  Zündkuppen  der  Streich- 
hölzchen solle  8 — 10°/o  nicht  übersteigen.  Frankreich  schließt  die 
lange  Reihe  mit  dem  Erlaß  eines  Gesetzes  vom  25.  März  1890. 
Alle  die  angeführten  Bestimmungen  gleichen  einander  inhaltlich 
sehr  stark.  Ihr  Vorbild  ist  jedenfalls  das  schwedische  Gesetz  ge- 
wesen ,  das  die  ganze  Materie  erschöpfend  behandelt  und  daher 
auch  von  den  meisten  Staaten  unter  unbedeutenden  Abänderungen 
oder  Zusätzen  akzeptiert  worden  ist. 

Der  deutsche  Gesetzentwurf  vom  7.  März  18841),  welcher 
seinem  schwedischen  Muster  gegenüber  den  Vorzug  der  Knapp- 
heit hatte,  wurde  in  3  Sitzungen  im  Reichstag  ausführlich  durch- 
gesprochen und  mit  geringer  Änderung  des  §  5  am  2.  Mai  1884 
angenommen2).  Seine  Veröffentlichung  erfolgte  am  13.  Mai  18843). 
Der  Wortlaut  des  Getetzes  war  folgender: 


1)  Anlagenband  77,  Nr.  23,  S.  418 ff. 

2)  Reichstagsberichte  Bd.  75,  S.  125 ff.,     8.  Sitzung,  18.  März  1884. 

Bd.  75,  S.  353  ff.,  19.         „         28.  April  1884. 
„  Bd.  75,  S.  417  ff.,  21.         „         2.  Mai  1884. 

3)  Reichsgesetzblatt  1884,  S.  49  u.  50. 
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§  1.  Die  Anfertigung  von  Zündhölzern  unter  Verwendung  von 
weißem  Phosphor  darf  nur  in  Anlagen  stattfinden ,  welche  aus- 
schließlich   für    die   Herstellung   von  Zündhölzern   benutzt    werden. 

§  2.    In  Räumen,  in  welchen: 

a)  das  Zubereiten  der  Zündmasse, 

b)  das  Betunken  der  Hölzer, 

c)  das  Trocknen  der  betunkten  Hölzer 

erfolgt,    darf   jugendlichen    Arbeitern    (§  136   G.  O.),    in   Räumen, 
welche 

d)  zu  dem  Abfüllen  der  Hölzer  und  ihrer  ersten  Ver- 
packung dienen,  darf  Kindern  (§  135,  Abs.  1  u.  2  G.O.) 
der  Aufenthalt  nicht  gestattet  werden. 

§  3.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschrift  im  §  1  werden 
mit  Geldstrafe  bis  zu  300  M.,  im  Unvermögensfalle  mit  Haft  be- 
straft. Neben  der  Strafe  ist  auf  Entziehung  der  in  dem  gesetz- 
widrigen Betriebe  benutzten  beweglichen  Gegenstände  und  der 
hergestellten  Zündhölzer  zu  erkennen. 

§  4.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschrift  im  §  2  werden 
mit  Geldstrafe  bis  zu  2  000  M.,  im  Unvermögensfalle  mit  Gefängnis 
bis  zu  6  Monaten  bestraft. 

§  5.  Auf  die  zur  Zeit  des  Erlasses  dieses  Gesetzes  bestehenden 
Betriebe  finden  die  Bestimmungen  desselben  erst  nach  Ablauf  von 
2  Jahren  Anwendung. 

§  6.  Der  Nr.  5e  des  Zolltarifs  zu  dem  Gesetz  vom  15.  Juli 
1879,  betreffend  den  Zolltarif  des  deutschen  Zollgebietes  (Reichs- 
gesetzblatt S.  207)  ist  folgende  Bestimmung  beizufügen :  „Anmer- 
kung zu  e" 

Zündhölzer  und  Zündkerzchen  10  M.  für  100  kg. 

Dieser  Zollsatz  tritt  mit  dem   1.  Juli  des  Jahres  in  Kraft. 

Zu  dem  Gesetz  erließ  der  Reichskanzler  am  11.  Juli  1884  Aus- 
führungsbestimmungen, die  sich  auf  die  Einrichtung  und  den  Be- 
trieb von  Anlagen  zur  Anfertigung  von  Phosphorstreichhölzern 
bezogen1).  Es  wurden  darin  die  einzelnen  Räume  einer  genauen 
baulichen  Vorschrift  unterworfen  und  für  die  Arbeiter  bestimmt, 
sich  vierteljährlich  einmal  einer  eingehenden  ärztlichen  Untersuchung 
zu  unterziehen.    Diese  Bestimmungen  wurden  am  8.  Juli  18932)  er- 


1)  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich   1884,  S.   195. 

2)  Anlagenband   136,   Nr.  49,    S.   359  ff.      Siehe    auch   Reichsgesetzblatt    1893, 
S.  209—212,  Bekanntmachung  vom  8.  Juli. 
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neuert  auf  Grund  des  §  120  e  der  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom 
1.  Juni  1891   (R.G.B1.   1891  S.  272). 

Der  unverkennbare  Zweck  des  Gesetzes  war,  der  Hausindustrie, 
dem  hauptsächlichsten  verderblichen  Herd  der  Phosphornekrose, 
ein  Ende  zu  machen.  Die  Zustände,  die,  wie  oben  gezeigt,  sich 
hier  herausgebildet  hatten,  verlangten  unbedingt  Abhilfe.  Darum 
heißt  es  in  der  Begründung  zu  dem  Gesetzentwurf:  „Diese  Industrie 
ist  indessen  nach  den  darüber  vorliegenden  Mitteilungen  nicht  nur  in 
sanitärer,  sondern  auch  in  wirtschaftlicher  Beziehung  mit  Mißständen 
verbunden,  welche  ihre  Beseitigung  als  eine  nicht  unerwünschte 
Folge  der  zu  erlassenden  Vorschriften  erscheinen  lassen  würden  i)u. 
Wenn  die  Regierung  aber  geglaubt  hatte,  daß  diese  Beseitigung 
leicht  von  statten  gehen  würde,  so  sollte  sie  sich  hierin  getäuscht 
sehen.  Die  Schwierigkeiten,  die  sich  der  Durchführung  des  Ge- 
setzes entgegenstellten,  waren  die  denkbar  größten,  andererseits 
aber  ließ  auch  die  Handhabung  der  Regierung  die  nötige  Energie 
vermissen.  Besonders  in  Sachsen-Meiningen  und  Schwarzburg- 
Sondershausen  und  da  wieder  in  dem  Orte  Neustadt  am  Rennsteig 
gelang  es  nicht,  die  gefährliche  Betriebsform  auszurotten,  und  zwar 
hauptsächlich  aus  den  bekannten  wirtschaftlichen  Gründen,  die  die 
rigorose  Durchführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  bei  einer  der 
ärmsten  Bevölkerungen  des  Deutschen  Reiches  unmöglich  machten. 
So  bestand  die  Hausindustrie  hier  noch  lange  Zeit  hindurch  fort,  trotz 
aller  Eingaben  an  die  Behörden  und  aller  Bemühungen  derselben, 
dem  gesetzwidrigen  Zustand  ein  Ende  zu  machen.  Die  Berichte 
der  Gewerbeaufsichtsbeamten  aus  der  Zeit  nach  1884  bestätigen 
das  zur  Genüge.  So  kommt  aus  Neustadt  im  Jahre  1889  die 
Meldung2):  „Wenn  hier  die  Hausarbeiter  trotz  der  strengen  polizei- 
lichen Aufsicht  die  gesetzwidrige  und  gefährliche  Anfertigung  von 
Zündhölzern  in  ihren  Wohnungen  fortsetzen,  so  wird  dies  nach 
der  Mitteilung  des  Aufsichtsbeamten  dadurch  ermöglicht,  daß  das 
Betunken  der  geschwefelten  Hölzer,  welche  gewöhnlich  von  den 
Polizeiorganen  vorgefunden  werden,  zum  kleineren  Teil  in  einer 
vorschriftsmäßig  eingerichteten  und  stundenweise  an  die  Haus- 
arbeiter vermieteten  Zündholzfabrik,  meist  dagegen  heimlich  bei 
Nacht  und  in  versteckten  Räumen  der  Häuser  geschieht".  Im 
Jahre  1894  schreibt  derselbe  Beamte3):   „Eine  völlige  Unterdrückung 


1)  Anlagenband  77,  Nr.  23,  S.  419. 

2)  Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten   1889,  S.  226. 

3)  Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  1894,  S.  347. 
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dieser  Art  Hausindustrie  scheint  bei  dem  Zusammenhalten  dieser 
Leute  gegen  Polizeimaßregeln  ganz  unmöglich  zu  sein". 

Inwieweit  das  Gesetz  von  1884  eine  Besserung  der  gesund- 
heitlichen Verhältnisse  in  der  Zündholzindustrie  und  eine  Vermin- 
derung der  jährlich  auftretenden  Nekrosefälle  bewirkt  hat,  läßt  sich 
zahlenmäßig  schwer  beweisen.  Auch  nach  dem  Jahre  1886  be- 
richten die  Gewerbeaufsichtsbeamten  alljährlich  von  einer  ganzen 
Reihe  teils  schwerer,  teils  leichter  Erkrankungen,  und  Dr.  Hölzer 
hat  in  seinem  Referat  (S.  18)  eine  Zusammenstellung  von  Fällen 
über  zwei  Jahrzehnte  hinaus  gegeben,  nach  der  zwar  eine  Ab- 
nahme der  Nekrose  nach  1886  zu  konstatieren  ist,  die  aber  doch 
deutlich  zeigt,  wie  Jahr  für  Jahr  die  Krankheit  ihre  Opfer  for- 
derte. 

1879  =  9  Fälle,  davon  1  tödlich     1891  =  4  Fälle2) 

1892  =  3 

1893=  1 

1894=11 

1895  =  7     „     davon  1  tödlich 

1896  =  4 

1897  =  5 

1898  =  8 

1899  =  7 

1900  =  7 

1901  =7 
Die  Zusammenstellung  ist  nur  insofern  von  Bedeutung,  als  aus 

ihr  zu  ersehen  ist,  daß  die  Schutzbestimmungen  des  Jahres  1884 
sehr  wenig  Erfolg  gehabt  hatten,  im  übrigen  aber  von  geringem 
Wert,  da  es  überhaupt  unmöglich  ist,  eine  genaue  Statistik  der 
Nekrosefälle  aufzustellen.  Die  Schwierigkeit  liegt  vor  allem  darin, 
daß  schon  der  Arzt  keine  leichte  Aufgabe  hatte  bei  Stellung  der 
Diagnose  der  Phosphorkrankheit,  und  daß  der  Arbeiter,  wenn  er 
erkrankt  war,  aus  Furcht,  seine  Stellung  zu  verlieren,  der  gesetz- 
lich angeordneten  Untersuchung  fern  blieb  oder  seinen  Beruf  wech- 
selte in  der  Meinung,  daß  bei  einer  anderen  Tätigkeit  das  Leiden 
verschwinden  würde.  Auf  diese  Weise  haben  Arbeiter  jahrelang 
das  Gift  in  ihrem  Körper  herumgetragen,  ehe  es  einmal  zum  Aus- 
bruch  einer  äußeren  Krankheit  kam.     Die  srenannten  Gründe  aber 


1880  =  8 

» 

1881  =  11 

„') 

1882  =  7 

)' 

davon  2  tödlich 

1883  =  6 

') 

ii        *          n 

1884  =  9 

>» 

9 

1)           ^             M 

1887  =  5 

)) 

>)            *              )l 

1888  =  3 

M 

1889  =  5 

1) 

1890=1 

* 1 

1)  Darunter  ein  Knabe  von   13   Jahren. 

2)  Darunter  eine  Frau,    die    länger    als  zwei  Jahre  nicht  mehr  in  einer  Phos- 
phorzündholzfabrik tätig  war. 
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machten  es  unmöglich,  alle  Fälle  von  Erkrankungen  an  Phosphor- 
nekrose  zu  registrieren,  und  daher  ist  jede  derartige  Statistik 
lückenhaft.  Es  konnten  darin  nur  die  Fälle  aufgenommen  werden, 
die  der  Arzt  bei  seiner  vierteljährlichen  Untersuchung  der  Arbeiter 
entdeckte,  und  die  er  dann  in  das  vom  Gesetz  vorgeschriebene 
Kontrollbuch,  das  später  die  Quelle  für  die  Statistik  darstellte,  ein. 
trug.  Welchen  Schwierigkeiten  man  hier  begegnet,  das  zeigt  ein 
Vergleich  der  obigen  Zahlen  mit  den  bei  der  Beratung  des  Phos- 
phorverbots von  der  XXI.  Kommission  gemachten  Angaben1),  die 
von  jenen  beträchtlich  abweichen:  1894—98:  52  Fälle,  1899: 
9  Fälle,  1900:  7  Fälle,  1901:  10  Fälle,  oder  durchschnittlich  pro 
Jahr  93/4  Fall.  Die  Quote  von  Erkrankungen,  die  bei  Hölzer  auf 
das  einzelne  Jahr  kommt,  ist  geringer  wie  die  zuletzt  angegebene, 
denn  sie  betrug  im  Durchschnitt  für  die  Jahre  1879 — 84:  8V6  Fall, 
für  die  Jahre  von  1887—1901:  5l/5  Fall.  Da  beide  Angaben  aus 
derselben  Quelle,  den  Jahresberichten  der  Gewerbeaufsichtsbeamten, 
schöpfen,  so  läßt  sich  das  nur  damit  erklären,  daß  Hölzer  nicht  alle 
Fälle  berücksichtigt  und  vielleicht  die  leichteren  aus  seiner  Statistik 
weggelassen  hat.  Daraus  geht  schon  hervor,  wie  verschieden  die  ein- 
zelnen Fälle  beurteilt  werden. 

Als  Beweis  dafür,  daß  das  deutsche  Gesetz  von  1884  nicht 
etwa  fehlerhaft  war,  sondern  daß  es  überhaupt  unmöglich  ist,  durch 
prophylaktische  Maßnahmen  in  den  Zündholzfabriken  der  Phos- 
phornekrose  Herr  zu  werden,  möge  die  Zahl  der  Erkrankungsfälle 
in  Österreich-Ungarn  nach  dem  Jahre  1885,  wo  auch  Schutzbe- 
stimmungen erlassen  wurden,  dienen2). 
1! 
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im   ganzen   173  Fälle. 
Daher  ist  es  falsch,  wenn  Jettel  in  seinem  Buche  sagt3):    „Die 


1)  Anlagenband  196,  Nr.  923,  S.  6111. 

2)  Nach  dem  bekannten  Referat  von  Dr.  Hölzer,  S.  18. 
8)   „Die  Zündwarenfabiikation",   S.  151. 
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strenge  Einhaltung  der  Vorschriften,  wie  sie  in  Deutschland  ge- 
handhabt wird,  ist  ein  vortreffliches  Präservativ  zur  Hintanhaltung 
der  Nekrose.  Dies  ergeben  mit  absoluter  Sicherheit  die  statisti- 
schen Ausweise."  Allerdings  ist  auch  ein  Unterschied  zu  machen 
zwischen  den  vorzüglich  eingerichteten,  allen  Anforderungen  einer 
strengen  Gesetzgebung  entsprechenden  großen  Fabriken  und  den 
kleinen  Betrieben  armer  Hausindustriellen.  Bei  ersteren  werden  die 
Nekroseerkrankungen  relativ  selten  gewesen  sein,  während  sie  bei 
letzteren  oft  eine  erschreckend  hohe  Zahl  erreichten. 

Als  hauptsächlichstes  Agitationsmittel  gegen  Schutzbestimmun- 
gen und  Phosphorverbot  wurde  von  seiten  ihrer  Gegner  immer  die 
Tatsache  benutzt,  daß  die  durchschnittlichen  jährlichen  Nekrosefälle 
im  Verhältnis  zur  Gesamtarbeiterschaft  nur  einen  verschwindenden 
Bruchteil,  etwa  VlO — 2/l0  %,  ausmachten.  Rein  zahlenmäßig  und 
und  äußerlich  betrachtet,  war  das  Argument  zutreffend,  aber  das 
Wesentliche  lag  nicht  in  der  geringen  Zahl  der  jährlichen  Phos- 
phorerkrankungen, sondern  in  der  Schrecklichkeit  der  Krankheit 
und  ihren  furchtbaren  Folgen.  In  dieser  Erkenntnis  sind  deshalb 
auch  die  meisten  Kulturstaaten,  teils  früher,  teils  später,  zu  einem 
definitiven  Verbot  der  Verwendung  des  weißen  Phosphors  bei  der 
Zündholzfabrikation  geschritten.  Deutschland  steht  in  dieser  Hin- 
sicht wiederum  in  der  Mitte  der  Entwicklung.  Es  hat  ein  Verbot 
erst  erlassen,  nachdem  schon  eine  ganze  Reihe  von  Staaten  das- 
selbe in  ihre  Gesetzgebungen  aufgenommen  hatten,  aber  es  ist 
immer  noch  früher  dazu  geschritten  wie  andere  Länder. 

Schon  vor  vielen  Jahrzehnten  hat  man  ein  gänzliches  Verbot 
der  Weißphosphorhölzchen  gefordert.  Im  Jahre  1856  erklärte  in 
Frankreich  das  Comite  consultatif  für  öffentliche  Hygiene1),  daß  es 
sich  nur  von  einer  Abschaffung  des  weißen  Phosphors  Erfolg  ver- 
spräche. Später  verfocht  Hirt  diese  Forderung2)  und  Dr.  Ham- 
macher,  der  als  Berichterstatter  bei  den  Beratungen  des  Zolltarifs 
am  27.  Juni  1879  folgenden  Antrag  im  Reichstag  stellte:  „den  Herrn 
Reichskanzler  zu  ersuchen,  die  einleitenden  Schritte  zum  Verbot 
der  Anfertigung  von  Streichhölzchen  aus  weißem  Phosphor  anzu- 
ordnen und  die  gleichzeitige  Einführung  eines  erhöhten  Zolles  im 
Zusammenhang  mit  dem  Verbot  in  Erwägung  zu  ziehen3)."  Im 
Jahre  1879  lief  sogar  eine  Petition  aus  den  Kreisen  der  deutschen 
Fabrikanten   von   Gebr.  Pohl  &  Groß    in  Zanow  in  Pommern   ein, 


1)  Concordia,  Jahrgang  IV   1S97,  S.  135. 

2)  Die  gewerblichen  Vergiftungen,  Leipzig   1S75,  S.  116. 

3)  Reichstagsberichte,  Bd.  54,  S.  1875,  67.  Sitzung  vom  27.  Juni  1879. 

4* 
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die  darin  baten,  auf  den  Erlaß  eines  Reichsgesetzes  hinzuwirken, 
welches  das  Phosphorverbot  bezweckte 1).  Weiter  spricht  sich 
Dr.  Sc  hu  ler  in  seinen  Studien  zum  Zündholzmonopol  für  das  Ver- 
bot aus,  ebenso  wie  zu  wiederholten  Malen  die  deutschen  und 
österreichischen  Gewerbeaufsichtsbeamten.  Zuerst  in  die  Wirklich- 
keit umgesetzt  wurden  diese  Forderungen  in  Finnland  und  Däne- 
mark. Finnland  erließ  ein  Verbot  vom  13.  November  1872,  mit 
Wirkung  vom  1.  Januar  1874,  und  Dänemark  folgte  hier  durch 
sein  Gesetz  vom  14.  Februar  1874,  das  Herstellung,  Einfuhr  und 
Verkauf  von  Weißphosphorzündhölzchen  verbot.  Bezüglich  der 
übrigen  Länder,  die  fast  alle  nacheinander  den  gleichen  Weg  be- 
schritten haben,  verweisen  wir  auf  die  nachfolgenden  Bestimmun- 
gen, die  die  einzelnen  Staaten  zum  Schutz  der  Zündholzarbeiter  er- 
lassen haben. 

Deutschland:   Gesetz  betreffend  die  Anfertigung  und  Verzollung  von 
Zündhölzern,  vom  13.  Mai  1884.   Ausführungsbestimmungen 
dazu    vom    11.  Juli  1884.     Erneuerung    der    Bundesratsbe- 
stimmungen im  Jahre  1893. 
Österreich:  Verordnung  vom  17.  Januar  1885. 
Ungarn:  Verordnung  vom  27.  März  1898. 

Belgien:    Königliche    Verordnungen    vom    25.  März  1890,    12.  Fe- 
bruar 1895,  18.  April  1898  und  17.  November  1902. 
Großbritannien:   Fabrik-  und  Werkstättengesetz  vom  27.  Mai  1878. 
Verbesserte  Spezialvorschriften    für   Fabriken   von  Lucifer- 
Zündhölzchen  vom  31.  März  1900. 
Schweden:  Königliche  Verordnung  vom  9.  Dezember  1896.    (Vor- 
her:   Gesetz  vom  18.  Februar  1870.) 
Norwegen:   Königliche  Resolution  vom   17.  August  1899. 
Niederlande:   Kabinettsordres  vom  1.  Januar  1897,  21.  Januar  1897 

und  24.  Juni  1898. 
Schweiz:    Verordnungen    der  Kantone  Zürich  1856   und  1861   und 
Bern  1864.     Allgemein:  Reglement  vom   17.  Oktober  1882. 
Frankreich:   Bestimmungen  vom  25.  März  1890. 
Spanien:  Bestimmungen  vom  30.  Januar  1900. 

Portugal:  Königl.  Erlaß  (Konzession  betreffend)  vom  14.  März  1895. 
Japan:  Instruktion  vom  Jahr  1890. 

Hier  soll  nur  auf  das  Verbot  in  der  Schweiz  etwas  näher  ein- 
gegangen werden,  denn  dieses  bietet  viel  Eigenartiges  und  ist  für 
einen  Vergleich  mit  dem  späteren  deutschen  Phosphorverbot  geeignet. 


1)  Anlagenband  57,  Nr.  299,  S.  1714. 
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In  der  Schweiz  wurde  am  23.  Dezember  1879  von  der  Bundes- 
versammlung ein  Gesetz  angenommen,  das  die  Fabrikation,  Einfuhr 
und  den  Verkauf  von  Zündhölzchen,  bei  denen  gelber  Phosphor 
zur  Verwendung  kam,  vom  1.  Januar  1881  an  verbot.  Die  Initia- 
tive hierzu  hatte  ein  Antrag  des  Nationalrats  Joos  gegeben,  der 
aber  in  der  Botschaft  vom  14.  Mai  1878  abgelehnt  wurde,  und  der 
Bericht  des  neueingerichteten  Fabrikinspektorats  über  die  schwei- 
zerische Zündholzindustrie,  der  am  17.  Mai  1879  vorlag  und  mit 
dem  Antrag  schloß,  den  weißen  Phosphor  zu  verbieten.  Zunächst 
schien  es,  als  ob  das  Gesetz  auf  keinen  großen  Widerstand  stoßen 
würde,  aber  bald,  als  man  nämlich  die  Übergangsperiode  hinter 
sich  hatte,  änderte  sich  das.  Die  Fabrikanten  suchten  sich  die 
Vorliebe  des  Publikums  für  die  überall  entzündlichen  Streichhölzer 
zunutze  zu  machen,  indem  sie  welche  auf  den  Markt  brachten, 
die  zwar  keinen  weißen  Phosphor,  aber  dafür  andere  gefährliche 
Stoffe,  z.  B.  chlorsaures  Kali,  unterschwefligsaures  Blei,  Rhodan- 
blei  usw.  enthielten.  Die  so  hergestellten  Zündhölzer  hatten  große 
Nachteile.  Sie  entzündeten  sich  leicht  von  selbst  und  meist  schon 
beim  geringsten  Druck  unter  explosionsartigen  Erscheinungen,  so 
daß  sie  im  Publikum  gefürchtet  wurden.  Daraus  erklärt  es  sich 
auch,  daß  die  schweizerischen  Streichhölzer  damals  allgemein  den 
Namen  „Allumettes  föderales"  erhielten.  Damit  nicht  genug,  blühte 
ein  ausgedehnter  Schmuggel  mit  den  alten  Weißphosphorhölzchen 
und  eine  lebhafte  Geheimfabrikation  empor,  gegen  die  der  Bundes- 
rat mangels  geeigneter  Strafkompetenzen  machtlos  war.  Er  suchte 
deshalb  am  6.  Dezember  1881  um  Erteilung  einer  Vollmacht  zwecks 
Unterdrückung  dieser  Mißstände  nach,  aber  sein  Antrag  wurde  ab- 
gelehnt. Dagegen  erhielt  er  am  31.  Januar  1882  den  Auftrag,  die 
ganze  Zündhölzchenfrage  noch  einmal  einer  Prüfung  zu  unterziehen 
und  „die  Frage  zu  untersuchen,  ob  es  nicht  am  Platze  wäre, 
das  Gesetz  vom  23.  Dezember  1879  über  Fabrikation  von  Zünd- 
hölzern aufzuheben".  Die  zu  dem  Zweck  ernannte,  aus  einer 
ganzen  Reihe  hervorragender  Fachmänner  bestehende  Kommission 
sprach  sich  gegen  die  Aufhebung  des  Verbots  aus.  Diesem  Gut- 
achten, welches  sogar  noch  notwendige  Ergänzungen  des  Gesetzes 
von  1879  forderte,  schloß  sich  der  Bundesrat  in  seiner  Botschaft 
vom  16.  Mai  1882  (3.  März)  an.  Aber  unbegreiflicherweise  be- 
schlossen sowohl  der  Nationalrat  am  13.  Juni  1882,  wie  kurz  dar- 
auf am  22.  Juni  der  Ständerat,  eine  Aufhebung  des  Phosphorver- 
bots. Selbst  eine  Petition  der  Frutiger  Zündholzfabrikanten,  die 
sich    noch    zuletzt    gegen    den   Beschluß    des  Nationalrats    wandte, 
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hatte  nichts  gefruchtet,  ein  Beweis  für  die  Mißstimmung,  die  so- 
wohl bei  den  führenden  Männern  wie  auch  im  Publikum  gegen 
die  gefährlichen  allumettes  föderales  allgemein  verbreitet  war.  Trotz- 
dem wäre  es  vielleicht  möglich  gewesen,  noch  in  letzter  Stunde 
den  Rückschritt  zu  vermeiden.  Hätten,  wie  Prof.  Lunge  behauptet, 
sämtliche  Mitglieder  des  Ständerats  trotz  der  Kürze  der  Zeit  den 
bundesrätlichen  Bericht  genauer  studiert,  so  wäre  es  vielleicht  nicht 
zur  Wiederaufhebung  gekommen;  denn  die  Vorlage  fiel  nur  mit 
ganz  geringer  Majorität  (20  zu   18  Stimmen). 

Die  Gründe  für  den  Mißerfolg  des  Phosphorverbots  in  der 
Schweiz  sind  demnach  nicht  darin  zu  erblicken,  daß  dasselbe  keine 
Existenzberechtigung  gehabt  hätte,  oder  daß  es  nicht  durchzuführen 
gewesen  wäre,  sondern  in  den  Fehlern  der  gesetzgebenden  Organe, 
die  es  nicht  verstanden,  die  notwendigen  Konsequenzen  aus  den 
eingetretenen  unerwarteten  Zuständen  zu  ziehen,  und  in  einer 
Reihe  unglücklicher  Nebenumstände  und  Zufälligkeiten.  Wie  ver- 
hielt man  sich  nun  in  Deutschland  bei  Erlaß  des  Phosphorverbots, 
nach  den  Erfahrungen,    die  die  Schweiz  gemacht  hatte? 

Der  von  Dr.  Hamm  acher  im  Reichstag  1879  gestellte  Antrag 
auf  Einführung  eines  Phosphorverbots  war  nicht  weiter  verfolgt 
worden,  da  man  von  einem  Verbot  zu  dieser  Zeit  noch  große  wirt- 
schaftliche Schädigungen  der  deutschen  Zündholzindustrie  erwar- 
tete. Lange  Zeit  war  nicht  mehr  die  Rede  davon  im  deutschen 
Reichstag,  trotzdem  sich  die  Öffentlichkeit  immer  lebhaft  mit  der 
Frage  der  Beseitigung  des  gelben  Phosphors  aus  der  Zündholz- 
fabrikation beschäftigte.  Erst  nachdem  sich  die  getroffenen  prä- 
ventiven Maßregeln  als  nicht  brauchbar  erwiesen,  griff  man  auf 
diese  alte  Forderung  zurück.  So  wurde  um  die  Jahrhundertwende 
bei  den  maßgebenden  Behörden  in  Deutschland  ein  diesbezüglicher 
Gesetzentwurf  vorbereitet,  wozu  diese  Gutachten  der  Handelskam- 
mern und  Fabrikanten  einholten.  Trotzdem  sich  vor  allem  letztere 
streng  ablehnend  verhielten,  ließ  sich  die  Regierung  nicht  abhalten, 
dem  Reichstag  am  29.  Januar  19031)  den  Entwurf  eines  Gesetzes, 
betreffend  Phosphorzündwaren,  vorzulegen  mit  der  Hauptbestim- 
mung: „weißer  oder  gelber  Phosphor  darf  zur  Herstellung  von 
Zündhölzern  und  anderen  Zündwaren  nicht  verwendet  werden"2). 
In  der  Begründung  zu  dem  Entwurf  heißt  es  ausdrücklich :  „Die 
Erfahrung  hat  also  die  Unzulänglichkeit  der  im  Jahre  1884  bezüg- 
lich   1893   angeordneten   Vorsichtsmaßregeln   dargetan,    und    es   ist 

1)  Reichstagsberichte  Bd.  187,  246.  Sitzung,  S.  7534  C  ff. 

2)  Anlagenband  195,  Nr.  755,  S.  4922. 
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bei  der  Eigenschaft  des  weißen  Phosphors,  schon  bei  gewöhnlicher 
Temperatur  zu  verdampfen  und  die  Arbeits-  und  Lagerräume  mit 
giftigen  Dämpfen  anzufüllen,  auch  nicht  zu  hoffen,  daß  es  gelingen 
könnte,  wirksame  Vorkehrungen  zur  Unterdrückung  der  Phosphor- 
nekrose  zu  treffen,  wenn  man  sich  nicht  entschließt,  die  Verwendung 
von  weißem  oder  gelbem  Phosphor  bei  der  Herstellung  von  Zünd- 
hölzern und  anderen  Zündwaren  ganz  zu  verbieten."  Die  wirtschaft- 
lichen Gründe  aber,  die  im  Jahre  1879  und  1884  ein  Verbot  nicht 
rätlich  erscheinen  ließen,  hatten  nicht  mehr  die  frühere  Bedeutung; 
denn  die  Fabrikation  der  Weißphosphorhölzchen  war  im  Laufe  der 
Zeit  stark  zurückgegangen. 

Nach  einer  längeren  ersten  Debatte  wurde  auf  den  Antrag 
Endemann  hin  beschlossen,  die  Sache  zunächst  an  eine  Kommission 
zu  weisen,  welche  eine  gründliche  Prüfung  aller  schwebenden 
Fragen  vornehmen  sollte.  Der  sehr  ausführliche  Bericht  der 
XXL  Kommission1)  lag  bald  vor  und  kam  zu  folgendem  Antrag: 
„Der  Reichstag  wolle  beschließen :  dem  Entwurf  eines  Gesetzes  be- 
treffend Phosphorzündwaren  in  der  Fassung  der  Regierungsvorlage 
die  verfassungsmäßige  Zustimmung  zu  erteilen." 

Die  Kommission  hatte  nach  drei  Richtungen  ihr  Urteil  gefällt : 
Betreffs  der  Brauchbarkeit  einer  den  Fabrikanten  als  Entschädigung 
angebotenen  Zündmasse,  um  die  sich  das  ganze  Phosphorverbot 
drehte,  betreffs  der  Berechtigung  des  Verbotes  auf  Grund  der 
Nekroseerkrankungen  der  Arbeiter  und  betreffs  einer  Geldentschä- 
digung der  Fabrikanten. 

Um  den  deutschen  Zündholzfabrikanten  eine  Entschädigung  zu 
geben  für  den  Verlust,  den  sie  durch  die  Aufgabe  der  Phosphor- 
zündholzfabrikation erleiden  würden,  wollte  ihnen  das  Reich,  für 
den  Fall  der  Annahme  des  Gesetzes,  das  Patent  Nr.  86203  von 
Georg  Schwiening,  betreffend  die  Zusammensetzung  einer  Zünd- 
masse für  weißphosphorfreie  Überallzündhölzer  unentgeltlich  zur 
Verfügung  stellen.  Hauptsächlich  den  kleineren  und  mittleren 
Zündholzfabrikanten  sollte  damit  unter  die  Arme  gegriffen  werden; 
denn  da  die  Herstellung  der  Sicherheitszündhölzer  sich  nur  für  den 
Großbetrieb  eignet  (der  kleinste  maschinelle  Sicherheitszündholz- 
betrieb kostet  ungefähr  80000  M.,  soll  er  noch  eine  volle  Renta- 
bilität gewährleisten),  so  wurden  durch  das  Phosphorverbot  natür- 
lich vor  allem  die  kleinen  Fabrikanten,  die  nicht  so  viel  Kapital 
besaßen,   sich    die  notwendigen  Maschinen  anzuschaffen,    betroffen. 


1)  Anlagenband  196,  Nr.  923,  S.  6109. 
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Nun  sollte  die  Fabrikation  der  Triumphzündhölzer  (unter  diesem 
Namen  brachte  Schwiening  seine  Hölzer  in  den  Handel)  die  Ver- 
wendung des  einheimischen  Nadelholzes  und  den  Gebrauch  der 
alten  Technik  weiter  ermöglichen,  wie  das  Gutachten  der  Kom- 
mission über  sie  behauptete:  „Zur  Herstellung  von  Zündhölzern 
mit  der  neuen  Masse  kann  sowohl  geschwefeltes  einheimisches 
Nadelholz  als  auch  paraffiniertes  Aspenholz  verwendet  werden.  Die 
zur  Herstellung  von  Phosphorzündhölzern  bestehende  Fabrikations- 
einrichtung kann  ohne  wesentliche  Änderungen  zur  Herstellung 
von  Zündhölzern  mit  der  neuen  Masse  verwendet  werden."  Nach 
dieser  Entscheidung  wäre  also  nichts  gegen  die  neue  Zündmasse 
einzuwenden  gewesen,  um  so  mehr  als  auch  das  Urteil,  das  die 
Kommission  über  ihren  Wert  fällte,  günstig  ausfiel.  Gerade  letz- 
teres aber  war  von  großer  Bedeutung.  Denn  bewährte  sie  sich 
nicht  in  der  Praxis,  dann  war  es  möglich,  daß  auch  in  Deutsch- 
land Vorgänge  wie  in  der  Schweiz  sich  abspielten.  Auf  Grund 
einer  Informationsreise  nach  der  Schwieningschen  Fabrik  in  Kassel- 
Bettenhausen,  wo  man  sich  den  ganzen  technischen  Prozeß  vor- 
führen ließ,  gelangte  die  Kommission  hier  zu  folgendem  Urteil: 
„Eine  besondere  Explosionsgefahr  oder  eine  besondere  Gefahr  von 
Entzündungen  besteht  bei  Anwendung  derjenigen  Sorgfalt,  wie  sie 
auch  im  regelmäßigen  Fabrikationsbetrieb  geleistet  werden  kann 
und  gefordert  werden  muß,  nicht." 

Als  ein  großer  Vorteil  wurde  schließlich  noch  die  höhere  Ent- 
zündungstemperatur der  Triumphzündhölzer  gegenüber  den  Phos- 
phorzündhölzern festgestellt.  Nach  eingehenden  Versuchen  war 
man  hier  zu  folgenden  Ergebnissen  gelangt: 

Entzündungstemperatur  für 

Weißphosphorhölzchen 

Entzündungstemperatur  für 

schwedische  Zündhölzchen 

t      fparaffiniert  1740— 1770 
Entzündungstemperatur  für  hwefeltl70o_175o 

1  numphzündhölzer  ,  _,ft     ..„oft 

[  „  lolu — lböu 

Auch  dieses  Mal  wurde  also  das  Argument,  daß  die  Phosphor- 
zündhölzer wegen  ihrer  großen  Feuergefährlichkeit  verboten  werden 
müßten,  hervorgeholt.  Dabei  stützte  man  sich  auch  mit  auf  die 
Tatsache,  daß  in  Preußen  1891  3/l0  aller  Brände  auf  fahrlässige 
Verwendung  von  Phosphorzündhölzern  zurückzuführen  waren. 

Betreffs  der  in  Frage  kommenden  Geldentschädigung  der  Arbeit- 
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nehmer  und  Arbeitgeber  war  die  Kommission  dahin  einig,  daß 
eine  solche  nicht  gewährt  werden  konnte.  Die  Fabrikanten  hatten 
in  Anbetracht  der  durch  das  Gesetz  von  1884  verursachten  kost- 
spieligen Änderungen  in  ihren  Fabriken  und  der  neuerlichen  durch 
das  Phosphorverbot  sich  notwendig  machenden  Aufwendungen  eine 
Entschädigung  von  10  Mill.  Mark  verlangt.  Wie  hoch  sie  diese 
Aufwendungen  veranschlagten,  das  zeigte  Jettel,  der  die  Kosten 
der  durch  das  Phosphorverbot  notwendig  werdenden  Betriebsände- 
rungen bei  einer  kleinen  Fabrik  auf  100000  Mk.,  bei  einer  größeren 
auf  200000  Mk.  bis  250000  Mk.1)  veranschlagte,  und  Sc  hwiening, 
der  die  früheren  des  Jahres  1884  auf  3—4  000  Mk.  schätzte.  Von 
der  Kommission  wurde  dagegen  eingewandt,  daß  eine  Entschädi- 
gung schon  durch  das  Überlassen  des  Patents  gewährt  würde,  das 
aber  im  übrigen  für  im  sozialpolitischen  Interesse  erlassene  Schutz- 
gesetze keine  Entschädigung  gewährt  werden  könne,  wolle  man 
nicht  den  Fortschritt  auf  diesem  Gebiet  gefährden. 

Nachdem  so  in  der  Kommission  alle  in  Betracht  kommenden 
Fragen  erschöpfend  behandelt  worden  waren,  trat  man  am  22.  April 
1903  in  die  zweite  Beratung  des  Gesetzentwurfes  ein.2)  Hier 
wurden  noch  manche  Bedenken  geäußert  gegen  ein  vollständiges 
Verbot  des  Phosphors  und  gegen  die  Brauchbarkeit  der  Schwie- 
ningschen  Zündmasse,  aber  schließlich  war  die  größere  Mehrheit 
mit  der  Regierung  einig.  In  der  dritten  Beratung  vom  27.  April 
1903  wrurde  auf  den  Antrag  Spahn  hin  über  das  ganze  Gesetz  en 
bloc  abgestimmt  und  dasselbe  angenommen,  wie  der  Entwurf  es 
vorgesehen  hatte  a).  Abänderungsanträgen  wurde  nicht  stattgegeben 
und  die  Petitionen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  auf  Ent- 
schädigung abgelehnt.  Der  Wortlaut  des  Gesetzes,  betreffend  Phos- 
phorzündwaren  vom    10.  Mai   1903  (R.  G.  Bl.  S.  217)  ist  folgender: 

§1. 

Wreißer  oder  gelber  Phosphor  darf  zur  Herstellung  von  Zünd- 
hölzern und  anderen  Zündwaren  nicht  verwendet  werden. 

Zündwaren,  die  unter  Verwendung  von  weißem  oder  gelbem 
Phosphor  hergestellt  sind,  dürfen  nicht  gewerbsmäßig  feilgehalten, 
verkauft  oder  sonst  in  Verkehr  gebracht  werden. 


1)  Jahresberichte    über    die    Zündwarenfabrikation    im    Jahr    1900,    Chemiker- 
Zeitung  Jahrgang  1901,  Nr.  27,  S.  293. 

2)  Reichstagsberichte   Bd.  188,  293.  Sitzung,  S.  8931  Äff. 

3)  Reichstagsberichte  Bd.  188,  297.  Sitzung,  S.  9065  D ff. 
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Zündwaren  der  bezeichneten  Art  dürfen  zum  Zwecke  gewerb- 
licher Verwendung  nicht  in  das  Zollinland  eingeführt  werden. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auf  Zündbänder,  die 
zur  Entzündung  von  Grubensicherheitslampen  dienen,  keine  An- 
wendung. 

§2. 

Wer  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  vorsätzlich  zuwiderhandelt, 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  2  000  M.  bestraft. 

Ist  die  Handlung  aus  Fahrlässigkeit  begangen  worden,  so  tritt 
Geldstrafe  bis  zu   150  M.  ein. 

Neben  der  Strafe  ist  auf  Einziehung  der  verbotswidrig  herge- 
stellten, eingeführten  oder  in  Verkehr  gebrachten  Gegenstände,  so- 
wie bei  verbotswidriger  Herstellung  auf  die  Einziehung  der  dazu 
dienenden  Gerätschaften  zu  erkennen,  ohne  Unterschied  ob  sie  den 
Verurteilten  gehören  oder  nicht.  Ist  die  Verfolgung  oder  Verur- 
teilung einer  bestimmten  Person  nicht  ausführbar,  so  ist  auf  die 
Einziehung  selbständig  zu  erkennen. 

§3. 
Die  Vorschriften  des  §  1  Abs.  2  treten  am   1.  Januar  1908,  im 
übrigen  tritt  das  Gesetz  am   1.  Januar  1907  in  Kraft. 

In  Deutschland  ebenso  wie  in  der  Schweiz  war  man  nur  aus 
sozialpolitischen  Beweggründen  zum  Phosphorverbot  geschritten. 
Während  aber  die  deutsche  Gesetzgebung,  der  Entwicklung  sich 
anpassend,  zuerst  durch  präventive  Schutzvorschriften,  und  erst 
als  diese  versagten,  mit  einem  Verbot  des  Phosphors  die  Nekrose 
zu  bekämpfen  suchte,  ergriff  die  Schweiz  sofort  das  letztere  stärkere 
Mittel  (die  wenigen  vorher  bestehenden  Vorschriften  der  beiden 
Kantone  Zürich  und  Bern  beweisen  nicht  das  Gegenteil).  Dieser 
Umstand  ist  sicher  nicht  die  letzte  Ursache  für  das  Versagen  des 
schweizerischen  Gesetzes  von  1879  gewesen.  Denn  wie  die  fernere 
Entwicklung  der  dortigen  Gesetzgebung  ergibt,  erfolgten  nach  der 
Wiederaufhebung  des  Verbots  erst  Schutzbestimmungen  (1882), 
während  dann  nach  einer  Reihe  von  Jahren  (1899)  das  Phosphor- 
verbot von  neuem  und  zwar  dauernd  zur  Einführung  gelangt.  Da- 
neben mußte  schon  allein  wegen  des  großen  zeitlichen  Unterschieds, 
der  zwischen  dem  Erlasse  der  beiden  Phosphorverbote  lag,  der  Er- 
folg verschieden  ausfallen.  Ein  Verbot  des  weißen  Phosphors  in 
einer  verhältnismäßig  frühen  Zeit  wie  das  schweizerische  war  von 
schwerwiegenden  Folgen  für  die  Industrie  begleitet.     Denn  damals 
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befaßte  sich  diese  noch  fast  ausschließlich  mit  der  Herstellung  von 
Weißphosphorhölzern  und  zwar  hauptsächlich  in  kleinen  Betrieben. 
So  waren  die  wirtschaftlichen  Schädigungen,  die  von  dem  schweize- 
rischen Phosphorverbot  ausgehen  mußten,  größer  als  die  des  24 
Jahre  später  erfolgenden  Verbots  in  Deutschland,  weil  sich  die  In- 
dustrie da  schon  zum  größten  Teil  mit  der  Sicherheitszündholz- 
fabrikation im  Großbetrieb  beschäftigte,  und  dieser  finanzielle  Auf- 
wendungen, die  mit  dem  Übergang  von  der  Phosphor-  zu  der 
Sicherheitszündholzfabrikation  verbunden  waren,  leichter  ertragen 
konnte.  Neben  diesen  mehr  indirekten  Gründen  lag  aber  bekannt- 
lich das  Versagen  des  schweizerischen  Gesetzes  in  den  unglück- 
lichen Nebenumständen,  der  ausgedehnten  Geheimfabrikation  und 
Schmuggelei  der  Weißphosphorzündhölzchen  und  den  gefährlichen 
Überallanzündern.  Professor  Lunge  meinte  deshalb,  der  einzig  rich- 
tige Weg,  den  die  schweizerische  Regierung  hier  hätte  gehen 
können,  um  Erfolg  zu  erzielen,  wäre  der  vom  Bundesrat  in  seinem 
Bericht  vom  16.  Mai  1882  vorgezeichnete  gewesen,  sowohl  die  Phos- 
phorzündhölzer wie  auch  die  sonstigen  überall  entzündlichen  Streich- 
hölzer zu  verbieten  nach  dem  Vorbild  Dänemarks,  wo  ein  solches 
Verbot  schon  seit  1875  bestand.  Nur  dadurch  hätte  der  Unfug 
mit  den  allumettes  federales  vermieden  werden  können.  Der  Vor- 
schlag des  Züricher  Gelehrten  war  auch  bei  dem  Erlaß  des  deut- 
schen Phosphorverbotes  noch  nicht  veraltet.  Denn  selbst  in  dieser 
späteren  Zeit  war  es  der  Chemie  noch  nicht  gelungen,  vollständig 
brauchbare  und  für  den  Arbeiter  ungefährliche  Zündmassen  für 
weißphosphorfrele  Überallanzünder  zu  finden.  Auch  die  Schwie- 
ningschen  Hölzchen  mußten  deshalb  schon  von  vornherein  skep- 
tisch aufgenommen  werden  und  dieses  um  so  mehr,  als  sie  bei  dem 
Preisausschreiben  der  belgischen  Regierung  nicht  den  für  die  Er- 
findung eines  brauchbaren  überall  entzündlichen  Streichholzes  aus- 
gesetzten Preis  von  50  000  Frs.  erhalten  hatten.  Daß  nun  gerade 
das  Gegenteil  davon  getan  wurde,  erklärt  sich  vor  allem  aus  dem 
Wunsch  der  Regierung,  den  Zündholzfabrikanten  eine  Entschädi- 
gung für  die  Einstellung  der  Phosphorholzfabrikation  zu  geben. 
Die  Frage  nach  der  Brauchbarkeit  des  Triumphzündholzes  kam  da- 
bei erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht.  Es  ist  geradezu  unverständ- 
lich, wie  hier  vorgegangen  worden  ist.  Trotzdem  schon  in  der 
Kommission  und  dann  im  Plenum  starke  Bedenken  gegen  die  Un- 
gefährlichkeit  bei  der  Herstellung  der  Triumphzündhölzer  geäußert 
wurden,  trotzdem  die  deutschen  Fabrikanten  in  Petitionen  gegen  die 
Reichszündmasse  Stellung    nahmen,    wurde   sie  von  der  Regierung 
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doch    als   ein    genügender  Ersatz   bezeichnet.     Wie   entsprach  dem 
der  tatsächliche  Erfolg? 

Die  Schwieningsche  Masse  stellte  wie  alle  weißphosphorfreien 
Zündmassen  für  Überallzünder  eine  sehr  explosible  Mischung  dar, 
denn  sie  bestand  aus  zwei  in  ihrer  Vereinigung  gefährlichen  Stoffen, 
dem  chlorsauren  Kali  und  dem  leicht  oxydierbaren  amorphen  roten 
Phosphor.  Die  Explosionsgefahren,  die  bei  dem  Hantieren  mit 
diesen  Körpern  entstehen,  sind  aber  von  der  Kommission,  die  sich 
hierüber  auf  Grund  ihrer  Bettenhausener  Informationsreise  in  dem 
obigen  Gutachten  (siehe  S.  56)  aussprach,  ganz  erheblich  unter- 
schätzt worden.  Jette  1  berichtet  uns  nämlich  in  den  Jahren  1903 
und  19041):  „Die  Versuche  der  Einführung  der  Reichszündmasse 
haben  gleich  im  ersten  Halbjahr  allein  schon  7  schwere  Unfälle 
hervorgerufen.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  es  sich  keines- 
wegs etwa  um  fabrikmäßigen  Betrieb,  sondern  nur  um  Versuche 
mit  oft  minimalen  Quantitäten  Zündmasse  (in  Darmstadt  um  164  g 
in  Pfungstadt  gar  nur  um  22  g)  handelte,  und  daß  im  zweiten 
Halbjahr  nur  deshalb  keine  Unfälle  zu  verzeichnen  waren,  weil  nie- 
mand mehr  einen  Versuch  mit  der  Reichszündmasse  machte. 
Regierungsseitig  angebotene  Vorführungen  wurden  seither  von 
deutschen  Fabrikanten  bestimmt  zurückgewiesen,  und  eine  große 
süddeutsche  Fabrik  wollte  die  Vorführung  nur  dann  zulassen,  wenn 
ausdrücklich  die  Haftung  für  jeden  Schaden,  der  an  Arbeitern, 
Gebäuden  und  Maschinen  entstehen  könnte,  übernommen  werde, 
worauf  die  Vorführung  unterblieb."  Schließlich  sagt  er  noch,  daß 
die  Generalversammlung  der  deutschen  Zündwarenfabrikanten  „ein- 
stimmig und  ohne  jede  Einschränkung  anerkannt  habe,  daß  das 
Reichsrezept  unbrauchbar  und  gefährlich  sei".  Von  den  vielen 
Handelskammerstimmen  nur  eine,  die  recht  bezeichnend  ist.  Im 
Jahre  1903  schreibt  die  Handelskammer  Stolp2):  „Die  den  Zünd- 
holzfabrikanten zur  Verfügung  gestellte  sogenannte  ,Reichszünd- 
masse',  welche  die  Weißphosphormasse  ersetzen  soll,  ist  nicht  im 
entferntesten  als  ein  Ersatz  zu  betrachten,  sondern  sie  ist  zum  prak- 
tischen Gebrauch  nicht  geeignet  und  in  ihrer  Verarbeitung  so  ge- 
fährlich, daß  eher  die  Fabrikation  dieser  sogenannten  , Reichszünd- 
hölzer' verboten  werden  müßte,  als  die  'Fabrikation  ivon  Phosphor- 
zündhölzern." Deutlicher  läßt  sich  eigentlich  das  vollständige  Ver- 
sagen der  Triumphzündhölzer  nicht  ausdrücken.     Der  Mißgriff  der 

1)  Die  Jahresberichte  über  die  Zündwarenfabrikation,  Chemiker-Zeitung,  Jahr- 
gang 1905,  Nr.  19,  S.  244. 

2)  Bericht  der  Handelskammer  Stolp   1903/04,  I.  Teil,  S.  49. 
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Regierung  war  um  so  bedauerlicher,  als  durch  ihn  vor  allem  die 
Kleinfabrikanten  getroffen  wurden,  die  natürlich  nun  keinen  gleich- 
wertigen Ersatz  für  die  Aufgabe  der  Phosphorholzfabrikation  mehr 
hatten  und  vor  der  Wahl  standen,  sich  teuere  Maschinen  anzu- 
schaffen oder  ihren  Betrieb  einzustellen.  Das  letztere  tat  denn  auch 
eine  ganze  Reihe. 

Daß  in  Deutschland  nicht  ähnliche  üble  Vorkommnisse  wie  in 
der  Schweiz  mit  den  allumettes  föderales  sich  ereigneten,  lag 
hauptsächlich  daran,  daß  hier  um  das  Jahr  1903  die  Sicherheits- 
zündhölzer schon  eine  große  Verbreitung  erlangt  hatten  und  nach 
erfolgtem  Verbot  der  Phosphorzündhölzer  nun  vollständig  an  die 
Stelle  der  letzteren  traten.  Außerdem  lehnten  ja  auch  die  deutschen 
Fabrikanten  eine  Verarbeitung  der  explosiblen  Reichszündmasse  von 
vornherein  ab,  so  daß  es  gar  nicht  erst  zu  größeren  Unfällen  kommen 
konnte.  Schließlich  fanden  auch  die  schwer  zündenden  Triumph- 
zündhölzer, entgegen  der  Annahme  der  Regierung,  wenig  Anklang 
beim  Publikum  selbst.  Eine  Geheimfabrikation  der  alten  Phosphor- 
hölzer konnte  aber  nicht  gut  aufkommen,  weil  gegen  eine  solche 
streng  vorgegangen  wurde,  entgegen  dem  Verhalten  der  Schweiz, 
und  weil  in  Deutschland  um  das  Jahr  1903  schon  viele  Großbe- 
triebe vorhanden  waren,  die  natürlich  für  eine  solche  keinen  so 
guten  Nährboden  bildeten  wie  die  schweizerischen  Kleinbetriebe  im 
Jahre  1879.  Endlich  war  man  in  Deutschland  auch  in  der  Be- 
messung der  Übergangsperiode  für  das  Verbot  der  Weißphosphor- 
zündhölzer vorsichtiger  gewesen  als  in  der  Schweiz.  Das  deutsche 
Phosphorverbot  ließ  dem  Publikum  während  fast  vier  Jahren  reich- 
lich Zeit,  sich  allmählich  des  Phosphorzündholzes  zu  ent-  und  an 
das  Sicherheitszündholz  zu  gewöhnen. 

Der  sozialpolitisch  zu  begrüßende  Erfolg  des  Gesetzes  von 
1903  war  schon  vorher  von  einer  ganzen  Reihe  von  Ländern,  in 
denen  die  Zündholzindustrie  Wurzel  gefaßt  hatte,  angestrebt  worden, 
wie  die  folgende  Zusammenstellung  zeigt. 

Finnland :  Sr.  Kaiserlichen  Majestät  gnädige  Bekanntmachung,  betr. 
das  Verbot,    in  Finnland  Zündhölzchen    mit  weißem  Phos- 
phor anzufertigen  und  zu  verkaufen.    Gegeben  zu  Helsing- 
fors   d.  13.  Nov.  1872,   in  Kraft   getreten   am   1.  Jan.   1874. 
Dänemark:  Königliche  Verordnung  vom   H.Februar  1874  in  Kraft 

vom   l.Jan.  1875.     (Herstellung,  Einfuhr  und  Verkauf.) 
Schweiz:   Bundesgesetz,    betreffend    die  Fabrikation   von  Phosphor- 
zündhölzchen    und    Phosphorstreichkerzchen    vom    23.  Dez. 
1879,    in   Kraft   seit    1.  Jan.  1881.     Wiederaufgehoben    am 
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22.  Juni  1882.  Endgültig  wurde  das  Phosphorverbot  wieder 
eingeführt  durch  das  Gesetz  vom  2.  Nov.  1898,  welches  be- 
züglich der  Fabrikation  mit  dem  1.  April  1901,  bezüglich 
der  Ausfuhr  und  des  Verkaufs  im  Inlande  mit  dem  1.  April 
1901   in  Kraft  steht. 

Niederlande:  Gesetz  vom  28.  Mai  1901,  in  Kraft  seit  1.  Juli  1901 
bezüglich  der  Herstellung,  seit  dem  1.  Jan.  1902  bezüglich 
des  Verkaufs  und  der  Einfuhr. 

Rumänien:  Seit  dem  Jahr  1900  stellt  der  Staat  keine  Phosphor- 
streichhölzchen (mit  weißem  Phosphor),  sondern  nur  noch 
Zündhölzer  mit  Phosphorsesquisulfid  her. 

Frankreich:  Seit  dem  1.  Oktober  1898  fertigen  die  Staatsfabriken 
nur  noch  Zündhölzchen  mit  Phosphorsesquisulfid  an.  (Ohne 
besondere  Gesetze.) 

Schweden:  Durch  königliche  Verordnung  vom  30.  März  1900  wurde 
Einfuhr  und  Verkauf  (nicht  die  Herstellung)  von  Weißphos- 
phorhölzchen, vom   1.  Juli   1901   ab  verboten. 

Deutschland:  Gesetz,  betreffend  Phosphorzünd waren  vom  10.  Mai 
1903.  Herstellung  und  Einfuhr  von  weißphosphorhaltigen 
Streichhölzchen  wurde  vom  1.  Jan.  1907,  der  Verkauf  im 
Inland  vom   1.  Jan.  1908  an  verboten. 

In  der  neueren  Zeit  suchte  man  sogar  auf  internationalem 
Wege  die  ganze  Frage  des  Phosphorverbots  zu  regeln.  Es  schlössen 
zu  dem  Zweck  am  26.  September  1906  in  Bern  Deutschland,  Däne- 
mark, Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  die  Niederlande  und  die 
Schweiz  ein  Abkommen1),  dessen  Hauptbestimmung  im  §  1  lautete: 
„Die  hohen  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich,  in  ihrem 
Gebiet  die  Herstellung,  die  Einfuhr  und  das  Feilhalten  von  Zünd- 
hölzern, die  weißen  (gelben)  Phosphor  enthalten,  zu  verbieten."  Die 
einzelnen  Urkunden  sollten  nach  Ratifizierung  des  Abkommens  bis 
zum  31.  Dezember  1908  bei  dem  schweizerischen  Bundesrat  hinter- 
legt werden,  drei  Jahre  darnach  trat  dann  das  Abkommen  in  Kraft. 
Für  die  Staaten,  die  es  nicht  unterzeichnet  hatten,  und  die  später 
beitreten  würden,  war  die  Frist  des  Inkrafttretens  des  Abkommens 
auf  5  Jahre  verlängert  worden.  Die  meisten  der  beteiligten  Staaten, 
wie  Deutschland,  Dänemark,  Frankreich,  Luxemburg  und  die  Nieder- 
lande, besaßen  schon  ein  Phosphorverbot  und  waren  daher  vor 
allem  in  ihrem  eigenen  handelspolitischen  Interesse  bestrebt,  daß 
andere   Staaten,    die    auf   diesem    Gebiet   noch  rückständig   waren, 


1)  Anlagenband  244,  Nr.  555,  S.  3300. 
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dem  Abkommen  beitraten.  Damit  stand  es  aber  vorderhand  nicht 
günstig.  Österreich-Ungarn,  Schweden,  Belgien,  Rußland,  Japan, 
die  eine  bedeutende  Zündholzindustrie  und  zwar  in  Weißphosphor- 
hölzchen hatten,  dachten  zunächst  nicht  daran,  dieser  durch  sozial- 
politische Gesetze  Schranken  aufzuerlegen.  Erst  später,  als  auch 
bei  ihnen  das  Phosphorverbot  spruchreif  geworden  war,  sehen  wir 
sie  ihren  Beitritt  wenigstens  zum  Teil  vollziehen. 

Von  den  oben  genannten  Staaten,  die  das  Abkommen  schlössen, 
unterzeichnete  nur  Italien  die  Ratifikationsurkunde  nicht,  es  trat 
erst  am  6.  Juli  1910  bei.  Für  Deutschland,  Dänemark  (mit  Faröer- 
Inseln  und  Antillen),  Frankreich,  Luxemburg,  die  Niederlande  und 
die  Schweiz  aber  besteht  das  Abkommen  seit  dem  1.  Januar  1912 
in  Kraft  (vgl.  die  folgende  Übersicht  [Tab.  VI]  über  die  Staaten,  die 
später  noch  ihren  Beitritt  erklärten)1). 

Tabelle  VI. 
Staaten,  die  der  Berner  Konvention  später  beitraten. 

Datum 
der  Beitrittserklärung  des   Inkrafttretens 
Frankreich.       Kolonien:     Somaliküste,    Re- 
union,    Madagaskar    und    Dependenzen, 
Franz.     Westafrika,      Ozeanische     Be- 
sitzungen, Neukaledonien 26.  Nov.  1909  26.  Nov.  1914 

Tunis 15.    Jan.   1910  15.   Jan.   1915 

Großbritannien  und  Irland 28.   Dez.   1908  28.  Dez.   1913 

Britische  Kolonien:   Orange  River    ...  3.    Mai    1909  3.    Mai    1914 
Cypern,   Ostafrika,  Gibraltar,  Malta,  Mauri- 
tius,    Seychellen,     Südnigeria,     Uganda- 
Protektorat    4.    Jan.   1910  4.   Jan.    1915 

Nordnigeria 24.  Febr.  1910  24.  Febr.  1915 

Leeward-Inseln 26.  März  1910  26.  März  1915 

Fidschi-Inseln 20.    Juni    1910  20.  Juni   1915 

Gambia,  Goldküste,  Sierra  Leone.     ...  22.    Okt.   1910  22.  Okt.  1915 

Ver.  Staaten  von  Südafrika 6.   Dez.    1910 

rückwirkend  auf  den 3.    Mai    1909  3.  Mai   1914 

Bermudas 19.  Dez.   1910  19.  Dez.  1915 

Italien 6.    Juli    1910  6.   Juli    1915 

Niederländisch  Indien 7.   März   1910  7.  März  1915 

Spanien 29.    Okt.    1909  29.  Okt.  1914 

Außer  den  hier  aufgeführten  Ländern  haben  noch  der  austra- 
lische Staatenbund  am  8.  Dezember  1908  und  Neuseeland  am 
17.  September  1910  unabhängig  davon  ein  autonomes  Phosphor- 
verbot erlassen.    Recht  zu  bedauern  ist  es,  daß  in  Japan,  Belgien, 

1)  Nach  dem  Bulletin  des  internationalen  Arbeitsamtes   1910  S.  CXXXI. 
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Schweden  und  Norwegen  und  Rußland,  die  über  eine  umfangreiche 
Zündholzindustrie  verfügen,  noch  keine  Schritte  getan  worden  sind, 
die  auf  einen  Beitritt  zu  dem  Übereinkommen  schließen  lassen.  Es 
sind  also  nur  noch  wenige  Kulturstaaten,  die  in  dieser  Forderung 
des  Arbeiterschutzes  rückständig  sind,  und  die  somit  dem  Abschluß 
einer  begrüßenswerten,  ihrem  Ende  zustrebenden  Entwicklung  ent- 
gegenstehen. 

6.  Die  weitere  Entwicklung  der  deutschen  Zündholzindustrie  bis 

zum  Jahre  1909. 

Da  es  im  vorhergehenden  Kapitel  notwendig  gewesen  war, 
auf  die  Fragen  der  Phosphornekrose  und  des  Phosphorverbots,  die 
nur  im  Anschluß  an  die  Weißphosphorhölzchen  behandelt  werden 
konnten,  einzugehen,  so  mußte  die  Schilderung  der  allgemeinen 
Entwicklung  der  deutschen  Zündholzindustrie  eine  kurze  Unter- 
brechung erleiden.  Die  in  diesem  und  im  nächsten  Abschnitt  zu 
behandelnde  Periode  steht  in  der  oben  erwähnten  Dreiteilung  der 
Entwicklung  an  dritter  Stelle.  Denn  sie  befindet  sich  im  Zeichen 
der  alleinigen  Herstellung  und  Verwendung  der  Sicherheitszünd- 
hölzchen. Sie  ist  im  besonderen  charakterisiert  durch  die  Einführung 
der  Zündholzsteuer,  ferner  dadurch,  daß  die  Bildung  von  Syndi- 
katen und  Verkaufsvereinigungen  einen  größeren  Umfang  annimmt, 
und  daß  der  Großbetrieb  immer  mehr  an  die  Stelle  des  Klein- 
betriebs tritt. 

Nach  dem  Bruche  der  Konvention  der  Sicherheitszündhölzer 
im  Jahre  1902  waren  wieder  unhaltbare  Zustände  in  der  deutschen 
Zündholzindustrie  eingetreten.  Überproduktion  und  deren  Begleite- 
rin, Preisschleuderei,  begannen  die  Lage  der  Fabrikanten  und  Ar- 
beiter, die  in  den  vorhergehenden  Jahren  eine  leidliche  gewesen 
war,  von  neuem  zu  beeinflussen.  Als  es  immer  weiter  bergab 
ging,  versuchten  sich  die  deutschen  Fabrikanten  zur  Besserung  der 
Verhältnisse  wieder  zu  vereinigen,  und  so  beriet  die  am  14.  und 
15.  September  1903  in  Berlin  tagende  Generalversammlung  des 
Vereins  deutscher  Zündwarenfabrikanten  den  Abschluß  einer  Preis- 
konvention oder  eines  Ein-  und  Verkaufssyndikates ;  aber  diese  Ver- 
suche scheiterten,  da  gerade  eine  der  größten  deutschen  Fabriken, 
die  „Diamant"  Rheinau,  ihren  Beitritt  verweigerte.  Erst  als  die 
amerikanische  Konkurrenz  1903  aus  dem  Felde  geschlagen  war, 
konnte  dem  Gedanken  der  Einigung  wieder  nähergetreten  werden. 

Die  Voraussetzungen  für  einen  Zusammenschluß  irgend  welcher 
Art  waren  immer  günstiger  geworden. 
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Die  geringe  Auzahl  von  Zündholzfabriken  in  Deutschland,  das 
Vorwiegen  der  Großbetriebe  seit  1907,  wo  die  etwas  anderen  Pro- 
duktionsbedingungen unterworfenen  Phosphorhölzchen  verschwan- 
den, auch  die  Herstellung  eines  gleichförmigen  Produktes,  der 
Sicherheitszündhölzer,  und  der  Schutzzoll,  der  die  ausländische 
Konkurrenz  erschwerte,  ferner  die  immer  mehr  abnehmende  Ex- 
portmöglichkeit mit  ihrer  Folge  des  Beschränktseins  auf  den  in- 
ländischen Markt,  das  alles  machte  den  deutschen  Fabrikanten  ein 
geschlossenes  Vorgehen  immer  leichter. 

So  wurde  zunächst  im  Juni  1904  eine  Konvention  für  Sicher- 
heitszündhölzer auf  der  Versammlung  der  deutschen  Zündholz- 
fabrikanten ins  Leben  gerufen,  die  an  Stelle  der  im  November  1902 
gesprengten  Konvention  trat.  Die  Beweggründe  lagen  außer  in 
der  allgemeinen  schlechten  Lage  noch  darin,  daß  einige  Rohmate- 
rialien, wie  Paraffin  und,  durch  den  Zusammenschluß  der  Produzenten 
auch  amorpher  Phosphor  im  Preis  beträchtlich  gestiegen  waren. 
Die  Konvention,  welche  zunächst  bis  Ende  1907  laufen  sollte,  wurde 
im  Dezember  1904  bis  1912  verlängert.  Es  waren  in  ihr  ungefähr 
80°/o  der  Gesamtproduktion  oder  eine  Tagesproduktion  von 
450000  Packs  (ä  10  Schachteln)  vertreten.  Auch  die  „Diamant" 
Zündholzfabrik,  jetzt  G.  m.  b.  H.  in  deutschen  Händen,  trat  bei,  so 
daß  nach  der  Angabe  Jetteis  28  Firmen  mit  32  Fabriken  vereinigt 
waren1).  Der  Hauptzweck  der  Sicherheitszündholzkonvention  war 
eine  Preiserhöhung,  die  auch  sofort  um  15 — 20°/o  vorgenommen 
wurde.  Daneben  sollte  eine  Produktionsregulierung  stattfinden. 
Die  Preiserhöhung  kommt  deutlich  in  den  Schätzungswerten  der 
Statistik  des  auswärtigen  Handels  zum  Ausdruck;  denn  für  die  Ein- 
fuhr betrug  der  Einheitswert  pro  dz:  1898—1903  jährlich  50  M., 
1904:  54  M.,  von  1905  ab  56  M.,  für  die  Ausfuhr  1901—1903  jähr- 
lich 48  M.,  1904:  52  M.  und  von  1905  ab  54  M.  Die  zweimalige 
Erhöhung  erst  im  Jahr  1904  und  dann  1905  erklärt  sich  daraus, 
daß  die  Preise  erst  1905  allgemein  die  beabsichtigte  Höhe  erreicht 
hatten,  da  vorher  noch  viele  alte  Abschlüsse  zu  den  früheren  Prei- 
sen erledigt  werden'  mußten.  Die  Einzel-Verkaufspreise  wurden 
minimal  auf  9  Pfg.  pro  Pack  Sicherheitszündhölzer  festgesetzt. 

In  dem  Vertrage,  der  die  Grundlage  der  Konvention  bildete, 
heißt  es  des  näheren:  „Der  Preisvereinbarung  unterliegen  nur  Sicher- 
heitszündhölzer, welche  in  Deutschland  (deutsches  Zollgebiet  ein- 
schließlich Luxemburg)    zur  Ablieferung   gelangen.     Die  jeweiligen 

1 )  Die  Jahresberichte  über  die  Zündwarenfabrikation,  Chemiker-Zeitung  1905, 
Nr.  19,  S.  244. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  47.  5 
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Verkaufspreise  und  Konditionen  werden  auf  Vorschlag  des  Aus- 
schusses der  Konvention  durch  Mehrheitsbeschluß  der  Generalver- 
sammlung festgesetzt  oder  geändert.  Änderungen  der  jeweiligen 
Preise  können  nach  oben  nur  stattfinden,  wenn  zwei  Drittel  Majo- 
rität aller  vorhandenen  Stimmen  dies  genehmigt;  nach  unten  muß 
eine  Änderung  eintreten,  sobald  eine  Minorität  von  zwei  Fünftel 
aller  vorhandenen  Stimmen  dies  fordert."  Das  Nichteinhalten  dieser 
Bestimmungen  wurde  mit  20  M.  pro  1000  Pack,  d.  h.  pro  Kiste, 
bestraft.  Der  Überproduktion  sollte  durch  eine  Produktionsregu- 
lierung gesteuert  werden.  Zu  diesem  Zwecke  bekam  jeder  Fabri- 
kant einen  Anteil  an  der  Gesamtmenge  der  jährlich  hergestellten 
Zündhölzer  zugesprochen,  welchen  man  auf  Grund  einer  Durch- 
schnittsberechnung der  letzten  drei  Jahre  berechnete.  Wenn  dieses 
Kontingent  überschritten  wurde,  mußten  pro  Kiste  4  M.  Entschädi- 
gung an  die  Konvention  gezahlt  werden,  während  letztere  umge- 
kehrt in  gleicher  Weise  alle  die  Fabrikanten,  die  ihren  Produk- 
tionsanteil nicht  vollständig  ausnutzen  konnten,  entschädigte.  Diese 
Maßregel  war  besonders  zugunsten  der  kleinen  Fabrikanten  ge- 
troffen worden,  die  von  einer  allgemeinen  Preisfestsetzung  weniger 
Vorteil  zu  erwarten  hatten,  wie  die  großen  Werke  mit  ihren  gut- 
eingeführten Markenartikeln. 

Dann  heißt  es  weiter:  „Mit  einer  Majorität  von  fünf  Sechstel 
aller  vorhandenen  Stimmen  können  gemeinschaftliche  Maßregeln 
zur  Abwehr  neuer  Konkurrenz  beschlossen  werden.  Mit  derselben 
Majorität  kann  die  Aufnahme  neuer  Firmen  in  die  Konvention  unter 
Fixierung  der  denselben  zu  bewilligenden  prozentualen  Beteiligung 
beschlossen  werden."  Es  war  damit  eine  Folgeerscheinung  ins 
Auge  gefaßt  worden,  daß  nämlich  das  Dasein  der  Konvention  zur 
Gründung  neuer  Fabriken,  von  Outsiderwerken,  führen  würde,  und 
man  hatte  sich  hierin  nicht  getäuscht.  In  Süddeutschland  trat  eine 
solche  ins  Leben,  während  mehrere  andere  nicht  beigetretene 
Firmen  ihren  Betrieb  vergrößerten  oder  ihn,  wenn  er  bisher  der 
Herstellung  von  Phosphorzündhölzern  gedient  hatte,  in  einen 
Sicherheitszündholzbetrieb  verwandelten.  Schließlich  ist  die  Ver- 
tragsbestimmung über  die  Stimmenverteilung  bei  der  Generalver- 
sammlung hervorzuheben.  Jede  Firma,  die  wenigstens  10000  Pack 
Tagesproduktion  hatte,  erhielt  eine  Stimme  und  eine  jedesmalige 
weitere  Stimme  für  fernere  10000  Pack. 

Die  Erfolge,  die  die  deutschen  Fabrikanten  mit  diesem  Zu- 
sammenschluß zu  verzeichnen  hatten,  sind  gute  gewesen.  Die  Ver- 
hältnisse   in    der  Zündholzindustrie    gesundeten   allmählich   wieder, 
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es  trat  nicht  nur  für  die  Unternehmer  durch  größere  Rentabilität, 
sondern  auch  für  die  Arbeiter  durch  höhere  Löhne  eine  bessere 
Zeit  ein.  Fast  sämtliche  Handelskammerberichte  und  die  Jahres- 
berichte mehrerer  großer  deutscher  Fabriken  bestätigen  das.  Er- 
mutigt durch  diesen  Erfolg,  tat  man  auf  der  am  12.  Dezember  1905 
abgehaltenen  Hauptversammlung  der  deutschen  Sicherheitszündholz- 
konvention einen  weiteren  Schritt  vorwärts  mit  der  Gründung  einer 
Verkaufsstelle  der  deutschen  Zündholzfabriken  G.  m.  b.  H.  in  Dres- 
den. Sie  sollte  die  Aufgabe  haben,  „eine  Verteilung  der  einlaufen- 
den Aufträge  nach  den  Absatzgebieten  zu  bewirken  und  eine  Kon- 
trolle der  Verkaufstätigkeit  der  Mitglieder  zu  ermöglichen."  Gleich- 
zeitig wurde  eine  neue,  schon  im  Frühjahr  in  Aussicht  genommene 
Preiserhöhung  von  5  M.  pro  1000  Pack  Sicherheitszündhölzer  ver- 
einbart, so  daß  der  Grundpreis  für  eine  Kiste  ä  1000  Pack  80  M. 
von  jetzt  ab  betrug.  Auch  für  Phosphorhölzer,  Vulkanhölzer  usw. 
wurden  Erhöhungen  durchgesetzt,  die  sich  infolge  der  gestiegenen 
Löhne  und  Rohmaterialienpreise  nötig  gemacht  hatten.  Als  Mini- 
mum im  Detailverkehr,  das  nicht  unterschritten  werden  durfte,  be- 
stimmte man  einen  Verkaufspreis  von  10  Pfg.  für  das  Pack  ge- 
wöhnlicher Braun-  oder  Rotkopfhölzer.  Eine  Erhöhung  der  Preise 
wurde  seitdem  nicht  wieder  vorgenommen,  wenn  sie  auch  er- 
wünscht gewesen  wäre  in  Anbetracht  der  Steigerung,  die  die  Löhne 
und  Rohmaterialien  wiederholt  erfuhren.  Die  Erklärung  hierfür 
gab  die  am  25.  Oktober  1906  unter  Leitung  des  langjährigen  ver- 
dienstvollen Generaldirektors  Neubronner  stattgehabte  Generalver- 
sammlung der  deutschen  Zündholzfabrikanten,  wo  ausdrücklich  be- 
tont wurde,  daß  man  dies  nicht  tun  wolle,  um  keine  Beunruhigung 
in  der  Geschäftswelt  hervorzurufen  und  um  nicht  den  Anschein  zu 
erwecken,  daß  die  Konvention  zur  Ausbeutung  des  Publikums  ge- 
gründet worden  sei. 

Als  Anfang  des  Jahres  1907  das  Phosphorverbot  in  Kraft  trat, 
nahmen  die  meisten  Firmen,  die  bisher  Phosphorzündhölzer  fabri- 
ziert hatten,  die  Herstellung  von  Sicherheitszündhölzern  auf  unter 
gleichzeitiger  Einführung  des  Großbetriebs  mit  Arbeits-  und  Dampf- 
maschinen. Hiervon  profitierte  die  Konvention  zwar  unmittelbar, 
denn  es  traten  ihr  nunmehr  fünf  weitere  Sicherheitszündholzfabriken 
bei,  aber  indirekt  war  die  dadurch  plötzlich  hervorgerufene  Pro- 
duktionssteigerung für  sie  von  wenig  gutem  Einfluß  in  Anbetracht 
der  schon  lange  grassierenden  Überproduktion.  Daran  änderte  der 
Umstand,  daß  einige  Fabrikanten  ihren  Betrieb  einstellten,  nicht 
viel,    denn   das  Weniger    auf   der  einen  Seite  gab  kein  genügendes 

5* 
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Äquivalent  ab  gegen  die  auf  der  anderen  Seite  vermehrte  Produk- 
tion. Neben  der  Steigerung  der  Gesamtproduktion,  die  sich  also 
mit  dem  Übergang  vieler  Firmen  zum  Großbetrieb  verband,  war 
aber  auch  die  anwachsende  belgische  Konkurrenz,  die,  unter  weiterer 
Verwendung  billiger  Kinderarbeit,  trotz  des  Eingangszolls  vornehm- 
lich im  Westen  Deutschlands  noch  um  20%  billiger  lieferte  wie 
die  deutschen  Fabriken,  ein  sehr  ungünstig  wirkender  Faktor. 
Diese  und  die  nachstehend  angeführten  Gründe  innerer  Natur  be- 
wirkten es,  daß  der  Einfluß,  den  die  Konvention  anfangs  auf  die 
Gestaltung  der  ganzen  Verhältnisse  ausgeübt  hatte,  immer  schwä- 
cher wurde,  und  daß  so  die  Hoffnungen,  die  man  zuerst  auf  sie 
gesetzt  hatte,  sich  auf  die  Dauer  nicht  erfüllten. 

Die  inneren  Schwierigkeiten  standen  besonders  unter  dem 
Zeichen  einer  geringen  Einigkeit  und,  in  Verbindung  damit,  unter 
dem  Zeichen  des  Kampfes  gegen  die  Outsider.  Allerdings  ließ  die 
Konvention  beständig  Mitteilungen  ergehen,  daß  sie  nun  endlich 
dem  erwünschten  Ziele,  einer  vollständigen  Einigung  unter  den 
deutschen  Fabrikanten,  nahe  sei,  aber  hier  war  wohl  mehr  der 
Wunsch  der  Vater  des  Gedankens.  Dieses  Ziel  zu  erreichen,  sollte 
sie  sich  vergebens  bemühen.  Trotzdem  die  Zahl  der  an  der  Kon- 
vention beteiligten  Fabrikanten  im  Laufe  der  Zeit  wuchs,  so  ge- 
nügte bei  der  ganzen  schwierigen  Lage  der  deutschen  Zündholz- 
industrie doch  schon  eine  verhältnismäßig  geringe  Opposition,  um 
ein  gedeihliches  dauerndes  Arbeiten  der  Konvention  hintanzuhalten. 
Obwohl  allmählich  geschwächt,  so  boten  die  Outsider  doch  immer 
wieder  zu  kaum  lohnenden  Preisen  an.  Die  Konvention  war  da- 
durch genötigt,  beständig  neue  Kampf  wäre  auf  den  Markt  zu  werfen 
und  mit  der  Anwendung  dieses  doppelschneidigen  Schwertes  ihre 
eigene  Entfaltung  zu  hemmen.  So  brach  das  Jahr  1909  an,  wohl 
das  ereignisreichste,  das  die  Zündholzindustrie  je  erlebte.  Im  An- 
fange des  Jahres  setzte  noch  einmal  ein  heftiger  Kampf  gegen  die 
Outsider  ein,  der  aber  mit  einer  Niederlage  endete.  Denn  am 
1.  April  1909  wurde  die  Verkaufsstelle  in  Dresden,  die  in  der 
letzten  Zeit  überhaupt  nur  noch  mit  großen  Verlusten  aufrechter- 
halten worden  war,  aufgelöst.  Dazu  kam  im  Juli  plötzlich  und  un- 
erwartet die  Zündholzsteuer,  über  die  jedoch  erst  später  berichtet 
werden  soll. 

Über  die  wahren  Gründe  der  Auflösung  der  Verkaufsstelle 
gingen  die  verschiedenen  Pressemeldungen  weit  auseinander.  Schon 
Ende  des  Jahres  1909,  und  zwar  am  31.  Dezember,  brachte  die 
Frankfurter  Zeitung  die  Notiz,  daß  auf  einen  dahingehenden  Antrag 
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der  Verband  jedenfalls  am  1.  Mai  1909  aufgelöst  werden  solle,  da 
während  seines  4V2jährigen  Bestehens  die  Produktion  der  Outsider 
von  20°/o  auf  40%  der  Gesamtmenge  angewachsen  sei,  trotzdem 
die  Preise  der  Outsider  höhere  wären,  wie  die  der  Konvention. 
Diese  Nachricht,  die  auch  in  andere  Blätter  übergegangen  war, 
wurde  bald  darauf  von  derselben  Zeitung  dementiert,  jedenfalls  auf 
Veranlassung  der  Konventionsleitung.  Eine  andere  Erklärung  wie 
die  obige  gibt  die  Kartellrundschau  des  Jahres  1909  (S.  353):  „Der 
Grund  ist  entgegen  den  verschiedenen  Presseäußerungen  lediglich 
darin  zu  suchen,  daß  die  Organisation  dieser  Verkaufsstelle,  die 
übrigens  lediglich  Kommissionär  war,  von  vornherein  falsch  ange- 
legt wurde.  Und  zwar  lag  der  Fehler  vor  allem  darin,  daß  weder 
das  Renommee  verschiedener  Fabrikate,  noch  deren  tatsächlichen 
qualitativen  Unterschiede  in  den  Preisen  berücksichtigt  werden 
konnten,  vielmehr  im  wesentlichen  für  alle  Fabriken  —  ein  — 
Preis  gefordert  werden  mußte.  Infolgedessen  hatte  die  Verkaufs- 
stelle zeitweilig  beträchtliche  Schwierigkeiten  im  Verkauf  der  weni- 
ger marktgängigen  Sorten,  was  wiederum  zu  vielfacher  Unzu- 
friedenheit und  somit  schließlich  zur  notwendigen  Auflösung  führte." 
Wenn  auch  die  letztere  Darstellung,  daß  für  die  renommierten, 
guteingeführten  Markenartikel  der  großen  Fabriken  derselbe  Preis 
gefordert  werden  mußte,  wie  für  die  weniger  marktgängigen  Sorten, 
Richtiges  enthält,  so  ist  der  Hauptgrund  für  die  Auflösung  der 
Verkaufsstelle  doch  in  dem  beständigen  verlustreichen  Kampf  gegen 
die  Outsider  zu  erblicken. 

Von  der  Liquidation  der  Verkaufsstelle  wurde  die  Konvention 
der  Zündholzfabriken  nicht  berührt,  sie  erfuhr  im  Gegenteil  eine 
Stärkung  durch  einen  verbesserten  Vertrag  und  zählte  zu  der  Zeit 
34  Mitglieder.  Es  gab  allerdings  immer  wieder  Unzufriedene,  die 
Anträge  auf  eine  Auflösung  einbrachten,  aber  die  größere  Mehr- 
zahl der  deutschen  Fabrikanten  war  doch  konventionstreu.  So 
wurde  z.  B.  auf  der  am  18.  Mai  1909  in  Dresden  tagenden  Gene- 
ralversammlung ein  dahingehender  Antrag  mit  49  gegen  14  Stimmen 
abgelehnt.  Entgegen  allen  Gerüchten  konnte  sich  die  Konvention 
halten,  bis  sie  dann  im  Jahre  1910  einem  stärkeren  Zusammen- 
schluß weichen   mußte. 

Die  geschilderten  Zusammenschlußbestrebungen  der  deutschen 
Zündholzindustrie  bildeten  das  Spiegelbild  zu  den  ähnlichen  in 
anderen  Ländern  in  Erscheinung  getretenen  Tendenzen  zur  Grün- 
dung von  Trusts,  Kartellen  und  sonstigen  Vereinigungen.  An  drei 
der  bedeutendsten  kann  nicht  "anz  achtlos  vorübergegangen  werden. 
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Im  Jahre  1903  erfolgte  die  Vereinigung  der  großen  schwedi- 
schen Fabriken  zu  einem  Syndikat,  welches  die  Jönköpings-Westra- 
Annebergs,  Westerviks-Uddevalla-  und  Vulcans-Tändstiksfabrik  um- 
faßte1). Im  gleichen  Jahr,  nur  etwas  später,  gründeten  die  öster- 
reichischen Fabrikanten  einen  großen  Trust,  der  die  Betriebe  von 
Bernhard  Fürth,  J.  Krepesch,  E.  Lebherz,  Fl.  Pojatzi  &  Co.,  Adolf 
Scheinost,  Union  Linz,  Julius  Huch  und  die  Temesvarer  Zünd- 
warenfabrik umschließt.  Der  österreichische  Trust,  der  den  Namen 
„Solo"  führt,  ist  nichts  weiter  als  eine  große  Aktiengesellschaft  mit 
einem  Kapital  von  6  Mill.  Kr.,  die  den  Alleinverkauf  ihrer  Erzeug- 
nisse von  der  österreichischen  Länderbank  in  Wien  besorgen  läßt. 
Schließlich  verdient  noch  der  belgische  Trust  aus  dem  Jahre  1903 
erwähnt  zu  werden,  der  sogar  in  Interessengemeinschaft  getreten 
ist  mit  einer  englischen  Firma  unter  dem  Namen  „The  Continental 
Match  Company  Limit".  Auf  die  anderen  derartigen  Vereinigun- 
gen, wie  solche  z.  B.  in  Ungarn,  Rußland,  Südafrika,  Brasilien, 
Japan  ins  Leben  getreten  sind,  einzugehen,  verbietet  der  Platz- 
mangel. 

7.  Die  Zündwarensteuer  und  ihre  Wirkungen. 

Der  Gedanke  der  Besteuerung  des  Zündholzes  ist  ein  alter 
und  schon  früh  von  einer  Reihe  von  Ländern  verwirklicht  worden. 
Man  kann  drei  verschiedene  Arten  der  Verwendung  des  Zündholzes 
als  Steuerquelle  des  Staates  unterscheiden: 

a)  Banderolensteuer, 

b)  Produktionssteuer  und 

c)  das  Monopol,  welch  letzteres  wieder  in  drei  Unterabteilun- 
gen sich  gliedert: 

1.  Produktions-    und   Handelsmonopol    im    ausschließlichen 
Besitz  des  Staates, 

2.  Produktions-  und  Handelsmonopol  einer  privaten  Gesell- 
schaft, durch  Pacht  erworben, 

3.  Produktionsmonopol   einer  Privatgesellschaft   bei   gleich- 
zeitigem Verkaufsmonopol   des  Staates. 

Die  Banderolensteuer  haben  Rußland  und  Italien  eingeführt. 
Früher  besaß  auch  Frankreich  vor  Einführung  des  Monopols  in 
den  Jahren  1871 — 72  eine  solche.  Das  Monopol  besteht  in  ver- 
schiedenen Ländern:  Frankreich  hatte  in  der  Zeit  von  1875 — 1890 


1)  Nach     den    Jahresberichten     über     die    Zündwarenfabrikation,     Chemiker- 
Zeitung,  Jahrgang  1905,  Nr.  19,  S.  243. 
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ein  von  einer  Privatgesellschaft  gepachtetes,  von  da  ab  aber  bis 
zur  Gegenwart  das  Staatsmonopol,  welches  1908  die  beträchtliche 
Summe  von  29V2  Mill.  Frs.  Reinertrag  abwarf.  In  Portugal  war 
man  umgekehrt  vorgegangen.  Zuerst  im  Jahre  1892  errichtete  hier 
der  Staat  ein  Zündholzmonopol,  um  es  später  an  eine  Gesellschaft 
zu  verpachten.  Auf  dem  Balkan  besitzen  zwei  Staaten  ein  Zünd- 
hölzchenmonopol, und  zwar  Serbien  seit  1893  und  Griechenland  seit 
1884.  Schließlich  ist  auch  noch  Rumänien  als  Monopolland  zu 
nennen.  Wie  es  mit  dem  in  neuester  Zeit  geplanten  Monopol 
der  Donaumonarchie  steht,  darüber  läßt  sich  noch  nichts  Ge- 
naues sagen.  Allem  Anschein  nach  wird  ein  solches  dort  bestimmt 
kommen. 

Von  den  oben  genannten  drei  Arten  der  Besteuerung  des 
Zündholzes  hat  die  Produktionssteuer  bisher  nur  das  Deutsche 
Reich  eingeführt.  Es  handelte  sich  also  hier  um  einen  ersten  Ver- 
such, der  aber  nicht  umgangen  werden  konnte,  sollte  nicht  eine 
notorisch  lästige  Art  der  Besteuerung  des  Zündholzes,  die  Bande- 
rolensteuer, eingeführt  werden.  Denn  an  das  Monopol,  die  für  das 
Zündhölzchen  beste  Steuerart,  war  bei  der  Stellungnahme  des 
Reichstages  allen  Monopolfragen  gegenüber  nicht  zu  denken. 

Die  Geschichte  der  deutschen  Zündwarensteuer  reicht  mit  ihren 
letzten  Ausläufern  bis  in  die  70er  Jahre  zurück;  denn  zu  dieser 
Zeit  wurde  die  Errichtung  eines  Zündhölzchenmonopols  in  Erwä- 
gung gezogen.  Später  tauchte  der  Gedanke  der  Besteuerung  ver- 
schiedentlich in  den  80  er  Jahren  auf,  aber  eine  greifbare  Gestalt 
gewann  keins  der  Projekte.  Das  gleiche  ist  von  zwei  Anträgen, 
die  im  Bundesrat  einliefen,  und  die  eine  Zündholzsteuer  verlangten, 
zu  sagen.  Der  erste  derselben  wurde  im  Jahre  1896  von  der  Ver- 
einigung deutscher  Feuerversicherungsgesellschaften  gestellt  mit  der 
Begründung,  daß  die  Billigkeit  der  Zündhölzer  die  Veranlassung 
für  viele  leichtfertige  Brandstiftungen  sei,  und  der  spätere  im 
Jahre  1908  von  dem  Rentner  Karl  Schultz  in  Hannover,  der  fol- 
gende mit  15  Unterschriften  versehene  Petition  dem  Reichstag 
unterbreitete:  „tunlichst  schleunige  Wiederaufhebung  der  verkehrs- 
feindlichen Fahrkartensteuer  veranlassen  und  dagegen  zur  Be- 
schaffung der  nötigen  Geldmittel  eine  angemessene  Besteuerung  der 
Zündhölzer  beschließen  zu  wollen"1). 

Während  aber  diese  Versuche  fehlgeschlagen  waren,  sollte  ein 
neuerliches    Projekt   aus   dem   Jahre   1909   feste   Gestalt   annehmen. 


1)  Anlagenband  246  zum  deutschen  Reichstag,  Nr.  694,  S.  4457. 
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Ganz  plötzlich  nämlich  tauchte  während  den  in  diesem  Jahre  statt- 
findenden Beratungen  zur  Reichsfinanzreform  der  Plan  auf,  eine 
Zündholzsteuer  einzuführen.  Diesmal  mit  größerem  Nachdruck  wie 
früher  verfochten,  sollte  die  Verwirklichung  desselben  nicht  lange 
ausstehen.  Kaum  einen  Monat  später  stand  man  schon  vor  dem 
fertigen  Gesetz,  das  für  die  Zündhölzchen  eine  verhältnismäßig 
hohe  Steuer  vorschreibt.  —  Der  Vorschlag  einer  Zündwarensteuer 
erfolgte  in  einer  sonst  nicht  üblichen  Weise  aus  der  Mitte  der 
Finanzkommission  heraus  und  ist  im  9.  Bericht  der  32.  Kommission 
über  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  Änderungen  im  Finanz- 
wesen —  Nr.  992  der  Drucksachen  —  und  zwar  über  die  Be- 
steuerung der  Zündwaren  (Art.  VI  —  neu)  niedergelegt1).  Die 
Verhandlungen  im  Reichstag  begannen  gleich  in  zweiter  Lesung 
am  6.  Juli  1909 2).  Hier  erfolgte  unter  geringfügigen  Änderungen 
die  Annahme  des  Entwurfs  mit  179  zu  165  Stimmen.  Sie  hatten 
gezeigt,  daß  die  Linke  die  Steuer  fast  durchweg  bekämpfte,  da  sie 
wiederum  eine  Mehrbelastung  für  den  kleinen  Mann  darstellte.  Die 
Anträge  auf  Ermäßigung  derselben  gingen  nicht  durch.  Mit  einer 
3.  Beratung  am  10.  Juli  19093),  wo  die  Annahme  bestätigt  wurde, 
schloß  man  die  Beratung  über  die  Zündholzsteuer.  —  Das  sehr 
detailliert  ausgeführte  Gesetz  enthält  46  Paragraphen  und  wurde 
am  15.  Juli  1909  veröffentlicht4).  Die  wichtigsten  Bestimmungen 
daraus  lauten: 

§  1. 
Zum  Verbrauch  im  Inland  bestimmte  Zündwaren  unterliegen 
einer  in  die  Reichskasse  fließenden  Verbrauchsabgabe  (Zündwaren- 
steuer). Zündwaren  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  Zündhölzer, 
Zündspänehen,  Zündstäbchen  aus  Strohhalmen  oder  Pappe  und 
Zündkerzchen  aus  Stearin,  Wachs  oder  ähnlichen  Stoffen. 

§  2. 
Die  Zündwarensteuer  beträgt: 
1.  für  Zündhölzer,  für  Zündspänehen  und  für  Zündstäbchen  aus 
Strohhalmen  oder  aus  Pappe: 

a)  in  Schachteln   oder   anderen  Behältnissen  mit  einem  In- 
halt  von  weniger   als  30  Stück:    1  Pfsr.  und   mit  einem 


1)  Bd.  255,  Nr.  1443,  S.  8983  ff.  Anlagen  zum  deutschen  Reichstag 

2)  Bd.  237,  276.  Sitzung,  S.  9134Dff.  Reichstagsberichte. 

3)  Bd.  237,  280.  Sitzung.  S.  9361 D  ff.  Reichstagsberichte. 

4)  R.G.B1.  S.  814. 
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Inhalt    von   30—60   Stück    1V2  Pfg.   für   jede   Schachtel 
oder  jedes  Behältnis, 
b)  in  Schachteln   oder   anderen  Behältnissen  mit  einem  In- 
halt von  mehr  als  60  Stück   IV2  Pfg.  für  60  Stück  oder 
einen  Bruchteil  davon. 
2.  für     Zündkerzchen     aus     Stearin,     Wachs      oder     ähnlichen 
Stoffen : 

a)  in  Schachteln  oder  anderen  Behältnissen  mit  20  oder 
weniger  Zündkerzchen  5  Pfg.  für  jede  Schachtel  oder 
jedes  Behältnis, 

b)  in  größeren  Packungen  für  je  20  Zündkerzchen  oder 
einen  Bruchteil  davon  5  Pfg. 

Die  höheren  Steuersätze  treten  nicht  ein,  wenn  die  vorstehend 
angegebenen  Stückzahlen  um  nicht  mehr  als  10  vom  Hundert 
überschritten  werden. 

§3. 
In  den  ersten  5  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
tritt  eine  Erhöhung  der  Zündwarensteuer  um  20  vom  Hundert  ein: 

1.  für  Zünd waren,  welche  in  Fabriken  hergestellt  sind,  die 
erst  nach  dem  1.  Juni  1909  betriebsfähig  hergerichtet  wor- 
den sind, 

2.  für  Zünd  waren  aus  den  vor  dem  1.  Juni  1909  in  Betrieb 
gewesenen  Fabriken,  soweit  deren  Jahreserzeugungen  die 
nachweisliche  Durchschnittserzeugung  der  letzten  drei  Be- 
triebsjahre vor  dem  1.  Juni  1909  oder,  falls  die  Fabriken 
noch  nicht  volle  drei  Betriebsjahre  vor  dem  1.  Juni  1909 
bestanden  haben,  die  nachweisliche  jährliche  Durchschnitts- 
erzeugung der  vor  dem  1.  Juni  1909  liegenden  Betriebszeit 
übersteigt. 

§  4. 

Für  im  Inlande  hergestellte  Zündwaren  ist  die  Zündvvaren- 
steuer  zu  entrichten,  bevor  die  Zündwaren  aus  den  Räumen  des 
Herstellungsbetriebs  oder  den  Zündwarensteuerlagern  in  den  freien 
Verkehr  des  Inlands  übergehen. 

Für  die  aus  dem  Ausland  eingehenden  Zündwaren  ist  die 
Steuer  neben  dem  Eingangszoll  und  zugleich  mit  diesem  zu  ent- 
richten. 

Von  den  weiteren  Bestimmungen  des  Gesetzes  ist  noch  zu 
erwähnen :    Steuerzahler    sind    entweder    der    Hersteller    oder    Im- 
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porteur;  eine  Stundung  der  Steuer  kann  auf  3  Monate  hinaus,  bei 
Sicherheitsstellung  auf  6  Monate  hinaus  gewährt  werden.  Von 
unter  Steueraufsicht  exportierten  Zündwaren  wird  keine  Steuer 
erhoben ;  die  unversteuerten  Zündwaren  müssen  in  sogenannten 
Zündwarensteuerlagern  unter  amtlichem  Mitverschluß  aufbewahrt 
werden,  deren  Einrichtung  auf  Reichskosten  geschieht.  Einen  breiten 
Raum  nehmen  sodann  die  Strafandrohungen  ein.  Die  Erhebung  und 
Verwaltung  der  Steuer  erfolgt  durch  die  Einzelstaaten ,  die  dafür 
eine  Abfindung  erhalten.  Der  Zoll  auf  Zündhölzer  und  Zünd- 
stäbchen aus  Pappe  wurde  auf  30  M.  erhöht,  eine  Nachsteuer  von 
den  im  Besitz  von  Händlern,  Wirten  usw.  befindlichen  Vorräten 
erhoben.  Das  Gesetz  trat  mit  dem  1.  Oktober  1909  in  Kraft,  be- 
züglich der  Zollerhöhung  jedoch  schon  am  1.  August  1909. 

Zu  dem  Zündwarensteuergesetz  erließ  der  Reichskanzler  am 
30.  August  1909  Ausführungsbestimmungen1),  die  manche  kleine 
Lücken  des  Gesetzes  ausfüllen  und  Unklarheiten  bezüglich  seiner 
Auslegung  aus  der  Welt  schaffen  sollten.  Sie  wurden  ergänzt 
durch  eine  Zündwarenkontingentierungsordnung2),  Zündwarenlager- 
ordnung3) und  Zündwarennachsteuerordnung4).  Die  sehr  ausführ- 
lichen Bestimmungen  beziehen  sich  auf  eine  genau  geordnete  Buch- 
führung mit  einem  Fabriklagerbuch,  Zündwarenlagerbuch,  Steuer- 
anmeldungsbuch, deren  Einrichtung  genau  vorgeschrieben  ist,  ferner 
auf  eine  Reihe  von  Formularen  z.  B.  zur  Anmeldung  von  Zündwaren 
zur  Versteuerung  und  ähnlichen,  die  beständig  ausgefüllt  werden 
müssen.  In  §  24  der  Ausführungsbestimmungen  wurde  die  Größe 
der  Einzelpackungen  vorgeschrieben  und  die  Zahl  der  Packungs- 
arten beschränkt;  z.  B.  fielen  die  70er,  80er,  90er  und  100er 
Wickel  fort.  Die  Steuerbeträge  müssen  binnen  drei  Wochen  bezahlt 
werden.  Später  kam  noch  eine  Bekanntmachung  vom  17.  August 
1910  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1911  hinzu5),  in  der  verlangt 
wurde,  daß  die  Etiketten  der  Schachteln  neben  der  Firma  oder  der 
sie  vertretenden  Marke  eine  kleine  Unterscheidungsnummer,  die  sich 
in  der  oberen  linken  Ecke  befindet,  aufweisen  müssen. 

Vom  Reich  wurden  mit  großem  Kostenaufwand  (man  schätzt 
eine  Million  Mark)  Zündwarensteuerlager  auf  den  einzelnen  Fabrik- 
grundstücken gebaut,  die  unter  Mitverschluß  der  betreffenden  Steuer- 


1)  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich,  Nr.   53,  S.  863. 

2)  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich,  Nr.  53,   S.  895. 

3)  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich,  Nr.   53,  S.  903. 

4)  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich,  Nr.   53,  S.  917. 

5)  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  1910,  Nr.  37,  S.  461. 
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behörde  gehalten  werden.  Hierher  muß  der  Fabrikant  allabendlich 
die  gesamte  Tagesproduktion  bringen  lassen.  Bei  Abfertigungen 
ist  stets  ein  Steuerbeamter  zugegen ,  der  dann  das  Steuerlager 
wieder  verschließt. 

Die  Beweggründe,  aus  denen  heraus  die  Steuer  entstanden  ist, 
waren  lediglich  fiskalischer  Natur.  Denn  das  Argument  der  Not- 
wendigkeit einer  Besteuerung  wegen  des  fahrlässigen  Umgehens 
mit  den  billigen  Streichhölzern  wurde  wohl  wieder  ausgegraben, 
aber  mit  Recht  wenig  beachtet.  Vom  Standpunkt  des  reinen  Fis- 
kalismus aus  betrachtet,  stellte  eine  Besteuerung  der  in  ungezählten 
Mengen  jährlich  hergestellten  Zündhölzchen  nicht  die  schlechteste 
Steuerquelle  dar.  Denn  auf  Grund  der  Ergebnisse,  die  andere 
Länder  erzielt  hatten,  konnte  die  Regierung  annehmen,  daß  dabei 
eine  ansehnliche  Summe  einkommen  würde.  Ist  aber  bei  dem  ■  Be- 
streben, Geld  zu  schaffen,  auch  den  anderen  Grundsätzen  einer 
richtigen  Besteuerung,  zuerst  dem,  daß  eine  Steuer  gerecht  sei, 
nachgekommen  worden?  Wie  jede  Steuer,  die  den  breitesten 
Massenkonsum  erfaßt,  so  mußte  auch  die  Zündholzsteuer  die  unteren 
Klassen  des  Volkes  verhältnismäßig  viel  mehr  belasten,  wie  dessen 
obere  Schichten.  Und  das  ist  natürlich ,  denn  das  Zündhölzchen 
ist  nun  einmal  ein  notwendiger  Gebrauchsgegenstand  des  täglichen 
Lebens  geworden,  der  auch  in  der  kleinsten  Hütte  nicht  fehlt.  Daß 
auch  das  Publikum  das  Unsoziale  der  ganzen  Steuer  erkannte,  be- 
weist die  spätere  starke  Erbitterung  gegen  sie,  die  das  erhoffte 
finanzielle  Ergebnis  um  ein  Bedeutendes  schmälerte.  Von  einw- 
anderen Seite  aus  muß  man  gleichfalls  zur  Verurteilung  der  Zünd- 
holzsteuer gelangen;  denn  auch  der  Grundsatz  der  Volkswirtschaft, 
der  besonders  bei  indirekten  Steuern  verlangt,  daß  die  steuerlichen 
Eingriffe  des  Staates  möglichst  rücksichtsvoll  und  ohne  allzu  große 
Schädigung  der  betreffenden  Produktionsinteressen  erfolgen  soll,  ist 
bei  der  Zündholzsteuer  kaum  berücksichtigt  worden.  Wenn  man 
sich  vergegenwärtigt,  daß  die  Fabrikanten  durch  die  sozialpolitischen 
Gesetze  der  Jahre  1884  und  1903  zu  bedeutenden  Aufwendungen, 
deren  letztere  1909  vielleicht  noch  nicht  amortisiert  waren,  genötigt 
wurden,  wenn  man  gesehen  hat,  wie  wenig  günstig  die  Lage  der 
Industrie  nnd  ihre  Rentabilität  sich  im  Laufe  der  Zeit  gestaltet 
hatte,  dann  kann  man  eigentlich  nur  zu  der  Einsicht  gelangen,  daß 
der  Gedanke,  die  Erzeugnisse  dieser  Branche  zu  besteuern,  ein 
recht  unglücklicher  gewesen  ist. 

Abgesehen  nun  von  der  prinzipiellen  Ablehnung  muß  man  der 
Zündholzsteuer  auch  wegen  der  schweren  Einzelfehler,    die  bei  ihr 
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gemacht  worden  sind,  eine  Ablehnung  zu  teil  werden  lassen.  Der 
schwerwiegendste  derselben  bestand  darin,  daß  man  das  Inkraft- 
treten der  Steuer  auf  den  1.  Oktober  1909  hinausschob,  der  zweite 
darin,  daß  ein  Passus  über  die  Besteuerung  der  Zündholzersatz- 
mittel, d.  h.  der  verschiedenartigen  mechanischen  Feuerzeuge  fehlte. 

Die  Übergangsperiode  des  Zündwarensteuergesetzes,  die  aus 
steuertechnischen  Rücksichten  auf  die  lange  Zeit  von  2  lJ2  Monaten 
ausgedehnt  wurde,  schuf  eine  sehr  komplizierte  Lage.  In  derselben 
griff  nämlich  eine  unbeschreibliche  Vorversorgung  Platz,  zu  deren 
Befriedigung  Zündhölzer  waggonweise  vom  Ausland  eingeführt 
wurden.  Es  trat  während  der  Zeit  eine  förmliche  Jagd  nach  dem 
Streichholz  ein.  Jeder  suchte  sich  noch  unversteuerte  Zündhölzer 
anzuschaffen,  um  wo  möglich  auf  lange  Monate  hinaus  seinen  Be- 
darf zu  decken,  und  den  Zeitpunkt,  wo  er  sich  der  unbeliebten 
Steuer  unterziehen  mußte,  recht  weit  hinauszuschieben. 

Die  Vorversorgung  nahm  vielfach  sogar  lächerliche  Formen 
an,  denn  auch  die  begüterten  Schichten  der  Bevölkerung  schlössen 
sich  bei  der  ganzen  Bewegung  nicht  aus.  Das  wirkt  um  so 
komischer,  als  doch  niemand  ernstlich  bedrückt  wird  durch  die 
Zündholzsteuer  (die  Steuerbelastung  beträgt  ungefähr  40  Pfg.  pro 
Jahr  und  pro  Kopf  der  Bevölkerung).  Außerdem  ist  es  natürlich 
sehr  kurzsichtig  und  unwirtschaftlich,  sich  Vorräte  eines  Verbrauchs- 
artikels anzuschaffen,  der  wie  die  Zündhölzer  bei  längerem  Liegen 
schnell  unbrauchbar  wird,  und  der  noch  dazu  äußerst  feuergefähr- 
lich ist. 

Wie  erheblich  der  Import  an  Zündhölzern  in  den  Monaten  Juli, 
August,  September  gewesen  ist,  geht  aus  folgenden  Zahlen  hervor : 
Es  wurden  in  den  drei  Monaten  eingeführt  650  Doppelladungen 
mit  je  60  Kisten  =  65  000  dz  Streichhölzer,  gegen  2000  dz  in  der 
gleichen  Zeit  des  Vorjahres.  Die  65  000  dz  verteilten  sich  auf  die 
einzelnen  Monate  wie  folgt:  Juli  26  231  dz,  August  29301  dz,  Sep- 
tember 9  276  dz.  Am  meisten  partizipierten  an  dieser  Einfuhr 
unsere  drei  größten  Konkurrenzländer  auf  dem  Gebiete:  Belgien, 
Schweden  und  Österreich.  Belgien  führte  ein:  5  788,  6  571,  2365  dz, 
Schweden:  5362,  8615,  1681  dz  und  Österreich-Ungarn:  9989, 
6  980  und  2  251  dz1).  Selbst  die  Zollerhöhung,  die  schon  am 
1.  August  in  Kraft  trat,  hatte  das  Einströmen  der  fremden  Ware 
nicht  unterbinden  können.  Der  Export  aber  wurde  auf  den  dritten 
Teil  seines  sonstigen  Umfanges  beschränkt.    Nun  sollte  man  meinen, 

1)  Nach  den  Monatlichen  Nachweisungen  über  den  auswärtigen  Handel 
Deutschlands  Juli  1909,   S.  128,  August  1909,  S.  128  und  September  1909,  S.  128. 
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daß  die  deutsche  Industrie,  die  natürlich  in  erster  Linie  mit  beteiligt 
war  an  der  Versorgung  des  gewaltigen  Mehrbedarfs  (es  wurde  ge- 
schätzt, daß  sie  30  bis  40%  mehr  geliefert  hatte  wie  gewöhnlich) 
hieraus  einen  großen  Nutzen  hätte  ziehen  können.  Doch  dem  war 
nicht  so.  Denn  die  Steuer  kam  zu  plötzlich.  Die  Fabrikanten 
waren  meist  durch  alte  Schlüsse  mit  billigen  Preisen  gebunden, 
die  die  Abnehmer  jetzt  auf  einmal  hervorholten  und  deren  Liefe- 
rung sie  stürmisch  verlangten.  Das  gestattete  ersteren,  trotzdem 
sie  mit  Anspannung  aller  Kräfte  arbeiteten,  vielfach  nicht,  neue 
lohnende  Aufträge  hereinzunehmen,  und  so  entsprach  auch  ihr 
Gewinn,  den  sie  aus  der  Vorversorgung  zogen,  nicht  der  ver- 
größerten Produktion  und  den  hohen  Preisen.  Eine  ganze  Reihe 
späterer  Prozesse,  die  wegen  Nichteinhaltens  der  Lieferungsfristen 
von  den  Abnehmern  gegen  sie  angestrengt,  die  aber  alle  von  den 
Gerichten  für  sie  entschieden  wurden,  bestätigen  das  Gesagte. 

Der  zweite  Fehler,  der  in  dem  Zündwarensteuergesetz  unter- 
laufen war,  ist  darin  zu  erblicken,  daß  eine  Besteuerung  der  mecha- 
nischen Feuerzeuge  nicht  mit  inbegriffen  wurde.  Wenn  auch  zu- 
nächst niemand,  selbst  nicht  die  Interessenten,  die  nachher  so  laut 
diese  Forderung  erhoben,  mit  der  Möglichkeit  einer  weitgehenden 
Verwendung  der  Zündholzersatzmittel  gerechnet  haben  mag,  so 
mußte  doch  später,  als  sich  herausstellte,  wie  tatsächlich  in  weiten 
Kreisen  die  mechanischen  Feuerzeuge  dazu  dienten,  das  versteuerte 
Zündholz  zu  ersetzen,  eingeschritten  und  schon  allein  aus  fiska- 
lischen Gründen  eine  Steuer  auf  die  Zündholzersatzmittel  gelegt 
werden.  Während  man  aber  in  Deutschland  diese  notwendige 
Konsequenz  vermissen  ließ,  wurde  sie  in  Frankreich,  das  die  Ersatz- 
mittel am  29.  Dezember  1910,  und  in  Italien,  das  sie  am  6.  März 
1910  versteuerte,  gezogen. 

Unter  den  verschiedenartigsten  Formen  tauchten  die  mecha- 
nischen Feuerzeuge  im  Publikum  auf.  Am  gebräuchlichsten  und 
bekanntesten  sind  die  Taschenfeuerzeuge,  daneben  aber  auch  die 
Zündzangen,  Gasanzünder,  elektrischen  Zigarrenanzünder  und  ähn- 
liche mehr.  Über  ihre  Gebrauchsfähigkeit  und  darüber,  ob  sie  das 
Streichholz  vollständig  ersetzen  können,  gehen  die  Meinungen  weit 
auseinander.  Jeder,  der  einmal  ein  Taschenfeuerzeug  in  seinem 
Besitz  gehabt  hat,  wird  dabei  wohl  öfters  die  Erfahrung  gemacht 
haben,  daß  es,  selbst  wenn  es  sonst  gut  funktioniert,  doch  einer  be- 
ständigen Wartung,  sei  es  des  Benzinvorrates,  sei  es  des  Zereisens 
bedarf,  um  seine  Gebrauchsfähigkeit  vollständig  intakt  zu  halten, 
liier  ist  ihm  das  bequeme  und  stets  gebrauchsfähige  Zündholz  über. 
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Es  ist  ja  auch  weniger  irgendein  den  Zündholzersatzmitteln  inne- 
wohnender Wert,  der  ihre  Verbreitung  im  Publikum  so  stark  ge- 
fördert hat,  als  vielmehr  die  Tatsache,  daß  man  mit  ihnen  der 
verhaßten  Steuer  ein  Schnippchen  schlagen  konnte.  Das  zeigen 
schon  die  Reklamen  und  Anpreisungen ,  die  die  herrschende 
Stimmung  des  Volkes  geschickt  ausnutzten.  Fast  bei  allen  findet 
man  z.  B.  die  Worte  „Macht  Euch  Feuer  ohne  Steuer"  oder  der- 
gleichen mehr  vor.  Die  Schätzungen  darüber,  wie  weit  der  Ge- 
brauch der  Zündhölzchen  von  den  Ersatzmitteln  zurückgedrängt 
wird,  sind  sehr  verschieden.  Die  Fabrikanten  der  letzteren  wollen 
natürlich  nur  eine  Konkurrenz  geringer  Art  gelten  lassen  (von 
2V2%),  während  die  Zündholzindustriellen  mit  einem  Abbruch  von 
20 — 25%  infolge  der  starken  Verwendung  der  mechanischen  Feuer- 
zeuge rechnen.  Auch  hier  wird  man  am  besten  mit  dem  goldenen 
Mittelweg  auskommen,  wenn  man  diesen  auf  10,  höchstens  15% 
schätzt.  Ein  Moment  darf  jedenfalls  dabei  nicht  ganz  außer  Acht 
gelassen  werden,  daß  eben  die  große  Verwendung  der  Zündholz- 
ersatzmittel in  der  ersten  Zeit  nach  der  Steuer  mehr  vorüber- 
gehender Natur  gewesen  ist.  Nachdem  sich  das  Publikum  allmählich 
mit  der  Verteuerung  der  Zündhölzer  abgefunden  und  der  Groll 
gegen  die  Steuer  nachgelassen  hat,  ist  sicher  auch  wieder  das  alte 
bequeme  Streichholz  mehr  in  Anwendung  gekommen.  Trotzdem 
ist  noch  heute  die  Forderung  der  Fabrikanten:  gleiche  Gerechtig- 
keit für  alle,  berechtigt  und  nur  eine  logische  Konsequenz  der 
Zündholzsteuer.  Auch  das  von  ihnen  angeführte  Argument,  daß 
sich  die  Industrie  der  Ersatzmittel  gewissermaßen  erst  unter  dem 
Schutze  des  Staates,  d.  h.  auf  Kosten  der  durch  die  Steuer  in  ihrer 
Aktionskraft  gelähmten  Zündholzindustrie  so  recht  entwickeln 
konnte,  ist  stichhaltig. 

Nach  dem  Inkrafttreten  der  Steuer  am  1.  Oktober  schlug  die 
frühere  hochgespannte  Lage  in  das  Gegenteil  um.  Während  vorher 
mit  höchster  Anstrengung  gearbeitet  worden  war,  konnten  jetzt 
kaum  noch  die  Arbeiter  beschäftigt  werden ,  und  viele  derselben 
wurden  entlassen,  ja  einzelne  Betriebe  mußten  ihre  Tore  zeitweise 
oder  auch  für  immer  schließen.  Die  Lager  schwollen  wieder  in 
beängstigender  Weise  an,  da  ein  Absatz  in  Zündhölzern  fast  gar 
nicht  mehr  stattfand.  Die  Einfuhr  ließ  immer  mehr  nach.  Sie  ging 
zurück  auf  788  dz  im  Oktober,  191  dz  im  November  und  42  dz  im 
Dezember1).      Neben   Vorversorgung   und   Konkurrenz   der   Ersatz- 

1)  Monatliche  Nachweise  über  den  auswärtigen  Handel  Deutschlands  Oktober 
1909,  S.  128,  November  1909,  S.  128  und  Dezember  1909,  S.  128. 
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mittel  war  hieran  auch  die  unglaubliche  Sparsamkeit,  die  im  Ge- 
brauch von  Zündhölzchen  geübt  wurde,  schuld. 

Diese  drei  Momente  haben  nun  einen  kolossalen  Verbrauchs- 
rückgang in  Zündhölzern  herbeigeführt,  der  seine  Wirkungen  in 
gleicher  Weise  auf  Staat,  Fabrikanten  und  Arbeiter  erstreckte. 

Die  finanziellen  Erwartungen,  die  die  Regierung  von  der  Steuer 
gehegt  hatte,  sollten  somit  zunächst  weit  hinter  dem  erhofften  Er- 
gebnis von  25  Millionen  Mark  zurückbleiben.  Zu  diesem  war  sie 
beim  Entwurf  des  Gesetzes  auf  Grund  von  zwei  Berechnungen 
gelangt1).  Die  eine  ging  von  der  jährlich  erzeugten  durch  Be- 
rechnungen festgestellten  Zündhölzchenmenge  aus,  die  in  Deutsch- 
land auf  225  000  Kisten  ä  10  000  Schachteln  geschätzt  wurde  (der 
Verein  Deutscher  Zündwarenfabrikanten  hat  244200  Kisten  be- 
rechnet). Den  Verbrauchsrückgang  infolge  der  Steuer  nahm  man 
mit  25%=  56250  Kisten  an,  so  daß  186750  Kisten  verblieben,  und 
diese  sollten  bei  dem  Steuersatz  von  150  M.  pro  Kiste  25312  500  M. 
einbringen.  Die  andere  Berechnung  ging  von  dem  täglichen  Zünd- 
hölzchenverbrauch pro  Kopf  der  Bevölkerung  aus,  den  sie  ganz 
richtig  auf  6  Stück  schätzte.  Der  erwartete  Verbrauchsrückgang 
von  25%  reduzierte  die  6  Hölzchen  auf  4,5  Stück.  Demzufolge 
wäre  bei  einer  Bevölkerung  von  64  Millionen  Menschen  der 
jährliche  Verbrauch  in  Deutschland:  4,5x360x64  000  000  oder 
103  680  Millionen  Stück  gewesen,  der  bei  dem  Steuersatz  von 
1V2  Pfg.  pro  60  Stück  25  920  000  M.  ergeben  hätte.  Diesen  Be- 
rechnungen, die  rein  äußerlich  zeigten,  daß  selbst  aus  so  winzigen 
Dingern ,  wie  den  Zündhölzchen ,  riesige  Beträge  herausgeholt 
werden  können,  entsprachen  die  späteren  tatsächlichen  Steuer- 
erträge nicht.  Denn  ein  Moment,  der  Verbrauchsrückgang  infolge 
der  Steuer,  war  bei  ihnen  vollständig  unterschätzt  worden.  Die 
bisher  endgültigen  Ergebnisse  der  Zündwarensteuer  zeigt  die  Tabelle 
auf  S.  80. 

Die  Zahlen  sind  nach  den  monatlichen  Nachweisungen  der 
Einnahmen  des  Deutschen  Reiches  im  Zentralblatt  für  das  Deutsche 
Reich  zusammengestellt.  Die  Solleinnahme  enthält  die  bar  auf- 
kommenden und  gestundeten  Beträge,  die  Isteinnahme  nur  die  bar 
aufkommenden  Beträge,  die  sich  zusammensetzen  aus  Stundungs- 
abzahlungen und  nicht  gestundeten  Steuerzahlungen.  Für  die 
Monate  Oktober  1909  bis  März  1910  sind  in  dem  Zentralblatt  für 
das    Deutsche  Reich    in   den   Solleinnahmen   gleich  die  zusammen- 


1)  Anlagenband  255,  Nr.  1443,  S.  8992. 
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Zun  d  warensteuerersrebnisse  in  Mark. 


1909/1910 

1910/1911 

1911/1912 

1912/1913 

Solleinn. 

Isteinn. 

Solleinn. 

Isteinn. 

Solleinn. 

Isteinn. 

Solleinn. 

Isteinn. 

Oktober 

791424 

750592 

1696714 

1499367 

1915108 

1354966 

2  247  646 

160S275 

November 

1444134 

1246  517 

1564899 

1094 503 ' 

1962  190 

1557  340 

1974406 

1546988 

Dezember 

827  249 

405481 

1540647 

1121372 

1950971 

1738639 

1780939 

1637  050 

Januar 

1060152 

960890 

1765904 

1277  644! 

2035721 

1528334 

1997  017 

1731511 

Februar 

1250729 

535406 

1739523 

1292  234 

1903869 

1621898 

1932  267 

1752  541 

März 

1716467 

435084 

1655  077 

1514164 ' 

1675951 

1794070 

1731838 

1794  884 

April 

1174145 

1083627 

1102  659 

1413943, 

1333646 

1821292 

1669225 

1923  381 

Mai 

10125S9 

1057173 

1475691 

1431466 

1442610 

1927  450 

1575401. 

1835927 

Juni 

1125  963 

774546 

1847  232 

1556870 

1577  780 

1729626 

1452  544 

1702  395 

Juli 

1293  274 

1065141 

1648765 

1633  056 

1796  986 

1800456 

1575322 

1827  096 

August 

1197  874 

1072834 

1489771 

1484  099 

1835982 

1609918 

September 

1488331 

1226  962 

1573196 

1614862, 

2  537  397 

1787511 

Summe:       14382331  [10554253  IJ19099978  |l69335S0  2L96S211  J20271500j| 

gezogenen  Zahlen  (z.  B.  für  den  Monat  Januar  die  aufgekommenen 
Steuerbeträge  von  Oktober  bis  Januar)  wiedergegeben.  Durch  Sub- 
traktion ergaben  sich  dann  die  obigen  Zahlen.  Außerdem  sind  in 
den  dortigen  Angaben  auch  die  Nachsteuerbeträge  enthalten,  die 
wir  ausgesondert  haben  und  im  folgenden  für  sich  geben. 

An  Nachsteuer  wurde  erhoben: 


Oktober : 

792  492 

1909  ^ 

November: 

1  105  091 

Dezember: 

285  583 

Januar: 

84  882 

1910 

Februar : 

38  672 

März : 

568  877 

Summe 

2  775  597 

Leiter  betrug  die 

Solleinnahme 

im  Rechnungsjahr  1909: 

9  423  430 

Isteinnahme 

n                   » 

1909: 

4  315  972 

Solleinnahme 

n                           n 

1910: 

17  702  997 

Isteinnahme 

»                           » 

1910: 

13  629  731 

Solleinnahme 

n                     » 

1911: 

20  936  452 

Isteinnahme 

n                           n 

1911: 

18  418  645 

Solleinnahme 

"                           » 

1912: 

22  364  745 

Isteinnahme 

»                           » 

1912: 

20  791  531 

—     81     — 

Im  Reichshaushaltetat  ist  die  Einnahme  auf  das  Rechnungsjahr 

1909  veranschlagt  auf     4  100  000  M. 

1910  „  „  15  010  000  „ 

1911  „  „  15  776  000  „ 

1912  „  „  18  210  000  „ 

1913  „  „  20  101000  „ 

Der  Anschlag  im  Etat  ist  Vorausschätzung,  während  die  Soll- 
einnahme das  spätere  tatsächliche  Aufkommen  darstellt. 

Wie  sich  die  Zündwarensteuerergebnisse  auf  die  einzelnen 
Produktionsgebiete  verteilen,  zeigt  Tabelle  XI  auf  S.  139.  Dar- 
nach sind  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1909  bis  31.  März  1910  im 
deutschen  Zollgebiet  7  068  738  M.  an  Zündwarensteuer  eingenommen 
worden,  im  Etatsjahr  1910:  17677386  M.  und  im  Etatsjahr  1911: 
20915600  M.1).  Die  Abweichung  von  den  obigen  Angaben  erklärt 
sich  daraus,  daß  in  den  letzteren  für  1909  auch  die  Einnahmen  an 
Zündwarennachsteuer  enthalten  sind,  daß  im  übrigen  aber  hier  auch 
die  erfolgten  Herauszahlungen  und  Nacherhebungen  mit  berück- 
sichtigt wurden. 

Aus  allen  den  angeführten  Zahlen  geht  hervor,  daß  die  Steuer- 
erträge zwar  langsam  im  Steigen  begriffen  sind,  daß  sie  aber  noch 
weit  entfernt  sind  von  dem  Beharrungszustand  von  25  Mill.  M.,  der 
sich  ergeben  soll,  wrenn  wieder  normale  Verhältnisse  eingetreten 
sind.  Schuld  hieran  ist  der  enorme  Konsumrückgang  gewesen,  der 
sofort  nach  Inkrafttreten  der  Zündwarensteuer  sich  einstellte  und  die 
ursprünglich  angenommenen  25%  bedeutend  überstieg.  Schwie- 
ning  hat  in  der  deutschen  Zündwarenzeitung  (Nr.  465,  Dezember 
1910)  in  einem  Aufsatze:  „Wovon  kommt  die  Not  der  deutschen 
Zündholzindustrie?"  versucht,  den  tatsächlich  eingetretenen  Konsum- 
rückgang rechnerisch  zu  ermitteln,  und  ist  dabei  zu  dem  Ergebnis 
von  38,8%  gelangt,  das  wir  aber  etwas  näher  untersuchen  müssen, 
weil  es  später  besonders  in  den  an  den  Reichstag  gelangten  Peti- 
tionen eine  große  Rolle  spielte.  Er  geht  bei  seiner  Berechnung 
von  einer  vor  1909  bestehenden  Tagesproduktion  von  814  Kisten 
=  244  200  Kisten  Jahresproduktion  aus  und  vergleicht  diese  mit 
den  aus  den  Steuererträgen  (7  090155  M.  Solleinnahmen)  im  ersten 
Halbjahr  berechneten  und  demnach  zu  dieser  Zeit  hergestellten 
47268  Kisten.  Dabei  kommt  er  dann  zu  dem  Resultat,  daß  der 
Konsum  auf  38,8%  seiner  früheren  Höhe  zurückgegangen  sei. 


1)  Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  1910  III,  S.  189  und 
190;  1911  III,  S.  108  und  1912  III,  S.  80. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  47.  6 
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Zwei  Angriffspunkte  sind  bei  dieser  Berechnung  vorhanden. 
Einmal  geben  weder  die  Solleinnahmen  noch  die  Isteinnahmen  nach 
der  oben  erfolgten  Erklärung  ihrer  Bedeutung  einen  genauen  Auf- 
schluß über  den  tatsächlichen  Verbrauch.  Wann  die  bar  oder  auf 
Stundung  versteuerten  Mengen  verbraucht  werden,  weiß  man  ja 
gar  nicht,  da  die  Steuerbehörde  diese  Mengen  unmittelbar  nach 
der  Anschreibung  der  auf  ihnen  ruhenden  Steuer  zum  Soll  (daher 
Solleinnahme)  aus  der  steuerlichen  Kontrolle  entläßt.  Zum  zweiten 
beruht  die  weitere  Grundvoraussetzung,  daß  die  Gesamtkontingente 
der  deutschen  Zündholzindustrie  vor  der  Steuer  244200  Kisten  be- 
tragen haben,  nur  auf  einer  Schätzung,  wenn  auch  einer  solchen, 
die  vielleicht  nicht  sehr  viel  von  der  Wirklichkeit  abweicht,  da  sie 
bei  der  Bildung  des  Syndikats  erfolgte. 

Somit  hat  wohl  die  ganze  Berechnung,  besonders  was  die 
Dezimalen  anbelangt,  keine  allzu  große  Bedeutung,  aber  sie  ist 
immerhin  nicht  ohne  Wert;  denn  sie  gibt  doch  ungefähr  ein  Bild 
von  dem  kolossalen  Verbrauchsrückgang  in  Streichhölzern.  Es 
wurde  gerade  an  dieser  Stelle  näher  auf  sie  eingegangen,  weil  man 
sie  nur  auf  Grund  der  Steuerergebnisse  verstehen  kann,  und  weil 
sie  die  nachfolgend  geschilderten  Wirkungen  der  Zündholzsteuer 
auf  die  Fabrikanten  besser  veranschaulicht. 

Wohl  keiner  der  sämtlichen  deutschen  Zündholzbetriebe  hat 
nicht  unter  den  Folgen  der  Steuer  zu  leiden  gehabt.  Zwar  über- 
standen die  kapitalkräftigen,  durch  große  Rücklagen  gedeckten 
Aktien-Gesellschaften  die  Jahre  der  Krisis  leichter  wie  die  mittleren 
und  kleineren  Betriebe,  aber  auch  sie  hatten  schwer  zu  kämpfen. 
Die  kleinen  Unternehmer  wurden  allein  schon  deshalb  mehr  in  Mit- 
leidenschaft gezogen,  weil  es  für  sie  viel  schwerer  war,  die  Zünd- 
warensteuer, die  sogar  bei  kleinen  Betrieben  in  die  Hunderttausende 
geht,  aufzubringen  oder  eine  Sicherheit  für  sie  zu  erlangen.  Die 
Folge  davon  war,  daß  sie  die  Fabrikation  aufgeben  mußten.  Wie 
schlecht  es  aber  auch  großen  Fabriken  gegangen  ist,  das  zeigen 
zwei  Beispiele:  Aus  dem  Geschäftsbericht  der  „Stahl  &  Nölke  A.  G." 
in  Kassel  pro  1910/11  geht  hervor,  daß  zum  ersten  Mal  seit  Be- 
stehen derselben  ein  Verlust  von  49  753  M.  eingetreten  ist,  gegenüber 
einem  Reingewinn  von  144957  M.  im  Vorjahr.  In  den  früheren 
Jahren  aber  wurde  stets  eine  Dividende  von  8 — 10%  verteilt. 
Ferner  hatte  eine  zweite  große  Fabrik  „Die  Deutschen  Zündholz- 
fabriken" in  Lauenburg  in  Pommern  ebenfalls  mit  einem  größeren 
Verlust  von  44497  M.  in  dem  Geschäftsjahr  1.  November  1909  bis 
31.  Oktober    1910    abgeschlossen    gegenüber   einer  Dividende   von 
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5%  im  Vorjahr1).  Von  der  Aktien-Gesellschaft  „Union"  vereinigte 
Zündholz-  und  Wichsefabriken  in  Augsburg,  die  mit  1800000  M. 
Kapital  arbeitet,  wurde  zwar  wieder  eine  Dividende  von  9%  wie 
im  Vorjahre  verteilt,  aber  nur  auf  Kosten  der  Dividendenreserve, 
deren  Dotierung  ganz  unterbleiben  mußte,  und  des  Vortrags,  der 
um  mehr  als  die  Hälfte  gekürzt  wurde.  Der  Umsatz  in  sämtlichen 
Fabriken  ging  von  4  522  819  M.  auf  3  739  775  M.  zurück,  der  Rein- 
gewinn von  262628  auf  133141  M.2)  Privatim  wurde  uns  von 
dieser  Firma  mitgeteilt,  daß  die  Dividendensätze,  die  wie  in  den 
Vorjahren  auch  1910  und  1911  9%  betrugen,  lediglich  auf  die 
Fabrikation  der  Lederputzpräparate,  welche  in  den  letzten  Jahren 
einzig  und  allein  den  Verdienst  gestellt  hatten,  zurückzuführen 
seien.  In  ihren  Zündholzfabriken  dagegen  arbeitet  die  Gesellschaft 
schon   seit   mehreren  Jahren   mit   nicht  unbeträchtlichen  Verlusten. 

Die  Fabrikanten  schätzen  ihren  durch  die  Steuer  erlittenen 
Verlust  in  einer  Eingabe  vom  15.  Februar  1912  auf  6  Mill.  M.  und 
glauben,  daß  auch  fernerhin,  solange  die  normale  Tagesproduk- 
tion nicht  wieder  erreicht  wird,  kaum  mit  der  früheren  Rentabilität 
zu  rechnen  sei.  Die  Spesen,  wie  Handlungsunkosten,  Zinsen  und 
Abschreibungen  sind  zwar  absolut  dieselben  geblieben,  aber  im 
Verhältnis  zu  der  verminderten  Produktion  gestiegen  und  zwar  um 
ca.  10%,  so  daß  der  Selbstkostenpreis  einer  Kiste  Zündhölzer  sich 
jetzt   auf  60,65  M.    stellt  im  Vergleich  zu  55,13  M.  vor  der  Steuer. 

Wie  die  Unternehmer,  so  sind  auch  die  Arbeiter  der  Zünd- 
holzindustrie schwer  von  den  Folgen  der  Steuer  betroffen  worden. 
Aus  allen  Teilen  des  Reiches  kamen  nach  dem  1.  Oktober  die 
Meldungen  von  Arbeitseinschränkungen,  Arbeitseinstellungen  zeit- 
weiser Art  oder  vollständiger  Arbeiterentlassungen.  Der  eingetretene 
Rückgang  wird  anschaulich,  wenn  man  die  Gesamtzahl  der  Arbeiter 
im  Jahre  1907  mit  der  in  den  Jahren  1910,  1911  und  1912  ver- 
gleicht3). Es  waren  beschäftigt  1907:  5694,  im  Halbjahr  Oktober 
1909  bis  März  1910:  4848,  im  Jahre  1910—11:  3926  und  im  Jahr 
1911  —  12:  3935  Arbeiter.  Das  bedeutet  eine  Abnahme  von  14,9°/o 
31,1  °/0  und  30,9%  gegenüber  dem  früheren  normalen  Bestand- 
Wie  groß  die  Zahlen  der  Arbeiterentlassungen  und  Arbeitsverkür- 
zungen im  einzelnen  gewesen  sind,  das  zeigt  eine  Erhebung  des 
Verbandes  der  Fabrikarbeiter  Deutschlands,  die  sich  auf  33  deutsche 


1)  Nach  dem  Handelskammerbericht  Köslin,   1910/11.  S.  98. 

2)  Nach  der  Zeitschrift  für  Zündwarenfabrikation  März  1911. 

3)  Gewerbezählung  1907,  Stat.  d.  D.  Reiches  Bd.  213  Tab.  I,  S.  13.    Viertel- 
jahrshefte   1910,  III  S.   1S9;   1911  III,  S.   107;   1912,  III,  S.  80. 
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Betriebe  mit  3000  beschäftigten  Personen  bezog1).  Während  in 
der  Zeit  vom  Juli  bis  September  1909  in  fast  sämtlichen  Betrieben 
Überstunden  geleistet  wurden  in  der  Höhe  von  3 — 20  Stunden  pro 
Woche,  arbeiteten  nach  dem  1.  Oktober  1909  von  den  33  Fabriken 
22  mit  verkürzter  Arbeitszeit  und  unter  gleichzeitiger  Entlassung 
von  Arbeitern.  Eine  Fabrik  ließ  einen  vollkommenen  14tägigen 
Stillstand  eintreten,  eine  andere  Fabrik  ihre  beschäftigungslos  ge- 
wordenen Zündholzarbeiter  in  einem  ihr  gehörigen  Sägewerk  be- 
schäftigen. In  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1909  bis  31.  März  1910  mußte 
sich  jede  tätige  Person  eine  durchschnittliche  Arbeitsverkürzung 
von  173,6  Stunden  gefallen  lassen.  Während  derselben  Zeit  wur- 
den 905  Personen  gänzlich  entlassen  (721  Erwachsene  und  184 
Jugendliche)  und  zwar  von  15  Betrieben.  Die  Union  in  Augsburg, 
die  früher  350  Arbeiter  beschäftigte,  mußte  die  Arbeitszeit  von  60 
auf  40  Stunden  einschränken.  Da  hierbei  die  Arbeiter  nichts  mehr 
verdienten,  so  gingen  250  von  ihnen  aus  freien  Stücken.  Im  Jahre 
1910  kommen  noch  3  Betriebe  zu  den  22  mit  verkürzter  Arbeits- 
zeit tätigen  hinzu.  Es  ruhten  gänzlich  3  Betriebe  6  Monate,  ein 
Betrieb  3  Monate,  1  Betrieb  2  Monate,  1  Betrieb  14  Tage.  Die 
Arbeitsverkürzung  betrug  im  Durchschnitt  551  Stunden  pro  Person. 
Die  frühere  Normalarbeitszeit  konnten  nur  noch  5  von  den  33  Be- 
trieben aufrecht  erhalten.  Entlassungen  erfolgten  auch  in  diesem 
Jahr  bei  213  Arbeitern,  so  daß  die  Gesamtzahl  der  1909 — 10  ent- 
lassenen Arbeiter  1118  betrug.  In  der  Fabrik  von  Otto  Miram  in 
Kassel  wurden  56  Personen  14  Tage  vor  Weihnachten  entlassen. 
Im  Jahre  1911  stellten  wiederum  3  Fabriken,  eine  in  Königsberg 
und  zwei  in  Pfungstadt,  ihren  Betrieb  ein,  wodurch  zusammen  100 
Arbeiter  brotlos  gemacht  waren.  Der  Rückgang  der  Löhne  infolge 
der  verkürzten  Arbeitszeit  und  der  schlechten  Lage  der  Industrie 
war  ebenfalls  groß.  Der  frühere  durchschnittliche  Arbeitslohn 
wurde  durch  eine  statistische  Aufnahme  des  Fabrikarbeiterverbandes 
kurz  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  1909  auf  17,89  für  die  Ar- 
beiter und  9,93  M.  für  die  Arbeiterinnen  pro  Woche  festgestellt. 
Nach  einer  von  uns  selbst  angestellten  Erhebung  beträgt  er  heute 
für  die  Arbeiter  15,84  M.,  für  die  Arbeiterinnen  8,60  M.,  pro  Woche, 
so  daß  sich  deutlich  die  Abnahme  des  Verdienstes  zeigt.  Der  Lohn- 
verlust bis  zum  Jahre  1911  wurde  vom  Fabrikarbeiter- Verband  wie 
folgt  berechnet:  Im  letzten  Quartal  1909  für  jeden  Arbeiter  im 
Durchschnitt   39,92,    für  jede  Arbeiterin   23,43  M.,    im  Jahre   1910 


1)  Nr.  7   des   „Proletariers"  vom   18.  Februar  1911. 
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126,73  und  74,38  M.,  wobei  dieses  Mal  die  Arbeiter  mit  eingerechnet 
worden  waren,  die  einmal  eine  kurze  Zeit  feiern  mußten.  Der  Ge- 
samtlohnverlust betrug  für  die  Zeit  vom  1.  Oktober  1909  bis  Ende 
des  Jahres  1910  schätzungsweise  515152  M.,  doch  sind  hierin  noch 
nicht   einmal   die  Verluste   der   entlassenen  Arbeiter   mit  enthalten. 

Das  Elend,  das  die  Zündholzsteuer  so  unter  den  Arbeitern  ge- 
schaffen hatte,  fand  seinen  Ausdruck  in  einer  großen  Anzahl  um 
Unterstützung  nachsuchender  Petitionen,  die  an  den  Reichstag  ge- 
langten. In  einer  derselben,  die  aus  Marienthal  bei  Deggendorf 
i.  Bayern  kam,  heißt  es  z.  B.,  daß  seit  dem  20.  November  1909 
in  jeder  Woche  je  ein  Arbeitstag  und  seit  1.  Januar  1910  je  2 
Arbeitstage  ausgefallen  seien.  Dadurch  ginge  der  Lohn,  der  an 
und  für  sich  nur  2  M.  bis  2,40  M.  betrage,  um  den  3.  Teil  herab. 
Später  wird  hier  berichtet,  daß  der  Betrieb  am  1.  Juli  ganz  einge- 
stellt worden  sei,  und  daß  von  den  ursprünglichen  163  Arbeitern 
auch  noch  die  bisher  beschäftigten  93  entlassen  wurden,  weil  „wir 
sonst  in  den  Vorräten  buchstäblich  erstickt  wären.  Wenn  wir  mit 
dem  kommenden  Jahr  hierorts  wieder  die  Fabrikation  in  beschränk- 
tem Maße  aufnehmen,  so  geschieht  das  lediglich  im  Interesse  der 
Arbeiter,  die  teilweise  tatsächlich  am  Hungertuche  nagen."1) 

Eine  andere  Petition,  die  157  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  der 
Zündholzfabrik  Starke  und  Co.  in  Melle,  Hannover,  am  24.  De- 
zember 1909  einsandten,  führt  an,  daß  am  22.  Dezember  auch  bei 
ihnen  die  Arbeit  gänzlich  eingestellt  worden  sei,  während  vorher 
nur  6  Stunden  gearbeitet  wurde.  So  wären  ihnen  schon  bis  Ende 
Dezember  10000  M.  an  Löhnen  entgangen.2) 

Die  zwei  Beispiele  ließen  sich,  wenn  es  der  Platz  erlaubte, 
noch  durch  eine  ganze  Anzahl  weiterer  Petitionen  aus  allen  Teilen 
des  Reiches,  die  das  gleiche  düstere  Bild  zeichnen,  vermehren. 
Fast  in  allen  wird  eine  Entschädigung  für  die  erlittenen  Verluste 
verlangt,  analog  der  den  Tabakarbeitern  in  Höhe  von  4  Mill.  M. 
zu  teil  gewordenen,  nur  daß  sie  sich  bei  den  Zündholzarbeitern 
bloß  auf  400000  M.  belaufen  sollte. 

Der  Reichstag  war  darin  einig,  daß  der  Not  gesteuert  werden 
müsse,  entgegen  den  früheren  Beratungen,  bei  denen  im  Jahr  1909 
der  Antrag  Molkenbuhr  auf  Entschädigung  der  Arbeiter  abgelehnt 
wurde.  Sämtliche  Petitionen  wurden  dem  Reichskanzler  zur  Be- 
rücksichtigung überwiesen.  Aber  die  Regierung  verhielt  sich  ab- 
weisend und  ließ  sich  nicht  dazu  bewegen,  die  geforderten  400000  M. 

1)  Reichstagsberichte  Bd.  262,  102.  Sitzung,  Dienstag  den  10.  Januar  1911. 

2)  Anlagenband  276.  Nr.  439,  2,  S.  2302. 
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Entschädigung  zu  gewähren.  Wohin  die  infolge  der  Steuer  brot- 
los gewordenen  Arbeiter  ihre  Schritte  gelenkt  haben,  darüber  läßt 
sich  nichts  Genaues  sagen.  In  den  kleinen,  weltabgelegenen  Ort- 
schaften kann  es  ihnen  nicht  leicht  geworden  sein,  sofort  ander- 
weitige Arbeitsgelegenheit  zu  bekommen.  Deshalb  war  auch  hier 
die  Not  am  größten.  In  großen  Städten,  wo  an  und  für  sich  der 
Arbeitsmarkt  ausgedehnter  ist,  besonders  für  unqualifizierte  Kräfte 
wie  sie  die  Zündholzarbeiter  vorwiegend  darstellen,  war  es  nicht 
so  schwer,  ein  Unterkommen  zu  finden.  Hier  nahmen  sie  jede 
Arbeit  an,  die  sich  ihnen  gerade  bot. 

An  zwei  durch  das  Zündwarensteuergesetz  hervorgerufenen 
Nebenerscheinungen  kann  nicht  ganz  achtlos  vorübergegangen 
werden,  nämlich  an  dem  nach  dem  1.  Oktober  1909  eingetretenen 
Schmuggel  mit  Zündhölzern  und  den  Steuerumgehungsversuchen. 
Der  Schmuggel  entfaltete  sich  besonders  lebhaft  an  der  belgisch- 
holländischen und  böhmisch-sächsischen  Grenze.  Es  wird  hierüber 
mitgeteilt,  daß  in  Holland  der  Preis  für  1000  Schachteln  Zündhölzer 
6.50  M.  beträgt  und  daß  diese  in  den  deutschen  Grenzgebieten  mit  18 
bis  22  M.  verkauft  wurden,  so  daß  das  Geschäft  sich  gut  lohnte1).  An 
der  böhmisch-sächsischen  Grenze  wurden  sogar  die  Zündhölzer  eine 
Zeit  lang  erst  von  einer  sächsischen  Fabrik,  wo  sie  91/2  Pfg.  pro 
Pack  kosteten,  bezogen,  um  dann  wieder  eingeschmuggelt  und  mit 
25  Pfg.  verkauft  zu  werden.  Viele  Gerichtsverhandlungen,  in  denen 
die  Schmuggler  zu  hohen  Geld-  und  Freiheitsstrafen  verurteilt  wur- 
den, zeugen  von  der  Verbreitung  dieses  dunklen  Gewerbes.  Die 
hohen  Strafen,  mit  denen  hier  vorgegangen  wird,  sind  aber,  wie 
es  scheint,  von  gutem  Einfluß  gewesen,  und  es  steht  somit  zu 
hoffen,  daß  die  deutsche  Zündholzindustrie  bald  von  der  unlauteren 
Konkurrenz  befreit  sein  wird. 

Die  Steuerumgehungsversuche  bezogen  sich  vor  allem  auf  die 
Einführung  von  doppelten  Zündhölzern  und  die  Erfindung  eines 
Streichholzfabrikationsapparates,  mit  dem  sich  jeder  Zündhölzer  zu 
Hause  selbst  herstellen  konnte,  neben  manchen  anderen  Neuerungen, 
die  erfinderische  Köpfe  dem  Publikum  zur  Umgehung  der  Steuer 
empfahlen.  Bei  den  Doppelzündhölzern  handelte  es  sich  einfach 
um  ein  Streichholz,  [das  an  seinem  freien  Ende  noch  eine  Zünd- 
kuppe trug  (sie  wurden  vom  Reichskanzler  im  §  2  der  Ausführungs- 
bestimmungen zum  Zündwarensteuergesetz  für  steuerpflichtig  er- 
klärt) und  bei  dem  Streichholzfabrikationsapparat,  deren  einer  den 


1)  Zeitschrift  für  Zündwarenfabrikation,  August   1911. 
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Namen  „Galopp",  hergestellt  von  der  Firma  Anton  Springer  in 
Karlsruhe,  trug,  um  eine  komplette  Einrichtung  zur  Selbstherstellung 
von  Streichhölzern,  mit  etwa  1200  zugeschnittenen  Hölzchen  nebst 
Tunkmasse  usw.  Letzterer  wurde  durch  eine  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  vom  7.  Januar  1910  für  steuerpflichtig  erklärt1).  Die 
Konkurrenz,  die  die  deutsche  Zündholzindustrie  von  diesen  Er- 
findungen zu  erleiden  gehabt  hat,  dürfte  aber  bei  der  Wertlosigkeit 
derselben  kaum  von  irgendwelcher  Bedeutung  gewesen  sein. 

Die  Debatten  über  die  Zündholzsteuer  im  Reichstag  erreichten 
nicht  so  bald  ein  Ende.  Auch  die  Regierung  hatte  nämlich  er- 
kannt, daß  sie  mit  der  Steuer  und  noch  mehr  mit  der  ganzen  Art 
ihrer  Ausführung  einen  Mißgriff  getan  hatte,  und  war  bereit,  auf 
die  Hilferufe  der  Industrie  ihre  Hand  zur  Unterstützung  zu  bieten. 
An  eine  Aufhebung  der  Steuer  wurde  allerdings  dabei  nicht  ge- 
dacht, wohl  aber  an  eine  Änderung  des  Gesetzes  von  1909.  Da 
die  Erträgnisse  der  Zündholzsteuer  nicht  entbehrt  werden  konnten, 
so  hatte  auch  eine  Interpellation  der  fortschrittlichen  Volkspartei 
von  Dr.  Ablaß  und  Genossen  (am  10.  Januar  1911  im  Reichstag 
eingebracht),  betreffend  die  Aufhebung  derselben  keinen  Erfolg2). 
Durch  die  Interpellation  wurde  aber  die  Aufmerksamkeit  des  großen 
Publikums  auf  die  in  der  Zündholzindustrie  herrschenden  Zustände 
gelenkt,  und  die  Notwendigkeit  einer  Abhilfe  bei  der  Einstimmigkeit, 
mit  der  alle  Parteien  mehr  oder  weniger  die  Notlagen  anerkannten, 
öffentlich  festgestellt.  Die  Industrie  selbst  hatte  sich  mit  aller 
Schärfe  gegen  die  Aufhebung  der  Steuer  gewandt,  indem  sie  in 
ihrer  Zeitschrift  unter  anderem  ausführte:  „Die  Rückwirkung  (der 
Aufhebung)  auf  die  Fabrikanten  würde  wieder  sein,  daß  sie  bis  zu 
dem  Termin  der  Aufhebung  der  Steuer  überhaupt  keine  Zündhölzer 
mehr  absetzen  könnten.  Dadurch  würden  sie  gezwungen,  ihre  Be- 
triebe gänzlich  einzustellen  und  damit  ihre  Arbeiter  sämtlich  zu 
entlassen.  Die  jetzige  Wiederaufhebung  der  Steuer  würde  also 
alle  die  schwer  schädigen,  derer  die  Interpellation  der  fortschritt- 
lichen Volkspartei  gedenkt,  die  Industrie  würde  wirtschaftlich  völlig 
ruiniert,  der  Zündholzhandel  ausgeschaltet  und  die  Arbeiterschaft 
gleich  den  Fabrikanten  ihr  Brot  verlieren"3). 


1)  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich   1910.     Nr.  2,  S.  10. 

2)  Wortlaut  der  Interpellation:  Anlagenband  277,  Nr.  579,  S.  2S26,  Bespre- 
chung der  Interpellation:  102.  Sitzung,  Dienstag  den  10.  Januar  1911,  Reichstags- 
berichte Bd.  262,  S.  3728B,  108.  Sitzung,  Mittwoch  den  11.  Januar  1911.  Bd.  263, 
S.  3764B. 

3)  Zeitschrift  für  Zündwarenfabrikation,  Dezember  1910. 


Die  Wünsche  der  Fabrikanten,  die  sie  in  verschiedenen  Ein- 
gaben dargelegt  hatten,  liefen  auf  ein  ganz  anderes  Ziel  hinaus. 
Sie  betrafen  die  Besteuerung  der  Ersatzmittel  und  eine  Änderung 
der  Kontingentierungsordnung,  vor  allem  die  Einführung  einer 
Zwangskontingentierung  auf  Grund  des  Inlandbedarfs  an  Zünd- 
hölzern, neben  einer  längeren  Schutzfrist  der  bestehenden  Fabriken 
auf  15  Jahre  und  der  Übertragbarkeit  der  Kontingente.  Die  Re- 
gierung erkannte  diese  Wünsche  als  teilweise  berechtigt  an  und 
ließ  daher  an  den  Reichstag  den  Entwurf  eines  Gesetzes  wegen 
Änderung  des  Zündwarensteuergesetzes  mit  einer  ausführlichen  Be- 
gründung ergehen1).  Bei  der  herrschenden  Stimmung  im  Reichs- 
tage stieß  die  Annahme  desselben  auf  keine  Schwierigkeiten.  Sie 
erfolgte  nach  drei  Beratungen  mit  großer  Mehrheit  entsprechend 
der  Vorlage  am  31.  Mai  191 1 2).  Das  Gesetz  wurde  unter  dem 
6.  Juni  1911  veröffentlicht3)  und  enthält  folgende  zwei  wesentliche 
Punkte: 

Artikel  1. 

In  §  3  Abs.  1,  1.  Zeile  des  Zündwarensteuergesetzes  vom 
15.  Juli   1909   (R.  G.  Bl.  S.  814)   ist   statt    „fünf"    zu  setzen  „zehn". 

Artikel  2. 
Die  Summe  der  auf  Grund  des  §  3  Abs.  1,  Ziffer  2  des  Ge- 
setzes für  die  einzelnen  Zündwarenfabriken  festgestellten  Jahres- 
erzeugungsmengen (Kontingente)  soll  dem  Inlandsverbrauch  an 
Zündwaren  entsprechen;  so  weit  hiernach  erforderlich,  sind  die 
Kontingente  verhältnismäßig,  jedoch  unter  geeigneter  "Berücksich- 
tigung der  kleineren  und  mittleren  Fabriken  herabzusetzen. 

Mit  diesen  Bestimmungen  waren  die  Forderungen  der  Fabri- 
kanten zum  großen  Teil  erfüllt  worden.  Daß  die  Regierung  der 
verlangten  Übertragbarkeit  der  Kontingente  nicht  nachgegeben  hatte, 
war  zu  begrüßen ;  denn  dadurch  wären  doch  wieder  die  kleinen 
Fabriken  geschädigt  worden  (geregelt  wurde  diese  Frage  erst  de- 
finitiv in  den  folgenden  Ausführungsbestimmungen).  Weniger  er- 
freulich war  es,  daß  auch  dieses  Mal  eine  Besteuerung  der  Ersatz- 
mittel nicht  mit  inbegriffen  wurde,  und  daß  auf  der  anderen  Seite 
die  Arbeiter    leer  ausgingen,    trotzdem  sie  in  neuen  Petitionen  um 


1)  Anlagenband  251,  Nr.   1049,  S.  5411. 

2)  1.  und  2.  Beratung,  184.  Sitzung,  Freitag  den  26.  Mai  1911,  Reichstags- 
berichte Bd.  267,  S.  7119B,  3.  Beratung,  189.  Sitzung,  Mittwoch  den  31.  Mai  1911, 
Bd.  267,  S.  7360  B. 

3)  Reichsgesetzblatt  S.  241. 
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Unterstützung  in  ihrer  Notlage  gebeten  hatten.  So  läßt  sich  der 
Vorwurf,  daß  die  Regierung  wohl  den  Klagen  der  Fabrikanten  ein 
offenes  Ohr  geliehen,  dieses  aber  den  Hilferufen  der  Arbeiter  gegen- 
über verschlossen  hat,  nicht  ersparen. 

Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  die  Regierung  durch  die 
Kontingentierung  der  Industrie  ihren  Mißgriff  mit  der  Zündwaren- 
steuer eingestand.  Dieser  Ansicht  verlieh  der  Abgeordnete  Brey 
während  der  ersten  Beratung  der  Novelle  mit  folgenden  Worten 
Ausdruck:  „So  wird  gewissermaßen  mit  der  Novelle  dem  Zünd- 
warensteuergesetz  durch  die  Regierung  der  Stempel  absoluter  Un- 
brauchbarkeit  und  Unzulänglichkeit  aufgedrückt1)." 

Zu  dem  Gesetz  von  1911  ergingen  am  14.  Juni  1911  nähere 
Ausführungsbestimmungen  seitens  des  Bundesrats 2).  Die  Kontin- 
gente der  einzelnen  Fabriken  wurden  hierin  für  das  laufende  Be- 
triebsjahr, sowie  für  das  Jahr  vom  1.  Oktober  1911  bis  30.  Sep- 
tember 1912  auf  45%  ihrer  früheren  Erzeugungsmenge  herabge- 
setzt, so  daß  die  Produktion  jetzt  annähernd  dem  Konsum  ent- 
sprach. Für  jedes  der  Betriebsjahre  1910/11  bis  1918/19  aber 
sollte  der  Bundesrat  im  einzelnen  festsetzen,  wieviel  Hundertteile 
ihrer  Kontingente  die  Zündholzfabriken  herstellen  dürfen.  Die  Pro- 
duktionsherabsetzung war  so  abgestuft  worden,  daß  die  kleinen 
und  mittleren  Fabriken  in  geringerem  Maße  wie  die  großen  ge- 
troffen wurden.  Die  gleiche  Produktionseinschränkung  bei  allen 
drei  Größenkategorien  hätte  natürlich  die  kleinen  Betriebe  schwer 
benachteiligt.  Sie  konnten  durch  eine  Verminderung  ihres  an  und 
für  sich  schon  geringen  Kontingents  ohnedies  in  Zukunft  einen 
lohnenden  Betrieb  und  die  notwendige  Ausnutzung  ihrer  Betriebs- 
anlagen kaum  noch  erzielen. 

Die  Verhältniszahlen  für  die  einzelnen  Fabriken  bestimmte 
der  §  14  der  Ausführungsbestimmungen.  Darnach  dürfen  her- 
stellen: 

A.  Zündwarenfabriken  mit  einem  Kontingent  von  180  Mill.  Stück 
Zündwaren  und  weniger  ihr  ganzes  Kontingent. 

B.  Zündwarenfabriken  mit  einem  Kontingent  von  181  —  360  Mill. 
Stück  Zündwaren  90  Hundertteile  ihres  Kontingents,  mindestens 
aber  180  Mill.  Stück  Zündwaren. 

C.  Zündwarenfabriken   mit   einem   Kontingent   von   361 — 540  Mill. 


1)  Reichstagsberichte      Bd.     267,      S.    7120A,      184.     Sitzung,     Freitag     der 
26.  Mai  1911. 

2)  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich   1911,  Nr.  33,  S.  257. 
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Stück  Zündwaren  85  Hundertteile  ihres  Kontingents,  mindestens 
aber  324  Mill.  Stück  Zündwaren. 

D.  Zündwarenfabriken  mit  einem  Kontingent  von  541 — 720  Mill. 
Stück  Zündwaren  80  Hundertteile  ihres  Kontingents,  mindestens 
aber  459  Mill.  Stück  Zündwaren. 

E.  Zündwarenfabriken  mit  einem  Kontingent  von  721 — 900  Mill. 
Stück  Zündwaren  75  Hundertteile  ihres  Kontingents,  mindestens 
aber  576  Mill.  Stück  Zündwaren. 

F.  Zündwarenfabriken  mit  einem  Kontingent  von  901 — 1080  Mill. 
Stück  Zündwaren  70  Hundertteile  ihres  Kontingents,  mindestens 
aber  675  Mill.  Stück  Zündwaren. 

G.  Zündwarenfabriken  mit  einem  Kontingent  von  1081 — 1260  Mill. 
Stück  Zündwaren  65  Hundertteile  ihres  Kontingents,  mindestens 
aber  756  Mill.  Stück  Zündwaren. 

H.  Zünd Warenfabriken  mit  einem  Kontingent  von  1261 — 1440  Mill. 

Stück  Zündwaren  60  Hundertteile  ihres  Kontingents,  mindestens 

aber  819  Mill.  Stück  Zünd  waren. 
I.  Zündwarenfabriken  mit  einem  Kontingent  von  1441 — 1620  Mill. 

Stück  Zündwaren  55  Hundertteile  ihres  Kontingents,  mindestens 

aber  864  Mill.  Stück  Zündwaren. 
K.  Zünd  Warenfabriken  mit  einem  Kontingent  von  1621  — 1800  Mill. 

Stück  Zündwaren  50  Hundertteile  ihres  Kontingents,  mindestens 

aber  891  Mill.  Stück  Zündwaren. 
L.   Zündwarenfabriken   mit    einem  Kontingent  von   über  1800  Mill. 

Stück  Zündwaren  mindestens  900  Mill.  Stück  Zündwaren. 
Für  die  ganz  kleinen  Fabriken,  die  täglich  höchstens  1  Kiste 
produzieren,  trat  somit  gar  keine  Produktionseinschränkung  ein. 
Dieselbe  beginnt  erst  mit  10%  bei  den  Fabriken,  die  1 — 2  Kisten 
pro  Tag  herstellen,  und  vergrößert  sich  immer  mehr  mit  der  wach- 
senden Produktion.  Die  Werke,  die  die  Grenze  von  1800  Mill. 
Stück  Zündwaren  überschreiten,  dürfen  von  da  ab  nur  noch  45% 
liefern,  sonst  verfallen  sie  mit  ihrer  Überproduktion  dem  höheren 
Steuersatz,  ebenso  wie  die  anderen  Fabriken,  die  ihren  Kontingents- 
anteil nicht  einhalten. 

Von  den  vielen  anderen  Bestimmungen  kann  nur  noch  die  er- 
wähnt werden,  die  die  Übertragbarkeit  der  Kontingente  betrifft. 
Dieselbe  ist  im  §  19  Abs.  2  gegeben  und  lautet:  „Die  Über- 
tragung des  Kontingents  einer  Zündwarenfabrik  an  eine  andere 
Zündwarenfabrik  ist  nur  mit  den  vom  Bundesrat  gemäß  §  13  be- 
stimmten Hundertteilen  zulässig.  Die  im  §  14  Satz  2  vorgesehene 
Begünstigung    kann    nicht  mit  übertragen  werden."     Das  bedeutet, 
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daß  Übertragungen  der  Kontingente  der  kleineren  und  mittleren 
Fabriken  nicht  zugelassen  werden;  denn  für  die  Übertragbarkeit 
der  45% igen  Zwangsquote  kommen  ja  nur  große  Fabriken  in  Be- 
tracht. 

Mit  dem  Erlaß  dieser  Bestimmungen  hatte  die  Hilfsaktion  der 
Regierung  vorläufig  und  jedenfalls  auch  für  immer  ein  Ende  er- 
reicht. Aber  die  Industrie  war  nicht  zufrieden  damit,  da  die  Be- 
steuerung der  Ersatzmittel  darin  fehlte.  Sie  verlangte  in  immer 
neuen  Petitionen  (die  letzte  stammt  vom  8.  März  1911),  daß  ihr 
diese  Forderung  erfüllt  werde.  Da  bei  der  Behandlung  der  ganzen 
Frage  die  Politik  nicht  ganz  ausgeschaltet  worden  war,  so  ist  es 
denkbar,  daß  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Reichstages  nun  end- 
lich eine  Besteuerung  der  mechanischen  Feuerzeuge  kommen  wird. 

Ein  neues  Moment  brachte  das  Vorgehen  der  Hilfsindustrie, 
der  Schachtel-  und  Holzdrahtfabrikanten  in  das  ganze  Bild  hinein. 
Die  großen  Firmen  Rexroth-Lynen  G.  m.  b.  H.,  Michelstadt, 
Fehr  &  Wolff  A.-G.,  Habelschwerdt,  Ed.  Jaschke  &  Co.,  Ebersdorf 
verlangten  nämlich  in  verschiedenen  Eingaben  an  den  Reichstag 
ein  Kontingent  der  Zündholzfabriken  und  die  Besteuerung  der  von 
ihnen  gelieferten  Halbfabrikate,  wenn  diese  von  Zündholzfabriken 
oder  solchen  Betrieben,  die  am  1.  Juni  1909  noch  nicht  betriebs- 
fähig waren,  hergestellt  würden.  Auch  die  Fabrikanten  der  Hilfs- 
industrie waren  durch  die  Einführung  der  Zündholzsteuer  schwer 
geschädigt  worden,  und  deshalb  läßt  sich  dieses  Vorgehen  ver- 
stehen. In  ihrer  Eingabe  vom  16.  März  1912  z.  B.  teilt  die  Firma 
Rexroth-Lynen  mit,  daß  sie  nachweisbar  nur  20%  ihrer  früheren 
Produktion  augenblicklich  herstellen  könne,  und  daß  sie  dafür  auch 
noch  bis  zu  1 1  %  niedrigere  Preise  als  vor  der  Steuer  habe  an- 
nehmen müssen.  Gegen  diese  Eingaben  wandten  sich  die  Fabri- 
kanten der  Zündholzindustrie  nicht  nur  in  ihrem  Fachorgan,  son- 
dern auch  in  Gegeneingaben  an  den  Reichstag.  Besonders  gegen 
das  Verlangen  der  genannten  Firmen,  einen  Anteil  an  dem  Kon- 
tingent der  Zündholzindustrie  zu  erhalten,  protestierten  sie  energisch. 
Ein  Protest  wäre  aber  wohl  gar  nicht  nötig  gewesen,  denn  die 
Regierung  dachte  nicht  daran,  in  eine  Durchbrechung  der  Kontin- 
gentierungsordnung zu  willigen.  Die  anderen  Forderungen  der 
Fabrikanten  waren  eher  berechtigt,  doch  auch  ihnen  gegenüber 
verhielt  sich  die  Regierung  ablehnend.  Im  ganzen  zeigt  auch  das 
Vorgehen  der  Hilfsindustrie  zur  Genüge,  welche  folgenreichen  und 
unvorhergesehenen  Wirkungen  die  Zündholzsteuer  selbst  bei  ferner 
stehenden  Kreisen  auslöste. 
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Der  Ausblick,  der  sich  bezüglich  des  zukünftigen  Schicksals 
der  Zündholzsteuer  tun  läßt,  betrifft  die  Frage  ihrer  Beibehaltung 
oder  Aufhebung.  An  eine  Aufhebung  ist  wohl  bei  der  prinzipiellen 
Ablehnung  der  Regierung  jetzt  nicht  mehr  zu  denken.  Deshalb 
haben  alle  derartigen  Anträge  (der  letzte  wurde  am  15.  Februar  1912 
und  zwar  diesmal  von  den  Sozialdemokraten  gestellt)  wenig  Aus- 
sicht auf  Erfolg,  trotzdem  die  Zusammensetzung  des  neuen  Reichs- 
tags in  dieser  Beziehung  günstiger  ist  wie  die  des  alten.  Die 
Rückkehr  in  den  ursprünglichen  Zustand  ist  schon  deshalb  nicht 
wahrscheinlich,  weil  die  Fabrikanten  selbst  dagegen  energisch  pro- 
testieren ;  denn  es  würden  jedenfalls  dabei  wieder  ähnliche  Zustände 
eintreten,  wie  sie  in  den  2V2  Monaten  vor  dem  Inkrafttreten  der 
Steuer  im  Jahre  1909  herrschten.  Schon  die  bloße  Stellung  des 
Antrags  hatte  nach  Ansicht  der  Fabrikanten  eine  Stockung  des 
Zündholzhandels  verursacht,  da  viele  in  falschem  Glauben,  daß  der 
Antrag  angenommen  sei,  keine  versteuerten  Zündhölzer  mehr  kaufen 
wollten.  Außerdem  würde  die  Aufhebung  der  Steuer  dem  Reich 
teuer  zu  stehen  kommen ;  denn  es  müßte  doch  den  Betrag  der- 
selben für  die  im  Verkehr  sich  befindlichen  geschätzten  50  000  Kisten 
im  Werte  von  7V2  Mill.  M.  zurückzahlen,  wenn  nicht  sogar  den 
Fabrikanten  eine  Entschädigung  gewähren.  Eher  wie  die  Auf- 
hebung der  Steuer  könnte  ein  weiterer  Schritt  nach  vorwärts,  der 
die  Einführung  des  Reichsmonopols  beträfe,  von  Erfolg  gekrönt 
sein.  Die  Frage  des  Monopols  hat  eigentlich  nie  geruht,  aber  mit 
ihrer  Verwirklichung  hat  es  immer  schlecht  gestanden.  Das  Mono- 
pol ist  die  zweifellos  beste  Besteuerung  der  Zündhölzchen,  denn 
es  hebt  die  Nachteile,  die  eine  Verbrauchsabgabe  für  Staat,  Indu- 
strie und  Konsumenten  stets  aufweisen  muß,  nahezu  auf1).  Die 
Industrie  selbst  ist  einem  Staatsmonopol  gegenüber  nicht  abgeneigt, 
sie  verlangt  dasselbe  sogar  in  ihren  verschiedenen  Eingaben  für 
den  Fall,  daß  die  Zündholzsteuer  wieder  aufgehoben  werden  sollte, 
und  bezeichnet  ihre  hierbei  zu  fordernde  Entschädigung  auf 
30  Mill.  M.  Die  Hauptschwierigkeit  liegt  aber  auch  heute  noch 
bei  dem  deutschen  Reichstag,  der  nicht  so  leicht  einem  Reichs- 
monopol seine  Zustimmung  geben  wird. 

Die  innere  Entwicklung  der  deutschen  Zündholzindustrie  in 
dem  fast  vierjährigen  Zeitraum  seit  Einführung  der  Zündholzsteuer 
bis  zur  Gegenwart  ist  natürlich  stark  von  deren  Einwirkungen  be- 

1)  Vgl.  hierzu  „Zündhölzchen  als  Steuerobjekt"  von  Bernhard  Fürth, 
Handelsmuseum  1910,  I  S.  340,  und  „Studien  zur  Frage  des  Zündholzmonopols" 
von  Schuler,  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  V,   1892,  S.  70. 


—     93     — 

einflußt  worden.  Auch  als  eine  solche  ist  es  zu  bezeichnen,  daß 
am  14.  Januar  1910  das  deutsche  Zündholzsyndikat,  Sitz  Dresden, 
begründet  wurde,  wodurch  die  Fabrikanten  die  in  dem  Zündwaren- 
steuergesetz  getroffene  Kontingentierung  ihrer  Industrie  für  sich 
wirksam  zu  machen  suchten.  Das  Verkaufssyndikat,  das  sowohl 
Preise  wie  Absatz  regeln  sollte,  war  auf  die  Dauer  von  10  Jahren 
bis  zum  30.  September  1920  vorgesehen  und  nahm  seine  Tätigkeit 
am  1.  April  1910  auf.  Sein  Kapital  betrug  105400  M.  Zweck  des 
Unternehmens  war  die  Förderung  gemeinsamer  Geschäftsinteressen, 
sowie  der  kommissionsweise  An-  und  Verkauf  von  Zündhölzern 
und  Zündwaren  aller  Art  im  deutschen  Zollgebiet  und  im  Ausland. 
Es  konnte  auch  Zündwarenfabriken  kaufen,  pachten  oder  sich  an 
solchen  beteiligen.  Man  hoffte,  mit  seiner  Hilfe  den  fortwährenden 
Preisschleudereien,  die  nach  Inkrafttreten  des  Zündwarensteuer- 
gesetzes  an  der  Tagesordnung  waren,  ein  Ziel  zu  setzen,  um  wieder 
einen  bescheidenen  Verdienst  zu  erzielen.  Anfangs  waren  82% 
der  deutschen  Gesamterzeugung  in  dem  Syndikat  vertreten,  die  sich 
aus  allen  größeren,  gut  eingeführte  Marken  fabrizierenden  Fabriken 
zusammensetzten.  Da  es  aber  nicht  möglich  war,  die  18%  Außen- 
seiter heranzuziehen,  so  gelang  es  dem  Syndikat  auch  nicht,  eine 
wirkliche  Besserung  durchzusetzen.  Zunächst  wurden  die  Preise 
für  die  einzelne  Kiste  von  70 — 75  auf  85 — 90  M.  festgesetzt  und 
eine  Produktionseinschränkung  bis  auf  50%  der  Staatskontingente 
durchzuführen  gesucht.  Infolge  dieser  Preiserhöhung  konnten  aber 
die  außenstehenden,  meist  kleineren  Fabriken  bedeutende  Aufträge 
hereinnehmen  zum  Schaden  der  Syndikatsmitglieder.  So  betrug 
z.  B.  die  im  Monat  Oktober  hergestellte  Gesamtmenge  von  Zünd- 
hölzern 11300  Kisten;  davon  entfielen  aber  nur  6700  Kisten  auf 
das  Syndikat  mit  seinen  82%  der  Gesamterzeugung,  während  die 
18%  Außenseiter  4600  Kisten  absetzten.  Dieser  Zustand  war  auf 
die  Dauer  unerträglich,  und  so  mußte  sich  das  Syndikat  am  21.  No- 
vember 1910  auflösen,  nachdem  in  langen  Verhandlungen  noch 
einmal  vergebens  versucht  worden  war,  die  Außenseiter  heran- 
zuziehen. Die  Syndikatsunkosten  betrugen  in  dem  ersten  Halbjahr 
216  513  M.,  der  Verlust  war  auf  65266  M.  angewachsen1).  Die  Folge 
dieser  Auflösung  war  natürlich  wieder  ein  Kampf  aller  gegen  alle, 
verbunden  mit  einem  Preisunterbieten,  das  nun  erst  recht  die  Lage 
als  sehr  schlecht  erscheinen  ließ.  Die  Kartellrundschau  1910  sagt 
darüber2):   „Die  Lage  für  die  Zündwarenindustrie  ist  nunmehr  recht 

1)  Deutsches  Kartelljahrbuch  1910,  Heft  4,  S.  47. 

2)  Kartellrundschau  1910,  S.  1001. 
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schwierig  geworden;  es  wird  nunmehr  ein  Kampf  um  Aufträge 
auf  Kosten  der  Preise  entbrennen,  wobei  nicht  unwahrscheinlich 
ist,  daß  die  großen  und  leistungsfähigen,  außerdem  anerkannt  gute 
Marken  führenden  Fabriken  den  Sieg  davon  tragen  werden."  Wenn 
es  natürlich  auch  eine  Umkehrung  des  Sachverhaltes  bedeutete, 
als  der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamts,  Wermuth,  gelegentlich 
der  Besprechung  der  Interpellation  der  fortschrittlichen  Volkspartei 
zwecks  Aufhebung  der  Zündholzsteuer  im  Reichstag  äußerte:  „Die 
Interpellation  wird  nach  meiner  Überzeugung  dem  wirklichen  Sach- 
verhalt innerhalb  der  Zündholzindustrie  nicht  gerecht.  Sie  richtet 
einen  Angriff  gegen  die  Steuer,  läßt  aber  unberücksichtigt,  daß  die 
gegenwärtigen  Schwierigkeiten  auf  einem  ganz  anderen  Gebiet 
liegen,  daß  sie  unter  dem  Zeichen  der  Auflösung  des  Zündholz- 
syndikates stehen1)",  so  kann  man  sich  doch  der  Tatsache  nicht 
verschließen,  daß  auch  das  Auseinandergehen  des  Syndikats  mit 
Schuld  hatte  an  der  Gestaltung  der  schlechten  Verhältnisse. 

Nach  Einführung  der  Novelle  von  1911  gestaltete  sich  die 
Lage  der  Zündholzindustrie  wieder  günstiger  als  in  den  1V2  Jahren 
vorher ;  denn  wenn  auch  nicht  aus  eigener  Macht,  so  war  doch  mit 
Hilfe  des  Staates  eine  heilsame  Regelung  der  Produktion  erzielt 
worden,  die  nicht  lange  ohne  Einfluß  blieb.  Der  Absatz  besserte 
sich  allmählich,  und  die  Preise  gelangten  auf  eine  Höhe,  die  wieder 
einen  bescheidenen  Nutzen  zuließ.  Trotz  der  augenscheinlichen 
Besserung  darf  aber  die  Lage  der  Fabrikanten,  wie  das  oft  ge- 
schehen ist,  keineswegs  als  eine  sehr  günstige  bezeichnet  werden. 
Die  Betriebsanlagen  können  ja  nur  bis  zu  45%  ausgenutzt  werden, 
während  ihre  Verzinsung  und  Amortisation  die  gleiche,  d.  h.  gleich 
hohe  wie  früher  ist.  Auch  die  Herauswirtschaftung  der  General- 
unkosten, die  auf  mehr  als  die  doppelte  Produktion  berechnet  sind 
und  sich  kaum  reduzieren  lassen  werden,  ist  von  wesentlicher  Be- 
deutung. Wie  schon  oben  einmal  gezeigt,  produzieren  daher  die 
deutschen  Zündholzfabriken,  obwohl  sie  gegenwärtig  ihr  Kontingent 
voll  ausnutzen  können,  immer  noch  sehr  teuer,  und  es  bleibt 
erst  einer  späteren  Zeit  vorbehalten,  wieder  günstigere  Absatz- 
verhältnisse und  damit  auch  eine  bessere  Rentabilität  herbeizu- 
führen. 

Verschiedentlich  sind  im  Jahre  1911  und  1912  die  Versuche 
gewesen,  die  Zündholzfabrikanten  wieder  zur  Einigkeit  zu  bringen 
und  mit   dem   privaten  Zusammenschluß    aller  Werke  eine  bessere 

1)  102.  Sitzung,  Dienstag,  den  10.  Januar  1911,  Reichstagsberichte  Bd.  262, 
S.  3732 C 
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Ausnutzung  der  vom  Reich  geschaffenen  Zwangskontingentierung 
durch  Preisvereinbarung  zu  erreichen.  Die  Projekte  der  ersteren 
Art  zerschlugen  sich  wieder,  da  die  hierfür  erforderliche  Einigkeit 
der  Fabrikanten  nicht  erzielt  werden  konnte,  doch  die  Preis- 
erhöhungen haben  sich,  wenn  sie  auch  nicht  immer  eingehalten 
wurden,  allmählich  durchgesetzt.  So  beschloß  die  am  12.  Juni  1912 
in  Berlin  tagende  Versammlung  der  deutschen  Zündholzfabrikanten 
eine  Erhöhung  auf  245  M.  bezüglich  240  M.  pro  Vi  Kiste,  eine 
Vereinbarung,  die  auch  die  am  15.  Oktober  1912  tagende  ordent- 
liche Generalversammlung  des  Vereins  deutscher  Zündwarenfabri- 
kanten erneuerte.  Inzwischen  ist  aber  der  Preis  für  eine  Original- 
kiste wieder  und  zwar  auf  250  M.  heraufgesetzt  und  als  Grund 
hierfür  die  Materialverteuerungen  und  der  geringe  Absatz  angegeben 
worden. 

8.   Die   Entwicklung   der   deutschen   Zündholzindustrie   zur   Groß- 
industrie. 

Die  Einführung  des  Großbetriebs  mit  dem  Aufkommen  der 
Sicherheitszündhölzchen  in  Deutschland  war  bekanntlich  veranlaßt 
worden  durch  die  besondere  Art  der  Technik,  die  die  Herstellung 
dieser  Streichhölzer  erforderte.  Auf  diese  auch  an  dieser  Stelle 
hinzuweisen,  wird  zum  besseren  Verständnis  der  nachfolgenden 
Zahlenangaben  angebracht  sein,  ist  doch  der  ganze  Entwicklungs- 
gang der  deutschen  Zündholzindustrie  vom  altmodischen  hand- 
werksmäßigen Betrieb  zum  modernen  kapitalistischen  Großbetrieb 
zu  einem  guten  Teil  das  Werk  der  alles  mechanisierenden  Technik 
gewesen. 

Namentlich  durch  die  Einführung  folgender  Maschinen,  der 
Schälmaschine,  der  Schachtelklebemaschine  (Erbauer  Dr.  Wiberg 
in  Stockholm  1882),  der  Schachtelfüllmaschine  (1893  von  Lund- 
green  eingeführt)  und  der  Komplettmaschine  (1896  von  Barber 
erfunden),  die  unter  gleichzeitiger  Verringerung  des  umlaufenden 
Kapitals  den  Bedarf  des  stehenden  Kapitals  außerordentlich 
steigerten ,  wurde  eine  starke  Zentralisation  der  Betriebe  ge- 
fördert. 

Was  das  Moment  der  Arbeiterersparung  anbelangt,  so  teilt 
uns  Jettel  schon  1892  darüber  mit,  daß  zur  Herstellung  von 
10000  Schachteln  Sicherheitszündhölzern  pro  Tag  jetzt  5  Arbeiter 
reichlich  genügten,  während  früher  22  bis  23  Arbeiter  hierzu  not- 
wendig waren.  Ganz  besonders  tritt  das  bei  den  Komplett- 
maschinen  zutage,   von    denen    z.  B.    die   Zündholzmaschine    „Sim- 
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plex"  von  Roller  täglich  7 — 10  Mill.  Hölzchen  produziert  und  dazu 
nur  2  Mädchen  zur  Bedienung  braucht.  Der  neueste  Zündholz- 
automat „Rapid"  von  Gsell  in  Zürich  soll  sogar  eine  Tagespro- 
duktion von  24  Mill.  Hölzchen  liefern  bei  einer  Bedienung  durch 
einen  erwachsenen  Arbeiter  und  3 — 4  Jungen  oder  Mädchen.  Durch 
die  Einführung  solcher  Maschinen  mußten  natürlich  die  Installations- 
kosten der  Zündholzfabriken  immer  höhere  werden.  Der  kleinste 
maschinelle  Sicherheitszündholzbetrieb  kostet  daher,  wie  schon  er- 
wähnt, wenigstens  50 — 60000  M.  und  verfügt  dabei  über  eine  täg- 
liche Leistungsfähigkeit  von  10  Kisten  ä  1000  Pack  ä  10  Schach- 
teln. Für  einen  solchen  Betrieb  hat  Jettel  in  seinem  Buch  „Die 
Zündwarenfabrikation"  (S.  223)  einen  genauen  Kostenanschlag,  zu- 
sammengestellt nach  den  Preiskatalogen  von  Roller,  veröffent- 
licht. Bei  einer  großen  Fabrik  mit  einer  Tagesleistung  von 
100  Kisten  belaufen  sich  die  Installationskosten  aber  auf  wenigstens 
V2  Mill.  M.,  denn  schon  allein  eine  Komplettmaschine  kostet  un- 
gefähr 50000  M. 

Die  Darlegung  des  Entwicklungsganges  der  deutschen  Zünd- 
holzindustrie zur  Großindustrie  soll  an  Hand  der  4  deutschen  Ge- 
werbezählungen von  1875,  1882,  1895  und  1907  erfolgen.  Diese 
bilden  hierfür  gewissermaßen  das  Rückgrat,  denn  sie  verteilen  sich 
in  fast  gleichmäßigen  Zwischenräumen  über  den  ungefähr  40jähri- 
gen  Zeitraum  dieser  Entwicklung. 

Die  Zahl  der  Betriebe  und  der  beschäftigten  Personen  betrug 
in  den  4  Jahren  in  der  Zündwarenindustrie1): 


Insgesamt 

Betr. 

Hauptbetr. 

Nebenbetr. 

Beschäft.  Pers. 

1875 

392 

374 

18 

5120 

1882 

407 

375 

32 

4971 

1895 

236 

208 

28 

5873 

1907 

262 

247 

15 

7261 

Die  Zahlen  zeigen,  wie  die  Anzahl  der  beschäftigten  Personen 
gestiegen  ist  unter  gleichzeitiger  Abnahme  der  Betriebe;  denn  es 
betrug  die  Zunahme  der  beschäftigten  Personen  von  1875 — 1907 
41,82%  und  die  Abnahme  der  Betriebe  33,16%.  Es  kamen  auf 
einen  Betrieb  1875:  13,1  Personen,  1882:  12,2  Personen,  1895: 
24,9  Personen  und   1907:   27,7  Personen. 


1)  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  XXXIV  1,  S.  270. 

„     6  I,  S.  I,  14. 
„113  (N.  F.),  S.  106. 
„     213,  S.  12. 
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Da  sich  die  Angaben  aber  nicht  bloß  auf  die  Betriebe,  in  denen 
Zündhölzchen  hergestellt  werden,  beziehen,  sondern  auf  die  gesamte 
Zündwarenindustrie,  so  bedürfen  sie  der  Ergänzung.  Für  die  Jahre 
1875  und  1882  lassen  sich  keine  speziellen  Angaben  machen,  da  in 
den  betreffenden  Gewerbezählungen  eine  Sonderrubrik,  Zündhölzer 
betreffend,  nicht  vorhanden  ist.  Erst  in  den  beiden  letzten  Zählungen 
sind  auch  die  Zündhölzchenbetriebe  und  die  in  ihnen  beschäftigten 
Personen  einzeln  aufgeführt  worden  und  zwar  in  folgender  Höhe1). 
Insgesamt  Betr.  Hauptbetr.  Nebenbetr.  Besch.  Personen 
1895:  122  113  9  4815 

1907:  106  105  1  5694 

Es  kamen  hier  auf  einen  Betrieb  1895:  39,5  Personen,  1907: 
53,7  Personen,  und  es  betrug  die  Abnahme  der  Zahl  der  Betriebe 
13,1  °/ 0,  während  die  Zunahme  der  Arbeiter  18,3%  ausmachte. 

Wenn  auch  die  Tabelle  auf  S.  96  wegen  der  getroffenen  Sub- 
sumierung in  den  Gewerbezählungen  von  1875  und  1882  be- 
züglich der  Zündhölzchenbetriebe  ein  etwas  zu  hohes  Ergebnis 
aufweist,  so  braucht  man  sie  doch  nicht  ganz  zu  vernachlässigen, 
da  die  Industrie  der  sonstigen  Zündwaren  (Zündschnuren,  benga- 
lische Beleuchtungsartikel  usw.)  in  diesen  Jahrzehnten  noch  keine 
große  Bedeutung  hat.  Der  Aufschwung  dieser  Branche  ist  erst 
neueren  Datums,  das  zeigen  die  speziellen  Angaben  über  die 
dustrie  der  sonstigen  Zündwaren  aus  den  Jahren  1895  und 
19072). 

Insgesamt  Betr.      Hauptbetr.      Nebenbetr.      Besch.  Personen 
1895:  114  95  19  1058 

1907:  156  142  18  1567 

Hiernach  haben  sowohl  die  Betriebe  um  36,8%,  wie  auch  die 
Arbeiterschaft  um  48,1%  eine  starke  Zunahme  erfahren. 

Während  im  Jahre  1907  die  156  Betriebe  für  sonstige  Zünd- 
waren die  106  Zündholzbetriebe  schon  stark  überflügelt  hatten, 
waren  sie  1895  noch  in  der  Minderheit,  und  das  würde  sich,  wenn 
man  weiter  zurückgehen  könnte,  noch  deutlicher  herausstellen.  Im 
folgenden  wollen  wir  uns  aber  nur  auf  die  Zündholzbetriebe  be- 
schränken. 

Nach  neueren  Angaben  gab  es  1910  74  Betriebe  mit  durch- 
schnittlich   4848   beschäftigten  Personen3).     Die  Zahl   der  Betriebe 


1)  Statistik   des  Deutschen  Reiches  (N.  F)  Bd.  113,    S.  106  u.  Bd.  213,    S.  12. 

2)  Statistik   des  Deutschen  Reiches  (N.  F.)  Bd.  113,    S.  106  u.  Bd.  213,    S.  12. 

3)  Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches  1910,  III,  S.   1S9. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  47.  7 
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war  also  gegenüber  1907  um  39,4°/o  zurückgegangen,  die  Zahl  der 
Arbeiter  ebenfalls,  und  zwar  um  14,9 °/0,  während  sie  gegenüber 
1895  stationär  geblieben  ist  (dieser  Rückgang  hängt  mit  den 
Arbeiterentlassungen  infolge  der  Zündwarensteuer  zusammen).  Die 
Tendenz  der  Entwicklung  kommt  auch  in  diesen  Zahlen  zum  Aus- 
druck, denn  es  beschäftigte  durchschnittlich  im  Jahre  1911  ein 
Betrieb  65,5  Arbeiter. 

Zieht  man  die  Nachweise  über  die  einzelnen  Betriebsgrößen- 
klassen und  die  in  ihnen  beschäftigten  Arbeiter  in  Betracht,  so 
ergibt  sich  folgendes  Bild1): 


Betriebe 
mit  Personen 

1 

2 

3- 

-5 

6—10 

Allein- 
Betr. 

And. 
Betr. 

Betr. 

Pers. 

Betr. 

Pers. 

Betr. 

Pers. 

1895 

1907 

10 
22 

2 

4 

6 

8 
12 

15 
12 

60 
42 

18 
4 

145 

30 

Zu-   oder  Abnahme 

+  12 

+  2 

+  2 

+  4 

—  3 

-18 

-  14 

-115 

Betriebe 
m.  Person. 

11- 

-20 

21- 

-50 

51—100 

101—200 

201  —  500 

Betr. 

Pers. 

Betr. 

Pers. 

J  Betr. 

Pers. 

Betr. 

Pers. 

Betr. 

Pers. 

1895    . 
1907    . 

17 
11 

245 

178 

20 
11 

621 
376 

15 

18 

1049 
1272 

10 
14 

1294 
1990 

4 

5 

1383 
1770 

Zu-  oder 
Abnahme 

—  6 

—  67 

—  9 

—  245 

+  3 

+  223 

+  4 

+  696 

+  1 

+  387 

Aus  dieser  Tabelle  geht  deutlich  die  Zunahme  der  Großbetriebe 
hervor.  Der  Gang  der  Entwicklung  vollzieht  sich  dabei  auf  Kosten 
der  mittleren  Betriebe  mit  6 — 50  Personen,  denn  sie  erfahren  eine 
beträchtliche  Abnahme:  in  der  Zahl  um  29  Betriebe  und  in  der 
Arbeiterschaft  um  427  Personen.  Dagegen  erscheinen  8  neue  Groß- 
betriebe mit  51 — 500  Personen  auf  der  Bildfläche.  Die  Arbeiter- 
schaft dieser  Betriebsgrößenklasse  vermehrt  sich  um  die  verhältnis- 
mäßig große  Zahl  von  1306  Personen.  Daß  die  ganz  kleinen 
Betriebe  mit  1  und  2  beschäftigten  Personen  eine  Zunahme  zu 
verzeichnen  haben ,  ist  von  keiner  großen  Bedeutung.  Sie  ver- 
schwinden später  nach  Inkrafttreten  der  Zündholzsteuer  ohnedies. 
Relativ  betrachtet  betrug  der  Anteil  der  einzelnen  Betriebsgrößen 
klassen  an  der  Gesamtzahl  der  Betriebe  der  Zündholzindustrie: 


1)  Statistik  des  Deutschen  Reiches  (N.  F.)  Bd.   113,  S.   118  u.   119. 
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Alleinbetriebe 
Betriebe  mit 


Personen 


»  »  3         5  „ 

6-  10 
.  11-  20 
.  21-  50 
51-100 
„  101—200 
.      201-500 

Kleinbetriebe  (1 — 5  Personen) 
Mittelbetriebe  (6 — 50  Personen) 
Großbetriebe  (51 — 500  Personen) 


verschiedenen  Betriebsgrößenklassen : 


Alleinbetriebe 

Betriebe 

mit 

2 

Pei 

•sonen 

» 

71 

3—     5 

n 

n 

n 

6—  10 

n 

1) 

» 

11—  20 

» 

n 

)) 

21—  50 

» 

n 

» 

51  —  100 

» 

n 

n 
ii 

101—200 
201—500 

n 

Kleinbetriebe  (1 — 5  Personen) 
Mittelbetriebe  (6 — 50  Personen) 
Großbetriebe  (51 — 500  Personen) 


1895 

1907 

8,8  % 

22,90/o 

3,50/o 

5,70/o 

13,30/o 

ll,40/o 

15,90/o 

3,80/o 

15,00/0 

10,50/o 

17,70/o 

10,50/o 

13,30/0 

17,10/0 

8,80/o 

13,30/o 

3,50/0 

4,80/o 

25,60/o 

40,00/o 

48,60/o 

24,80/o 

25,6% 

35,20/o 

:ual    wie 

folgt  auf  c 

1895 

1907 

0,20/o 

0,40/o 

0,20/o 

0,20/o 

l,20/o 

0,70/o 

3,00/0 

0,50/o 

5,00/0 

3,10/0 

12,90/o 

6,60/o 

21,8  0/o 

22,30/o 

26,9  0/0 

35,00/o 

28,70/o 

31,10/0 

l,60/o 

1,30/0 

20,90/o 

10,20/o 

77,40/o 

88,40/0 

Wenn  man  als  entscheidendes  Kriterium  für  das  Wesen  des 
Großbetriebs  nicht  die  Menge  der  in  ihm  beschäftigten  Arbeiter 
ansieht,  sondern  die  Intensität  der  Verwendung  von  Motoren  und 
Arbeitsmaschinen,  so  ergibt  sich  folgendes  Bild  für  die  Zündholz- 
industrie1): 

Gesamtzahl  der  Betriebe  mit  Motoren 

In  ihnen  verwendete  PS. 
Zahl  der  Betriebe  mit  Wassermotoren 

In  ihnen  verwendete  PS. 


1895 

1907 

40 

57 

754 

2072 

9 

6 

97 

68 

1)  Statistik  des  Deutschen  Reiches  (N.  F.)  Bd.  113,  S.  371,  Bd.  214,  S.  12  u.  13. 
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1895  1907 

Zahl  der  Betriebe  mit  Dampfmotoren  31  41 

In  ihnen  verwendete  PS.  638  1912 

Zahl  der  Betriebe  mit  Gasmotoren  2  3 

In  ihnen  verwendete  PS.  16  21 

Zahl  der  Betriebe  mit  Petroleummotoren  1  1 

In  ihnen  verwendete  PS.  3  60 

Zahl  der  Betriebe  mit  Benzin-  u.  Äthermot.  —  2 

In  ihnen  verwendete  PS.  —  11 

Zahl  der  Betriebe  mit  Elektromotoren  —  15 

In  ihnen  verwendete  Kilowatt  —  312,5 

Die  Zahl  der  Betriebe  mit  Motorenverwendung  und  die  Zahl 
der  in  ihnen  verwendeten  PS.  hat  also  zugenommen  im  Laufe  der 
Zeit.  Besonders  ist  das  bei  den  Dampf-  und  Elektromotoren  zu 
sagen.  Es  kamen  durchschnittlich  auf  einen  Betrieb  1895:  18,85, 
1907:  36,35  PS.  (Dampfmotoren),  und  es  betrug  der  Anteil  der 
Motorenbetriebe  an  der  Gesamtzahl  der  Betriebe  1895:  32,79°/o, 
1907:  53,77 °/o.  Abgenommen  hat  mit  der  Einführung  des  Groß- 
betriebes die  Benutzung  der  Wasserkraft,  die  früher  vielfach  sogar 
von  ganz  kleinen  Betrieben  verwendet  wurde. 

Für  das  Jahr  1895  stehen  uns  noch  einige  Angaben  über  die 
Motorenverwendung  in  den  einzelnen  Betriebsgrößenklassen  der 
Zündholzindustrie  zur  Verfügung1). 

Es  gab  damals  Betriebe       PS. 

Motoren-Hauptbetriebe  mit  bis        5  Personen  —  — 

.        6-20         „  6  42 

.     über  20  34  712 

Von  den  kleinen  handwerksmäßigen  Betrieben  benutzte  1895 
keiner  Motoren.  Bei  den  mit  6 — 20  Arbeitern  tätigen  Betrieben 
kamen  auf  einen  7  PS.,  bei  den  mit  über  20  Personen  tätigen 
20,94  PS. 

Was  die  Verwendung  der  wichtigsten  Arbeitsmaschinen  an- 
belangt, so  zeigt  auch  diese  die  Zunahme  der  Größe  der  Betriebs- 
form 2). 

Tunkmaschinen    gab   es   1895:    120  Stück  in  62  Betrieben 

„      „    1907:    114      „        „    47 
Einlegemaschinen    „       „    1895:    568      „        „71  „ 

..       .,    1907:    658      ,.        „    62 


1)  Statistik  des  Deutschen  Reiches  (N.  F.)  Bd.   113,  S.  410,  411. 

2)  Statistik  des  Deutschen  Reiches  (N.  F.)  Bd.  113,  S.  505,    Bd.  214,    S.  298. 
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IL  Teil.    Die  heutige  deutsche  Zündholzindustrie. 


A.  Rohstoffe  und  Technik. 
1.  Die  wichtigsten  Chemikalien. 

Die  Zündholzindustrie  wird  heute  durchweg  der  chemischen 
Industrie  zugezählt,  während  man  sie  früher  oft  auch  unter  die 
Holzindustrie  rubrizierte.  Mit  Recht  hat  man  sich  für  die  erstere 
Einteilung  entschieden,  da  die  chemischen  Stoffe,  die  zur  Zusammen- 
setzung der  Zündkuppe  dienen,  ausschlaggebend  sind  für  den  Cha- 
rakter und  die  Benennung  des  einzelnen  Streichholzes. 

Obwohl  ein  Kind  der  großen  chemischen  Industrie,  sind  die 
Fortschritte  der  angewandten  Chemie  auf  dem  Gebiet  der  Zünd- 
massen im  Laufe  der  Zeit  ganz  geringe  gewesen,  und  nur  in  einem 
Punkte  ist  es,  allerdings  auch  erst  in  neuester  Zeit,  gelungen,  wirk- 
lich ein  Stück  vorwärts  zu  kommen:  in  der  Herstellung  von  weiß- 
phosphorfreien,  überallentzündlichen  Streichhölzern.  Da  die  Zünd- 
holzindustrie von  jeher  beschränkt  war  in  der  Verwendungsmöglich- 
keit ihrer  chemischen  Substanzen,  und  die  wirklich  einschlagenden 
Erfindungen  sehr  wenig  zahlreich  gewesen  sind,  so  wird  heute  fast 
noch  mit  denselben  Materialien  gearbeitet,  die  man  schon  vor  vielen 
Jahrzehnten  benutzte.  Doch  ruhte  die  Tätigkeit  der  Erfinder  auch 
auf  diesem  Teilgebiet  der  Chemie  nicht.  Eine  Menge  von  Er- 
findungen in  der  Herstellung  von  Zündmassen  sind  im  Laufe  der 
Zeit  gemacht  worden.  Aber  die  Schwierigkeit,  neue  Stoffe  einzu- 
führen, war  so  groß,  daß  sie  in  der  Praxis  sich  alle  nicht  bewährten. 
Die  Schrift  von  Prof.  Häussermann  „Sprengstoffe  und  Zünd- 
waren" weist  das  z.  B.  an  Hand  der  erteilten,  aber  wieder  er- 
loschenen Patente  bis  zum  Jahre  1893  nach:  Von  72  Patenten, 
die  H.  beschrieb,  waren  in  diesem  Jahre  56  wieder  erloschen,  und 
von  den  16  damals  noch  bestehenden  bezogen  sich  13  auf  Erfin- 
dungen mechanischer  Art  und  nur  3  auf  die  Verbesserung  der 
Zündmassen. 

Die  in  der  Zündholzindustrie  gebrauchten  Chemikalien  lassen 
sich  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  unterscheiden,  je  nach  der 
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Funktion,  die  ihnen  bei  dem  ganzen  komplizierten  Entzündungs- 
prozeß zufällt.     Man  teilt  sie  gewöhnlich  ein  in: 

1.  zündende  Stoffe,  2.  oxydierende  Stoffe,  3.  Bindemittel, 
4.  Flammenträger,    5.  füllende  Substanzen,    6.  Färbemittel. 

1.  Zu  den  wichtigsten  zündenden  Stoffen  gehört  der  Phosphor, 
dessen  Verwendung  so  alt  ist  wie  die  Zündholzindustrie  selbst, 
und  zwar  in  seinen  beiden  Modifikationen,  dem  gelben  oder  weißen 
Phosphor  und  dem  roten  Phosphor.  Während  er  aber  früher,  als 
fast  ausschließlich  die  erstere  Art  zur  Herstellung  der  Zündkuppen 
benutzt  wurde,  unersetzlich  war,  ist  das  anders  geworden,  als  man 
nur  noch  den  roten  Phosphor  verarbeitete,  denn  letzterer  läßt  sich 
nötigenfalls  auch  durch  andere  Stoffe  ersetzen. 

Der  Phosphor  (=  Lichtträger)  wurde  im  Jahr  1669  von  Brand 
in  Hamburg  entdeckt.  Er  kommt  in  der  Natur  in  freiem  Zustande 
nicht  vor,  da  er  sich  sofort  mit  Sauerstoff  verbindet.  Seine  Farbe 
und  sein  weicher  Zustand  erinnern  an  das  Wachs,  er  unterscheidet 
sich  von  diesem  nur  dadurch,  daß  er  etwas  lichtdurchlässig  ist. 
Seine  weiteren  Eigenschaften  sind  die  Giftigkeit,  die  kristallinische 
Struktur,  das  Leuchten  oder  Phosphoreszieren  im  Dunkeln  und  der 
stechende  knoblauchartige  Geruch,  den  er  verbreitet. 

Der  gelbe  Phosphor  wird  entweder  aus  Knochen  gewonnen, 
die  ja  bekanntlich  aus  einer  Reihe  phosphorsaurer  Salze  bestehen 
(33°/0  Knorpel,  57°/o  phosphorsaure  Kalkerde,  8°/0  kohlensaure 
Kalkerde,  phosphorsaures  Magnesium  usw.),  oder  neuerdings  aus 
mineralischen  Phosphaten,  von  denen  Lager  in  Kanada,  Portugal 
und  Florida  aufgefunden  worden  sind,  unter  Anwendung  des  elek- 
trischen Flammenbogens.  Er  kommt  hauptsächlich  in  Stangenform 
in  den  Handel  und  muß  stets  unter  Wasser  gehalten  werden,  da 
er  schon  bei  45°  schmilzt  und  bei  60°  sich  von  selbst  entzündet. 
Wenn  der  gelbe  Phosphor  unter  Abschluß  der  Luft  längere  Zeit 
den  Sonnenstrahlen  ausgesetzt  oder  auf  eine  Temperatur  von 
240 — 250°  C.  erhitzt  wird,  erleidet  er  eine  eigentümliche  Verände- 
rung. Er  nimmt  eine  rotbraune  Farbe  an  und  wird  zu  einer  ge- 
staltlosen, ungiftigen  Masse.  In  diesem  Zustand  nennt  man  ihn 
roten  oder  amorphen  Phosphor.  Seine  ungiftigen  Eigenschaften 
machen  ihn  viel  geeigneter  für  die  Verwendung  in  der  Zündholz- 
industrie wie  den  gelben  Phosphor,  und  deshalb  versuchte  man  ihn 
auch  bald  nach  seiner  Entdeckung  durch  den  Wiener  Chemiker 
Schrott  er    im    Jahr  1847,    für   die  Industrie   nutzbar  zu  machen. 

Deutschland  besaß  früher  eine  nicht  unbedeutende  Phosphor- 
fabrikation, die  aber  Anfang  der  80er  Jahre  einging,  da  die  zu  der 
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Zeit  entstehende  Zuckerindustrie  mit  ihrem  gewaltigen  Verbrauch 
an  Knochenkohle  den  Preis  der  Knochen  so  in  die  Höhe  schnellte, 
daß  unsere  heimische  Phosphorindustrie  nicht  mehr  mit  der  eng- 
lischen und  französischen,  die  über  billige  Rohmaterialien  verfügte, 
konkurrieren  konnte.  Die  Fabrikation  war  jetzt  jahrzehntelang  ein 
Monopol  von  3  großen  europäischen  Fabriken,  Albright  &  Wilson 
in  Oldbury  bei  Birmingham,  Coignet  &  Co.  in  St.  Denis  und  Lyon 
und  A.  B.  Tupizin  in  Perm.  Diese  diktierten  der  deutschen  Zünd- 
holzindustrie die  Phosphorpreise.  Daß  das  von  schwerwiegender 
Bedeutung  war,  zeigt  die  schon  erwähnte  Tatsache,  daß  der  Phos- 
phorpreis nach  der  Gründung  eines  Kartells  dieser  3  Fabriken  im 
Jahr  1893  plötzlich  stark  in  die  Höhe  gesetzt  wurde,  von  280  M. 
auf  450  M.  für  gewöhnlichen  Phosphor  und  von  430  M.  auf  550  M. 
für  amorphen  Phosphor.  Erst  Ende  der  90er  Jahre  gelang  es  mit 
Hilfe  des  elektrolytischen  Verfahrens,  den  Phosphor  wieder  im 
eigenen  Lande  herzustellen.  Die  deutsche  Einfuhr  ging  von  der 
Zeit  an  zurück,  die  Ausfuhr  stieg  und  die  Preise  sanken.  Noch 
1897  waren  260  000  kg  im  Werte  von  einer  Million  Mark  haupt- 
sächlich aus  England  und  Frankreich  eingeführt  worden.  1905  be- 
trug der  Wert  der  Einfuhr  198000  M.,  1907:  165000  M.  Die  Aus- 
fuhr stieg  von  72  000  kg  im  Jahre  1897  auf  228000  kg  im  Jahre  1905. 
Die  Preise  gingen  zurück  auf  300 — 370  M.  für  weißen  Phosphor 
und  fielen  bis  auf  203  M.  im  Jahre  1902.  Später  stiegen  sie  wieder, 
und  1907  wurde  z.  B.  für  den  Doppelzentner  319  M.  für  die  Ein- 
fuhr und  360  M.  für  die  Ausfuhr  weißen  Phosphors  bezahlt,  während 
der  rote  Phosphor  ungefähr  um  !/5  höher  notierte.  Heute  kostet 
der  Doppelzentner  amorpher  Phosphor  410  M.  franko  deutscher 
Bahnstation. 

Der  Phosphor  wird  nicht  bloß  in  reinem  Zustand,  sondern 
auch  in  Verbindungen  mit  Schwefel,  z.  B.  als  Phosphortrisulfid 
P-2  S3  und  Phosphorpentasulfid  P2  Ss  in  der  Zündholzindustrie  ge- 
braucht. 

2.  Zu  den  oxydierenden,  d.  h.  Sauerstoff  abgebenden  Chemi- 
kalien gehören  vor  allem  das  chlorsaure  Kali  oder  Kaliumchlorat, 
Salpeter  oder  Kaliumnitrat,  doppelchromsaures  Kali  oder  Kalium- 
bichromat,  Mennige,  Braunstein,  Bleisuperoxyd,  neben  einer  anderen 
Reihe  von  gebräuchlichen  Stoffen. 

Sie  sollen  durch  leichte  Abgabe  ihres  Sauerstoffvorrates  bei 
der  Erwärmung  die  Verbrennung  unterhalten.  Am  besten  eignen 
sich  hierzu  die  beiden  ersten  Substanzen,  die  wie  folgt  analysiert 
worden   sind:    Das  Kaliumchlorat   vermag  39,1  °0  Sauerstoff  abzu- 
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geben  und  enthält  39,1%  Sauerstoff,  das  Kaliumnitrat  vermag 
39,5%  Sauerstoff  abzugeben  und  enthält  47,4%.  Sehr  verbreitet 
ist  heute  das  chlorsaure  Kali,  eine  kristallinische,  formlose  Masse, 
die  sich  in  kaltem  Wasser  schwer,  in  heißem  dagegen  leicht  löst. 
Das  Salz  ist  giftig  und  zeigt  eine  starke  Neigung  zu  oxydieren. 
Es  darf  niemals  mit  anderen  Stoffen,  z.  B.  Schwefel  oder  Phosphor 
in  trockenem  Zustande  zusammengebracht  werden,  denn  dann 
explodiert  es  in  furchtbarer  Weise  schon  bei  der  geringsten  Er- 
wärmung oder  Erschütterung.  Seine  Verwendung  ist  daher,  obwohl 
sie  für  die  Herstellung  der  Sicherheitszündhölzer  und  Überallzünd- 
hölzer  unentbehrlich  ist,  mit  großen  Gefahren  verbunden  und  nur 
dann  möglich,  wenn  alle  Manipulationen  dabei  auf  nassem  Wege 
erfolgen. 

Das  chlorsaure  Kali  ist  gleich  dem  Phosphor  die  älteste  in 
der  Zündholzindustrie  verwendete  Substanz,  denn  beide  bildeten 
die  Hauptbestandteile  der  ersten  Phosphorhölzchen  des  Jahres  1833. 
Der  Preis  des  chlorsauren  Kalis  ist  im  Laufe  der  Zeit  stark  ge- 
sunken und  zwar  infolge  der  Einführung  des  elektrolytischen  Ver- 
fahrens (von  Dr.  Kellner  in  Wien  erfunden)  bei  der  Herstellung. 
Er  betrug  1897  ungefähr  73 — 74  M.  pro  Doppelzentner  cif  Seehafen, 
heute  nur  noch  65,5  M.  Ein  Zoll  wird  in  Deutschland  nicht  er- 
hoben. 

Das  Kaliumnitrat  ist  zwar  ein  noch  stärkeres  Oxydationsmittel 
wie  Chlorkalium ,  aber  es  ist  doch  ungeeigneter  wie  dieses ,  da 
es  stark  hygroskopisch  ist.  Es  werden  mit  ihm  hauptsächlich  so- 
genannte kopflose  Zündhölzer  hergestellt.  Der  Preis  beläuft  sich 
auf  ungefähr  91   M.  pro  Doppelzentner. 

Wieder  gebräuchlicher  ist  das  chromsaure  Kali,  das  heute 
63 — 65  M.  pro  Doppelzentner  franko  deutscher  Bahnstation  kostet. 
Auf  die  mancherlei  anderen  Sauerstoff  abgebenden  Substanzen,  die 
mehr  oder  weniger  in  den  Zündmassen  Verwendung  finden,  aber 
nicht  die  gleiche  Bedeutung  wie  die  obigen  haben,  kann  im  ein- 
zelnen nicht  näher  eingegangen  werden. 

3.  Zu  den  Bindemitteln  gehören  Gummi,  Leim,  Dextrin  und 
Stärke.  Sie  dienen  dazu,  den  Zusammenhalt  der  aus  vielen  kleinen 
Teilchen  bestehenden  Zündmasse  herzustellen. 

Bei  dem  Gummi  unterscheidet  man  je  nach  dem  Herkunftsland 
drei  Arten:  Gummi  arabicum,  Senegalgummi  und  Tragantgummi. 
Alle  drei  sind  bekanntlich  die  teils  freiwillige,  teils  absichtlich  her- 
beigeführte Ausscheidung  einzelner  tropischer  Baumarten,  die  nach 
Erhärtung    spröde   Stücke    von    verschiedener   Größe   (Erbsen-    bis 
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Walnußgröße)  und  verschiedener  Farbe  (von  Weiß  bis  zum  Braun) 
abgeben. 

Der  arabische  Gummi  stammt  aus  Arabien  und  dem  Sudan, 
besonders  Kordofan,  und  geht  über  Alexandria,  Konstantinopel  und 
Triest  in  den  europäischen  Handel  über.  Die  Preise  schwanken  je 
nach  der  Ernte  zwischen  80  und   100  M. 

Der  Senegalgummi  unterscheidet  sich  von  dem  ersteren  nur 
dadurch,  daß  er  sich  nicht  so  trocken  hält  wie  dieser  und  an  der 
Luft  leicht  die  Feuchtigkeit  anzieht.  Trotzdem  wird  er  lieber  ver- 
wandt wie  der  Gummi  arabicum,  da  dieser  den  Zündkopf  zu 
hart  macht.  Der  Senegalgummi  kommt  aus  Französisch-Sene- 
gambien  und  wird  hauptsächlich  über  Bordeaux  eingeführt.  Sein 
Preis  ist  heute  ungefähr  10  M.  höher  wie  der  des  arabischen 
Gummis. 

Der  Tragantgummi,  von  dem  es  wieder  verschiedene  Sorten 
gibt,  wird  im  Orient  gewonnen.  Er  ist  sehr  teuer  und  je  nach 
Qualität  verschieden  im  Preis,  so  daß  sich  Differenzen  von 
290 — 600  M.  ergeben.  Man  verwendet  ihn  in  ganz  kleinen  Mengen- 
zusätzen und  nur  deshalb,  weil  er  eine  besonders  günstige  Wirkung 
auf  die  Zündmasse,  z.  B.  auf  ihre  Widerstandsfähigkeit  gegenüber 
den  Einflüssen  der  Feuchtigkeit,  ausübt. 

Der  Leim,  der  früher  bei  der  Hausindustrie  der  Phosphorhölz- 
chen eine  weitgehende  Verwendung  fand,  hat  große  Übelstände 
aufzuweisen,  die  seine  Verarbeitung  nicht  geeignet  erscheinen 
lassen.  Mit  Leim  versehene  Streichhölzchen  müssen  immer  trocken 
aufbewahrt  werden,  denn  schon  bei  geringem  Feuchtigkeitsgehalt 
der  Luft  werden  sie  weich,  und  ein  Zünden  ist  dann  ausge- 
schlossen. Außerdem  dürfen  solche  Streichhölzchen  auch  nicht  zu 
lange  Zeit  aufbewahrt  werden,  da  der  Leim  ein  tierisches  Produkt 
ist,  infolgedessen  leicht  verdirbt  und  dann  das  Zündköpfchen  ganz 
unbrauchbar  macht. 

Einen  besseren  Ersatz  des  teuren  Gummis  stellt  das  Dextrin 
dar,  ein  weißes,  gelbes  bis  braunes  Pulver,  welches  aus  Stärke 
hergestellt  wird.  Mit  Wasser  vermengt  gibt  es  eine  stark  klebende 
Masse,  die  sich  gut  zur  Verarbeitung  eignet.  Weizenstärke,  nicht 
Kartoffelstärke,  wird  weniger  als  Bindemittel  benutzt  in  der  Zünd- 
holzfabrikation. 

4.  Die  Flammenträger.  Darunter  versteht  man  Schwefel,  Pa- 
raffin und  Stearin,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  erzeugte  Flamme  fest- 
zuhalten und  sie  dem  Holze  mitzuteilen.  Der  Schwefel  (Sulfur), 
schon   im  Altertum   bekannt,   kommt  als  Stangenschwefel  (kristalli- 
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nisch,  knisternd,  wenn  in  der  warmen  Hand  gehalten)  und  als 
Schwefelblumen  (ein  gelbes  feines  Pulver)  in  den  Handel.  Sein 
Schmelzpunkt  liegt  bei  111,5°.  Auf  diese  Temperatur  erhitzt,  ändert 
er  seinen  Aggregatzustand  und  geht  in  eine  gelbe,  dünne  Flüssig- 
keit über,  um  bei  stärkerem  Erhitzen  auf  250 — 260o  dunkelbraun 
und  dickflüssig  und  dann  später  wieder  dünnflüssig  zu  werden. 
Gediegen  findet  er  sich  namentlich  in  Sizilien,  in  Girgenti,  und 
wird  da  als  Roh-,  Brocken-  oder  Stangenschwefel  gehandelt.  Der 
Schwefel  erfreute  sich  besonders  früher  bei  der  Fabrikation  der 
Phosphorhölzer  einer  weitgehenden  Verwendung.  Heute  ist  sein 
Gebrauch  sehr  gesunken,  da  man  für  die  Sicherheitszündhölzer  fast 
ausschließlich  Paraffin  benutzt. 

Das  Paraffin,  ein  farbloser,  weicher  Fettstoff,  schmilzt  schon 
bei  niederen  Temperaturen  von  40 — 70o.  Es  wird  als  Nebenpro- 
dukt bei  der  Kerzenfabrikation  gewonnen.  In  der  Zündholzindu- 
strie ist  es  fast  ganz  an  die  Stelle  des  früher  gebräuchlichen 
Schwefels  getreten.  Hier  wird  das  schottische  Zündholzparaffin  am 
höchsten  eingeschätzt,  und  heute  mit  39 — 41  M.  cif  der  deutschen 
Seehäfen  bezahlt  wird.  Das  Stearin  findet  kaum  noch  Verwendung, 
da  es  große  Nachteile  aufweist  und  das  Paraffin  sich  besser  als 
Flammenträger  eignet.  Früher  wurde  es  viel  bei  der  Herstellung 
der  sogenannten  Salonhölzer  gebraucht. 

5.  Füllende  Substanzen,  wie  Kreide,  Glaspulver,  Quarzmehl 
Zinkoxyd  oder  Zinkweiß,  Bimsstein,  dienen  dazu,  den  Zündkopf 
soweit  zu  verdicken,  daß  er  in  der  richtigen  Form  am  Holze  haften 
bleibt.  Dann  sollen  sie  das  beim  Anstreichen  des  Zündholzes  her- 
vorgerufene kurze  Aufflammen  soweit  verlangsamen,  daß  sich  die 
Flamme  den  anderen  Substanzen  mitteilen  kann  und  nicht  etwa 
wirkungslos  verpufft.  Besonders  gern  wird  das  Zinkweiß  als  Füll- 
material benutzt,  da  es  das  richtige  Volumen  besitzt  und  doch  da- 
bei leicht  ist.  Deutsche  Ware  kostet  ab  Hamburg  56 — 57  M., 
amerikanische  50  M. 

6.  Als  Färbemittel,  die  dem  Zündkopf  ein  gefälliges  Aus- 
sehen verleihen  sollen,  benutzt  man  hauptsächlich  Berliner  Blau, 
Chromgelb,  Scharlachrot  und  gebrannte  Umbra  oder  Terra 
Sienna. 

2.  Die  Zündmassen. 

Die  aufgeführten  chemischen  Substanzen  werden  nun  bei  der 
Herstellung  der  Zündmasse  in  der  verschiedensten  Weise  mitein- 
ander  kombiniert.     Fast  jede  Fabrik   hat   ihr   eigenes  Rezept,    das 
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sie  bevorzugt  und  das  sie  sich  selbst  nach  langem  Probieren  zu- 
sammengestellt hat.  Daneben  gibt  es  auch  Zusammensetzungen 
von  Zündmassen  allgemein  bekannter  Art,  deren  sich  viele  Fabri- 
kanten bedienen,  weil  sie  den  Anforderungen,  die  sowohl  das 
Publikum  als  auch  die  Hersteller  an  eine  vollkommene  Zündmasse 
stellen,  nach  allen  Richtungen  hin  genügen. 

Phosphorzündmassen  können  entweder  mit  oder  ohne  sauer- 
stoffabgebenden Substanzen  versehen  sein.  Hier  ist  es  oft  dem 
Fabrikanten  nicht  leicht  gewesen,  den  richtigen  Mittelweg  einzu- 
schlagen, denn  das  Publikum  begehrte  ganz  leicht  entzündliche 
Hölzer,  die  sich  aber  nur  mit  einem  größeren  Prozentsatz  Phos- 
phor herstellen  ließen;  der  Fabrikant  aber  durfte  im  Interesse  der 
Sicherheit  der  Fabrikation  und  der  Dauer  der  Gebrauchsfähigkeit  und 
Transportfähigkeit  seiner  Hölzer  nicht  zu  viel  von  dem  leicht  großen 
Veränderungen  unterworfenen  Phosphor  zusetzen.  Die  idealste  Zünd- 
masse ist  immer  die  gewesen,  die  gerade  noch  so  viel  Phosphor 
verwendete,  als  notwendig  war,  um  ein  leichtes  und  rasches  Ent- 
zünden des  Hölzchens  herbeizuführen.  Hier  ist  früher  viel  gesün- 
digt worden,  da  man  Zusätze  von  15,  20,  sogar  25%  Phosphor 
machte,  während  schon  5%  genügten.  Im  folgenden  einige  Zu- 
sammensetzungen von  Phosphorzündmassen1): 
I.   4  1  Wasser  II.   12  kg  Leim 

6  kg  Dextrin  12  kg  Zinkweiß 

2,8  kg  Phosphor  5  kg  Phosphor 

30  kg  Mennige  1  kg  venezianisches  Terpentin 

Die  Masse  enthält  5,5%  Phos-        Mit  Anilin  gefüllt  enthält  16,6% 
phor.  Phosphor. 

III.   10  kg  Leim  IV.  Weiße  Masse 

4,5  kg  Phosphor  5  kg  Wasser 

1  kg  Weizenstärke  5  kg  Leim 

1,5  kg  Kreide  3  kg  Phosphor 

8  kg  Salpeter  1,5  kg  Kreide 

0,5  kg  venezianisches  Terpentin      0,5  kg  Zinkweiß 
Mit  Anilin  gefüllt  enthält  17,6%       1,5  kg  Infusorienerde 
Phosphor.  0,25kg  Schwefel  enthält  25,5% 

Phosphor. 
Bei    der  Herstellung   der  Sicherheitszündmassen  wird  in  erster 
Linie   das   chlorsaure  Kali   gebraucht.     Da   dieser  Stoff   aber  meist 
mit    Schwefel    oder    einem    Schwefelmetall    zusammen    verarbeitet 


1)  Nach  Jettel,  Die  Zündwarenfabrikation,  S.  71    u.  72. 
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werden  muß,  so  ist  die  Zubereitung  der  Zündmasse  infolge  der 
oben  erwähnten  Explosibilität  eines  solchen  Gemenges  sehr  gefähr- 
lich und  darf  nur  mit  größter  Sorgfalt  und  Vorsicht  vor  sich 
gehen.  Die  einzelnen  Stoffe  werden  zunächst  jeder  für  sich  in  so- 
genannten Mahlmühlen  ganz  fein  gepulvert,  wenn  sie  nicht  schon 
in  Pulverform  bezogen  worden  sind.  Darauf  heißt  es  eine  mög- 
lichst innige  Vermischung  der  einzelnen  Materialien  herbeizuführen 
im  sogenannten  Mischer,  einer  drehbaren  Trommel,  die  nach  Auf- 
nahme aller  Bestandteile  der  Zündmasse  fest  verschlossen  wird. 
Der  ganze  Mischprozeß  kann  nur  auf  nassem  Wege  erfolgen.  Da- 
bei muß  der  Arbeiter  die  peinlichste  Reinlichkeit  aufwenden.  Denn 
wenn  kleine  Rückstände,  z.  B.  an  den  Rändern  der  Trommel,  haften 
bleiben  und  eintrocknen,  dann  ist  es  nur  zu  leicht  möglich,  daß  sie 
sich  entzünden  und  ihm  Brandwunden  zufügen.  Die  Masse  der  Sicher- 
heitszündhölzchen enthält  bekanntlich  keinen  Phosphor;  deshalb 
lassen  sie  sich  nur  an  den  Reibflächen  der  Schachteln,  die  mit 
einer  phosphorhaltigen  Masse  versehen  sind,  entzünden.  Einige 
gebräuchliche  Zusammensetzungen  von  Sicherheitszündmassen  sind 
die  folgenden1): 


Masse: 

I 

II 

III 

IV 

Gummi 

150 

200 

75 

1000 

Tragant 

— 

— 

— 

1000 

Leim 

— 

50 

100 

— 

Kaliumchlorat 

1000 

900 

1200 

8000 

Schwefel 

— 

20 

50 

250 

Kaliumbichromat 

125 

80 

200 

1000 

Dreifach  Schwefelantimon 

35 

— 

— 

250 

Bleisuperoxyd 

200 

— 

— 

— 

Umbra 

100 

50 

200 

1200 

Glaspulver  oder  Bimsstein 

100 

100 

— 

1500 

Wasser 

450 

400 

350 

2000 

Kolophonium 

50 

— 

— 

— 

Caput  mortuum 

— 

50 

800 

— 

Braunstein 

— 

40 

200 

— 

Masse  für 

die  Rei 

bflächen. 

Dextrin 

400 

300 

— 

4000 

Amorpher  Phosphor 

1000 

1000 

1000 

1000 

Kreide  200 


1)  Freitag,  Die  Zündwarenfabrikation,  S.  144. 
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Masse  für  die  Reibflächen. 


Umbra 

300 

— 

— 

— 

Dreifach  Schwefelantimon 

1000 

250 

1000 

800 

Wasser 

2400 

2000 

1500 

2500 

Kienruß 

— 

500 

— 

— 

Leim 

— 

— 

500 

— 

Es  bleibt  noch  übrig,  die  Zündmassen  zu  erwähnen,  die  keinen 
Phosphor  besitzen,  bei  denen  aber  auch  keine  besondere  Anstrich- 
fläche notwendig  ist,  um  die  Entzündung  zu  bewirken.  Die  Her- 
stellung solcher  Massen  galt  lange  Zeit  als  ein  Stein  der  Weisen. 
Ein  großer  Teil  der  Fachmänner  der  früheren  Zeit  verneinte  es 
überhaupt,  daß  es  jemals  möglich  sein  würde,  sogenannte  weiß- 
phosphorfreie  Überallzünder  herzustellen,  und  die  praktischen  Er- 
fahrungen, die  man  damals  mit  ihnen  machte  (die  allumettes  föde- 
rales in  der  Schweiz),  ließen  auch  wenig  Hoffnung  hierfür  übrig. 
Das  chlorsaure  Kali,  das  immer  den  Ausgangspunkt  gebildet  hat, 
mußte  mit  zündenden  Stoffen  vermengt  werden,  und  dieses  Ge- 
misch war  eben  trotz  aller  Verbesserungen  immer  wieder  explo- 
sibel. Erst  als  es  der  modernen  Chemie  gelang,  einige  Schwefel- 
Phosphorverbindungen  herzustellen,  war  man  der  Lösung  des 
Problems  nähergekommen.  Es  sind  vor  allem  das  Phosphorsesqui- 
sulfid,  das  Sulfophosphit  und  das  Sulfokuprobaryumpolythionat, 
drei  chemische  Verbindungen,  die  es  heute  ermöglichen,  gut  brauch- 
bare Überallzünder  herzustellen.  Das  Phosphorsesquisulfid  (nicht 
giftig  wie  der  weiße  Phosphor)  wird  schon  seit  längerer  Zeit  in 
Frankreich  benutzt  bei  der  sogenannten  Sevene-  und  Cahenschen 
Masse,  die  außerdem  noch  Kaliumchlorat,  Zinkweiß,  Leim,  Glas- 
pulver und  Ocker  enthält.  Es  ist  durch  deutsches  Reichspatent 
Nr.  101736  geschützt.  Die  Sulfophosphitmasse,  die  von  der  chemi- 
schen Fabrik  Griesheim-Elektron  erfunden  worden  ist,  wird  jetzt 
sehr  viel  von  deutschen  Fabriken  verarbeitet.  Die  Masse  mit  dem 
Sulfokuprobaryumpolythionat  stammt  von  dem  Chemiker  Gans  und 
ist  patentamtlich  in  Deutschland  unter  Nr.  157424  geschützt.  Hier- 
her gehört  auch  die  Schwieningsche  Masse,  die  das  Reich  den 
deutschen  Fabrikanten  als  Entschädigung  für  das  Phosphorverbot 
zur  Verfügung  stellte.  Sie  setzt  sich  vor  allem  zusammen  aus 
Calciumplumbat,  amorphem  Phosphor  und  den  gewöhnlichen  Zu- 
sätzen wie  Leim,  Glaspulver  usw.  und  ist  ebenfalls  geschützt  durch 
das  Patent  Nr.  86203.  Im  Gegensatz  zu  den  obigen  Zündmassen 
stellt  diese  aber,  wie  oben  gezeigt,  weniger  gute  Überallzünder  her. 
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3.  Das  Holz. 


Das  Holz  ist  der  zweite  wichtige  Bestandteil  des  Zündhölzchens, 
wenn  man  als  den  ersten  den  ganzen  Zündkopf  mit  seinen  ver- 
schiedenartigen chemischen  Substanzen  betrachtet.  Zwei  Arten 
desselben,  Nadelholz  (Tannen-,  Fichten-,  Kiefernholz)  und  Laubholz, 
vor  allem  Espenholz  finden  in  der  Zündholzindustrie  je  nach  der 
Art  von  Zündhölzchen,  die  hergestellt  werden  sollen,  Verwendung, 
und  zwar  ersteres  für  geschwefelte  Phosphorhölzchen,  letzteres  für 
paraffinierte  Sicherheitszündhölzchen.  Die  Tatsache,  daß  zu  den 
Phosphorhölzchen  das  einheimische  Tannenholz,  zu  den  Sicher- 
heitszündhölzchen das  ausländische  Aspenholz  verwandt  wird,  grün- 
det sich  auf  die  verschiedenartige  Qualität  der  beiden  Holzarten 
und  auf  den  hierzu  korrespondierenden  Umstand,  daß  die  zwei 
Zündholzkategorien  jede  für  sich  ihre  eigentümlichen  Fabrikations- 
bedingungen aufweisen,  die  wiederum  im  letzten  Grunde  in  dem 
Geschmack  und  der  Gewohnheit  des  Publikums  wurzeln.  Darauf 
ist  weiter  oben  näher  eingegangen  worden. 

Das  Fichten-,  Tannen-  und  Kiefernholz,  welches  in  der  Periode 
der  Phosphorholzindustrie  allein  verwendet  wurde,  bezogen  und  be- 
ziehen noch  heute  die  Fabrikanten  aus  den  heimischen  Wäldern 
direkt  vom  Produzenten,  dem  Staat  oder  auch  einem  Privatunter- 
nehmer. Der  Preis  des  Nadelholzes  betrug  früher  3 — 4  Taler  pro 
Klafter,  doch  ist  derselbe  im  Laufe  der  Zeit  stark  gestiegen.  Im 
Jahre  1871  schätzt  Jettel  den  Kubikfuß  im  Durchschnitt  auf 
3V2  Sgr.,  für  die  Grafschaft  Glatz  auf  2V4  Sgr.1).  Heute  kostet 
der  Kubikmeter  durchnittlich  ungefähr  18  M.  Geringere  Bestände 
werden  entsprechend  niedriger,  gute  entsprechend  höher  bezahlt. 
So  kommen  Schwankungen  von  11 — 30  M.  pro  Kubikmeter  vor. 
Der  Preis  des  Nadelholzes  ist  demnach  gegenüber  dem  Jahre  1871 
ungefähr  um  ein  Drittel  gestiegen. 

Mit  dem  Aufkommen  der  Sicherheitszündhölzer  ging  die  Ver- 
wendung des  einheimischen  Holzes  zurück;  sie  hörte  beinahe  ganz 
auf,  als  die  Phosphorhölzer  infolge  des  Phosphorverbots  verschwan- 
den. Im  allgemeinen  verwendet  die  deutsche  Zündholzindustrie 
heute  fast  nur  noch  Espenholz. 

In  der  neuesten  Zeit  hat  die  Firma  Rexroth-Lynen  ein  Ver- 
fahren eingeführt,  mit  dessen  Hilfe  es  möglich  sein  soll,  das  ein- 
heimische Nadelholz  auch  für  die  Fabrikation  der  Sicherheitszünd- 
hölzer   zu    verwenden.      Es    besteht    darin,    daß    durch    intensives 


1)  Jettel   „Die  Zündwarenfabrikation",   ältere  Auflage   1871,   S.   8  u.  10. 
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Kochen  der  Harzreichtum  des  Nadelholzes  ausgezogen  wird.  Da 
einheimisches  Holz  immer  noch  um  die  Hälfte  billiger  ist  wie 
russisches,  so  würde  es  sich  trotz  der  durch  den  Veredelungsprozeß 
verursachten  Preiserhöhung  immer  noch  billiger  stellen  wie  letzteres. 
Auch  dieser  Versuch,  das  teure  Aspenholz  auszuschalten,  wird  aber 
wie  alle  früheren  daran  scheitern,  daß  das  Publikum  nun  einmal 
ein  reines  weißes  Zündholz  liebt.  Durch  das  Kochen  aber  wird 
das  ohnehin  mehr  gelbliche  Nadelholz  noch  dunkler  gefärbt.  Es 
sind  so  im  letzten  Grunde  Konkurrenzrücksichten,  die  die  deutschen 
Fabrikanten  zwingen  zum  Bezüge  des  teuren  ausländischen  Aspen- 
holzes. 

Außer  der  Espe  eignet  sich  auch  das  Holz  der  anderen  Pappel- 
arten, vor  allem  das  in  Amerika  weit  verbreitete  und  in  der  dor- 
tigen Zündholzindustrie  verarbeitete  Pappelholz  „Cottonwood"  und 
die  kanadische  Pappel  gut  zum  Schälen,  in  Europa  auch  die  Linde 
und  Birke.  Während  aber  die  ersteren  das  Aspenholz  vollständig 
ersetzen  können,  reichen  letztere  nicht  an  dasselbe  heran.  Die 
Versuche,  das  vorzügliche  amerikanische  Holz,  das  drüben  in  großen 
reichen  Beständen  vorkommt,  nach  Deutschland  zu  verpflanzen  oder 
einzuführen,  sind  gescheitert.  Die  Frage  wurde  besonders  in  den 
90er  Jahren  gelegentlich  der  Chicagoer  Weltausstellung  lebhaft 
ventiliert.  Aber  wegen  der  hohen  Transportkosten,  die  allein  schon 
auf  dem  amerikanischen  Festland  den  Holzpreis  auf  450  M.  pro 
1000  Kubikfuß  und  für  den  Überseetransport  auf  1100  M.  steigern 
sollten,  war  es  nicht  möglich,  das  Projekt  in  der  Praxis  zu  ver- 
wirklichen1). 

Die  Aspe,  Espe  oder  Zitterpappel  (Populus  tremula)  besitzt 
ein  Holz,  welches  strukturlos,  ohne  faulen  Kern,  fast  astfrei  und 
sehr  weich  ist.  Diese  Eigenschaften  machen  es  für  den  Schälpro- 
zeß sehr  geeignet,  seine  reine  weiße  Farbe  aber  wird  besonders 
von  den  Konsumenten  geschätzt.  Die  Aspe  ist  im  Nordosten  und 
Osten  von  Europa  stark  verbreitet,  vor  allem  in  Rußland,  den 
Baltischen  Provinzen,  ferner  in  Schweden,  Polen,  Galizien,  Ungarn 
und  Siebenbürgen,  aber  auch  in  unseren  östlichen  Provinzen,  Ost- 
und  Westpreußen2).  Hier  tritt  der  Baum  in  ganzen  großen  Be- 
ständen auf,  sei  es  nun  allein  oder  mit  anderen  Baumarten  ver- 
mischt  (z.  B.  mit  Birken  und  Erlen),    und  zwar  fast  nur  in  ebenen 

1)  Jettel,  Jahresberichte  pro  1895,  Chemiker-Ztg.,  Jahrgang  1S95  Nr.  14, 
S.  283. 

2)  Dies  uud  das  folgende  nach  dem  Bericht  der  Handelskammer  Kassel  1893, 
S.  74  ff.  und  nach  Jettel,   „Die  Zündwarenfabrikation",  S.  31. 
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Gegenden,  am  liebsten  in  Tälern.  Sonst  erstreckt  sich  sein  Vor- 
kommen über  ganz  Europa  und  über  einen  großen  Teil  von  Asien. 
Da  findet  sich  die  Aspe  aber  nur  vereinzelt  vor,  oder  eingesprengt 
zwischen  anderen  Baumarten.  Dabei  sieht  man  sie  auch  bis  zu 
größeren  Höhen  von  ungefähr  1000  Fuß  hinaufklettern.  In  unseren 
deutschen  Gebirgen  wagt  sie  sich  noch  höher  hinauf :  im  Riesen- 
gebirge bis  1250  m,  im  Bayrischen  Wald  bis  1240,  in  den  Bay- 
rischen Alpen  bis  1360  m.  Die  große  Verbreitung  dieses  Baumes 
erklärt  sich  daraus,  daß  sein  Same  sehr  leicht  ist  und  daher  vom 
Wind  nach  allen  Richtungen  auseinander  getragen  wird.  Daneben 
pflanzt  er  sich  auch  durch  seine  Wurzeln  fort.  Die  Aspe  ist  vor- 
wiegend ein  Baum  der  Ebene  und  sehr  anspruchsvoll  bezüglich 
des  Bodens,  in  dem  er  wurzelt.  Da  er  ein  saftiges  frisches  Holz 
liefert,  so  braucht  er  auch  viel  Feuchtigkeit,  um  sich  richtig  ent- 
falten zu  können.  Auf  einem  guten  Boden  entwickelt  er  sich  rasch 
und  läßt  alle  unsere  Nadelhölzer  und  den  größten  Teil  unserer 
Laubhölzer  im  Wachstum  hinter  sich,  um  aber  später  stark  nach- 
zulassen. Schon  nach  40 — 50  Jahren  muß  er  gefällt  werden,  da 
er  dann  meist  stockfaul  wird.  Hierin  liegt  der  Hauptgrund,  wes- 
halb unsere  Forstleute  sich  nicht  entschließen  können  zu  einer  von 
der  Zündholzindustrie  oft  geforderten  größeren  Anpflanzung  dieser 
Baumart  im  Inlande. 

Die  Verwendungsmöglichkeit  der  einzelnen  Holzstämme  für  die 
Zündholzfabrikation  beginnt  bei  einem  Durchmesser  von  20  cm 
und  geht  bis  zu  60  cm.  Zur  Erreichung  solcher  Stärken  brauchen 
die  Bäume  ein  Wachstum  von  20 — 50  Jahren. 

Sieht  man  von  dem  verhältnismäßig  ganz  geringen  Bezug  von 
Aspenholz  aus  Österreich-Ungarn  ab,  so  ist  das  Hauptlieferungs- 
land nicht  nur  für  Deutschland,  sondern  auch  für  alle  anderen 
europäischen  Zündholzindustrieländer  heute  Rußland,  denn  dieses 
hat  die  reichsten  Bestände,  die  noch  auf  viele  Jahrzehnte  hinaus 
ausreichen  werden  trotz  aller  gegenteiligen  Befürchtungen.  Aller- 
dings wird  hier  in  Rußland  ein  verderblicher  Raubbau  getrieben. 
Längs  der  großen  Verkehrsstraßen,  der  Eisenbahnlinien  und  schiff- 
baren Flüsse  sind  die  reichen  Bestände  stark  gelichtet,  und  man 
muß  immer  tiefer  in  das  Innere  hineingehen,  um  die  nötige  Menge 
produzieren  zu  können.  Die  Folge  dieses  Vorgehens  ist  ein  fast 
ständiges  Hinaufgehen  der  Preise  für  Aspenholz  gewesen,  das  von 
den  deutschen  Zündholzfabrikanten  schwer  empfunden  wird.  Das 
Holz  wird  im  Innern  von  Rußland  gefällt,  auf  den  großen  Strömen 
zu  den  Hauptausfuhrhäfen  Riga,  Libau,  Petersburg  geflößt  und  dort 
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verladen.  Die  gebräuchlichsten  Längenmaße,  in  denen  die  einzelnen 
Stammstücke  gehandelt  werden,  schwanken  zwischen  drei  bis  sieben 
Metern.  Die  deutschen  Häfen,  durch  die  das  Aspenholz  eingeführt 
wird,  sind  Königsberg,  Danzig,  Flensburg,  Lübeck,  Stettin  und 
Bremen.  Hier  wird  es  umgeladen  und  per  Achse  den  einzelnen 
Produktionsgebieten  zugeführt.  Der  weite  Transport  und  die  zwei- 
malige Umladung  wirken  natürlich  stark  preiserhöhend  und  zeitigen 
auch  wegen  der  großen  örtlichen  Unterschiede  in  Deutschland 
selbst  starke  Preisdifferenzen.  Russisches  Aspenholz  kostet  heute 
in  Mitteldeutschland  einschließlich  Fracht  35  M.  pro  Kubikmeter, 
während  Jettel  1897  für  ungeflößtes  Holz  25  M.,  für  geflößtes 
21  M.  ohne  Zoll  angibt.  Der  heutige  Preis  betrifft  Holz  mittlerer 
Stärke  von  ungefähr  25  cm  aufwärts  im  Durchmesser;  da  aber  auf 
den  35  M.  allein  gegen  70%  Fracht  ruhen  und  auch  die  doppelten 
Zwischenhändlergewinne  der  Groß-  und  Kleinhändler,  so  muß  das 
Aspenholz  in  Rußland  selbst  einen  sehr  geringfügigen  Handelswert 
besitzen.  Die  Fabriken  in  Schlesien  bezogen  nach  Jettel  im  Jahre 
1897  ihr  Holz  aus  Polen,  Galizien  und  Ungarn,  wohl  auch  aus 
Oberschlesien  selbst,  und  der  Festmeter  stellte  sich  hier  auf  unge- 
fähr 17 — 26  M.  franko  Bahnstation,  je  nach  der  Lage  der  einzelnen 
Fabriken.  Einheimisches  Holz  wurde  besonders  in  Bayern  und 
Elsaß-Lothringen  vielfach  verarbeitet,  wie  das  in  Bayern  auch  noch 
heute  der  Fall  ist.  Privatim  wurde  uns  z.  B.  von  der  A.-G.  Union 
mitgeteilt ,  daß  sie  in  ihrer  Fabrik  in  Marienthal  bei  Deggendorf 
im  Jahre  1909  800  cbm  Aspenholz  und  1200  cbm  Fichtenholz,  in 
ihrer  Fabrik  in  Kempten  1000  cbm  Aspenholz  und  1300  cbm 
Fichtenholz  verbraucht  habe. 

Da  der  Kubikmeter  Aspenholz  ganz  frisch  860  kg,  halbtrocken 
650  kg,  ganz  trocken  540  kg  und  gedörrt  410  kg  wiegt,  so  spielt 
für  den  Transport  der  Feuchtigkeitsgehalt  eine  nicht  unbeträchtliche 
Rolle,  doch  ist  er  für  den  Schälbetrieb  unbedingt  notwendig,  und 
deshalb  wird  das  Holz  nur  in  frischem  Zustand  bezogen.  Ein 
Waggon  Aspenholz  im  Gewicht  von  10000  kg  umfaßt  12 — 14  Fest- 
meter. Aus  einem  Kubikmeter  lassen  sich  ungefähr  2V2  Million 
Hölzchen  mittels  des  Schälbetriebs  herstellen,  aber  nur  ungefähr 
die  Hälfte  mit  der  Hobelmaschine,  die  einen  größeren  Abfall  er- 
zeugt. Im  Jahre  1897  wurden  von  den  deutschen  Fabrikanten 
schätzungsweise  4 — 5  Millionen  Kubikfuß  verarbeitet. 

Die  deutschen  Eingangszölle  für  das  ausländische  Holz  sind  in 
dem  im  Jahre  1906  in  Kraft  getretenen  Zolltarif  mit  Rußland  gegen 
früher    ermäßigt    worden    und    zwar   von   1,20  M.  auf  0,72  M.  für 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  47.  8 
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den  Kubikmeter  weiches  Bau-  und  Nutzholz,  unbearbeitet  oder 
höchstens  in  der  Querrichtung  in  einzelne  Stämme  geschnitten; 
von  1,80  M.  auf  1,44  M.  für  weiches  Holz,  das  schon  etwas  vor- 
gearbeitet ist.  Vielleicht  wird  in  Zukunft  der  Bezug  des  Aspenholzes 
noch  schwieriger  wie  bisher,  da  in  Rußland  vor  allem  bei  den 
Fabrikanten  die  Stimmung  für  einen  Ausfuhrzoll  wächst.  Auch  bei 
der  russischen  Regierung  scheint  man  mit  solchen  Gedanken  um- 
zugehen, da  der  Holzbestand  dünner  wird.  Der  Wert  des  von 
Rußland  nach  Deutschland  ausgeführten  Aspenholzes  für  Zünd- 
hölzer und  Papier  betrug  1899:  88272  Rubel,  1900:  268217  Rubel, 
1901:  435217  Rubel1). 

Viele  deutsche  Fabrikanten  verzichten  darauf,  sich  ihren  be- 
nötigten Zündholzdraht  selbst  herzustellen,  und  beziehen  ihn  lieber 
in  großen  Mengen  direkt  aus  Rußland  oder  auch  von  deutschen 
Holzdrahtfabrikanten.  Das  fertig  bezogene  Produkt  kostet  ihnen 
zwar  etwas  mehr,  als  wenn  sie  es  sich  selbst  herstellen  würden, 
aber  die  Differenz  ist  nicht  so  groß,  als  daß  sie  die  Bequemlichkeit 
dieser  Handhabung  aufgeben  und  das  Risiko  der  Selbstherstellung 
auf  sich  nehmen  möchten.  So  läßt  sich  annehmen,  daß  heute 
ebenso  viel  Stammholz  wie  fertiger  Holzdraht  von  den  deutschen 
Zündholzfabriken  bezogen  wird.  In  Rußland  gibt  es  10  oder 
1 1  große  Fabriken,  die  den  Zündholzdraht  in  riesigen  Mengen  her- 
stellen und  sich  direkt  im  Produktionsgebiet  des  Holzes  drin  be- 
finden. Z.  B.  beträgt  die  tägliche  Produktion  der  Holzindustrie 
„Platerow"  allein  70  Millionen  Stück.  Der  weitaus  größte  Teil 
Zündholzdraht  wird  von  den  deutschen  Zündholzfabrikanten  aus 
Rußland  bezogen.  Aber  auch  in  Deutschland  selbst  hat  sich  diese 
Hilfsindustrie  entwickelt.  Es  sind  hier  verschiedene  große  Fabriken, 
die  neben  den  übrigen  Halbfabrikaten,  wie  Schachteln  und  Kisten, 
Holzdraht  herstellen:  Rexroth-Lynen  G.  m.  b.  H.  in  Michelstadt  in 
Hessen,  Fehr  und  Wolff  A.-G.  in  Habelschwerdt ,  Jaschke  &  Co. 
in  Ebersdorf. 

Der  Holzdraht  wird,  wie  allgemein  üblich,  in  Bunden  geliefert, 
die  ungefähr  15000  Hölzchen  fassen.  Es  sind  das  kreisrunde 
Scheiben  von  32 — 33  cm  Durchmesser,  die  sich  aus  den  aufrecht- 
stehenden eng  aneinander  gepreßten  Hölzchen  zusammensetzen 
und  durch  Draht  zusammengehalten  werden.  64  solcher  Scheiben 
geben  eine  Million  Hölzchen.  Sie  kosten,  eine  normale  Länge  von 
50  mm   angenommen,    21 — 24  M.,    während  ihre  Selbstherstellung 


1)  Nach  Marchet,  Holzproduktion  und  Holzhandel,  Bd.  I,  S.  30. 
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auf  20—21  M.  sich  stellen  würde.  Dagegen  beträgt  der  Preis  für 
runden  Kiefernholzdraht  11  M.  pro  64  Scheiben,  für  eckigen  12,50  M. 
pro  64  Scheiben.  Ähnlich  wie  die  Preise  für  Aspenholz  beständig 
gestiegen  sind,  so  auch  die  für  den  Aspenholzdraht.  Das  zeigen 
die  Einheitswerte  der  Handelsstatistik. 

Es  kostete  der  Doppelzentner  Holzdraht  für  die  Einfuhr  Ausfuhr 

1895  10.—  M.  10.50  M. 

1900  10.—    „  10.50    „ 

1902  11.50    „  12  —     „ 

1907  15.—    „  16—    „ 

1908  15.—    „  18—    „ 

Die  Einfuhr  von  Aspenholzdraht  hatte  bis  zum  Jahre  1909  be- 
ständig zugenommen  und  war  in  diesem  Jahre  fast  dreimal  so  groß 
wie  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  (1900:  11639  dz  im  Wert  von 
110000  M.,  1909:  31  406  dz  im  Wert  von  471000  M.).  Sie  stammte 
zum  allergrößten  Teile  aus  Rußland  (1909:  30312  dz)  und  nur  zu 
einem  verschwindend  geringen  Bruchteil  aus  Österreich.  In  den 
Jahren  1910,  1911  und  1912  ist  sie  auf  den  vierten  Teil  ihrer 
früheren  Höhe  infolge  der  Einwirkung  der  Zündholzsteuer  zurück- 
gegangen (1912:  8865  dz).  Die  nicht  unbeträchtliche  Ausfuhr  von 
Holzdraht  (1911 :  15822  dz)  wandte  sich  besonders  nach  Frankreich 
(1911:  5531  dz),  Italien  (1911:  4334  dz)  und  der  Schweiz  (1911: 
4716  dz),  die  ein  zweckmäßiges  und  billiges  Holz  für  die  Zündholz- 
industrie nicht  besitzen.  Der  Einfuhrzoll  für  Holzdraht  in  Deutsch- 
land beträgt  gegenwärtig  4  M.  pro  Doppelzentner. 

Schließlich  muß  auch  noch  der  Packkisten  für  die  fertigen 
Zündhölzer  an  dieser  Stelle  gedacht  werden.  Sie  werden  wohl 
zuweilen  von  großen  Fabriken  selbst  hergestellt,  im  allgemeinen 
aber  von  den  Firmen,  die  auch  den  Holzdraht  liefern,  bezogen. 
Es  gibt  verschiedene  Größen,  je  nach  dem  Quantum  Zündhölzer, 
das  hineinkommen  soll:  ganze  Kisten  für  1000  Pack  ä  10000 
Schachteln,  halbe  für  500  Pack,  viertel  für  250  Pack  und  zehntel 
für  100  Pack.  Die  gebräuchlichste  Größe  ist  die  Normalkiste  für 
1000  Pack.  Sie  hat  ein  Innenmaß  von  103:79:61,5  cm.  Der 
Preis  für  eine  solche  Kiste  beträgt  2,90  M.  bis  3  M. 

4.  Die  Technik  in  der  Zündholzindustrie. 

Die  technischen  Umwälzungen,  die  die  Zündholzindustrie  im 
Laufe  der  Zeit  durchgemacht  hat,  haben  zu  einer  bis  ins  kleinste 
vervollkommneten    Fabrikationsmethode    geführt ,    die   einen  jeden, 
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der  heute  zum  ersten  Male  eine  größere  Zündholzfabrik  betritt,  in 
Erstaunen  setzen  muß,  besonders  infolge  des  Umstandes,  daß  zur 
Herstellung  der  winzigen  Streichhölzchen  so  große  und  komplizierte 
Maschinen,  zum  Teil  sogar  wahre  Riesen  notwendig  sind. 

Die  Herstellung  des  Zündholzes,  d.  h.  des  Sicherheitszündholzes 
oder  weißphosphorfreien  Überallzünders,  die  beide  den  gleichen 
Fabrikationsbedingungen  unterworfen  sind,  zerfällt  in  folgende 
Einzelverrichtungen : 

1.  Die  Herstellung  des  Holzdrahtes  (Schälen  der  Aspenholzklötze, 
Verarbeitung  der  Holzbänder  zu  Hölzchen). 

2.  Das  Trocknen  des  Holzdrahtes. 

3.  Das  Putzen,  Gleichlegen  und  Einlegen  desselben  in  den  Einlege- 
maschinen. 

4.  Das  Schwefeln  und  Paraffinieren. 

5.  Das  Tunken  der  Hölzchen. 

6.  Das  Trocknen  derselben. 

7.  Das  Ausnehmen  oder  Abfüllen  der  Einlegerahmen. 

8.  Das  Einfüllen  der  Zündhölzer  in  die  Schachteln. 

9.  Der  Schachtelanstrich. 

10.  Das  Verpacken  der  Schachteln  zu  Packs. 

Dazu  kommt  die  Schachtelfabrikation: 

1 1 .  Das  Schälen  des  Spans  und  die  Herstellung  der  einzelnen  Teile 
der  Schachtel. 

12.  Das  Schachtelkleben  und  Etikettieren. 

Folgt  man  dem  Gang  der  Fabrikation,  so  kommt  man  zuerst 
in  den  Schälsaal.  Die  hier  zu  verarbeitenden  Klötze  sind  vorher 
meist  in  einem  Vorraum  aus  dem  Stammholz  mit  der  Baumstamm- 
quersäge oder  Kreissäge,  in  kleineren  Fabriken  auch  mit  der  Hand- 
säge, in  die  entsprechenden  Längen  von  40 — 60  cm  geschnitten 
und  entrindet  worden.  Das  Entrinden  geschieht  heute  auch  in 
großen  Fabriken  vorwiegend  mit  der  Hand  und  mit  Hilfe  eines 
breiten  Messers,  da  die  konstruierten  Entrindungsmaschinen  der 
individuellen  Bearbeitung  des  Holzes  keine  Rechnung  tragen  und 
deshalb  zu  viel  Abfall  erzeugen.  Hier  wird  es  wohl  niemals  ge- 
lingen, die  Handarbeit  vollständig  durch  die  Maschinenarbeit  zu 
ersetzen. 

Um  das  Holz  für  den  Schälprozeß  geeignet  zu  machen,  wird 
in  die  beiden  Stirnflächen  des  Klotzes  je  ein  eiserner  Zapfen  mit 
vier  Zähnen  eingetrieben,  die  sogenannte  Mitnehmerplatte.  Darauf 
wird   er  in  die  Schälmaschine  eingespannt.     Diese  führt  den  Klotz 
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in  beständiger  Rotation  um  seine  Längsachse  gegen  ein  breites, 
parallel  angebrachtes  Messer,  das  ein  langes  Holzband  von  der 
Stärke  eines  Zündholzes  abschält  und  sich  dabei  gleichmäßig  gegen 
die  Mittelachse  vorschiebt.  Gleichzeitig  schneiden  quer  angebrachte 
Messerchen  das  breite  Band  in  schmale  Streifen,  die  einer  einfachen 
oder  meist  mehrfachen  Zündholzlänge  entsprechen.  Der  Holz- 
verlust, der  beim  Schälprozeß  eintritt,  beträgt  18 — 26°/o.  Nach 
dem  Gewichte  berechnet,  gibt  eine  Schälmaschine  20 — 30  kg  täg- 
lichen Holzabfall,  während  z.  B.  eine  doppelt  wirkende  Hobel- 
maschine 80—100  kg  erzeugt.  Während  die  Schälmaschine  selbst 
von  einem  älteren  Arbeiter  bedient  wird,  passen  ein  paar  junge 
Leute  auf,  daß  das  endlose  Band  sich  ohne  Stockung  abwickelt, 
und  zertrennen  es,  wenn  es  die  Länge  von  ungefähr  2  m  erreicht 
hat.  Das  geht  so  fort,  bis  der  Klotz  nur  noch  einen  Durchmesser 
von  10  cm  aufweist.  In  diesem  Falle  ist  er  nicht  mehr  brauchbar 
und  wird  als  Abfall  an  Holzschleifereien  verkauft.  Die  einzelnen 
Bänder  werden  nun  zu  Packeten  übereinander  geschichtet,  die  eine 
Höhe  von  140 — 200  mm,  entsprechend  einer  Lage  von  56—80 
Spanbändern  besitzen,  und  dann  auf  die  Abschlagmaschine  ge- 
bracht. Hier  erfolgt  die  Verarbeitung  zu  den  quadratischen  Hölz- 
chen. Von  der  Packlade  führt  sie  eine  mechanisch  wirkende 
Rollenvorschubrichtung  gegen  ein  in  gleichen  Intervallen  auf-  und 
abwärts  gehendes  Messer  vor.  Die  Schnelligkeit  des  Vorschubs 
ist  so  eingerichtet,  daß  die  Späne  jedesmal  um  eine  Zündhölzchen- 
breite vorwärts  gelangen,  wenn  das  Messer  eine  Auf-  und  Abwärts- 
bewegung ausführt.  Entspricht  die  Breite  des  Spanes  der  Länge 
eines  Zündholzes,  so  genügt  das  eine  Messer,  um  gleich  die  Hölz- 
chen in  der  erforderlichen  Länge  abzuschlagen.  Gewöhnlich  sind 
die  Maschinen,  um  ihre  Produktionsfähigkeit  zu  erhöhen,  für  Span- 
bänder entsprechend  einer  3 — 8 fachen  Hölzerlänge  eingerichtet. 
Die  Zerteilung  des  breiten  Bandes  nimmt  die  Abschlagmaschine 
selbst  vor  durch  kleine  in  Abständen  von  einer  Zündhölzchenlänge 
quer  angebrachte  Messerchen.  Eine  größere  Abschlagmaschine 
produziert  täglich  ungefähr  24 — 26  Millionen  Stück  Holzdraht. 
Nimmt  man  an,  daß  das  Spanpaket  sich  aus  einer  Lage  von 
80  Bändern  zusammensetzt,  so  liefert  die  Maschine,  da  sich  ihr 
Messer  in  der  Minute  120  Mal  auf-  und  abwärts  bewegt,  in  dieser 
Zeit  67  200—76  800  Hölzchen  (bei  einer  Spanbreite  von  7—8  facher 
Hölzerlänge). 

Der  fertige  Holzdraht  wird  nunmehr  in  einen  Trockenapparat 
gebracht,    damit   ihm   sein   großer  Feuchtigkeitsgehalt,    der  für  den 
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Schälbetrieb  erforderlich,  für  die  weitere  Verarbeitung  aber  hinder- 
lich ist,  entzogen  wird.  Dieser  gleicht  einem  großen  Schrank  von 
6 — 10  m  Länge  und  einer  Breite  und  Höhe  von  2 — 3  m,  und  be- 
steht aus  4 — 6  Kammern.  An  dem  einen  Ende  befindet  sich  ein 
Lufterhitzer,  eine  sogenannte  Kalorifere,  und  an  dem  anderen  Ende 
eine  Absaugvorrichtung,  Exhaustor,  für  die  warme  feuchte  Luft. 
Die  Hölzchen  werden  in  große  offene  siebartige  Kästen,  sogenannte 
Horden,  hineingeworfen,  von  denen  eine  2 — 300  000  Stück  faßt, 
und  in  den  Trockenapparat  eingeführt.  Hier  streicht  die  im  Innern 
erzeugte  heiße  Luft  durch  die  wirren  Haufen  hindurch  und  entzieht 
ihnen  die  Feuchtigkeit.  Nach  zweistündiger  Dauer  ist  der  Trock- 
nungsprozeß vollendet.  Jetzt  müssen  die  Hölzchen  poliert  und  ge- 
putzt werden,  damit  sie  alle  rauhen  Bestandteile,  z.  B.  kleine  Holz- 
splitter verlieren  und  sich  schön  glatt  angreifen.  Sie  kommen  zu 
diesem  Zweck  in  die  Putz-  und  Poliertrommel,  eine  schrägliegende,, 
um  ihre  Längsachse  sich  drehende  große  Tonne,  in  der  sie  sich 
an  vielen  Widerständen  reiben  und  so  Staub  und  Splitter  zurück- 
lassen. Für  den  weiteren  Herstellungsprozeß  ist  es  erforderlich, 
daß  die  Hölzchen  erst  geordnet  werden.  Es  geschieht  das  in  der 
Gleichlegemaschine,  die  aus  einem  vermittelst  einer  Rüttelvorrich- 
tung hin  und  her  gestoßenen  Kasten,  der  sich  aus  vielen  Fächern 
zusammensetzt,  besteht.  Auf  diesen  wird  ein  Haufen  Holzdraht 
geworfen,  der  bald  in  den  einzelnen  Fächern,  welche  genau  so 
lang  wie  ein  Zündholz,  aber  nur  halb  so  breit  wie  ein  solches 
sind,  verschwindet.  Sind  die  Fächer  gefüllt,  so  wird  der  Fächer- 
kasten abgehoben,  und  jetzt  liegt  der  Holzdraht  auf  dem  darunter 
befindlichen  Brett  in  lauter  kleinen  Abteilungen  schön  geordnet 
da.  Das  nach  dem  Gleichlegen  sich  notwendig  machende  Einfüllen 
der  Hölzchen  in  die  sogenannten  Transport-  oder  Füllkästen  ist 
eine  der  wenigen  Arbeiten,  die  heute  noch  in  der  Zündholzindustrie 
vorwiegend  mit  der  Hand  ausgeführt  werden  müssen.  Die  Kästen 
bilden  eine  Art  Holzdeckel,  in  die  die  Hölzer  vom  Arbeiter  hinein- 
geschichtet werden,  um  nun  zur  Einlegemaschine  transportiert 
werden  zu  können.  Neuerdings  ist  man  bestrebt,  auch  hier  die 
Handarbeit  auszuschalten;  denn  Roller  hat  sich  eine  Maschine  zum 
Abfüllen  des  Holzdrahtes  patentieren  lassen,  die  Arbeitskräfte  sparen 
und  den  bei  der  Handarbeit  sich  einstellenden  Holzdrahtverlust  ver- 
meiden soll.  Die  gefüllten  Transportkästen  werden  entweder  der 
Einlegemaschine  oder  der  sogenannten  Komplettmaschine  zugeführt. 
Hier  spaltet  sich  also  der  weitere  Fabrikationsprozeß,  man  kann 
sagen  in  einen  älteren  und  neueren.    Es  soll  zunächst  auf  die  zwar 
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ältere,  aber  auch  noch  heute  sehr  gebräuchliche  Methode,  die  in 
Teilverrichtungen  mittels  einzelner  Maschinen  die  Herstellung  der 
Zündhölzchen  bis  zu  ihrer  Fertigstellung  vornimmt,  eingegangen 
werden  und  dann  auf  die  moderne  Komplettmaschine,  die  alle 
weiteren  Einzelmanipulationen  in  einem  Arbeitsgang  vereinigt. 

Das  sogenannte  Einlegen  der  Hölzer  ist  eine  vorbereitende 
Tätigkeit,  die  das  rationelle  Anbringen  der  Zündköpfe  im  Tunk- 
prozeß ermöglicht;  denn  man  kann  mit  Hilfe  des  Einlegrahmens 
gleich  mehrere  Tausend  Zündhölzer  auf  einmal  tunken.  Die  Ein- 
legemaschinen wurden,  wie  schon  erwähnt,  in  Deutschland  zuerst 
von  Sebold  und  Anton  in  den  50  er  Jahren  gebaut  und  sind  seit- 
dem immer  mehr  verbessert  worden.  Eine  ausführliche  Beschrei- 
bung dieser  wichtigen  Maschine,  die  noch  heute  in  sehr  vielen 
Fabriken  die  Seele  des  ganzen  Betriebs  bildet,  wird  nicht  gut 
fehlen  können. 

Die  Einlegmaschine  setzt  sich  aus  drei  Teilen  zusammen :  dem 
eisernen  Grundgestell,  dem  Mittelstück  und  dem  Hölzermagazin  mit 
dem  Siebkasten.  Die  beiden  letzteren  lassen  sich  um  eine  an  der 
hinteren  Seite  des  Mittelstücks  befindliche  Achse  in  die  Höhe  klappen. 
Der  Hölzerkasten  dient  zur  Aufnahme  des  Holzdrahtes,  der  davor 
befindliche  Siebkasten  besteht  aus  zwei  in  geringem  Abstand  von 
einander  angebrachten  Messingplatten ,  in  denen  sich  jedesmal 
2000 — 2250  Löcher  befinden.  Die  Verbindung  zwischen  den  beiden 
Platten  stellen  ebenso  viele  angenietete  Messingröhrchen  her.  Vor 
dem  Siebkasten  ist  noch  eine  dritte  Messingplatte  angebracht,  die 
in  der  gleichen  Weise  durchlocht  ist  und  sich  verschieben  läßt,  so- 
daß  die  Röhrchen  dadurch  geöffnet  oder  geschlossen  werden  können. 
Das  ist  der  sogenannte  Schieber,  der  jedesmal  dann  in  Tätigkeit 
tritt,  wenn  die  Hölzchen  durch  die  Messingröhrchen  auf  die  Rost- 
kanalplatte des  Mittelstücks  gelangen  sollen.  Über  der  feststehen- 
den Rostkanalplatte  befindet  sich  ein  beweglicher  Rost,  der  mit 
der  ersteren  genau  korrespondiert  und  sich  wiederum  um  eine 
Achse  drehen  läßt.  Das  Mittelstück  enthält  ferner  noch  zwei  rechts 
und  links  angebrachte ,  mit  Zähnen  versehene  Stangen ,  die  die 
einzelnen  Lättchen  des  Einlegerahmens  auseinander  halten  müssen, 
ferner  die  Preßvorrichtung  zum  festen  Schließen  des  vollgelegten 
Rahmens  und  die  4  Schlaghebel,  auf  die  der  Hölzerkasten  zu  liegen 
kommt.  Die  Arbeitsweise  der  Maschine  ist  nun  folgende:  Bei  ver- 
tikaler Stellung  des  gefüllten  Hölzerkastens,  des  Siebkastens  und 
des  Rostes  legt  man  einen  Einlegerahmen  auf  die  Rostkanalplatte, 
der  vermittelst  Drehung  an  einer  kleinen  rechtsseitig  angebrachten 
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Kurbel  von  den  beiden  Zahnstangen  dadurch  geöffnet  und  fest- 
gehalten wird,  daß  sich  deren  Zähne  vor  und  zwischen  die  einzelnen 
Lättchen  des  Rahmens  schieben.  Jetzt  wird  die  ganze  obere  Partie, 
Rost,  Sieb-  und  Hölzerkasten,  heruntergeklappt.  Der  Rost  bildet 
dabei  mit  den  querliegenden  Lättchen  des  Einlegerahmens  kleine 
Quadrate,  die  wiederum  mit  den  Löchern  der  Siebplatte  genau 
korrespondieren. 

Dreht  man  nun  mehrmals  an  einer  hinten  angebrachten  Kurbel, 
so  bewegen  sich  die  Schlaghebel,  die  den  Hölzerkasten  in  rüttelnde 
Bewegung  versetzen,  und  bewirken  dadurch,  daß  die  Hölzchen  in 
den  Siebkasten  gelangen.  Nach  mehrmaliger  Wiederholung  dieser 
Tätigkeit  ist  letzterer  gefüllt,  worauf  der  Hölzerkasten  aufgerichtet 
werden  kann.  Nunmehr  wird  vermittelst  eines  kleinen  Hebels  der 
oben  beschriebene  Schieber  zurückgezogen,  der  den  Hölzchen  den 
Weg  in  den  Einlegerahmen  freimacht.  Dabei  tritt  noch  einmal 
die  Rüttelvorrichtung  in  Tätigkeit.  Sind  alle  Hölzchen  aus  dem 
Siebkasten  entfernt,  so  wird  dieser  gleichfalls  aufgerichtet.  Dann 
schließt  man  den  gefüllten,  aber  noch  offenen  Einlegerahmen  durch 
Zurückziehen  der  beiden  Zahnstangen,  Ankurbeln  der  Preßvor- 
richtung und  Einsetzen  der  Verschlußstifte.  Der  jetzt  für  die  weitere 
Verarbeitung  gebrauchsfähige  Einlegerahmen  wird  vom  Arbeiter  an 
den  beiden  Griffen  herausgezogen  und  auf  ein  für  15  Rahmen  be- 
rechnetes Transportgestell  gebracht,  worauf  die  Tätigkeit  von  vorn 
anfängt. 

Eine  der  neueren  Einlegemaschinen  von  Roller  hat  ein  Grund- 
maß  von  1,5:1,25m  bei  2  m  Höhe.  Ihre  Leistungsfähigkeit  pro 
Tag  stellt  sich  auf  600  Rahmen  =  1  Vi  Million  Hölzchen. 

Nach  den  vorbereitenden  Stadien  erfolgt  die  eigentliche  Her- 
stellung der  Zündkuppe  mit  dem  Schwefeln  oder  Paraffinieren  und 
schließlich  dem  Tunken.  Vorher  müssen  die  Hölzchen  auf  einer 
geheizten  Herdplatte  vorgewärmt  werden,  damit  der  Schwefel  nicht 
so  schnell  kalt  wird  und  dann  eine  zu  dicke  Schicht  bildet,  und 
das  Paraffin  in  die  durch  die  Erhitzung  erweiterten  Poren  des 
Holzes  leichter  eindringen  kann.  Das  Paraffin  und  der  Schwefel 
befinden  sich  in  flüssigem,  heißem  Zustande  in  je  einem  auf  einem 
heizbaren  Herd  angebrachten  Bassin.  Sie  bedecken  dessen  Boden 
gerade  so  weit,  daß  die  Hölzchen  des  auf  die  Ränder  des  Bassins 
gelegten  Rahmens  nur  so  tief  in  die  Flüssigkeit  hineintauchen 
können,  wie  die  Schwefel-  oder  Paraffinschicht  gehen  soll.  Der 
Arbeiter  erfaßt  von  dem  Transportgestell  jedesmal  einen  Rahmen 
an  den  daselbst  angebrachten  zwei  Griffen,  taucht  dessen  Hölzchen 
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einen  kurzen  Augenblick  in  das  flüssige  Bad,  schwenkt  mit  einem 
Ruck  die  überflüssigen  Stoffe  ab  und  stellt  ihn  umgekehrt  wieder 
auf  das  Transportgestell.  Sind  alle  Rahmen  fertig  gearbeitet,  so 
werden  sie  zum  Tunken  gefahren.  In  kleinen  Fabriken  benutzt 
man  hierzu  die  einfache  Tunkplatte  oder  Tunkpfanne,  auf  der  jedes- 
mal ein  Rahmen  in  die  syrupsdicke,  durch  ein  Lineal  geglättete 
Zündmasse  eingetaucht  wird,  in  größeren  aber  gebraucht  man  die 
sogenannte  Tunkmaschine.  Diese  besteht  aus  einem  runden  Tisch, 
dessen  ausgehöhlte  Platte  auf  Rollen  läuft  und  in  langsame  Um- 
drehung versetzt  wird.  Da  hinein  gießt  man  die  Zündmasse.  Ein 
feststehendes  Abstreiflineal  sorgt  für  die  gleichmäßige  Verteilung 
derselben,  während  eine  konische  Druckwalze  die  auf  den  Tisch 
hintereinandergelegten  und  eine  Umdrehung  auf  demselben  mit- 
machenden Einlegerahmen  nacheinander  niederpreßt,  so  daß  jedes 
der  Hölzchen  gleichmäßig  in  die  Zündmasse  eingetunkt  wird.  Die 
Transportwagen  mit  den  getunkten  Hölzchen  kommen  nun  zum 
Trocknen  in  gut  ausgemauerte,  fest  verschließbare  geheizte  Räume, 
wo  sie  so  lange  verbleiben,  bis  die  Köpfchen  fest  und  hart  ge- 
worden sind.  Darauf  erfolgt  das  Abfüllen,  d.  h.  das  Herausnehmen 
der  Hölzchen  aus  den  Einlegerahmen.  Um  diese  in  schön  geord- 
netem Zustand  aufsammeln  zu  können,  tritt  wieder  eine  Maschine 
in  Tätigkeit,  wenn  nicht,  was  heute  allerdings  auch  noch  sehr  ge- 
bräuchlich ist,  das  Ausnehmen  durch  die  Handarbeit  erfolgt.  Sie 
besteht  aus  einem ,  auf  einem  festen  Untergestell  ruhenden 
Fächerkasten,  der  durch  eine  Vorrichtung  in  rüttelnde  Bewegung 
gesetzt  wird.  Den  gefüllten  Rahmen  legt  der  Arbeiter  mit  den 
nach  unten  zeigenden  Köpfchen  der  Hölzchen  darauf,  öffnet  ihn 
und  läßt  ihn  durch  die  Rüttelbewegung  der  Maschine  entleeren. 
Ist  der  Inhalt  von  4 — 5  Rahmen  so  in  den  Fächern  des  Kastens 
untergebracht,  dann  zieht  man  dessen  Boden  weg,  und  darauf  fallen 
die  Hölzchen  in  einen  darunter  aufgestellten  Sammelkasten.  Auf 
diesem  werden  sie  zur  Schachtelfüllmaschine  gebracht.  Damit  ist 
die  Herstellung  der  Zündhölzchen  selbst  beendet. 

Da  jetzt  die  Schachteln  verwendet  werden,  so  ist  es  notwendig, 
auf  deren  Werdegang  kurz  einzugehen.  Die  Herstellung  des  Spans 
für  unsere  bekannten  kleinen  Schwedenschachteln  geschieht  ebenso 
auf  Schälmaschinen  wie  die  des  Holzdrahtes,  nur  ist  dieses  Mal 
der  Vorschub,  den  das  Messer  erfährt,  geringer  wie  bei  den  obigen 
Maschinen.  Ferner  sind  an  der  Schälmaschine  für  Schachtelspan 
noch  Ritzmesserchen  in  bestimmter  Entfernung  von  einander  an- 
gebracht, entsprechend  der  Herstellung  des  Spanes  für  die  Außen- 


—     122     — 

Schachtel  oder  für  die  Seitenwände  der  Innenschachtel.  Diese  kleinen 
Messer  sollen  die  Einschnitte  zum  Umbiegen  für  die  späteren  Schach- 
telkanten  im  Span  erzeugen.  Die  geritzten  langen  Bänder  werden 
auf  einer  sogenannten  Schachtelspanteilmaschine,  die  in  allen  ihren 
Teilen  der  Holzdrahtabschlagmaschine  gleicht  und  sich  von  dieser 
nur  dadurch  unterscheidet,  daß  die  Auf-  und  Abwärtsbewegung  des 
Messers  langsamer  erfolgt  (nur  ungefähr  30  mal  in  der  Minute),  in 
gleichmäßig  große  rechtwinkelige  Stücke  geschnitten. 

Die  Schachtelklebemaschine,  auf  der  die  einzelnen  Teile  zu  einem 
Ganzen  zusammengefügt  werden,  ist  äußerst  komplizierter  Natur 
und  stellt  ein  wahres  Wunder  menschlichen  Erfindergeistes  dar. 
Man  unterscheidet  die  Außenschachtel-  und  Innenschachtelklebe- 
maschine.  Bei  der  ersteren  werden  die  mit  vier  Ritzen  versehenen 
ungefähr  5V2X  12V2cm  großen  Späne  von  einer  Arbeiterin  zu- 
nächst packweise  in  den  Spanbehälter  gebracht.  Von  da  gelangen 
sie  auf  eine  Wickelform,  wo  ihre  Kanten  umgebogen,  und  wo  sie 
mit  einem  Papierstreifen  zusammengeklebt  werden.  Eine  Außen- 
schachtelklebemaschine  hat  eine  Leistungsfähigkeit  von  ungefähr 
30  000  bis  36  000  Schachteln  pro  Tag. 

Das  Etikettieren  wird  von  einer  einfacheren  Maschine  besorgt. 
Die  Schachteln  gelangen  von  einem  Kleisterbehälter,  unter  dem  sie 
mit  Klebstoff  versehen  werden,  zum  Etikettierapparat,  der  aus  einem 
bodenlosen,  das  Etikettenpaket  enthaltenden  Kasten  besteht,  sich 
jedesmal  senkt,  wenn  eine  Schachtel  darunter  liegt  und  dabei  ein 
Etikett  auf  ihre  oberste  Fläche  drückt.  Die  Etiketten  werden  von 
4  Häkchen,  die  an  der  unteren  Seite  des  Behälters  angebracht  sind, 
festgehalten,  so  daß  sie  nicht  herausfallen  können. 

Das  Kleben  der  Innenschachteln  erfolgt  in  ähnlicher  Weise, 
wie  wir  es  oben  bei  den  Außenschachteln  kennen  gelernt  haben. 
Nur  ist  bei  der  Innenschachtelklebemaschine  noch  eine  zweite 
Wickelform,  der  sogenannte  Bodenstempel,  angebracht,  der  die 
Schachtelböden  gegen  die  zusammengeklebten  Außenwände  der 
Innenschachtel  führt  und  dann  das  dort  überstehende  Papier  herum- 
faltet und  anklebt.  Beim  Herunterfallen  von  der  Form  erfaßt  ein 
fingerähnlicher  Hebel  die  fertigen  Schachteln  und  schleudert  sie 
weg,  so  daß  sie  in  den  unten  aufgestellten  Behälter  fallen.  Auch 
diese  Maschine  ist  sehr  leistungsfähig,  denn  sie  kann  je  nach  Größe 
25 — 50  000  Schachteln  pro  Tag  herstellen. 

Die  noch  frischen  feuchten  Schachteln  müssen  getrocknet  werden. 
Das  geschieht  wiederum  in  großen  Trockenapparaten,  ähnlich  denen 
des  Holzdrahtes.    Die  Schachteln  kommen  oben  in  dieselben  hinein 
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und  gelangen  dann  nacheinander  auf  7 — 8  übereinanderliegende 
endlose  breite  Kettenbänder,  deren  sich  jedes  um  zwei  hüben  und 
drüben  angebrachte  Rollen  dreht.  Bei  dem  langsamen  Hindurch- 
passieren von  einem  Sieb  auf  das  andere  trocknen  sie  aus,  werden 
dann  in  dem  fertigen  Zustand  unten  herausgenommen  und  zur 
Schachtelfüllmaschine  gebracht. 

Um  die  beiden  Schachtelteile  für  die  Füllmaschine  verwendbar 
zu  machen,  ist  es  notwendig,  sie  erst  ineinander  zu  schieben.  Auch 
hierbei  wird  noch  vielfach  die  Handarbeit  gebraucht;  aber  im  all- 
gemeinen führen  diese  Tätigkeit  sogenannte  Zusammenstoßmaschinen 
auf  mechanischem  Wege  aus.  Die  Erfindung  der  Schachtelfüll- 
maschine ist  erst  in  der  neueren  Zeit  gelungen.  Mit  ihrer  Ein- 
führung im  Jahre  1893  ist  die  Zündholzfabrikation  wiederum  in 
einem  ganz  wesentlichen  Teile  von  der  Handgeschicklichkeit  der 
Arbeiterinnen  unabhängig  geworden.  Aus  den  verschiedenen  Sy- 
stemen, die  sich  im  Laufe  der  Zeit  eingeführt  haben,  kann  nur  eine 
der  gebräuchlichsten  Maschinen,  die  Schachtelfüllmaschine  „Jönkö- 
ping"  (von  Roller),  von  der  heute  mehr  als  800  Stück  im  Betrieb 
sind,  herausgegriffen  werden.  Die  Maschine  besitzt  zwei  vertikal 
angebrachte  Behälter,  einen  für  die  Zündhölzer  und  einen  für  die 
Schachteln.  In  den  ersteren  werden  die  Hölzchen  eingeschichtet, 
wie  sie  in  den  Sammelkästen  von  der  Abfüllmaschine  kommen,  in 
den  letzteren  die  Schachteln  (ungefähr  300  Stück  jedesmal),  die  aus 
den  Füllkästen  auf  einmal  entleert  werden  können.  Der  Tisch  der 
Maschine  besitzt  eine  längliche  ovale  Form,  ebenso  wie  die  außen 
um  ihn  herumlaufende,  aus  schmiedeeisernen  Platten  bestehende 
Transportkette,  die  die  Schachteln  von  ihrem  Behälter  zum  Füll- 
apparat und  von  da  über  den  Zustoßapparat  zu  den  Transport- 
kästen zurückbringt.  Die  Maschinen  sind  von  verschiedener  Größe 
und  so  eingerichtet,  daß  zwei,  drei  oder  vier  Schachteln  auf  einmal 
gefüllt  werden  können.  Ihre  Leistungsfähigkeit  schwankt  deshalb 
auch  zwischen  20  000  bis  50  000  Schachteln  pro  Tag.  Die  größte 
von  Roller  gebaute  Schachtelfüllmaschine  ist  4,1  m  lang,  1,8  m  breit, 
und  der  Tisch  ist  0,9  m  hoch. 

Um  die  Schachteln  erst  gebrauchsfähig  zu  machen,  müssen  sie 
mit  der  phosphorhaltigen  Anstrichmasse  an  den  beiden  schmalen 
Längsseiten  versehen  werden.  Hierzu  benutzt  man  ausschließlich 
die  Anstrichmaschinen.  Ein  endloser  Ledergurt  befördert  bei  ihnen 
die  Schachteln  zwischen  zwei  Rundbürsten  hindurch,  die  die  An- 
strichmasse erst  von  zwei  rotierenden  in  den  Massebehälter  ein- 
tauchenden Scheiben  erhalten.    Durch  die  Rundbürsten  werden  die 
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Schachteln  mit  den  Reibflächen  versehen  und  gelangen  dann  auf 
einer  zweiten  Führung  in  die  Trockenvorrichtung,  in  der  unter  der 
Einwirkung  von  ein  paar  Heizröhren  der  Anstrich  eintrocknet. 

Jetzt  endlich  ist  der  ganze  vielgestaltige  Produktionsprozeß  bis 
zu  einem  gewissen  Abschluß  gelangt  und  zwar  so  weit,  wie  ihn  auch 
die  Komplettmaschinen  durchführen.  Deshalb  wollen  wir,  bevor 
wir  seine  Darstellung  vollständig  beenden,  erst  kurz  auf  die  Arbeits- 
weise dieser  Maschinen  eingehen. 

Schon  seit  Mitte  der  90  er  Jahre  waren  Maschinen  eingeführt 
worden,  die  in  ununterbrochener  Folge  das  Isolieren  des  Holz- 
drahtes, das  Paraffinieren,  Tunken  und  Trocknen,  ja  sogar  das 
Einfüllen  der  Streichhölzer  in  die  Schachteln  selbsttätig  vornehmen. 
Die  erste  Komplettmaschine,  die  Barber-Zündholzmaschine,  von 
G.  Barber  in  Chicago,  dem  Direktor  der  „Diamand  Match  Company", 
erfunden,  sollte  bekanntlich  die  Handhabe  bieten,  um  die  ganze 
Zündholzindustie  der  Welt  dem  amerikanischen  Trust  zu  unter- 
werfen. Doch  damals  waren  diese  Maschinen  noch  sehr  unvoll- 
kommen. Im  Laufe  der  Zeit  aber  wurden  sie  immer  mehr  ver- 
bessert, und  heute  ist  das  soweit  gediehen,  daß  ihre  Verwendung 
in  der  Praxis  schon  eine  große  ist.  Trotzdem  man  ihnen  daher 
ein  gutes  Funktionieren  nicht  absprechen  kann,  verhalten  sich  doch 
immer  noch  viele  Fabrikanten  gegen  ihre  Einführung  ablehnend, 
da  die  Vereinigung  verschiedener  Einzelverrichtungen  bei  einer 
Maschine  im  allgemeinen  wohl  rentabler  wie  früher,  dafür  aber  um 
so  verhängnisvoller  ist  bei  einer  noch  so  kleinen  Betriebsstörung. 
Versagt  nämlich  irgend  ein  Teil  der  Maschine  den  Dienst,  so  steht 
der  ganze  große  komplizierte  Apparat  still,  und  die  Arbeit  muß 
unterbrochen  werden.  Setzt  aber  einmal  bei  der  Fabrikation  mit 
Einzelmaschinen  eine  solche  aus,  so  braucht  deshalb  noch  nicht  der 
ganze  Betrieb  still  zu  stehen,  allein  schon  deshalb  nicht,  weil  sich 
die  Fabrikanten  von  den  weniger  teuren  Einzelmaschinen  Reserven 
anschaffen  können.  Daraus  läßt  sich  ersehen,  daß  einer  ziellosen 
technischen  Umgestaltung  der  Zündholzindustrie  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  einmal  Grenzen  gezogen  sind. 

Die  heutigen  von  unseren  beiden  bekannten  deutschen  Zünd- 
holzmaschinenfabriken A.  Roller  in  Berlin  (gegr.  1855)  und  der 
Badischen  Maschinenfabrik,  vorm.  Sebold,  Durlach  (Baden,  gegr. 
1854)  hergestellten  Komplettmaschinen  erfreuen  sich  großer  Beliebt- 
heit in  der  Praxis.  Von  ersterer  Firma  wird  die  Zündholzmaschine 
„Simplex"  und  „Automat",  von  letzterer  die  „Ideal"-Maschine 
fabriziert.     Auch  das  Ausland  ist  auf  diesem  Gebiete  nicht  zurück- 
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geblieben  und  hat  unter  verschiedenen  Namen  automatisch  wirkende 
Zündholzmaschinen  eingeführt. 

Eine  Komplettmaschine  besteht  im  wesentlichen  aus  einer  end- 
losen riesigen  breiten  Kette,  in  welcher  sich  viele  tausend  kleine 
Löcher  befinden.  Dahinein  gelangen  nun  die  Hölzchen  mittels 
einer  mechanischen  Vorrichtung.  Die  Kette  führt  sie  zu  den  ver- 
schiedenen Verrichtungen  des  Paraffinierens,  Tunkens  usw.  Welche 
imposante  Größe  eine  solche  Komplettmaschine  hesitzt,  das  zeigen 
die  Dimensionen  der  Simplex -Zündholzmaschine,  die  7,5  m  lang, 
3,70  m  breit  und  2,60  m  hoch  ist.  Ihre  Leistungsfähigkeit  beträgt 
pro  Tag  7 — 10  Millionen  Hölzchen. 

Das  Einpacken  der  fertigen  Streichholzschachteln  in  die  wohl- 
bekannten Zehner-  oder  Zwölferpacks  geschieht  heute  zumeist  durch 
Maschinen,  obwohl  die  Handarbeit  auch  hier  noch  anzutreffen  ist. 
Diese,  die  sogenannten  Packmaschinen,  stellen  eine  der  letzten  Er- 
findungen der  Zündholzmaschinenindustrie  dar  und  sind  erst  in 
jüngster  Zeit  in  der  Praxis  verwendet  worden.  Ihre  Arbeitsweise 
ist  kurz  folgende:  Die  gefüllten  Schachteln  werden  in  zwei  Reihen 
übereinander  und  mit  ihren  schmalen  Seiten  aufeinander  auf  das 
Transportband  der  Packlade  geschichtet  und  gelangen  von  da  vor 
einen  Kolben.  Dieser  führt  jedesmal  10  oder  12  Stück  zwei  Greifern 
zu,  von  denen  das  Papier  um  das  Pack  geschlagen  und  festgeklebt 
wird.  Letzteres  gelangt  darauf  auf  einem  zweiten  Transportband 
zwischen  zwei  Heizröhren  zum  Trocknen  der  feuchten  Klebestellen 
und  zwei  Bürsten  zum  festen  Anpressen  der  feuchten  Klebestellen 
hindurch  zum  Etikettierapparat.  Hier  werden  in  derselben  Weise, 
wie  das  vorher  bei  den  Schachteln  geschah,  die  meist  gelben  oder 
roten,  die  ganze  obere  Fläche  des  Packs  bedeckenden  Etiketten 
aufgeklebt. 

Für  den  Großhandel  werden  die  10  oder  12  Schachtelpackungen 
zunächst  zu  50  Stück  zusammengefaßt  und  in  starkes  Papier  ge- 
schlagen. Während  aber  im  Volksmund  die  kleine  10  Schachtel- 
packung Paket  genannt  wird,  heißt  sie  in  der  Praxis  der  Zündholz- 
fabrikation Pack,  und  erst  die  größere  Packung  von  50  Packs  führt 
hier  den  Namen  Paket.  20  von  diesen  Paketen  werden  zum  Trans- 
port in  eine  Holzkiste  verpackt,  die  also  1000  Packs  ä  10  Schachteln 
oder  10  000  Schachteln  enthält. 
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B.  Produktions-  und  Absatzverhältnisse. 
1.  Die  Absatzverhältnisse  im  Inland. 

Der  Absatz  der  Zündhölzchen  im  Publikum  vollzieht  sich  in 
einfacher,  aber  äußerst  fein  verteilter  Weise.  Da  die  Zündholz- 
industrie heute  nur  noch  rentieren  kann,  wenn  sie  in  riesigen  Mengen 
produziert  und  absetzt,  so  sind  zahlreiche  Zwischeninstanzen  not- 
wendig, die  die  Vermittlungsrolle  spielen  bei  dem  Übergang  des 
Zündhölzchens  von  der  Produktion  zur  Konsumtion.  Der  Haupt- 
grund für  deren  Vorhandensein  liegt  in  dem  starken  Mißverhältnis, 
das  zwischen  der  Anzahl  der  Hersteller  und  der  Anzahl  der  Ver- 
braucher besteht  und  das  die  Notwendigkeit  nach  sich  zieht,  die  an 
verhältnismäßig  wenig  Stellen  produzierten  Zündhölzer  nach  allen 
Seiten  hin  in  vielfach  sich  verzweigender  Weise  in  den  Konsum  zu 
leiten.  Diese  Funktion  erfüllen  die  Groß-  und  Kleinhändler,  denn 
eine  einzelne  Fabrik  hat  ein  zu  umfangreiches  Gebiet  mit  Streich- 
hölzern zu  versorgen,  als  daß  sie  den  Absatz  ihrer  Produkte  auch 
nur  unter  Ausschaltung  des  Großhandels  selbst  in  die  Hand  nehmen 
könnte.  Ein  Beispiel  soll  das  verdeutlichen.  Eine  Stadt  wie  Leipzig 
mit  rund  600  000  Einwohnern  verbraucht,  wenn  man  den  normalen 
täglichen  Bedarf  an  Zündhölzern  pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf 
6  Stück  schätzt,  jeden  Tag  3  600  000  Zündhölzer  oder  6  Kisten. 
Da  nun  eine  mittelgroße  Fabrik  täglich  gut  20  Kisten  oder  12  Millionen 
Zündhölzer,  eine  ganz  große  bis  zu  100  Kisten  oder  60  Millionen 
Zündhölzer  in  normalen  Zeiten  täglich  produziert,  so  läßt  sich  selbst 
ausrechnen,  ein  wie  großes  Absatzgebiet  für  diese  Produktionsmenge 
erforderlich  ist.  Die  Folgen  des  Umstandes,  daß  der  Konzentration 
der  Produktion  eine  große  Bedarfszersplitterung  gegenübersteht, 
machen  sich  auch  schon  beim  Zwischenhandel  bemerkbar  insofern, 
als  weder  der  Großhändler  noch  der  Kleinhändler  sich  allein  auf 
den  Vertrieb  von  Zündhölzchen  verlegen  kann.  Gewöhnlich  bildet 
dieser  bei  den  Zwischenhandelsfirmen  nur  einen  Teil  der  Geschäfts- 
tätigkeit und  das  ja  ganz  besonders  bei  den  kleinen  Wiederverkäufern. 
Von  den  zwei  Zwischeninstanzen,  über  die  hinweg  das  Zündholz 
zum  Verbrauche  gelangt,  hat  der  Großhandel  seinen  Sitz  nament- 
lich in  größeren  Städten,  wo  eine  stärkere  Bedarfskonzentration 
vorhanden  ist.  Von  hier  aus  werden  dann  die  Kleinhändler  versorgt. 
Die  Anzahl  der  bestehenden  Handelsfirmen  richtet  sich  dabei  ganz 
nach  der  Größe  der  betreffenden  Stadt,  in  welcher  sie  ihren  Sitz 
haben.  So  hat  Leipzig  z.  B.  7  Engrosfirmen  aufzuweisen.  Der 
Umfang  derselben  ist  höchstens  ein  mittlerer,  denn  der  Handel  mit 
Zündhölzchen   ist   keineswegs   sehr  lukrativ.     Nach  der  Größe  der 
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einzelnen  Firmen  richtet  sich  auch  die  Größe  des  Bezuges  von 
Zündhölzern.  Gewöhnlich  bezieht  der  Händler  waggonweise.  Ein 
Doppelwaggon  Zündhölzer  enthält  60  Kisten  (Kisten  ä  1000  Pack) 
und  wird  von  dem  Fabrikanten  franko  geliefert.  Die  Kiste  kostete 
dabei  vor  einem  Jahr  noch  240  M.  und  wurde  vom  Großhändler 
mit  ungefähr  10  M.  Aufschlag  an  den  Kleinhandel  und  an  Wirte, 
Logen,  Kasinos  usw.  weiter  verkauft.  Darauf  betrug  der  Grundpreis 
245  M.  pro  Kiste  (auf  der  Generalversammlung  des  Vereins  deutscher 
Zündwarenfabrikanten  in  Berlin  am  15.  Oktober  1912  beschlossen), 
wobei  gewisse  Vergütungen  gewährt  wurden  und  zwar  bei  Lieferung 
von  mindestens 

10  000  Pack 3  M. 

30  000      „        5    „ 

50  000      , 7    „ 

Doch  wurden  Abschlüsse  nur  noch  auf  6  Monate  ohne  Verlängerung 
gezeitigt1).  Inzwischen  ist  aber  der  Grundpreis  wieder  und  zwar 
auf  250  M.  pro  Kiste  gestiegen.  Die  Kleinhändler  verkaufen  an  das 
Publikum  die  einzelnen  Packs  zu  10  Schachteln  oder  auch  nur 
schachtelweise,  wie  die  kleinen  Straßenhändler,  weiter.  Das  Pack 
Streichhölzer  kostet  heute  im  Detailhandel  ungefähr  30  Pfg.,  wird 
aber  auch  vielfach  niedriger  verkauft.  Besonders  ist  das  von  Waren- 
häusern zu  sagen,  die  manchmal  Streichhölzer  zu  ganz  erstaunlich 
billigen  Preisen  als  Lockmittel  für  andere  Artikel  verschleudern. 
Wenn  sie  die  Ware  nicht  selbst  schon  zu  Schleuderpreisen  beziehen, 
was  allerdings  vor  der  Novelle  von  1911  häufig  genug  vorkam,  so 
müssen  sie  mit  Verlust  wieder  verkaufen.  Deshalb  benutzen  sie  die 
Gelegenheit,  um  Reklame  zu  machen  für  irgend  einen  anderen 
Artikel,  der  dann  auf  dem  Etikett  der  Schachtel  angepriesen  wird. 
Dieser  Fall  ist  uns  von  größeren  Warenhäusern  bekannt.  Vor  nicht 
allzu  langer  Zeit  verkaufte  z.  B.  eins  in  Leipzig  ein  großes  Quantum 
Sicherheitszündhölzchen  in  den  üblichen  Packungen  zum  Preise  von 
75  Pfg.  pro  4  Pack  inkl.  Steuer,  d.  h.  für  15  Pfg.  ohne  Steuer. 

Da  die  Zündhölzchen  im  allgemeinen  keinen  verteuernden 
langen  Bahntransport  vertragen,  um  noch  konkurrenzfähig  bleiben 
zu  können,  so  bildet  sich  bei  den  meisten  Fabriken  eine  gewisse 
Absatzzone  heraus,  die  durch  einen  Kreis  von  ungefähr  300  km 
Radius,  in  dessen  Mitte  die  betreffende  Fabrik  liegt,  dargestellt  wird. 
Diese  Zone  können  dann  die  Streichhölzchen  nicht  wesentlich 
überschreiten.     Von  Einfluß   ist   hier  die  Kaufkräftisrkeit  und  Dich- 


1)  Deutsche  Zündwaren-Zeitung,  Oktober  1912,  Nr.  7,  S.  3. 
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tigkeit  der  Bevölkerung,  die  das  Absatzgebiet  der  einzelnen  Fabrik 
sehr  stark  beeinflussen  kann.  In  einer  etwas  besseren  Lage  sind 
wieder  die  großen  Werke  mit  gut  eingeführten  Marken.  Diese 
brauchen  sich  nicht  so  zu  binden  und  verkaufen  nach  allen  Rich- 
tungen und  selbst  auf  große  Entfernungen  hin  ihre  Fabrikate,  da 
dieselben  gut  eingeführt  sind  und  vom  Publikum  als  Qualitätsware 
auch  gern  etwas  höher  bezahlt  werden.  Auf  die  Herstellung  solcher 
Markenartikel  verwendet  der  Fabrikant  große  Sorgfalt.  Es  wird 
dazu  nur  das  beste  Material  benutzt,  während  bei  den  gewöhnlichen 
Sorten  auch  Abfälle  mit  verarbeitet  werden,  z.  B.  der  Holzdraht 
oder  die  fertigen  Hölzchen,  die  bei  dieser  oder  jener  Verrichtung 
herunterfallen.  Einige  der  bekannteren  Marken  sind  die  folgenden: 
Die  Säbelmarke  und  die  flachen  Kaiser -Hölzer  der  Union,  die 
Pferdmarke  und  die  Priester  -  Hölzer  der  Hannoverschen  Zünd- 
holzkompanie, die  Welt-Hölzer  und  Gloria-Hölzer  (Überallzünder) 
der  Stahl  &  Nölke  A.-G.,  die  Kronen-Hölzer  von  Grübel  (Habel- 
schwerdt),  die  Auto-Hölzer  von  Starke  &  Co.  in  Melle,  die  Adler- 
Marke  von  Max  Pohl  (Zanow),  die  Offene  Hand-Marke  von  Ham- 
berger,  die  Kolbe-Hölzer  von  Kolbe  (Zanow),  die  Bismarcksäule 
von  Robert  Schuster  (Olbernhau)  und  die  Casalla-Hölzer  von  Otto 
Miram  (Kassel). 

Jetzt  nach  der  Steuer  tritt  der  Vorteil  der  Markenartikel  noch 
stärker  in  den  Vordergrund  wie  früher,  da  die  Summe,  die  man 
für  die  etwas  teureren  Markenartikel  mehr  aufwenden  muß,  prozentual 
nicht  mehr  so  groß  ist  wie  früher.  Wenn  z.  B.  vor  dem  1.  Oktober 
1909  die  gewöhnlichen  Zündhölzer  70 — 80  M.,  die  Markenartikel 
80 — 90  Mark  kosteten,  dann  betrug  der  Prozentsatz  der  Mehrauf- 
wendung 12,5 — 14,3  %.  Nach  Eintritt  der  Steuer  wurden  beide 
Sorten  Zündhölzer  um  150  M.  verteuert.  Diesmal  betrug  der  Prozent- 
satz nur  4,3 — 4,5  %.  Bei  der  gegen  früher  verhältnismäßig  gerin- 
geren Verteuerung  der  besseren  Zündhölzer  ist  es  zu  verstehen,  daß 
das  Publikum  diese  heute  mehr  bevorzugt. 

Der  Absatz  in  zeitlicher  Beziehung,  wie  er  sich  innerhalb  eines 
Jahres  darstellt,  ist  großen  Schwankungen  unterworfen,  da  im 
Sommer  das  Geschäft  meist  flau  ist,  während  es  in  den  Winter- 
monaten lebhaft  wird.  Der  Grund  hierfür  liegt  natürlich  darin,  daß 
die  längeren  Tage  des  Sommers  den  Bedarf  an  Zündhölzchen  ein- 
schränken gegenüber  den  dunklen  Wintermonaten.  An  Hand  der 
Steuerergebnisse  für  die  einzelnen  Monate  läßt  sich  der  zeitliche 
Absatz  mit  seinen  Schwankungen  nachweisen.  Im  Etatsjahr  1911 
wurden  von  der  deutschen  Zündholzindustrie  abgesetzt: 
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1911 


1912 


7  351  Kisten 

9  837       „ 


12315 

10  992 

9  932 

10  488 

12  767 

13  081 

12  706       „ 

13  571 
12  692       „ 

11  173       „ 

Jahres  1911   wurden   im   Durch- 
n    den   Wintermonaten    1911/12 


( April  . 

Mai     . 

Juni    . 

Juli     . 

August 
1  September 
f  Oktober  . 

November 

Dezember 

Januar    . 

Februar  . 

März  .     . 
In    den   Sommermonaten   des 
schnitt   monatlich    10  153   Kisten, 
12  665  Kisten  abgesetzt. 

Die  örtliche  Verteilung  der  einzelnen  Produktionsgebiete  der 
deutschen  Zündholzindustrie  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  nicht  -sehr 
wesentlich  verändert.  Vor  allem  sind  die  großen  Fabrikation  szentren, 
die  sich  von  Anfang  an  herausgebildet  hatten,  auch  heute  noch  vor- 
handen. Daneben  ist  aber  auch  infolge  der  Entwicklung  der  Ver- 
kehrsmittel eine  größere  Dislokation  der  Betriebe  über  alle  Teile  des 
Reiches  eingetreten.  Die  deutschen  Zündholzfabriken  liegen  besonders 
in  Oberbayern,  in  Hessen  (Darmstadt  und  Pfungstadt),  in  Thüringen 
und  in  Schlesien  um  Habelschwerdt,  aber  auch  in  anderen  Gebieten 
des  Deutschen  Reiches,  so  daß  z.  B.  sämtliche  preußische  Provinzen, 
ausgenommen  Posen,  eine  aufzuweisen  haben  und  ebenso  fast  alle 
größeren  Bundesstaaten.     (Vgl.  Tabellen  VII — X  und  die  Karte.) 

Die  Größe  und  Wichtigkeit  der  einzelnen  Produktionsgebiete  läßt 
sich  nach  der  von  ihnen  abgesetzten  Menge  von  Zündhölzern  unter- 
scheiden1). (S.  Tabelle  XI,  S.  138  und  zwar  besonders  Nr.  2,  wonach 
die  folgenden  Berechnungen  erfolgten.)  Die  bedeutendsten  sind  auch 
heute  noch  Schlesien,  Bayern  und  Pommern,  die  den  ersten  Platz  ein- 
nehmen. Im  ersten  Halbjahr  nach  Einführung  der  Zündholzsteuer 
setzten  ab :  Bayern  rund  6  896  Kisten,  Schlesien  5  100  Kisten,  während 
das  Verhältnis  in  der  Zeit  vom  1.  April  1910  bis  31.  März  1911  um- 
schlug; denn  letzteres  konnte  in  dieser  Zeit  14  091  Kistenabsetzen 
gegenüber  Bayern  mit  13  716  Kisten.  Im  Vergleich  zur  deutschen 
Gesamtproduktion  hielt  sich  der  Absatz  dieser  beiden  Teilgebiete  auf 
folgender  Höhe:  In  dem  Halbjahr  Oktober  1909  bis  März  1910  wurden 

1)  Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches  1910,  III,  S.  190; 
1911,  III,  S.  108;  1912,  III,  S.  80. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  47.  9 
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im  deutschen  Zollgebiet  insgesamt  47 125  Kisten  Zündhölzer  abgesetzt. 
Davon  lieferten  Bayern  und  Schlesien  zusammen  allein  1 1  996  Kisten 
oder  25,5  %.  In  dem  ganzen  Jahr  April  1910  bis  März  1911  wurde 
insgesamt  eine  Menge  von  1 17  849  Kisten  abgesetzt,  woran  Bayern  und 
Schlesien  mit  27807  Kisten  oder  23,6%  partizipierten.  1911/12 
hatten  sich  die  Verhältnisse  wieder  verschoben :  Bayern  rückte  mit 


einer  Produktionsmenge  von  17  622  Kisten  an  1.  Stelle,  Pommern,  das 
1910/11  nur  10  410  Kisten  geliefert  hatte,  folgte  mit  16 180  Kisten,  und 
Schlesien  stand  dieses  Mal  an  3.  Stelle  mit  15  330  Kisten.  Somit  betrug 
die  Lieferungsmenge  dieser  3  Produktionsgebiete  zusammen  49  132 
Kisten  oder  35,2  %  von  dem  deutschen  Gesamtkontingent  in  Höhe 
von  139  437  Kisten.  Die  in  Bayern  und  Schlesien  bestehenden 
Fabriken  wiesen  im  Jahre  1907  folgende  Zahlen  auf:  In  Bayern  gab  es 
10  Betriebe  mit  1  149  Arbeitern,  in  Schlesien  13  Betriebe  mit  661 
Arbeitern.     (Über  die  Firmen  im  einzelnen  siehe  Tabelle  X.) 
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Tabelle  VII. 

Die   gewerblichen  Zündholzbetriebe   der  kleineren 

Verwaltungsbezirke  1907. 

Stat.  d.  Deutschen  Reiches  Bd.  213—219. 

I.  Preußen. 


V 

— 

a  .0 

u< 

V 

V      <U 

- 

CS 

U 

-  £ 

X 

— 

Z,    % 

Q  < 


Regierungsbezirk  Allenstein  (Prov.  Ost-Pr.) 

Kreis  Allenstein 

Regierungsbezirk  Danzig  (Prov.  West-Pr.) 

Stadtkreis   Danzig 

Regierungsbezirk  Potsdam  (Prov.  Brandenburg) 

Stadtkreis  Spandau 

Regierungsbezirk  Frankfurt   (Prov.  Brandenburg) 

Kreis  Friedeberg  N.-M 

Regierungsbezirk  Köslin  (Prov.  Pommern) 

Kreis  Schlawe 

Kreis  Lauenburg  i.  Pommern     .     . 
Regierungsbezirk  Breslau  (Prov.  Schlesien) 

Kreis  Frankenstein 

Kreis  Waidenburg 

Kreis  Habelschwerdt 

Regierungsbezirk  Oppeln  (Prov.  Schlesien) 

Kreis  Neisse 

Regierungsbezirk  Magdeburg  (Prov.  Sachsen) 

Kreis  Kalbe 

Regierungsbezirk  Merseburg  (Prov.  Sachsen) 

Kreis  Wittenberg 

Regierungsbezirk  Erfurt  (Prov.  Sachsen) 

Kreis  Grafschaft  Hohenstein  . 
Regierungsbezirk    Schleswig  (Prov.  Schlesw.-Holst. 

Landkreis  Flensburg      ..... 

Kreis  Oldenburg 

Kreis  Herzogtum  Lauenburg 
Regierungsbezirk  Hildesheim  (Prov.  Hannover) 

Kreis  Zellerfeld 

Regierungsbezirk  Stade  (Prov.  Hannover) 

Kreis  Rotenburg  i.  H 

Regierungsbezirk  Osnabrück  (Prov.  Hannover) 

Kreis  Melle 

Regierungsbezirk  Münster  (Prov.  Westfalen) 

Kreis  Ahaus 

Regierungsbezirk  Kassel  (Prov.  Hessen-Nassau) 

Stadtkreis  Kassel       .     „ 


1 

1 

1 

1 

5 
1 

4 
1 
6 

2 

1 
1 
4 

1 
2 

1 

2 

1 

1 

2 
39 


69 

111 

3« 

129 

519 
462 

68 
117 
283 


64 
100 

32 

124 

490 
445 

60 
112 
261 


193 

181 

18 

13 

8 

6 

19 

15 

4 

1 

148 

135 

13 

11 

121 

110 

183 

170 

67 

63 

190 

160 

2758 

2553 

9* 

—     132     — 


Fortsetzung:  I.  Preußen. 


■     v 

§  1 

33    u 

■     v 
a   -o 

*°  'S 

£  "5 

>i    a 

1)      o 

Ü  Pm 

>-     u 
11      cj 

1     « 

s  -e 

Q  < 

Übertrag 

39 

1 

2758 

2553 

Regierungsbezirk  Wiesbaden  (Prov.  Hessen-Nassau) 

1 

— 

2 

1 

Regierungsbezirk  Düsseldorf  (Rheinprovinz) 

2 

— 

96 

83 

Regierungsbezirk  Köln  (Rheinprovinz) 

Stadtkreis  Köln 

1 

— 

2 

— 

Regierungsbezirk  Königsberg  (Prov.  Ost-Pr.) 

1 

— 

57 

56 

Summe 

44 

1 

2915 

2693 

II.  Ba)^ern. 

Regierungsbezirk  Oberbayern 

Bezirksamt  Rosenheim  . 

Regierungsbezirk  Niederbayern 

Bezirksamt  Deggendorf 
Bezirksamt  Kötzting  .     . 

Regierungsbezirk  Rheinpfalz 

Bezirksamt  Bergzabern 

Regierungsbezirk  Unterfranken 

Bezirksamt  Mellrichstadt   . 
Bezirksamt  Obernburg  . 

Regierungsbezirk  Schwaben 

Unmittelb.   Stadt  Augsburg 
Unmittelb.  Stadt  Kempten. 


1 

— 

202 

184 

2 



127 

119 

2 

— 

37 

34 

1 

- 

188 

173 

1 



2 

2. 

1 

— 

1 

— 

-       • 

1 

— 

472 

394 

1 

— 

120 

115 

Summe 

10 

— 

1149 

1021 

III.  Sachsen. 

Kreishauptmannschaft  Dresden 

Amtshauptmannschaft  Großenhain  . 

Kreishauptmannschaft  Chemnitz 

Amtshauptmannschaft  Glauchau 
Amtshauptmannschaft  Marienberg  . 


Summe 


1 

— 

92 

1 



1 

22 

— 

270 

24 

— 

363 

84 


218 


302 


IV.  Württemberg. 

Schwa  rz  waldkreis 

Oberamt  Rottweil 

Donaukreis 

Oberamt  Blaubeuren 


Summe 


1 

1 

2     I     — 


110 

13 
123 


103 

12 
115 
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V.  Baden. 


Haupt- 
betriebe 

■       3J 
C     J3 
o      V 
•O     'S 

Ä     J3 

J3      1) 
-       C 
<U      o 

Darunter 
Arbeiter 

Landeskommissariats-Bezirk  Freiburg 
Landeskommissariats-Bezirk  Mannheim 

1 

1 

1 

- 

20 

347 
47 

13 

330 
44 

Summe 

3 

— 

414 

387 

VI.  Hessen. 


Provinz  Starkenburg 

Kreis  Darmstadt 
Provinz  Rheinhessen 

Kreis  Mainz 


Summe 


Stadtkreis  Braunschvveig 
Kreis  Gandersheim       . 
Kreis  Blankenburg  . 


VII.  Braunschvveig. 


Summe 

VIII.  Sachsen-Meiningen. 

Kreis  Hildburghausen 2  — 


Stadtkreis  AJtenburg 
Vervv. -Bezirk  Roda 


LX.  Sachsen-Altenburg. 


Summe 

X.  Anhalt. 


Kreis  Cöthen 
Kreis  Zerbst  .     . 
Kreis  Ballenstedt 


1  — 

1 


Summe 


3  — 

XI.  Schwarzburg-Sondershausen. 

Verwaltungs-Bezirk  Gehren 1  — 


Landratsamt  Königsee 


XII.  Schwarzburg-Rudolstadt. 


Bezirk  Lothringen 

Stadtkreis  Metz 
Landkreis  Metz 


XIII.  Elsaß-Lothringen. 


233 

96 


1 

— 

3 

1 

— 

5 

1 

— 

23 

3 

— 

31 

64 


—  5 


19 

181 

30 


230 


4 
15 


213 

90 


329        303 


1 
4 

19 


24 


54 


13 
175 

28 


216 


•11 


3 

12 


Summe  2  —  19     |     15 

Gesamtsumme   für  Deutschland  105   |        1         5694      517S 
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Tabelle  VIII. 

Zahl   der   Gewerbebetriebe    und    der  darin  beschäftigten 

Personen   1907. 

Staaten  und  Landesteile  nach  Gewerbeabteilungen,  Gewerbegruppen, 
Gewerbeklassen  und   Gewerbearten. 


Davon 
sind 

Zahl 

der  Hauptbetriebe  mit 
Personen 

Personen  der  Betriebe 
innerhalb  der  Betriebs- 
stätten (e.  Leiter) 

—   U 

H  'S 

«pq 

Z  pq 

bis 
3 
P. 

4 

und 

5 

6 

bis 
10 

11 

bis 
50 

51 

bis 
200 

200 

bis 

1000 

am    12.  Juni   1907 

— .  c 

M   O 

>-  ei 

V  3 
&M 

mm 

■al 

"1 

4)    H 
M  *3 

<!  3 

N    o 
M  £ 

a-6 

I.  Preußen 

Prov.  Ostpreußen 

2 

2 

— 

126 

89 

4 

22 

152 

Prov.  Westpreuß. 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

111 

82 

— 

29 

111 

Prov.  Brandenburg 

2 

1 

1 

— 

165 

99 

7 

23 

165 

Prov.  Pommern  . 

6 

— 

2 

— 

— 

— 

1 

1 

2 

981 

520 

172 

105 

981 

Prov.  Schlesien    . 

13 

— 

4 

1 

— 

— 

1 

7 

— 

661 

392 

136 

24 

661 

Prov.  Sachsen 

6 

— 

I 

1 

— 

3 

1 

— 

— 

45 

19 

5 

1 

98 

Prov.  Schlesw.-H. 

3 

1 

— 

— 

1 

— 

— 

2 

— 

152 

78 

60 

— 

152 

Prov.  Hannover  . 

4 

— 

— 

— 

— 

2 

2 

— 

317 

151 

85 

26 

317 

Prov.  Westfalen  . 

1 

— 

_ 

— 

— 

— 

1 

— 

67 

12 

— 

19 

67 

Prov.  Hess.-Nass. 

3 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

2 

— 

192 

78 

10 

20 

192 

Rheinprovinz 

3 

— 

— 

1 

— 

— 

1 

1 

— 

98 

45 

3 

32 

98 

Kgr.  im  ganzen 

44 

1 

7 

4 

1 

3 

7 

20 

2 

2915 

1565 

482 

301 

2994 

II.  Bayern 

Nordbayern 

2 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

2 

— 

— 

4 

Südbayern . 

7 

— 

1 

— 

— 

— 

2 

2 

2 

958 

526 

191 

81 

964 

Rheinpfalz.     .     . 

l 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

188 

72 

20 

32 

188 

Kgr.  im  ganzen 

10 

— 

1 

2 

— 

— 

2 

3 

2 

1149    600    211 

113 

1156 

III.   Sachsen     .     . 

24 

— 

12 

7 

2 

— 

— 

3 

— 

363 

224 

55 

28 

401 

IV.  Württemberg. 

2 

1 

1 

— 

123 

63 

30 

13 

123 

V.  Baden    .     .     . 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

1 

414 

228 

4 

97 

414 

VI.  Hessen  .     .     . 

7 

4 

3 

— 

329 

169 

31 

118 

348 

VII.  Braunschweig 

3 

— 

— 

1 

1 

— 

1 

— 

— 

31 

12 

3 

3 

47 

VIII.  Sachsen- Mein. 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

— 

64 

25 

5 

4 

64 

IX.  Sachs.-Altbg.  . 

3 

— 

2 

1 

— 

— 

— 

— 

5 

2 

— 

— 

7 

X.  Anhalt    .      .     . 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

1 

— 

230 

123 

9 

28 

289 

XI.  Schwarzb.-S.  . 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

7 

3 

3 

— 

7 

XII.  Schwarzb.-R.  . 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

45 

25 

— 

11 

45 

XIII.  Elsaß-Lothring. 

2 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

- 

— 

19 

10 

— 

1 

19 

Deutsches  Reich 

insgesamt 

105 

1 

22 

15 

5 

4 

22 

32 

5 

5694 

3049 

833 

717 

5914 
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Tabelle  IX. 
Zahl  der  Betriebe,  die  der  Zünd warensteuer  unterliegen. 

Herstellung    und  Besteuerung  von  Zündwaren  im   deutschen  Zollgebiet: 


Vierteljahrshefte:    1910, 

in,   S. 189;    1911, 

II,  S.  107;   191 

2,  111,  S.  80 

. 

1. 

Dktober 

1909 

1.  April   1910  bis 

1.  April  1911  bis 

bis  31.  März  1910 

31.  März 

1911 

31.  März 

1912 

Direktiv-Bezirk 

V    V 

Zahl  der  durch- 

schnittl.   besch. 

Personen 

u  c 

■OjS 

— •  'C 

—.■° 
et  a 

Zahl  der  durch- 

schnittl.   besch. 

Personen 

u  a 

V   V 

—    u 

JZ  _2 

rt  öl 

Zahl  der  durch- 
schnitt!,   besch. 
Personen 

mann] 

weibl. 

männl. 

w  eilil. 

männl. 

weibl. 

Ost-  und  Westpreußen 

3 

57 

145 

3 

53 

106 

3 

52 

103 

Brandenburg    u.  Pommern 

6 

360 

435 

6 

295 

391 

5 

268 

332 

9 

267 

412 

9 

231 

334 

9 

209 

354 

5 

22 

37 

5 

34 

36 

5 

36 

44 

Schleswig  -  Holstein,    Han- 

nover und  Westfalen 

7 

303 

232 

7 

214 

177 

7 

239 

196 

Hessen-Nassau  und  Rhein- 

6 

197 

170 

5 

143 

121 

1    5 

147 

123 

Preußen 

36 

1206 

1431 

35 

970 

1165 

34 

951 

1152 

11 

384 

500 

11 

292 

32S 

13 

275 

356 

Sachsen  .           

4 

108 

203 

4 

102 

190 

4 

73 

161 

Württemberg    und    Baden 

5 

158 

188 

5 

155 

183 

6 

194 

133 

132 

115 

7 

91 

114 

7 

128 

139 

Thüringen  u.  Braunschweig       6 

76 

79 

6 

46 

69 

6 

45 

81 

Anhalt,    Elsaß  -  Lothringen    | 

und  Luxemburg    .     .     -5 

124 

144 

6 

90 

131 

6 

98 

149 

Deutsches  Zollgebiet 

74 

2188 

2660 

74 

1 

1746 

2180 

76 

1764 

2171 

Tabelle  X. 
Adressenverzeichnis  der  deutschen  Zündholzfabriken. 

(Nach  dem  Adreßbuch  und  Warenverzeichnis  der  chemischen  Industrie  des  Deutschen 

Reiches,  11.  Ausgabe   1911.) 
(Hierzu  siehe  Karte  auf  S.130.   DieZiffern  dieser  Tabelle  entsprechen  denen  der  Karte.) 

1.  A.-G.  Union  in  Augsburg,  Ver.  Zündholz-  und  Wichsefabriken,  Individual-Marke: 
Kaiser-Hölzer,  Gegr.   1882,  A.-K.   1800  000  M.  Arbeiterzahl   1200.  Filialen  in: 

2.  Marienthal  bei  Deggendorf, 

3.  Habelschwerdt  in  Schlesien  und 

4.  Kempten. 

5.  Anhaltische  Zündwarenfabrik  Heintz  u.  Bischof  in   Coswig,  Anhalt. 

6.  Badische  Zündholzfabrik  Bauer  u.   Schönenberger  in  Haslach  (Kinzigthal). 

7.  Ludwig  Breede  in  Neustadt  (Holstein),  Zündhölzerund  Kohlenanzünder.  Gegr.  1S62. 

8.  Chr.  Büttel  in  Pfungstadt,  Hessen. 

9.  Chemische  Zündwarenfabrik  Max  Pohl   u.  Söhne  in   Zanow  (Pommern).  S.  Z. 
10.    Deutsch-Dänische  Patent-Zündholzfabrik,  G.  m.  b.  H,  in  Aken  a.  Elbe. 
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11.  Deutsche  Zündholzfabriken  A.-G.  in  Berlin  C  2,  Klostergasse  99.  Gegr.  1899. 
A.-K.  1900  000  M.  800  Arbeiter.  Generaldirektor:  Priester  in  Charlottenburg. 
Direktor:  Tatarsky  in  Vordamm.  Zentral-Bureau:  Berlin.  Fabriken  in: 

12.  Rheinau  b.  Mannheim  in  Baden, 

13.  Lauenburg  in  Pommern  und 

14.  Vordamm  bei  Drießen  (Prov.  Brandenburg). 

15.  von  Deylen  u.  Sohn  in  Visselhövede  (Hann.),  Zündholz-,  Putzmittel-  und  Seifen- 
fabriken. Gegr.    1866.   110  Arbeiter.  Inhaber:  Theodor  von  Deylen. 

16.  Dietzel  u.  Riemeyer  in  Breslau,  Katharinenstraße  4.  Inh. :  J.  L.   Dietzel. 

17.  Ed.   Dietzsch  in  Tröbnitz  (Sachsen-Altenburg). 

18.  S.  N.  Eckardt,  Inh.   Jean  Hoch  in  Nürnberg,  Knauerstraße   15. 

19.  Erste  Pfälzische  Zündhölzer-Fabriken  in  Lingenfeld  (Pfalz).  Gebr.  Balzer.  Auch 
Wichse  und  Vaseline. 

20.  Fabrik  chemischer  Zündwaren,  Patzschkau,  Inh.  Huch  in  Patzschkau  (Schlesien). 
Gegr.   1842.  Zweigfabrik  in  Bargdorf  (Österr.-Schlesien). 

21.  J.  M.  Fitzen  in  Hitdorf,  Rheinprovinz.  Gegr.   1843. 

22.  Louis  Frenzel  jun.  in  Benneckenstein  a.  Harz. 

23.  Gadamer  u.  Jäger  in  Dittersbach  bei  Waidenburg  (Schlesien).  Gegr.  1869.  Schwed. 
und  P.  Zündhölzer. 

24.  Jakob  Gandenberger  in  Pfungstadt  (Hessen). 

25.  Philipp  Gropp  in  Benneckenstein  a.  Harz. 

26.  M.  J.  Gscheider  in  Kötzting  (Niederbayern).  Gegr.  1866.  Beng.  und  schwed. 
Zündhölzer. 

27.  Habelschwerdter  Zündwarenfabrik  Carl  Grübel  in  Habelschwerdt  (Schlesien). 

28.  F.  Hack  Nachf.  in  Lauenburg  a.  Elbe.  Gegr.  1860.  Inhaber:  C.  D.  Fooken. 

29.  E.  P.  Hamberger  in  Rosenheim  (Bayern).  Fabrik  in  Stefanskirchen  b.  Rosenheim. 

30.  H.  Hassenpahl  Sohn  in  Pfungstadt  in  Hessen.  (Überall  entzündliche,  weißphos- 
phorfreie  Zündhölzer.)  Gegr.  1853.  30  Arbeiter.  Inhaber:  Ludwig  H.  XII.  und 
Wilhelm  II. 

31.  F.  Haurwitz  u.  Co.  in  Königsberg,  Weidendamm  5.  Asphalt-Dachpappen,  Holz- 
zementfabrik, Deutsche  Sicherheitszündholzfabrik,  Carbolineum-  und  Feuer- 
anzünderfabrik. 

32.  Gebr.  Jauch  in   Schwenningen  (Württemberg).  Gegr.  1867. 

33.  Königswarter  u.  Ebell  in  Hannover-Linden ,  Fabrik  chemisch-technischer  und 
pharmazeutischer  Produkte.  Gegr.  1884. 

34.  Aug.  Kolbe  u.  Kompagnie  in  Zanow,  Pommern.  Gegr.  1845. 

35.  Otto  Laddey,  Zündwarenfabrik,  G.m.b.H.,  in  Gernrode  a.  Harz.  Gegr.  1867. 

36.  J.  Laddendorf  in  Allenstein,   Ostpreußen.  Gegr.  1853. 

37.  Robert  Langbein  in  Riesa  (Sachsen).  Gegr.  1856.  Filiale  in: 

38.  Cursdorf  in  Thüringen  (Schwarzburg-Rudolstadt). 

39.  Otto  Miram   in  Kassel,  Buttlarstraße   1.  Gegr.  1830.  Inhaber:  G.   Schwiening. 

40.  Rudolf  Orth  in  Ramstein  (Pfalz). 

41.  Phosphor-  und  Sicherheitszündholzfabrik  Union,  Carl  Tietze  in  Habelschwerdt. 
Gegr.  1865. 

42.  Plattenzündholzfabrik  G.  m.  b.  H.  in  Berlin  NW  87,  Levetzowstraße   23. 

43.  Dietrich  Rathjens  in  Visselhövede  (Hannover). 

44.  J.  G.  Reichart  in  Schmiedeberg  (Prov.  Sachsen,  Bez.  Halle). 

45.  Gebr.  Rettien  in  Ban.  St.  Martin  b.  Metz.   Gegr.  1874. 

46.  Eugen  Rettien  in  Devant-les-Ponts  b.  Metz. 
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47.  R.  Rost's  Nachfolger  J.  Klein   in  Dörndorf  b.  Reichenstein  (Schles.).  Gegr.  1S72. 

48.  Sächsische  Zündholzfabrik  Grießbach  u.  Hörn   in   Olbernhau. 

49.  Joh.  Schäfer  Nachf.  in  Pfungstadt.    Inhaber:  Valentin  Gandenb erger   V. 

50.  Adolf  Schönfeld   in  Lauenburg  an  d.  Elbe. 

51.  Gebrüder  Schulte  in   Meschede  (Westfalen). 

52.  W.  L.  Schumann,   Gernrode  a.  Harz.  Gegr.  1  SSO.   35  Arbeiter. 
58.  Robert  Schuster,  G.  m.  b.  H.,  in   Olbernhau,  Sachsen.  Gegr.  1859. 

54.  Ludwig  Simon  in   Stockheim,  Unterfranken. 

55.  Aug.  Speitel  in  Lichtenau  b.  Unterneubrunn  (Sachs. -Mein.).  Gegr.  1877.  Zünd- 
holz-, Chem.-  und  Holzvvarenfabrik.  Zündholzfabrik  und  Imprägnieranstalt  in 
Eugenau,  Kr.  Schleusingen. 

56.  Friedrich  Speitel  in  Neustadt  a.  Rennstieg.  Gegr.  1860. 

57.  Stahl  u.  Nölke,  A.-G.,  in  Kassel.  Gegr.  1872.  A.-K.  1000  000  M.  250  Arbeiter. 
Vorstand:   Carl  Nölke.  Prokuristen:  H.  Scherf  und  H.  Kühn. 

58.  Zweigfabrik  in  Kostheim  a.   Main. 

59.  Starke  u.  Komp.  in  Bakum  b.   Melle   (Hannover). 

60.  Paul  Tepel  in  Petzschkau  (Tepelinhölzer).  Gegr.  1892.  70  Arbeiter. 

61.  Filiale  in  Kattersdorf  b.   Münsterberg. 

62.  Theodor  Unger  in  Clausthal  a.  Harz. 

63.  Ver.  Zündholzfabriken  Hassia  in  Nieder-Ramstadt  (Kr.  Darmstadt),  Reichenbach 
und  Bessunger. 

64.  Westfälische  Zündwarenfabrik  in  Ahaus  (Westfalen). 

65.  Joh.  Wießler  in  Pflaumheim  b.  Großostheim  (Unterfranken). 

66.  Zündholzfabrik  Albersweiler,  vorm.  B.  Benedik,  G.  m.  b.  H.,  in  Albersweiler, 
Pfalz.  Gegr.  1840. 

Nach  Bayern  und  Schlesien  folgen  eine  Reihe  von  Produktions- 
gebieten ,    die    sich    gegenseitig    nicht   viel   nachstehen :    Hannover, 
Pommern,    Sachsen,   Hessen,    Baden  und  die  Rheinprovinz.     Diese 
setzten  in  der  Zeit  vom  April  1911  bis  zum  März   1912  ab: 
Großherzogtum  Hessen      .     .     .     .      10  714  Kisten 

Prov.  Hannover 9  774        „ 

Prov.  Hessen-Nassau 9  512       „ 

Kgr.  Sachsen 9  367        „ 

Großherzogtum  Baden       ....       7  975        „ 

Rheinprovinz 7  708        „ 

Es  sind  dieses  Gebiete,  die  eine  Einnahme  von  über  1  Million 
Mark  Zündwarensteuer  erzielten.  Auch  über  die  hier  bestehenden 
einzelnen  Firmen  siehe  Tabelle  X. 

Von  geringerer  Bedeutung  sind  die  nachfolgenden  Produktions- 
gebiete, die,  auch  für  die  Zeit  vom  April  1911  bis  März  1912, 
folgende  Mengen  Zündhölzer  im  Publikum  absetzten: 

Prov.  Brandenburg        6  101   Kisten 

Prov.  Sachsen 4  378       „ 

Thüringen 4  157       „ 
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Anhalt 4  000  Kisten 

Schleswig-Holstein 3  629 

Württemberg 3  418        „ 

Westfalen 2  951 

Ostpreußen 2  565 

Westpreußen 2  272 

Das  sind  Gebiete,  die  noch  eine  Steuersumme  von  100  000  M. 
aufgebracht  haben ;  die  anderen  Produktionsgebiete  fallen  wenig  ins 
Gewicht. 

Auf  die  Produktions-  und  Absatzverhältnisse  der  drei  größten 
deutschen  Zündholzfabriken:  der  Union,  Vereinigte  Zündholz-  und 
Wichsefabriken,  Augsburg;  der  Deutschen  Zündholzfabriken,  Lauen- 
burg und  von  Stahl  &  Nölke,  Kassel  soll  etwas  näher  eingegangen 
werden,  da  sie  zusammen  allein  ungefähr  den  dritten  Teil  der 
jährlich  von  der  deutschen  Zündholzindustrie  hergestellten  Gesamt- 
menge produzieren  (ungefähr  81000  Kisten  gegenüber  einer  Gesamt- 
produktion von  244  000  Kisten,  d.  h.  vor  der  Steuer). 

Die  Aktien-Ges.  Union  wurde  1882  durch  die  Vereinigung  von 
mehreren  Zündholz-  und  Wichsefabriken  mit  einem  Kapital  von 
zunächst  1 V2  Millionen  Mark  gegründet.  Das  Kapital  erhöhte  die 
Gesellschaft  1891  auf  1800000  M. ;  eine  Erhöhung  ist  seit  dieser 
Zeit  nicht  wieder  eingetreten.  Die  Dividendensätze  im  letzten 
Jahrzehnt  betrugen  von  1901  —  1912:  8,  8,  7,  8,  8,  9,  9,  9,  9,  9, 
9,  10%,  sie  sind  aber  bezüglich  der  Rentabilität  der  Zündholz- 
fabrikation irreführend,  da  die  Gesellschaft  auch  Lederputzpräparate 
herstellt ,  die ,  wie  uns  mitgeteilt  wurde ,  gegenwärtig  einzig  und 
allein  den  Verdienst  gebildet  haben.  Im  Jahr  1912  betrug  der 
Umsatz  in  den  Fabriken  der  Union  4  804101  und  der  Reingewinn 
514  130  M.  Einen  interessanten  Einblick  in  die  Größe  des  Unter- 
nehmens gewähren  einige  Bilanzposten  aus  dem  Geschäftsbericht. 
Unter  den  Aktiven:  Immobilien  2  355  931  M.,  Maschinen  und  Ein- 
richtungen 2085426  M.,  Debitoren  1604  871  M.  Unter  den  Pas- 
siven: Aktienkapital  1800  000  M.,  Schuldverschreibungen  420000  M., 
Kreditoren  1376295  M.,  Unterstützungskassen  310510  M.  Die  Ge- 
sellschaft besitzt  4  Zündholzfabriken  in  Augsburg,  Habelschwerdt 
in  Schlesien,  Marienthal  bei  Deggendorf  in  Niederbayern  und  in 
Kempten  im  Allgäu,  sowie  eine  ausschließliche  Wichsefabrik  in  Aalen. 
Früher  besaß  sie  auch  eine  Zweigfabrik  in  Linz  in  Österreich,  die 
aber  im  Jahre  1903  in  die  „Solo"  übergegangen  ist.  In  ihren  sämt- 
lichen Betrieben  beschäftigte  die  Gesellschaft  1200  Arbeiter.  Die  täg- 
liche Produktion  an  Zündhölzern  betrug  in  den  einzelnen  Fabriken: 
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Augsburg 
Habelschwerdt 
Marienthal     . 
Kempten  . 


Vor  der  Steuer 
rund  40  000  Pack 
.       25  000      „ 
„       16  000      „ 
.       15  000      ., 


Nach  der  Steuer 

rund  22  000  Pack 

„        7  000       „ 

8  500      „   (7  Monate) 

4  400       ,. 


Insgesamt 


96  000  Pack 


41  900  Pack. 


Es  betrug  demnach  der  Produktionsrückgang  nach  der  Steuer 
in  Augsburg  45%,  in  Habelschwerdt  72%,  in  Marienthal  47%, 
in  Kempten  71%  und  insgesamt  56%. 

Der  Absatz  der  Zündhölzer  richtete  sich  vor  allem  nach  dem 
Inland,  und  zwar  betrug  er  vor  der  Steuer  23  095500  Pack,  während 
im  Ausland,  besonders  in  der  Schweiz,  Belgien,  Holland,  Süd- 
amerika und  Indien,  3500000  Pack  abgesetzt  wurden. 

Der  durchschnittliche  Verbrauch  an  den  wichtigsten  Roh- 
materialien bezifferte  sich  in  der  Zeit  vor  und  nach  der  Steuer 
wie  folat: 


Fabrik 

Aspenholz 

Paraffin 

chlor- 
saures Kali 

Schwefel 

amorpher 
Phosphor 

1909 

cbm 

Kilo 

Kilo 

Kilo 

Kilo 

Augsburg  .... 

5500 

95000 

60000 

— 

5000 

Habelschwerdt    . 

3000 

55000 

30000 

7800 

2000 

Marieuthal .     .     .     . 

800  A. 
1200  F. 

15000 

13000 

50000 

800 

Kempten    .... 

1000  A. 
1300  F. 

7000 

10000 

60000 

— 

1910 

Augsburg  .... 

3000 

46000 

32000 

— 

2500 

Habelschwerdt    . 

800 

15000 

8000 

2000 

500 

Marienthal       .     .     . 

250  A. 
200  F. 

5500 

4700 

12100 

200 

Kempten    .... 

400  A. 
204  F. 

2800 

3700 

12650 

" 

A.  —  Asp 

enholz.     F.   - 

—  Fichtenho 

z. 

Die  deutschen  Zündholzfabriken  A.-G.  mit  Sitz  in  Berlin  wurden 
1899  mit  einem  Aktienkapital  von  1900000  M.  begründet,  welches 
sich  noch  heute  auf  derselben  Höhe  befindet.  Die  Dividendensätze 
betrugen  1899/1900:  9 o/o,  1900  1901  bis  1905/1906:  9,  5,  0,  4V2, 
7,  2%.  Im  Jahr  1912  betrug  der  Reingewinn  122120  M.  und  die 
Dividende  4V'2%.  In  ihren  drei  Fabriken,  in  Lauenburg  in  Pom- 
mern, Vordamm  bei  Driesen  und  Rheinau  in  Baden,  beschäftigen 
die    deutschen    Zündholzfabriken    800  Arbeiter.     Die   tägliche  Pro- 
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duktion  betrug  vor  der  Steuer  ca.  80000  Pack  Zündhölzer  für  das 
Inland  und  30000  Pack  für  das  Ausland,  nach  der  Steuer  40  000 
Pack  für  das  Inland  und  15000  Pack  für  das  Ausland.  Der  Pro- 
duktionsrückgang betrug  also  genau  50%. 

Als  dritte  Aktien-Gesellschaft  der  Zündholzindustrie  kommt  die 
Stahl  &  Nölke  A.-G.  in  Kassel  aus  dem  Jahr  1872  in  Betracht. 
Das  Anfangskapital  von  700000  M.  wurde  ein  Jahr  später  auf 
1  Million  Mark  erhöht.  Die  Dividendensätze  betrugen  von  1902/1903 
bis  1908/1909:  8 0/o,  1909/1910:  7 0/o,  1910/1911:  0  0/o.  Die  Gesell- 
schaft beschäftigt  in  ihren  beiden  Fabriken  in  Kassel  und  Kostheim 
am  Main  250  Arbeiter.  Die  tägliche  Produktion  betrug  vor  der 
Steuer  80—90  Kisten  im  Durchschnitt.  Allerdings  war  das  nicht 
das  normale  Herstellungsverhältnis ,  da  kurz  vor  der  Steuer  der 
Betrieb  äußerst  angestrengt  arbeiten  mußte.  Die  Durchschnitts- 
produktion in  den  letzten  Jahren  vor  der  Steuer  belief  sich  auf 
60 — 70  Kisten  pro  Tag,  doch  stellt  sich  die  Produktionsfähigkeit 
der  Firma  auf  90 — 100  Kisten  pro  Tag.  Der  Absatz  im  Inland 
erstreckt  sich  über  ganz  Deutschland  mit  Ausnahme  des  Nordostens 
und  des  südlichen  Bayerns.  Der  Export,  der  schon  vor  der  Steuer 
gering  war  und  sich  nach  Österreich-Ungarn,  Belgien  und  Holland 
wandte ,  ging  nach  derselben  fast  ganz  zurück.  Es  wurden  nur 
noch  kleine  Mengen  nach  Österreich-Ungarn  ausgeführt. 

Mit  welchem  Verdienst  der  Fabrikant  zu  rechnen  hat,  das  zeigt 
die  heutige  Kalkulation  einer  Kiste  Zündhölzer: 

Der  Selbstkostenpreis  derselben  für  den  Fabrikanten  beträgt 
heute  55,13  M.,  ohne  Amortisation  und  Generalunkosten.  Diese 
stellen  sich  in  Anbetracht  der  geringen  Produktion  auf  mindestens 
10%,  so  daß  den  Fabrikanten  die  Kiste  Sicherheitszündhölzer 
60,64  M.  an  Ort  und  Stelle  kostet.  Wenn  man  als  heutigen 
Durchschnittspreis  245  M.  (ohne  Steuer  95  M.)  zugrunde  legt,  so 
verdient  er,  wenn  er  an  Ort  und  Stelle  verkauft,  36,2%  an  der 
Kiste.  Wenn  man  den  früher  üblichen  Preis  von  230  M.  oder 
80  M.  ohne  Steuer  als  Grundlage  nimmt,  so  verdient  er  nur  24,2%. 
Dazu  kommen  noch  die  Bahnfrachten,  die  der  Fabrikant  zu  tragen 
hat.     Sein  Verdienst  wird  sich  demnach  auf  20 — 30%  stellen. 

Ein  Vergleich  mit  einer  früheren  Kostenberechnung  soll  zeigen, 
wie  sich  die  Herstellung  im  Laufe  der  Zeit  verteuert  hat.  Jettel 
gibt  im  Jahre  1897  folgende  Kalkulation  für  eine  Kiste  Sicherheits- 
zündhölzer1): 


1)  Jettel,  Die  Zündwarenfabrikation,   S.   219. 
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Die  Herstellung  des  Holzdrahtes  kostet  9,65  M. 

„              „             der  Zündhölzer        „  21,01     „ 

„              „               „     Schachteln         „  14,10  „ 

„              „               „     Kiste  Zündhölzer  kostet  46,81     „    (insgesamt). 

Greift  man  noch  weiter  zurück,  bis  auf  das  Jahr  1871,  so  läßt 
sich  wenigstens  noch  der  Selbstkostenpreis  einer  Million  Hölzchen, 
die  von  einem  Handhobler  hergestellt  werden  konnten ,  anführen 
(ebenfalls  nach  Jettel)1).     Derselbe  betrug  2  Taler  23  Sgr. 

Das  gesamte  in  der  deutschen  Zündholzindustrie  investierte 
Kapital  wird  heute  auf  annähernd  20  Millionen  Mark  geschätzt. 
Die  Rentabilität  desselben  läßt  sich  ungefähr  ermitteln  an  Hand 
der  Durchschnittsdividenden    der  A.-G.  der  Zündholzindustrie,   die 

Wenzel    zusammengestellt   hat.  Durchschnittsertrag: 

1892:6,060/0  1898:8,83%  1903:4,320/o 

1893:7,610/0  1899:9,05%  1904:5,210/0 

1894:6,060/0  1900:7,650/o  1905 : 5,820/o. 

1895:7,300/0  1901  :  6,69 o/o 

1896:8,000/0  1902:  6,68 o/o 

1897:8,410/0  1903:7,100/o 

2.  Der  Zündholzexport. 

Die  Exportverhältnisse  der  deutschen  Zündholzindustrie  haben 
sich  im  Laufe  der  Zeit  sehr  verschlechtert.  Die  Gründe  hierfür 
liegen  darin,  daß  die  Produktion  von  Zündhölzern  in  sämtlichen 
europäischen  und  außereuropäischen  Ländern  so  stark  zugenommen 
hat,  daß  sie  sich  immer  mehr  vor  die  Notwendigkeit  gestellt  sahen, 
ihre  Überproduktion  in  fremden  Erdteilen  unterzubringen.  Es  ent- 
stand so  den  deutschen  Fabriken  auf  dem  Weltmarkt  eine  außer- 
ordentlich starke  Konkurrenz ,  die  ihnen  den  Ländern  gegenüber, 
die  günstigere  Produktionsbedingungen  aufzuweisen  hatten  (Schwe- 
den und  Japan),  einen  Wettbewerb  nicht  mehr  mitzumachen  ge- 
stattete. Dazu  kamen  einige  weitere ,  die  Absatzmöglichkeit  ein- 
schränkende Momente.  Die  meisten  Länder,  wohin  die  europäische 
Zündholzindustrie  früher  exportiert  hatte,  gingen  zur  Selbstfabrikation 
über.  Man  sah  selbst  in  ganz  exotischen  Gebieten  Zündholzfabriken 
entstehen,  die  es  übernahmen,  den  einheimischen  Bedarf  selbst  zu 
befriedigen.  In  Verbindung  damit  umgaben  sich  diese  Länder  mit 
starken  Zollschranken,  um  ihre  junge  Zündholzindustrie  zu  schützen. 
Auch    in  Europa    selbst    schrumpfte    das  Absatzgebiet  immer  mehr 

1)  Jettel,  Die  Zündwarenfabrikation,  ältere  Auflage,  S.   S. 
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zusammen.  Eine  Reihe  von  Staaten  ging  aus  fiskalischen  Gründen 
zum  Zündholzmonopol  oder  zur  Steuer  über  und  verbot  entweder 
ganz  die  Einfuhr  oder  errichtete  starke  Zollschranken. 

Bis  Anfang  der  90er  Jahre  hatte  deshalb  die  deutsche  Ausfuhr 
an  Zündhölzern  einen  beträchtlichen  Umfang,  denn  sie  betrug 
ca.  22000  bis  25  000  dz  pro  Jahr.  Von  da  ab  trat  ein  Rückgang 
ein,  der  sich  bis  in  die  Gegenwart  unaufhaltsam  fortsetzte  und 
darin  zum  Ausdruck  kommt,  daß  die  Exportziffern  der  deutschen 
Zündholzindustrie  sehr  stark  herabsanken  (siehe  Tabelle  XII  und 
die  Kurve). 

Allerdings  ging  das  nicht  ohne  große  Schwankungen  von 
statten.  So  sank  die  Ausfuhr  von  einem  Höhenstand  im  Jahr  1887 
mit  25  917  dz  auf  15  340  dz  im  Jahre  1889  herab.  Der  Grund 
hierfür  lag  darin,  daß  mit  dem  ersten  Januar  1888  ein  hoher  Ein- 
gangszoll nach  Österreich  in  Kraft  getreten  war,  wodurch  der 
Export  dahin  sehr  erschwert  wurde.  Infolge  dieses  Zolles,  der  7  fl. 
österreichischer  Währung  für  100  kg  Zündhölzer  betrug,  ging 
nämlich  die  deutsche  Ausfuhr  von  12  670  dz  im  Jahre  1886  auf 
1780  dz  im  Jahre  1889  und  von  da  immer  weiter  bis  auf  ca.  700 
und  800  dz  in  den  beiden  folgenden  Jahrzehnten  zurück.  Eine 
Folge  des  österreichischen  Zolles  war  z.  B.  auch,  daß  die  große 
deutsche  Fabrik  Union  in  Linz  eine  Zündholzfabrik  errichtete,  da, 
wie  die  Firma  schrieb,  die  Einfuhr  von  Zündhölzern  nach  Österreich- 
Ungarn  nicht  mehr  lohnte.  Einige  wreitere  Exporterschwerungen 
dieser  Jahre  bildeten  die  in  der  Schweiz  im  Jahre  1885  vorge- 
nommene Zollerhöhung  und  ein  Gesetz  in  Frankreich,  das  den 
Pächtern  des  Zündholzmonopols  verbot,  Sicherheitszündhölzer,  die 
früher  vom  Ausland  und  auch  in  großen  Mengen  aus  Deutschland 
bezogen  worden  waren ,  noch  weiter  einzuführen.  Die  Wirkung 
dieser  Maßnahmen  war,  daß  die  deutsche  Ausfuhr  nach  der  Schweiz 
in  den  folgenden  Jahren  auf  den  dritten  bis  vierten  Teil  ihrer 
früheren  Höhe  zurückging  jind  nach  Frankreich  ganz  aufhörte. 
Ebenfalls  sehr  ungünstig  auf  den  deutschen  Export  wirkte  die  Ein- 
führung des  Monopols  in  Spanien  und  Portugal  im  Jahre  1892,  in 
Serbien  im  Jahre  1893  und  in  Rumänien,  sowie  die  Erhebung  einer 
Steuer  in  Italien  seit  1895  neben  dem  hier  schon  bestehenden 
hohen  Eingangszoll  aus  dem  Jahre  1888.  Nach  Italien  hörte  des- 
halb der  Export,  der  früher  durchschnittlich  800 — 900  dz  betragen 
hatte,  ganz  auf.  Wie  die  Verhältnisse  heute  liegen,  das  zeigt  eine 
Zusammenstellung  der  Zollsätze  aller  Zündholzindustrieländer  (vgl. 
Tabelle  XIII). 
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Tabelle  XII. 
Ausfuhr  von  Zündhölzchen  1880 — 1912  nach  den  einzelnen 

Ländern  (in  dz.) 


1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

529 

436 
10004 

497 
7846 

500 
4395 

597 
3235 

543 
4678 

496 
4060 

536 

Hamburg-Altona 

]  6254 

3530 

Österreich-Ungarn 

4990 

6204 

7219 

9033 

9527 

10592 

12670 

11677 

210 

— 

— 

317 

— 

— 

— 

— 

1614 

1603 

1728 

1176 

1404 

— 

450 

572 

Niederlande  .  . 

1974 

3111 

3794 

4281 

2446 

2930 

3374 

3788 

— 

— 

491 

457 
612 

469 
460 

448 

1011 

1161 

Frankreich   .  . 

— 

Großbritannien  . 

— 

— 

— 

— 

342 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

473 

563 

520 

468 

1236 

Britisch-Indien  . 

216 

757 

1219 

726 

811 

1571 

456 

849 

Ostindische  Inseln 

1066 

863 

354 

— 

586 

920 

525 

818 

704 
198 

910 

578 

— 

594 

701 

896 



Vereinigte  Staaten 

Brasilien 

— 

286 

Übriges  Süd-Amerika 

— 

293 

— 

— 

— 

— 

— 

Andere  Länder  . 

550 

1195 

1205 

769 

971 

971 

779 

644 

Insges 

\m 

t 

18305 

25662 

25301 

22739 

22005 

23S74 

251S5 

25917 

1888      1889 


1890 

1891 

1892 

49 

103 

22 

1252 

1012 

1182 

649 

990 

1444 

6081 

6429 

4659 

2399 

4170 

4089 

— 

972 

752 

953 

739 

889 

1779 

1525 

1842 

1529 

2007 

1358 

1086 

1272 

974 

444 

7 

11 

— 

201 

150 

251 

803 

4085 

— 

52 

168 

— 

78 

30 

— 

58 

35 

625 

448 

753 

851 

1331 

1639 

— 

515 

2)0 

358 

466 

546 

— 

11 

51 

1893      1894 


1895 


Freihafen  u.  Zollausschl 
Österreich-Ungarn 
Schweiz 
Niederlande     . 
Belgien  .... 
Großbritannien    . 
Italien     .... 
Griechenland  . 
Britisch-Indien 
Niederl. -Ost-Indien 
China     .... 
Vereinigte  Staaten 
Brasilien 
Chüe 


Peru  . 

Kolumbia 

Haiti.     . 

Zentral-Amerika  . 

Argentinien 

Westafrika  o.  D.  G 

Kapland 


3613 

3371 

759 

4023 

567 

584 

1334 

524 

967 


112 
1780 

341 
5258 

3S7 

879 
1524 
1184 
1074 

204 

353 

140 
49 


—     364 
357   621 


39 

768 

1247 

5521 

5056 

882 

727 

2007 

1003 

1856 

6 

221 

940 

132 

2 

68 

775 

1721 

79 

898 

3 


52 

905 

1189 

4922 

5405 

731 

704 

1435 

950 

491 

4S 

342 

707 

1 

4 

46 

800 

1658 

9 

L118 

SO 


65 
1356 
1460 
4415 
5628 
422 
184 

596 
904 

228 

450 

136 

2 

i:. 

761 

2114 

(i 

969 

46 
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1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

|   1901 

1902 

1903 

Österreich-Ungar 

n   . 

834 

857 

838 

772 

762 

831 

754 

912 

Schweiz      .     . 

1877 

1917 

2579 

2422 

1324 

1310 

1207 

1022 

Niederlande     . 

5329 

4616 

3313 

2903 

4031 

2749 

2542 

1783 

Belgien  .     .     . 

6663 

6548 

6171 

4743 

6465 

5140 

4528 

4284 

Großbritannien 

437 

98 

100 

409 

353 

230 

221 

122 

Griechenland  . 

— 

— 

— 

— 

383 

— 

2 

— 

Frankreich 

125 

206 

83 

106 

283 

653 

536 

737 

Britisch-Indien     . 

1055 

1005 

986 

662 

533 

229 

127 

455 

Niederländisch-In 

dien 

1469 

2228 

3007 

1059 

2106 

1658 

3082 

1858 

China     .... 

5 

— 

— 

— 

32 

68 

35 

17 

Vereinigte  Staate 

n   . 

274 

258 

231 

210 

254 

308 

216 

767 

108 

66 

27 

27 

43 

18 

56 

83 

Chile      .... 

89 

99 

68 

28 

88 

110 

42 

87 

2 

15 

7 
2 

2 

9 

26 
9 

5 

21 

39 

83 

5 

13 

Haiti 

1254 

104 

383 

31 
608 

92 

183 

246 

387 
456 

354 

Hond.-Nicar.-Salv 

[  1710 

777 

734 

390 

820 

1642 

1097 

599 

689 

1748 

876 

947 

3 

3 

— 

— 

1 

— 

37 

Venezuela  . 

402 

83 

— 

— 

— 

9 

— 

1 

— 

375 

843 

608 

732 

1048 

552 

1151 

Britisch-Westafrik 
Franz.-Westafrika 

a  . 

}  1492 

1112 
266 

431 

169 

1698 
204 

96 
130 

119 
29 

131 
105 

25 
27 

Portug. -Ostafrika 

— 

8 

9 

3 

29 

— 

— 

4 

Kapland 

17 

10 

24 

31 

21 

13 

33 

Britisch-West-Ind 

en 

2 

4 

2 

213 

36 

55 

1 

13 

Britisch-Australie 

i  . 

28 

17 

107 

50 

15 

23 

9 

12 

Insg 

esamt 

23820 

22620 

21166 

18198 

20241 

17632 

16553 

16341 

190' 

l      1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

Österreich -Ung. 

9 

)3       761 

328 

227 

1446 

4894 

14177 

560 

— 

Schweiz    .     . 

10« 

$2        860 

876 

981 

736 

571 

1238 

437 

361 

Niederlande  . 

13« 

)3      1117 

1034 

1258 

1136 

782 

618 

— 

— 

Belgien      .     . 

371 

$5      3579 

3495 

632 

212 

529 

441 

— 

— 

Frankreich     . 

5 

L4        498 

613 

313 

269 

35 

5 

— 

— 

Serbien     . 

— 

— 

515 

2327 

1966 

1 

— 

— 

— 

Türkei. 

'7          58 

83 

24 

176 

77 

144 

559 

— 

Britisch-Indien 

61 

58        936 

213 

878 

1480 

153 

65 

— 

— 

Niederl. -Indien 

9: 

>4        610 

535 

404 

344 

676 

485 

882 

564 

Verein.  Staaten 

17 

L8      1447 

775 

1194 

516 

630 

1143 

380 

— 

Haiti     .     .     . 

5 

7        397 

446 

690 

459 

651 

961 

1045 

1271 

Hond.-Nic.-Salv 

8( 

)5        465 

811 

1102 

425 

437 

969 

1061 

— 

Guatemala 

20( 

)5      1222 

1606 

1742 

2419 

580 

1237 

887 

515 

Dominica  . 

4! 

S5          42 

41 

222 

115 

48 

179 

— 

— 

Brit.  -Westafrika 

l: 

>7          22 

Insgesamt 

164( 

)2    13271 

13866 

13720 

13003 

11113 

23026 

8170 

4618 

Auswärtig 

sr 

Hand 

el  mit  den 

einzelne 

n  Lände 

rn.     Stat 

.  des  De 

utschen 

Reiches 
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Tabelle  XIII. 

Die  von   den  einzelnen  Ländern   erhobenen 
Einfuhr  von  Zündhölzchen. 

I.  Europa. 

Maßstab 
Belgien 

Andere  Zündhölzer  (einschließlich  des  Gewichtes 

der  Schachteln  etc.) 100  kg 

Bulgarien 

Zündhölzer  (Zündhölzer  dürfen  nur  vom  Staat  ein- 
geführt werden) 100  kg 

Cypern 

Zündhölzer.  Ein  jedes  Gros  Schachteln,  wenn  in 
jeder   Schachtel   nicht  mehr    als  100  Zündhölzer 

Dänemark 

Alle  Arten  Reibzündhölzer 1   kg 

Deutsches  Reich 

Zündhölzer,  Zündstäbchen  aus  Pappe    ....  1  dz 

Finland 

Zündhölzer,   chemische 100   kg 

Frankreich 

Zündhölzer  (und  Holz  für  Zündhölzer  zugerichtet) 
eingeführt  für  Rechnung  des  Monopols       .     .     .     100  kg 
Einfuhr  für  Privatrechnung  verboten. 

Griechenland 

Zündhölzer  jeder  Art.  Monopol.  Einfuhr  verboten. 

Großbritannien 

Sämtliche   Waren  zollfrei. 

Italien 

Zündhölzchen,  daneben  ein  Fabrikationszuschlag 
von  1  Centesimo  für  je  30  Paraffin-Hölzchen  oder 
60  gemeine  Schwefel-Hölzchen 100  kg 

Niederlande 

Streichhölzchen  5°/o  vom  Wert.  Einfuhr  von  Phos- 
phorzündhölzern in  größeren  Mengen  als  100  g 
auf  einmal  verboten. 

Norwegen 

Zündhölzer  (Abzug  für  Schachteln  und  Umschläge 

wird  nicht  gewährt) 1  kg 

Österreich-Ungarn 

Zündhölzchen 100  kg 

Portugal 

Phosphorzündhölzchen  (Einfuhr  ist  nur  gestattet, 
wenn  die  einzuführend.  Muster  denjenigen  gleichen, 
welche  von  der  Regierung  für  die  inländische 
Fabrikation  vorgeschrieben  sind.) 1   kg 

Rumänien 

Zündhölzchen  aller  Art.  Einfuhr  verboten. 


Zölle   bei   der 

Zollsatz 
9  Franken 

65  Franken 

l'/4  Kupferpiaster 
0,25  Kronen 
30  Mark 
32,90  finn.  Mark 

12  Franken 


10  Lire 


0,15  u.  0,20  Kronen 
14  Kronen 
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Maßstab 
Rußland 

Chemische  Zündhölzchen  jeder  Art Pud 

Schweden 

Zündhölzchen  aus  Holz,  das  Gewicht  der  unmittel- 
baren Umschließung  eingerechnet 100  kg 

Schweiz 

Zündhölzer 100  kg 

Serbien 

Zündhölzer  aus  Holz  oder  Pappe.  Staatsmonopol. 

Spanien 

Zündhölzer.  Staatsmonopol.  Einfuhr  verboten. 

Türkei 

Zündhölzer.  Wertzoll  von   ll°/o. 


Zollsatz 
3,30  Rubel 

0,05  Kronen 
30  Franken 


II.  Außereuropäische  Länder. 

Maßstab  Zollsatz 

Argentinische  Republik 

Holzzündhölzer 1   kg  0,10  Pesos 

Bolivien 

Zündhölzer.  Einfuhr  verboten. 
Brasilien 

Zündhölzer  aus  Holz.  50%  vom  Wert      ...  1  kg  3200  Reis 

Chile 

Zündhölzer 1  kg  roh       20  Centavos 

Columbien 

Zündhölzer 1  kg  0,60  Peso  Gold 

Costarica 

Zündhölzer 1  kg  0,22  Peso 

Ecuador 

Zündhölzer 1  kg  0,70  Sucres 

Honduras 

Zündhölzchen  jeder  Art V2  kg  ron      0,15  Peso 

Mexiko 

Zündhölzchen  und  Wachszündkerzchen       ...     .      1  kg  Ges.  G.      1,70  Peso 
Neufundland 

Zündhölzchen.  4ü°/o  Wertzoll. 
Nicaragua 

Zündhölzchen  aus  jedem  Stoff 1  kg  Roh-G.     0,11  Peso 

Salvador 

Zündhölzer  aller  Art 1   kg  0,30  Peso 

Uruguay 

Streichhölzer  einschließlich  Holzkiste      ....     1  kg  Roh-G.     1,30  Peso 
Vereinigte  Staaten 

Streichzündhölzer,    das  Gros    zu   144   Schachteln, 

deren  jede  nicht  mehr  als  100  Zündhölzer  enthält.  Gros  6  Cent 

Wenn  anderweit  eingeführt  als  in  Schachteln  mit 

je  nicht  mehr  als  100  Zündhölzern lOOOZündh.     s/*  Cent 
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Australischer  Bund  Maßstab  Zollsatz 

Zündhölzer  und  Wachszündkerzen   in  Schachteln 

bis   100  Stück Gr.  Schacht.        1  Schilling 

Zündhölzer  und   Wachszündkerzen  in  Schachteln 

von   100  bis  200  Stück Gr.  Schacht.       2   Schilling 

Zündhölzer  und  Wachszündkerzen  für  jed.  weitere 

100  Stück Gr.  Schacht.       1  Schilling 

Neu-Seeland 

Zündhölzer  in  Schachteln  bis  zu  60  Stück       .     .     Gr.  Schacht.        1   Schilling 

Zündhölzer   in  Schachteln    von  60  bis   100  Stück     Gr.  Schacht.       2   Schilling 

Zündhölzer  in  Schachteln  für  je  weitere  100  Stück     Gr.  Schacht.        2   Schilling 

Außerdem  ein  Zuschlag  von  6  Pence  bis  1  Schil- 
ling   für   Waren,    die  nicht    aus    einem    Teil    des 

britischen  Herrschaftsgebietes  stammen. 
Britisch-Neuguinea 

Zündhölzer  und  Zündmaterial.  Wertzoll   10°/o. 
Britisch-Ostindien 

Zündhölzer.  Wertzoll  von  5%. 
Ceylon 

Sicherheitszündhölzer.  Wertzoll  von  5  V2**/0-  Andere 

(nicht  Phosphor-)Zündhölzer  in  Schachteln  bis  zu 

75  Stück Gr.  Schacht.        1   Rupie 

China 

Sicherheitszündhölzer  und    andere    aus    Holz    in 

Schachteln,    die    nicht   über   2l/2  Zoll  X  Vj2  Zoll 

X  3/4  Zoll  groß  sind        50     Gr.  Schacht.       0,630  Taels 

In    Schachteln    nicht    über    2  X   l3/s  X  5/<*   Zoll 

groß 100     Gr.  Schacht.       0,920  Taels 

In  größeren  Schachteln   5°/o  Wertzoll. 
Franz.  Hinterindien 

Zündhölzer  aus  Holz 100  kg  54  Franken 

Zündhölzer,  andere      . 100  kg  62  Franken 

Japan 

Zündhölzer.  40°/o  Wertzoll. 
Niederländisch  Ostindien 

Zündhölzer  in  Schachteln  von  50  ccm  u.  darunter     Gr.  Schacht.      70  Cent 

Zündhölzer  auf  andere  Weise  verpackt  70  Cent 

für  je  6  cdcm  Inhalt  der  Verpackung  von  außen 

gemessen. 
Philippinen 

Zündhölzer  aller  Art  einschließlich  des  Gewichts 

der  unmittelbaren  Behälter 1  kg  20  Cent 

Ägypten 

Zündhölzer.  Wertzoll  8°/„. 
Deutsch-Ostafrika 

Zündhölzer.  Wertzoll   10°/0. 
Deutsch-Südwestafrika 

Zündhölzer  aller  Art,   roh 1  kg  0,50  Mark 
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Kamerun  Maßstab  Zollsatz 

Zündhölzer.  Wertzoll  von  10°/o. 
Marokko 

Zündhölzer.  Wertzoll  von  10%. 
Britisch-Südafrika 

Zündhölzer  in  Schachteln   oder  Päckchen  bis  100 

Stück Gr.  Schacht.      2   Schilling 

Zündhölzer  in  Schachteln  oder  Päckchen  von  100 

bis  200  Stück Gr. Schacht.     4  Schilling 

Zündhölzer    in  Schachteln    oder  Päckchen    für  je 

weitere  100  Stück ,     .     Gr.  Schacht.     2  Schilling 

Togo 

Zündhölzer.  Wertzoll  von   10%. 

Nach    Zolltarife    des    In-    und    Auslandes,    systematische    Zusammenstellungen, 
C.   Chemische  Industrie,  herausgegeben  vom  Reichsamt  des  Innern. 

Diese  sind  bei  den  meisten  sehr  hoch  und  wirken  direkt  pro- 
hibitiv.  Es  erheben  z.  B.  Zölle,  die  vom  Wert  betragen:  Frank- 
reich einige  30%,  Österreich-Ungarn  einige  20%,  Rußland  einige 
40°/0,  die  Schweiz  ungefähr  50%,  Belgien  ungefähr  10%,  Schwe- 
den und  Norwegen  ungefähr  10%,  die  Vereinigten  Staaten  unge- 
fähr 35%  und  Brasilien  ungefähr  50%.  Bei  den  Staaten,  die  ent- 
weder das  Monopol  oder  die  Steuer  haben,  wie  Italien,  Rußland, 
Spanien,  Frankreich,  Griechenland,  Rumänien,  Bulgarien,  Columbien 
ist  die  Einfuhr  teils  ganz  verboten,  teils  größeren  Beschränkungen 
unterworfen.  Wie  stark  sich  die  ausländische  Konkurrenz  in  den 
letzten  Jahrzehnten  entwickelt  hat,  das  sollen  einige  Beispiele  zeigen. 
In  den  90er  Jahren  wurden  Fabriken  in  Persien,  Brasilien  (1893 
bis  1895  7  Fabriken,  Sao  Leopoldo  und  Bahia),  in  China,  Japan 
und  in  Java  ins  Leben  gerufen.  Ebenso  erstanden  weiter  in  Haiti, 
Portorico,  sowie  in  europäischen  Ländern:  Deutschland,  England, 
Ungarn  eine  ganze  Reihe  von  Zündholzbetrieben.  Besonders 
seit  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  nahm  die  Gründung  von  neuen 
Fabriken  einen  großen  Umfang  an.  Jettel  teilt  uns  im  Jahr 
1900  mit,  daß  neue  Betriebe  in  Serajevo,  Bania-Kostenetz,  Liskin, 
Talsen-Bjelosersk,  Mogilew  am  Dnjepr  entstanden  seien ,  ebenso 
in  Transvaal  in  Johannesburg  die  „Diamand  Match  Company"  in 
Amerika  in  Trenton  die  Columbia  Match  Company  (1  Million  Dollar), 
die  Plymouth  Match  Co.  in  Kitter}-,  Maine  (200000  Dollar)  und  die 
Sapphire  Match  Co.  in  New- York  (125000  Dollar)!).  1901  werden 
erwähnt  2  Betriebe  in  Deutschland,  in  Valparaiso,  Curitiba,  St.  Ana 
bei  Manila  und  8  Fabriken  in  den  Vereinigten  Staaten  mit  zusammen 

1)  Jahresbericht  über  die  Zündwarenfabrikation,  Chem.  Zeitung  1901,  Nr.  27, 
S.  293. 
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20  Millionen  Mark  Aktienkapital1).  Im  Jahre  1902  entstanden  neue 
Fabriken  in  Perugia,  Bläsimühle  (Schweiz),  Gamlakarleby  (Finnland), 
Nowoalexandrowsk  (Rußland)  und  zwei  Fabriken  in  Jersey  City 
mit  3100000  Dollar  Kapital2). 

Infolge  der  genannten  Umstände  trat  nun  nicht  bloß  ein  starker 
Rückgang  des  Exports,  sondern  auch  eine  Verschiebung  desselben 
ein.  Die  deutschen  Fabrikanten  mußten  sich  für  die  verlorenen 
Absatzgebiete  neue  erobern.  Während  so  in  den  80er  Jahren,  vor 
allem  nach  Österreich-Ungarn,  der  Schweiz,  Holland,  Belgien,  Frank- 
reich, Italien,  Britisch-  und  Niederländisch-Indien  und  nach  China 
ausgeführt  wurde,  kamen  in  der  neueren  Zeit  Großbritannien,  Bra- 
silien, Westafrika  und  die  zentralamerikanischen  Republiken,  wie 
Honduras,  Nicaragua,  Salvator,  Guatemala,  Costarica  in  Betracht, 
während  z.  B.  Italien  und  China  ganz  verloren  gingen  (vgl.  Tabelle  XII 
und  die  Kurve  S.  145  ff.). 

Heute  richtet  sich  die  deutsche  Zündholzausfuhr  hauptsächlich 
nach  Österreich-Ungarn,  den  Niederlanden  und  Belgien.  Besonders 
nach  Österreich  führten  die  deutschen  Fabrikanten  im  Jahre  1910 
stark  aus  (14177  dz).  Der  Grund  hierfür  lag  darin,  daß  in  Öster- 
reich ein  Monopol  geplant  wurde,  und  daß  infolgedessen  ähnlich 
wie  in  Deutschland  vor  Inkrafttreten  der  Zündholzsteuer  jeder  sich 
noch  auf  lange  Zeit  hinaus  versorgen  wollte.  Die  durchschnittliche 
Gesamtausfuhr  der  deutschen  Zündholzindustrie  betrug  vor  der 
Steuer  ungefähr  13000  dz  pro  Jahr.  Die  Einfuhr  von  Zündhölzern 
ist  immer  ziemlich  stabil  geblieben  und  belief  sich  vor  der  Steuer 
auf  durchschnittlich  3 — 4000  dz  jährlich. 

Die  hauptsächlichsten  Konkurrenzländer  Deutschlands  sind 
Skandinavien,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Rußland,  die  Vereinigten 
Staaten  und  Japan.  Besonders  in  Japan  hat  die  Zündholzindustrie 
ungefähr  seit  Beginn  der  70er  Jahre  einen  großen  Aufschwung 
genommen  und  seit  dieser  Zeit  die  europäische  Industrie  stark  über- 
flügelt. Die  bisherige  Höchstziffer  der  beschäftigten  Arbeiter  betrug 
dort  im  Jahre  1905  24  529  Personen  (1910  nur  noch  17985),  wovon 
18761  männlichen  und  5768  weiblichen  Geschlechts  waren3).  Die 
japanische  Zündholzindustrie  hat  ihren  Sitz  in  Kobe  und  Osaka, 
wo  die  dortigen  124  Betriebe  ungefähr  6000  Personen  ohne  die 
10  000   in   der   Hausindustrie    beschäftigten   aufwiesen.     Im  ganzen 

1)  Jahresbericht  über  die  Zündwarenfabrikation,  Chem.  Zeitung  1902.  Nr.  13, 
S.  132. 

2)  Jahresbericht  über  die  Zündwarenfabrikation,  Chem.  Zeitung  1903,  Nr.  6,  S.  52. 

3)  Finanzielles  Jahrbuch  von  Japan,   1912,  S.  72. 
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gab  es  1910  in  Japan  203  Betriebe,  docb  schwankt  diese  Zahl  von 
Jahr  zu  Jahr  nicht  unbeträchtlich. 

Die  starke  Konkurrenz  der  japanischen  Zündholzindustrie  kommt 
in  der  jährlichen  Produktion  derselben  zum  Ausdruck.  Diese  belief 
sich  1910  auf  49  947  215  Gros  Schachteln  im  Wert  von  12  610503  Yen. 
Der  Wert  eines  Groses  Schachteln  betrug  0,252  Yen  oder  52  Pf. 
durchschnittlich,  d.  h.  es  kosteten  1910  in  Japan  144  Schachteln 
Streichhölzer  ungefähr  den  vierten  Teil  dessen,  was  sie  in  Deutsch- 
land ohne  Steuer  kosteten1).  Allerdings  kann  das  japanische 
Produkt  nicht  an  das  deutsche  heranreichen.  Es  hat  sich  jedoch 
infolge  seiner  Billigkeit  einen  großen  Eingang  verschafft  bei  der 
starken,  aber  wenig  kaufkräftigen  Bevölkerung  Ostasiens,  vor  allem 
Chinas,  und  hier  ist  der  Abbruch,  den  die  deutsche  Industrie  erlitt, 
ein  sehr  fühlbarer  gewesen.  Das  Exportziel  der  japanischen  Zünd- 
holzindustrie war  1909  zu  45%  nach  China,  zu  50%  nach  Hong- 
kong, den  Straits-Settlements  und  Britisch-Indien.  Im  ganzen 
wurden   1911  für  10072  886  Yen  Zündhölzer  ausgeführt2). 

Eine  ebenfalls  sehr  bedeutende  Zündholzindustrie  besitzt  Ruß- 
land. Es  gab  dort  1910  im  asiatischen  und  europäischen  Teil  des 
Reiches  zusammen  116  Zündholzfabriken  mit  22850  beschäftigten 
Arbeitern,  die  4262  000000  Schachteln  (ä  70  Hölzer  Inhalt)  im  Wert 
von  12  360000  Rubel  ohne  Steuer  herstellten.  Die  Banderolesteuer, 
die  bekanntlich  in  Rußland  erhoben  wird,  beträgt  pro  Schachtel 
Sicherheitszündhölzer  2  V2  Kopeken  und  pro  Schachtel  Weißphos- 
phorhölzer 5  Kopeken.  Sie  ergab  1910  insgesamt  21  310000  Rubel, 
das  sind  46029  600  M.3). 

In  Österreich-Ungarn  wies  die  dort  bestehende,  ebenfalls  be- 
trächtliche Zündholzindustrie  1911  im  ganzen  75  Fabriken  (52  in 
Österreich,  23  in  Ungarn)  mit  rund  7000  beschäftigten  Arbeitern 
auf.  Die  Gesamtproduktion  derselben  betrug  in  diesem  Jahre 
175  Milliarden  Zündhölzer  im  Wert  von  24  Millionen  Kronen. 
Davon  wurden  ungefähr  für  5  Millionen  Kronen  ausgeführt4). 

Als  bedeutendstes  Exportland  für  Zündhölzer  kommt  in  Europa 
noch  immer  Schweden  in  Betracht,  dessen  Ausfuhrziffern  ständig 
gewachsen  sind,  wie  die  folgenden  Zahlen  zeigen: 


1)  Finanzielles  und  wirtschaftl.  Jahrbuch   von  Japan,   1912,  S.  72. 

2)  Finanzielles  und  Wirtschaft!.  Jahrbuch  von  Japan,   1912,  S.   111. 

b)  Thieme,  -Die  Entwickelung  und  wirtschaftl.  Bedeutung  der  Zündholz- 
industrie",  S.   107. 

4)  Thieme,  „Die  Entwickelung  und  wirtschafü.  Bedeutung  der  Zündholz- 
industrie", S.   108. 


1905 
1906 
1907 
1908 
1909 
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18  685  337  kg  im  Wert  von     8  595  255  Kronen 

20  033  417    „     „         „        „     10  016  709 

21772  803    „     „        „         „     11280  775 

24  774  828    „     „         „        „11170  174        „ 

26  857  975    „     „        „        „      11381921         „       1). 


Die  Gesamtzahl  der  schwedischen  Fabriken  betrug  1910:  20 
(Reg.-Bez.  Jönköping  2),  die  Gesamtzahl  der  Arbeiter  6758  (Reg.- 
Bez.  Jönköping  1807).  Die  angefertigten  Werte  beliefen  sich  auf 
16709  282  Kronen  =  18  797942  M.,  wovon  auf  den  Regierungs- 
bezirk Jönköping  wieder  allein  4  614306  Kronen  entfielen2). 

Hier  in  Schweden  und  nicht,  wie  man  oft  gemeint  hat,  in 
Amerika  besteht  auch  die  größte  Zündholzfabrik  der  Welt  „der 
Vulkan",  der  über  eine  mittlere  Tagesproduktion  von  200  Millionen 
Streichhölzer  verfügt.  300  mit  Hülfe  von  Elektrizität  betriebene 
Maschinen  fertigen  dabei  900000  Schachteln  täglich  an.  Die  Werk- 
stätten des  Vulkan  liegen  in  Tidahom  (Bezirk  Skaraborg-Läm), 
dessen  3300  Einwohner  daselbst  fast  ausschließlich  der  Herstellung 
der  Zündhölzer  obliegen3).  Der  große  schwedische  Zündholztrust, 
die  Jönköpings  und  Vulcans  Tändsticksfabriks  A.-B. ,  hatte  nach 
der  Deutschen  Zündwarenzeitung  (Juni  1913)  bei  einem  Kapital 
von  10  Millionen  Kronen  im  Jahr  1912/1913  einen  Reingewinn 
von  1,31  Millionen  Kronen.  Die  Dividende  betrug  6%  auf  Vorzugs- 
und 8%  auf  Stammaktien. 

Als  zweites  Exportland  nach  Schweden  ist  Belgien  zu  nennen, 
doch  stellt  die  belgische  Ware  kein  so  qualifiziertes  Produkt  wie 
die  schwedische  dar.  Die  Produktion  wird  auf  jährlich  1  Milliarde 
Schachteln  geschätzt,  wovon  80%  oder  für  ungefähr  5  Millionen 
Mark  ausgeführt  wurden4).  Die  Zählung  vom  31.  Oktober  1896 
ergab   in   Belgien    60  Fabriken   mit  2656  beschäftigten  Personen5). 

In  Frankreich,  wo  bekanntlich  die  Zündhölzchenherstellung 
vom  Staat  monopolisiert  ist,  gibt  es  6  staatliche  Fabriken  in  Patin- 
Aubervilliers ,  Saintines  (Oise),  Marseille,  Aix,  Begles  (Bordeaux) 
und  Trelaze  Angers,  die  im  Jahre  1896  2100  Arbeiter  und  Arbeite- 


1)  Statistisk  Tidskrift  1911,  S.  67. 

2)  Sveriges  Officiella  Statistik,  1910,  D  S.  31. 

3)  Nach  einer  Notiz  in  den  Leipziger  Neuesten  Nachrichten  v.  25.  August  1912. 

4)  Thieme,    „Die   Entwickelung    und    wirtschaftl.   Bedeutung    der   Zündhclz- 
industrie",   S.   107. 

5)  Recensement  General  des  Industries  et  des  Metiers,  31.  Oct.  1896,  Volume  IV, 
cadre   1,  S.   114. 
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rinnen   beschäftigten1).      Im    Jahre    1910    wurden    46568  Millionen 
Zündhölzer  hergestellt2). 

In  Italien  gaben  sich  im  Jahre  1906  192  Fabriken,  die  1673 
männliche  und  5026  weibliche  Arbeiter  beschäftigten,  mit  der  Her- 
stellung von  Streichhölzchen  und  Wachszündhölzchen  ab.  Hier 
hat  besonders  die  Herstellung  der  letzteren  Art  eine  große  Be- 
deutung erlangt.     Die  Gesamtproduktion  betrug: 

42  317  Millionen  gewöhnliche,  geschwefelte  Zündhölzchen, 
18  669  „  Wachszündhölzchen3). 

John  Landin  bezifferte  auf  dem  V.  Internationalen  Chemiker- 
Kongreß  in  Berlin  den  Wert  der  Ausfuhr  aller  Zündholzexportländer 
zu  Anfang  des  Jahrhunderts  auf  46  Millionen  Mark,  d.  h.  kaum 
den  vierten  Teil  des  Verbrauchs.  Hieran  waren  beteiligt:  Japan 
mit  23  Millionen  Mark,  Schweden  mit  8  Millionen  Mark,  Belgien 
mit  4  Millionen  Mark,  Österreich-Ungarn  mit  3  Millionen  Mark, 
Deutschland  mit  0,8  Millionen  Mark.  Die  Produktion  der  ganzen 
Welt  schätzt  Land  in  um  die  Jahreswende  auf  3  Millionen  Kisten 
im  Werte  von  200  Millionen  Mark.  Hieran  soll  Deutschland  mit 
einer  Produktion  von  162  000  Kisten  oder  6%  beteiligt  gewesen  sein. 

C.  Die  Arbeiterverhältnisse. 
1.  Die  Zusammensetzung  der  Arbeiterschaft. 

Die  Gesamtzahl  der  in  der  deutschen  Zündholzindustrie  be- 
schäftigten Arbeiter  beläuft  sich  gegenwärtig  (d.  h.  nach  der  Er- 
hebung im  Jahr  1911/1912)  auf  3935  Personen4).  Da  aber  diese 
Ziffer  im  Verhältnis  zum  normalen  Bestand  zu  gering  ist,  infolge 
der  Arbeiterentlassungen  nach  Einführung  der  Zündholzsteuer ,  so 
sollen  auch  die  Ergebnisse  der  Gewerbezählung  des  Jahres  1907 
mit  herangezogen  und  verwertet  werden.  Es  geschieht  das  unter 
der  Annahme,  daß  die  Beschäftigung  in  der  deutschen  Zündholz- 
industrie im  Laufe  der  Zeit,  wenn  auch  nicht  auf  dieselbe,  so  doch 
annähernd  gleiche  Höhe  wie  früher  gelangen  wird.  Im  Jahre  1907 
betrug  die  Höchstzahl  der  beschäftigten  Zündholzarbeiter  5914  Per- 
sonen, während  sie  am  Tage  der  Erhebung,  dem  12.  Juni  1907, 
5694  Personen  ausmachte.  Von  der  Gesamtarbeiterschaft  waren 
2645  Personen  männlichen  und  3049  weiblichen  Geschlechts,  oder 
46,5    und    53,5%.      Das    wenig    günstige  Verhältnis  hatte  sich  bis 

1)  „Gesundheitsgefährliche   Industrien",   S.   204. 

2)  Annuaire  Statistique  de  la   France,    1910,  S.  III. 

3)  Statistica   Industriale   1906,  Parte   I,  S.  91   und  92. 

4)  Vierteljahrs-Hefte  1912,  III,  S.  SO  (siehe  Tabelle  IX,  S.   135). 
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zum  Jahre  1911/1912  noch  verschlechtert;  denn  von  den  da  ge- 
zählten 3935  Arbeitern  waren  1764  oder  44,8%  Männer,  2171  oder 
55,2%  Frauen.  Die  hohe  Quote  der  Frauenarbeit  in  der  Zündholz- 
industrie hat  folgenden  Grund.  Bei  der  heutigen  vollkommenen 
Technik  ist  ein  qualifizierter  teurer  Arbeiter  unrentabel.  Da  die 
einzelnen  Verrichtungen  durchweg  mechanischer  Art  sind,  so  fällt 
dem  Arbeiter  fast  nur  die  Aufgabe  zu,  den  Gang  der  Maschine  zu 
überwachen ,  das  zu  verarbeitende  Material  auf  die  Maschine  zu 
bringen  und  es  in  fertigem  Zustand  wieder  abzunehmen.  Nun  ist 
dieses,  abgesehen  von  den  Holzklötzen,  noch  dazu  sehr  wenig 
voluminös  und  von  leichtem  Gewicht,  so  daß  der  Arbeiter  bei  seiner 
Tätigkeit  keine  Kraft  aufwenden  muß,  und  daher  ist  auch  die  Frau 
besser  geeignet  für  die  Arbeit  in  der  Zündholzindustrie  wie  der  Mann. 
Wo  letzterer  gebraucht  wird ,  da  sind  es  die  Verrichtungen,  bei 
denen  die  rohe  Kraft  oder  die  besondere  Qualifiziertheit  der  Arbeit 
eine  Rolle  spielt.  In  der  Schachtelfabrikation  werden  ausschließlich 
Frauen  beschäftigt;  das  Kleben  der  Innen-  und  Außenschachteln, 
das  Etikettieren  und  Anstreichen,  später  das  Schachtelfüllen  wird 
von  ihnen  besorgt.  Der  Mann  dagegen  hat  sein  Betätigungsfeld 
bei  der  Herstellung  des  Holzdrahtes  und  des  Schachtelspanes 
an  den  Säge-,  Schäl-  und  Abschlagmaschinen,  beim  Einlegen  der 
Zündhölzer,  beim  Paraffinieren  und  Tunken  derselben,  sowie  später 
bei  der  Verpackung  in  Kisten.  Bei  anderen  Verrichtungen,  wie 
z.  B.  beim  Abfüllen  ist  die  Handhabung  eine  verschiedene.  Hier 
werden  neben  Männern  auch  noch  vielfach  Frauen  verwendet. 

Welche  große  örtlichen  Schwankungen  die  Frauenarbeit  aufzu- 
weisen hatte,  das  zeigen  die  folgenden  Relativzahlen  für  das  Jahr  1907: 

Es  betrug  die  Beteiligung  der  Frauen  an  der  Arbeit  (Tab.  VIII,, 
S.  134): 


Ostpreußen 

70,60/0 

Südbayern 

54,90/0 

Westpreußen 

73,90/0 

Rhein-Pfalz 

38,30/o 

Brandenburg 

60,00/0 

Bayern 

52,20/o 

Pommern 

53,00/o 

Sachsen 

61,70/0 

Schlesien 

59,00/o 

Württemberg 

51,20/o 

Sachsen 

42,20/o 

Baden 

55,lO/o 

Schleswig-Holstein 

51,30/o 

Hessen 

51,30/o 

Hannover 

47,60/o 

Braunschweig 

38,7  0/0 

Westfalen 

17,90/o 

Sachsen-Meiningen  39,1  % 

Hessen-Nassau 

40,60/o 

Anhalt 

53,50/o 

Rheinprovinz 

45,90/o 

Schwarzburg-Rud 

55,6% 

Preußen 

53,70/o 

Elsaß-Lothringen 

52,6% 

32 

» 

=  32,70/0 

19 

>? 

=  28,40/0 

29 

V 

=  26,lo/o 

11 

J" 

=  24,4o/o 

97 

)) 

=  23,40/0 
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Absolut  genommen  stellten  die  Frauen  ein  starkes  Kontingent 
als  Arbeiterinnen  mit  526  in  Südbayern,  520  in  Pommern,  392  in 
Provinz  Schlesien,  228  in  Baden  und  224  in  Sachsen  dar. 

Die  Zahl  der  jugendlichen  Personen  (unter  16  Jahren)  betrug 
nach  der  Gewerbezählung  1907  in  den  Hauptbetrieben  717  oder 
12,6%  von  der  Gesamtarbeiterschaft.     Davon  waren: 

14—16  Jahre  alt:    240  männliche  und  434  weibliche  Personen 
unter  14        „        „         22  „  „        21 

(vgl.  Tabelle  VIII). 

Eine  besonders  starke  Verwendung  von  Jugendlichen  fand  in 
folgenden  Gebieten  statt: 

Hessen  329  beschäft.  Personen    118  Jugendliche  =  35,9% 

Rheinprovinz       98          ..  „ 

Westfalen  67  ..  „ 

Westpreußen      111  „  ,. 

Schwarzb.-Rud.    45          ..  „ 

Baden  414          „  „ 

Die  Verwendung  von  einer  so  großen  Anzahl  jugendlicher 
Arbeiter  in  der  Zündholzindustrie  erklärt  sich  wieder  daraus,  daß 
viele  Verrichtungen  ganz  einfacher  Natur  sind  und  so  wenig  Kraft- 
aufwand erfordern,  daß  auch  wenig  geschulte  und  jugendliche 
Kräfte  dabei  beschäftigt  werden  können.  Es  betrifft  das  die  Tätig- 
keiten des  Wagenschiebens,  des  Ordnens  der  Spanpakete  auf  der 
Abschlagmaschine,  des  körbeweisen  Transportierens  der  Schachteln, 
kurz  alle  Hilfsdienste.  Ob  die  jugendlichen  Arbeiter,  wenn  sie 
älter  geworden  sind,  ständig  in  der  Zündholzindustrie  verbleiben 
und  irgendeine  Tätigkeit  darin  als  Beruf  erwählen ,  darüber  läßt 
sich  nichts  Genaues  sagen.  Da  diese  Hilfsarbeiten  kaum  irgend- 
welchen Berufscharakter  tragen,  so  befähigen  sie  die  jugendlichen 
Arbeiter,  zu  jeder  anderen  Branche,  wo  unqualifizierte  Kräfte  ge- 
braucht werden ,  überzugehen.  Andererseits  läßt  sich  aber  auch 
behaupten,  daß  viele,  die  diese  Tätigkeit  in  der  Zündholzindustrie 
längere  Zeit  ausführen,  dadurch  auch  mit  den  eigentlichen  Arbeiten 
vertraut  werden  und  später  hier  ganz  verbleiben. 

Eine  Lehrzeit  gibt  es  in  der  Zündholzindustrie  nicht.  Jeder 
neueintretende  Arbeiter  muß  eine  Htägige  Probezeit  durchmachen, 
währenddessen  er  im  Akkordlohn  bezahlt  wird.  Sind  seine 
Leistungen  dabei  befriedigend  gewesen,  so  wird  er  nach  Be- 
endigung derselben  in  den  Betrieb  eingestellt  und  erhält  sofort 
den    ortsüblichen    Lohn.      Die   Gewerbezählung   von  1907    berück- 
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sichtigt  insgesamt  nur  15  männliche  und  9  weibliche  Lehrlinge, 
von  denen  unter  16  Jahren  11  männliche  und  8  weibliche  Personen 
waren. 

Die  Frage,  in  welchem  Verhältnis  die  Beschäftigung  der  ver- 
heirateten Personen  zu  der  der  unverheirateten  steht,  läßt  sich 
bezüglich  der  Männer  nur  auf  Grund  einer  privaten  Erhebung  über 
die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  der  Zündholzarbeiter  beant- 
worten1). Von  283  befragten  männlichen  Arbeitern  waren  191 
oder  67,4%  verheiratet.  Die  Anzahl  der  verheirateten  weiblichen 
Arbeiterinnen  wurde  im  Jahr  1907  auf  833  beschäftigte  Personen, 
oder  27,3%  der  Gesamtzahl  der  Arbeiterinnen  und  14,6%  der 
Gesamtarbeiterschaft  festgestellt.  Das  Ergebnis  ist  ungünstig  zu 
nennen  und  darauf  zurückzuführen,  daß  der  Mann,  der  sich 
meist  ebenfalls  in  der  Zündholzindustrie  betätigt,  nicht  genug 
verdient,  um  seine  oftmals  kinderreiche  Familie  ernähren  zu 
können. 

Der  Beruf  des  Mannes  wurde  von  den  durch  uns  befragten  Frauen 
wie  folgt  angegeben:  55  mal  mit  Arbeiter  oder  Fabrikarbeiter,  4  mal 
Zündholzarbeiter,  6  mal  Zimmermann,  4  mal  Zigarrenarbeiter,  5  mal 
Tischler,  5  mal  Maurer,  7  mal  Invalide,  3  mal  Maschinist  neben  ver- 
schiedenen anderen  Berufsangaben.  Unter  den  Angaben  Fabrik- 
arbeiter und  Arbeiter  kann  man  meist  Zündholzarbeiter  verstehen. 
Die  letztere  Ungenauigkeit  der  Bezeichnung  findet  sich  auch  in  den 
Angaben  der  Männer  über  die  berufliche  Tätigkeit  ihrer  Frauen, 
die  ebenfalls  durchweg  nur  als  Fabrikarbeit  bezeichnet  wird.  Die 
Frage  über  den  früheren  Beruf  des  Mannes  wurde  103  mal  mit 
Arbeiter  oder  Fabrikarbeiter  beantwortet,  15  mal  mit  Zündholzar- 
beiter, 9  mal  mit  landwirtschaftlicher  Arbeiter,  3  mal  mit  Maurer, 
3  mal  mit  Zimmerer,  4  mal  mit  Tischler,  4  mal  mit  Töpfer,  4  mal 
mit  Dienstknecht,  3  mal  mit  Fuhrknecht,  2  mal  mit  Schlosser.  Auch 
als  Bäcker,   Klempner,  Barbier,  Schmied,  Tuchmacher,  Weißbinder 


1)  Hierzu  dienten  600  Fragebogen,  die  wir  als  kleineren  Teil  einiger  1000 
mit  Hilfe  des  Verbandes  der  Fabrikarbeiter  Deutschlands  an  die  Arbeiter  ver- 
schickten Fragebogen  ausgefüllt  zurückerhielten.  Wir  glauben,  daß  die  600  Frage- 
bogen genügen,  um  sichere  Schlüsse  ziehen  zu  können.  Allerdings  ist  die  Be- 
teiligung der  Arbeiter  an  dieser  Erhebung  trotz  eifriger  Bemühung  des  Fabrik- 
arbeiter-Verbandes nicht  die  anfangs  gehoffte  gewesen.  Es  liegt  das  eben  daran,  daß 
die  Zündholzarbeiter  auf  einem  tiefen  Niveau  stehen,  daß  die  Organisation  noch 
nicht  festen  Fuß  fassen  und  so  mit  mehr  Nachdruck  auf  die  Beantwortung  der 
Fragebogen  dringen  konnte.  Andererseits  ist  aber  auch  von  Seiten  der  Arbeit- 
geber dem  ganzen  Unternehmen  entgegengearbeitet  worden ,  wie  ein  Aushang  in 
der  Zündholzfabrik  in  Dittersbach   in   Schlesien  beweist. 
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war  eine  Reihe  von  Arbeitern  früher  tätig  gewesen.  Daraus  geht 
hervor,  daß  die  Arbeit  in  der  Zündholzindustrie  nicht  sehr  quali- 
fiziert ist,  da  auch  solche  ihr  ganz  fernstehende  Arbeiter  sich  darin 
betätigen  können.  Die  frühere  Tätigkeit  der  weiblichen  Personen 
wurde  92  mal  als  Fabrikarbeiterin ,  28  mal  als  Dienstmädchen, 
7  mal  als  landwirtschaftliche  Arbeiterin,  3  mal  als  Schneiderin  be- 
zeichnet. 

Hat  man  es  nun  in  der  Zündholzindustrie  mit  einer  alten  ein- 
gesessenen Arbeiterschaft  zu  tun,  oder  ist  ein  starkes  Fluktuieren 
derselben  zu  konstatieren?  Hier  gehen  die  Meinungen  schon  bei 
den  Kundigen  auseinander.  Das  hängt  damit  zusammen,  daß  es 
wirkliche  Verschiedenheiten  in  örtlicher  Beziehung  gibt.  In  großen 
Städten,  wo  mannigfaltige  Arbeitsgelegenheit  für  alle  Kategorien 
von  Arbeitern  vorhanden  ist,  wechselt  die  Arbeiterschaft  häufiger 
als  in  den  kleinen  weltfernen  Orten,  in  denen  die  Zündholzindustrie 
ja  noch  heute  teilweise  heimisch  ist,  und  in  denen  sich  die  Arbeit 
von  den  Eltern  auf  die  Kinder  vererbt.  Im  allgemeinen  sind  aber 
heute  die  Zeiten  vorüber,  wo  sich  der  Beruf  des  Zündholzarbeiters 
vielleicht  von  Generation  auf  Generation  in  der  Familie  fortpflanzte. 
Auch  hier  hat  der  Großbetrieb  seine  Wirkungen  hin  ergehen  lassen. 
Die  Frage,  ob  die  Eltern  in  der  Zündholzindustrie  tätig  waren, 
wurde  im  ganzen  400  mal  beantwortet  und  zwar  126  mal  mit  ja 
und  274  mal  mit  nein.  Das  Verhältnis  von  ungefähr  1  :  2  entspricht 
dem  heutigen  Zustand,  daß  nämlich  die  Arbeiterschaft  der  Zünd- 
holzindustrie nur  noch  zu  einem  geringen  Teile  berufsständig  zu 
nennen  ist. 

Wie  stark  die  einzelnen  Altersstufen  vertreten  sind,  das  zeigt 
die  nachfolgende  Tabelle,  die  rund  500  Altersangaben  in  sich 
schließt. 

Männer 

Bis  20  Jahr  47 

21   bis  30  Jahr  48 

31     „     40     „  58 

41     „    50     „  60 

51     „    60     „  36 

61     „    70     „  12 

Über  70  Jahr  1 

Hieraus  ergibt  sich  eine  Alterspyramide,  die  ihr  Maximum  bei 

einem   Alter   zwischen  21    und  30  Jahren   erreicht.      An    derselben 

fällt  das  verhältnismäßig  starke  Kontingent,  das  die  älteren  Personen 

liefern,    auf.     Betrachtet   man   Männer   und   Frauen   gesondert,    so 


Frauen 

Zusammen 

41 

88 

71 

119 

44 

102 

40 

100 

30 

66 

7 

19 

1 

2 
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sieht  man,  daß  erstere  in  dem  Alter  zwischen  41  und  50  das 
stärkste  Kontingent  als  Zündholzarbeiter  stellen,  letztere  aber  schon 
in  dem  Alter  zwischen  21  und  30  Jahren.  Das  kommt  daher,  daß 
der  Mann  besonders  für  die  schweren  und  qualifizierten  Arbeiten, 
zu  denen  er  erst  in  reiferem  Alter  befähigt  ist,  die  Frau  für  die 
ganz  leichten  Beschäftigungen,  denen  sie  schon  in  jungen  Jahren 
nachgehen  kann,  gebraucht  wird. 

2.  Die  Arbeitsbedingungen. 

a)  Allgemeiner  Art. 

Die  Arbeitsbedingungen  allgemeiner  Art,  die  der  Arbeitgeber 
von  vornherein  jedem  um  Beschäftigung  nachsuchenden  Arbeiter 
stellt,  sind  wie  überall  so  auch  in  der  Zündholzindustrie  in  den 
Arbeitsordnungen  niedergelegt.  Das  Gesetz  schreibt  die  Arbeits- 
ordnung in  §  134  a  der  G.  O.  für  alle  die  Betriebe,  die  mindestens 
20  Arbeiter  beschäftigen,  vor  und  verlangt  im  §  134  e,  Abs.  2,  daß 
sie  im  Betriebe  an  einer  allen  Arbeitern  zugänglichen  Stelle  aus- 
gehangen wird,  und  daß  jeder  Arbeiter  ein  Exemplar  derselben  bei 
seinem  Eintritt  in  die  Fabrik  ausgehändigt  bekommt.  Der  obliga- 
torische Inhalt  der  Arbeitsordnung  wird  im  §  134B  der  G.  O.  vor- 
geschrieben. Hiernach  fehlen  in  einem  uns  vorliegenden  Exemplar 
aus  der  Zündholzindustrie  z.  B.  nicht  die  Bestimmungen  über  die 
Dauer  der  Arbeitszeit  sowie  der  Pausen,  über  die  Lohnzahlung, 
über  die  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses,  über  Strafgelder  und 
Verwendung  derselben. 

Neben  der  Festsetzung  des  Arbeitsverhältnisses  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  verfolgt  jede  Arbeitsordnung  mit  ihren 
Vorschriften  auch  den  Zweck,  den  technischen  und  ökonomischen 
Betrieb  der  Fabrik  in  voller  Höhe  aufrecht  zu  erhalten.  Nur  auf 
die  diesbezüglichen  speziellen  Bestimmungen,  die  in  jeder  Industrie 
entsprechend  den  ihr  eigentümlichen  Fabrikationsbedingungen  ver- 
schieden sind,  kommt  es  uns  an.  In  der  Zündholzindustrie  müssen 
sie  sich  hauptsächlich  auf  die  Feuergefährlichkeit  des  ganzen  Be- 
triebs beziehen. 

In  der  vor  uns  liegenden  Arbeitsordnung,  die  typisch  ist  für 
die  ganzen  Verhältnisse,  ist  deshalb  der  Abschnitt  über  Verhalten 
des  Arbeiters  während  der  Arbeitszeit  und  der  Anwesenheit  in  den 
Fabrikgrundstücken  charakteristisch.  Dieser  enthält  eine  Reihe 
von  strengen  Vorschriften  über  die  einzuhaltende  Reinlichkeit  und 
Vorsicht  bei  der  Arbeit.    Trunkenheit  während  derselben  wird  mit 
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Entziehung  des  vollen  Tagesverdienstes  oder  sofortiger  Entlassung 
bestraft.  Ganz  besonders  in  der  Zündholzindustrie  ist  es  notwendig, 
daß  der  Einzelne  vollständig  nüchtern  bei  der  Arbeit  ist,  da  er 
andernfalls  sich  selbst  und  den  ganzen  Betrieb  schwer  gefährdet. 
Die  Reinlichkeitsvorschriften  beziehen  sich  auf  das  Anlegen 
großer,  den  ganzen  Oberkörper  bedeckender  Schürzen ,  auf  das 
Einnehmen  der  Mahlzeiten  in  den  besonders  dazu  hergerichteten 
Eßräumen  und  die  Aufbewahrung  der  mitgebrachten  Eßvorräte  und 
abgelegten  Kleidungsstücke  in  den  gleichen  Räumen.  Das  Rauchen 
ist  den  Arbeitern  vollständig  untersagt,  sowohl  in  den  Fabriksälen, 
wie  auch  in  den  Fabrikhöfen.  Fremden  Personen  ist  der  Eintritt 
in  die  Fabrik  nicht  gestattet,  denn:  ,,Bei  Strafe  bis  zur  Höhe  der 
Hälfte  des  durchschnittlichen  Tagesverdienstes  für  jeden  einzelnen 
Fall  darf  das  Fabrikpersonal  Unberechtigten,  auch  Kindern,  den 
Eintritt  weder  gestatten  noch  solchen  begünstigen."  Wegen  der 
großen  Explosions-  und  Feuersgefahr,  die  in  dem  Raum,  wo  die 
Zündmasse  zubereitet  wird,  stets  dann  vorhanden  ist,  wenn  die 
notwendige  Sauberkeit  außer  Acht  gelassen  wird,  ist  hier  eine 
strenge  Vorschrift  erlassen  worden:  „Wer  in  der  Masseküche  und 
im  Tunkzimmer  beschäftigt  ist,  hat  darauf  zu  achten,  daß  Gefäße, 
in  denen  Zündmasse  zubereitet  und  aufbewahrt  wird,  stets  ord- 
nungsgemäß reingehalten  werden  und  gut  bedeckt  sind.  Unter- 
lassung wird  seitens  der  Arbeitgeber  bis  zur  Höhe  der  Hälfte  des 
durchschnittlichen  Tagesverdienstes  bestraft." 

b)  Arbeitszeit. 

Die  Ermittelung  der  Dauer  der  Arbeitszeit  in  der  Zündholz- 
industrie wurde  einmal  mit  Hilfe  unserer  eigenen  Erhebung  unter 
den  Arbeitern  vorgenommen  und  dann  an  Hand  einer  statistischen 
Aufnahme  über  die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  der  Mitglieder 
des  Verbandes  der  Fabrikarbeiter  Deutschlands,  die  letzterer  im 
Jahre  1909  veranstaltete1). 

Bei  dieser  wurden  für  261  Arbeiter  folgende  Arbeitszeiten  er- 
mittelt: 


1)  Die  in  einer  Broschüre  (erschienen  in  Hannover  1909,  Verlag  von  August 
Brey)  auf  S.  39  und  56  veröffentlichten  Resultate  derselben  stützen  sich  allerdings 
auf  eine  relativ  geringe  Beteiligungsziffer  der  Zündholzarbeiter,  die  noch  ein  Stück 
hinter  der  unserer  eigenen  Erhebung  zurückbleibt.  Im  ganzen  wurden  3S  312  Frage- 
bogen verarbeitet,  woran  die  chemische  Industrie  mit  16272  Fragebogen,  die  Zünd- 
holzindustrie mit  261  (von  163  männlichen  und  98  weiblichen  Mitgliedern)  parti- 
zipierte. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  47.  11 
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Für 

Arbeiter 

Füi 

Arbeiterinnen 

Stunden: 

9V2— 

10 

10V2— 12 

8  V2— 9 

9V2—10 

10V2-11 

Pommern 

— 

17 

— 

— 

4 

Schlesien 

3 

— 

— 

— 

— 

Sachsen  (Prov.) 

1 

5 

1 

— 

— 

Schleswig-Holstein 

9 

— 

— 

— 

— 

Hannover 

51 

— 

— 

11 

— 

Hessen-Nassau 

30 

— 

— 

20 

— 

Bayern 

— 

— 

— 

2 

— 

Baden 

1 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

— 

25 

— 

10 

31 

Altenburg 

— 

— 

— 

— 

2 

Anhalt 

21 

— 

— 

17 

— 

Zusammen : 

116 

47 

1 

60 

37 

Es  wurden  demnach  zusammen  176  Personen  (116  Männer  und 
60  Frauen)  oder  67,4%  von  allen  Befragten  9V2 — 10  Stunden  pro 
Tag  beschäftigt,  einer  täglichen  Arbeitszeit,  die  man  als  normal 
bezeichnen  kann.  37  Frauen  oder  37,8%  der  beteiligten  weib- 
lichen Personen,  47  Männer  oder  28,8%  der  beteiligten  männlichen 
Personen  wurden   IOV2 — 12  Stunden  täglich  beschäftigt. 

Bei  unserer  Erhebung  gingen  folgende  Angaben  über  die 
Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  ein: 

Es  wurden  beschäftigt: 


Männer 

Frauen 

7 

Stunden 

täglich : 

1 

4 

Stunden 

täglich: 

2 

8 

>> 

n 

45 

5 

M 

11 

2 

9 

i) 

M 

2 

7 

M 

11 

3 

9V2 

i) 

11 

1 

8  V2 

)' 

11 

3 

93/4 

i) 

M 

2 

9 

)) 

i) 

5 

10 

>t 

)> 

223 

9V2 

M 

n 

22 

10 1/2 

n 

1) 

1 

10 

II 

n 

169 

11 

>> 

1) 

5 

12 

*  1 

l 1 

2 

Die  8  stündige  Arbeitszeit  war  1912  durchgängig  in  Bakkum 
bei  Melle  in  Hannover  üblich.  Dieser  Umstand  ist  aber  auf  die 
Einwirkung  des  Zündwarensteuergesetzes,  die  noch  im  Jahre  1912 
die  volle  Tätigkeit  nicht  gestattete,  zurückzuführen.  Im  allgemeinen 
ist  auch  hier  die  10  stündige  Arbeitszeit  überwiegend.  Der  Gesamt- 
durchschnitt für  die  Männer  stellt  sich  auf  9,7  Stunden  pro  Tag, 
für   die  Frauen   auf  9,4  Stunden.     392   von  520    beschäftigten  Per- 
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sonen  oder  75,4%  mußten  täglich  10  Stunden  arbeiten.  Die  Männer 
waren  dabei  mit  79,1%  noch  etwas  stärker  beteiligt,  als  die  Frauen 
mit  71%.  Für  letztere,  vor  allem  für  die  verheirateten  Frauen 
spielt  die  9  V2  stündige  Arbeitszeit  eine  Rolle;  denn  sie  bekommen 
oft  Mittags  V2  Stunde  eher  frei,  um  zu  Hause  das  Essen  bereiten 
zu  können.  Die  kürzeren  Arbeitszeiten,  die  nur  4,  5,  6  und  7  Stun- 
den täglich  betragen,  finden  sich  in  der  Zündholzindustrie  immer 
noch  häufig  vor.  Meist  werden  alte  Frauen,  die  im  Betriebe  mit 
tätig  sind,  nur  eine  beschränkte  Anzahl  Stunden  am  Tage  be- 
schäftigt, entweder  weil  sie  die  volle  Dauer  der  Arbeitszeit  nicht 
mehr  ertragen  können,  oder  weil  sie  außerdem  noch  häusliche 
Pflichten  zu  erfüllen  haben.  Besonders  in  der  Handfüllerei  d.  h. 
dort,  wo  die  fertigen  Zündhölzer  noch  mit  der  Hand  in  die,  meist 
größeren  Einzelpackungen  abgefüllt  werden,  findet  man  sie  vor. 
Wir  haben  selbst  Gelegenheit  gehabt,  uns  davon  zu  überzeugen, 
und  können  nur  sagen,  daß  diese  Art  Arbeiterinnen  einen  sehr 
verbrauchten  und  stumpfsinnigen  Eindruck  machen. 

Über  die  tägliche  Arbeitszeit  der  in  den  preußischen  Zünd- 
holzfabriken beschäftigten  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  gibt  noch 
eine  Zusammenstellung  nach  den  Berichten  der  preußischen  Ge- 
werbeaufsichts-Beamten  Aufschluß1).      (Siehe  Tabelle  XIV  S.  164). 

Von  1493  am  1.  Oktober  1902  in  35  Betrieben  gezählten  Ar- 
beiterinnen mußten  täglich  arbeiten : 

9  Stunden  und  weniger  122  Arbeiterinnen  in     5  Betrieben  =    8,2% 

über   9  bis   mit  10  St.  504  „  „    13         „         =  33,8 0/o 

„    10    „      „      11    „    866  „  „    17         „  =58,00/o 

Im  Jahre  1902  hatten  also  noch  mehr  als  die  Hälfte  der  Zünd- 
holzarbeiterinnen eine  tägliche  Arbeitszeit  von  über  10  Stunden  und 
nur  die  kleinere  Hälfte  eine  solche  von  10  Stunden  und  weniger 
aufzuweisen. 

Gleichzeitig  sind  bei  der  obigen  Zusammenstellung  der  Ge- 
werbeaufsichtsbeamten Angaben  gemacht  worden  über  die  den 
Arbeiterinnen  im  Jahre  1902  zugestandenen  Mittagspausen. 

Diese  betrugen: 

1     — 1V2  Stunden  für  738  Arbeiterinnen  in   16  Betrieben 
1V2— 2  ..  „      174  „  „      2 


1)  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  in  Fabriken  und  diesen  gleich- 
gestellten Anlagen  im  Jahre  1902  (nach  den  darin  enthaltenen  Tabellen  zusammen- 
gestellt). 
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Die  Frage  nach  den  Pausen  und  dem  früheren  Arbeitsschluß 
ist  auch  in  der  statistischen  Untersuchung  des  Fabrikarbeiter- Ver- 
bandes   S.  50   beantwortet   worden    und   zwar   in  folgender  Weise: 

Pausen. 


Frühstücks-Stunde 

Mittags-Stunde 

Vesper-Stunde 

Vi 

3/4 

keine 

Vi    1     1 

1 V2    |  keine 

Vi 

V4 

keine 

Männer  . 
Frauen   . 

112 

87 

51 

11 

— 

—  1    154 

—  97 

9 

1           — 

103 

85 

51 
11 

9 
2 

Zus. 

199 

62 

|    251 

10 

188 

62 

11 

Am  Sonnabend  werden  weniger  gearbeitet 


1    Vi 

1 

2 

3 — 5  Stunden 

Männer    .   .   . 
Frauen    .   .   . 

81 
36 

21 

19 

17 
43 

— 

Zus.: 

117 

40 

60 

— 

c)  Arbeitslohn. 

Die  Löhne,  die  in  der  Zündholzindustrie  gezahlt  werden,  sind 
äußerst  niedrig.  Das  hängt  wieder  mit  der  Tatsache  zusammen, 
daß  infolge  der  vollendeten  Technik  die  Maschine  die  qualifizierte 
teure  Arbeitskraft  überflüssig  gemacht  hat,  und  die  ganzen  Ver- 
richtungen an  die  physische  Kraft  der  Arbeiter  wenig  Anforde- 
rungen stellen,  so  daß  die  Verwendung  von  billigen  Mädchen  und 
Frauen  am  geeignetsten  ist. 

Der  Durchschnittslohn  betrug  nach  der  statistischen  Unter- 
suchung des  Fabrikarbeiter-Verbandes  im  Jahre  1909:  17,89  M.  für 
die  Arbeiter  und  9,93  M.  für  die  Arbeiterinnen  pro  Woche.  Er  ran- 
gierte an  letzter  Stelle  aller  bei  dieser  Enquete  ermittelten  Löhne 
der  chemischen  Industrie,  wie  folgendes  Bild  zeigt1): 

Durchschnittslohn  pro  Woche 
männl.  Mitglieder     weibl.  Mitglieder 
Öl-  und  Fettfabriken      .... 

Gummifabriken 

Chemische  Großindustrie  .     . 
Leim-  und  Düngerfabriken     .     . 
Pulver-   und    Sprengstoffabriken 
Selterswasserfabriken     .... 
Seifenfabriken 


24,64 

12,22 

24,19 

13,07 

23,05 

13,12 

22,89 

— 

21,54 

10,63 

21,19 

— 

21,11 

10,98 

1)   Statistische  Erhebungen  des  Fabrikarbeiterverbandes,  S.  56. 
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Durchschnittslohn  pro  Woche 
männl.  Mitglieder     weibl.  Mitglieder 

Linoleumfabriken 20,51  13,21 

Zelluloidfabriken 19,84  — 

Zelluloidwarenfabriken  ....  19,35  — 

Zündholzfabriken 17,89  9,93 

Es  muß  berücksichtigt  werden,  daß  diese  Zahlen  aus  normalen 
Zeiten  stammen,  als  die  deutsche  Zündholzindustrie  noch  keine 
Besteuerung  ihrer  Produkte  kannte,  denn  die  Erhebung  des  Fabrik- 
arbeiter-Verbandes erfolgte  vor  dem  Inkrafttreten  der  Zündwarensteuer 
im  Jahre  1909  und  zwar  gerade  in  dem  Monat,  wo  am  angestrengtesten 
gearbeitet  wurde,  im  September.  Infolgedessen  ist  der  obige  Durch- 
schnittslohn vielleicht  sogar  etwas  höher  wie  für  gewöhnlich. 

Gegenwärtig  beträgt  derselbe  für  den  Arbeiter  pro  Tag  nur 
2,67  M.  und  pro  Woche  nur  15,84  M.,  für  die  Arbeiterin  pro  Tag 
1,49  M.  und  pro  Woche  8,69  M.  (nach  unserer  eigenen  Erhebung). 
Die  schon  früher  geringen  Lohnsätze  sind  also  infolge  der  Einwir- 
kungen der  Zündwarensteuer  noch  um  ein  weiteres  zurückgegangen, 
und  zwar  um  2,05  M.  bei  den  Arbeitern  und  1,33  M.  bei  den 
Arbeiterinnen  pro  Woche  oder  um  1 1,5  °/o  und  13,4%. 

Dabei  sind  aber  starke  Schwankungen  der  Lohnsätze  in  den 
einzelnen  Produktionsgebieten  zu  konstatieren,  wie  aus  den  folgen- 
den beiden  Tabellen  hervorgeht. 

Nach  unserer  Erhebung: 

Männer  Frauen 

Tageslohn     Wochenlohn     Tageslohn     Wochenlohn 

Königsberg  (Ostpreußen)  .  3,30  17,50  (0,90)  (5,24) 

Zanow  (Pommern)   .     .     .  2,10  12,04  1,19  6,69 

Lauenburg  (Schleswig)      .  2,90  17,40  1,74  10,41 

Visselhövede  (Hannover)  .  2,84  17,50  1,01  5,21 

Bakkum  (Hannover)      .     .  2,32  14,56  1,77  10,42 

Aken  (Prov.  Sachsen)  .     .  3,57  20,44 

Schmiedeberg  (Pr.  Sachs.)  (3,00)  (17,00)  (2,00)  (12,00) 

Kassel  (Hessen-Nassau)      .  2,94  16,67  1,99  11,31 

Hitdorf  (Rheinprov.)     .     .  (3,50)  (20,33)  (1,35)  (8,30) 

Riesa  (Kgr.  Sachsen)    .     .  3,41  20,20  1,86  10,81 

Dittersbach  (Schlesien)      .  2,36  14,20  (1,40)  (8,15) 

Coswig  (Anhalt)        .     .     .  2,85  17,45  1,38  8,02 

Pf ungstadt-Darmstadt  (Hess.)  3,16  19,36  1,26  6,93 

Schwenningen  (Württ.)      .  3,28  18,62  — 

Augsburg  (Bayern)  ...  —  —  1,77  10,00 
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Die  in  Klammern  stehenden  Zahlen  können  ein  zuverlässiges 
Bild  über  den  wirklichen  Durchschnittslohn  in  den  betreffenden 
Gebieten  nicht  geben  wegen  der  geringen  Anzahl  der  von  daselbst 
eingelaufenen  Fragebogen.  Unter  dem  Durchschnitt  waren  die 
Löhne  in  Zanow,  Bakkum  und  Dittersbach  bei  den  Männern;  in 
Zanow,  Visselhövede,  Coswig,  Königsberg,  Hitdorf  und  Darmstadt 
für  die  Frauen. 

Nach  der  statistischen  Untersuchung  des  Fabrikarbeiter -Ver- 
bandes (S.  56)  ergab  sich  folgendes  in  den  einzelnen  Produktions- 
gebieten : 

Es  wurden  in  einer  Woche  regelmäßig  verdient 


bis  10 


Pommern   .     . 
Schleswig-Holst. 
Hannover  . 
Prov.  Sachsen 
Hessen-Nassau 
Schlesien 
Anhalt   . 
Hessen  . 
Bayern  . 
Baden 
Altenburg 


von 

Arbeitern: 

)— 12 

12-15 

15—18 

18—21 

21—25 

10 

7 

7 
35 

2 
13 

— 



2 

1 

— 

3 

2 

— 

1 

1 

1 

4 

8 

13 

2 

— 

1 

— 

— 

— 

3 

9 

8 

1 

1 

1 

16 

6 

1 

25—30  M. 


1 


14 


17 


74 


38 


17 


Es  wurden  in  einer  Woche  regelmäßig  verdient 

von  Arbeiterinnen: 
6-8     8—10     10—12     12—15     15—18  M. 


Pommern   . 
Schleswig-Holstein  . 
Hannover  .     .     .     . 
Provinz  Sachsen 
Hessen-Nassau     .     . 
Schlesien    .... 

Anhalt 

Hessen 

Bayern 

Baden    

Altenbunj  .... 


1 


1  —  — 

4  12 


4  — 

3  1 


6 
10 

1 


11  — 

31  — 

—  1 


2  —  — 


21 


49 


20 
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Betrachten  wir  nun  die  Arbeit  in  der  Zündholzindustrie  nach 
ihren  einzelnen  Verrichtungen  und  ermitteln  wir  die  durchschnitt- 
lichen Löhne  für  dieselben!  Es  sind  hierfür  die  Fragebogen  zu- 
sammengefaßt und  bearbeitet  worden,  die  sich  auf  folgende  Teil- 
arbeiten beziehen:  Die  Arbeit  im  Schälsaal,  d.  h.  des  Sägens,  Schälens 
und  Abschlagens,  das  Einlegen,  das  Tunken  und  Paraffinieren,  das 
Abfüllen,  d.  h.  das  Entleeren  der  Rahmen,  das  Schachtelfüllen,  weiter 
die  Herstellung  der  Schachteln  (zunächst  das  Kleben  derselben, 
dann  das  Etikettieren  und  Anstreichen)  und  schließlich  das  Ein- 
packen der  Zündhölzer. 

Die  Bearbeitung  des  Fragebogenmaterials  nach  diesen  Gesichts- 
punkten stieß  auf  Schwierigkeiten,  da  die  Beantwortung  der  Frage, 
was  für  eine  Arbeit  verrichtet  wurde,  sehr  oft  an  Bestimmtheit  und 
Eindeutigkeit  zu  wünschen  übrig  ließ.  Durchweg  klar  waren  die 
Angaben  der  Einleger,  denn  die  Bezeichnung  ihrer  Arbeit  ist  über- 
all dieselbe,  während  das  für  die  anderen  Verrichtungen  nicht  immer 
zutrifft.  Hier  hat  der  Dialekt  und  das  Arbeiterjargon  an  verschie- 
denen Orten  verschiedene.  Ausdrücke  geschaffen. 

Eine  Zusammenstellung  der  Löhne  der  einzelnen  Verrichtungen 
ergibt  im  Durchschnitt: 

pro  Tag  pro  Woche 

1.  Sägen,  Schälen,  Abschlagen     2,81   M.  16,53  M. 

2.  Einlegen 3,02    „  17,50     „ 

3.  Tunken  und  Paraffinieren    .     2,76    „  16,35     „ 

4.  Abfüllen     .......     2,34    „  13,77    „ 

5.  Schachtelfüllen    .     .     .     .     .     1,45    „  7,68     „ 

6.  Schachtelkleben 1,52    „  9,05    „ 

7.  Etikettieren  und  Anstreichen     1,48    „  9,01     „ 

8.  Einpacken 1,64    „  8,42     „ 

Im  folgenden  soll  darauf  etwas  näher  eingegangen  werden. 

1.  Beim  Sägen,  Schälen  und  Abschlagen  werden  nur  männ- 
liche Personen  gebraucht.  Es  handelt  sich  bei  diesen  drei  Teil- 
funktionen um  verwandte  Arbeiten,  die  ungefähr  gleich  entlohnt 
und  meist  alle  drei  in  einem  besonderen  Raum  hintereinander 
vorgenommen  werden.  Der  durchschnittliche  Verdienst  bei  diesen 
Verrichtungen  beträgt  pro  Tag  2,81  M.  und  pro  Woche  16,53  M. 
Die  dabei  eingetretenen  beträchtlichen  Schwankungen  zwischen 
4  M.  und  1,50  M.  erklären  sich  zum  Teil  daraus,  daß  auch  die 
Hilfsarbeiten  mit  inbegriffen  sind,  die  von  geringer  entlohnten 
jungen  Leuten  geleistet  werden.  In  Coswig  z.B.  betrug  der  Verdienst 
von  16-  und  17jährigen  jungen  Burschen  1,50 — 1,80  M. 
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Im  Zeitlohn  standen  insgesamt  31  Arbeiter,  im  Akkordlohn  11, 
während  9  angaben,  in  beiden  zusammen  entlohnt  zu  werden.  Im 
großen  und  ganzen  herrscht  bei  diesen  Verrichtungen  der  Zeitlohn 
vor,  da  es  besonders  auf  die  Sorgfältigkeit  der  Arbeit  ankommt. 
Der  Akkordlohn  wird  deshalb  wenig  angewandt,  weil  der  Arbeiter 
dabei  auf  Kosten  der  Qualität  des  von  ihm  hergestellten  Halb- 
produktes seine  Arbeit  beschleunigt.  In  einer  Fabrik  in  Kassel,  in 
der  relativ  günstige  Lohnverhältnisse  herrschen,  wurde  an  der  Holz- 
säge ein  älterer  Arbeiter  beschäftigt,  der  im  Zeitlohn  stand  und 
3,50  M.  pro  Tag  verdiente.  Die  Holzdrahtschälmaschine  bediente 
ein  Mann,  der  ebenfalls  im  Zeitlohn  3,50  M.  pro  Tag  erhielt,  doch 
war  hier  die  Handhabung  verschieden.  Oftmals  leisteten  I  Iolzdraht- 
schäler  auch  Akkordarbeit  und  verdienten  dabei  3,50 — 4,00  M.  pro 
Tag.  Der  Akkordsatz  betrug  für  eine  Lage  Span  20  Pfg.  Im  Höchst- 
fall konnten  sie  20  Lagen  am  Tag  herstellen,  die  Holzdraht  für 
10  Kisten  k  1000  Pack  liefern.  Für  die  Schachtelspanschäler  kam 
der  Akkordlohn  nicht  in  Betracht.  Die  jungen  Leute,  die  an  der 
Schälmaschine  Hilfsdienste  leisteten,  erhielten  täglich  im  Zeitlohn 
1,50  M. 

Es  sei  an  dieser  Stelle  gleich  auf  ein  paar  andere  Verrichtungen 
eingegangen,  für  die  eine  tabellarische  Übersicht  nicht  gebracht 
werden  konnte,  da  hier  zu  wenig  Fragebogen  eingegangen  waren. 
An  der  Reinigungs-  und  Poliermaschine  für  den  Holzdraht  wurde 
in  Kassel  ein  Mann  beschäftigt,  der  3,80  M.  pro  Tag  im  Zeitlohn 
verdiente,  während  4  Jungen  zu  seiner  Unterstützung  beigegeben 
waren,  die  sich  ebenfalls  im  Zeitlohn  auf  1,50  pro  Tag  standen. 
Die  Tätigkeit  an  den  Trockenschränken  wurde  entweder  im  Zeitlohn, 
wobei  der  Arbeiter  3,50  M.  täglich  verdiente,  oder  neuerdings  auch 
im  Akkordlohn,  wobei  er  es  auf  3,50—4,00  M.  bringen  konnte, 
bezahlt. 

2.  Das  Einlegen.  Auch  die  Entlohnung  dieser  Tätigkeit  er- 
fährt an  den  einzelnen  Orten  eine  verschiedene  Behandlung ;  denn 
die  Löhne  schwanken  zwischen  4  M.  und  2  M.  Der  durchschnitt- 
liche Betrag,  den  der  Arbeiter  täglich  bez.  wöchentlich  verdient, 
beträgt  3,02  bez.  17,50  M.  Es  zeigt  sich  dabei,  daß  das  Einlegen 
die  höchst  bezahlte  Verrichtung  in  der  Zündholzindustrie  ist.  Das 
erklärt  sich  daraus,  daß  die  Tätigkeit  an  die  physische  Kraft  der 
Arbeiter  große  Anforderungen  stellt,  und  daß  sie  sehr  aufreibend 
wegen  der  ununterbrochenen  starken  Geräusche  ist.  Es  herrscht 
hier  der  Akkordlohn  vor,  denn  58  Arbeiter  beantworteten  die  Frage 
nach  dieser  Richtung,  während  nur  5  Zeitlohn  angaben.     Als  Be- 
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messungsgrundlage  für  den  Akkordlohn  dient  ein  Wagen,  auf  dem 
sich  15  Pressen  oder  Einlegerahmen  befinden.  Der  Akkordsatz  für 
einen  solchen  Wagen  betrug  z.  B.  in  Kassel  8  Pfg. 

3.  Tunken  und  Paraffinieren.  Diese  Arbeiten,  die  nur  für  die 
Männer  in  Betracht  kommen  (eine  Ausnahme  ist  für  Lauenburg  zu 
konstatieren,  wo  in  der  Tunkerei  zwei  Frauen  beschäftigt  waren), 
wird  durchschnittlich  mit  2,76  M.  pro  Tag  und  16,35  M.  pro  Woche 
entlohnt  und  zwar  vorwiegend  durch  Zeitlohn.  24  Arbeiter  standen 
im  Zeitlohn  und  nur  4  im  Akkordlohn.  Die  Tätigkeit  ist,  trotzdem 
sie  mechanisch  vorgenommen  wird,  qualifizierter  Art,  da  der  Arbeiter 
große  Sorgfalt  aufwenden  muß,  um  bei  jedem  Zündhölzchen  die 
gleichgroße  Kuppe  zu  erhalten.  Daraus  erklärt  sich  die  Anwendung 
des  Zeitlohnes.  In  Kassel  wurde  der  an  der  Tunkmaschine  be- 
schäftigte erste  Arbeiter  mit  4  M.  pro  Tag  bezahlt,  während  zwei 
andere,  die  unter  ihm  tätig  waren,  3  M.  täglich  erhielten.  Ewas 
weniger,  nur  3  M.,  verdienten  die  Arbeiter  an  der  Paraffiniermaschine, 
weil  die  Arbeit  nicht  so  schwierig  ist.  Die  bei  diesen  Verrichtungen 
Hilfsdienste  versehenden  Jungen  standen  sich  auf  1,50  M.  pro  Tag. 
Die  Wagenschieber,  die  die  Transportwagen  mit  den  getunkten 
Rahmen  in  den  Trockenraum  fuhren,  erhielten  2,50  —  3,00  M.  im 
Zeitlohn. 

4.  Das  Abfüllen  oder  Ausnehmen  der  Zündhölzer  aus  den 
Rahmen.  Dabei  werden  neben  Männern  noch  vielfach  Frauen  be- 
schäftigt. Wo  letztere  diese  anstrengende  und  für  sie  wenig  ge- 
eignete Tätigkeit  ausüben,  da  verdienen  sie  mehr,  wie  bei  den 
anderen  ihnen  vorbehaltenen  Arbeiten,  aber  doch  noch  weniger 
als  der  Mann,  selbst  wenn  er  mit  ihnen  zusammen  tätig  ist.  Der 
Durchschnittslohn  betrug  pro  Tag  2,34  M.,  pro  Woche  13,77  M. 
Dabei  ist  hier  der  Akkordlohn  ebenso  gebräuchlich  wie  der  Zeit- 
lohn. In  Kassel  wurden  beim  Abfüllen  Männer  verwendet,  die  man 
im  Akkordlohn  bezahlte.  Für  das  Abfüllen  von  15  Pressen  oder 
eines  Wagens  erhielten  sie  2  Pfg. 

5.  Die  Schachtelfüllerinnen  werden  wiederum  sehr  verschieden 
entlohnt;  das  liegt  daran,  daß  noch  vielfach  die  Handfüllerei  üblich 
ist,  bei  der  ältere  Männer  und  Frauen  oftmals  nur  wenige  Stunden 
am  Tag  beschäftigt  und  dementsprechend  auch  entlohnt  werden. 
Der  durchschnittliche  Tagesverdienst  der  Schachtelfüllerinnen  be- 
trägt 1,45  M.,  der  durchschnittliche  Wochenverdienst  7,68  M.  Da- 
bei wiegt  der  Akkordlohn  vor,  denn  54  Angaben  bezogen  sich  auf 
Akkordlohn  und  nur  10  auf  Zeitlohn.  Als  Bemessungsgrundlage 
für  den  ersteren  dient  der  Inhalt  eines  Deckels,  der  in  Kassel  mit 
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18  Pfg.  berechnet  wurde.     Das  Maximum  der  Herstellungsmöglich- 
keit belief  sich  dabei  auf  16 — 17  Deckel  pro  Tag. 

6.  Die  Schachtelmacherei  beschäftigt  nur  weibliche  Personen 
und  zwar  bei  einem  sehr  niedrigen  Lohn,  da  die  Arbeit  keine  An- 
forderungen an  die  Arbeiterinnen  stellt.  Der  mittlere  Tagesverdienst 
beträgt  1,52  M.,  der  mittlere  Wochenverdienst  9,05  M.  Dabei  ist 
der  Akkordlohn  vorherrschend,  denn  37  Arbeiterinnen  bezeichneten 
sich  als  im  Akkordlohn  und  nur  17  als  im  Zeitlohn  stehend.  Er 
wird  nach  dem  Papierverbrauch,  der  beim  Kleben  der  Schachteln 
sich  ergibt,  bemessen.  In  Kassel  erhielten  die  Schuberkleberinnen, 
die  die  Innenschachteln  anfertigten,  pro  verarbeitete  Rolle  Papier 
60  Pfg.  Da  der  Verbrauch  an  einem  Tag  3  Rollen  und  an  einem 
Tag  4  Rollen  betrug,  so  rechneten  sie  mit  einem  Tagesverdienst 
bis  zu  2  M.  Die  Arbeiterinnen  an  der  Hülsenmaschine  erhielten 
pro  Rolle  70  Pfg. 

7.  Das  Etikettieren  und  Anstreichen.  Auch  die  Entlohnung  für 
diese  Arbeiten  ist  niedrig,  da  sie  gänzlich  unqualifiziert  sind.  Durch- 
schnittlich werden  pro  Tag  1,48  M.,  pro  Woche  9,01  M.  von  den 
Frauen  und  Mädchen,  die  hier  allein  beschäftigt  sind,  verdient.  Es 
wiegt  der  Akkordlohn  vor,  denn  20  Arbeiterinnen  standen  im 
Akkordlohn  und  nur  6  im  Zeitlohn.  Für  die  auf  erstere  Art  ent- 
lohnten Arbeiterinnen  galt  in  Kassel  folgendes:  In  der  Etikettiererei 
wurden  sie  wagenweise  bezahlt  und  erhielten  für  einen  Wagen  von 
15  Etagen  ä  220  Schachteln  18  Pfg.,  so  daß  sie  es  bis  auf  12  Wagen 
bringen  konnten  und  je  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  maximal  täg- 
lich 2  M.  verdienten.  Die  an  der  Anstrichmaschine  beschäftigten 
weiblichen  Personen  erhielten  pro  Deckel,  von  denen  einer  unge- 
fähr 1800  Schachteln  faßt,  2V2— 3  Pfg. 

8.  Bei  der  letzten  Verrichtung,  dem  Einpacken  der  Schachteln 
in  die  bekannten  10  er  oder  12  er  Packs,  werden  neben  weiblichen 
Personen  auch  oft  männliche  beschäftigt.  Der  Durchschnittslohn 
beträgt  pro  Tag  1,64  M.,  pro  Woche  8,42  M.  Auch  hier  überwiegt 
der  Akkordlohn,  denn  20  mal  wurde  von  den  Arbeitern  Akkordlohn 
und  nur  11  mal  Zeitlohn  angegeben.  Die  in  Kassel  an  der  Pack- 
maschine tätigen  Arbeiterinnen  standen  im  Akkordlohn,  der  bretter- 
weise, d.  h.  nach  den  mit  den  fertig  verpackten  Schachteln  bedeckten 
Brettern  bemessen  wurde.  Sie  verdienten  dabei  2,50  M.  täglich. 
Ein  mehr  Aufsichtsdienste  versehender  Arbeiter  erhielt  hier  im  Zeit- 
lohn 3,50  M.  pro  Tag. 

Betrachtet  man  die  Zündholzindustrie  als  Ganzes,  so  läßt  sich 
das  Vorwiegen  des  Akkordlohns  konstatieren.   Bei  unserer  Erhebung 
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waren  253  Arbeiter  im  Akkordlohn  und  224  im  Zeitlohn  beschäftigt. 
Betrachtet  man  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  gesondert,  dann  kehrt 
das  wieder,  was  sich  schon  bei  der  Darstellung  der  einzelnen  Ver- 
richtungen ergeben  hat,  daß  nämlich  die  Frauen  vorzugsweise  im 
Akkord-,  die  Männer  aber  im  Zeitlohn  beschäftigt  sind.  Es  waren 
insgesamt  von  den  Arbeitern  92  im  Akkord-  und  160  im  Zeitlohn, 
von  den  Arbeiterinnen  161  im  Akkord-  und  64  im  Zeitlohn  tätig. 
35  Personen  (16  Männer  und  19  Frauen)  gaben  weiter  an,  daß  für 
sie  beide  Lohnarten  zusammen  angewendet  würden.  Es  handelt 
sich  hierbei  um  ein  kombiniertes  Lohnsystem,  bei  dem  die  Grund- 
lage die  Entlohnung  nach  Zeit  ist,  die  aber  ergänzt  wird  durch  eine 
Prämienzulage  bei  Mehrleistungen.  Der  Zweck  ist  dabei,  den  Arbeiter 
da,  wo  der  Akkordlohn  nicht  rentabel  ist,  durch  das  Versprechen 
eines  höheren  Gewinns  zum  Fleiß  anzuhalten.  Doch  sind  diese 
wenigen  Fälle  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  der  übrigen  ver- 
schwindend, woraus  hervorgeht,  daß  die  Art  der  Bemessung  der 
Löhne  in  der  Zündholzindustrie  keine  große  Rolle  spielt. 

Die  Auszahlung  der  Löhne  erfolgt  durchweg  am  Schlüsse  jeder 
Woche  unter  Zugrundelegung  einer  Arbeitszeit,  die  von  Donnerstag 
zu  Donnerstag  bemessen  wird.  Gerade  in  der  Zündholzindustrie  ist 
die  8tägige  Lohnzahlung  nicht  zu  entbehren.  Würden  die  Unter- 
nehmer nur  alle  14  Tage  entlöhnen,  so  würde  sich  jedenfalls  auch 
hier  die  bekannte  Folge  einstellen,  daß  der  Arbeiter,  wenn  er  auf 
einmal  viel  Geld  in  die  Hände  bekommt,  das  Rechnen  vergißt  und 
am  Anfang  der  längeren  Lohnperiode  zuviel  ausgibt,  so  daß  er  am 
Ende  derselben  nichts  mehr  übrig  hat.  Das  wäre  aber  für  den 
Zündholzarbeiter,  der  an  und  für  sich  schon  mit  seinem  kargen  Ver- 
dienst nur  den  notwendigsten  Lebensunterhalt  gerade  bestreiten  kann, 
besonders  verhängnisvoll. 

3.  Die  Lebenslage. 

Von  den  schlechten  Lohnverhältnissen  in  der  Zündholzindustrie 
wird  natürlich  die  ganze  Lebenslage  ihrer  Arbeiter  beeinflußt.  Die 
traurigen  Verhältnisse,  die  hier  herrschen,  kamen  in  einer  Reihe 
uns  zugegangener  Zuschriften  zum  Ausdruck,  in  deren  einer  es  z.  B. 
heißt:  „Die  Leute  machen  den  Eindruck,  als  wenn  sie  den  Glauben 
an  eine  bessere  Zukunft  verloren  hätten,  und  tragen  ihr  Los  mit  der 
denkbar  größten  Resignation." 

Was  zuerst  die  Lebenslage  der  ledigen,  meist  jugendlichen 
Personen  anbetrifft,  so  ist  diese  relativ  betrachtet  die  beste.  Die 
weitaus  srrößte  Anzahl  der  ledigen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  lebt 
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zu  Hause  bei  den  Eltern  oder  bei  Verwandten,  seltener  bei  fremden 
Leuten  in  Kost  und  Logis,  während  die  Anzahl  der  Personen,  die 
nur  .eine  Schlafstelle  inne  haben,  im  übrigen  aber  sich  ihren  ganzen 
Lebensunterhalt  selbst  beschaffen,  verhältnismäßig  gering  ist.  Die 
Höhe  des  Betrages,  der  von  den  ledigen  Personen  für  Kost  und 
Logis  bezahlt  wird,  ist  äußerst  verschieden,  schon  allein  in  territo- 
rialer Beziehung.  An  manchen  Orten,  besonders  in  den  Großstädten, 
muß,  weil  das  Leben  im  allgemeinen  teuer  ist,  mehr  gezahlt  werden, 
als  in  kleinen  Städten  und  Ortschaften.  Dann  aber  richtet  sich 
der  abgegebene  Betrag  im  einzelnen  nach  der  wirtschaftlichen  Lage 
der  Familie,  in  der  die  betreffende  Person  untergebracht  ist.  Das 
trifft  vor  allem  für  die  Kinder  zu,  die  bei  ihren  Eltern  wohnen,  und 
die  oftmals  ihren  ganzen  Lohn,  oft  aber  auch  nur  einen  Teil  des- 
selben für  ihren  Unterhalt  hergeben  müssen.  Schließlich  kommt 
auch  noch  die  wirtschaftliche  Kraft  der  Kostgänger  selbst  und  die 
Intensität  ihrer  Bedürfnisse  in  Betracht,  so  daß  junge  Leute,  und  im 
allgemeinen  die  weiblichen  Personen  weniger  für  ihren  Unterhalt 
zahlen,  als  die  vollerwachsenen  männlichen.  Infolgedessen  ließen 
sich  Unterschiede  feststellen,  die  bei  den  Männern  20 — 50  M.,  bei 
den  Frauen  12 — 45  M.  betrugen.  Das  Kostgeld,  das  nach  den  An. 
gaben  von  147  ledigen  Personen  monatlich  gezahlt  wurde,  betrug 
bei  den  Arbeitern  36,6—100%,  bei  den  Arbeiterinnen  33,3— 100«  0 
von  dem  Arbeitslohn.  Am  häufigsten  waren  die  Fälle,  wo  2/3  vom 
monatlichen  Verdienst  als  Kostgeld  abgegeben  werden  mußten.  Im 
Durchschnitt  ergibt  sich  folgendes:  Die  66  männlichen  Personen, 
vorwiegend  junge  Leute  unter  20  Jahren,  verdienten  im  Monat 
54,80  M.  und  bezahlten  an  Kostgeld  33,97  M.  oder  61,99%,  die  81 
weiblichen  Personen  verdienten  37,88  M.  und  bezahlten  an  Kost- 
geld 23,45  M.  oder  61,91%.  Nach  Abzug  dieser  notwendigen 
Lebensunterhaltungskosten  blieben  demnach  dem  ledigen  Arbeiter 
im  Durchschnitt  20,83  M.,  der  ledigen  Arbeiterin  14,43  M.  monat- 
lich zur  freien  Verfügung,  die  sie  dann  zur  Anschaffung  von  Kleidern 
und  für  Vergnügungszwecke  verwenden  konnten. 

Speziell  über  die  Wohnungsverhältnisse  der  ledigen  Personen 
ist  zu  sagen,  daß  sie  bei  dem  geringen  Entgelt,  das  zusammen  für 
Essen  und  Wohnen  oder  vielmehr  Schlafen  entrichtet  wird,  keine 
besonders  guten  sein  können.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  müssen 
sie  sich  mit  anderen  Personen  in  einen  Schlafraum  hinein  teilen. 
Dabei  kann  man  schon  von  günstigen  Verhältnissen  reden,  wenn 
wenigstens  eine  Trennung  der  Geschlechter  stattfindet.  Wie  weit 
letzteres  aber  in  Wirklichkeit  zutrifft,  das  läßt  sich  nur  schätzungs- 
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weise  beantworten,  da  die  Frage,  wer  alles  in  einem  Schlafraum 
schläft,  von  den  Arbeitern  meist  wohlweislich  übergangen  wurde. 
Auf  Grund  eigener  Erfahrungen  ist  zu  sagen,  daß  hier  noch  viele 
Mißstände  herrschen.  Die  Angaben  über  die  Anzahl  der  Räume 
und  der  darin  schlafenden  Personen  können  das  Fehlende  etwas 
ergänzen.  In  127  Wohnungen,  die  385  Räume  enthielten,  schliefen 
610  Personen,  also  in  einer  Wohnung  4,8  Personen  und  in  einem 
Raum  1,6  Personen.  Diese  Zahlen  wären  günstige  zu  nennen, 
wenn  tatsächlich  auch  in  einem  Raum  1,6  Personen  schlafen  wür- 
den. Da  aber  bei  den  385  Räumen  auch  Küchen  und  andere,  nicht 
Schlafzwecken  dienende  Gelasse  mit  inbegriffen  sind,  so  muß  der 
obige  Durchschnitt  wenigstens  verdoppelt  oder  verdreifacht  werden. 
Die  Lebenslage  der  verheirateten  Personen  genau  zu  ermitteln, 
stößt  auf  große  Schwierigkeiten.  Statistisch  lassen  sich  deren  Ver- 
hältnisse nicht  erfassen,  da  die  verschiedensten  Faktoren  bei  der 
Gestaltung  der  Lebenslage  jedes  einzelnen  Arbeiters  mitwirken,  die 
man  zunächst  einzeln  untersuchen  müßte,  um  ihre  komplementäre 
Wirkung  zu  verstehen.  Man  müßte  z.  B.  genau  ermitteln  können, 
wieviel  die  Kinder  zum  Unterhalt  der  Familie  beisteuern,  was  die 
Frau  verdient,  welchen  Nebenverdienst  der  Mann  hat  und  ähnliches 
mehr.  Da  dies  nicht  möglich  ist,  so  sollen  wenigstens  einige  Bei- 
spiele die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter  veranschaulichen1). 

1.  Familie.  Der  Mann  im  Alter  von  29  Jahren  verdient 
wöchentlich  22 — 23  M.  Er  ist  erst  V2  Jahr  in  der  Zündholzin- 
dustrie beschäftigt  und  hat  während  dieser  Zeit  bei  seiner  an- 
strengenden Einlegerarbeit  schon  38  Pfund  abgenommen.  Er  ist 
außerdem  nervenleidend  und  will  sobald  als  möglich  wieder  aus 
der  Zündholzfabrik.  Die  Wohnung  besitzt  3  Zimmer  und  Küche, 
wofür  350  M.  jährlich  Miete  bezahlt  werden  müssen.  Ein  Zimmer 
davon  ist  für  6  M.  pro  Woche  abvermietet.  In  den  übrigen  beiden 
Zimmern  schlafen  die  Eltern  mit  ihren  5  Kindern.  Sie  verfügen 
über  3  Betten.  Fleisch  gibt  es  nur  am  Sonntag,  in  der  Woche 
werden  Hülsenfrüchte  gekocht. 

2.  Familie.  Der  Mann  ist  43  Jahr  alt.  Sein  durchschnitt- 
licher Wochenverdienst  beträgt  18  M.,  während  er  vor  der  Steuer 
29  M.  verdient  hat.  Er  hat  ein  Auge  eingebüßt.  Die  Wohnung 
besteht  aus  Stube,  Kammer  und  Küche,   wofür  156  M.  jährlich  ge- 

1)  Bei  der  Beurteilung  der  nachstehenden  Verhältnisse  darf  nicht  unberück- 
sichtigt gelassen  werden,  daß  die  Einleger,  von  denen  allein  die  Rede  ist,  am 
höchsten  entlohnt  werden  und  daß  in  Kassel,  wo  die  Beispiele  gesammelt  wurden, 
an  und   für  sich  schon  ein  hoher  Durchschnittslohn  vorhanden  ist. 
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zahlt  werden.  Es  wohnen  darin  die  Eltern  mit  3  Kindern.  Sie  ist 
sehr  ungesund.  Die  Kammer  stößt  direkt  an  das  Dach,  durch 
dessen  offene  Fugen  der  Wind  hereinbläst  und  im  Winter  die  Kälte 
dringt.  Die  ganze  Familie  ist  lungenkrank.  Für  die  Woche  bleiben 
ihnen  nach  Abzug  der  Miete  15  M.  zum  Unterhalt.  Deshalb  kann 
es  täglich  nur  Suppe  und  höchstens  einmal  Sonntags  Fleisch  geben. 

3.  Familie.  Der  Mann  verdient  wöchentlich  beim  Einlegen 
20 — 25  M.  Vor  der  Steuer  hatte  er  mehr.  Für  die  Wohnung,  die 
Stube  und  Küche  enthält,  bezahlt  er  120  M.  im  Jahr.  Es  hausen 
darin  Mann,  Frau  und  3  Kinder,  und  zwar  schlafen  sie  in  einem 
Bett,  das  in  der  Küche  steht.  Diese  ist  mit  allen  möglichen  wider- 
lichen Gerüchen  angefüllt.  Die  Frau  hat  früher  einmal  V2  Jahr  als 
Abfüllerin  in  der  Zündholzfabrik  gearbeitet  bei  einem  Akkordlohn 
von  18  M.  pro  Woche.  Sie  mußte  diese  Tätigkeit  aber  aufgeben, 
da  sie  sich  dabei  aufrieb.  In  der  Woche  gibt  es  abwechselnd  Linsen 
und  Bohnen  und  höchstens  einmal  einen  Hammelskopf. 

4.  Familie.  Der  Mann  ist  Einleger  und  verdient  dabei  24 
bis  25  M.  in  der  Woche.  Er  ist  schon  7  Jahre  bei  dieser  Tätigkeit 
beschäftigt  und  hat  sich  dabei  einen  Herzfehler  geholt.  Er  möchte 
gern  den  Beruf  wechseln.  Die  Frau  arbeitet  in  der  Zündholzfabrik 
an  der  Füllmaschine  und  verdient  12  M.  pro  Woche.  Die  Wohnung 
ist  feucht;  denn  überall  an  den  Wänden  sind  große  nasse  Flecke 
und  Schwammbildungen  zu  erblicken.  Sie  enthält  Kammer  und 
Küche.  In  der  Kammer  schlafen  Mann,  Frau  und  ein  Kind  in 
einem  Bett. 

5.  Familie.  Der  Mann  verdiente  zeitweilig  im  Winter  1910 
während  14  Tagen  22  M.  Jetzt  steht  er  sich  wieder  auf  20  M.  pro 
Woche.  Seine  Tätigkeit  als  Einleger  wird  im  Akkordlohn  bezahlt, 
und  zwar  erhält  er  für  einen  Wagen  mit  15  Pressen  8  Pfg.,  während 
der  Satz  vor  der  Steuer  10  Pfg.  betrug.  Die  Frau  arbeitet  mit  in 
der  Zündholzfabrik  an  der  Füllmaschine.  Für  Stube,  Kammer  und 
Küche  werden  120  M.  jährlich  bezahlt.  In  der  Kammer  schlafen 
die  Eltern  und  2  Kinder.  Die  Stube,  die  eine  Treppe  tiefer  liegt, 
wird  für  2,50  M.  pro  Woche  abvermietet.  Der  Mann  ist  lungen- 
krank und  stark  nervös.  Seine  Hände  zittern,  außerdem  sagt  er, 
daß  er  schwer  höre.  Die  Einleger  müßten  bei  ihrer  Arbeit  laut 
schreien,  um  sich  verständlich  zu  machen,  und  könnten,  wenn  sie 
aus  der  Fabrik  herauskämen,  infolgedessen  nicht  gut  hören. 

6.  Familie.  Der  Verdienst  des  Mannes  ist  17 — 20  Mk.  Vor 
der  Steuer  verdiente  er  durchschnittlich  29  M.  pro  Woche.  Er  hat 
bei    seiner  Einlegearbeit    2  Finger   gebrochen    und   erhielt  während 
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seiner  Rekonvaleszenz  12,50  M.  Krankengeld.  Die  Frau  arbeitet  an 
der  Füllmaschine  und  erhält  2  M.  pro  Tag.  Sie  hat  sich  vor  kurzer 
Zeit  bei  einer  Entzündung  an  dieser  Maschine  das  Gesicht  ver- 
brannt und  war  darauf  4  Wochen  krank.  Die  Leute  klagen  über 
die  Betriebskrankenkasse:  denn  wer  einmal  krank  gewesen  sei, 
werde  nicht  wieder  angenommen. 

Speziell  über  die  Wohnungsverhältnisse  der  verheirateten  Zünd- 
holzarbeiter und  -arbeiterinnen  läßt  sich  folgendes  feststellen: 

I.  Die  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter:1) 


I 

11 

III 

IV 

V 

Zanow 

1.69 

7.74 

3.83 

2.26 

18.75 

Visselhövede 

3.00 

11.43 

4.00 

1.33 

16.33 

Aken 

3.00 

8.88 

6.00 

2.00 

10.86 

Bakkum 

3.23 

11.04 

4.10 

1.27 

18.96 

Lauenburg 

3.00 

8.29 

4.48 

1.42 

11.91 

Kassel 

3.00 

12.48 

4.27 

1.42 

18.72 

Coswig 

2.22 

5.24 

4.74 

1.58 

7.51 

Riesa 

3.25 

11.54 

3.20 

1.23 

14.28 

Schwenningen 

2.20 

10.80 

3.00 

1.09 

14.50 

Königsberg 

2.75 

16.75 

4.25 

1.55 

23.86 

Dittersbach 

1.25 

7.58 

3.33 

2.50 

13.35 

Hitdorf 

4.00 

7.75 

7.33 

1.83 

9.53 

Darmstadt 

3.15 

10.42 

4.09 

1.10 

13.46 

Albersweiler 

2.17 

8.10 

4.92 

2.27 

13.89 

Gesamtdurchschnitt:    2.59  9.03  4.29  1.66  14.26 

II.  Die  Wohnungs Verhältnisse  der  verheirateten 
Arbeiterinnen. 


I 

II 

m 

IV 

Zanow 

1.56 

7.99 

3.86 

2.47 

Schmiedeberg 

3.00 

5.00 

3.00 

1.00 

Bakkum 

3.19 

10.95 

4.24 

1.33 

Lauenburg 

3.06 

8.35 

3.66 

1.20 

Coswig 

1.89 

8.64 

4.11 

1.42 

Riesa 

3.50 

11.48 

2.50 

0.71 

Dittersbach 

2.00 

10.00 

2.50 

1.25 

Darmstadt 

3.63 

10.06 

4.88 

1.34 

Augsburg 

2.67 

9.50 

2.67 

1.00 

Albersweiler 

2.00 

8.00 

4.00 

2.00 

Gesamtdurchschnitt : 

2.57 

8.87 

3.90 

1.52 

1)  Erklärung  siehe  folgende  Seite. 
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Ad      I :  Anzahl  der  Räume  in  einer  Wohnung. 

Ad    II:  Monatlicher  Mietpreis. 

Ad  III:  Anzahl  der  in  einer  Wohnung  lebenden  Personen. 

Ad  IV:  Auf  1  Wohnraum  kommen  Personen. 

Ad    V:  Die  Miete  beträft  in  Prozenten  vom  Verdienst. 


4.  Organisation  der  Arbeiterschaft. 

Die  Arbeiter  der  chemischen  Industrie  und  damit  auch  die  der 
Zündholzindustrie  sind  in  dem  Verband  der  Fabrikarbeiter  Deutsch- 
lands, einem  Unterverband  der  freien  Gewerkschaften,  zusammen- 
geschlossen. Der  Fabrikarbeiter- Verband  wurde  im  Jahr  1890  durch 
die  Zusammenschweißung  verschiedener  lokaler  Organisationen  ge- 
gründet und  hat  seit  dieser  Zeit  eine  gewaltige  Entwicklung  durch- 
gemacht. Das  zeigen  die  Zahlen  über  den  Mitgliederbestand  der 
einzelnen  Jahre1). 


1890 

3  000 

1901 

34  051 

1891 

2  000 

1902 

31  866 

1892 

— 

1903 

45  533 

1893 

4  619 

1904 

50  781 

1894 

5  664 

1905 

75  870 

1895 

6  737 

1906 

123  215 

1896 

11247 

1907 

136  885 

1897 

15  639 

1908 

133  635 

1898 

18  172 

1909 

:   141024 

1899 

22  592 

1910 

167  097 

1900 

31  906 

Bis  zum  Jahre  1908  führte  die  Organisation  den  Namen  Ver- 
band der  Fabrik-,  Land-  und  Hilfsarbeiter,  da  auch  letztere  Arbeiter- 
kategorien in  ihm  vertreten  waren.  Heute  erstreckt  sich  die 
Zuständigkeit  des  Verbandes  auf  die  Arbeiter  folgender  Branchen : 
Chemische  Industrie,  Papier-  und  Papierverarbeitungsindustrie, 
keramische  Industrie,  Industrie  der  Nahrungs-  und  Futtermittel- 
herstellung neben  verschiedenen  anderen  unbedeutenderen  Industrie- 
zweigen. Von  den  rund  170000  Mitgliedern  gehörten  1910 :  50  000 
allein  der  chemischen  Industrie  an ,  aber  nur  eine  geringe  Anzahl 
der  Zündholzindustrie  (1909  waren  es  261).  Die  von  uns  befragten 
Arbeiter  beantworteten  die  Frage,  ob  organisiert  oder  nicht  organi- 
siert, wie  folgt:  Von  insgesamt  480  Personen  mit  ja:   167  männliche 

1)  Nach  Kulemann:  „Die  Berufsvereire'",  I,  2,  S.  90  und  „Gefahren  in  der 
chemischen  Industrie",  S.   110. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  47.  1  2 


—     178     — 

und  117  weibliche,  mit  nein:  98  männliche  und  98  weibliche  Per- 
sonen. Es  waren  also  bei  unserer  Erhebung  284  Arbeiter  organisiert 
und  zwar  mit  vereinzelten  Ausnahmen  im  Fabrikarbeiter-Verband. 
Die  Gründe  für  die  geringe  Beteiligung  der  Zündholzarbeiter  sind 
schon  oben  einmal  gestreift  worden.  Sie  sind  darin  zu  suchen, 
daß  die  Arbeiterschaft  der  Zündholzindustrie  auf  einem  tiefen 
Niveau  steht  und  infolgedessen  nicht  fortgeschritten  ist  mit  der 
modernen  Arbeiterbewegung.  Von  großem  Einfluß  ist  auch  das 
Moment  der  starken  Beschäftigung  von  Frauen  und  Jugendlichen, 
denn  gerade  die  höher  stehenden  qualifizierten  männlichen  Arbeiter 
bilden,  wie  das  Beispiel  in  anderen  Branchen  zeigt,  den  besten 
Grundstock  für  einen  starken  Ausbau  der  Organisation. 

Die  Mitgliedsbeiträge ,  die  der  Fabrikarbeiter -Verband  von 
seinen  Mitgliedern  einzieht,  und  andererseits  die  Gegenleistungen, 
die  er  ihnen  dafür  in  Aussicht  stellt,  sind  im  Laufe  der  Zeit  immer 
größere  geworden.  Erstere  betrugen  anfangs  25  Pfg.  monatlich, 
wurden  1892  auf  10  Pfg.  für  männliche  und  5  Pfg.  für  weibliche 
Mitglieder  pro  Woche  erhöht,  dann  1896  auf  15  Pfg.  und  7*/2  Pfg., 
1902  auf  20  Pfg.  und  10  Pfg.  und  1904  auf  30  Pfg.  und  20  Pfg. 
Jetzt  beträgt  der  Wochenbeitrag  schon  45  Pfg.  für  männliche  und 
25  Pfg.  für  weibliche  Mitglieder,  da  noch  zweimal  Erhöhungen 
eingetreten  waren  und  zwar  1906  nur  für  die  männlichen  Personen 
um  10  Pfg.  und  1910  für  alle  Beteiligten  um  5  Pfg.  Dieser  für 
die  Zündholzarbeiter  relativ  hohe  Beitragssatz  (die  wöchentliche 
Beitragssumme  macht  vom  Durchschnittslohn  beim  Arbeiter  2,84  °,0, 
bei  der  Arbeiterin  2,91%  aus)  ist  vielleicht  nicht  die  letzte  Ursache 
für  ihre  niedrige  Beteiligungsquote  an  der  Organisation. 

Für  die  finanziellen  Opfer,  die  die  Mitglieder  bringen  müssen, 
genießen  sie  eine  ganze  Reihe  von  Vorteilen,  denn  der  Verband 
zahlt  ihnen  Unterstützungen  nicht  nur  bei  Streiks  und  Maßrege- 
lungen, sondern  auch  bei  Erwerbslosigkeit,  bei  Umzügen  und  Sterbe- 
fällen. Die  weiteren  Leistungen  des  Verbandes,  von  denen  §  2 
des  Statuts  spricht,  kommen  dem  Arbeiter  teils  direkt,  teils  indirekt 
zugute.  Sie  bestehen  in  der  Aufnahme  statistischer  Ermittlungen, 
in  der  Regelung  des  Arbeitsnachweises  und  Verkehrswesens,  in 
der  Erzielung  möglichst  günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen, 
in  der  Pflege  der  Geselligkeit  unter  den  Mitgliedern  und  ihren 
Familien,  Gewährung  von  Rechtsschutz  in  Streitigkeiten,  welche 
aus  dem  Lohn-  und  Arbeitsverhältnis,  sowie  der  Kranken-,  Unfall- 
und  Invalidenversicherung  erwachsen,  und  in  der  unentgeltlichen 
Lieferung  des  Verbandsorgans   „Der  Proletarier". 
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Besonders  die  1904  eingeführte  Erwerbslosen-Unterstützung, 
die  bei  Arbeitslosigkeit  oder  Krankheit  gezahlt  wird,  hat  die  Auf- 
gaben des  Verbandes  sehr  erweitert.  Allein  1081686  M.  wurden 
1910  für  diese  Zwecke  verausgabt. 

5.  Die  beruflichen  Gefahren. 

Durch  das  Phosphorverbot  des  Jahres  1903  ist  endlich  eine 
der  schrecklichsten  Berufskrankheiten,  die  Phosphornekrose,  aus 
der  Welt  geschafft  worden.  Trotzdem  sind  damit  nicht  alle,  son- 
dern eben  nur  die  größten  Gefahren,  die  dem  Zündholzarbeiter  bei 
seinem  Gewerbe  drohten,  verschwunden.  Heute  gibt  es  immer 
noch  verschiedene  gefährliche  Stoffe,  die  schon  früher  neben  dem 
gelben  Rhosphor  zum  Teil  gebraucht  wurden,  aber  erst  nach  Ein- 
führung des  Phosphorverbotes  in  der  Verwendung  stark  zunahmen 
und  so  eine  ungleich  schwerwiegendere  Bedeutung  erhielten.  Ein 
Unterschied  gegen  die  frühere  Zeit  bildete  sich  jedoch  dabei  heraus. 
Die  Gefahren,  die  von  diesen  Stoffen,  in  erster  Linie  dem  chlor- 
sauren Kali  ausgehen,  fallen  nicht  in  das  Gebiet  der  Berufskrank- 
heiten, sondern  in  das  der  Betriebsunfälle.  Aus  diesem  Grunde  ist 
der  Arbeiter  jetzt  besser  daran  wie  früher,  weil  er  für  Schädigungen 
seiner  Gesundheit  die  Unfallversicherung  in  Anspruch  nehmen  kann 
Die  armen  Opfer  der  Phosphornekrose  wurden,  trotzdem  diese  Ge- 
werbekrankheit ganz  spezifischer  Natur  war,  also  nur  in  Zündholz- 
fabriken vorkam,  nicht  durch  die  Unfallversicherung  entschädigt. 

Drei  Arten  von  Schädigungen  ihrer  Gesundheit  sind  die  Ar- 
beiter der  Zündholzindustie  ausgesetzt : 

1.  Am  schlimmsten  sind  die  Explosions-,  Entzündungs-  und 
Verbrennungsgefahren  in  der  Tunkerei,  beim  Auslegen  und  Füllen. 

2.  Dann  kommen  in  Betracht  die  Hautkrankheiten  der  am 
Paraffinbad  beschäftigten  Arbeiter. 

3.  Nicht  direkt  gefährlich ,  aber  sehr  aufreibend  und  un- 
günstige psychische  Wirkungen  auslösend,  ist  die  Arbeit  der  Ein- 
leger. 

Die  Gefahren  der  ersteren  Art  bestehen  vor  allem  in  schweren 
Verbrennungen  des  Gesichts  und  der  Hände.  Die  Tunkmasse 
selbst  kann  sich  nicht  entzünden ,  da  sie  in  nassem  Zustande  ver- 
arbeitet wird ,  aber  kleine  Teilchen  derselben ,  die  vielleicht  bei 
einer  nicht  ganz  vorsichtigen  Hantierung  an  der  Schürze  oder  dem 
Ärmel  des  Arbeiters  hängen  bleiben  und  dort  eintrocknen,  entzünden 
sich  leicht.  So  wurde  uns  von  einem  Fall  berichtet,  in  dem  ein 
Arbeiter   auf   diese  Weise  das  Leben  einbüßte.     Er  war  durch  das 

12* 
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beständige  Umgehen  mit  der  Gefahr  abgestumpft  worden  und  hatte 
die  nötige  Vorsicht  vermissen  lassen.  Bei  irgendeiner  Gelegenheit 
entzündeten  sich  die  auf  seinem  Arbeitsanzug  haftenden  einge- 
trockneten Masseteilchen,  die  Kleider  fingen  Feuer,  und  ehe  dieses 
gelöscht  werden  konnte,  hatte  er  sich  so  schwere  Verbrennungen 
zugezogen,  daß  er  bald  darauf  starb.  Bei  den  Abfüll-  und  Füll- 
maschinen sind  Verbrennungen  des  Gesichts ,  der  Arme  und  der 
Hände  direkt  an  der  Tagesordnung.  Durch  die  Reibung,  die  bei 
den  betreffenden  Manipulationen  erzeugt  wird,  kommt  es  häufig 
vor,  daß  kleinere  oder  größere  Hölzerpartien  explosionsartig  sich 
entzünden,  wobei  die  brennenden  Masseteilchen  umherspritzen  und 
den  Arbeiter,  der  nicht  schnell  genug  ausweichen  kann,  verletzen. 
Mit  den  Verbrennungen  dieser  Art  rechnet  man  in  den  Zündholz- 
fabriken als  etwas  ganz  Gewöhnlichem  und  hat  dafür  Schmerz- 
linderungsmittel und  Verbandstoffe  immer  in  Bereitschaft.  Sollte 
aber  der  Fall,  daß  diese  vom  Unternehmer  unter  Verschluß  auf- 
bewahrt werden,  allgemein  zutreffen,  dann  wäre  jedenfalls  hier  eine 
gründliche  Remedur  am  Platze  und  eine  dankbare  Aufgabe  für  die 
Gewerbeaufsichtsbeamten  geschaffen.  Nur  dann,  wenn  der  Ver- 
bandskasten an  einer  jedem  leicht  zugänglichen  Stelle  offen  auf- 
bewahrt wird,  so  daß  der  Arbeiter  ihn  sofort  erreichen  kann  und 
nicht  erst  unter  Schmerzen  warten  muß,  bis  ihm  Linderungsmittel 
gereicht  werden,  hat  der  Unternehmer  sein  möglichstes  getan,  was 
er  dem  Arbeiter  schuldet  und  was  geeignet  ist,  schlimmere  Folgen 
zu  vermeiden.  Die  genannten  Verbrennungen  sind  nämlich  nicht 
so  einfacher  Natur  und  heilen  schwer  infolge  der  Giftigkeit  der 
verbrennenden  Stoffe,  vor  allem  des  chlorsauren  Kalis.  Anderer- 
seits kann  man  den  meisten  Arbeitern  auch  nicht  den  Vorwurf 
ersparen,  daß  sie  nicht  vorsichtig  genug  sind  und  von  der  Hand- 
habung der  Schutzvorrichtungen  (z.  B.  Glasdeckel,  die  sich  über 
dem  Hölzermagazin  der  Füllmaschinen  befinden)  wenig  Gebrauch 
machen.  Leider  ist  bei  den  beiden  Verrichtungen  des  Abfüllens 
und  des  Schachtelfüllens  der  Akkordlohn  noch  stark  in  Anwendung, 
denn  mit  der  größeren  Hast  und  Schnelligkeit,  wozu  dieser  den 
Arbeiter  verleitet,  steigt  die  Gefahr  für  ihn.  Die  Frage  nach  der 
Gefährlichkeit  der  Arbeit  wurde  bei  unserer  Erhebung  von  den 
Arbeitern  der  Schachtelfüllmaschine  55  mal  mit  ja,  9  mal  mit  nein 
beantwortet,  von  den  Tunkern  und  Paraffinierern  28 mal  mit  ja 
und  5  mal  mit  nein,  von  den  Abfüllern  durchweg,  im  ganzen  24  mal 
mit  ja.  Insgesamt  wurde  diese  Frage  232  mal  bejaht  und  304  mal 
verneint,    wovon    die    Arbeiter    110 mal    mit  ja    und    171  mal    mit 
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nein,  die  Arbeiterinnen  122  mal  mit  ja  und  133mal  mit  nein  ant- 
worteten. 

Die  Arbeit  am  Paraffinbad  ist  deshalb  nicht  ungefährlich,  weil 
die  Paraffindämpfe  bekanntlich  allerlei  Hautkrankheiten,  z.  B.  Aus- 
schlag, erzeugen.  Das  bestätigt  u.  a.  eine  uns  zugegangene  Zu- 
schrift, in  der  es  heißt:  „Unter  dem  Paraffindampf  kann  ein 
Arbeiter  kaum  ein  Jahr  arbeiten,  da  man  sehr  durch  Hautkrank- 
heiten zu  leiden  hat".  Hier  kann  schon  viel  geholfen  werden, 
wenn  ein  kräftiger  Abzugsschacht  über  dem  Paraffinkessel  ange- 
bracht wird,  der  das  Absaugen  des  Dampfes  besorgt.  Die  größeren 
Fabriken  genügen  in  dieser  Beziehung  allen  Anforderungen ;  daß 
das  aber  nicht  überall  der  Fall  ist,  zeigt  z.  B.  der  Bericht  des  Ge- 
werbeaufsichtsbeamten für  die  Pfalz  im  Jahre  1908,  wonach  dieser 
in  einer  Fabrik  eine  Anordnung  betreffs  künstlicher  Entstaubung 
und  Entlüftung  über  dem  Paraffinkessel  geben  mußte. 

Die  Einlegetätigkeit  ist  zwar  nicht  direkt  mit  Gefahren  ver- 
bunden, aber  dafür  sehr  aufreibend.  Die  Säle,  in  denen  die  Ein- 
legemaschinen arbeiten,  sind  mit  äußerst  lauten  Geräuschen  erfüllt, 
die  auf  die  Nerven  der  Arbeiter  den  ganzen  Tag  über  stark  ein- 
wirken. Dabei  nimmt  die  Arbeit  auch  die  Kräfte  sehr  in  Anspruch; 
denn  der  Einleger  muß  nach  jedem  vollgelegten  Rahmen  den 
schweren  Holzkasten  wieder  aufrichten  und  hat  im  übrigen  eine 
gebückte  schiefe  Stellung  vor  der  Maschine  einzunehmen.  Die 
Folgen  der  Tätigkeit  zeigen  sich  besonders  darin,  daß  viele  Arbeiter 
stark  nervös  sind,  und  daß  sie  unter  einer  gewissen  Schwerhörig- 
keit zu  leiden  haben.  Auch  holen  sie  sich  scheinbar  oft  einen 
Herzfehler,  weil  ihnen  die  Arbeit  auf  die  Dauer  zu  schwer  ist. 
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Schlußwort. 

Die  vorliegende  Arbeit  soll  einen  Beitrag  zur  deutschen  Wirt- 
schaftsgeschichte liefern  und  ist  in  dieser  Beziehung  ein  erstmaliger 
umfassender  Versuch,  der  im  Gegensatz  zu  den  bisherigen,  fast  rein 
technischen  Charakter  tragenden  Handbüchern  von  Kellner,  Jettel 
und  Freitag,  sowie  verschiedenen  Spezialuntersuchungen,  die  deutsche 
Zündholzindustrie  in  ihrer  Gesamtheit  und  unter  vorwiegender  Be- 
tonung der  volkswirtschaftlichen  Fragen  erfassen  will.  Besonders 
die  Arbeiterverhältnisse  in  der  Zündholzindustrie  sind  zum  ersten 
Male  in  zusammenfassender  Weise  dargestellt  worden.  Aber  wäh- 
rend für  die  übrigen  Abschnitte  der  Arbeit  ein  genügendes  Quellen- 
material zur  Verfügung  stand,  waren  die  Nachweise  über  die  Lage 
der  Arbeiter  verhältnismäßig  spärlich  in  der  Literatur  zerstreut  und 
vor  allem  von  ausschließlich  bruchstückartigem  Charakter.  Aus 
diesem  natürlichen  Mangel  heraus  erklärt  es  sich,  daß  dieser  Ab- 
schnitt sich  zu  einem  großen  Teil  auf  eigene  Beobachtungen  und 
Ermittelungen  stützt,  und  daß  er  vielleicht  auch  gegenüber  den 
anderen  Teilen  der  Arbeit  etwas  zu  kurz  weggekommen  ist. 

Das  Typische  bei  der  ganzen  Entwicklung  der  deutschen  Zünd- 
holzindustrie ist  die  Tatsache,  daß  sie  unter  dem  Zeichen  der  Gesetz- 
gebung und  einer  beständigen,  auf  die  Konzentration  hinzielenden 
Bewegung  steht.  Aus  kleinen  Anfängen  heraus  hat  sie  in  kurzer 
Zeit  einen  Aufschwung  erlebt,  wie  keine  zweite  Branche.  Aber  so 
schnell  dieser  erfolgte,  so  schnell  trat  auch  der  Rückschlag  ein. 
Schon  seit  Anfang  der  70  er  Jahre  bemerken  wir  einen  Stillstand, 
der  anhält  und  schließlich  zur  Notlage  ausartet.  Die  Gründe  dafür 
sind  die  zwar  notwendige,  aber  doch  sehr  schwer  empfundene  Be- 
lastung der  Industrie  infolge  der  sozialpolitischen  Gesetze  von  1884 
und  1903,  wie  die  sich  immer  mehr  verschlechternden  Konkurrenz- 
verhältnisse, besonders  auf  dem  Weltmarkte.  Den  schwersten  Schlag 
erlitt  die  deutsche  Zündholzindustrie  jedoch  durch  die  Einführung 
der  Zündholzsteuer  im  Jahre  1909,  von  dem  sie  sich  nur  mit  Hilfe 
einer  eingeleiteten  Regierungsaktion  erholen  konnte.     Gegenwärtig 
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befindet  sie  sich  in  dem  Zustande  des  Kranken,  der  die  Krisis  über- 
wunden hat  und  einer  allmählichen  Gesundung  entgegengeht.  Ist 
so  das  Bild,  das  im  Vorstehenden  gegeben  wurde,  ein  wenig  günstiges, 
so  läßt  sich  für  die  Zukunft  doch  wieder  Besseres  erhoffen.  Den 
verschiedenen  Kraftproben,  die  die  Zündholzindustrie  durchzumachen 
hatte,  sind  vor  allem  die  kleineren,  weniger  widerstandsfähigen 
Fabriken  unterlegen,  während  die  großen  Werke  ihre  Macht  und 
Leistungsfähigkeit  srestärkt .  und  deshalb  die  Zukunft  für  sich  haben. 
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